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L 
Chronik 
der wichtigſten Ereigniſe 
im 
europäiſchen Htaatenſyſteme 


im Jahre 1872. 


1, Ian. —8 eutſchland: Baden.] it dieſem Tage gebt, wie im Großh. 


10. 


das bisherige Kriegsminifterium ein und die gefammte Militärvertwaltung an 
Preußen über. 


»„ [England] Gewaltige Aufregung der dffentlihden Meinung über bie don 
den Berein. Staaten in der Ulabamafrage vor dem Genfer Schiebsgerichte' 
gemachten Forderungen für indireften Schaden, der ſich leiät auf eine Summe 
beziffern könnte, welche nicht hinter der Kriegsentihädigung zurückſtände, die 
Frankreich an Deutihland bezahlen muß. 

»  [Dentfed Reich.] Braf Roon wird auf jeinen Wunſch vom Kalſer feiner 
Sunttionen als Marineminifter enthoben und Beneral v. Stoſch zu feinem 
Racfolger ernannt. Derielbe erhält den Titel: Chef der Upmiralität, flieht, 
coordinirt mit dem Reichſkanzleramt, direlt unter dem Reichtlanzler und wird 
gleichzeitig zum preuß. Staatsminifter ernannt. ' 


„ [Schweis.] Beide Rathe der Bundesverfanmlung beendigen ihre Berath⸗ 
ungen, verfländigen fih über die Revifion der Bundesverfafflung und bes . 
ſchließen, daß das Schweizervolk fi über Annahme oder Berwerfung in globo, 
mit nach einzelnen Materien, äußern ſolle. Die Mehrheit für das Rebiſionß⸗ 
wert iR im Nationalrat 78 gegen 36, im Ständerath 23 gegen 18 Stimmen, 

„ [Xürlei: Rumänien] II. Sammer: genehmigt die Liebereintunft mit der 
aus den Obligationsinhabern des Strousberg’ichen Conſortiums hervorgegan⸗ 
genen neuen Altiengeſellſchaft für die rumaniſchen Eijenbahnen. 

„ [Britgenland.] Der König entläßt das Minifterium Zaimis und fest 
ein neues aus den Parteien Bulgaris und Komunduros unter dem Präafibium 
son Bulgaris ein. Da dasjelbe indeß auf eine Majorität in der Kammer nidt 
reinen Tönnte, jo wird diefe aufgelöst und werden Neuwahlen angeordnet. 

„ [Brantreig — Deutſches Reid.) Wiederherſtellung der regelmäßigen 
Diplomatiihen Beziehungen. Frankreich ihut den erſten Schritt: der Bicomte 
v. Sontaud-Biron überreicht dem beutichen Kaiſer feine Beglaubigungsichreiben, 
ih dref Arnim als Vertreter des deuiſchen Reichs dasſelbe in Frank⸗ 
rei thut. 

[Deutſchland: Sachſen]) I. Kammer: Die Regierung legt derſelben ein 
umfafiendes Vollsfchulgeiek und fünf mit einander im engften Zuſammenhang 
ſtehende Geſetzentwürfe für Reform der Innern Berwaltung, eine Gtäbteorb» 
nung für große und für fleinere Städte, eine Vandgemeindeordnung, eine 
neue Drganifation der VBezirisverwaltung und ein —8* betr. Bezirksvertre⸗ 

ngen vor. ' 


» [Deutfägland: Preußen.) Abg.⸗Haus: Delegirte aller Tiberalen Parteien 
treten gufammen, um fi über einen gemeinfamen Operationsplan gegen den 
Cult⸗ und Unterriätsminifier v. Müpler und alle von ihm außgegangenen 
Borlagen zu verfländigen. 
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18. Yan. Deſterreich⸗Ungarn.] Die citleithaniſche Landwehr iR nunmehr we 
nigftens theilweiſe organifirt. 
v» » [Ytalten.)] IL Kammer: Der Yinanzminifter Sella gibt eine Darlegung 
der finanziellen Bage des Landes und conftatirt darin den gewaltigen wirth⸗ 
ſchafllichen Aufſchwung des Bandes jeit 1860. 
» [Deutigland: Preußen] Der Gult- und Unterriätsminifter v. Mübler 
gibt gegenüber dem wider ihn im Abg.Haufe vorbereiteten allgemeinen Sturm 
jein Entlafjungsgefud ein. Derſelbe wankt endlich wirklich. 


18. „ ſDeutſchland: Preußen] Das Kriegsminifterium räumt den Altkatholiken 
von Köln die im Staatseigentbum befindliche Garniſonskirche, in der bereits 
evangelifher und katholiſcher Milttärgottesdienft ftattfindet, zur Mitbenützung 
ein. Der Weldpropft (fog. Armeebiſchof) Namtzanowsli befiehlt dem Divifions- 
pfarrer, den katholiſchen Militärgottesdienft an demfelben Tage feinerfeits ein- 
gußellen, ohne fi mit dem Kriegsminifterilum vorher darliber verfiändigt zu 
haben. 


14 „ [Deutiäland: Preußen.] Abg.-Haus: Die Vertreter aller liberalen Frac⸗ 
tionen beſchließen einftimmig, ein energiiches Mißtrauensvotum gegen ben Mi- 
nifter v. Muhler für den Gall, daB derjelbe der erften Beraibung des Schul⸗ 
auffichtsgefegekentwurfßs doch noch beimohnen follte. 

15. . Dan ie & Beide Häufer des Reichſraths genehmigen die 
Untwortsadrefien auf die Thronrede des Kailers. Im Abg.⸗Hauſe werden die 
Mopiftlationsanträge der Rationalen und Ultramontanen, Polen, Slovene, 
Tyroler, abgelehnt. 

- „10 enerreih- Ungarn] Der Minifter des Ausw. Graf Andrafſh, macht 
einer ultramontanen Deputation begreiflih,, daß er für den Papf nad ihren 
Wunſchen gar nichts thun könne, außer durch einen Krieg mit Italien, den 
fie ihm anzurathen doch ſelbſt nicht wagen würden. 

— „ [England] proteftirt beim Genfer Schiedsgericht gegen die fog. indirekten 
Schadenanſprüche in der Ulabamafrage. 

— .„ [Italien] Bon allen durd den Papft neu ernannten Biſchbfen Hat Bis 
jest nur ein einziger das ſtaatliche Erequatur nachgeſucht. Die Folge davon 
ift, daß der Staat fie zwar gewähren läßt, aber in die weltlichen Einkünfte 
nicht einmweißt. 

17. „ [Deutſchland: Preußen] Der König genehmigt die Entlafjung bes Guft- 
und Unterrihtsminifters dv. Mühler und ernennt den geb. Oberjuftgrath Dr. 
Falk an feine Stelle. 

18. „ [Rußland.] Das von der Regierung veröffentlichte Budget für 1873 weist 
jeit einer Reihe von Jahren zum erften Mal einen Kleinen Ueberſchuß auf. 

19 „ [DefterreidsUingarn.] Der eroatiſche Landtag wird don der ungari» 

ſchen Regierung ſchon zwei Tage nad) feiner Eröffnung wieder aufgelöst, da 
die nationale Partei in demjelben die Majorität bat. | 

» [Brantreih.] Nat.»-Berfammlung: Schluß der 12tägigen Gteuerbebatle: 

Hr. Thiers unterliegt mit feinem Untrage, die Befleuerung der Rohftoffe we⸗ 
nigftens im Princip zu genehmigen, mit 297 ‚gegen 3867 Stimmen. Die 
Majorität will fi zwar die NRohftofibefteuerung vorbehalten, aber erfi alle 
anderen Mittel prüfen, das Finanzſyſtem in’s Gleichgewicht zu bringen. Sr. 
Thier will zuerſt zurücktreten, laßt ſich aber doc bewegen, zu bleiben. 

». [Brantreid.) Hr. Rouher bewicht fi um einen Gig in der Rat.-Ver- 

fammlung. Brogramm der bonapartiftiihen Partei. 

21. „ _[Rupland,] Die Vorberathungen über die Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht find beendigt und dieſelbe iſt im Princip genehmigt, jo daß ber 
legislatortiden Durchfuhrung derjelben fein Hinderniß mehr entgegenfeht. 
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22. Yan. [opanten.] Das Miniferium: Sagaſta unterliegt in den Gortes und 


‚get Jene Gntl 


ung. önig Umadeo nimmt fie nicht an, Idst vielmehr. die 
es auf. Das Gabinet modifizirt ſich nach der rechten Eeite hin. 


23 , [Deutiäla nd: Eljaß-Lothringen.] Die Veflimmu.gen über das Reichs⸗ 


. 9. 
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kriegßsweſen wenden auch auf die neuen Reichtlande ausgedehnt: die erſte Re⸗ 
Irutenaushebung ſoll im Oktober, unmittelbar nad dem Ablauf des Options» 
termins, fattfinden. 


. ——— Staaten.] Die ſogen. liberalen Republikaner von Miſſouri 


artei Schurz) beſchliehen, auf den 8. Mai eine Maſſenconvention nach Cin⸗ 
einnati einzuberufen, um gegen die Wiederwahl Brant’s zum Präſidenten der 
Union vorzugehen und ſich über einen Gegencandidaten zu verftändigen. 

Deutfchland: Bayern.] I. Kammer: In der frage der Beſchwerde des 
Bijofs v. Aupsburg wegen angeblidher Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte 
bez. des Schutzes, den die Regierung dem altkatholiſchen Pfarrer Renftle in 
Mering angebeihen läßt, fliehen ſich nad mehrtägiger nufgeregter Debatte bei 
der Abſtimmung 76 gegen 76 Stimmen gegenüber: der Antrag, die Beſchwerde 
für begründet zu erflären, ift damit abgelehnt und die urſprüngliche ultra» 
montane (patriotiichstatholiiche) Mehrheit der Kammer erleidet die dritte große 
Niederlage feit dem Juli 1870. ' 

(Brantreid.] Danifeft des Grafen von Chambord: er beharrt auf der 
weißen Sahne und will niemals der „Iegitime König der Revolution” werden. 


so [Branlreid.] Rat.-Berfammlung: Hr. Thiers ſetzt feine Borlage bez. 


der Handelsmarine und zum Schuß derfelben gegen fremde Goncurrenz durch 
und erringt damit nad feiner Niederlage vom 19. d. DM. einen erften pral- 
tiſchen Sieg für feine nationalsdlonomifhen Ideen. 


Teutſchland: Zreuen Abg.-Haus: Budget, Etat des Cultminiſteriums. 


Der neue Sultminifter Wald zieht alle Vorlagen feines Vorgängers außer der 
Schulaufſichtsvorlage zuräd. Rede des FUrſten Bismard gegen bie Centrums⸗ 
Bradion, deren Bildung er geradezu eine „Mobilmahung gegen den Staat“ 
nennt. 


1. Sehr. [Dänemart.] I. Kammer: verwirft mit 32 gegen 16 Stimmen einen 


2. 


>» 


Sefehesentwurf wegen Ausdehnung des Wahlrechts in den Gemeinden, ber in 
der II. Kammer ın allen drei Lefungen angenommen worden iſt. 


„Frankreich.] Nat.-Verfammlung: beſchließt die Kündigung des englijchen 


Sandelsvertrags und gewährt damit Hrn. Thiers einen zweiten Triumph für 
feine national-dfonumi Seen. 

Der Antrag auf Rüdverlegung der Berfammlung nah Paris wird ohne 
eigentliche Debatte auf ſtürmiſches Andringen der monarchiſchen Parteien mit 
877 gegen 318 Stimmen verworfen. Der Minifter des Innern, Caſ. Perier, 


‘nimmt in Folge dieſes VBeichlufies feine Entlafjung, tritt aber nunmehr nicht 


in das rechte Genteum gurüd, fondern dem Linien Gentzum (der befehrten 
Republilaner) bei. Hr. Thiers ernennt den (epubt) Sandelsminifter Lefranc 
zum Minifter des nern und den (monarch.) Abgeordneien be Soulard zum 
Dandelsminifter. 
talien.] IL Kammer: if fortwährend zu jedem neuen Grebit für das 

Milttärweien geneigt und bewilligt dem Kriegsminiſter jogar mehr, als er 
verlangt. Die dffentlihen Blätter bringen Vergleiche zwiſchen den franzdſiſchen 
und italieniſchen Gtreitfräften für den Wall eines Krieges mit Frankreich. 

[Solland.] Der bisherige niederländiſche Geſandte am päpftl. Hofe wird 
nach dem Beſchluſſe beider Kammern abberufen, und der Poſten bleibt unbe, 
jegt und aufgehoben. 


(England.] Eröffnung des Parlaments. Die Thronrede Reli eine Bor⸗ 


. lage für Einführung des Ballots in Ausficht. 
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6. Febr. [Zürkei: Bulgarien] Die Pforte geficht den Bulgaren die Wahl eimes 
eigenen Exarchen zu. Gin bulgariſcher Pirdencongreh ſoll demnacht zufammen- 
treten. Der griechiſche Patriarchat proteſtirt dagegen und beruft eine Urt Ge 
neralverfammlung der orihodoxen Kirche bebufs weiterer Maßregeln eis. 


8.. „fi eutfchland: WBürktemberg.]) IL. Kammer: Ichnt den Antrag Oeſterlen 
ae. nsahrung der fogen. Reſerdatrichte gegen das Mei mit 60 gegen 29 


» [&ngland.] Ber Bicelönig von Indien, Bord Mayo, wird auf deu Upde- 
maninjeln von einem Fanatiker ermordei. Lord Rerihbroot wirb zu feinem 
Nachfolger ernamnt. 


» [Deutfäland: Preußen] Abg⸗Haus: nimmt das Eäulauffictsgefeg in 

weiter Lefung mit der Tleinen Mehrheit von 197 gegen 172 Stimmen en. 

rſt Bismard tritt entjgieben für die Vorlage gegen die ultramontane 
Gentrumsfraction ein. 


ſIDeutſchlaud: Bayern.) II. Rammer: Ichnt den Smitietivantrag der ul- 
ttamontanen Partei betr. Wahrung der bayerifchen Reſervatrechte gegen das 
deutſche Reich mit 75 gegen 73 Stimmen ab und nimmt benjelben aud in 
mobifigirter Baflung nur mit 76 gegen 72 Stimmen, alfo nicht mit der er- 
forderlichen Bweidrittelsmajorität an. Ber Untrag gilt aljo für abgelehnt, 
wie er in der mürttembergifchen Kammer verworfen wurde. 


10. „ [Deutfeland: Elfaß-Xothringen.] Die Reiösregierung acceptirt die Er» 
Märung der römifchen Eurie, daß das franzdfiihe Eoncordat von 1801 „von 
dem Uugenblide an feine Kraft mehr habe, in weldem Elſaß ein Theil bes 
deutfchen Reichs geworden ift“, ihrerfeits, um durch ihre offiziellen Organe zu 
erflären, daß „als einfache Eonfequenz diejer Erflärung die beir. Berhältnifie 
von ſtaatlicher Geite nunmehr (nicht etwa durch ein Concordat, fondern) im 
Wege der Befehgebung würden georbnet werden‘. Die Curie erfennt zu ſpat 
den begangenen Mißgriff. 

1l. „ een: Vreußen.] Die feubalsconfervative Kreuzzeitung bricht ent» 

den mit dem Fürſten Bismard und kUndigt ihm wegen feiner legten Reben 
m Abg. Hauſe energifche Oppofition an. Ä 

», [Deutiland: Preußen.) Abg.-Haus: nimmt das Schulauffichtsgeſez im 
dritter Refung mit der der erheblich größern Majorität von 207 gegen 155 
Stimmen an. " 

» [drantreig — Belgien] Graf Chambord Hält in Antwerpen einen 
Heinen Sof und empfängt demonftrative Deputationen feiner Anhänger. Die 
Bevblkerung von Untwerpen bemonftrirt hinwieder gegen diefe Demonftrationen. 

15. „ [Frankreich] NRat.-Berfammlung : beſchließt ein Gejeg, das für den Fall 
einer gewwaltiamen Uufldfung die Generalräthe an ihre Stelle jet. 

17. „ [Yrantrei A Ben Bemeinderath don Paris beginnt den unentgeltlicden 
und obligatoriſchen Boltsigulunterricht praftiich durchzuführen und die Schulen 
der kirchlichen Gongregationen fo viel möglich zu beſchränken. 

18. „ [Deherreig-Ungarn)] Die cisleithanifdhe Regierung gewinnt die Ab» 
geordneten Dalmatiens durch fpecielle Conceſſionen für das dem Reichsrathe 
borgelegte Nothwahlgefeg gegen die Begner der Verfafſung. 

19. „ [Deutjhland: Preußen.] Abg.Haus: genehmigt die Befekesporlage über 
die Oberreönungslanmer gegen die Anträge der Gommilfion im Weſentlichen 
nach den Forderungen der Regierung mit 310 gegen 43 Stimmen (der Fori⸗ 
frittspartei). 

IDeſterreich -Ungarn.] Das Ubg.⸗Haus des Reichtraths igt dos 
fog. Rotbwahlgeiek een " —— Meubalın und ramosianın Gegner 
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mit 104 49 Stimmen, u mehr als 
I; —X mehrheit. Das —— — dası.'he u 5. 
Mu mit 73 gegen bloß 10 Stimmen. 
Dänemark) IL Kammer: Ichat die von. der R vo la⸗ 
—— — 44 mit 47 gegen 45 —* ab. —A — 
— in Folge davon feine Entlafjung ein. 


"21. „ [Deßerreig-Ungarn.] Im ungeriigen Reihste ‚egiant bie Debatl 


über die von der Regierung vorgelegte Wahlreform. ppoſition erllärt 
* „uhren Entihlug, das Zuflandelommen deB Fee um jeden Preis zu 


232. „ 78* Hland: Preußen.]) Angeblicher —— eines polniſchen 
Apothelers aus Poſen auf den Reichslanzler. Die in Folge davon in Polen 
bei dem Prälaten Kozmian vorgenommene Geusjagung führt zwar nicht zu 
Verweilen für das Attentat, wohl aber zur Alagnahme nuetlig wichtiger 
Briefſchaften bez. der Umtriebe der polniſch⸗elericalen Part 

.. ulnärtel: Bulgarien.) Der beigarüihe Rirddencongreß as den Biſchof 
nthimos von Widdin zum Exarchen. Der Gultan beRätigt ihn. Das grie⸗ 
Patriorchat proteſtirt neuerbings. 

B.. — ürttemberg.] IL Kammer: unterdruckt gelegentlich des 
Pe die Geſandiſchaften in Er Bern und Karlßruhe, bewilligt die⸗ 
jenigen in Berlin und St. Peteröburg ohne Anſtand, dagegen die in Wien 
nur mit 44 gegen 43 und die in Mänden nur mit 54 gegen 88 Stimmen. 
.. „Lreutiälend; Sachſen.]) IL Kammer: bewilligt mit 82 gegen 81 Stim⸗ 
für die Geſandiſchaft in Wien nur mehr tranfitoriich, 
—* ai 81 gegen 26 Stimmen der Regierung, ihren Widerſpruch gegen 
Diäten für die Mitglieder des Beige im. Bundetraib fallen zu laflen und 
beſchließt nad Iehhahter Eebatie „die rtung auszuipredden, dab die Res 
Tune 14 Im Eistee u Der Susi br Rläscomeeng auf Di 

n 
Antrage” Laster) zuftimmend erflären werde”. — 
o Deſterreich⸗ Ungarn.]) Der Reichtrath erflärt, wie bisher ſhon, bie 
Sitze der nicht erſchienenen ejechiſchen und feubalen Abgeordneten aus Böhmen, 

Mähren x. für erledigt. 
=. , ————— di Sl Wbg. » Haus: nimmt den Geiegeßentwurt betr 

Gteuernagläffe re An in dritter Sefung nach den Bellüffen 

der jioeiten —* Fee Negierung sieht die Vorlage zuräd. 

27. „ [Brantreig — 2* Der Graf ©. Chambord, der ſeit einiger 
Zeit in Untwerpen eine Urt Soflager gepalken und —2 Deputationen 
feiner Unhänger empfangen bat, weicht den der Beuölferung 
der Stadt und zieht ſich zunachſt nad Dordrecht zurüd. 

28. frei O Re Der d Botſchafter | ris 
‚ld —* —— —— ee ; betr Im 
Sahlungsmobus der vierten Halbmilliarde, die bid zum 6. Mürj 8* wird. 


29. „ olmeniislend: Preußen} Der Sultminifler erläßt eine Verordnung betr. 
tion von Religionsunterricht an böbern Behranftalien, um den 
* Bejämerden ber verſchiedenen Barden Innerhalb der kath. Kirche zu 


— — —88 Stalien.] Der preukiihe Prinz Friedrich Karl beſucht 
Rom und wird überall mit der größten Zuvorlommenhen aufgenommen. 
=. [Deutiälann: S ae unb Polen * Die En — 
dentigen R u onſtigen au 
—2 Orbensgeiftliien auf —— Ver Reg —— hasgemiefen, 
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— kreich.] Rat. lung: Die verſchiedenen i ⸗ 
debn Progrmn, vermögen Ra Dog 
nicht zu einigen. | 

— 5: [Türkei] Die öffentlie. Meinung beipäftigt ſich nachgerade Iebhaft mit. 
Fade ultan beabfitigten Thronfolgeänderung zu Bunften feines Sohnes 


L. März. [Bereinigte Gtaaten.], Velde Häufer deB Congreſſes haben eine 
Unterſuchung über die von der Regierung während des beut 9 esta 
Krieges gemachten WBaffenverläufe (an Frankreich) beſchloſſen. Die Unterfuch⸗ 
ung wird aber durch den Einfluß der Regierung nicht ernſtlich geführt und 
führt zu feinem Reſultate. 


& „ [drantreig.) Geandaldfer Prozeß des gew. bonapartiſtiſchen Präfekten 
Janvier de la Motte. Der Finanzminiſter Pouyer⸗Quertier wird in Folge 
deffelben gezwungen, feine Demilfiort zu nehmen und durd den (monard.) 
Sandelsminifter de Goulard eri 


. e. [Italien] In Rom conftituirt ſich eine italieniſche Vibelgeſellſchaft. 

vv [Rormegen.) Etorthing: beſchließt, daß die Giantsräthe (Minifterium) 
den Sitzungen des Gtortbings beizumohnen haben. Der König lehnt die 

.  Ganctlonirung des Beilufies ab. 

5. „ [Defterreid-Ungern.] Der ungariſche Reichstag nimmt die Wahlreform- 
vorlage im Princip an, Die Oppofition erflärt jedoch fofort, das Belek tobt 
reden zu wollen. Beginn eines parlamentariihen Scandals ohne Bleichen. 

7. 0 [Deutſches Reich.) Die Givilprogek - Gommilfion bat ihre Arbeiten be⸗ 

endigt und Überreiht dem Reichtkanzler den fertigen Entwurf. 

»_ e [Beutfdland: Eljah-Rothringen.) Der Oberpräfldent regelt die den Ein» 
wohnern bis zum 1. DO. freiftehende Option für Frankreich: dieſelbe ift nur 

iltig, wenn die für Frankreich Optirenden zugleih auch ihren Wohnfig nad 
Wann verlegen. Ohne diefe if die Option ungiltig und eine leere De 
monftration. 

8 „ [Deutfland: .] Herrenhaus: igt, die Unträge ſei 
Glmmiffion, das Eufnufflätnoefeg mit bee unermarie nrohen Wehrärt von 
125 gegen 76 Stimmen, nachdem die Dinifter Gürft Bismard, Graf Eulen- 
burg und Dr. all entſchieden für dasjelbe eingetreten find. 

W [DeRerzeig Ungarn — Frankreich.] Die öfterr.-ungarifdge Regie 
rung gebt auf die Wunſche der Regierung des Hm. Thiers bey. Modifitation 
des beflebenden Sandelsvertrags nicht ein. 


9. „ IFrankreich — Deutſched Reich]) Die vierte Halbmilliarde Kriegsent- 
ſchadigung if von Frankreich bezahlt. Deutihland räumt die Depariemenis 
Cote d’or, Jura, Doubs, Gelne et Marne, Aube et Aiſe. 

10. „ [Deutfälend: Baden.] II. Kammer: beſchließt den Ausſchluß der Mit- 
glieder religidfer Orden oder orbensähnlidher Gorporationen, die einem außer⸗ 
halb Deutichlands mwohnenden Obern unteffichen, von der öffentlihen Lohr⸗ 
wirkſamkeit und unterfagt die Abhaltung von Mifflonen dur Mitglieder 
religidfer Orden. 

11. . [Deutiäland: Preußen] Der Gultminifter Fall verlangt vom Biſchof 
son Ermeland die Zurüdnahme der gegen den Religionslehrer Dr. Wollmenn 
und den Profefior Micelis ohne die vom Geſetz geforderte Zuſtimmung der 
Gtontsregierung verhängten Ercommunilationen, widrigenfalls er ihm mit 
‚einer Temporalieniperre droht. 

» [England] Unterfaus: genehmigt die Vorſchlage der Negierung für Ne 
organifation der Sandarnıee (Berftärfung dur; Gombination der flehenden 
Armee mit der Reſerve und den Milizen). 





au 
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12. Märı. [Deutſchland: Sachſen) II. Kammer: ſchließt die Berathung bes ihre 
von ber Regierung vorgelegten Vollsſchulgeſeges und nenehmigt "den weſent ⸗ 
lich mobdifizirten Entwurf mit 48 gegen 22 Stimmen. Die tiefgreifendfie Mo⸗ 
difilation beſteht darin, daß die Kammer die Gonfelfionalität der Vollsſchule, 
welche die Regierung durchweg aufrecht erhalten will, durchweg befeitigt hat. 


18. „ [Deutfchland: Preußen.] Erlaß des Eultminifiers an die k. Regierungen 
‚betr. Ausführung des neuen Schulauffihtsgeietes. Am Allgemeinen werden 
die biſsherigen Schulinfpeltionen in dem nunmehr ausfliehlich ſtaatlichen Amte 
beflätigt. Diejenigen Echulinipeltoren indeß, melde fi die Bernadläffigung 
des deuiſchen Spradyunterrichts in den Vollsjäulen polniicher, namentlich pol⸗ 
nijch⸗katholiſcher Gegenden haben zu Schulden lommen laſſen, follen entfernt 
und durch geeignetere Perjönlichleiten erjegt werden. 


» [Deterreih- Ungarn.) Ein kaiſ. Patent Idst den noch unter bem Mini⸗ 
Rertum Hohenmwart gewählten, in jeiner Mehrheit czechiſch gefinnten bohmiſchen 
Randtag nunmehr auch auf und orbnet Neuwahlen an. 


»_ « [$rantreih — England.) Frankreich Mindigt England den Handelßver⸗ 
trag von 1860. 

14. „ [Frankreich.] Nat.⸗Verſammlung: beſchlleßt ein jehr ſtrenges Gefetz gegen 
die ſog. Internationale. | 

15. „ [Leutfälanv: —— Herrenhaus: genehmigt einſtimmig das Budget 
für 1872. Der Finanzminitter Camphauſen beleuchtet bei diefer Gelegenheit 
die günflige Lage der preußiiden Finanzen. 

v„ o [Beutigland: Sadien] I Kammer: lehnt die Zuſtimmung der II 
Kammer zum fog. Antrag Laster heir. Erweiterung der Competenz des Reichs 
auf das gejammte bürgerliche Recht ihrerjeits mit allen gegen 4 Stimmen ab. 


- (Deſterreich⸗ Ungarn.) Das Abg.⸗Haus des Reihsratys bewilligt nad 
dem Berlangen der Regierung eine halbe Million ©. für Unterflügung bes 
vielfach ganz elend befoldeten niederen Elerus. Die Bilhdfe find mit der 
Maßregel ganz und gar nicht einverftanden. | 

e « [Brantreid.) Rat.-Berfammlung : Beginn der Budgetbebatte. Hr. Thiers 
dringt neuerdings auf Beſteuerung der Rohſtoffe. 

» » [Griedenland.] Die Neuwahlen zur Kammer find, wie zu erwarten 
Rand, überwiegend zu Gunften der Regierung ausgefallen. u 

18. „ (Defſterreich⸗ Ungarn.) Der Berfafiungsausichuß beendet feine langen Be⸗ 
rathungen über einen Ausgleich mit Galizien: es ſoll nicht allen, aber doch 
den meiften Wunſchen der, Bolen entſprochen werden, aber nur unier der Ve⸗ 
dingung, daß der galiziſche Landtag den Ausgleich vorher genehmige, d. 5. 
fich damit zufrieden erkläre. Ferner ſoll die Art der Beſchickung des Reichs⸗ 
raths durd Galizien erft gelegentlich der Wahlreform des Reichsraths feſt⸗ 
geftellt werben, d. h. die von den Polen auch darin verlangte Ausnahmſtel⸗ 
lung vorerſt noch in Trage geftellt bleiben. 

19. „ [England.] Gin Antrag des republifaniihen Sir Ch. BDilfe veranlaßt 
im Unterhaufe eine ganz fcandaldje Scene 

» [BDeutfäland: Preußen.) Cine Verfammlung der angefehenften Bürger’ 

Berlinß erklärt fih energiih gegen das Vorgehen des orthodoxen branden- 

burgifchen Gonfitoriums wider den liberalen Prediger Sydow. 


» „Brankreich.] Nat-Berfammlung: Tebatte über die bisher immer und 
immer wieder verfchobenen ſog. katholiſchen Petitionen (fiir Unterflügung des 
Bapftes gegen Yalien). Hr. Thiers erflärt diefeiben für inopporiun. Biſchof 
Dupanloup gibt ſich damit zufrieden und die Angelegenheit wird auf unbe⸗ 
ſtimmie Zeit bei Seite gelegt. | 
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580. März [Rubland: Finnland.) Wlle vier Stande des Sanbiags ſprechen ſich 
* Gemäßrung d der Preßfreiheit aus. Die Regierung gebt jedoch nicht dar⸗ 
au 

3. „ ſDeutſchlanb: Preußen.] Abg. enehmigt die Kreisorbuungsvor- 
lage nad den Unträgen der Commiſ on ei lich mit 256 gegen 61 Stim⸗ 
men (der Außerfien Rechten und clericalen Fraction, die Polen enthalten Fi). 

oe o _ [Deutfgland: Sachſen] U. Kammer: genehmigt fa einflimmig die 
Borlagen ber Regierung betr. neue Städte und Landgemeindeorbnungen. 

2. „ [England.) Das Budget meist neuerdings einen Ueberſchuß von mehr 
als 3’. Mil. Bf. St. aus, die zu Steuererleichterungen verwendet werben. 

36. [Deutfgland: Bayern.] I. Kammer: Ichnt das Budget- Voftulat der 
"Regierung von 20,000 fl. fir die Renierungsprefle mit großer Mehrheit ab. 

29. DR kirnaiy Mer Belgien.] Frankreich Lündigt auch Belgien den mit ihm 

ebenden Handelsvertrag. 

o 0 L[Bereinigte Staaten] Die Legislatur von Rew⸗ York genehmigt b den 
neuen Sharter für die Stadt New⸗PYork. Die wirkliche und gänzliche Sa 
berung der Stabtverwaltung fieht aber trogdem noch in weiten Felde. 

. „|Bereinigte Staaten.) Das Comité der Miffouri- Gonvention veröffent- 
t das Programm der anti⸗Grantiſchen, neurepublilaniſchen Partel. 


1. April. [Holland.] Großartige Nationalfeier des Jahrettags der Einnahme 
Brielle'8 durch die Waflergeufen und der Unabhängigkeit des Staates. Rur 
an einigen Meineren Orten fuchen Tath. Zeloten das Gef zu flören. 

. [Schweden.] IL Kammer: beſchließt mit großer Mehrheit, den Pfarrerm 
"den amtlichen Dorf in den Localſchulräthen zu entziehen und biefen das 
Net einzuräumen, ihre Präfidenten aus ihrer Mitte frei zu wählen 

—, — Sa chndr Breußen.] Weitere Uuswellungen frembländifgier kath» 

liſcher Ordensmitglieder und Weltgeiſtlicher. 

8% „ [Spanien] Die neuen Gorteswahlen ergeben eine große Mehrheil zu 
Bunften des Minifiertums Gagafla. 

4 „ [Deutidland; Preußen] Der Biſchof v. Ermeland lehnt die Forderung 
* — vom 4. März beir. die von ihm verhängten Ercommun 
eationen a 

6., [Schweden.] I. und TI Kammer: beſchliehßen Abereinſtimmend, mit 72 
pegen 28 und mit 101 gegen 71 Stimmen, das bisher geltende Reit, ſich 
n Friedenszeiten von den IBaffenübungen loszulaufen und in Sriegszeiten fid 
dur einen andern im Dienfle vertreten zu laffen, aufzußeben. Durch diefen 
Beſchluß wird die allgemeine Wehrpflicht in Schweden eingeführt. 

5 „" [Deutfges Rei.) Erbffnung des Reichſstags. Thronrede dei Kaiſers. 

[Deutfched Neid.) Bundesrath: Trage einer Beſchlußfafſſung über den 
” fog. Untrag Laster betr. Rechtseinheit. Die Ausſchüſſe ſprechen ſich mit Mehr⸗ 
o (worunter die Koͤnigreiche) gegen die Genehmigung aus, während bie 

—— (worunter Preußen) für dieſelbe if. Der Reichſkanzler conkatirt, 

die Meinungsverfägiebenheiten mehr in der Form, als in der Sache zu 

en feinen, und auf jeinen Antrag werben diejenigen Btegierungen, die 

— den Antrag find, eingeladen, ihre Anſichten und ——— In 1 u formu- 
liren, womit die frage den Augsſchufſen behufs weiterer Anträge wieder 


wielen wird, 
11. et Hland: Preußen] Cine Conferenz der preuß. Biisöfe in n Bube 
t, fi dem neuen Schulauffichtsgeſetze zu fügen, jedoch eine Berwah⸗ 


» 
N } — su richten und ein gemeinjames Birtenfäpreiben an 
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11. April. [grankreich.] Der Erzbiſchof von Paris promulgirt bie Dekreie des 

vatieaniſchen Goncils, ohne dafür die gefehlicden Behimmungen zu beobadien. 

12. „ [Dekerreig-Ungarn] Im ungariigen Reichttoge hat die Oppoſition 

durch den in Scene geiekten parlamentariiden Scandal das Zuſtandekommen 
des neuen Wahlgeſetzes wirklich verhindert. 

14. „ [Deutihges Reich.) Bundesrath: Württemberg Reit den Untrag auf Ber» 

ichung der Berbandlungen dei Bundesraths. 

» [Deutiges Neid.) Reichttag: Die Betitionscommilflen wählt bezeichnen⸗ 
der Weile den Abg. Gneiſt (Kloſterfrage in Preußen) zum Reſerenten über 
die Petitionen in Sachen des ZYeluitenordens. 

» [Brantrei)] muß die wieber eingeführten Paßplafereien zunähft gegen 
England und Belgien, etwas fpäter gegen die Schweiz und Italien und ſchließ⸗ 
lich auch gegen Deutſchland wieder fallen laflen. 

15. „Y [Deutihland: Bayern. II. Kammer: Die clericale Partei will alle 

- anberdeutichen Geſandtſchaften mit Yusnahme derjenigen in Bien abichaffen. 

Der Untrag wird mit einer nur feinen Majorität abgelehnt. 

» [Brantreid.] Schluß der Geffton der Beneralräthe. Eine ziemliche Uns 
zahl derſelben hat ſich wieder für obligatoriſchen Schulunterricht und für all» 
— Wehrpflicht ausgeſprochen. — Gambetta macht eine Agitationsreiſe 

Aufloſung der Nat.⸗Verſammlung und gegen die monarchiſchen Fractionen 
der Rat.⸗Verſammlung. 

16. „ [Säweden.]) I. und I. Kammer: lehnen die beantragte Ausdehnung des 

Wahlrechhts für den Reichstag vorerfi ab. 

17. „ [&panien.] Der Herzog v. Diontpenfier erflärt fi nun doch wieder für 
die Thronanſpruche des Prinzen Ulphons, des Sohnes der Ezlönigin Yjabella. 

» [Türkei] Die Pforte löst theitweile den Vertrag mit dem Baron Hirſch 
beir. die rumeliſchen Eifenbahnen und übernimmt den Bau eines Theils dieſer 
Linien jelber. j 

19. „ [Stalien.] I. Rammer: Der Unterrichtsminſſter bringt einen Bejches- 

— ein, durch welchen der Elementarunterricht für obligatoriſch erflärt 
wer oll. 
20. „ (Deutſchland: Preußen] Abg.⸗Haus: Der Finenzminifier macht dem⸗ 
ſelben die Mittheilung, daß der Ueberſchuß der Einnahmen über die Aus⸗ 
gaben des vorigen Jahrs die Höhe von Über 9 Mill. Thlrn. beitrage. 

. [Schweiz] Der Bundesrath ſetzt die allgemeine Boltsabflimmung über 
die revidirte Bundesverfaſſung auf den 12. Mai an und erläßt zugleich eine 
Proflamation, ir der er das Revifionswert dem Volke warm empfiehlt. 

» » [Rormegen.] Stortging: Iehnt die beantragte Einführung des allgemei- 

nen Stimmrechts ab. 

21. „ [Gpanien.] Schilderhebung der Garliften in den baskiſchen Provinzen. 

23. „ [BDeutiägland: Bayern.) II. Kammer: fließt die Budgeiberathung ohne 

GSteuererhöhung, obgleich die Erhöhung der Beamiengehalte 8’, Mill. ©. 
—* und trog der größern Ausgaben, welche der Eintritt ins Reich verur⸗ 
act Bat. 

24. „ [Deutigland: Bremen.) Die Bürgerihaft beſchließt auf den Antrag bes 
Senats, wie Mecklenburg, ſchon jest zur Boldwährung und zum Markiyfem 
überzugeben. 

» [Spanien] Eröffnung der Gortes, Die Republitaner und die Radicalen 
(Zoriliften) haben ihre Sitze eingenommen, die Carliſten dagegen nicht. 

25. „ [Deutfdes Reich.] Der G Sträger des deuntſchen Reis am päpft- 

tiden — v. —88 dt — —*8* elle Untonelli mit, 
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daß der Kaiſer den Cardinal Fürſten Hohenlohe zum Voiſchaſter Kim heiligen 
Siuhle ernannt habe und fragt an, ob berjelbe dein Papſte genehm fei. 


3. April. [England] Die Regierung widerjegt fi einer iriſchen Univerfltätsbi 
des Prof. Fawcen im Unterhaufe. Gladflone will künftiges Jahr diekfalls 
ſelbſt eine Bil einbringen. 

WR F@vanien Marſchall Serrano wird zum Generaliffimus gegen die Gar- 
Iiften ernannt und geht ſogleich in die baskifden Provinzen ab. 


* eutſches Reid.) Reichttag: Schluß der Berathung bes Reihsbeamten- 

etzen. Dasſelbe wird mit ziemlich großen Mebrheiten ſtark in liberalem 

inne modifizirt, fo daß Delbrück das Scheitern des Geſezes im Bundeßrathe 
in Ausficht ſtellt. 

Deutfchland: Bayern] Schluß der Landtagsfeffion. Das Refultet iſt, 
dab die fogen. patriotifpeclericale Partei, die, geftügt auf die |. 3. in dem 
Wahlen errungene Heine Majorität, mit fo großen Hoffnungen auf den Plan 
getreten ift, ſchließlich auch nicht eine ihrer Pbesififden Borderungen durchzu⸗ 
ſegen vermocht Bat. 

[Oeſterreich⸗ Angarn.]) Die Neuwahl deß bbhmiſchen Landtags hat das 
erwartele Reſultat ergeben: der Großgrundbeſitz hat wieder verfaſſungſtren 
gewählt und die Deutichen haben wieder die Majorität. Die czechiſche Min- 
derheit erfcheint, wie bisher, gar nicht im Landtage. Der Landtag trifft feine 
Wahlen in den Reichsraih: von 54 Gewählten gehören 40 der Berfaffungs- 
partel, nur 14 den Gzechen an, die auch im Neichsrath nicht erfcheinen. Die 
Regierung kann indeß nunmehr auf eine Zweidrittelmehrheit für die Wahl⸗ 
reform im Reichsrath ficher zählen. 

27. , [e elgien.] IL Kammer: Die Oppofition bringt die Weigerung des bei- 
giſchen Belandten am Hofe des Königs von alien, feinen Wohnflg nad 
Rom zu verlegen, zur Sprache. Die Regierung conftatirt, daß fie ihm neuer» 
lich die beftimmte WBeifung ertheilt habe, dieß zu thun, und daB er in Rom 
bleiben werbe, . 

20 „ (Deut! Hland: Elfaß-Lothringen.] Der Kaiſer voligieht die Stiftung 
urlunde der Univerfität Straßburg. " 

80. „' [Deutihes Reich.) Reichttag: Die für den Entwurf eines Militärfirafe 
geſetzes niedergeſetzte Commiſſion einigt ſich fchliekli doch mit der Regierung 
über die fireitigen Punkte, und nimmt daß Ganze mit 15 gegen 6 Stim⸗ 
mn an. 


1. Mai. [Deutſches Mei.) Der Bejhäftsträger am papfilichen Hofe verlangt 
‚Antwort auf feine Notifilation vom 25. v. Mts. In Deutiäland weiß in- 
zwilcdhen die uliramontane Partei bereits, daß der Papft den Garbinal Hohen⸗ 
Iohe als deutſchen Botichafter zurückgewieſen hat. . 

vo [Deutfhes Reid.) Reichttag: erklärt fih mit großer Mehrheit für Ger» 
abjegung reip. Aufhebung der Salzabgabe. Der Reichskanzler erflärt fidh 
naprüdli dagegen ohne vollen Erjag für den finanziellen Ausfall. („Bor 
litiſche Seuchelei.“ ) 

eo « _[Deutigland: Elſaß⸗VLothringen.] Felerliche Eröffnung der IUniverfität 
Gtraßburg. 


W —— Nat.⸗Verſammlung: flellt den Staatsrath wieder ber, be⸗ 
halt fi jedoh die Wahl der ordentlichen Staatsräthe felber vor und über- 
laßt nur die Ernennung der außerorbentlidhen Stantsräthe der Regierung. 


W daten. I. Kammer: genehmigt nad dem Untrage der Regierung bie 
voliftändige, Mufhebung der theologiſchen Walultäten an den italieniſchen Unis 


berfitäten 


26. „ 
& 
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1. Mei. [Zürkei,] Die Pforte tritt entſchieden auf Geite der antipäpfli 


* 


7. 


11. 


12. 


18, 


14. 


15, 


hen 
Bartei innerhalb der laiholiſch⸗ armeniſchen Kirche, indem fie die papfi. Bulle 
Reverfurus für null und nichtig erflärt und die Wahl eines neuen Patri⸗ 
archen ſtatt der päpſtlichen Greatur Hafſun anorbnet. 

» Mom — Deutſches Reich.) Der Papft lehnt endlich die Annahme des 
Garbinals Hohenlohe als deutichen Botſchafters in aller Form ab, 

» [6 panten.] Don Garlos erſcheint ſelbſt auf dem Kriegtſchauplatze und 
erläßt eine Proflamation an die Spanier. 

»„ [Holand.] IL Kammer: verwirft mit 51 gegen 27 Stimmen die ihr 
von der Wegierung vorgelegte Einkommenſteuer. Das Minifterium nimmt 
in Folge davon feine Entlafjung. 

« „_[Rereinigte Staaten.] Cincinnati-Gonvention der liberal⸗republilaniſchen 
Bartei. Diejelbe flellt, jedoch erft im fechsten Wahlgange, den Rebalteur der 
Renyork-Tribüne, Hor. Greeley, als Praſidentſchafts⸗Candidat Grant entgegen. 

» [Spanien.] Don Carlos wird ‘bei Droquieta geſchlagen und verſchwindet 
dom Kriegsichauplage. Der Aufftand ift indeß dadurch nichts weniger als 
unterdrüdt. 

» [Stalien.] In Rom conflituirt fih ein alttatholifches Gomits unter dem- 
Vorlige des P. Hyacinthe. 

- [Deutfches Ned.) Reichſtag: Delegirte aller liberalen Fractionen eini⸗ 
gen fi über einen Antrag gegen den Jeſuitenorden im Anſchluß an die Res 
tttionen gegen denfelben. | 

» [Deutied Reich.] Bundesrath: einigt fi) definitiv über die Bertheilung 
der franzdfiichen Kriegsentfgädigung, inden Preußen den Wunſchen der ſud⸗ 
deuiſchen Staaten entipriät. 

". [Bhweir.] Die Revifion der Bundesverfaffung wird bei der allgemeinen 
VBollsabftimmung ſowohl von einer Mebrheil der Stimmen aller an ber Ab⸗ 
Rimmung theilnehmenden Altiobürger, als von der Mehrheit der Kantone 
verworfen. Die Abflimmung gibt 261,096 Nein gegen 255,585 Stimmen Ja 
und 13 gegen 9 Kantone. Die Berwerfung ift mweientlih daß Reſultat einer 
Allianz der katholiſchen Kantone mit der franzdflichen Schweiz. j 

» [Deutfhland.] Im Anſchluß an die theologiſche Yakultät der Univerfität 
Jena erläßt eine große Anzahl angejehener Männer der verfchiebeniten Lebens» . 
Rellung aus Sud⸗ und Mitteldeutſchland eine Erflärung gegen die Tendenz, 
die in der in Preußen durch das brandenburgiſche Confiſtorium gegen die fr 
finnigen Berliner Prediger Bifco und Sydow (wegen Bffentlidher wiſſenſchaft⸗ 
licher Borträge) eingeleiteten Disciplinar⸗Unterſuchung zu Tage getreten if. 
Gleichzeitig richtet eine Berjammlung angefehener Männer in Berlin eine Pe 
tition an den Magiftrat, um fi für eine kirchliche Verfaſſung autzuſprechen, 
die das entfcheidende Wort den Semeinden wahre. 

vo [Deutfgland.] Der deutfhe Handelstag entſcheidet fi in Leipzig mit 
58 gegen 25 Stimmen für das NRotenmonopol einer zu errichtenden Reicht⸗ 
bank und gegen daS Princip der Notenfreiheit mit Normativbedingungen. 


IDeutſches nei.) Reichstag:. v. Bennigien bringt in der Budgetbera- 
thung für 1873 die Üblehnung des Gardinals Hohenlohe als beutichen Bot. 
ſchafters beim heil. Stuhle von Seite des Papftes zur Gprade. Rede de 
Reichskanzlers Über diefe Angelegenheit. 

» [Rormwegen] Storthing: beſchließt mit 63 gegen 47 Stimmen ein Miß⸗ 
trauenspotum gegen den Staatsrath (Miniflerium) haupiſächlich mit Bezug 
auf den Beſchluß vom 4. März betr. die Anweſenheit defielben im Storthing, 
dem der König auf den Antrag der Majorität des Stantsraths feine Sanction 
verweigert Hatte Die dffentlide Meinung ift mit dem Schritt nur theilweiſe 

vertan 
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15. Mai. [Deutifesd nei.) Neichttag: Schſuß der zweitägigen Yefuitendebatte. 


21. 


Ter Untrag der Slericalen wird mit 224 gegen 73 Stimmen verworfen und 
dagegen mit 205 gegen 84 Stimmen beidlofien, die Petitionen gegen die 
Jeſuiten dem Reichtkanzler zu überweilen mit der Uufforderung, „einen Ge⸗ 
jegeßentwurf vorzulegen, welcher die rechtliche Stellung der religißien Orden, 
Gongregationen und Genofienihaften, die Trage ihrer Zulaſſung und deren 
Bedingungen regelt, ſowie die Raatsgefährliche Thätigkeit derfelben, namente 
lich der Geſellſchaft Jeſu, unter Strafe ftellt”. 


» [Yrantrei.) Nat.⸗Verſammlung: beſchließt die Unterjuchung gegen den 
Marſchall Bazaine wegen der Gapitulation von Mek durch ein Kriegsgericht. 
Der Marſchall ſtellt fi als Unterfuhungsgefanzener. 


. E ormegen.)] Schluß der Storthingsſeſfion. Der König erwähnt in der 
x —ãA ißtrauensvotums gegen bie Mehrheit des Staaisraihs mit 
feiner Silbe. 


» [Fürket.] Die antipäpfiliden Urmenier wählen an bie Stelle Haffım’s 
einen neuen Patriarchen. Die Pforte beftätigt ihn. 


. [Deutfbtand: Preußen] Der Urmeebifhof Namszanowsti verbietet dem 
Divifionsprediger Lünemann in Köln die Abhaltung katholiſchen Milttärgotteß- 
dienfteß in der auch den Altlatholiken eingeräumten St. Bantaleonslirche unter 
Undrohung der Guspenfion und zwar gegen den ausdrücklichen Befehl feiner 
militärtiichen Vorgeſetzten auf Befehl des Papſtes. 


» [BDeutiland: Preußen.) Der Cultminiſter Falk beantwortet die Zufchrift 
des Biſchofs von Ermeland Ich beftimmt dahin, daß „gleich allen anderen 
Gorporationen auch die kath. Ktirche Preußens den Staaisgefegen unterworfen 
fei" und verlangt demgemäß von ihm die unzweibeutige Erflärung, „fortan 
die Stantsgefege in ihrem vollen Umfange befolgen zu wollen”, widrigenfalls 
er demfelben neuerdings den Abbruch der ſtaatlichen Beziehungen und, wenn 
die beftehende Bejekgebung nicht ausreichen follte, weitere Geſegesvorlagen an 
die Randesvertretung in Ausſicht ſtellt. 

» [Säwels.] Die Führer der Revifionspartei beichließen, mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß die revidirie Bundesverfafiung ja nur mit einer winzigen Majorität 
und nur dur die ganz unnatürliche Allianz der katholiſchen Kantone mit der 
franzoſiſchen Schweiz zu Stande gebracht worden fei, die Frage durchaus nicht 
fallen zu lafjen, fondern jobald wie möglich wieder aufzunehmen. 


2. „ [(Frankreich.] Rat.-Berfammlung: Hr. Rouher ſcheitert mit feinem erften 


3. 
. 


em u. ſich und feine Partei mit den monarchiſchen Fractionen zu ber» 

melsen. 

» [Spanien.] Das Gabinet Sagafta gibt in Folge eines ſeandalbſen Vor⸗ 
falls neuerbings feine Entlafjung. 

» [Deutfhland: Preußen] Das Confiſtorium der Provinz Brandenburg 
beſchließt trog des Widerftandes, den fein Vorgehen bereit hervorgerufen bat, 
Die Bemtide Diseiplinarunierfugung gegen den freifinnigen Prediger Sydow 

n. 


„Bereinigte Staaten.] Beide Häufer des Congreſſes haben ſich über eine 

Amneſtie für die ehemaligen füdftaatlichen Nebellen geeinigt. Nur der gem. 
Präfident Davis, der Vicepräfldent Bredenridge, wie alle Offiziere, Beamten 
und Gongrekmitglieder bleiben von der Amneſtie noch ausgeiloffen. - 


M. , ‚[@vanien.) Marſchall Serrano fließt mit den Garliften die ſog. Con⸗ 


vention von Amorevieta ab. Die wenigften Garliften legen aber ihre Waffen 
nieder: der Aufftand dauert nad mie dor fort. Die dffentlie Meinung 
ſpricht gegen Serrano ben Heftigften Tadel aus. 
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..Mei [Deferreig-Ungarn.) Furchtbare Waſſeructh in Böhmen, ** 
—5* im czechi conftituirt im 


2. 


Theile des Landes. Die Berfaffungspertel 
Wien fofert ein großes Hilfäcomitd und der Neichtreih bewilligt Ver * 
ner eeoeberien halben eine ganze Miflien zur linteriägung der 


» [Xürkei: Bulgarien] Der richtige Batriar ercommunicirt mit 3 
Rimmung des von ihm einberufenen Rirdencongrefes — nur der Patriarh 
von Serufalem verweigert jeine Buflimmung — den neuen Exarchen von Bul- 
garien und drei andere bulg — Biſchofe 


o [Bereinigte Staaten.] Senat : genehmigt den von England vorge 
ſchiagenen Zufagartifel zur Convention v Washington beir. die Ulabame- 
frage, der die inbirelten Anſprüche Ameite's befeitigen ſol, nur mit eimer 
——ã—,ù welche für England ganz unanuchmber if. 


» [Deutifges Reid] NReihstag: Debatte Über den Marine-ÜKtat und über 
die von dem neuen Ghef der Yomizalität, General v. Stoſch, vorgelegte (vor. 
läufige) Denfirift. Der Marine-Giat wird unverändert genehmigt, für den 
nähen Etat aber dur eine Refolution ein Plan über die als nothwendig 
erfannten Abänderungen des urfprünglicdhen Blottengrändungsplanes vorgelegt. 

. land — Stali Des 

* * Fb ie; Beſuch * der Sronprinzeffin 
——— Be ae 
Seiten nit mißzuverfichenden Uusprud. 

ee a Bent se na 

vom es. fu 
Spani — * m um Winifer- 
en, önig ernennt o Brüflbenten und 
er an im —— ne fofort ned —— 

eg u Seamington n nalitairt 15 —— Bfocieihn Sänb- 

are Ri Berbefferung Apres Looſes. 

o [Deutiges Rei N 
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® ammlung: beichlicht allgemeine Wehrplicht 
ae Ba Se ar 
Eufem Dırduns verliehen Bike une 
* Englaud.] Unterhaus: —— —— — — — ————— 
4 gegen 216 Stimmen. 
Deutſ Neichstag: genehmigt mit grober Mehrheit zum dritten 
* She den Unzag Alter un) Eimdiereng be der Tompetenz des Weis auf das 
am.» bürgerlichen Nechts. 


Deutf: er d: Preußen] Herren on bemielben die Preis- 
* —— a ala Beach, auf Sieh dr ganyen 
** * Sie fie ſchließlich weſentlich ix Einverſiändniß mit ber Regie 
dem Ubg.Hauſe hervorgegangen if, amzuizagen. 
° 5** Bayern.) Der Senat der Univerſiläat Münden lehnt bie 
Ber zugemmihete Bufimmung- zur Wahl Infallibie 


igm Unterriätsmini 
TR ge ee Profefioren (nad) dem Veſchluſſe der IL Kammer) feinerjeits 


ab, Die Wahl erfolgt nunmehr einfad durch kal. Ernennung. 


. aoewenen. Der König entläht die Minderheit des Gtactsrnibs, die 
dem einverſtanden geweſen if. 


J 
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— Rai. Deferreiä-lingarn.] Die Neuwahl des croatifen Sanbiags if 
im Ganzen wieder gegen die Regierung in Peſth und im Einne der natis 
nalen Bartel außgelallen. Die Regierung zählt aber auf eine kleine Major 
ritat mit Hilfe der Virilſtimmen. 

— „ [England.] Der iriſche Richter Keogh erflärt eine Parlamentswapl für 
ungiltig wegen geſetzwidriger Umtriebe des Latholiihen Glerus, durch melde 
fie zu Stande gebracht worden fei. Die Regierung leitet die Berfolgung ber 
Schuldigen ein. 

— , Trürkei.] Die europäiſchen Geſandten remonftriren nachdrücklich gegen den 
Plan des Sultans betr. Abänderung der bisherigen Thronfolgeorbnung. 


8 Juni. [Deutſches Neid.) Reichttag: lehnt gelegentlich des Budgeis alle Un- 
träge auf Aufhebung oder wenigfiens Serabjegung der Salzabgabe ab und 
begnügt fi mit einer Refolution, melde die Hoffnung auf baldige Beſeitig⸗ 
ung der Steuer ausfprigt. Der Bundesrath Hat bereitS Beraihungen ein- 
geleitet, wie der Ausfall event. durd andere Steuern oder Gteuererhöhungen 
zu erjegen fein koͤnnte. ‘ 

Deutfhland: Preußen.] in gerichtliches Urtheil in Coblenz Felt fe, 
dag auch nah rheiniſchem Recht „die Anwendbarkeit des canoniſchen Rechtes 
wegfalle, jobald dasjelbe mit den bürgerlichen, politiſchen und Gtrafgefehen des 
preußifchen Staats im Widerſpruche ſtehe“. 

» « [&ngland.] Unterhandlungen mit den Verein. Staaten über die Zurüd- 

ziehung der ſog. indirelten Anſprüche in der Ulabamafrage. Die Bffentlide 
Meinung zweifelt faum, daß England ſchließlich nichts anderes übrig bleiben 
werde, als fih vom Genfer Schiedsgericht zurlidzugiehen. 

[(Deutſcheß Bei] Reichstag: befchließt die Aufhebung der durch die 
Neihsverfaifung im Sinne des Partilulariemus feſtgeſetzten itio in partes. 
Dagegen ftimmen faft nur daß clericale Centrum und die Polen. 

, [Dünemarkl Die Regierung fegt eine Commilfion nieder zu Prüfung 
der Frage des Munzſyſtems und eines Uebergangs zur Goldwährung. 

[Bereinigte Staaten] Beide Käufer des Congreſſes einigen fi nad 

langen Berathungen über einen neuen Bolltarif, der dem Kandel größere 
- Freiheit gewährt, ohne indeß das beftehende Schutzzollſyſtem zu verlaffen. 

[Defterrei-Ungarn.] Die Regierung macht dem Reiisrath eine Bor- 
lage, welche die Univerfitäten ihres bisherigen confeifionell-fatholiichen Charak⸗ 
ter8 entkleidet. 

[Bereinigte Staaten.] Die Eonvention der alten republitaniichen Partei 
in Philadelphia erflärt fi für die Wiederwahl Grant's. 

7., [Deutjäes Reid.) Neidstag: hält in dritter Berathung die in der zweiten 
chlofſenen liberalen Mopifitationen der Vorlage betr. Grundung eines Ober⸗ 
rechnungshofes aufrecht, obgleich die Regierung diefelben wiederholt für un⸗ 
annehmbar erflärt. Dagegen nimmt berjelbe in zweiter Leſung das Militär- 
ſtrafgeſetzbuch nach den jchließlihen Unträgen der Gommiffion ohne erhebliche 
Debatte mit großer Mehrheit an. 
8., * ankreich.]) Nat.Verſammlung: Fortſetzung der Berathung des Wehr⸗ 
geſetzes: Hr. Thiers ſetzt die Verwerfung der dreijährigen Dienſtzeit in der 
akliven Armee mit 462 gegen bloß 228 Stimmen durch. 
ISpanien.] Die Cortes genehmigen Serrano's Convention von Amore⸗ 
vieta mit großer Mehrheit trotz der öffentlichen Meinung. 
» [Belgien] In den Neuwahlen zur II. Kammer behauptet die clericale 
Partei en nur ihr gegenmwärtigeß Uebergewicht, jondern gewinnt fogar zwei 
weitere e. 


> 
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. Juni. [Deutfches Reich und Defterreih-Ungarn.] Beide Regierungen 


verfländigen fi, die jocialen Tragen mit Rückſicht auf die Befeggebung in 
einer Eonferenz zu Berlin zu beiprechen. 

» [Deutiges Reid.) Reichstag: beſchließt die Verlängerung der Diktatur 
von Elfaß-Lothringen bis 1. Januar 1874 mit 165 gegen 78 Stimme. 

» [Beutigland: Preußen.) Beide Häufer beſchließen, fih bis zum 20. 
— zu vertagen, ohne die Kreisordrungsfrage zum Abſchluß gebracht zu 
aben. 

» [Beutigland: Breußen.] Der bisherige Präfident des Oberlirchenraths 
Matthis, ſchon zeither beurlaubt, wird definifib entlofien. An feine Stelle 
tritt der viel gemäßigtere Profefior Hermann aus Heidelberg. 


-„» [Beutjges Reich — Luremburg.] Der Bertrag, durch welden Deutj- 
land für die luxemburgiſchen Eiſenbahnen an bie bisherige Etelle der fran- 
zöftihen Ofthahn tritt, wird in Berlin unterzeichnet. 


. [Brantreig.] Rat.-Berfammlung: Hr. Thiers ſetzt aud die Berwerfung 
der vierjährigen und die Annahme der fünfjährigen Dienftzeit in der aktiven 
Armee durd. 

„ [England] Die Unterhandlungen mit Nordamerika find weſentlich ge 
ſcheitert, aber noch nicht abgebrochen. England ift daher vorerfi für eine Ber- 
tagung des Genfer Schiedßgerihtt. 

» [Deutiges Reich.) Bundesrath: genehmigt den Entwurf eines dem 
Reichsſstag vorzulegenden Jejſuitengeſetzes. 


» [Spanien] Das Cabinet Serrano verlangt vom König die Suspenflon 
der fog. conflitutionellen Garantien. Der König lehnt e8 ab. Das Gabinet 
Serrano nimmt jeine Entlafjung. Der König beruft wieder ein Minifterium 


., [® eulfäes Neid.) Reichſtag; genehmigt den ihm vom Bunbesrathe 
vorgelegten Gejegesentwurf betr. die beilung der franzöfiihen Kriegsent- 
ſchädigung, nad allgemeinem Uebereinkommen ohne Debatte. 

„ [Rom.] Der Papſt ſpricht ſich gegen eine Deputation katholiſcher Damen 
äußerft feinvjelig über Deutſchland aus. 


» [Deutihes Neid] Neichstag: Erſte Lejung des Jeſuitengeſetzes. Noch 
am Übend des Tages treten Delegirte aller Yractionen, mit Ausnahme der 
elericalen, zujammen und verfländigen fi) vorläufig über die in der Borlage 
anzubringenden Mopdififationen. 

e [Deferreid-Ungarn.] Der Kaifer läßt feinen ſchon feit längerer Zeit 
in Ausfiht genommenen Beſuch am Hofe von Berlin auf den Anfang Sep⸗ 
tember8 förmlich anzeigen. 

» [Beutihes Neid.) Reichstag: Die Delegirten ſämmtlicher Yracdionen 
—— clericalen einigen ſich definitid über die Modifilation des Jeſniten⸗ 
g 

I[DTDeutſchland: Preußen.] Der Biſchof von Ermeland antwortet auf die 
Zuſchrift des Cultminiſters vom 24. Mai neuerdings ablehnend. 


IEngland — Bereinigte Staaten.] Das Genfer Schiedsgericht weist 
die indireften Anſprüche der Berein. Staaten in der Ylabamafrage ab. Die 
Union beruhigt fi dabei. 

I[Deutſches Reich.] Reichſtag: Zweite Berathung des Jeſuitengeſetzes. 
Der vereinbarte Antrag wird mit 183 gegen 101 Stimmen (der Elericalen, 
des linken Flügels der Forticrittspartei und einzelner Radicalen und Con⸗ 
ferdativen) angenommen. 

2 
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16. Juni. [Rom.] Der Papſt richtet an den Garbinal Untonelli einen Brief, in 
dem er fi einläßlich über die bevrängte Lage der Kirche ausipricdht, nameni- 
lich auch mit Nüdfiht auf die angekündigte Aufhebung der Klöfter in Rom, 
und befiehlt ihm, denfelben zur Kenntniß der europäiſchen Regierungen zu 
bringen. Seine einzige der europäiſchen Regierungen antwortet darauf. 

17. , [Deiterreih-Ungarn.] Der Reichtrath weit dem Drud der Regie 
rung und geneßmigt eine Rovelle zum Landwehrgeieg, die eine Mebrausgabe | 

von ftarf einer Mil. ©. jährlich bedingt. | 

» [&rantreidg.] Rat.»-Berfammlung: Wehrgefeh: Hr. Thiers jegt alle feine 

ideen dur: allgemeine Wehrpflicht für Referve und Landwehr, dagegen eine 

moͤglichſt zahlreiche aktive Armee mit Stellvertretung. | 
tung m bes Reid.) Reichstag: nimmt den Jeſuitenantrag auch in dritier 





19. 
x ung mit 180 gegen 98 Stimmen und einen Antrag des Abg. Böll auf 


Einführung der obligatorijhen Livilehe und Ordnung der Givilftandsregifter 
mit 150 gegen 100 Stimmen an. Schluß der Geifion des Reichstags. 

» [drantreid.] Synode der evangelifdereformirten Kirche Frankreichs: die 
orthodoxe Partei erringt in derfelben das Uebergewicht über die liberale mit 
61 gegen 45 Stimmen, . 

23. „ [drantreid.] Nat.:Beriammlung: Die monarchiſchen Fractionen derſel⸗ 
ben, erſchreckt durch den Ausfall faſt aller Ergänzungsmahlen, die conflant im 
republilaniigem und zwar überwiegend in radicalem Sinne ausfallen, haben 
umjonft bei Hrn. Thiers Schritte gethan, um ihn zu einer conjervativen Po⸗ 
litik (namentli) der Wahl eines Minifleriums ausſchließlich aus ihren Reihen) 
zu bewegen. Kr. Thiers iſt darauf nicht eingegangen. 

24. „ [Rom.] Der Papft ſpricht in Antwort auf eine Unreffe des deutſchen Befe- 

| 





vereins die Hoffnung aus, daß „vielleiht bald das Steinchen von der Höhe 
fi) Iosldje, daB den Fuß des Kolofſes (d. h. des deutſchen Keichs) zerträm- 
mer, und jhäüttet die ganze Schale ſeines Zornes über den Fürften Bis⸗ 
mard aus. 
» » [drantreig.] NRat.»Berfammlung: Hr. Thiers verlangt wiederum die 
Beſteuerung der Rohſtoffe, um das Defizit im Budget für 1873 zu decken. 
25. „ [Deutfges Reid.) Bundesrath: ertheilt dem Selatufe des Keichttags 
gegen die Jejuiten bis auf Reuß &. 8. einkimmig feine Zufimmung und 
leitet die Maßregeln für die Vollziehung deffelben ein. 
ea « [Rürtei] Die auf diefen Tag erwartete Thronfolgeänderung erfolgt nicht. 
Der Khebive von Aegypten trifft in Konftantinopel ein. 
26. „ [England] Oberhaus: verſtümmelt die Ballotbill in einer für das Ilnter- 
haus ganz unannehmbaren Weiſe 
28 „ [ri Iand.] Die Regi leitet mit der ttallenifchen Ge⸗ 
j han Ne —R* ——— — —— — über 
eine Abldſung ihrer Rechte und Anſprüche ein. 
29. „ (Frankreich und Deutſchland] fliehen in Paris eine weitere Gonben- 
tion bez. der Friften für die Bezahlung der noch reſtirenden drei Milliarden 
Kriegsentigädigung feitens Frankreichs ab. 
» [&rantreid.] Auch Biſchof Dupanloup verkündet die Dekrete bei vati⸗ 
caniſchen Goncils, ohne dabei die gefeglichen Bedingungen zu beachten. 
,» + (Ss ien.] Der König Id8t die Gorteß auf, da die Mehrheit derſelben 
en heran Horille feinblid gefinnt — eVehrhei 
IS ij5.] Der ©r. Wat läßt ein Gefek . die Stellung 
“ ein —8 ——— das die Birkfamteit 
dur den Runtius unfonh — “© de 
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— . ee) Graubünden und Teffin befelien ihre Bertreiung im Gtänbes 
iihem Sinne, woburd bie Mevifienspartei bie bisherige 

—2X im Standerath augenblicklich verliert. 
Die europaiſche Preſſe beſpricht die Frage einer Papſwahl. Die offizidfen 
” Berliner Blätter ſprechen dabei entſchieden die Unficht aus, daß eine unregel- 
mäßige Papftwahl, etwa praesente cadavere ober fonft ohne die aufwär- 
tigen Gerbinäle abzuwarten, von den Regierungen jedenfalls nicht anerlannt 


1. Juli. [feigien.] Die Erneuerungswahlen der Gemeinderätbe im ganzen Banbe 
fallen in den Städten ganz überwiegend zu Bunften der Liberalen, auf dem 
* Bande dagegen im Sinne der clericalen Partei aus. 

2%: , — — Pat gens: lehnt die Modifilationen des Oberhauſes zur 

ieden ab 

3 ne ] Rat. ‚Berfommlung: Debatte über die Befleuerung der Rob- 

aris ift von dem Gerüchte voll, die monarchiſchen Parteien hätten 
eine Berfäwörung angezettelt, um Hrm. Thier⸗ zu Stellung der Gabineisfrage 
zu drängen, jofort beim !Borte zu nehmen und dburd den Marihall Mac Mahon 
zu erfegen. Hr. Thiers wird gewarnt und ftellt die Gabinetsfrage nid. 

» u [Stalten.] Der Exrzbiiof von Reapel fordert in Abweichung vom bis⸗ 
herigen Syftem der römischen Eurie die Glericalen auf, fich an ben bevor. 
ſtehenden Municipalwahlen zu betheiligen. Dasselbe foll dann au in Rom 
geſchehen und überall in alien: die Partei will ihre Kräfte verſuchen. 

.„ eo [Rom] Der Papft beflätigt feine Aeußerungen vom 24. vor. Mis. über 
Deutſchland in einer neuen Uniprade, „wenn man es auch nicht gern höre“, 

5. [Deutſches Mei.) Der Kaifer volicßt in Bad Ems das Yeiuitengeieg 

” und bie Bolsiehungsverorbnung dazu. Sämmtlidde Jefuitenntederlaffungen im 

dentſchen Reich jollen ſpateſtens ſechs Donate von diefem Tage an aufgelöst 

fein. Die Belimmungen darüber, welde Orden und Gongregationen dem 

Yeiuitenorden als verwandt zu betrachten feien, bleiben vorbehalten. 

» „ [Dänemart, Schweden und Rorwegen.] Der ſcandinaviſche volks- 

li eß beſchließt in ſeiner Verſammlung zu Kopenhagen, die 
* Regierungen zu Einführung eines gemeinſamen Münzſyſtems aufzu⸗ 
tdern. 

8. „ _[Deutilend.] Die clericale Partei fucht fi) durch die Bildung eines von 
Mainz ausgehenden allgemeinen „Bereins deuticher Katholiken” möglich ein» 
heitlich und ſeſt zu organifiren. 

.. ‚[Deferreig- -Ungarn.] Das Berhältnig zu Rußland geftaltet fi freund» 

wer: Erzh. Wilhelm geht zu den ruſſiſchen Mandvern bei Zarskoi Selo. 
eo. — Rat.⸗Verſammlung: Die Regierung fordert eine Anlelhe 
vou 3 Milliarden, um die Kriegsentihädigung an Deutehland zu begablen. 


©. [England.] Oberhaus: gibt bezügli der Ballotbill in allem Weſent⸗ 
lien nad. 


9. [Wereinigte Gtaaten.] Die Convention der demokratiſchen Partei in 
” Baltimore erflärt fh mit großer Mehrheit für Unterflügung der Gandideiur 
Orerley’s gegen Grant und erflärt aud feine Zuſſimmung zu dem Programm 
der liberal⸗republitaniſchen Partei. 

10. „ [rankreid.] Nat.» Berfammlung: Biſchof Dupanloup feht als Refereni 
der Gommilfion der Regierungsvorlage betr. ein Boltsichulgejek ein ganz cle= 
ricales Projelt gegenüber. 

» 0» [Sugemburg.] In den Neuwahlen zur Kammer flegt die franzdfijch⸗ele⸗ 
ricale Partei: von 21 Wahlen gehören ihr 18 an. 
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12. Juli. IFrankreich] Nat.» Berfammlung: Scandaldfe Scene zwiſchen Hrn. 


17. 


19. 


20. 


23. 


29. 


31. 


Thiers und den monarchiſchen Fractionen über den ſog. Balt von Vordeaur. 
Rußland.) Die Regierung ſchränkt die für Mosfau und St. Petersburg 

jeit 7 Zahren beitehende Preßfreiheit wieder einigermaßen’ ein. 

[Frankreich.]) Nat.» Berfammlung : genehmigt die Drei-Miliarden- Anleihe 
faft ohne Vebatte. 

„ [Zürkei.] Die Pforte weist den abgejegten (päpfllien) Patriarchen der 
tatholiiden Armenier, Hafiun, aus. BDerfelbe geht nah Rom. 

„ [Sriedenland.] Die Regierung will die franzofiſch⸗italieniſche Laurion⸗ 
Geſellſchaft mit 20 Mil. ablöſen, überzeugt fi) aber, daß jelbft ihre Anhän- 
ger in der Sammer fie dabei im Stiche lafien würden. Das Miniſterium 
Bulgaris gibt daher feine Entlafjung. Es tritt ein Minifterium Deligeorgis an 
feine Stelle, das die Unterhandlungen mit der Laurion⸗Geſellſchaft abbridht. 

» [&panien.] Miblungenes Attentat auf den Rönig. Obgleich zwei der 

Attentäter ergriffen werden, führt die eingeleitete Unterfuchhung do, wie bei 

der Ermordung Prim’s, zu feinem Relultat. 

[Frankreich.) Nat.» Berfammlung: nimmt die Beſteuerung der Rohftoffe 
ſchließlich mit 345 gegen 248 Stimmen doch an. 

[(Türkei.) Die Pforte gefteht dem KChedive von Aegypten die von ihm 
gewänjchte Reorgantjation der Juſtiz zu. 

»„ [Deutjgland: Bayern] Zwiſchen dem König und dem Kaifer fcheint 
eine Verfiimmung obzumwalten. Der Kronprinz des deutichen Reichs und von 
Preußen madt einen längeren Aufenthalt im bayeriſchen Gebirge: der König 
unterläßt e8, ihn zu begrüßen. 

„ [Oefterreich : Ungarn.] Die Neuwahlen zum Reichstag haben eine Ber- 

flärtung der Dealpartei um 19 Stimmen ergeben. Im Ganzen find 245 

Deatiften und 145 Oppofitionelle gewählt worden. In Peſth erleidet die Op⸗ 

pofition eine eclatante Niederlage. Zum erften Mal tritt innerhalb der Deal- 

partei eine ſpezifiſch katholiſche Fraction auf. 

[Portugal] Im Liffabon wird eine große Berihwörung entdeckt, was 
zu zahlreichen Verbaftungen und zu flarfen militäriiden Maßregeln Beran- 
lafjung gibt. 

[Frankreich.) Die Drei- Milliarden» Anleihe ift nicht weniger als zwolf⸗ 
mal gezeichnet worden. Der Finanzminifter gibt der Befriedigung der Re 
gierung und der Öffentlihen Meinung darüber in der Rationalverfammlung 
einen prägnanten Ausdruck. 

» [Brantreid.] Synode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche Frankreichs: in 
ber Belenntnißfrage fiegen die Orxrthodogen und in der Verfafiungsfrage die 

iberalen. 

» [Deutihland: Preußen] Minifter Fall hält dem Kaiſer in Homburg 

Vortrag über die obwaltenden Differenzen mit dem Biſchof von Ermeland: 

der Railer Tann fi zu eingreifenderen WMaßregeln gegen den Biſchof no 

nicht entſchließen. 

[Deutfhland: Bayern.) Der König will den partilulariſtiſch , 
den Beſtrebungen der patriotiſch⸗clericalen Partei nicht abgeneigten Geſandten 
in Stuttgart, v. Gaſſer, zum Miniſter des Auswärtigen ernennen. Das 
ganze Miniſterium fordert für dieſen Fall von ihm feine Entlafſſung. Der 
König beauftragt dv. Baffer mit einer Neubildung des Minifteriums in ge- 
mäßigt patriotifch-clericalsparticulariftiihem Sinne. 

[(Nupland.] Der Kaifer ändert die bereit getroffenen Dispofitionen und 
entſchließt fih, an der auf den Eeptember feftgejegten Zuſammenkunft ber 
Kaifer von Deutiland und Deflerreih in Berlin auch Theil zu nehmen. 
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1. Ung. [Deutihland: Preußen] Zie Regierung beginnt bereits, das Jeſuiten⸗ 


10. 
14. 


22. 


26. 


28. 


31. 


gefet; in Ausführung zu bringen und zwar in durdjichlagender Weife, jo daß 
den Jeſuiten auch alles Beichthören und andere dergleichen priefterlide Funk⸗ 
tionen gänzlich unterjagt werden, jo daß ihnen ſchließlich nichts anderes Abrig 
bleibt, alsß das Land zu räumen. 

» [Brantreid.] NRat-Berjammlung: vertagt fih vom 4. Auguſt bis zum 
11. Rovember. 


» [Türkei] Ter (ruffiih gefinnte) Großweſſir Mahmud Paſcha wird ges 
färzt und dur (den reformfreundliden) Mithad Paſcha eriekt. 

„ [Oefterreid-Ungarn) Ein Erlaß der Regierung fucht die Niederlaffung 
der au3 Deutjhland ausgewiefenen Jeiuiten in Defterreih zu verhüten. 

„ [England] Schluß der Parlamentsjeffion. 

» [Deutfhland: Heſſen] Bas Yeuitengefeg wird auh in Mainz zur 
Ausführung gebradht und zwar in demielben durchſchlagenden Einne wie in 
Preußen, troß aller Nemonftrationen und Proteflationen des Biſchofs Ketteler. 
— Durch den Tod des geb. Raths v. Bechtold, des eigentlichen Leiters des 
derzeitigen Minifteriums, das bis jegt an den Traditionen der Dalwigk'ſchen 
Bolitit durdaus feftgehalten hat, tritt endlich der Moment einer entſcheidenden 
Miniftertrifis für Heſſen ein. 

» [Deutiäland.] Der Kronprinz des deutichen Reis und von Preußen 
infpicirt die württembergiſchen, bayerischen und heifiihen Truppen im Auftrag 
des Raifers. Die Aufnahme defielben von Seite der Bevölkerungen ift überall 
eine entbufiaftiihe. In Bayern nimmt indeß in Folge der am Hofe walten» 
den Berfiimmung fein Glied der Igl. Familie an den Inſpektionen Theil. 


#„ [Deferreig-Ungarn.] Die ungariſche Regierung bringt im croatifchen 
ganbinge, nur mit Hilfe der Birilftimmen, eine ihr genehme Adreſſe zu 
ande, 
« [Zärtei: Serbien.] Der junge Furſt Milan hat das Alter der Groß⸗ 
jährigfeit erreicht. Die Regentichaft legt ihre Gewalt in feine Hände nieder 
und Milan übernimmt die Regierung unter großen Feierlichkeiten. 


»„ [Spanien] Die neuen Gorteswahlen ergeben eine entſchiedene Mehrheit 
für das Miniſterium Zorille. 


» [BDeutijäland: Preußen.] Der Eultminifter erläßt eine ſehr einſchneidende 
Berorbmung über die Pflege der deutſchen Schulen in den polnifchen Theilen 
ber Monate, deren Sinn kein anderer if, als die Polen müflen deutſch 


#e IDeutfhland.] Der in Frankfurt veriammelte allgem. deutſche Yuriften- 
tag fpricht fich mit großer Mehrheit für Beibehaltung des Geſchworneninſtituts 
und gegen die dur Preußen angeſtrebte Erjegung derjelben durch jogenannte 
Shöffengeridhte aus. 

»„ [Deutigland: Bayern] Hr. v. Gaſſer macht vergebliche Verſuche, ein 
gemäßint partikulariſtiſch⸗ patriotifch» clericales Minifterium zu Stande zu 

ringen. 

„ [Däünemart — Schweden und Rormegen.] Die drei Regierungen 
haben fi darüber verflänbigt, eine gemeinfame Gommiffion zur Erörterung 
der Münzfrage einzufegen. 

»„ [Bereinigte Staaten] Die Ansfihten Oreeley’s für die Präfident- 
ſchaftswahl find in der dffenilichen Meinung entſchieden im Sinken. 


1. St. ‚[Deutjgland: Preußen] Der hochconſervalive „preuß. Boltsverein”, 


in der Gonfliktszeit eine hervorragende Rolle zu jpielen berufen warb, Ibst 
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ſich auf, da Ihm durch den inzwiſchen eingetretenen Umihmwung der Dinge der 
Boden unter den üben geſchwunden if. 

1. Sept. Italien.) Die Elericalen find bei den Municipalwahlen in Rom und 
fat in allen großen und größeren Städten unterlegen. Rur in Reapel fregen 
fie theilmweife, in einer Anzahl kleinerer Städte ganz. ' 

2 , [Deutiälaud: Preußen] Der Kaiſer erklärt dem Biſchof von Ermeland 
ſehr beffimmt, daß er ihn gelegentlich des Jubiläums der Bereinigung Weſi⸗ 
preußens mit der Monarchie nur unter der Bedingung empfangen Tönne, daß 
er zubor erfläre, er „jei gewillt, den Stacisgejegen in vollem Umfange Ge 
borjam zu leiften“. 

—_ ,1 and: Preuken.] Der Rüdtritt des geh. Raths Stiehl im Linter- 
richtsminiſterium, des Urhebers der berufenen Gchulzegulative, iR nummehr 
außer Zweifel. 

„u —1. Sept. Congreß der internationalen Urbeiterafjociation im Hang. 
Zwieſpalt der Tendenzen. Es wird beiloflen, den Gentralrath von London 
nach Newport zu verlegen. Für Europa bleibt indek Karl Marz nach wie 
vor thatlählih der Diktator der Aflociation. 

4. „ [BDeutichland, Defterreih, Rußland.) Zulammenkunft der drei Kaiſer 
in Berlin gelegentlich der großen preußiichen Herbſtmandver in der Umgegend 
der Stadt. Beihlüfie werben nicht gefaßt, waren auch nicht beabfidgtigt. Da⸗ 
gegen wird die Zuſammenkunft als eine weitere Betätigung der neuen Macht⸗ 
verhältniffe unter den europaäiſchen Staaten in folge des deutich - Franzäftichen 
Krieges und als der Ausbrud des fehlen Einverfländnifies aller drei Regie 
zungen gegen jede Störung des europäilchen Friedens, zugleich aber auch als 
een bedeutfame Wiederannäherung zwiſchen Rußland und Oeſterreich ange 
eben. 

v IDeſterreich⸗ Ungarn.] Erbffnung des ungariſchen Landtagß. Thron⸗ 
rede des Kaiſers. Das Budget für 1878 weist ein Defizit von nicht weniger 
als 62! Mil. ©. aus. 

5 „ [Deutfäland — Frankreich.] Frankreich hat die erfte Hälfte der dritten 
Mifiarde bezahlt. Die deutichen Truppen räumen daher veriragtmäßig die 
Departements der Marne und Haute Marne. 

v„ » [BDeutiland: Preußen] Der Bilchof von Ermeland gibt dem Kaiſer 
anf feine Zuſchrift vom 2. d. M. nur eine ausweicdhende, zweidentige Antwort. 

6 „ In eutſchland: Bayern] hebt nunmehr auch feinerjeits die Jefuitennieder- 
loffung in Regensburg auf. 

9. „ [Deutiland: Preußen.] Fürft Kismard verlangt im Yuftrage des Kai⸗ 
ſers vom Biſchof von Ermeland eine unzweideutige, bindende Erllärung Ber 
Biſchof verweigert fie und bleibt daher dem Jubiläum in Marienburg fern. 


12. „ [Deutiland: Preußen.] Güfularfeier der Bereinigung Weſtpreußens mit 
der Monardie durch Friedrich d. Br. in Marienburg unter perjönlier Theil» 
nahme des Raifers. Die polniihen Blätter veräffentligen einen gemeinjanten 
Proteſt „gegen alle Uttentate, die ihren Gipfelyunft in der Marienburget 
Geier haben“. 

18. „ [Deutigland: Heſſen] Bildung des neuen Minifteriums unter dem Prä- 

m des geh. Raths Hofmann. Die heiflihe Regierung if fortan eine li⸗ 
berale und nationale. 

15. „ [England — Bereinigte Staaten.] Spruch des Benfer Schiedsgerichts 
in der Wabamafrage. England wird zu Zahlung einer erfledligen Summe 
an die Union verurtheilt. 

„ „_ ESypanien.] Eröffnung der Cortes. (Letzie) Thronrede des Königs. Die- 
felbe deutet in keiner Weiſe an, daß der König daran denke, abzubanfen. 
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16. Sept. [Defterreid-Nugern.] Gröffnung der Delega in Pekh. 
ke) ste Budget A 1873 weist eine — ſtarke —— vie 


18. —— und Norwegen.) König Karl XV. +. Sein Bruder folgt 
19. [Deutfäland ! Bayern) Die Berfude des Hrn. v. Baffer, ein gemäßigt 
— - patriotihchclericaleh Winikterium zu bilden, haben ein klag⸗ 


—* Auswärtige ſowie den Vorſitz. 

20. „ Dentſchland.] Gonferenz der deutſchen Biſchbfe in Fulda. Diefelben be: 
Khliehen, eine Tenkigrift „Über die gegenwärtige Lage der katholiſchen Kirche 
im deutſchen Reihe” allen Regierungen überreichen zu laſſen. 

»„ « L[BDänemark.] Algemeine Wahlen zur II. Kammer: die mit den Gonfer- 
vativen verbündeten Rationalliberaien unterliegen, mit zwei Yünftel gegen drei 
Fünftel der Gewählten, der Bartei der Linien. 

21. „ [England — Bereinigte Gtaaten.] Der beutihe Kaifer entſcheidet als 
Schiedsrichter In der fog. San Juanfrage zu Bunften der Berein. Staaten. 


2 „ —— sUngarn.] Der RMiniſter des Auswärtigen, Graf Andrafiy, 


t fi in der öfterreidh. Delegation offen und einläßlich Über die freund - 


Ihaftlihen Beziehungen zum deutichen Rei, zu Italien und neuerdings auch 
zu Rußland aus. 

„, [Griegenland.] Das Miniflerium Deligeorgis richtet bez. der Laurion⸗ 
frage ein Memorandum an die Mächte. Die Geſandten Frankreichs und Ita⸗ 
fienß nehmen eine drohende Haltung an; die übrigen, namentlich diejenigen 
Rußlands und Deſterreichs, ſuchen zu vermitteln. 


25. » „Kpentiälend: Preußen] Der Gultminifter kündigt dem Biſchof von Er- 

eland an, daß die Staatsregierung in Tolge feiner Renitenz gegen die Un: 

erlenmung der Staats gejege in ihrem vollen Umfange vom 1. Oltober an die 
Temporalienfperre gegen ihn verhängt habe. 


26. „ [Deherreig-Ungarn.] Der Bubgelausiguß der Bflerreigiihen Dele- 
sation, in dem die hervorragendften Yührer der Berfafiungspartei figen, trägt 
auf Riätbewilligung der großen Mebrforderung für bie Armee an, obgleich 
lowohl das gemeinſame Minifterium als die Regierungen beider Reichs hälften 
dem Kaiſer das Wort gegeben haben, dieſe Mebrforberungen nad) allen Seiten 
und aufs nachdrücklichſte zu unterflügen. Die Preſſe der öfterrrigiichen Ber- 
—— iſt denn auch mit dem Vorgehen ihrer Yührer meiſt nicht ein⸗ 
— es möglicher Weiſe die obſchwebende Wahlreformfrage gefähr- 

nnte. 


. Schweiz.] Gonflift der Be erung von Genf mit dem Biſchof i p. Mer- 
d. Der Staatsrat nie hn nur als Pfarrer von Genf, nicht aber als 
Generalvilar des Biichofs pi Zaufanne für Senf, alſo thatfäglih als Bi⸗ 
ſchof von Senf anerkennen. Mermillod bebarrt und beruft fi auf den Papſt. 
Die Regierung entſetzt ihn bebhulb feiner Stelle als Pfarrer von Genf und 
unterfagt ihm jede weitere Funktio 
3. „ [Deutiäland.] Beginn der Arbeiten für die Neubefefligung von Straß⸗ 
au , der großartige Uusban der Feſtung Metg bereits in vollem 
ge 
» . [Dänemart, Schweden und Rormegen.] Die ſcandinaviſche Münz- 
—— in Kopenhagen verwirft den Antrag, fi dem neuen deutichen 
anzuihließen, und ſchlagt den Megierungen die Einführung eineh 
2** ——* Manzyſtems vor. 





22 Algemeine Ghrenih. 


auf, da ihm durch den inzwiſchen eingetreienen Umſchwung der Dinge der 
Boden unter den Füßen geſchwunden if. 

1. Sept. [Italien] Die Elericalen find bei den Municipalwahlen in Rom und 
foft in allen großen und größeren Städten unterlegen. Rur in Reapel Regen 
fie theilweife, in einer Anzahl kleinerer Städte ganz. 

2 „ [Dentiäland: Preußen] Der Kaiſer erlärt dem Biſchof von Ermeland 
ſehr beffimmt, daß er ihn gelegentlich des Jubiläums der Bereinigung Weſt⸗ 
preußens mit der Monardie nur unter der Bedingung empfangen Tönne, Fi 
er zuvor erkläre, er „fei gewillt, den Gtaatsgefegen in vollem Umfange Be 
borfam zu Leiften“. 

— , [Deutfgland: Breußen.] Der Nädiritt des geh. Raths Stiehl im Unter⸗ 
richtsminiſterium, des Urhebers der berufenen Schulregulative, ifi nunmehr 
außer Zweifel. 

„—T. Sept. Congreß der internationalen Arbeiteraffociation im Haan. 
Zwieipalt der Tendenzen. Es wird beichlofien, den Gentralraih von Zondon 
nach Newyork zu verlegen. Für Europa bleibt indeß Karl Marz nad wie 
vor thatſächlich der Diktator der Affociation. 

4. [Deutfchlaud, Defterreih, Rußland.) Zulammenkunft der drei Kaifer 
in Berlin gelegentlich der großen preußiichen Herbfimandver in der Umgenend 
der Stadt. Beſchlüſſe werben nicht gefaßt, waren aud) nidt beabfihtigt. Da- 
gegen wird die Zuſammenkunft als eine weitere eehätigung der neuen Macht⸗ 
verhältnifie unter den europäiichen Staaten in Folge des beutidh - framzöftichen 
Krieges und als der Ausprud des feſten Einverftändnifles aller drei Regie⸗ 
zungen gegen jede Störung des europäildhen Friedens, zugleich aber auch als 
Ken bedeutjame Wiederannäberung zwiſchen Rußland und Deflerreih ange 
€ 


oo. „DeRerreig- Ungarn.) Eröffnung des ungariſchen Vandtags. Thron⸗ 
des Kaiſers. Das Budget für 1873 weist ein Defizit von nicht weniger 
* 62! Mill. G. aus. 
5 „ Deutſchland — Srantriß.], Frankreich hat die erfie Hälfte der dritten 
Miliiarde bezahlt. Die deutichen Truppen räumen daher veriragsmähig die 
Departements der Marne und Haute Marne. 
de Preußen] Der Biſchof von Ermeland gibt dem Kaiſer 
feine Zuſchrift vom 2. d. M. nur eine ausweicdhende, zweidentige Antwort. 
6 —— nd: Bayern] hebt nunmehr auch ſeinerſeits die Jeſuitennieder⸗ 
la in Regensburg auf. 
9., Pi red Preußen.) Furſt Eismard verlangt im Wuftrage des Kai- 
ſern vom Biſchof von Ermeland eine unzweideutige, bindende Erklärung. Der 
Biſchof verweigert fie und bleibt daher dem Jubiläum in Marienburg fern. 


12. „ [Deutiäland: Preußen.] Gätularfeier der Bereinigung Wetpreußens mit 
der Monardie durch Friedrich d. Br. in Marienburg unter perfönlicher Theil» 
nahme des Kaiſers. Die polniichen Blätter veräffentlien einen gemeinfamen 
„Sieden alle Uttentate, die ihren Gipfelpunkt in der Marienburget 


[Deutfland: Heſſen.) Bildung des neuen Minifleriums unter dem Prä- 
" him des geb. Raths Hofmann. Die beifliche Regierung iR fortan eine li⸗ 
berale und nationale. 

15. „, [England — Vereinigte Staaten.] Spruch des Genfer Schieds gerichts 
in der Alabamafrage. England wird zu Zahlung einer erklecklichen Summe 
an die Union verurtheilt. 

.„ „, GSypanien.] Gröffnung der Cortes. (Lehte) Thronrede des Königs. Dies 
jelbe deutet in keiner Weiſe an, daß der König daran denle, abzudanken. 
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16, Defterreig- Gröfftung der ti in Des den» 
"Ton — a für 1873 weist 2 Hark — — für 


18. „ Ken und Morwegen.] König Rarl XV. +. Sein Bruder folgt 
a 
19. „ Dextfqhland : Bayern] Die Berfucde des Hrn. v. Baffer, ein gemäßigt 
partifulariifdh - patriotifäh»clericaleh Minikterium zu bilden, haben ein Häg- 
liches Ende genonımen. Der König entbindet ihn feines Kuftrags. Das biße 
berige Minifterium bleibt und der Finanzminiſter v. Bfregichner übernimmt 
das Auswärtige fowie den Vorſitz. 
20. „ —— Eonferenz der deutſchen Biſchofe in Fulda. Dieſelben be⸗ 
ſchließen, eine Denlkjchrift „über die gegenwärtige Lage der katholiſchen Kirche 
im deutſchen Reice* allen Regierungen überreichen zu laſſen. 

» [Dänemark.] Allgemeine Wahlen zur II. Kammer: die mit den Gonfer- 
vativen verblindeten Rationalliberalen unterliegen, mit zwei Funftel gegen drei 
Tünftel der Gewählien, der Bartei der Linten 

21. „ [England — Bereinigte Staaten.) Der deutfche Kaifer enticheidet als 

Schiedsrichter in der og. San Juanfrage zu Bunften der Berein. Staaten. 


21. „ Deſterreich⸗Ungarn.! Der Minifter des Auswärtigen, Graf Andrafiy, 


ſpricht fi in der Öfterreih. Delegation offen und einläßlich Über die freund» - 


Ihaftliden Beziehungen zum deutfchen Reich, zu Italien und neuerdings auch 
zu Rußland aus. 
. ——— Das Miniflerium Deligeorgis richtet bez. der Laurion⸗ 
frage ein Memorandum an die Mächte. Die Geſandten Frankreichs und Ita⸗ 
liens nehmen eine drohende Haltung an; die Übrigen, namentlich diejenigen 
Außlands und Deſterreichs, ſuchen zu vermitteln. 


25. „ [Deutfäland: Preußen.] Der Gultminifter kündigt dem Biſchof von Er- 
meland an, daß die Staatsregierung in Folge feiner Renitenz gegen die An: 
erfenmung der Staatögefege in ihrem vollen Umfange vom 1. Oltober an bie 
Temporalienfperre gegen ihn verhängt habe. 

26. „ [Deferreig-Ungarn.] Der Budgetausſchuß der bfterreichiſchen Dele⸗ 
galion, in dem die hervorragendften Führer der Verfafjungspartei figen, trägt 
auf Nichtbewilligung ber großen Meprforderung für die Armee an, obgleich 
jowohl das gemeinfame Minifterium als die Regierungen beider Reihshälften 
dem Raifer das Wort gegeben haben, diefe Mehrforderungen nad allen Seiten 
und aufs nachdrücklichſte zu unterflügen. Die Prefie der bſterreichiſchen Ver⸗ 
—— iſt denn auch mit dem Vorgehen ihrer Führer meiſt nicht ein⸗ 
—— da es möglicher Weiſe die obſchwebende Wahlreformfrage gefähr- 


. aame.] 60 nflilt der Regierung von Genf mit dem Biſchof i. p. Mer- 
Der —— will ihn nur als Pfarrer von Genf, nicht aber als 
Generalvikar des Biſchoſs von Lauſanne für Genf, alfo thatſächlich als Bi⸗ 

ſchof von Genf anerkennen. Mermillod beharrt und beruft fi auf den Bapfl. 
Die Regierung emtfent 1 ihn deßhalb feiner Stelle als Pfarrer von Genf und 
unterfagt ihm jede weitere Funktion. 


% 


3 „ [Deutigland.] * der Arbeiten für die Reubefeſtigung von Straß⸗ 
burg, ya der großartige Yusbau der Feſtung Metz 8 in vollem 
ge 
„ [Dänemart, Schweden und Rormwegen.] Die ſeandinaviſche Munz⸗ 
commilfion in Kopenhagen verwirft den Antrag, Fi beim neuen deutſchen 
Münzigheme anzuichlichen, und ſchlagt den Regierungen die Einführung eines 
eigenen gemeinjamen TRünziyfiems vor. 
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9. Spt. gudutſchland.) Zweiter Congreß der Altkatholiken in Köln und Beſchlu fie 
eſſelben. 

Deutſchland.] Die Schließung der deutſchen Spielbanken beginnt mit 
derjenigen von Ems. 

[Zürtei,] Die griechiſch- orthodoxe Synode erklärt die Bulgaren einftim- 
mig für Schismatiker und Herätiter und läßt den Spruch feierlich verkünden. 
— ,„ [Frantreid.] Die republitaniicen Parteien benügen die Serien der Rat.- 

Verfommlung, um für die fchleunige Auflöfung derfelben, die ultramontane 

Partei dagegen, um mit Maflenwalifahrten u. dgl. für die Kirche und den 

unfehlbaren Papſt zu demonftrixen. 

»„ [Xürkei: Aeghpten.] Der Sultan beflätigt und erweitert durd) einen Fer⸗ 
man alle dem Khedive bisher gemachten Eonceifionen. 


1. OR. [Deutihland.] Deuticher evangeliſcher Kirchentag zu Halle a. d. ©. 
Die Beſchlüſſe deſſelben find weniger ſchroff, als in früheren Jahren. 

„ [Deutfhland: Eljaß-Lothringen.] Echluß der jogen. Optionsfrif für die 
Wahl der Nationalität. Nur eine verhältnigmäßig Kleine Zahl der Optionen 
für Frankreich war ernftli gemeint. Alle Optionen, die nicht zugleich mit 
Verlegung des Wohnfiges nach Frankreich verbunden find, werden für un- 
giltig erklärt. 

2. „ [Deutihland.] Berfammlung des deutſchen Proteftantentags. Auch feine 
1 Danblungen und Beſchlüſſe ſuchen möglichſt verfühnli und nicht egclufiv 
zu fein. | . 

5 „ [Schwelr.] Der Gr. Rath von Genf verwirft principiell die von den Ra⸗ 
dicalen befürwortete und von den Ultramontanen eventuell acceptirte Trennung 
von Fire und Staat mit 34 gegen 32 Stimmen. 

10. „ —— arn.] Die öſterreichiſche Delegation bewilligt doch die 

ehrforderungen für die Armee: die Führer der Berfafiungspartei werden 
überftimmt. 

12. „ [Srantreih,.] Hr. Thiers weist den Prinzen Napoleon aus Frankreich 

aus. " 


„ » [Italien — Rom.) Die italieniſche Regierung läht dem Papft die ihm 
dur das Garantiegeſetz zugeficherte jährliche Givitlifte von 3,225,000 Fres. 
anbieten. Der Papft lehnt die Annahme auch dieſes Jahr wieder wie das 
vorige ab. Der Ertrag des Peterpfennigs genügt ihm. 

13. „ [Rom.] Der Bapft erlaubt fi in feiner Anſprache an eine Teputation 
der Transveriner direfte Ausfälle gegen den König von Sialien, die von der 
clericalen Prefie Roms mit Luft ausgebeutet werden. Die dffentlidde Mei- 
nung findet, daß diefe vom ſog. Barantiegejet bereitete Rage nacdhgerade un» 
erträglich werden könnte. 

15. „ [BDeutfhland: Preußen.] Der Unterritsminifter erläßt eine Verfügung 
mit einläßlichen Beitimmungen über das Vollsſchul⸗, Präparanden- und Ees 
minarwefen, durch welche die berufenen Stiehl'ſchen Schulregulative definitiv 
befeitigt werden. Das Biel der Volksſchule wird höher geſteckt und die Ueber⸗ 
Koran des Gedächtniſſes mit religiöfem Memorirftoff wird weſentlich einge- 

ränft. 
. [Spanien] Das Minifterium Zorille. regt in den Cortes bei der Adreß⸗ 
debaite mit 205 genen 68 Stimmen. 

17. „ [Sranien.] Große Meuterei in Ferrol. Dieſelbe wird von den Regie 

rungstruppen gewaltfam unterdrüdt. 

„ [Schweiz] Der Gr. Rath von Genf beſchließt die geſetzliche Einführung 

der (bisher nur thatjählich beftandenen) obligatoriſchen Schulpflicht. 
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19. Ott. [XZürkei.] Der Großweifir Milhad Paſcha wird fon wieder geſtürzt. 
Im Minifterium und unier den höchſten Beamten des Reichs tritt ein unauf- 
horlicher Wechſel ein: der Sultan regiert nach Laune und nad den wechſeln⸗ 
den Einflüffen des Serails. 

20. „ [Deutihland:: Preußen] Der Landtag tritt wieder zujammen, haupt⸗ 
—— um im Herrenhauſe die neue Kreisorbnung endlich zum Abſchluß zu 

ringen. 

22. „ L[Deutichland: Hefien.] II. Kammer: genehmigt daß ihr von der neuen 
Regierung vorgelegte weſentlich Liberale Wahlgejeg mit 40 gegen 6 Stimmen. 


„ [Schweiz] Der Staatsrath von Genf erläßt bez. des Eonflilies mit Mer⸗ 
millod ein Manifeft an das Genfer Boll, in dem er eine neue Organifation 
des katholiſchen Kirchenweſens ankündigt, über die ih zunächſt der Gr. Rath 
und fhlieklid das gefammte Volk in allgemeiner Abfimmung werden aus» 
ſprechen können. 

23. , ——— Der Biſchof Marilley von Lauſanne verzichtet in aller Form 
auf he und den Titel eines Biſchofs von Genf (zu Bunftlen Mer- 
millod’s). 

24. „ [Eeherreiä: Ungarn.] Schluß der Delegationen. Dieſelben haben ſich 
über alle Differenzen ſchließlich geeinigt. Der Kaifer ertheilt den Beichlüffen 
fofort feine Genehmigung. 

26. „ [Belgien.] Die für eine Reorganijation der Armee niebergefegte Com⸗ 
milfton ſpricht fi mit Mehrheit, zu der alle militärifchen Mitglieder der- 
jelben gehören, für Einführung der allgemeinen Wehrpfliht aus. Die cleri- 
cale Regierung und die clericale Mehrheit der Kammern haben jedoch ganz 
und gar feine Luft, darauf einzugehen, jondern find gewillt, Alles wo möglich 
beim Alten zu lafien. 

27. „ [@üwei.) Neuwahl des Rationalratis. Die Gegner der Bundesrevifion 
erleiden eine gewaltige Niederlage, indem fie nur ungefähr ein Drittel der 
Stimmen im neuen Rationalrathe erringen. 

31. „ [BDeutiäland: Preußen] Herrenhaus: verſtümmelt die Kreisorbnungsvor: 
[age im Sinne der feubal:confervativen Majorität. Das Elaborat wird jchlieh- 
lich als Banzes mit 125 gegen 15 Stimmen abgelehnt und dagegen ein An⸗ 
trag auf provinzielie Regelung der Kreisordnung mit 100 gegen 64 Stimmen 
angenommen. Ger Minifter des Innern, Graf Eulenburg, bittet in Folge 
davon den Kaiſer um jeine Entlaffung. Der Kaifer lehnt e8 ab, fie anzu- 
nehmen. Ein Pargſchub fteht daher unausweichlich in Ausfict. 

— „Auch Biſchof Strogmeyer unterwirft fi), der legte der VBilchöfe, der päpfl- 

Pe Unfehlbarkeit und den Beichlüfien des vaticaniihen Concils über- 
aupt. 


— ., ſFrankreich — JItalien,] Spannung zwiſchen Frankreich und Stalien, 
indem daß erflere feinen Unwillen gegen das letztere nur wenig verhehlt, ob⸗ 
gleich es denſelben nur durch Nadelſtiche an den Tag zu legen vermag. 

— „ L|$raufreid.] Seffion der Seneralräihe. Derjenige des Geine« Departe- 
ments ſpricht fi für die confelfionslofe Schule, ſelbſtverſtändlich aud für die 
allgemeine Schulpfligt aus. Tünfzehn andere Generalräthe erklären fi für 
Trennung der Schule von der Kirche. 


— ,„ [Rubland.] Vorbereitungen zu einer Expedition gegen Chiwa. 


1. Rov. [Deutihland: Preußen] Ber Raifer fchließt den Sandtag und beruft 
denjelben zur neuen Selfion auf den 12. d. M. ein. 

»_ ». [Deutidhland: Baden] Geftügt auf den Beſchluß beider Kammern, ber 
den Mitgliedern religiöfer Orden und Gongregationen jeve Lehrthätigleit im 
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Groß tum unterjagt, verorbnet ein Miniſterialerlaß, daß bielelben ihre 
bisherige Lehrthatigkeit binnen vier Wochen einzuftellen haben. 


1. Rov. [Schweden] Der König hebt in Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen 


2, 


10, 


beider Kammern dur Verordnung die bisherige GStellvertretung im Militär- 
dienfte auf, wodurd die allgemeine Wehrpflicht hergefiellt wird. 


»„ [BDeutihland: Baden] Die Regierung ermäßigt die For der 
wiſſenſchaftlichen Vorprüfung für die Geiſtlichen. Der Erzbisth erweſer 
Kübel beharrt indeß und unterfagt den Candidaten des geiſtlichen Standes 
neuerdings, fi der Staatsprüfung zu unterziehen. 


„ [Schweiz] Der Biſchof Lachat v. Solothurn excommunicirt den Pfarrer 
Gſchwind von Starrkirch wegen Nichtanerkennung der päpftliden Unfehlber- 
keit und ruft dadurch einen gewaltigen Sturm hervor. Die Regierung von 
Solothurn erflärt die biſchofliche Sentenz fofort für null und nidtig Die 
Bemeinderäthe von Solothurn und Dlten fafien energiihe Beſchlüſſe in dem- 
felben Ginne und auf den 1. Dezember wird eine große Witlatholiten- Ber- 
Iommlung nad Dlten einberufen. Dagegen tritt der Clerus auf Geite des 

iſchofb. 

Berein. Staaten.] Wahl der Wahlmänner für vie Praſidentenwahl. 
Grant fiegt mit großer Mehrheit über Greeley. 


ve [Deutfland: Preußen] Der Eultminifter Iegt dem Staaisminifierinm 
eine Reihe von (vier) Entwürfen als eventuelle Befegesvorlagen an ben Baub- 
tag vor, um die Recqhte des Staates gegenliber den Unfprüden der Kirche zu 
wahren und energiich durchzuſetzen. 

: [OÖ ich⸗ U .] Gröffuung der Sa t miliden ron- 
—8 der ae A 5 Böhmen und Fig * die czechiſchen 
Abgeordneien nicht. 

kreich — land.] Borläufige Unterzeich eines neuen 
— Gen . dem eigen es On. Khiert, dr 


. [Deutiäland: Bayern.) Zuſammenſturz des Schwindels der fog. Dad» 
auerbanten in pigederei). 


Munchen (der jog. © 
» [Holland.] Die Regierung fegt eine Commiſſion nieder zu Prüfung der 
Frage des Münzfyftems. 


. u, [Xürkei] Der Patriarch von Jerufalen, der den Beiglüffen der griedi- 


fen Synode gegen die Bulgaren allein nicht zugefiimmt bat, wirb von feiner 
eigenen Ehnone abgefekt "und an feine Pe Gen neuer Patriarch gewählt, 
der die Betätigung der Pforte erhält. ' 


- „ [Italien] I. Kammer: Der Bericht der Commiſſion ſpricht ih Für 


zwei Vorlagen der Regierung aus, deren einer die allgemeine Wehrpflicht, der 
andere das Regionnliyfiem Tür die Urmee einführen fol, Ahnlich wie in 
Deutſchland, aber au nur ähnlich) und Lange nicht, wie beides in Deutid- 
land durchgefuhrt if. 


- » [Deutfdland: Preußen] Der Kaifer genehmigt die Vorſchläge des Gtaais- 


minifteriums bez. der Kreisorbnungsporlage: es ſoll verſucht werden, fi mit 
dem Abg.⸗Hauſe noch über einige Mopdifilationen zu einigen, und für dieſen 
Fall die unveränderte Annahme der Borlage dur; das Herrenhaus vermittelf 
eines Parsſchubs geſichert werden. 

» [Delterreig-Ungarn.] Die cisleithaniſche Regierung ermannt id) gegen⸗ 
ul den Biken bahnen ee That, m fie die Semberg-fjernowier Bahn 
mit Sequefter belegt. 


. nien.] Die Regierun # dem Olfigi der Urtifierie 
—988 He A 6 geräth m ffigierScorps 
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13. Rev. [Deutſchland: Sachſen]) II. Kammer: nimmt in der Schlußebſtim⸗ 


14. 


15. 


13. 


19. 


2. 


22. 


mung die weſentlich en Borlagen der Regierung betr. Bezirtsvertreiun- 
gen, die Organiſation der Berwaltung und das Strafverfahren bei polizei 
lichen Bergehen fafi einfimmig an. 
. [Brantreia.] Sr. Thierb ließt der wieder zujammiengetreienen Rational» 
ammlung feine Botidaft vor, in der er ſich entichiedener als „bisher für 
die Republik ausipricht, was einen ewaltigen Sturm von Geite der monar- 
chiſchen Barteien hervorruft. Die rheit beihliekt, eine Conrmilfion nieder: 
zuſegen, um bie Bage zw erwägen. 


„ [Oekerreig-Ungern.] Die ultramontane Mehrheit des tyroliſchen Band- 
tags benimmt fidh jo ungeberdig, daß die Regierung denſelben fliehen muß. 


[Deutſchland: Sachſen.] I. Kammer: lehnt faR alle Mobifitatienen der 
"IE. Sammer im Boltsiulgeiege ab und ſtellt die uripränglige Regierungs- 
vorlage wieder her, namentlich die Gonfeffionalität der Boltsichule. 


. [Deutiäland: Soden] II. Kammer: nimmt das fog. Gonfiforinigeieg 
nur mit 42 gegen 23 Stimmen an, obgleid der Cultminiſter v. Gerber 
tont, daß es in feiner Weile den Gharatter eines Concordats zuiſchen 22 
und Kirche haben jolle, jo daß die ſtaatliche Befeggebung an defien Aufhebung 
oder Ubänderung behindert wäre. 

„ L[Orderreid: Ungarn.) Gewaltiger Scandal im ungariichen Llnterhaufe 
gegen den Minifterpräfiventen Graf onpay. Der Deakclub verweigert dem- 
felben die verlangte Genugthuung. 

[Frankreich.] Nat. — General Changarnier interpellirt die 
” Regierung über das wachſende Lmfichgreifen des Radilalismus Die Ber- 
fammlung nimmt mit 267 gegen 117 Stimmen eine ber Benierung genehme 
Tagesordnung an. Da aber 277 Mitglieder der Rechten fidh der Abſtimmung 
enthalten haben, jo if die Regierung eigentlich in der Minderheit geblieben. 


- L&tanfreid.] Rat.⸗Verſammlung: beſtellt die am „8. d. M. beſchloſſene 
Gommilfion Überwiegend aus Gegnern des Hrn. Thier 
«e T[3talien.) Die Regierung verbietet eine vom Ai demotratiſchen Partei 
auf den 24. d. M. im Coloſſeum zu Rom einberufene große Verſammlung, 
da die republifanifche Tendenz derſelben außer Zweifel flieht. 
[ESchweiz.] Die Diözefanconferenz der zur Dibzeſe Solothurn gehörigen 
” Regierungen verlangt vom Biſchof Lachat die Zurädnahme feiner Excommu⸗ 
nication und ninmt bereits die Abjegung des Biſchofs in Ausſicht. 


"ent vr, I. Rammer: Die Regierung legt derfelbeh endlich den Be 

Kar! dor, ar, De welchen die Mlöfter aud in der Provinz Rom aufgeho 
Generalate dagegen beibehalten werden ſollen. 

. "geltem] I. u. DI. Sammer haben nad lebhaften Debatten einen neuen 

Kar für die oſtindiſchen Befiyungen genehmigt. Die Schutzzöllner find 


Belgien.] Der Kriegsminifier Guillaume fordert und erhält feine Ent- 
8 weil ex mit feinen Collegen bez. der Armeereform nicht übereinftimmt. 
» [BDeutiälend: Preußen.) Abg-GYaus: nimmt die Kreisordnungsvorlage 
mit den von der Regierung noch geforderten Dodifitationen mit großer Mehr⸗ 


De R Regierung legt dem Haufe den erfien der (vier) fkirchlich⸗ politiſchen 
Beiekesentwürfe behufs Wahrung der NRechte des Staats gegenüber den An⸗ 
fprüden der Tatholiichen Kirche vor. 
. [Brantreid, | Rat.:Berfommlung: beihlieht, die von Napoleon III con» 
fiscirten Guter der Familie Orloans derjelben zuruckzugeben. 
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24. Ron. [Spanien] Die Rekrutenftelung ruft in einer Reihe großer Städte 
Unordnungen hervor, die indeh ohne große Mühe unterdrüdt werben. 

26. „ [Deutfchland: Preußen] bg.» Haus: nimmt die Kreisorbnungsvorlage 
in dritter Leſung mit 288 gegen 91 Stimmen ıde8 clericalen Centrums, ber 
Polen und des entſchieden feudalen Theils der freng confervativen Partei) an. 
Die Rechte zerfällt in 2 Theile, die fi) als getrennte Fractionen conftituirem. 

»  » [Rrantreih.] NRat.-Berfammlung: Hr. Batbie berichtet Namens der Com⸗ 

miſſion vom 19. d8. Mts., ſpricht ſich ſehr fcharf genen Gambetta und feine 
Bartei aus, verlangt eine „Lämpfende Regierung” und beantragt die Nieder⸗ 
fegung einer Commiſſion, um ein Minifterverantwortlichleitsgefeg auszuarbei- 
ten, d. 5. den perfönlichen Einfluß des Hrn. Thiers zu beichränten. 

27. „ [Schweiz.] Der Br. Rath von Eolothurn beihließt mit großer Mehrheit 
die Einführung der periodiſchen Wahl für die Geiftlichen. 

„u 29. Nov. [Deutfchland: Preußen] lehnt zwei Interpellationen des clericalen 
Gentrums (von Reichenſperger und Mallinfrodt) mit 264 gegen 83 und mit 
242 gegen 83 Stimmen ab. 

28. „ [Beutihland: Sadjen.] I. Kammer: modifizirt die Tiberale Vorlage 
der Regierung betr. die Organifation der Behörden ſehr weientlih in ent- 
gegengejegtem Sinne. 

29. „ [Deutihland: Preußen] Minifterkrifis wegen der Frage des Pärßſchubs 
Der Kaiſer ſchwanlt. 

„„(BPrankreich.]“ Nat.⸗Verſammlung: Hr. Thiers ſtellt dem Antrage Batbie 
durch den Juſtizminiſter Dufaure den Antrag entgegen, die Commiſſion ſtatt 
aus 15 aus 30 Mitgliedern zuſammenzuſetzen und derſelben nicht bloß die 
Minifterverantwortlicgkeitsfrage, ſondern die obſchwebenden conſtitutionellen Fra⸗ 
gen überhaupt zur Berathung zuzuweiſen, und fiegt damit mit 372 gegen 
835 Stimmen. 

30. „ (Deutſchland: Preußen] Der Kaiſer enticheidet fih für ben Pärsſchub: es 
werden 25 neue Pärs berufen. 

„ « [Deutiähland: Elfab- Lothringen.) Die erfte Refrutenaushebung ift be⸗ 
endigt. Das Ergebniß if ein gemäß den Umftänden ziemlich befriebigenbes. 

. [Xrantreih.] Nat.» Berlammlung: Hr. Thiers erleidet nad) dem Siege 
vom 29. d. M. Sofort eine Niederlage. Die Majorität ertheilt dem (repubI.) 
Miniſter des Innern, Lefranc, ein Miktrauensvotum und zwingt ihn damit 
zum Nüdtritt. Hr. Thierd ernennt den (monarchiſchen) Finanzminifter de 
Soulard zum Minifter des Innern und den (republikaniſchen) Seinepräfelten 
Leon Lay zum Pinanzminifter. 

— ,„ [Deutihland: Preußen] Die Regierung fährt fort, das Schulauffichts⸗ 
gejeg in den polniſchen Theilen des Landes fehr energiich durchzuführen. 


1. Dee. [Deutihland: Preußen] Der Eanonift v. Schulte, eines der 
des Altlatholicismus, wird von Prag an die Univerfität Bonn berufen. 

.» + [Sgämeiz.]) Die große Altkatholikenverſammlung in Olten beichließt eine 
Reihe von Refolutionen und ferner, fi) um Schuß gegen geiſtliche Uebergriffe 
und um Auflöjung der päpftlicden Nuntiatur an die Bundesverjammlung zu 
wenden. 

2. „ [Defterreig- Ungarn.) Sturz des ungariiden Minifierpräfidenten Graf 
—A Der bisherige Handelsminiſter Szlany trilt als Praſident an feine 

telle. 

4 „ [Spanien.] Die Eortes genehmigen ein von der Regierung eingebradytes 
Clerusbudgetgeſetz, das die Beſoldung des Glerus faſt ganz vom Staate ab- 
und auf die Provinzen und Gemeinden hinüberwälgt. 
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4. Dee. [Berein. Staaten.) Zufammentritt des Eongrefies. Botihaft Brant’s. 
Andeutungen über Euba und über die Reform des Civilſtaatsdienſtes. 

6 „ (Frankreich.] Nat.-Beriammlung: beftelt die am 29. v. M. beſchloſſene 
Sreißiger-Sommiffion mit 19 Begnern und nur 11 Freunden des Hrn. Thiers. 


„ [Berein. Staaten.) Gormelle Wahl des Präfiventen. Grant wird mit 
300 Emmen wieder gewählt; der inzwiſchen verftorbene Greeley erhält bloß 
68 Stimmen. 


„10. De. [Rußland — Preußen] Prinz Rarl von Preußen findet fi 
zum Georgsritter-Ordensfeft in St. Petersburg ein. Der Kaiſer toaflirt beim 
Feſtmahl auf den deutichen Kaiſer als den älteften Ritter des Ordens. 

‚ e [BDeutfhland: Preußen] Herrenhaus: Debatte über die Kreisorbnungs- 
vorlage. Die Feudal-Eonjervativen belämpfen diejelbe mit Erbitterung. Tas 
erſte Amendement indeß, das fie flellen, wird in namentlider Abftimmung 
mit 114 gegen 87, alfo mit einer Mehrheit von 27 Stimmen verworfen und 
und die Vorlage ſchließlich als Ganzes unverändert mit 116 gegen 91 Stim⸗ 
men, aljo doch nur mit einer Mehrheit von 25 Stimmen angenommen. 


„ [BDeutihlan: ne] Ein Schreiben des Staatsminifleriums an 
die Landesverfammlung ſpricht ſich entſchieden dahin aus, daß die Erbfolge 
gar nicht zweifelhaft jet: und zwar zu Bunften des Braunſchweig⸗Lüumeburg⸗ 
fen Befammthaufes. Die weit überwiegende Mehrheit der Bevdlkerung des 
Herzogthums und die ganze nationale Partei, au in Süddeutſchland, wollen 
jedoch von einem Welfen entſchieden nichts wiſſen. 

10. „ [Rom] Schluß der mit Bewilligung des Papſtes abgehaltenen Bffent- 

lichen Disputationen zwiſchen Katholiten und Proteftanten über die Frage, ob 

der Apoftel Petrus je in Rom geweſen fei, oder nit. Auf weitere Dispus 
tationen wollen fi die Katholiken aber nicht mehr einlaflen. 

11. „ [BDeutfed Neich — Frankreich.] Frankreich hat die dritte Milliarde 

Kriegsentihädigung an Deutſchland bezahlt. 

= „ [Beutfhland: Sachſen.] Eonflitt zwiichen I. und IL Kammer: die Iektere 

lehnt die Modifilationen der I. Kammer zum Volksſchulgeſetz ab und beharrt 

mit ſehr anjehnlicher Mehrheit auf ihren früheren Beſchlüſſen. 


12. „ [Defterrei : Ungarn.] Wiederzufammentritt des Reichſsrathz. Die Re 
gierung nimmt nunmehr die Wahlreformfrage ernfllid in die Hand und legt 
die von ihr ausgearbeitete Vorlage zunächſt behufs einer Berftändigung einer 
Eonferenz der einflußreichften Abgeordneten vor. Rad dem Regierungsprojekt 
foflen die bisherigen Rechte des Großgrundbeſitzes nicht angetaftet, dagegen 

Balizien in die Reform einbezogen werden. 

13. „ [Deutiäland: Preußen] Der Kaifer vollzieht die neue Kreisordnung 
für die ſechs Sflihen Provinzen. 

v„ 0» fBtalien.] ID. Kammer; überweist den Geſetzeßentwurf betr. Aufhebung 
der Klöfter in Rom an eine Gommilfion, namentlih mit Rückſicht auf bie 
von der Regierung verlangte Erhaltung der fog. Generalate. 

» » [Spanien] Das Minifterium ift über die Frage der Aufhebung der 
Sflaverei uneinig. Die Eortes find einer fofortigen Aufhebung wenigftens 
auf Puertorico geneigt. 

„ e« [Holland] I. Kammer: genehmigt das Militärbudget für 1873, aber 
nur gegen eine ſtarke Minderheit, die eine fchnellere Erledigung der ſchweben⸗ 
den Milttärfragen, worunter auch die Frage der Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht fi befindet, fordert. 

„ [Briedenland.] Auch das Minifterium Deligeorgis überzeugt fih, daß 
es in der Kammer auf feine Majorität zählen konnte. Ein kgl. Dekret löst 
daher diefelbe auf und ordnet nochmals Neuwahlen an. 
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14. Dee. —— Preußen.) Die Discipfinerunterfudgung gegen deu Ar⸗ 
meebiihof Namszanowsli führt zu keinem Nefultate. Die Sußpenſion des⸗ 
jelben wird indeß von der Regierung aufrecht erhalten. 

— „Deutſchland: Bayern.] Schluß ber Geffion der Sanbräthe. In allen 
Kreilen haben die freunde eines bejonnenen, aber entſchiedenen Fortichritts die 
Mehrheit behauptet. Das Beltreben, die Schule von der ſtirche unabhängiger 
zu flellen, macht Wortichritte und wird von der Regierung unterftügt. 

16. [Deutſchland: Preußen.) Der Reichsſkanzler Furſt Bismard bittet den 
"König um die Enthebung von feiner Stelle als Minifterpräfident. 

.„ + [Sdmeiz.)]) Im Genf fallen die Neuwahlen zum geiſtlichen Gonfitorium 
gegen die Orthodoren und zu Gunſten der Liberalen aus, denen nunmehr bie 
Majorität der Behörde gefichert if. 

18. „ L[Beutfchland: Preußen.] Der greife Prediger Sydow in Berlin wird 
vom GEonfiftorium der Provinz Brandenburg wegen feiner wiſſenſchaftlich frei- 
finnigen Anſichten mit 5 gegen 4 Stimmen wirklich abgefegt. 

Srankreich.] Nat.» Berfammlung: Die Dreikiger- Gommiffion beharrt 
darauf, zuerft die Minifterverantwortlichleitsfrage (gegen Hm. Thiers) zu ze 
geln. Hr. Thierß ſucht die monarchiſchen Parteien durd eine Reihe Eleiner 
Gonceifionen zu befänftigen. 

. „Ohwein. ] Biidef Lachat lehnt die Forderung der Regierungen bezüglich 

Excommunication ab, 

19. „ [Deuties Rei.) Eine Eonferenz der Juſtizminiſter der Mittelianten kann 
ſich über die Errichtung eines oberſten Neichsgerichts wicht einigen. Preußen 
und Baden erflären fi dafür, die Königreiche Bayern, WBürtiemberg und 
Sachſen dagegen. 

„ [Banemart — Schweden und moregen. | Die Negierungen unter 
zeichnen in Stodholm eine Gonvention bez. Einführung eineB neuen gemein- 
famen Münziyftens. Der Ratifilation bat indeß erft die Genehmigung ber 
Bollsvertretung aller drei Staaten voranzugehen. 

20. „ [Spanien] Die Regierung legt den Gorteß einen GBefegesentwurf über 

die Reorganijation der Armee und die Abſchaffung der Conſcription vor; die 
* en fol nur aus Freiwilligen beftehen und nicht mehr als 40; 000 
ann ſtark 

21. Schweiz. Beide Näthe der Bundeßverſammlung beichliehen faſt einflim- 

' "a die Wiederaufnahme der Bundesreviſion. 

22. „ [Rom] Bulminante Allokution des Papftes im Eonfiftorium der Carbinäle 
gegen Italien, die Schweiz, namentlich aber gegen Deutſchland. 

[Frankreich.] Der ıclerical gefinnte) Gefandte am päpftlicden Hofe, er» 
” Bittert über die Politik der Regierung, die Halien wenigftens nicht — 
vor den Kopf ſtoßen will, gibt in ſehr brüsker Weiſe feine Entlaffung. 

80. „ [Deutſchland — Rom.] Die deutſch Ge Reicht ung befleglt be Der- 
treter des deutſchen Reichs am päpftlidden Hofe, in Folge der Allokution 
Bapftes gegen Deutichland, in Urlaub zu gehen. Derſelbe zeigt dem Sa 
Untonelli den erhaltenen Befehl an und reist fofort ab. Das deutſche Rei 
bleibt vorerfi am römiihhen Hofe unvertreten. 

» «, [Spanien.) Der Garliften- Auffland in den baskiſchen Provinzen dauert 
ort, ohne wejentlih abzunehmen, doc auch bis jegt ohne irgend einen we» 
entlidhen Erfolg. Prinz Ulphons, ein Bruder des Prätendenten, übernimmt 
den Oberbefehl über die Infurgenten in Gatalonien. 

— „Ss ergibt fi, daß durch die Berlegung der oberften Leitung ber ſog. In⸗ 
ternationale nad Report der Führer der Bewegung in Europa, Karl 
Marz, Teineswegs bei Geite gehoben wurde, jondern für Europa nicht bloß 
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an der Spike der Bewegung bleibt, jondern fi) durch die Berlegung der 
——— in Wahrheit nur der Gontrole mandmal unbequemer Gollegen 
entle a 
[Deutſches Reid.) Die vom Bundesrath berufene Commiſſion zur 
nitiven Feſtſtellung des Entwurfs einer Prozeßordnung in bürgerlichen 
WB für das geſammte Reich bat ihre Verathungen zu Ende 


„ [Deutigland: Preußen] Der Biſchof Hartin von Paderborn proteflirt 
gegen den Plan der Regierung, ein Gele über bie Errichtung von Kirchen⸗ 


bereiten und widerſetzt ſich gleich von vornherein, indem er feinen Pfarrern 
verbietet, der Regierung das vafür geforderte Material zu lieiern. 

. [Defterreig- süUngarn.] Der ehemalige grangöfiice Miniſter des Yuse 
märtigen, Herzog v. Grammont, greift den Grafen Beuft auf’s fchneidendfte 
wegen feiner zweideutigen Haltung vor und nad dem Ausbrude des deutſch⸗ 
franzöfiichen Krieges an. Die offig. Berliner Blätter erflären ihrerſeits, die 
Frage habe zur Zeit bloß noch hiſtoriſches Intereſſe und könne das jetzige 
engfreundihaftliche Berhältnik zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich nicht trüben. 

[Berein. Staaten] Wirren in Louifiana: e8 Refen n 14 daſelbſt zwei 
Goͤnverneurs und zwei legislative Verſammlungen gegenüber 


IL 


Bas deulfhe Reich 


und 


die Geſterreichiſch-Ungariſche Monardie. 


J. | 
Das deutfhe Reich und feine einzefnen lieber. 


1. Yan. (Baden.) Mit diefem Tage geht, wie im Großh. Heflen, das 
bisherige Kriegsminifterium ein und die gefammte Milttärnerwaltung 
an Preußen über. 

2. „ (Deutfihes Neid.) Graf NRoon wird auf feinen Wunſch vom 
Kaifer feiner Funktionen als Marineminifter enthoben und General 
v. Stoſch zu feinem Nachfolger ernannt. Derſelbe erhält den Titel 
Chef der Admiralität, ſteht coordinirt mit dem Präfibenten bes Reichs⸗ 
fanzleramte8 direkt unter dem Reichslanzler und wird gleichzeitig zum 
preußiſchen Staatsminifter ernannt. 

» = (Heffen) Die Darmfl. Ztg. meldet neuerdings bie Penfionirung 
von 61 Offizieren, darunter 3 Regimentsfommandanten. 

8 „ (Deutfhes Reid.) Der Kaifer nimmt die Beglaubigungsfchreiben 
des Vicomte v. Gontaub-Biron als Vertreter Frankreichs, das damit 
die regelmäßigen diplomatijchen Beziehungen zu Deutſchland wieder 
berftellt, entgegen. 

»  » Baden.) Eine Iandeöherrlide Verordnung verfügt eine nam⸗ 
hafte Rebuction in der Juſtiz- und Verwaltungsorganifation: 4 Kreiß« 
gerichte, 13 Amtsgerichte und 7 Bezirkgämter werden aufgehoben. 

9. , Deutſches Reich.) Nachdem Frankreich zuerft feine regelmäßigen 
diplomatifhen Beziehungen zu Deutſchland wieder aufgenommen, über- 
reidt nunmehr aud Graf Arnim dem Präfidenten ber franzöfifchen 
Republit feine Greditive als ordentlicher Vertreter des beutfchen Reichs. 

”„_ « (Breußen) Abg.-Haus: genehmigt mit großer Mehrheit den 
ihm von ber Regierung vorgelegten Gejehesentwurf, betr. die Dotirung 
des communalſtändiſchen Verbandes des Negierungsbezirtes Wiesbaden. 
Den Ständen des ehem. Herzogthums Naffau werden demgemäß jähr⸗ 
li die Summe von 142,000 Thlrn. und außerdem ein Kapital von 
36,380 Thlrn. zu Provinzialzweden (Chauffeebauten, Fürſorge für 
Irre und Taubſtumme zc.) übermwicjen. 

g* 





36 


Das deutfhe Reid und feine einzelnen Glieder. 


9. Jan. (Sadfen) IH. Kammer: Die Regierung legt berjelben fünf 


10. 


11. 


mit einander im engften Zufammenhange ftehende Gefekesentwürfe be- 
hufs der in der Thronrede vom 2. Dec. v. I. in Ausſicht geftellten 
Reform der innern Verwaltung vor: eine Stäbteordnung für große, 
eine ſolche für mittlere und Kleinere Städte (6000 Einwohner), eine 
Landgemeindeordnung, eine neue Organifation der Berwaltungsbehör- 
den und ein Gejeb, welches bie Benölferung zu birefter Theilnahme 
an der Verwaltung berbeiziebt. 

Im Ternern legt die Regierung dem Landtage ein umfaſſendes 
Volksſchulgeſetz vor: 

Neu ift darin die Einführung einer obligatoriihen Fortbildungsſchule mit 
wöchentlich mindeftens 2, höchſtens 6 Stunden für die Knaben, drei Jahre 
lang. — Die Unterhaltungspflit der Schule liegt den &emeinden ob. Das 
Schulgeld if zwar nicht geftridhen, aber es ıft vom Ortsſchulvorſtande „nad 
den Bermögensverhältnifien der Beitragspflichtigen zu beftimmen“, demnach 
ſoll ein aliquoter Theil der einfachften Einkommenſteuer die Stelle des eigeni- 
lien Schulgeldes vertreten und das Von den Eltern zu bezahlende Echulgeld 
durch Beiträge der geſammten Schulgemeinde ergänzt werden. — Der Schwer⸗ 
punkt des Gefetes liegt jedoch in der Beauffihtigung der Vollsſchulen. Diele 
ift zunächſt Sache des Ortsichulvorflandes, der nad) dem Entwurf aus einigen 
Mitgliedern der bürgerlichen Gemeindevertretung, aus dem oder aus einigen 
Lehrern und aus dem oder den Geiſtlichen der Parochie beftehen ſoll, doch jo, 
daß die Anzahl der Iegteren die der Lehrer niemals überfteigen fol. Die 
Aufficht felbft wird geübt von einem Schulreltor, deren es bei allen ſechs⸗ 
Halligen Schulen geben fol: wo Fein Direltor vorhanden if, aljo jo ziemlich 
in allen rein bäuerlihen Gemeinden, übt der Pfarrer die Auffiht, iR alio 
geborner Ortsſchulinſpektor. Die wichtigfte Verbefjerung fiegt darin, daß eigens 
bejoldete Bezirkaſchulinſpektoren die nächſt höhere Inſtanz bilden und die aus 
der Reihe „bewährter Yahmänner” genommen werden, aljo kein bloßes An- 
hängjel mehr an die geiftlide Superintendentur find. Dieſer Inſpektor hat 
periodiſche Bifttationen ſämmtlicher Schulen feines Bezirke vorzunehmen, prüft 
und genehmigt die von den Lehrern eingereichten Stundenplane, trägt Sorge 
für einftweilige Verwaltung der valanten Schulftellen und fördert das wiſ⸗ 
jenihaftlihe Streben ter Lehrerwelt auf Gonferenzen. Alle dieſe Schul⸗ 
inipektoren treten jährlih cinmal zufammen, um über Wenderungen zu be- 
rathen und Erfahrungen auszutaufhen. Jene Aufſicht wird indek nicht vom 
Bezirksſchulinſpektor allein geübt, fondern im Verein mit dem Amtshauptmann 
und dem Stadtrathe, da wo die Schulinſpektion durch frühere Gejehe dem 
letteren zugewiefen if. Die oberfie Behörde bildet das Minifterium des öf- 
fentlichen Unterrichts. Die confeifionelle Eigenfchaft der Volksſchule iR in der 
Vorlage feftgehalten. 


„ (Breußen.) Abg.⸗Haus: Delegirte aller liberalen Parteien treten 
unter dem Borfige des altliberalen Abg. Bonin zufammen, um fidh 
über einen gemeinjamen Operationsplan gegen den Eultusminifter 
v. Mübler und alle von bdemfelben außgegangenen Vorlagen zu ver- 
ftändigen. 

„ (Breußen) Das Abg.-Haus überweiit ben ihm von der Re⸗ 
gierung neuerdings vorgelegten Entwurf einer Kreisordnung für die 
(hs öftlihen Provinzen einer fpeziellen Commilfion von 21 Mit⸗ 
gliedern. 
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12. Jan. (Preußen) Der Eultusminifter v. Mühler gibt gegenüber bem 


13. 


14. 


15. 


wider ihn im Abg.-Haufe vorbereiteten allgemeinen Sturm fein Ent- 
lafſungsgeſuch ein. Derſelbe wankt endlich wirklich. 


» (Breußen) Das Kriegsminifterium räumt den Altkatholiken in 
Köln die flaatliches Eigentum bildende Garniſonskirche, in welcher 
der evangelifche und der Tatholiiche Dlifitärgottesdienft ftattfindet, zur 
Abhaltung auch ihres Gottesdienftes ein. Der Feldpropſt (fog. Armces 
biſchof) Namszanowski befiehlt dem Divijionspfarrer Lünemann in Köln, 
den katholiſchen Garnifonsgottesdienft an dem Tage einzuftellen, an 
welchem die altfatholifche Gemeinde ihren Gottesdienft in der Garnifong- 
fire wirklich abhalte. 

„ (Preußen) Abg.-Haus: Für den Fall, daß der Euftusminifter 
v. Mühler der erften Verleſung de3 Schulaufſichtsgeſetzesentwurfs doch 
noch beitvohnen follte, beichließen die Vertrauensmänner aller Tiberalen 
Gractionen des Hauſes einftimmig folgende Mißtrauensrefolution gegen 
denjelben, nachdem eine auf dasjelbe Ziel hinauslaufende des freicon- 
jervativen Abg. Graf Bethuſy⸗Huc als „zu ſtark“ von ihnen abge= 
lehnt worden war: 

„In Erwägung, daB der vorliegende Bejegeniwurf mit der Durchführung 
des der Berfaffung entjprechenden Grundſatzes der Staatsaufficht über alle 
Unterrichts⸗- und Erziehungtanftalten der ausführenden Verwaltung fehr aus 
nedehnte Befugnifie überweilt, daß aber die bisherige Amtsführung des jetigen 
Herrn Eultusminifters leine Gewähr der angemeffenen und unbefangenen Hand» 
babung einer jo bedeutenden Gewalt bietet, daß daher eine jorgfältige Erwä⸗ 
gung der in das Geſetz aufzunehmenden Sarantien erforderlich erfcheint, wolle 
das Abgeordneienhaus beichließen, ven Geſehentwurf zur Vorberathung an eine 
bejondere Commiſfion von 14 Mitgliedern zu verweiſen.“ 

„ (Bayern) In Regensburg, dem Sitzt der Jeſuiten in Bayern, 
findet eine großartige Altkatholifenverjammlung ftatt, 

die ſchon feit mehreren Wochen die Einwohnerſchaft in nicht geringe Aufregung 
verlegt hatte. Es nehmen daran gegen 6000 Perjonen Theil, obgleich am 
Tage vorher im lath. Eafino eine zahlreiche Berfammlung der ultramontanen 
Elemente vor dem Beſuche dringend abgemabnt hatte und dasjelbe noch am 
Morgen von der Domkanzel aus geichehen war. Säinmtliche Redner werden 
mit Beifall Aberjchlittet und die Berfammlung verläuft ohne jegliche Störung. 


”„ (Breußen.) Abg.-Haus: Berathung des Etats des auswärtigen 
Minifteriums für 1878. 


Köwe fpricht gegen die Wverfionalfumme von 30,000 Thlrn. Fürſt 
Bismard betont die Rothwendigleit der preußiichen Geſandten an den Yeut- 
ſchen Höfen. Diefelben hätten die wichtige Aufgabe zu erfüllen, die Stimmung 
der Bundeßregierungen gegenüber den im Bundesrathe beantragten Maßregeln 
zu erforjchen und etwaigen Mikftimmungen gegen biejelben zu begegnen. Es 
handle fih hiebei au um die Auffafjungen der Landtage: indeß jei er weit 
entfernt von der grundfalſchen Theorie, daß das Botum der Vertreter der 
Bundesftaaten von der Zuflimmung der Partilularlandtage abhänge. Der 
Militärbevolmädhtigte in München ſei ein Hilfsbeamter der dortigen Geſandt⸗ 
Ichaft, der auf militäriichem Gebiete dasfelbe zu erreichen ſuche, was der Ge⸗ 
jandte auf politiſchem Gebiete. Die Poſition wird hierauf mit großer Mehr⸗ 
heit angenommen. 
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9. Jan. (Sadfen.) DI. Kammer: Die Regierung legt derjelben fünf 


10. 


11. 


mit einander im engſten Zuſammenhange ſtehende Geſetzesentwürfe be⸗ 
hufs der in der Thronrede vom 2. Dec. v. J. in Ausſicht geſtellten 
Reform der innern Verwaltung vor: eine Städteordnung für große, 
eine ſolche für mittlere und kleinere Städte (6000 Einwohner), eine 
Zandgemeindeordnung,, eine neue Organifation der Verwaltungsbehör⸗ 
den und ein Geſetz, welches bie Benöllerung zu birelter Theilnahme 
an der Verwaltung berbeiziebt. 

Im Fernern legt die Regierung dem Landtage ein umfafjendes 
Volksſchulgeſetz vor: 

Neu ift darin die Einführung einer obligatoriſchen Fortbildungsihule mit 
wöchentlich mindeftens 2, höchſtens 6 Stunden für die Knaben, drei Jahre 
lang. — Die Unterhaltungspflicht der Schule liegt den Gemeinden ob. Das 
Schulgeld if zwar nicht geftrichen, aber es if vom Ortsfhulvorflande „nad 
den Bermögensverhältnifien der Beitragspflichtigen zu beftimmen“, demnad) 
ſoll ein aliquoter Theil der einfachften Einkommenſteuer die Stelle des eigent- 
lien Schulgeldes vertreten und das Yon den Eltern zu bezahlende Schulgeld 
durch Beiträge der geſammten Schulgemeinde ergänzt werden. — Der Schwer⸗ 
punkt des Geſetzes liegt jedod in der Beauffihtigung der Vollsfchulen. Dieſe 
ift zunächſt Sache des Ortsjchulvorfiandes, der nad dem Entwurf aus einigen 
Mitgliedern der bürgerlichen Gemeindevertretung, au8 dem oder auß einigen 
Lehrern und aus dem oder den Geiſtlichen der Parodie beftehen foll, doch fo, 
daß die Anzahl der letzteren die der Lehrer niemals überfteigen fol. Die 
Auffiht jelbft wird gelibt von einem Schuireltor, deren es bei allen ſechs⸗ 
Hajigen Schulen geben fol: wo kein Direltor vorhanden if, aljo jo ziemlich 
in allen rein bäuerlichen Gemeinden, übt der Pfarrer die Auffiht, if alſo 
geborner Orisſchulinſpektor. Die wichtigſte Verbeſſerung liegt darin, daß eigens 
bejolvete Bezirtsicyulinipeftoren die nächft höhere Inſtanz bilden und die aus 
der Reihe „bewährter Fachmänner“ genommen werden, aljo fein bloße Ans 
hängſel mehr an die geiftlihe Superintendentur find. Dieſer Inſpektor hat 
periodiſche Vifitationen jſämmtlicher Schulen feines Bezirkes vorzunehmen, prüft 
und genehmigt die von den Lehrern eingereichten Stundenplane, trägt Sorge 
für einftweilige Verwaltung der vakanten Schulſtellen und fördert daß wiſ⸗ 
jenichaftli)e Streben ter Lehrerwelt auf Gonferenzen. Alle diefe Schul⸗ 
inipeftoren treten jährlich cinmal zuſammen, um über Wenderungen zu be 
tathen und Erfahrungen auszutauſchen. Jene Wufficht wird indeß nicht vom 
Bezirksſchulinſpektor allein geübt, fondern im Verein mit dem Amtshauptmann 
und dem Etadtrathe, da wo die Schulinipeltion durd frühere Geſege dem 
letzteren zugewiefen if. Die oberfle Behörde bildet daß Minifterium des df- 
fentligen Unterrichts. Die confeifionelle Eigenfchaft der Volksſchule iR in der 
Borlage fetgehalten. 


„ (Preußen) Abg.-Haus: Delegirte aller liberalen Parteien treten 
unter dem Borfige des altliberalen Abg. Bonin zufammen, um fi 
über einen gemeinjamen Operationsplan gegen den Gultusminifter 
v. Mübler und alle von demjelben ausgegangenen Vorlagen zu ber- 
fändigen. 

» (Breußen.) Das Abg.-Haus überweilt ben ihm von ber Re 
gierung neuerdings vorgelegten Entwurf einer Kreisorbnung für bie 
I origen Provinzen einer fpeziellen Commiſſion von 21 Mit 
g 
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12. Jan. (Preußen.) Der Eultusminifter v. Mübler gibt gegenüber bem 


13. 


14. 


15. 


wider ihn im Abg.-Haufe vorbereiteten allgemeinen Sturm fein Ent- 
laſſungsgeſuch ein. Derſelbe want endlich wirklich. 

» (Breußen) Das Kriegsminifterium räumt den Altlatholifen in 
Köln die flaatliches Eigenthum bildende Garniſonskirche, in welcher 
der evangeliſche und der katholiſche Militärgottesdienft ftattfindet, zur 
Abhaltung aud ihres Gottesdienites ein. Der Feldpropft (ſog. Armces 
biſchof) Namszanowski befiehlt dem Divifionspfarrer Lünemann in Köln, 
den Ffatholifchen Garnifonsgottesdienft an dem Tage einzuftellen, an 
welchem die altkatholiſche Gemeinde ihren Gottesdienft in der Garnifons- 
fire wirklich abhalte. 

» (Breußen) Abg.-Haus: Für den Fall, daß der Euftusminifter 
v. Mühler der erften Verlefung des Schulaufſichtsgeſetzesentwurfs doch 
noch beivohnen jollte, beichließen die Vertrauensmänner aller Iiberalen 
Fractionen des Hauſes einftimmig folgende Mifstrauensrefolution gegen 
denjelben, nachdem eine auf dasfelbe Ziel hinauslaufende des freicon- 
fervativen Abg. Graf Bethuſy⸗Huc als „zu ſtark“ von ihnen abge- 
lehnt worden war: ' 

„In Erwägung, daß der vorliegende Gefegeniwurf mit der Durchführung 
des der Berfaffung entiprechenden Grundſatzes der Staatsauffiht über alle 
Unterrichts⸗ und Erziehungsanfalten der ausführenden Verwaltung jehr aus» 
nedehnte Befugniſſe überweiſt, daß aber die bisherige Amtsführung des jetigen 
Herrn Eultusminifters feine Gewähr der angemefienen und unbefangenen gan 
babung einer jo bedeutenden Gewalt bietet, daß daher eine forgfältige Erwä⸗ 
gung der in das Geſetz aufzunehmenden Sarantien erforderlich erfcheint, wolle 


das Abgeordnetenhaus beichliehen, ven Geſehentwurf zur Borberathung an eine 
bejondere Gommilfion von 14 Mitgliedern zu verweiſen.“ 
» (Bayern) In Regensburg, dem Sib der Jejuiten in Bayern, 
findet eine großartige Altfatholifenverjammlung ftatt, 

die Schon ſeit mehreren Wochen die Einwohnerſchaft in nicht geringe Aufregung 
verfeßt hatte. ES nehmen daran gegen 6000 Berjonen Theil, obgleich am 
Tage vorher im kath. Eafino eine zahlreiche Verfammlung der ultramontanen 
Elemente vor dem Beſuche dringend abgemahnt hatte und dasſelbe noch am 
Morgen von der Domkanzel aus geichehen war. Sämmtlicde Redner werben 
mit Beifall Überfchüttet und die Berjammlung verläuft ohne jegliche Störung. 


„ (Preußen) Abg.-Haus: Berathung des Etats des auswärtigen 
Minifteriums für 1873. 


Löwe ſpricht gegen die Wverfionalfumme von 30,000 Thlın. Fürſt 
Bismard betont die Rothwendigleit der preußiichen Geſandten an den deut⸗ 
chen Höfen. Diefelben hätten die wichtige Aufgabe zu erfüllen, die Stimmung 
der Bundesregierungen gegenüber den im Bundesrathe beantragten Maßregeln 
zu erforſchen und etwaigen Mikftimmungen gegen diejelben zu begegnen. Es 
handle fi hiebei auch um die Auffafiungen der Landtage: indeß jei er meit 
entfernt von der grundfalſchen Theorie, daß das Botum der Vertreter der 
Bundesftaaten von der Zuflimmung der Partitularlandtage abhänge Der 
Militärbevollmäctigte in Münden jei ein Hilfsbeamter der dortigen Gefandt« 
ſchaft, der auf militäriigem Gebiete dasjelbe zu erreichen ſuche, was der Ge⸗ 
jandte auf politiſchem Gebiete. Die Poſition wird hierauf mit großer Mehr⸗ 
heit angenommen. 
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15. Ion. (Württemberg) Die L Kammer ertheilt dem von der II. Kamı- 
mer fhon im Juli v. 38. angenommenen Geſetzesentwurf, betr. bie 
religidjen Diffidentenvereine, im Weſentlichen anſtandslos ihre Zuftim- 
mung. 

Cr beſteht aus einem einzigen Artikel: „Die Bildung religiöfer Vereine 
außerhalb der vom Staate als öffentliche Körperichaften anerfannten Kirchen 
il von einer Rnatlihen Genehmigung unabhängig. Es ſteht dieſen Bereinen 
das Recht der freien gemeinfamen Religionsäbung im häuslichen und Bffent- 
lichen Sotießdienft, fowie ber jelbftändigen Orbnung und Verwaltung ihrer 
Angelegenheiten zu. Biefelben dürfen jedoch nad ihrem Belenntniß, ihrer 
Berfafiung oder ihrer Wirkfamfeit mit den Geboten der Sittlichleit oder mit 
der Dffentlichen Rechtsorbnung nicht in Widerſpruch ſtehen.“ Auf Antrag der 
Commiſſion wurde noch als zweiter Artikel beigefügt: „Ob und unter wel 
Borausfegungen den Mitgliedern folder religiöfer Vereine an Stelle des Eides 
der Gebraud einer andern Beiheuerungsformel geftattet ei, iR Gegenfand der 
Verordnung.” Cine Differenz zwiſchen den Anſchauungen beider Kammern 
ergibt fi in der im Gommilfionsbericht der IL. Kammer niedergelegten Bor- 
ausjegung Über die Tragmeite des Entwurfs, welche darin, wie folgt, aus- 
gedrüdt if: „Als fjelbfiverftändlich betrachten wir daB mit den Worten „re 
ligiöfer Berein® überhaupt ſolche Vereine zu verſtehen find, welche fi Religion 
und die auf Religion bezüglichen Fragen zur Aufgabe fegen, dab fomit unter 
dem Borwand der Srreligiofität einem Verein die Subfumtion unter dieſes 
Belek nicht verweigert werden darf.” Gegen eine folge Auffaflung Ipricht fi 
der Sommiffionsbericht der I. Kammer und der Referent Brof. Dr. v. Kuhn 
aus, indem er Wiheiften unter diejes Geſetz nicht fubfumirt wiſſen, fondern 
demfelben gemäß dem minifteriellen Begleitungsportrage und der darin nieder» 
gelegten Berfiderung, daß der Staat mit dem vorliegenden Geſetze feine chriſt⸗ 
lie Brundlage keineswegs aufgebe, den chriſtlichen Charakter erhalten wiſſen 
wid, und dies als Borausfegung der Gommilfion diefer hohen Kammer aus- 
ſpricht. Gultusminifter v. Geßler bemerkt jedoch, daß der Entwurf nicht 
bloß auf chriſtliche, ſondern auch auf nichtchriſtliche (alfo 3. B. auf Reform- 
juden) Diffidenten fi beziehe. Hiegegen hat v. Kuhn nichts einzuwenden, 
da die Iſraeliten auch an einen Bott glauben, er will nur die Atheiſten und 
Gottesläugner nit unter den Bejegentwurf ſubſumirt wiſſen. — Eine weitere 
Meinungsverfgievenheit ergibt fich ſchließlich Hinficktlich der von der andern 
Kammer dem Bejekentwurfe angehängten Bitte an die Regieruug: „zu ge⸗ 
jeglicher Einführung des Grundſatzes, daß die Religionsverichiedenheit pwiſchen 
Ehriften und Richtchriſten Tein bürgerliches Ehehinderniß bilden fol, bie ge» 
eignete Einleitung zu treffen.“ In diefer Beziehung ift aud die ſtaatsrecht⸗ 
liche Commiſſion der I. Kammer nit einig Die Mehrheit derfelben 
will der Bitte der andern Kammer beitreten, beantragt jedoch folgende ver⸗ 
änderte Fafſung: „Yu gefeglicher Einführung des Grundfages, daß die bür- 
gerliche Biltigkeit der Ehe fernerhin von dem Glaubensbekenniniß unabhängig 
fein ſoll, die geeigneten Einleitungen zu treffen.“ Die Minderheit der Com» 
mijfion (v. Kuhn und Frhr. v. Neurath) ftellte dagegen den Antrag: „Hohe 
Kammer wolle den Beitritt zu dem Beichluffe des anderen Hauſes ablehnen.” 
Hieraus ntipinnt fi) eine längere intereffiante Debatte: die Mehrheit, haupt⸗ 
achlih vertreten durch Staatsminifter dv. Linden, Staatsminifter v. Geßler 
und Obertribunalrath v. Holzſchuher, melden fi aud Fürft v. Hohenlohe⸗ 
Sangenburg anfchlieht, erflärt die Geftattung der Ehe zwifchen Chriften und 
Hraeliten (denn um dieſe handelt es ſich faft doch nur allein) als eine natür- 
life Gonfequenz der Gleichſtellung aller Blaubensbefenntniffe und der Auf« _ 
hebung jedes Gewifſenszwanges. Sie würde in dem Berbot eine Beeinträch⸗ 
tigung der Gewiſſens freiheit erbliden, die durch nichts zu rechtfertigen wäre. 
Erfüllen doch die Yiracliten mit den Chriſten alle Pflichien gegen den Staat, 
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tämpfien und bluteten im Kriege mit den Chriſten, und follten daun bon ber 
Ehe mit den Chriſten ausgehtofien | fein. Das müßten fie als ein an ihnen 
geübies Unrecht empfinden. Die Minderheit wendet danegen ein, daß bie ſitt⸗ 
liche Würde der Ehe zwiſchen in dem Religionsbelenntniß fo ſehr verfchiedenen 
Ehegatten nothwendig verloren gehen mäfle und gar nicht möglich fei, daß 
eben dadurch die Kindererziehung nothleiben möäffe, ſolche Shen alfo verbertlih 
für den Staat fein. Die Gegner beftreiten Dies und legen auch barauf © 
wicht, daß dadurch, daß man, um Viefe Ehe zu ermöglichen, den einen Theil 
zum Neligionswechiel zwinge, die Heuchelei befördert werde, was auch nicht 
zum Seil des Giants gereidde. Bei ter Abflimmumg wird der Minderheits- 
antrag mit 21 gegen 9 Stinnmen angenommen, der Beitritt zum Bejchlufle 
des andern Haufen allo abgelehnt. 


— Jan. (Preußen) An der Berliner Börfe ift der Gründungsſchwindel 


17. 


19. 


22. 


in voller Blüthe. 
»„ (Preußen) Der König volljieht die Entlaffung des Eultusmi- 
nifters v. Mühler. 
=» (Bayern) Der oberfie Gerichtshof verwirft die Nichtigfeits- 
beſchwerde bes Biihofs von Regensburg als unbegründet, beftätigt ein 
wegen Ehrenfränfung veruriheilendes Erkenntniß des Bezirksgerichts 
und verurtheilt den Bifchof auch in die Koften. 

Das Erkenninik iR im Weſentlichen, wie folgt, motivirt: Dur) das Ur⸗ 
the b * —— — find ſowohl die ineriminirten Wenßerungen als die 

: durch biejelben den Kläger der allgemeinen Miß⸗ 

en ——— eben pe ihn in feiner Ehre zu kränken, feſtgeſtellt. Den 
Biſchsſen Recht zwar unzweifeldaft ein Recht der firchlidden Cenſur über die 


@läubigen zu, —* iſt ausgeſoloffen daß ſie hiebei Rd einer Brivatehren» 
fräntung ſchuldig br iR, wenn fie dabei Aeußerungen vor⸗ 


bringen, welde —** net find, den Beiheiligten in der Achtung feiner Mitbürger 
berabzufegen, oder wenn dieſe Wenherungen der Abſicht entiprungen find, deſſen 
Ehre *3. das Gebiet der kirchlichen Cenſur verlaſſen und bas des 
Strafrechts Setreien. 

„ (Breußen) Der König ernennt den geh. Ober⸗Juſtizrath Falk 
zum Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und DMedicinalangelegenheiten. 


23—27. Jan. (Bayern) II. Kammer: Debatte über die Beſchwerde des 


Biſchofs von Augsburg und verjdhiedener Einwohner von Mering und 
den Filialorten, die Verlegung verfaflungsmäßiger Rechte (duch den 
dem altlath. Pfarrer Nenftle gegen die Maßregelungen des Bilchofs 
von der Regierung gewährten Schuß) betr. Die ultramontane Mehrheit 
der Commiſſion beantragt, die Befchwerbe für begründet zu erachten, 
Die liberale Minderheit dagegen, fie abzuweiſen. Reden des Eultusmin, 
v. Luß und des Minifterpräf. Graf Hegnenberg. Bei der Abftimmung 
fehlen von den 154 Abgeordneten 2 Patrioten wegen Sranfheit und 
fallen 3 von der Partei ab, während ber zur Fortſchrittspartei ge⸗ 
börige Abg. Bert. Müller von Frankenthal, welcher jüngft das Bein 
gebrodden, fi in den Siyungsjaal hatte tragen laſſen. Bei der Ab- 
flimmung fiehen dadurch 76 gegen 76 Stimmen: bie Beſchwerde ijt 
alfo abgewieſen. Die ultramontane Majorität der Kammer erleidet 
damit Die breite große und diesmal befinitise Riederlage feit bem 
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Juli 1870. Die 8 abtrünnigen Patrioten werben noch am Abenb 
dieſes Tages durch einftimmigen Elubbefhluß von der Partei aus- 
geſchloſſen. 

Das Mehrheitsgutadten der Commijfion fügt ſich darauf, dab im 
formeller Beziehung alle Borausfegungen für Anerlennung der Beſchwerde des 
Biihofs gegeben feien, welche die Verfaſſungsurkunde Tit. VII 8 21 und die 
Beihäftsordnung der Kammer verlangen, motivirt dies in eingehendſter Weiſe, 
und gebt jodenn auf die Beftimmungen des Concordats ein, weldye die Ein» 
miſchung der Staatsgewalt in die äußeren Recdhisverhältnifie in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Sefellichaften des Staates regelt, betont, daß dem Staate 
fein Recht zu einem Eingriff in die inneren &laubensläge der Kirche zuflcht, 
der vorliegende Fall aber lediglich in das Gebiet des Glaubens und der fir» 
lichen Disciplin fällt, und deßhalb der dem Pfarrer Renftle gewährte Schutz 
gegen die Karen Beſtimmungen des Concordats verſtoße. In Anbetracht dieler 
Umftände beantragt es, die Beſchwerde des Bilchofs von Yugsburg für be» 
gründet zu erachten und an Se. Mojeftät den König die Bitte zu richten: den 
vorliegenden Beſchwerden Abhilfe verichaffen zu wollen. Das Minderheits- 
gutachten dagegen bezeichnet zunächft die Beſchwerde als formell unzuläffie, 
da der Biſchof den vorgeichriebenen Inftanzenzug nicht erfüllt habe. Sodann 
wird zur Venrtheilung über die Geſetzmäßigkeit des Verhaltens der Staats» 
regierung geſchritten und werden dabei folgende Sätze aufgeſtellt und begrändet. 
Nah der bayerischen Berfafiung jet die Stantsgewalt nicht die blinde Boll- 
Rrederin der Tirchlichen Urtbeile, jondern gemäß ihres Dberauffichtsredhts über 
die Kirche und ihrer Schugpflicht über die einzelnen Kirddengenafien zur Prü- 
fung der zw vollziehenden Berfügungen der Kirchengewalt befugt. Im vor- 
liegenden Falle fiche feft, daß die kirchliche Beſtrafung und Abfegung Renftle's 
deßhalb erfolgt fei, weil derjelbe den Beſchlüfſen des vatikaniſchen Concils die 
Unertennung verfagt babe. Würde alfo jenes Urtheil vom wellliden Arın 
vollzogen werden, jo würde dadurch mittelbar ein Bollzug dieſer Gonilsbeichlüffe 
Rattfinden. Hiezu jet aber die Staatsregierung redhtlih außer Stande, weil 
jene Beſchlüſſe die Tänigliche Genehmigung (das Placet) nicht erlangt hätten 
und folglich "gemäß 8 58 der IL Berfaffungsbeilage in Bayern nicht vollzogen 
werden dürften. In der Beobachtung dieler Berfaffungsbeflimmung Tönne 
demnad eine Berlegung der Berfaffung unmöglich liegen. Es wird ſodann 
gegenüber dem Ginwande, als ob das Placet auf Blaubensjäte Teine Un 
—— finde, aus dem Inhalte der Verfaſſungsurkunde, aus dem ſchon vor⸗ 
her in Bayern geltenden Rechte und aus den Schriften der Rechtslehrer dar» 
zuthun gejucht, daß dasfelbe fih auf alle Kirchengeſetze beziehe, weldden Inhalt 
diefelben immer baben mögen. Selbſt wenn aber die behauptete Einſchränkung 
des Placet beftünde, jo würde doch jedenfalls die Staatsgewalt allein zu ent- 
ſcheiden haben, ob eine kirchliche Verordnung das weltliche Gebiet berühre, weil 
ſonſt der Staat der kirchlichen Gewalt untergeordnet würde. Im vorliegenden 
Galle Habe nun der Erzbilhof von Bamberg durch die Nachſuchung um das 
kobnigliche Placet bereit8 die Nothwendigkleit der Einholung tefielben anerkannt; : 
die —**8 — Staatsregierung aber habe dasſelbe verweigert. Dieſe Verwei⸗ 

erung fei durch ihre Pflichten gegen den Staat, defien Berfafjung und deilen 
egenten geboten gewejen. Denn die vatikaniſchen Dekrete griffen nicht 
nur in das weltliche Bebiet Über, fondern ſtellten den Rechtsbeſtand 
des bayerifhen Staates neradezu in Frage und enthielten An« 


“ Iprüce der Kirche, mit melden das Weſen eines jeden Staates 


unverträglic ſei, foferne er ſich nicht willenlos den oberfien 
Befehlen des römifhen Papftes in geiftliden und weltlicden 
Dingen unterwerfen wolle Dieſer Gegenfag wird ausführlich dar- 
gelegt, insbejondere werden mit Rüdficht auf verſchiedene mißbilligende Aeuße⸗ 
rungen der römildden Gurie über das bayeriſche Religions» Edit die neuen 
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Dekreie als Mittel derfelben bezeichnet, um die bayeriſche Berfaffung in ihrem 
Sinne zu verſtümmeln. Hieraus wird gefolgert, daß das Verlangen der Bi- 
Ichöfe nach ftaatlicher Hilfe zum Bollzuge jener Dekrete nichts Anderes ſei, als 
die Zumnthung von Berfafiungsreriegungen an das Etaaisminiferium. ESo⸗ 
dann wird gezeigt, daß durch die Concilsbeſchlüfſe hinfichtlich der papſtlichen 
Unfehlbarfeit und hinfichtlich der unmittelbaren Jurisdiltionsgewalt des Bapftes 
über jede Kirche und jeden &läubigen eine ganz neue Ordnung der Dinge in 
der katholiſchen Kirche begründet worden fei. Die katholiſche Kirche fei aber 
nur nad ihrer bisherigen Berfafiung und Lehre durch die bayeriihe Berfaf- 
fungsurfunde anerfannt und habe nur nad) Maßgabe diefeß bisherigen Zu⸗ 
Randes ein Recht auf freie Ordnung der inneren Rirchenangelegenheiten und 
auf den Schuß der Etantsgewalt. Wenn daher Ungehörige der katholiſchen 
Kirche die neuen, für den bayeriichen Staat rechtlich nicht exiſtirenden Kirchen⸗ 
geſetze nicht anerlännten, fo könnten diefelben unmöglich ihrer biöherigen Rechte 
von der Stantsgewalt beraubt werden. Die k. Staatsregierung babe folglich 
dur) die Belofiung der Altkatholiken zu Mering und des Pfarrers Renftle 
in ihren bisherigen Nechten bezüglih der Kirche und des Kirchenvermögens 
eine Berlegung der Berfaffung nicht begangen. Aus vorftehenden Brlinden 
folgert jſchließlich das Gutachten, daß der Beſchwerde des Biſchofs und feinem 
Berlongen nach Wicderherftellung des angeblichen Rechts der Kirche innerhalb 
der Pfarrei Mering nicht flattgeneben werden könne. Kenn die Staatäregies 
rung würde damit eine Exekution an fi ſelbſt und an den verfafjungsireuen 
Staatsbürgern vornehmen und anerfennen müſſen, daß ein Theil der bayeri⸗ 
ſchen Berfofjung gar nicht zu Recht beſtehe. Sie könne dies aber um fo we⸗ 
niger, als felbft beim Mangel ausdrücklicher Geſetzes beſtimmungen bezüglich 
des ſtaatlichen Oberaufſichtsrechts und Placets der Staat der Kirche nicht eine 
unbedingte Autonomie einräumen Lönne, jondern immer fih jelbft die hoͤchſte 
geſetzgeberiſche Gewalt und die Entſcheidung darliber vorbehalten müffe, ob die 
Geſetze der Kirche mit der ſtaatlichen Ordnung verträglich feien oder nicht. 
In der Debatte ergreift zuerfi der Abg. Yödrg, der Yührer der ultra» 
montanen Partei, das Wort, um feine Ungriffe gegen den Eultusminilter 
v. Zub, wie feiner Zeit gegen den damaligen Minifterpräj. Yürft Hohenlohe 
zu richten. „Was wollen wir, wenn wir zu der vorliegenden Beſchwerde „ja“ 
fagen? Wir wollen das Staatsminiflerium nicht zu einer anderen Geſinnung 
gegen uns belehren, fondern wir wollen die Staatsregierung einfach zurüd- 
rufen auf den unparteiiſchen Standpuntt des pofitiven Rechtes, den fie nicht 
hätte verlafien jollen, den fle wieder hätte annehmen follen, nachdem der eis 
gentliche Urjächer der Verwirrung, Fürſt Hohenlohe, nicht mehr Minifter war. 
Die Staatsregierung bat einen Fehler gemacht, indem fie fagte: dieſe Lehre 
ift Leine bloße Glaubenslehre, fie hat ſtaatliche Gonfequenzen an fi, fie kann 
binübergreifen auf’8 politiicde ®ebiet und in die bürgerlide Ordnung. Es 
mag jein, daß alle Gabinete viefe Meinung haben, aber überall war man fo 
Hug und hat gewartet, bis dieſer Verdacht ſich beftätige; nur bei uns in 
Bayern hat man gelagt: die Definition Aber die Kathebral- Entiheidung ifl 
Raatsgefährli. Der Hr. Eultusminifter iR der Tiberalen Partei vollkommen in 
die Hände gefallen, und e8 war von nun an geradezu eine Lebensfrage für ihn, 
den Beweis für die Staatsgefährlichkeit de8 Dogma's zu liefern. Freilich, 
wenn man fi einen PBopanz in den Kopf madt, wenn man das abjcheuliche 
Schlagwort „Papfigott* anwendet, dann ifl man vor Aberglauben und Unfinn 
nicht fiber. Was die Staatsgefährlichkeit betrifft, jo will ich, obgleich ich da⸗ 
mit auf ein dankbares Ende verzichte, darauf nicht näher eingehen.” Nur 
Eines will ih jagen: Zu unjeren Lebzeiten ift eine ganze Reihe von jelbfi- 
Rändigen Staaten aus der Landkarte verjchwunden, von übermächtiger Gewalt 
ansgetilgt und verſchlungen; aud der Glanz der bayeriſchen Krone ftrahlt 
nicht mehr jo helle, wie vordem, auch der bayeriiche Thron ift um einige 
Stufen niedriger geftellt worden. . . . Hat das die katholiſche Kirche gethan? 
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ihr Oberhaupt? die lirchentreuen Katholiken? haben es wir geihen oder au⸗ 
dere? Ich kenne Ihre Manöver und bin der Ueberzeugung, Sie glauben in 
Ihrem innerften Herzen an die Staatsgefährlichkeit jelber nit. Auch 1848 
war ein großer Siurm im Werle; damals warf man der Kirche vor, durch 
ihre Lehre vom unbedingten Gehorfam knechte fie die Bölter. Jetzt macht 
man ihr den entgegengefegten Borwurf der Staatsaufldfung, jegt iR, um mit 
der Zabel zu ſprechen, der Fuchs des Nationalliberalismus in die Kutte ge» 
krochen und auf's Predigen gegangen. (Sehr gut! rechts, Heiterkeit links.) 
Um das Edidjal der andädtigen Zuhörer habe ich mich nicht zu kümmern, 
aber ich glaube, wir dürfen es nicht dulden, daß die Staatsregierung mitihut, 
Seitdem der Hr. Eultusminifter im Reichstage zu Berlin, vielleicht im Mo» 
mente der Verlegenbeit, zugeftanvden hat, daß er feine kirchenrechtlichen Studien 
under der Leitung Döllinger’s betreibe, fam mir der Gedante, die Bewegung 
Könnte cinen geheimen Nath im Schrke der StaatBregierung haben. Aus 
dem flenographiichen Bericht Über die Wltkatholitenverfammlung habe ich ent» 
nommen, „daß ein ſehr hochgeftellter Mann den Rath gegeben habe, die Ali⸗ 
katholiken jollten nur fleißig die Kirchen beſuchen, um zu erleamen zu geben, 
daß fie auf das Recht, Katholiken zu fein, nicht verzichtet hätten“. Ich kann 
dem Hrn. Dr. Böll das Zeugniß nicht verfagen, daß er damals in ber Sache 
einen offenen, ehrlichen Standpunft eingenonmen hat, der noch am eheften 
den Frieden, im Staate wenigfiens, herbeigeführt hätte. Hr. Dr. Bdlt het 
nämlid) mit deutlichen Worten gejagt: Nachdem nun durch Die vorangegangene 
Manifeftation jeder Einzelne aus der Kirche heraustritt, ſo verfießt ſich mein 
Antrag von felbft, daB eine neue Gemeinde an die Stelle der allen geicht 
werde. Dieſer offene Rath Hat aber dem Hrn. v. Döllinger und dem geheimen 
Rathe im Schoße der k. Staatsregierung nicht gefallen, und warum nit? Or. 
v. Döllingsr hat. wiederholt gejagt: Wenn ihr über die Grenzen des Roih⸗ 
ftandes hinausgeht, werden wir nicht mehr für Katholiken angefehen, jondern 
als Häretiler. Die Herren wollten den Bölf’fhen Antrag nicht annehmen, 
weil es dann der Stantsregierung ſchwer, ja unmöoglich geworden wäre, der 
katholiſchen Kirche ihre garantirten Rechte ferner zu verweigern. Gie bätte 
dann die neue Gemeinde als neue, fi bildende Religionsgeſellſchaft zu bes 
handeln gehabt. Wenn der Hr. Gultusminifter am Schlufle feiner Interpel⸗ 
lationsbeantwortung gejant bat, er werde die Sand bieten zu Belegen, welche 
das Berhältnig zwiſchen Kirche und Staat regelten, jo glaube id, daß Diele 
Hände nicht die rechten find; wir müßten jedenfalls andere Hände haben, dieſe 
find nicht. mehr frei, fondern gebunden, fie find nicht mehr rein, fondern haben 
ſich ſchon einmal compromittist.” (Bravo! rechts, Oho! Iints.) Ihm ant- 
wortet Prof. Sepp, den als einem eifrigen Katholifen man es anbört, wie 
ſchwer es ihm wird, gegen feine bisherigen freunde zu fprechen. „XBer immer, 
meint cr, den Wind gejäet hat, der Sturm if da, der Hauptflurm wird aber 
no nachkommen: vielfach iſt nach den fortwährenden Hetzereien der Preſſe 
auf beiden Seiten der Tamilienfrieve geflört, und dafür bietet man beute 
einen Sturm im Glaſe Waffer. (Gelächter) Man bietet uns heute die Rolle 
des heil. Florian, nachdem man den Brand bineingeichleppt hat, man bietet 
uns den gefährlichfien Kirchenftreit unter dem ungefährlicden Silhouelte eines 
Meringer Kirchenftreitt. Das letzte Concil hatte außer allem Zweifel den 
Zweck, das Eoncil von Conſtanz todt zu machen. Unterziehen wir doch das⸗ 
jelbe einer kurzen Beratung. Et waren ca. 500 Biſchöfe in partibus bort- 
ſelbſt, Biſchöͤfe, die keine Didcefe haben, gleichſam Biſchöfe A la suite (Heiter- 
teit), die glei) anderen Bilchöfen mit fehr beteutenden Didceſen Über daß be- 
lannte Dogma gleichberechtigt abflinnmien. Es if, mit einem Worte, das 
ganze allgemeine Eoncil in feiner hier bezüglichen Abfimmung eine göttliche 
Ironie und heißt nichts anderes, als dem heil. Geiſte die Arbeit erleichtern! 
(Heiterleit.) Der Minifter hätte, als die Biichöfe vom Coneil zurädlamen, 
an jeden berjelben einen Abgeſandten ſchicken ſollen behufs Ginheiung einer 
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Erklärung des Dogma’s. Es würde die Zujammenftellung diefer Aniworten 
eine wahre Mufterlarte werden. Dem ganzen Dogma zufolge ſcheine ihm 
ver Papft mehr zu fein als ſelbſt Chriſtus, da Ehriftus ſelbſt gefagt bat: 
„Riemand gibt Beugniß von fich jelbR”. (Unruhe) Wen haben die Herren 
eigentlich Hinter HH? Die Univerfitäten, höheren Schulen und Unfalten, den 
wohlhabenden Bürgerſtand? O nein! Wllenfalls Richt no ein Theil des 
Zandvolkes hinter ihnen, weil es eben nicht genägend unterrichtet if. (Geläch⸗ 
ter.) Doch wozu fönnen derartige Auseinanderfegungen überhaupt nur führen ? 
Ich bin Rberzeugt, daß ein großer Theil unferer Biſchöfe nicht daran denft 
daS zu glauben, was ihnen zu glauben geboten wird. (Pfui, rechts.) Ich 
werde es beweilen. Ein hoher Mitraträger hat erflärt: „Ih Habe in Ron 
zur Oppofition gehört, und wenn ich heut wieder nad) Ronı komme, fo ge- 
böre ih wiederum zu diejer Partei.” (Unruhe) Redner (nad der rechten 
Seite gewendet): Glauben Eie, m. HH., denn daran? (Rufe: ja! ja! Un» 
zube.) Praſident: Ich bitte den Redner, nicht derartige Frageſtellungen 
vorzunehmen. Dr. Sepp fährt fort: Ich habe durchaus nicht Unrecht mit 
meiner Trage gehabt. Täglich Hört man jekt von Härefie jprechen. Was ifl 
nun leichter: ein Buch Über die bekannte Lehre oder über die Blatternkrankheit 
der Härche innerhalb der Kirche zw fchreiben (Heiterkeit), und in demſelben 
die herrſchenden Mikftände felbft zu geigein? Die Frage ift nicht ſchwer zu 
beantworten. Was ift denn eigentlih ein Häretiker? Darunter wird man 
allgemach hauptſächlich die Anhänger der deutfchen Wiſſenſchaft zu verftchen 
haben. Und warum diefer Zuftand F Darauf gibt e8 nur die eine Antwort: 
die deutfche Wiffenihaft wird von den Römern geihmäht, lediglich deßhalb 
weil fie dieſelbe nicht verfichen. Redner geht nunmehr zu den jüngft erfolgten 
Excommunicationen über, und gibt der eigenen Ueberzeugung Ausdruck, daß 
Diefelben reiht gut zurädgnenommen werden Tönnten. Warum, meint er, 
kommen denn joldde Borfälle beifpielsweife nicht in Böhmen vor? Wahr- 
fcheinfich, weil dort feine eigene Nuntiatur if. Redner ertennt in den ganzen 
kirchengeſchichtlichen Vorgängen der Jetztzeit etmaß providentielles, erinnert an 
eine alte Prophezeiung, daß die Kirche nur beftehen werde von Petrus I. bis 
Petrus IL, welch' letzterer chenfo lange auf dem Stuhl Petri fiten werde 
als erflerer, und glaubt fi einer Täuſchung hinzugeben in der Annahme, 
daß ebenfo fiegreich wie die deutichen Waffen aus dem jüngften Kriege hervorgin⸗ 
gen, auch die deutiche Wiſſenſchaft der romiſchen Hierarchie gegenüber fein werde, 
(Bravo line.) Bon der dur das belannte Dogma im 19. Jahrhundert 
bervorgerufenen Kirchenſpaltung und ihrem eigentlichen Urheber, dem jetzigen 

ſt, werde man aber nicht nur allein fagen: „il grande devastatore della 
chiesa“. (Bravo links, Unruhe rechts.) Was bleibt uns nun zu thun? 
ſchließt Nebner feinen 1!/sflündigen Bortrag, und antwortet auf dieje jelbft- 
geſtellte Frage folgendermaßen: Angefihts der drohenden Gefahr der Spaltung 
der Kirche, der wachienden Aufregung im Volke, der Gefahr für die höheren 
Unterritsanflalten, Univerfitäten, Gymnaſien u. |. w. jolle an Se. Maj. den 
König die Bitte gerichtet werden: er möge die fofortige Ausführung des 8 56 
der IL Berfafjungsbeilage, „die Wiederherfiellung von Kirchenverfammlungen 
betreffend” wie joldde unter Karl dem Großen ftattgefunden haben, anbefehlen, 
damit in diefen Berfammlungen die Widerherftelluug der Ordnung im Kirchen» 
weſen berathen werde. Redner verheißt die Einbringung eine dießbezüglichen 
formellen Antrags. 

Staatsminifter v. Lug: Wir flehen vor einer einfachen Rechtsfrage, 
die ih in der That mit wenig Deduftionen darlegen Takt. Es bat aber der 
Debatte nit an allgemeineren Beziehungen gefehlt, die liber das Gebiet der 
Rechisfrage Hinausführen, die ich unmöglich unberüdficytigt und unbeantwortet 
lafien kam. Aus den in den Verſammlungen diefes Haufes gehaltenen Reden, 
und aus dem, was ih aus den Erläuterungen der Preſſe und andern Er- 
drterungen erjehen konnte, ergibt fi ein Bild, daß in Beziehung auf Die 
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ſchwebenden Fragen voll der ſchwerſten Vorwürfe für uns if. Gefiatten Eie 
mir der Verſammlung dieſes Bild in wenigen Zügen zu reproduciren. Man 
ſagt: das Dogma von der päpftlihen Unfehlbarkeit habe lediglih auf die 
inneren lirchlichen Angelegenheiten Bezug, diejelbe fei auf einem Wege und 
in einem Verfahren zur Dogmatifirung gelangt, welches der katholiſchen Kirche 
entiprechend ſei; daß die Stellung der Regierung eine geradezu feindliche fei 
der Kirche gegenüber, und daß die Regierungen ander8wo warteten ehe fie in 
der Weile wie in Bayern vorgehen ; es jei ein Grund zu foldem Berbalten 
gar nicht vorhanden. Rom habe gejprodhen, und damit fei der Streit für 
die Kirche aus, und entichieden fei Hiebei eine Angelegenheit, die nur das 
innerfte Wefen der Kirche berühre; bei diefem Schritt babe fih die Kirche 
nur auf ihrem unzweifelhaften Gebicte bewegt. Namentlich jei es Pflicht 
jedes guten Katholiken, fih der Enticheidung der Kirche zu unterwerfen. Und 
nunmehr babe jeder Katholik das Recht, in feinem Glauben an die richtige 
Entſcheidung geihligt zu werden. In diefem Sinne habe fi) die Geiſtlichkeit 
größtentheil8 unterworfen, und zwar, wie bon einer Seite mit großer Ent- 
Ichiedenheit behauptet wirt, auf Grund eines freien unerzwungenen Entichlufles. 
In diefe Enticeidungen und in die daraus gezogenen Folgerungen habe der 
Staat fein Recht darein zu reden. Ueberdieß fei das Dogma aud in politi« 
ſcher Beziehung ganz unbedeutend, es fei nichts als Berleumbung, wenn man 
fage, daß aus dem Dogma für das politifhe Gebiet im Ernſte bedenkliche 
Golgerungen gezogen werden könnten. Gleichwohl babe die bayeriſche Re- 
nierung Stellung genommen gegenüber der Lehre von der Uinfehlbarfeit der 
Päpfte; die Regierung maße fih an, den Glauben der katholiſchen Kirche zu 
corrigiren, fie wolle dem Kanzelredner vorjchreiben was er predigen dürfe, 
und was nicht. Um ihre Zwede zu erreihen, mißbrauche fie daß verfajjungs- 
mäßige Imftitut des Placetum regium; man demonftrirt andrerſeits; es dürfe 
für die kathotiſche Kirche kein Placet geben, und gebe in der That feines, 
und flüge fi dabei auf fonderbare Gründe, das Placet erleide z. B. Teine 
Anwendung auf dogmatiſchem Gebiete. Die Regierung habe deßhalb tofifühn 
die Gefahr erſt gemacht, indem fie gegen eine ſolche, die nicht exiſtirte, fi 
rüften wolle. Das, m. HH., ift das eine Bild, welddes man von den Ber- 
halten der Regierung entwirft. Aber nicht das wahre, das wahre ift ander$: 
Erlauben Sie, daß ich kurz anführe was wir in wenigen Monaten zuſammen 
jelbft erlebt haben, und haben Sie den Muth mit mir felbft das fidh zu 
fagen und zu befennen, was die Ereignifle zu uns fprehen. Bas wahre 
Bild der Staatsregierung ift dieſes: „fie wahrt lediglich die Berfaflung und 
Ihügt diejelbe gegen Eingriffe”. Ich erinnere nochmals an die Jahre 1852 
und 1854: da8 was die Mehrzahl der Unhänger des neuen Dogma von 
dem Blacet meinen, kann König Max unmögli damals gemeint haben, nein, 
er würde die Aufgebung des Placet als ein Opfer betrachtet haben. So 
ergibt es ſich Hier, fo anderwärte. Man war mit der Sadlage unzufrieden. 
man bat mehr gewuünſcht, man wollte einen Feldzug für Erringung einer 
befieren Stellung einleiten. Ich will jedoch nicht meiter darliber ſprechen, 
ebenjo nicht von dem Verſuch, ein Dogma in die Welt zu rufen, auch nicht 
vom Syllabus vorläufig, jondern nur über das Concil vom 18. Juli 1870. 
Unvermuthet Iamen Nachrichten von feiner Bildung. Große Aufregung war in 
der ganzen Kirche, den Anlaß zur Berufung des Eoncils hat man in Jtalien 
befier als irgendwo gewußt, wenngleich in Deutſchland die Nachricht von dem neu 
aufzuftellenden Dogma gerade die beften Katholiken beunruhigte. — 
Widerſpruch rechts. Ya, m. HH., laugnen hilft nichts, wir haben ja alles 
Griebte damals noch vor Augen. Es ift wahr, wenn ich fage, daß über das, 
was in Ausſicht war, gerade die beiten Katholiken in großer Sorge waren, 
und man bat denen, welche dieſes Dogma in Ausſicht geftellt, geſagt: fie 
glaubten es nicht, dab das Dogma von der Infallibilität des päpflichen Lehr⸗ 
amtes wirklich beratben würde, und wenn auch, fie glaubten nicht, daß es 
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dann zur Amahme gelangen würde, und die Bilchöfe Tonnten im Bertrauen 
auf ihre Bernunft und ihre Stellung, welche fie gegen die Kirche einnahmen, 
wirtlih mit Recht jo ſprechen. Meineimegen mag im Fuldaer Hirtenbrief 
Reben was will, nnd mag ich das darin Enthaltene gelejen haben oder nicht, 
es if doch in unſer aller Gedächtniß, daß viele Biſchöfe jo geſprochen haben, 
wenn fie aud jest zu den eifrigften Bertheibigern der neuen Lehre gehören. 
Das Eoncil begann, die Vorlage des Dogma kam, und aller Augen fahen von 
da mit Sorge nah Rom, au wir, und die Augen der treueften Katholiken. 
Wie oft, m. HH., find wir Mitglieder der Regierung von ſolchen Katholiken 
die ſich jet unterworfen haben, gefragt worden: ob wir denn wirflid glauben, 
daß es zur Abflimmung kommen und die Lehre von der Unfehlbarleit des 
Bapftes zum Dogma erhoben werde, und die Hoffnung ließ bis zum letten 
Augenblid das Befte glauben, ftolz auf die Stellung vieler deutſchen Bilchöfe. 
Der 18. Juli 1870 ift gelommen, und das Dogma wurde angenommen. Ich 
rechte mit niemanden über daß was feit jener Stunde geichehen if. Organi⸗ 
fation und Disciplin der Kirche find gut. Die Bilhöfe haben fi unter- 
worfen, und mande von den früher entichiedenften Widerſachern find jetzt die 
thatfräfiigften Bertheidiger der neuen Lehre geworden; was fie fiir Berleum- 
dung erflärt, was fie nicht für möglich gehalten hatten, das vertheidigen fie 
jegt, ala wenn es Unfinn wäre zu thun, was fie früher gethan, als wenn 
diejes Dogma von ihnen, von allen, von jeher gelehrt und geglaubt worden 
wäre. (Heiterkeit links.) Und wie die Biſchöfe, jo auch der Klerus, aud er 
hat Ah unterworfen! Biele, m. HH., ich weiß, was id) damit jage, nur 
äußerlih! (Widerſpruch rechts.) Ja, noch jet gibt es viele deren Stand⸗ 
puntt lediglih das Wort „Unterwerfung” richtig bezeichnet; ja Refignation 
ift e8 bei den meiften, und die Motive für dieſes Verhalten ſuche ich nicht 
einmal in der eifernen Disciplin der Fire, o nein, es if in&befondere die 
Liebe zur Kirche. Sagen Sie nit, meine Herren, dab das nit wahr 
ift, wir jagen no einmal: aud wir leben in der Welt, aud wir ha⸗ 
ben Augen zum Gehen, und auf mit uns ſprachen ſchon ganz vertraut 
mande. Furchten Sie nicht, daß ih Ramen nennen werde, aber wahr 
iR was ih fage, wahr in diefem Saal herinnen! (Anhaltendesg Bravo 
lin.) Was verlangt man nun vom Staate? Er folle fi in 
gleider Weiſe dem unterwerfen und geborhen das if das Ziel! 
Gewiß, der Stant hindert niemanden an die päpftliche Unfehlbarkeit zu glauben, 
wenn er kann, aber Pfliht des Staates ift feine Interefien zu wahren, den 
verfaffungsmäßigen Rehtsihut zu gewähren und jonft nichts, und dazu bat 
der Staat den erſten Schritt gethan, vielfach gedrängt durch gute Katholifen, 
Die fi jegt unterworfen haben. Die Staatäregierung thut uicht- mehr als 
Daß fie das verfafiungsmäßige Recht der Unterthanen wahre. Die Regierung 
will nicht die Verfaſſung ändern um ihren Standpunkt begründen zu können, 
nein! Das ıft Entftelllung! Die Regierung fteht im Einklang mit 
der Pragis aller Regierungen und aller früheren bayerijden 
Färfen Wir werden aljo Schut den Katholiten gewähren müſſen, bie 
deßhalb nicht außer der Berfaffung find, weil fie nur glauben, was fie bis 
18. Zuli 1870 geglaubt Haben. Einem ſchweren Vorwurf, ber öfters wiedergekehrt 
iR, muß ih vor allem entgegentreten; man fagt: wir feien eine Partei, man 
hat die Meinung, daß nad dem Austritt des Fürſten Hohenlohe die Res 
gierung feine Parteiregierung mehr fein werde, als enttäufchte Meinung bin» 
geftelt; man jagt, wenn wir ohne Borurtheil an die Trage herangetreten 
wären, würden mir anders gehandelt haben. Tragen Sie einmal, meine 
Herren von der reiten Seite die Herren hier auf der Linken Seite, ob fie 
mit allen unjeren weſentlichen Sandlungen übereinflimmen? (Rufe links: 
Rein! Rein!) Uud man könnte do nur eine ſolche Regierung eine Partei« 
tegierung heißen; dod nein, fragen Sie fie nicht, es Könnte fonit ſcheinen als 
hätten wir es abgeniacht. (Allgemeine Heiterkeit.) Prüfen Sie nur einfad 
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felber, und gehen Gie die Thatjadden durch, welche großentheils in biefem 
Saale fi ereigneten, und urtheilen Eie, ob Sie behaupten können, daB jen 
Herren auf der linken Geite in der Hauptſache mit uns einverlanden waren: 
dadurch wird aber doch eine Regierung feine Barteiregierung, daß fie in irgen) 
einem weientlichen Punkte mit einer Partei Übereinftimmt. Es if em | 
Vorwurf, eine Parteiregierung genannt zu werden, nicht bebhalb, m. HH. 
weil ih etwa glaubte, daß eine Parteiregiernng Mikahtung verbiene — du 
Regierung, die nad) uns kommen wird, wird nichts anbereß als eine Partei- 
regierung fein, und man ift mit uns nur unzufrieden, nicht weil wir eine 
Barteiregierung find, jondern weil wir nicht die Regierung | Ihrer (jur Rechten 
gewendet) Partei find. (Sehr gut, links. M. H9.! Es find ſchon alte 
Märden, daß wir eine Parteiregierung geweſen ſeien * Fürſt Hohenlohe 
noch unter uns war. Ich kenne deſſen Geſinnung in dieſem Wugenblid wicht, 
das eine aber weiß ich, er hat fi die glängende und fo ſchnelle R 
feiner Stellung nicht geträumt, wie er fie jegt erfährt. (Bravo lints.) ... 
Der Minifter geht nunmehr auf die Rechtsfrage über. „In der Berfafjungs- 
beflimmung , auf welde wir uns berufen, ift der Regierung , in jo weit fie 
derjelben das oberſte Schutz- und Auffichtsſsrecht einräumt, unzweifelhaft aud 
eine Einmifhung in innere kirchliche Angelegenheiten zugekanden und als 
Tolge eines ſolches Schut- und Au'fichtsredhtes auch in inneren Kirchenange⸗ 
legenpeiten ift, jo deutlih man es nur wünjden fann, der Ausſpruch geihan: 
daß das Placetum regium zu halten iſt. Die Staatsregierung hat alſo ein⸗ 
fach die Verfaſſung vollzogen. Was von Beeinträchtigung der Gewiflensfreiheit 
gejagt wird, ift ohne allen Grund. Wir beeinträdtigen die Gewiſſensfreiheit 
nicht; e3 kann jeder in Bayern glauben, was er will, jo weit es unß angeht. 
Noch Hat die Regierung Niemanden gehindert, einem Glauben oder einer Gon- 
felfion beizutreten; fie zwingt aber auch Niemanden dazu. (Sehr gut! links.) 
68 hat ein Abgeordneter gejagt: „„Wie Lönnen folge Beſtimmungen auf 
Ölaubensjäge Anwendung finden, auf Sfaubensjäge, an denen nichts zu voll- 
zieben if? Das if ja nur eine einfade Wahrheit, die geglaubt werden 
muß.’ Sa, m. HH., was ift denn das, was fi in Mering jet Monaten 
zuträgt? Was ift e8 was die Biſchöfe von Münden-Freyfing und Augsburg 
von der Regierung verlangen? Nidts anderes als zwangsmeiler Vollzug 
folder Kirchenſätze. (Unruhe reis.) Diefe Herren kommen mir vor als 
wenn fie vor lauter Bäumen den Wald nit fähen. (Bravo links.) Ich 
fann nicht genug betonen, daß die Klagen Über Berfafjungsverlekung von 
unferer Seite nur megen dieſes Nichtvollziehens Ihrer Wunſche herrühren, 
weil wir und weigern Jwangsweije daß Dogma zur Anerten- 
nung zu bringen. Alles andere find Entfellungen und Yus- 
flüchte. (Bravo lin und Widerſpruch rechts Nach der Verfaſſung ſoll 
Niemand in ſeinem Glauben beeinträchtigt werden. Man ſpricht von dem 
Concordate. In Bezug auf dieſes muß ich erklären, daß es nicht Geltung 
hai, weil mit Rom ein Vertrag abgeſchloſſen wurde, ſondern 
nur, weil und inſoweit es als Staatsgejeg publizirt worden 
if. Das erfle Concordat Hat bei uns keine Wirkung, weil fi$ aus dem- 
jelben ergibt, daß e8 nicht weitere Geltung bat als es als Staaisgeſetz pub- 
lizirt wurde, e8 wurde aber nit als Staatsgeſetz publizirt. Was dagegen 
als Sründe vorgebradt worden it, das, m. HH., kann ih am füglichften 
alß daß bezeichnen, was mir der Hr. Abg. dorg gelagt hat, e8 find Berlegen- 
heitögründe. Über eine juriftifcge Deduktion wird ſich folder Nichtswürdigkeit 
nicht bedienen. Ja, m. HH., ſchließlich heißt e8, wenn die Gründe ausgebeutet 
find: auf daß Geſetz fommt eb gar nit an, fondern auf die Uebergeugung. 
(Allgemeine Heiterkeit.) Sowohl auß der Pragis als aus dem Wortlaute 
der Verfaſſung geht hervor, daß ſich das Placet ‚ud auf innere Ungelegen: 
heiten der Kirche beziehe. Dies beweiſe aud ein Brief den der päpflliche 
Nuntius von Regensburg nad) Münden im Jahre 1822 gerichtet habe an 
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den Grafen Rechberg, worin berfelbe das Placet als Beſchränkung der kirch⸗ 
lichen Freiheit beflagt, und jagt: daß es den kirchlichen Einrichtungen ent« 
8 fel, indem ja ohne Piniglice Erlaubniß nichts (firchliges) publizirt 
werden durfe. Dieſes Schreiben habe die Staatsregierung dahin beantwortet, 
daß das Placet ſchon unter den Kurfürften gegolten habe und Teineßwegs die 
firchliche Freiheit beeinträdtige. Redner erzählt: daß ihm der Cardinal Con⸗ 
jelsi ſelbſt gejagt habe, Rom erkenne das Place nie an, es laſſe ſich vasjelb« 
gefallen. (Unruhe reits.) Man jagt, Aberall hat man gewartet, o 
denn "wirkt das Dogma ſtaatsgefahrlich fei , bei uns nicht. M. 
das heißt, wir jollten, die Thüre zumachen wenn bie Kuh aus dem Gtall iR, 
ober, noch befier, wir follten die Thüre aufmaden, damit die Ruh hinaus 
fann. (Bebhafte Heiterfeit und Bravo links.) Deine Serren! Laſſen Sie 
den wöärttembergiichen Klerus das brachium saeculare verlangen, und «8 
wird ſich auch dieſe Regierung rühren müflen, wenn erſt einmal ein Döllinger - 
dort auferfanden, und ein Biſchof Hefele nicht wäre! Wir milden uns nidt 
ein, wir bindern oder treiben Riemanden, wenn jemand nicht auß eigener 
Veberzeugung Katholit wird, durch uns, m. HH., wird er es gewiß nicht. 
(Wllgemeine Heiterkeit.) Meine Herren, mag die Abfimnung ausfallen wie 
fie will, die Beweißgrände für uns find fo aute, dab mit der Abfimmung 
der Gtreit noch nicht beendet ift; denn Wiſſenſchaft flieht auch uf unferer 
Seite, und deſſen bin ich fidder, daB die, welche eiwas verfichen das Recht auf 
unferer Seite zu fuchen el Schlußrede des Minifterpräfidenten Graf 
Hegnenberg: „Der Gegenſtand ift erichöpft, die Kammer jelbft ift erjchdpft, 
und id werde sehr furz fein, denn wer noch nicht weiß ob er die Beſchwerde 
für begründet oder unbegründet erachten fol, den kann man auch nimmer 
aufflären. Ich möchte Ihre Blide flatt zurüd nad vorwärts richten. Rad 
meiner Ueberzeugung bildet die Sammer ein richtiges Bild des Bandes: ber 
Niß, der durch die Kammer geht, geht durchs Band, die Gegenſätze jcheinen 
unausgleiäbar, die Träger ber entgegenftehenven Brineipien find unvderjöhnlich, 
aber nicht nur ſchroff ſtehen die Parteien fil$ gegenüber, fondern aud in 
einem numerifchen Berbältniffe, welches es abfofnt unmöglich macht, daß eine 
Partei die die andere bemältige; unter biefen Umſtanden erſcheint ein friedliches 
und —— Zuſammengehen hoffnungslos, und ich gewinme mehr und 
mehr den Eindrud, daß es beinahe nit mehr ermünfcht ſei. Unter dieſen 
Umfänden if es gleiggiltig, wer auf diefem Stuhle fist; einer Mehrheit in 
partibus bat noch kein Minifterium folgen können; Tehnt ich aber das Mini- 
ſterium anf die eine oder andere Seite, fo wird es lets die Hälfte des Bandes 
gegen fi haben; «8 iſt auch gleichgiltig, wer auf dem Standpunkte der Re⸗ 
gierung ſteht, jo lange im Sande nur zwei Parteien befichen, von denen jebe 
ihr politiiches Princip bis zum Extrem treibt. Einen Beweis für dieſe 
Lage gibt am beften die heutige Berhandlung „Helfen Sie ab, «8 koſtet 
nur ein Wort”, fo hat mein verehrter Freund Ruland gelagt: „entziehen 
* dem —— den weltligen Ehug!" Und geſetzt, wir hätten es gethan, 
wir heute vor derſelben Beſchwerde von Seite der Gegenpartei. 
(Ruf im lints: Sicher!) TImeidit in Scyllam, qui vult vitare bdim! 
folgt daraus? Können wir auf dem eingeijlagenen Wege fortfahren, 
bis das Blut des Volles ganz vergiftet, dis das Land volllommen erihöpft 
iR} Bon Baterlandsliebe Tann id hiebei feine Spur finden, nennen Sie 
das ren fortſchrittlich oder patriotiſch; es gibt nur einen Rettungsweg, 
wie uns die Geſchichte parlamentariſcher Ereignifie zeigt, den der politiſch ver⸗ 
Rändigen, aufopferung8vollen Baterlandsliebe Der Conflikt ift da, wir haben 
die Brage nit ins Sand geſchafft, wir werden fie nit hinausichaffen, fie 
Braucht vielleicht ein Jahrhundert zu ihrer Böfung, aber das If unjere Pflicht, 
fie auf gefeglihdem Wege zu Idfen, fie fol friedlich ausgetragen, nicht ausge 
fämpft werden; der bi Rome „Mittelpartei“ genügt nicht, zwiſchen den 
jegigen Strömungen bat eine dritte Bartet auch keinen Play, aber Eines iR 
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mögli: daß fi im Sande noch eine politiſche Partei bilden würde, die ſich 
die Aufgabe ftellte, jede extreme fyorberung zu befämpfen, der Zeit Zeit zu 
lafien, welche an der Hand der Regierung verfuchen würde den Eonflift auf 
gejeglihen Wege zu löjfen. „Aber ſolche Gelege nehmen wir von einer Re 
gierung nit an — ſagte neulih eine Stimme — die ihre Hände befledt 
bat dur die Partei!" M. HH.! Das if ein jo ſchwerer Vorwurf, daß 
Eie e8 mir nicht verdenken werden, wenn ich verfuche zu prüfen, wie rein die 
Hände find, die uns dieſen Vorwurf zufchleudern. Als vor einiger Zeit der 
befannte Initiativantrag ins Haus gebradht wurde, madte man aufmerffam 
auf den Inhalt der Rede des Grafen Bray bei Gelegenheit der Berjailler 
Verträge, der das politiide Programın richtig feſt geſetzt habe, und doch hat 
da8 nicht gehindert, daß ein Organ jener Partei ihm in den Mund legte: er 
babe die Verträge dort geichloffen in der Hoffnung, daß fie hier durdfallen 
würden, bei den Berathungen gab man fi Mühe zu zeigen, man flehe einem 
Minifteriun: gegenüber da8 mit Sad und Pad ins preußiſche Lager des 
Einbeitsftaates übergehe, man glaubte hohe Bollwerle dagegen aufihärmen 
zu müflen, und beule wird von derjelben Seile uns der Borwurf der Ber- 
faffungsverlegung gemadt. Das ift kein gleihes Maß, jondern Berbädtigung, 
da8 dient der Partei. Aber dem „anathema sit“, da8 dem Gegner zuge⸗ 
rufen wird, gegenüber haben wir einen beutihen Fluch: Fluch der Lüge! 
Und Lüge ift e8 zu fagen: dag Mmiſterium ſei ein Feind der katholiſchen 
Kirche, wir feien die Repräfentanten der Altkatholiken. Das Gefe gewährt 
jenen Schuß, und wir nad ihm; es iſt unwahr, wenn man don bayerifcher 
Treue in Bauernverſammlungen ſpricht, und die NRäthe der Stone aufs 
plumpfte verdächtigt, indem man behauptet, fie wollen das Bolt preußiſch oder 
proteftantiich maden. Es ift hämiſch, vom abnehmenden Slanze der Krone 
zu jprechen und den politiſchen Unfrieden fo hoch zu treiben, daß Bayern im 
den Ginheitsftant bineingejagt wird. Das geihieht von den Leuten, deren 
drittes Wort if: Aufrechthaltung der Selbftändigfeit Bayerns. Seit 20 Jah⸗ 
ren arbeitet die Geſetzgebung wie mit Dampf, und die, welche die Geſetze an- 
wenden follen, können fie faum alle leſen, das Volk weiß nichts bon bieten 
Geſetzen, die Stabilität der Verwaltung ift längft verloren gegangen, in 20 
Sahren hatten wir 17 Minifter des Innern, 9 des Auswärtigen! Das find 
Zuftände die einem Sande bedenkliche Symptome fein können; wo die Partei» 
fttömung fo weit getrieben, ißs faſt unmöglih, daß der Richterſtand feine 
Unbefangenheit bewahre, und man bat aud) von jener Seite behauptet, Das 
Vertrauen in der Unparteilichkeit des Richterſtandes fei bereits erſchüttert. 
Wenn dem fo ift, jo ifts ein Beweis dafür, daB wir weit gelommen find! 
Jede Partei weiß wie viel fie von der gegneriichen Preſſe zu leiden hat, es 
gibt keine Regierungs- und Bandesinterefien mehr, wir find auf diefem Gebiete 
mundtodt gemadt. Würde id) meinem perjönlichen Geſchmack zu folgen haben, 
jo würfe ih das Gele über den Mikbraud der Prefle ins Teuer, wir hätten 
dann einen Mikbraud der Preſſe, nicht aber auch des Geſetzeßs. Ber bier in 
der Kammer figt, wird jchwerli den Eindrud haben, daB er vor einem ob» 
jectiven, gerechten Nichter ſitze; deßhalb Haben auch Ihre Verathungen keines⸗ 
wegs jo großen Werth wie Sie glauben ; die Beſchlüſſe gehen den Berathungen 
voraus, es gibt manche, die glauben e8 wäre daS Belle mit der Abſtimmung 
anzufangen. Der Parteiſtandpunkt ift der einzige, und wenn heute die Re- 
gierung Über Seidenzudht ober Über die Dreblrantheit der Schafe einen Ent- 
wurf brächte — ich bin überzeugt, es gäbe aud da einen Pariteiſtandpunkt. 
Der Referent Haud hatte das Recht und die Pflicht, nach feiner Ueberzeugung 
zu bandelu, aber wenn ich mich nicht ſehr täuiche, jo Hatte jeder das dunkle 
Gefühl, es fei eine ungelunde Erſcheinung, zu bemerken, daß ein Bezirksamt. 
mann von diefer Stelle auß dem Minifterium, deſſen Organ er ift, den Tert 
liest. In Japan hat der abgetretene Minifter fih den Bauch aufzuidhligen, 
bei uns ſollen dies Gejhäft die eigenen Organe des Minifteriums beforgen! 
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Betrachtien wir die tiefe Erregung der Gemüther im ganzen Lande. Man Tann 
beftreiten, daß die vaticanijchen Beſchlüſſe ftaatsgefährlich find; daß aber ſolche 
Zuſſände flaatögefährlich find, wird Niemand beftreiten. Wer diefen Conflikt 
in Bayern mit Löfen fol, muß durchdrungen fein vom Geiſte der Geſchichte 
und von Pietät gegen die Kirche; auf weldem Standpunkt man aud) ſiehe, 
wer aus der Geſchichte nur tiefen Haß gegen die Kirche gelernt hat, der hat 
wenig gelernt! Und dieien Standpunft erklärt man für den unferigen! Schade 
daß man Dinge wie Pictät u. |. w. nit wägen kann, vielleicht ließe ſich 
conftatiren, daB unjere Firma in diefen Gegenſtänden feine leichtere Wage 
führt als die Ihrigel Wenn Gie die vorliegende Beſchwerde für begründet 
halten, fo erflären Sie, daß eine geſetzliche Regelung nicht mögli if; wir 
fönnen das nicht hindern! wir find bereit die Portefeuilleß niederzulegen, aber 
wir werden fie dem König zurüdgeben ohne eines jeiner Rechte preiszugeben. 
Wollen Sie ten Rath eines ehrlihen Mannes befolgen, der 20 Jahre Feines 
Lebens in dieſem Haufe zugebradht hat, jo Hängen fie einen Augenblid den 
Fortſchritis⸗ oder patriotiihen Standpunft an den Nagel, und laſſen Sie die 
Baterlandsliebe walten. Können Sie fi aber dazu nicht entichließen, jo 
ſchlagen Sie denn den legten Ragel in den Earg des bürgerlichen und con- 
feifionellen Friedens — aber auf Sie fällt dann die Verantwortung !” 


23. Jan. Württemberg.) U. Kammer: Die ſtaatsrechtliche Kommilfion be⸗ 


25. 


26. 


27. 


28. 


A 


antragt mit 7 gegen 1 Stimme (Oejterlens) die Tagesordnung über den 
Antrag Defterlen betreffend die Nefervatrechte, in der Erwägung, daß 
die Regierung berechtigt fei, die Abftimmung im Bundesrath, gemäß 
der Reichsverfaſſung Art. 78 Abſ. 1 und 2, ohne Zuftimmung ber 
Landesvertretung vorzunehmen, und daß hiedurch die Landesverfaffung 
nicht verlegt werde. 


„ (Weimar) Landtag: verwirft mit 25 gegen 14 Stimmen einen 
Antrag auf Einführung des allgemeinen Stimmredt3. 


-» (Preußen) Abg.- Haus: Seiten? ber gejammten preußifchen 
Tatholiichen Biſchöfe ift eine Petition gegen das Schulauffichtsgefek 
an das Abgeordnetenhaus gerichtet und wird vom Präfidenten ber 
Unterrichtskommiſſion überwiefen. Es ift dies ber erfte Fall, in welchem 
die Bijchöfe bei dem Abgeordnetenhaufe petitioniren. 


» (Baden) I. Kammer: nimmt die von der Regierung ihr vor⸗ 
geſchlagene umfaflende Erhöhung der Beamtengehalte an. 


„ (Preußen) Die Generale Moltte und Roon werden vom König 
ins Herrenhaus berufen. 


„ (Baden) Verſammlung von Delegirten der Altkatholiken bes 
Zandes in Karlsruhe. 


Es nehmen an derjelben ungefähr 200 Männer haupiſächlich aus der 
Gegend von Freiburg bi8 Mannheim theil, darunter die Landtagsabgeordneten 
Kirsner, Eckhard, Eeeger und Intlelofer, die Brofefforen Friedrig und Mind» 
ſcheid. Zuflimmungstelegramme laufen von Konſtanz, Billingen, Waldshut 
und Sreiburg ein. Echhard führt den Borfit, Staatsanwalt v. Berg macht 
den Spreder. Die Berlammlung beichließt: durch Landtagsabgeordnete an 
die Regierung die Tragen zu richten, ob fie Willens ſei, altkatholiſche Priefter 
und Laien in ihren bisherigen Rechten zu fehligen, altkatholiſche Gemeinden 
werlthätig zu unterſtühen, beim Reichstag auf die Vertreibung der Jeſuiten 
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Dingen und die nöthigen Mofregeln zur Ueberwachung des Unterridhis 
der Geiſtlichen an der Schule zu treffen. 


29. Zan. Elſaß⸗Lothringen.) Der Oberpräfident macht befannt: Mit 
dem 1. Februar treten an Stelle der Bräfelten in Straßburg, Col 
mar und Meb Bezirfäpräfidenten. Zugleich beginnt am jelben Tage 
die Wirkſamkeit der Steuerdireftoren, Bezirkshauptkaſſen unb Der 
Landeskaſſe. An diefem Tage findet in Straßburg aud die erſte 
Schwurgerichtsſitzung ftatt. 

80.— 31. Jan. (Preußen) Abg.-Haus: Budget, Etat des Cultmini⸗ 
fteriums. Minifter Fallk erflärt, die in ber Thronrede angelünbigten 
Borlagen würden aus äußern und innern Gründen nicht erfolgen; 
von den bereit3 eingebrachten Halte er nur das Schulaufſichtsgeſeß 
aufrecht. Abg. Richter zieht Hierauf Namens der Gommiffion Die 
zum Cultusetat im Allgemeinen geftellten Anträge zurüd. Mallinkrodt 
tabelt bie Aufhebung ber katholiſchen Abtbeilung im Cultusminiſterium 
und der Abg. Windhorfi-Meppen gibt dem Fürſten Bismard Anlaß 
zu einer einläßlichen Rede zur Beleuchtung der confelfionellen Politik 
und der Gentrumsfracion, deren Bildung er geradezu eine „Mobil- 
madhung gegen den Staat” nennt. In der Specialdiscuſſion ruft 
Titel 5 (evangelifcher Oberkirchenrath) eine lange Debatte hervor. 
Es wird auf die Verweigerung aller Ausgaben für den Oberkirchen⸗ 
rath angetragen, der Antrag aber nad) einer Rede des Minifters Fall, 
man möge ihm Zeit laſſen, bis er ſich über all die höchſt verwidelten 
Tragen orientirt habe und feiten Boden unter den {Füßen fühle, gegen 
die Stimmen der Fortichrittspartei abgelchnt. 

Für Bismard: Wenn der Vorredner mit warmen Worten dem Wunſch 
Ausdrud gab den früher nicht geflörten kirchlichen Trieben wieder berzuftellen, 
jo appellire ih an fein eigenes, ungeträbtes Urtheil ob feine Worte dieſem Zwed 
zu entſprechen geeignet waren. Jedenfalls entbehrten biefelben der chriftlichen 
Milde in der Beurtheilung deß Gegners und der chriſtlichen Demuth in Bezug 
auf die eigene Sache. Ihr Rein — ſagie er — if kein Beweis, und gleidgeitig 
führte er Fein Ja als einen ſolchen für Thatſachen an, denen ſonſt nicht⸗ zur 
Seite fieht, und denen gegenüber ich behaupte, daß ih fie 8 lange nicht für 
wahr halte, bis mir Documente darüber beigebracht werben. Er beichwerte 
ih darüber, daB die Katholiken nicht in dem ber Bevölterung tedhenden 
Berhältnig bei der Belegung der höhdern Staatsämter berüdfictigt eien; ich, 
in meiner Stellung als Minifterpräfivent lehne jede Verpflichtung einer con⸗ 
fefftoneflen Zählung in dieſer Beziehung ab (Beifall) und werde eine ſolche 
niemals zugeben. Es if möglich, daß das ftatifliihe Bureau darauf bezüg⸗ 
Tide Aufftellungen gemadt bat, ich weiß das nicht ‚und befümmere mid 
darum nit — das ſtatiſtiſche Bureau veranftaltet ja viele Zählungen, mit 
deren Tendenz id) nichts zu thun habe. (Heiterkeit.) Es wurde namenflid 
darauf hingewieien, daß ich keinen Collegen latholiſcher Confeſſion im Mini- 
fterium habe. cd bebaure das Iebhaft, indeſſen wir bedürfen in dem Mini⸗ 
fterium einer Mehrheit, welche bereit hy die von der Regierung eingeſchlagene 
KNichtung entſchieden zu umterfiügen. Glaubt der Hr. Vorredner, d wir dieß 
von einem Mitgliede feiner Fraction erwarten Dürfen! Heiterkeit. en 
des Indern Zuſammenhangs ber verſchiedenen Refiorts if eine — Homo⸗ 
genität des Miniſteriums nicht zu entbehren, für die die Dig! lieder des 
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Gentrums wenig Sarantien zu bieten fcheinen. Die Exiſtenz dieſer confefftonellen 
Bracion auf politiihem Boden if an fih eine der ungeheuerliäften Erſchei⸗ 
nungen. Sie üben dadurd auf alle tatpolifigen Mitglieder einen Zwang aus 
der Partei beizutreten, wenn fie fi) nicht Unfeindungen ausjegen wollen und 
machen die Religion zu einem Segenftande der Tribünenbiscuffion. (Beifall) 
Ich babe deu Grundſatz, Confeſſton volllommen freie Bewegung zu ge 
Ratten, obne e8 deßhalb De ‚nothwendig zu halten, daß dieſelben ziffermäßig 
**8 Daßgabe ihrer Stärke in der Bevbllerung in allen Gtiaeisämtern ver- 
Ich Tenne das Berhältnik gar nicht und will es auch gar nicht 

—5 vos aber gebe ih ihnen zu bedenken, daß denfelben Aniprud, wie bie 
Beipolifen ‚ jede andere Religionsgemeiniheft zu erheben berechtigt if, die 
Zuiberaner wie die Reformirten und die Juden — und ih habe g nden, 
dab gerade die Letztern fi durch befondere Intelligenz "und elbigung für 
Raatsmänniihe Wirkſamkeit auszeidnen. (Große Keiterkeit.) Als ih aus 
Frankreich zurüdtehrte, um mid den innern Aufgaben des Staates zuzuwen⸗ 
den, trat mir bie neugebilbete Fraction des Gentrums in einer Weiſe gegen- 
äber, daß ih darin nur die Mobilmadhung der Partei gegen den 
Staat erbliden konnte. (Beifall) Ich wurde in diefer Anſchauung nicht 
erfättert, als 5a ſah, daß an ihrer Spitze das ftreitbare Mitglied Flebe, befien 
Worte Gie fo eben vernommen, ein Mitglied, welches aus Gründen, bie ich 
achte, ſich von vornherein dem preußiſchen Staatsorganismus wenig geneigt 
zeigte, und von weldem es mir noch jest zweifelhaft erjdeint, ob die Reubil- 


' dung des Reiches, jei es in dieſer oder jener Geſtalt, feinen Wunſchen entipricht. 


Es war eine meiner erfien Sorgen, wie id) mid), ohne die Verbindung mit 
der großen Mehrheit des deutſchen Volkes zu verlieren, in Fuhlung erhalten 
fönnte mit jener Partei; diefer Sorge wurde id buch die Haltung jener 
mobilen Armee bald Überhoben. Ich hatte gehofft, die Regierung würde eine 
Stüße finden an einer kirchlichen Partei, die dem Kaiſer gäbe, was des Kaiſers 
ir, Ratt deffen mußte ich mit Betrübnik hören, dab in den Wahlreden und 

reßerzeugniflen, die zum Zweck der Wahlen verbreitet wurden, etwaige 
—2 und Fehler der Regierung im grellften Lichte dargeſtellt wurden, 
während das Gute mit keiner Sylbe Erwähnung fand. Obwohl Zeu gniffe 
Er. dc bes Papftes und der Biſchofe es ausſprachen, daß die tatholifde 
Kirche rund habe, mit den Einrichtungen des Siaats und der ihr darin zu- 
gewiefenen ehrenvollen Stellung zufrieden zu fein, dauerte jene Agitation fort, 
fo daß ich veranlaßt wurde, einen Schritt zurüdzutreten. Die Ernennung bes 
neuen Gultusminifters bat dem Borrebner Beranlaffung gegeben, über eine 
Verlegung der Parität zu Tlagen. Ein folder Borwurf konnte zur Zeit des 
abjoluten Regiments vielleicht begründet jein, heute, mo wir eine Berfafjung 
haben, if er ein Unding; wollen Sie die Wohl der Rathgeber der Krone 
von der Eonfelfion abhängig machen, jo hört die Berantwortlichleit derſelben 
auf. — Es wurde ferner über die Sufbebun der katholiſchen Abthei⸗ 
lung im Gultusminiferium geklagt. e Behbrde hatte mit der Zeit 
einen Charakter angenommen, daß fie aufn mid den Eindrud machte, als ver» 
irete fie nur die Rechte der Kirche gegen den Staat. Ich hatte deß⸗ 
halb ſchon früher Er. Maj. dem Kaiſer vorgeiglagen, fatt derjelben Lieber 
einen päpflliden Runtius am hiefigen Hofe beglaubigen zu laſſen, dem gegen. 
über wir wenigftiens eine Mare Stellung hätten und der uns ohne zwiſchen⸗ 
liegende Strahlenbrechung über die Bedürfnifie und Forderungen der Kirche 
in Kenninig jeßte. Dennoch wagte id) nicht, diefem Wunſche weitere Folge zu 
geben, weil fi in der Oeffentlichkeit eine allgemeine Abneigung dagegen aus⸗ 
ſprach. Vielleiht werden wir doch no auf diefen Ausweg zurücktommen, 
fobald fi die Zuftände etwas friedlicher geflaitet haben. So erinnert das 
Berhältni an die Fabel von dem Wanderer mit dem Mantel, den ihm der 
Negen nit nehmen Tonnte, während die Sonne thm denfelben abgewann. 
Det Borrebner .hat jodann im Verlaufe feiner Nede über die Haltung der 
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Regierungsprefle Beſchwerde geführt, und hat zu derjelben Blätter gerechnet, 
die zwar Mittheilungen, welche ihr feitend der Negierung gemadht werden, 
aufnehmen, die aber fonft vollkommen jelbitfländig find. Für derartige 
Blätter, welche die Regierung zwar benußt, weil die rein afficielle Preſſe noth- 
wendig fletS die Langweiligkeit des „Staat8-Unzeigers” annehmen muß, können 
wir trogdem eine Verantwortlichkeit in keiner Weile Übernehmen. Uebrigens 
vermweife ich Sie auf Ahr eigenes Organ, die hier ericheinende „Sermamia“, 
deren Lejer ih zwar nicht felbft bin, von der ich jedoch gebört habe, daß fie 
fid mit der deutfchfeindlichen rheinbündleriihen Prefle Bayerns für ſolidariſch 
erflärt. (Widerfprud im Centrum.) Sollte ih mich irren, fo wäre es mir 
lieb. Ich bitte Eie, fuchen wir aus diefer für das Vaterland großen Cala⸗ 
mität theologifcher Discuffion hier einen ruhigen Ausweg zu gewinnen. Eine 
Einwirkung auf dogmatiſche Streitigkeiten Tiegt uns ſehr fern. Wllerbings 
fönnen wir, wie in der Braunsberger Angelegenheit verlangt wird, eine Aus- 
übung der Staatögewalt der Beiftlihkeit nicht einräumen. Gerade deßhalb 
müfjen wir und in diefer Beziehung den Platz frei halten, um uns bier jo 
wenig als möglich um Religion kümmern zu müſſen. (Beifall.) Wan ver- 
lange nit von einer paritätiichen Regierung eine confeſſionelle Haltunz; eine 
Staatsreligion als ſolche haben wir nit. Wenn der Borredner endlich be- 
hauptete, daß feine Anſchauungen von der Mehrheit feiner Blaubensgenofien 
getheilt würden, jo beftreite ich dieß und erwarte den Gegenbeweiß. (Lebhafter 
Beifall.) Ag. Windthorſt (Meppen): Der Minifterpräfivent bat von 
einem Kampf gegen den Staat gefproden, während nur von einem Wider 
ftande gegen einzelne Acte feiner Politik die Rede fein kann. Der Binifer- 
präfident ift nicht der Staat und noch hat es Fein Minifter gewagt, feine 
Gegner au Gegner des Staats zu nennen. Das Centrum ift feine confeſ⸗ 
fionelle Fraction (Gelächter und Widerfprud); unfer Programm ift veröffent- 
licht und jeder, gleichviel welcher Confeſſion, kann ihm beitreten. Weder dir 
Anerfennung noch den Tadel des Minifterpräfidenten acceptire ich; jene habe 
ih nicht verdient und diefer ift unbegründet. Ich Habe viele Fehler, aber 
gewiß nicht den der Neivenfchaftlichkeit in parlamentarifher Debatte Mein 
Puls ſchlägt au in diefem Haufe nur ſechſszig Schläge in der Minute, und 
ih weiß nit, ob der Minifterpräfident dasſelbe von fi jagen kann. Bas 
Sentrum ift nie aggreſſiv gegen die Regierung geweſen; mehr als einmal hat 
es fie im Reichſtage bei enticheidenden Abflimmungen unterſtützt. Ueberall 
konnte e8 ihr nicht folgen, denn es ift nicht jedermanns Sade, jo ſchnell je 
nad) der Anficht der Regierung umzurutſchen, als e8 manchen Leuten allerdings 
gegeben if. Der Minifterpräfident bat uns dann mit der Prefie identificirt. 
Was follte aber dabei berausfommen, wenn jede Partei für ihre Preſſe auf- 
kommen follte? Wenn die bezahlte Preffe, die „Norddeutiche Allgemeine“ u. |. m. 
einen jo fcheußlichen Ton anfchlägt, mag die Antwort nicht fein ausfallen. 
Sn meinem und in den Käufern meiner Mündel babe ih Blätter dieſer 
Battung verboten wegen ihres verborbenen Styls, und wenn der Minifter- 
präfident fi über die Beziehungen der Regierung zu diejen Blättern aus⸗ 
ließ, kann ih ihm nur antworten: wer reine Hände bat und behalten will, 
beforgt feine Scripturen und Pakete nicht Durch den Düngerwagen. Die Ba» 
rität bis in die Decimalbrüdhe hinein zu wahren, verlangen wir ja gar nidht, 
aber es follte doch jedem klar fein, daß fie jegt überhaupt nicht exiſtirt. Das 
Gentrum ift gern bereit fih aufzuldſen, wenn eine andere Fraction fein 
oder dod ein acceptables Programm annähme (Große Heiterkeit), aber bis 
dahin werden wir uns gegen die eoncentriihen Angriffe, welche auf uns ein« 
flürmen, vertheibigen und freilich mit Energie. 


80. Jan. (Bayern) I. Kammer: lehnt die Anträge bes Freiherrn 


v. Hafenbrädl auf Beichränfung der Treizügigfeit, der Verehelichungs⸗ 
freiheit zc. mit 57 gegen 56 Stimmen ab, indem wiederum 8 Mit- 
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glieder der patriotiſchen Partei zu ber Fortjchritispartei übergehen. 
Die patriotiſche Majorität der Kammer fcheint definitiv zur Minorität 
geworden zu fein. 


31. San. (Bayern.) Böllinger eröffnet in Münden vor einem ungewöhn- 


fih großen Kreife von Zuhörern einen Eyclus von Vorlefungen über 
die „Wiedervereinigungsverjuche der chriftlichen Kirchen und bie Aus⸗ 
fihten auf eine fünftige Union“. 

„ (Elfaß- Lothringen.) Der Reichsanzeiger verdffentficht ein 
unter dem 23. Januar erlaffenes Geſeß betreffend die Einführung 
ber Beilimmungen über das Reichskriegsweſen in den neuen Reichs- 
landen. 


Dasjelbe findet auf die vor dem 4. Januar 1851 geborenen Angehörigen 
von Kljaß-Lothringen keine Anwendung. Die Muſterung der nad diefem 
Zeitpuntte geborenen Wehrpflichtinen beginnt im Oltober 1372. Hinfichtlich 
der Zulaffung zum einjährigen Dienfte fowie bei Beurtheilung der auf häus- 
liche xc. Berbältniife gegründeten Anträge auf Befreiung von Militärdienft 
fol „während der nächſten Jahre auf die befonderen Verhältnifie von Elſaß⸗ 
Lothringen Rüdfiht genommen werden“. 

» (Breußen.) Petitionsfturm an das Abg.-Haus gegen das Schul- 
auffichtsgeſetz. 

Noch niemals hat eine Vorlage der Regierung beim Landiage einen 
folgen Sturm von Petitionen heroorgerujen. Es find bereits über 00 Peti⸗ 
tionen beim Abgeordnetenhauſe eingegangen, welche um Ablehnung der Vorlage 
bitten. Der größte Theil diefer Betitionen;ift gedrudt. Sie zerfallen in drei Ka» 
tegerien, von denen die eine aus der Provinz Schlefien flammt und von dem 
Breslauer katholiſchen Volksvereine ausgegangen if. Ebenſo wie die Katho⸗ 
liken Schleſiens, haben auch diejenigen in der Provinz Poſen gewirkt. Die 
Zahl der Unterſchriften, welche die von den polniſchen Abgeordneten eingereichten 
Petitionen tragen, beläuft ſich auf mehr als 20,000. Die dritte Kategorie 
ſtammt aus Hannover, und es durfte wohl keine evangeliſch⸗lutheriſche Ge⸗ 
meinde in dieſer Provinz vorhanden ſein, die ſich nicht in einer Petition gegen 
das Geſetz gewendet hat. 


1. Febr. (Preußen.) Die Stadtverordneten von Köln räumen den Alt 


fatholifen mit 25 gegen 2 Stimmen die Rathhauskapelle für ihren 
Gottesdienft ein. 


„» (Preußen) Ber Erzbifhof von Köln beginnt nun auch feiner- 
ſeits energiſch vorzugehn: die bis jet nur fuspendirten Bonner 
Profeſſoren der Zheologie, Hilgers, Reuſch und Langen fo wie ber 
geiſtliche Profeſſor der Philofopbie Knoodt erhalten von ihm die An⸗ 
drohung, daß falls fie nicht bis zum 9. refp. 1. März die den vati- 
caniſchen Dogmen ſchuldige Unterwerfung und Glaubenszuftimmung 
geleiftet hätten, mit der großen Ercommunication belegt würden. 

Der Erzbiſchof gründet fein Vorgehen beſonders auch darauf, daß die Bes 
treffenden, ihrer Pflicht als Staatsbeamte entiprechend, Borlefungen angelün« 
digt, reip. gehalten hätten; ein Verbrechen, welches Prof. Langen durch feine 
Schrift: „Das vaticaniihe Dogma zc.* und dur Annahme des Amtes als 
Sraminator für Iatholiige Religionswifienichaft in der wiſſenſchaftlichen Prü- 
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fungs-Gommiffton noch bebenlend vermehrt babe. Der Erzbiſchof ſieht Fe 
jedoch aud als Profefforen, rein als kirchliche Beamte au, weßhalb 
ihnen auch droßt, fie bei fortgelegter Renitenz all ihrer Aemter und —* 
entſetzen zu wollen. 


5. Febr. (Preußen.) Herrenhaus: modifizirt den Entwurf eines ſoge 


6. 


nannten Hypothekengeſehes ſehr weſentlich, indem es die entſcheidenden 
Principien, welche die Regierungsvorlage, um den Forderungen der 
Zeit gerecht zu werben, der Reform des Immobiliarrechtes zu Grunde 
legen mollte, zurückweist. 


„ (Sadfen) I Kammer: genehmigt die ihr von der Regierung 


vorgelegte Erhöhung der Beamtengehalte. 


„ Württemberg.) II Kammer: lehnt den Antrag Deflerlen betr. 
die ſog. Nefervatrechte nach dem Antrage der Commiſſion mit großer 
Mehrbeit ab. 


Der Sommilfionsantrag lautet auf Uebergang zur Tagesordnung in 
ber Erwägung: 1) daß die Regierung bereditigt fei, ihre Stimme biekfalls 
im Bundesrathe ohne vorherige Zuflimmung der Stände abzugeben, 2) daß 
vermöge der verbindlichen Kraft der Neihsverfafjung für Württemberg durch 
eine ſolche Abſtimmung auch eine Beſtimmung der Landesverfaffung nicht ver⸗ 
legt werden könne. Abg. Sid und Gen. (Regierungspartei) beantragen «ls 

„Bermittlung“ eine anders motivirte Tagesordnung: 1) wie die —— * 

9) daß nur in Uebereinftimmung mit der anbeßbertretung eine Bersitleiftung 
auf ein Sonderreiht erfolgen Tönne; 3) daß die Regierung ein Gele über 
Minifterverantwortlicfeit vorlegen möge. Der Juſtiz miniſter erklärt 
Ramens der Staatsregierung und mit Genehmigung Sr. Maj. des Königs: 
daß nad Auffaflung ber Staatsregierung unter Zuſtimmung des bereihtigten 
Bundesftaats" in Art. 78 der Reichsverfaflung zu erheben "R: die Jufun- 
mung der VBevollmädtigten im Bundesrath. Der M tt biefür den 
hiſtoriſchen und logiſchen Beweis, insbefondere betonend, daß der Zwilchenabiak 
1 und 2 des Urtilels nicht getrennt werden dürfe. Mit der von Sick ge 
wunſchten Borlage eines Geſetzes über Miniſterverantwortlichleit könne die Re 
gierung ſich einverftanden erklären, auch fei die Erwartung berechtigt, daß die 
Regierung nur übereinftimmend mit der Landesvertretung borgehen werde; 
aber Sicks Antrag als Ganzes jei unannehmbar, wegen angel eines Haren 
Ausipruchs Über das Waterielle der Frage. Schlieklih wird nad lebhafter 
Debatte Sids Bermittlungsantrag mit 78 Stimmen gegen 16 abgelehnt, da- 
gegen gemäß dem Gommilfionsvorihlag die motivirte Tagesordnung mit 
60 Stimmen gegen 29 angenoınmen und mit 80 gegen 9 die Erwartung 
binzugefügt, daß die Regierung ein Minifterverantwortlichfeitsgeiek vorlegen 
möge. 
„ (Deutfhes Reid.) In Schlefien unterliegt bei einer Nachwahl 
zum Reichstage ber Herzog von Ratibor den Umtrieben der polnifch« 
clericalen Partei des geiſtlichen Raths Müller mit 8385 Stimmen 
gegen 9151 Stimmen. 


„I. Tebr. (Preußen) Abg.Haus: Erfte Berathung des Schulauf« 


fichtsgefeßes. Zu der Regierungävorlage liegen zahlreiche Amendements 
vor. Reden der Abgg. Reichenfperger und Windhorft gegen, bes 
Unterrichtsminiſters und bes Yürften Bismard für das Geſetz. Schließ⸗ 
lich wird Das Geſez mit den von Gommiffarien der verjchiedenen Bar- 
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teien vereinbarten und von der Regierung acceptirden Amenbements 
Bonin mit 197 gegen 172 Stimmen angenommen. 


Borlage und Amendements: Der no von Minifler v. Muhler einge 
brachte Regierungsentwurf lautet vollländig: „Wir Wilhelm u. ſ. w. 
verordnen in Ausführung des Urt. 23 der Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 
1850 x.: 8 1. Die Uuffiht über alle dffentlihen und Privat⸗Unterrichts⸗ 
und Erziehungs-Anftalten fieht dem Staate zu. Dem gemäß handeln alle 
mit diefer Aufficht beirauten Behörden und Beamten im Auftrage des Staa⸗ 
tes. 8 2. Die Ernennung der Lolal- und SKreis-Säulinipeltoren und die 
Abgrenzung ihrer Aufſichtsbezirle gebührt dem Staate allein. Der vom 
Gtaate den Inſpektoren der Volksſchule ertheilte Auftrag if, fofern fie dies 
Amt als Reben- oder Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflih. Diejenigen 
Berfonen, weldgen die bisherigen Borfchriften die Inſpeklion über die Volksſchulen 
zugewieſen, find verpflichtet, dies Amt gegen die etwaigen bisherigen Dienftbezlige 
im Aufirage des Siaates fortzuführen oder auf Erfordern zu übernehmen. Alle 
enigegenfiehenden Beſtimmungen find auigehoben.” Der angezogene Art. 23 der 
Berfafiung lautet: „Alle öffentlichen und Privat-Iinterrichts- und Graichunge- 
Unftalten Reben unter der Aufiht vom Staate ernannter Behörden. Di 
Dffentlicden Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staatsdiener.” Gerner 
Urt. 24: „Bei der Einrichtung der dffentligen Vollsſchulen find die confeſ⸗ 
ſionellen Berhältniffe mönglichſt zu berüdfichtigen. Den religiöfen Unterricht 
in der Volksſchule Leiten die betreffenden Religions⸗Geſellſchaften. Die Leitung 
der äußeren Angelegenheiten der Volksſchule fteht der Gemeinde zu. Der 
Staat ſtellt, unter geſetzlich geordneter Betheiligung der Gemeinden, aus der 
Zahl der Befähigten die Lehrer der öffentlichen Bolksfchulen an.” ferner 
Urt. 26: Ein bejonderes Geſetz regelt das ganze Unterrichtsweſen. Endlich 
Art. 112: Bis zum Erlaß des im Art. 26 een Geſetzes bewendet 
es hinſichtlich des Schul⸗ und Unterrichismweien bei den jetzt geltenden geſetzlichen 
Bekimmungen. Dazu liegt eine große Anzahl von Amendements_vor, 
die meiften von der altconjervativen Partei herrührend. Im Sinne der letzteren 
will ein Amendement (Hols, Denzin und Gen.) auß dem Geſetze die Beziehung 
auf den Art. 23 der Berfafiung außmerzen und die flaatlihe Auffiht in 
allen Yällen in den Händen der Beiltlichen fefthalten. Andere Amendements 
(v. Braugitih und v. Rauchhaupt) wollen wenigftens principaliter Geiftliche 
als Schulaufieher beftellt wiſſen, wieder andere die Entfernung der beſtehenden 
geiſtlichen Schulauffiht nur mittels Disciplinarverfahrens gefatten (Amende- 
ment Devens). Gommiffarien aller andern Parteien, mit Yusnahme der 
Aliconſervativen und der Glerilalen, haben fi dagegen in freier Berathung 
über Amendements geeinigt, weldye unter dem Namen des Abg. dv. Yonin 
Wolgendes beantragen: 1) Zu 5 1: den erſten Abſatz wie folgt zu faflen: 
„Unter Aufhebung aller in einzelnen Landestheilen entgegenftehenden Beflim- 
mungen flieht bie Aufficht Über alle Öffentlichen und Privatunterrichts⸗ und 
Erziehungsanftalten dem Staate zu.” Es fol damit ausgebrädt werden, 

das neue Gefetz im Allgemeinen nur befiehendes Recht neu fanktionirt und 
nur in einzelnen Theilen des Staates neues Recht ſchafft. 2) Zu 8 2: den 
dritten Abſatz zu ſtreichen. Die Geiſtlichen follen nicht verpflichtet jein, im 
Uuftrage des Staats die Schulaufficht weiterzuführen. 3) Folgende zivei 
neue Paragraphen hinzuzufügen: „I 3. Unberührt durch diejes Geſetz bleibt 
die inden und deren Organen zuftehende Theilnahme an der Schul- 
aufiht 8 4 Der Minifter der geiftlihen, Unterrichts» und Mebdizinal« 
Ungelegenheiten wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. Ein 
som bg. v. Bonin für feine Perſon geftelltes Umendement will durch einen 
Zuſatz zu dem neunorgeihlagenen 8 3 auch noch die unveränderte Fortdauer 
der Beſtimmung des Urt. 24 der Berfafiung ausipredhen. 

Debatte: Reigensperger (clericale Gentrumspartel): Der Zwed ber 
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Borlage iR ſicher die Loslöfung der Schule von der Kirche; das if aber nur 
ein —— Aufflammen des Augenblicks gegen ſeit Jahrhunderten 
beſtehendes. Ich will nicht tiefer in die Materie eingeben, für uns ſprechen 
die zchnjährige Thätigkeit des Minifters Mühler und defien Reden; diele 
Borlage ift eine Deſertion des Minifters, und ich bin überzeugt, daß er an 
dieſem feinem Abfall gefallen ift. Religiöſe Erziehung des Boltes ift abjolute 
Bedingung der Erziehung, und fie fann nur dur Mitwirkung der Organe 
der Kirche erzielt werden, und da verftehe ich nicht wie man an eine Losldſung 
der Kirche von der Schule aud nur denken kann. Der Art. 26 verheikt 
ein Unterrichtsgefeg auf Grundlage der Art. 20—26, nit aber auf Grund 
des Art. 23 aflein, der Staatsmonopol proclamiren würde, aber nicht Unter- 
richtsfreiheit. Es würde auch, ohne gewifje momentane Antipathien niemand im 
Haufe fi für diefe Auffaffung ausgeiproden haben. Dan habe ftet3 von 
der Selbfiverwaltung und negen Uebertragung der Staatsomnipotenz auf die 


Säule geiproden, und heute wolle man ohne Barantie für die Schulfreiheit 


das Gegentheil. Ich war der einzige bei der Ausarbeitung der Berfaffung 
der gegen Artikel 112 der Berfafjung geſprochen und erklärt hat: mit An⸗ 
nahme diejes Artikels verzichte man auf Generationen hinaus auf den Erlaß 
eines allgemeinen, auf Freiheit beruhenden Unterrichtsgefeges. Ich glaube gern, 
daß die Regierung nicht daran denkt, fiberall die Beiftlicden als Schulinipef- 
toren zu entfernen, aber das Princip ift aufgeftellt, das in feinen Conſequenzen 
zur confeffionslofen, zur religionslofen Schule führt. Die confeffionsiofe 
Säule ift heute ſchon das Progranım einer weit verbreiteten Partei; die re 
ligionsloſe Schule fteht hinter ihr. Der Geiftliche iſt auf den Religionsunter- 
richt beſchränkt; welche Stellung erhält er der Laiennuffiht gegenüber, hätte 
der Laie auch den beften Willen? Gin Zufammenftoß ift da unvermeidlich. 
Ich glaube, die Spige der Vorlage iſt negen die katholiſche Geiftlichleit ge» 
richtet, und ſchon diefe Ausnahmsftellung iſt verberblich, wie jede Ausnahms⸗ 
geſetz Gefahren birgt. Birhom (Fortſchritispartei): Nur mit ſchwerem Herzen 
habe ſich feine Partei entſchloſſen, ſich den Bertheidigern des Geſetzes anzu- 
reihen. In der Ichlimmften Gonflictözeit, wo das Haus fireng auf Feſthaltung 
affer Artikel der Berfaffung halten mußte, habe das Haus doch gefordert, 
mehrere das Unterrichtsweſen betreffende Vorlagen zu erhalten. Die Regie 
rung habe dieß gethan, und Niemand Habe Einwände aus Art. 112 berge- 
nommen und verlangt, die Unterrichtsangelcgenheit nur im ganzen Zuſammen⸗ 
hange zu regeln. Durch das einfeitige Vorgehen in Erfüllung des Art. 23 
fei kein Präjudiz gejchaffen; die Vorlage fei unvollftändig, nar nicht auf lange 
Dauer berechnet, fie müfle ſehr bald ermeitert werden. Die Sadjlane ſpreche 
aber für die Opportunität auch dieſes unvollſtändigen Geſetzes, obgleich die 
Regierung ſich darüber nicht ausgefproden, die Thronrede auf einen foldden 
Notbftand nicht Hingetviefen hat. Die Renierung werde das Verſäumte noch 
nachholen müffen. Man ſpreche von hiſtoriſchem Rechte der katholiſchen Kirche. 
Die Kirche habe id um Schule und Menſchheit die höchften Berbienfte er⸗ 
worben, aber fie fei in dieſer fegensreichen Arbeit nicht ununterbroden fort- 
gefahren. Was ift die Schule in Spanien, in Irland, im Kirchenſtaat, kurz 
überall geworden, wo die Kirche alleinherrſchend in voller Gewalt if? Tort 
mögen Sie über Schule und Kirche disputiren und über die Culturmijfion 
der Kirche, nicht in Preußen! Dort ift Inferiorität in Schulangelegenheiten, 
die katholiſche Kirche als ſolche hat aljo keine Eulturmiffion mehr. Und mie 
ſteht e8 bei ung im Regierungsbezirk Oppeln, der jenen kirchlichen Einflüfien 


" dauernd unterworfen geweſen it? Die Schule von dem Drud der Geift- 


lichkeit befreien, darin liegt die Opportunität der Vorlage, und diefe Ueber» 
zeugung haben wir feit langer Zeit. Der Schritt hätte ſchon Tängft geichehen 
follen, er ift auch nur der erfte. Die Herren vom Gentrum geben dem natür» 
Ligen Recht, der Unterrichtsfreiheit, eine eigenthümliche Deutung. Wir kennen 
diefe Freiheit, es iſt die Freiheit der Unwillenheit, der Ignoranz. (Sehr richtig !) 
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Für die Kinder die Freiheit, nichts zu wiflen, für die Lehrer die freiheit, 
nichts zu lehren: das ift bequem und madt für Aberglauben empfänglid. 
Gerade fo fteht e8 mit dem natüclichen Recht der Eltern. Wollen Sie, daß 
in den Säulen nichts gelehrt wird als Weligion, jo kommen wir zu ober- 
ſchlefiſchen Zuftänden. Dem gegenüber müflen wir Zwang ausüben; wir haben 
den obligariihen Schulunterricht eingeführt, womit vielleiht mander Politiker 
nicht ganz einverflanden fein möchte Aus dem Schulzwang folgt au das 
Auffihtsrecht über die Ausübung desfelben. Letzteres foll allerdings zunächſt 
den katholiſchen Schulen gelten, aber aud die evangeliichen follen revidirt 
werden, und ein Geiftliher, der feine Schuldigkeit als Schulinipeltor nicht 
thut, dur einen andern Schulinipeltor erjegt werden. Das Amendement, 
einen ſolchen Geiftlichen nur durch einen anderen Beiftlichen erjegen zu Finnen, 
würde das ganze Geſeht illuforiih machen. Als die Berfafiung beraten wurde, 
war darüber fein Zweifel, dab es fih hier nit um confelfionelle, ſondern 
um rein flaatlide Dinge handle. Walde fchrieb in die Motive hinein: 
„einer befonderen Erklärung, daß die Elementarſchulen nicht confeffionell feien, 
bedürfe es nad diefen Beflimmungen nit“. Auch Neicheniperger ging da- 
mals nit jo weit, alle Volksſchuͤlen Für confeifionell zu erklären, und bes 
hauptete nur: es könne auch noch confeifionelle Schulen geben. Die Zeit, wo 
die Kirche jelb Schulen gründete und unterhielt, wo e8 ihre Schulen waren, 
ift vorbei; feit die Schulen verfaflungsmäßig von den Gemeinden unterhalten 
werden müflen, ift eben die alte Rechtscontinuität unterbrodden, und durch daS 
vorliegen?e Geſetz gehen wir in derfelben Richtung weiter fort, in der fi zur 
Zeit der Entſtehung unjerer Perfafiung, Regierung und Bolt, ohne irgendeine 
nennensweribe Oppofition bewegten. Wir begehen dabei leine Tyeindfeligleit 
gegen die Kirche, und mollen feine Entchriſtlichung der Schule Sollte der 
Minifter die ihm durch das Geſetz jo reihlih anvertraute Macht mikbrauden, 
jo würde er von der Öffentlichen Meinung verurtheilt werden, die doch endlich 
fiegt. Hr. v. Mühler ift nicht durch diefen Geſetzentwurf verſchlungen worden, 
jondern hat fi nur durch den Strohhalm, den er ihm zur Stüge gewähren 
foflte, nit mehr zu halten vermodt. Er war in der öffentlihen Meinung, 
von dem Öffentlihden Gewiſſen Tängft gerichtet; wenn er ſich trogdem nod jo 
lange hielt, fo war e8 eben ein Kunſtprodukt. (Große Heiterkeit.) Wir haben 
Geduld geleent und werden Gebuld haben, halten aber die Trennung von 
Säule und Kirche für nothwendig, und verwahren und gegen die Berleum- 
dung, als ob wir den Art. 24 der Berfafiung zu bejeitigen traten. Durch 
unfer Amendement haben wir dem in der biſchöflichen Petition ausgedrüdten 
Bedenken, daß auf GBeifllide ein Gewiſſenszwang ausgeübt werben Fönnte, 
Rechnung getragen, ebenjo gegenüber minifterieller Willfür das Recht der 
Gemeinden, ſtädtiſcher und ländlicher, gewahrt, zumal in den ftäbtiichen und 
den ländliden Schuldeputationen die confeffionellen Elemente reichlich vertreten 
find. Wir wollen die legteren nicht aus ihrer wohlberechtigten Stellung heraus⸗ 
drängen, und Sie werden uns zu jedem billigen Entgegenlommen bereit fin« 
den, wir wollen nur die verberbliche Herrſchaft der Kirche über die Schule 
befeitigen. (Anhaltenter Beifall.) Windthorft (clericale Gentrumpartei): 
Unfere Tage bezeichnen einen verhängnißvollen Wendepunkt in der preußifchen 
und der deutſchen Geſchichte. Die deutſchen Staaten beruhten bisher auf 
einem monardifhen und chriftlichen PBrincip, auf ihm flehend waren fie allen 
äußeren und inneren Stürmen gewadjien, und entwidelten die größte Macht 
der Welt. Bon nun an ſoll die Mat im Parlament ruhen. Fällt das 
monarchiſche Princip, jo wollen wir doch die Folgen dieſes Ereignifies ab⸗ 
warten. Die Linke meint: fie bedürfe der Kirche nicht, der Staat fönne fie 
erſetzen, und wirft die Kirche aus der Schule hinaus. Aber ohne Religion 
it eine feite Erziehung nicht möglid. Wer wird den Weligionsunterricht 
übernehmen? Hat der Staat dafür Verſtändniß und Organe? Wenn Sie 
das glauben, fo würde ich mir erft den neuen Staatslatehismus ausbitten. 
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Dur Hinautweiſung ber Kirche auß der Schule wird ber Staat ein durchaus 
iigiopeeet, ein irreligidſer, ein heidniſcher Staat, ein Staat ohne Gott, oder 
er wird der Gott felbft auf diefer Erde. Hegel mit feinen Schülern wird mit 
dem Gefegentwurf und feiner heut gehörten Bertheidigung zufrieden fein; ob 
aber au das Boll, das iſt eine andere Frage. Ich halte am riftlihen 
Staate feſt, troß der Meprheit und des ihre Geſchäfte führenden Minifters. 
(Beiterteit.) Der Geſetzenwurf ift unklar in der Gonception, deplorabel in ber 
otivirung. Die Unfäbigtei der Kirche zur Schulleitung geht aus den Beiipielen 
nit bervor, die Zuftände, die in Spanien u. ſ. w. berrichen, find nicht durch die 
Kirche, fondern durch den Staat herbeigeführt, das lehrt die Geſchichte Phi⸗ 
Iipps IL Das belgiſche Schuiweien Tann ganz gut mit dem uujrigen con. 
eurriren. (Widerſpruch.) Berfallen wir doch nicht in den fehler der 
zojen, diefer Größenwahnſinn tönnte uns übel befommen. Graf Renard if 
aud ein Oberiälefter, und wir haben an feinen Kenntniffen nichts außzujegen. 
Nicht an Schulaufficht fehlt es dort, fondern an Lehrern, dotiren Sie 
Stellen und die Seminarien beſſer, und dem Lehrermangel wird —* 
fein. Meine Herren (nach links) von der miniſteriellen Partei (große Heiter⸗ 
keit), früher wollten Sie nichts von BVureaukratie wiſſen; fühlen Sie demn 
nicht, welch ungeheure Macht Sie der Regierung durch die nach Welchen In zu 
bejeitigende Gendarmerie geben? (Richter: Beſſer noch immer als bie ſchwarze 
Gendarmerie!) Die ſchwarze foll ja befeitigt iverben. . v. Mübler kann 
in diefer oder jener Geſtalt wiederlehren. Auf Widerrufl jteit wird ſich fein 
Menſch von Charakter zum Schulinſpector anftellen laſſen. Die Kirche wird 
bei drohender Säcularifation nichts mehr für ihre Säulen thun, ebenfowenig 
die Gemeinden einen Pfennig mehr geben ohne Ezecution. Wenn das Ungläd 
will, daß der Entwurf Belek wird, fo finden wir die einzige Compenſation 
in der vollften Unterridtsfreiheit. (Hrt i) Borläufig aber halten Sk am am 
alten preußifchen Herlommen fett, und ſchügen Sie die neuen Probingen, deren 
lirchliche Verhältniſſe in den Weflgergreifungspatenten feierlih gewährleiftet 
find. Loſen Sie die fürftligen Verheißungen ein, und belafien Sie es bei 
dem bisherigen Zuftandel (Beifall im Gentrum, Ziſchen links.) Laster 
Rational⸗ liveral); Der Vorredner if den Ausführungen bes .Bi 
über den Einfluß der Geiſtlichkeit auf die Schulen in Spanien, Holland und 
Belgien durch die beftimmte Behauptung entgegengetreten, daß in Holland ber 
Bildungszuftand auf einer jehr niedrigen Stufe ftebe, in Belgien aber vor⸗ 
zuglich fei, und warnte uns vor Größenwahnfinn, wenn wir unfere Suflände 
für befier Halten follten, als die belgiſchen. Ich habe mir in ber Sie einige 
ſtatiſtiſche Zahlen zuſammengerafft, welche darthun, auf welcher Grundlage 
dieſe Behauptungen beruhen. Wenn der Vorredner in Bezug auf Spanien 
den Abg. Virchow in ironiſchem Ton fragte: ob er denn dort geweſen fei, 
um jene Zuftände beurtheilen zu tönnen, jo bemerke ich ihm, 8 es eine 
Art der Bildung gibt, welche durch Studien die Reifen erjegt. So liegt mir 
hier eine ſtatiſtiſche Sujommenfelung über die ſpaniſchen Verhältniſſe aus 
dem Jahr 1860 vor, welche ergibt, daß 3 Millionen Bewohner jenes Landes 
lefen und jchreiben, 71/: Millionen nur leſen und 11: Millionen weder leſen 
noch fchreiben können. Bei der Recrutirung des Jahres 1864 ergab ih in 
Belgien, daß 51 Proc. nicht leſen noch fchreiben konnten, in Weſtflandern, 
dem Hauptlager der Wreunde des Hrn. Borredners, fanden NG ſogar nur 
17 Proc., welche ſchreiben konnten, während in den Niederlanden bie Zahl 
der Analphabeten nicht mehr als 22 Proc. betrug. Ih füge hinzu, daß in dem 
Iegteren Bande jelbft die conſervativſten Kreifen mit dem gegenwärtigen Zuftande 
durchaus zufrieden find. Und nun kritiſirt der Vorredner fein eigenes Bater- 
land, wo die Zahl derjenigen, welche weder leſen noch ſchreiben fönnen, fich 
auf 5.52 Proc. beläuft, und nennt es Großenwahnſinn, wenn wir unfere Zu⸗ 
Rande f für beſſer halten, als die Belgiens. Es gibt Nebner, und zu dieſen ge 
Hört der Abg. Windthorſt, denen ed mehr darum zu tbun it, die —* 
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augenblidli für fih zu gewinnen, als fih und das Haus zu informiren, 
welche ohne die geringfte Kenntniß über Dinge Iprechen. (Kebhafter Wider» 
ſpruch im Gentrum.) M. H., ich hoffe Sie werden doch den Abg. Windthorf 
nicht fo beleidigen, daß Sie annehmen, er hätte die von mir angeführten 
Zahlen vorher gefannt und feine Behauptungen alſo wider befieres Willen 
aufgeftellt!! Redner führt fodann aus, daß die Vorlage nicht der Berfaffung 
wideripreide (wie Windthorft behauptet hatte), und ſchließt folgendermaßen : 
Richt gegen die Aufficht der Geiſtlichen an ſich find wir, fondern wir verlangen 
nur, daß nicht geborne Schulinipeltoren dem Staat gegenüber aufıreten können 
mit der Erflärung: „Du haft uns nichts zu jagen”. Altes Recht, das wir 
zu ſchützen haben, wird allein vom Stant abgeleitet, deßhalb dürfen wir 
niemals zulafien, daß fih im Innern des Staats eine Macht etablirt, welche 
diefem ſelbſt Hohn ſpricht. Selbſt wenn das Gefeg uns der Burenufratie 
überlieferte, würde ih für dasſelbe Rimmen, denn der Kampf zwildden uns 
und der Bureaufratie ift ein häuslicher, welcher zurücktreten muß, ſobald es 


. Rh um den Kampf handelt gegen den äußern Feind, gegen jene Gewalt die 


dem Staat Gejehe vorzuſchreiben verfudt. Sie beklagen ſich, daß die Regie 
rung Ihnen ſchroff entgegentrete, obwohl Sie derfelben lange eine Stutze ge- 
weien. Mögen Sie heute mit diefer, morgen mit jener Geile ſtimmen; es 
kann dieß für uns ganz glei fein; Sie wenden fid) nach rechts oder nad 
links, nur je nachdem Ihre confeiftonellen Zwecke e8 erfordern. Darum jcheitet 
uns von Ihnen ein fo tiefer Graben, daß wir uns Über demjelben nicht mehr 
die Hand reichen können. Furſt Bismard: Ich will hier Berwahrung ein- 
legen, gegen die Stellung, die der Abg. Windhorfi mir in einem gewiſſen 
Begenjage zum monarchiſchen Brincip für die Maſoritätbherrſchaft hat geben 
wollen. Ich laſſe unentſchieden, wohin diefer Pfeil zielt, den er abgeſchoſſen 
Bat; aber ich kann ihn verfihern — er prallt madtlos ab. Ich babe, wie 
ih glaube, Iangiährige Proben im Dienfte des monarchiſchen Princips abge» 
legt; dem Hrn. Abgeordneten ſteht dieß Hoffentlich noch bevor. (Heiterleit und 
Bewegung.) Abg. Windthorſt erinnert daran, daß Fürſt Bismard am 
30. und 31. v. Mts. ganz Far das Princip der parlamentarifhen Mehrheit 
proflamirt babe; eine Berbrehung der Worte ſei alfo gar nicht nothwendig 

ewejen. (Bräfident v. Fordenbed macht den Redner aufmerffam, daß 
Sürf Bismard den Ausdruck „Verdrehung” nicht gebraudt habe) Auch 
wenn man jahrelang für das monardiihe Princip gelämpft babe, könne 
man über Nacht zum Parlamentarismus übergehen. Fürſt Bismard ver 
weißt auf die ftenographiichen Berichte, um zu beweilen, dag Windthorſt feine 
Worte thatſächlich entftellt miedergegeben habe, obwohl er überzeugt fei, daß 
er diefelben noch richtig im Gedächtniß gehabt. Miniſter Falk verfidert: 
daß die zahlreihen Petitionen gegen das Gele von der Regierung berüd- 
fichtigt worden find, wie es deren Pfliht war. Nie Habe eine Borlage foldhe 
Anfechtungen erfahren, und die Regierung babe ſich gefragt: welche Bedeutung 
hat diefes Maß von Ehre? Die Regierung Hat entichieden, daß fie mit Ernſt 
vorgeben, fi aber in ihrem Borgehen auch dur Petitionen nicht beirren 
Iafien werde. (Bravo!) Petitionen feien ſtets gegen die Regierung gerichtet; 
diegmal gehen fie zum Theil aus Kreifen hervor, wo die Anfechtungen er⸗ 
Harlih find, zum andern Theil aus Streifen, we der Anſtoß gegeben 
worden ift von Organen der Kirche, und hiebei habe man Schemata ange 
wendet, und die Petitionen von Gemeinden, 3. B. aus Hannover, feien reine 
Treibhauspflanyen, wie ein Pfarrer felbft zugegeben. Auch dieſer Theil 
der Bewegung jei noch begreifli, unbegreiflich aber fei die Unwahrheit, welcher 
ih die Ugitatoren bedienen. Da miüffe die Regierung das Mögliche thun, 
die aufgeregten Gemüther zu beruhigen. Biele Mittel gebe es da nicht; zu⸗ 
nädhft aber müſſe das Geſet Har ftellen, was das Gele will, wie dieß bereits 
geftern klar geſtellt worden ift. Es bedürfe eines Geſetzes, weil die Auslegung 
des Obertribunals die Beſtimmungen des allgemeinen Landrechtes zweifelgaft 
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gemadt hat. Wie ftielle fih die Sache factiſch? Biele Schulinipeltoren 
würden nicht zu erfegen fein, thatjächlich Tolle alles bleiben, nur da8 Brincip 
werde geändert, Darum werfe aud der Etat nur 20,000 Thaler aus, die Re 
gierung werde $ 3 des Bonin’schen Amendements nicht belämpfen. Das 
Unterricätögejeg komme in diejer Sejfion allerdings nicht, die Borlage ſei 
aber nicht das ganze Unterrichtsgefeg und made dasfelbe keineswegs entbehr- 
lid. Art. 24 der Verfafiungsurkunde beftehe und ſoll beftehen bleiben, die 
Rechte aus Art. 112 ſeien nicht alterirt. Dem Antrag v. Bonins wegen 
Art. 24 werde der Minifter nicht mwiderjprechen, und, das werde hoffentlich die 
Gemüther, namentlich in Hannover, beruhigen. Unbegreiſlich fei es, wie man 
lagen fünne: man wolle die Kirche hinauswerfen aus der Säule! Er je 
überzeugt, daB die Kirche eine ganz andere Macht und Kraft habe, als fie 
fi jelbft zutraue, denn unter der religiöfen Bewegung zittere der ganze Erd⸗ 
bal. Man möge die Regierung nit mit Borwürfen überhäufen die ihr 
innerftes Wefen treffen. Bon dem „StaatSmandarinentyum” fei bei dieſem 
Geſetze wenig zu fürdten, und maß feine angebliche Berfafiungswidrigleit bes 
trifft, jo genügte das geftern Gejagte zu deſſen Widerlegung. Ber Staat 
babe die nanze und volle Aufficht, wie ihm gut dünkt; das flelle das allge⸗ 
meine Geje klar auf; der Kirche bleibe die Selbftändigleit für ihre Unter- 
richtszwecke, und an eine Säcularijatien fei bei der Schulaufficht gewiß nicht 
zu denken. Beziglih des Zwangsalinea's bat die Regierung nichts gegen 
die beantragte Streihung desſelben. Der Minifter tritt dann allen lautge⸗ 
worbenen Beftirchtungen entgegen, und beantwortet die Frage: warum denn 
jegt? warum denn fo eilig? dahın, daß die Bedürfnißfrage auf dem Gebiete 
der Zeitbewegung liege; in dem Bebürfniß, das ſich in Gegenden berausge- 
ftellt, die Kinder von Leuten, deren Muitterſprache nicht die deutſche if, in der 
deutſchen Sprache auszubilden, und da fei der Subjectivismus ber Geiflichen 
ein Hinderniß geweſen. Hier handle es fi darum, das Uebel an der Wurzel 
außzurotten. Man könne eine Berfafjungsbeflimmung lange unausgeführt 
laflen; made ſich aber das Bedürfniß geltend, jo müffe mit der Ausführung 
underzüglid) vorgegangen werden. Nicht un eine Entehrung der Perſon der 
Geiftlihen handle e8 fih, von einem Ausdrud des Mißtrauens gegen fie fei 
gar keine Rede; e8 handle fih um eine Ausführung der Berfafjung für alle. 
(Beifall) Fürſt Bismard: Ich darf mid zur Unterftiigung meines Hrn. 

ollegen darauf beichränten, von meinen allgemeineren politiſchen Standpunkt 
aus, nur wenige Worte hinzuzufügen, zu denen ich mich gendthigt fehe, durch 
den Umſtand, daß von Seiten der Gegner diefer ragen eine Dimenfion ge 
geben ift, welche fie auf den erften Anblid nicht nothwendig hatte. Man darf 
ſich wohl über die Gründe Far zu machen ſuchen, die dazu führen konnten, 
daß ein jo einfaches Verlangen der Staatsregierung, daß eine Klare und un⸗ 
zweibeutige Formel durch die Geſetzgebung gegeben werde, kraft deren fie im 
Stand ift ein ihr von der Berfafiung zugeiprochenes Recht auszuüben — ein 
Recht, ohne deſſen Ausübung in einem gewillen mäßigen Grade die Staats⸗ 
regierung nicht nlaubt, die Verantwortung für die Sicherheit der flaatlichen 
Fortentwicklung, für die Erfüllung der ihr geftellten Aufgabe übernehmen zu 
innen, eine ſolche Erörterung hervorrufen konnte. Es if ja möglid, daß 
ſehr viele von den Herren, die jonft die Regierung zu unterflügen pflegen, 
und in diefem Falle e8 nicht zu thun entihloflen find, diefe Dinge befler 
kennen als die Staatsregierung, und befler überjehen, daß die Gefahren be- 
züglich der Sicherheit des Staates, wie Hr. Abg. Stroffer es heute auch ge» 
fagt bat, unbedeutend find, und daß die Regierung zu ſchwarz ſehe. (Heiter- 
feit.) Run, da mögen die Herren felbft einmal die Regierung probieren. dba 
werden fie mehr erfahren, als fie in ihren Provinzen zu hören befommen. 
Das Bedürfniß, eine Trage in ihrer Bedeutung zu übertreiben, liegt ja an 
und für fih naturgemäß und logiſch im Intereſſe eines jeden Gegners ders 
felben. Er Hat natürlich das Intereſſe alle die Gefahren und Nadhiheile bie 
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durch ein Geſetz entfichen können in der Discuffion zu fibertreiben, aber das 
darf doch nicht zu weit geben; befonter8 bei einer Frage, von welder jo das 
aflgemeine Interefie in Anſpruch genommen wird, wie die Zahl der Petitionen 
beweist, fie mögen zu Stande gekommen fein, wie fie wollen, und e8 kann das 
nicht geſchehen, wenn nicht die Frage in einen fo eigentzimlichen Zuftand der 
politiſchen Athmoiphäre unferes politiiden Stantslebens gefallen wäre, in ben 
einer bereits vorhandenen confefftonellen Spannung. Es ift dieß ein Zu⸗ 
Rand, den ih als einen für den Staat unerwunſchten ſchon bei früheren 
Gelegenheiten gezeigt babe, und auf den namentlih von den Herren vor mir 
vielfach zurädgelommen ift, anknüpfend und anjpielend auf Weußerungen, die 
ih damals gethan habe. Ich habe damals ſchon daB Verlangen der Staats» 
tegierung accentuirt, in confeilionellen Saden zum vollen Frieden zu lomnıen, 
und die Eniſchloſſenheit der Regierung bezeichnet, einer jo zahlreichen Kater 
gorie, wie es die Preußen katholiſcher Gonfeifion find, die volle Befrie⸗ 
Digung zu gewähren. Ich habe das aufrichtige Beſtreben der Regierung ge 
fennzeichnet zu diefer Befriedigung auf Wegen zu gelangen, die weder bie 
Sicherheit des Staates noch die volle Freiheit der Konfeifion gefährden. 
Ich halte au die heutige Selegenheit für reeignet, daß wir uns weiter mit 
der Diagnoje diefes Krankheitszuſtandes beichäftigen mögen. Ich bin viel 
geneigter mit den Herren zu verhandeln von diefer Stelle her, was ich jonft 
in diplomatifchen Berhandlungen nicht gern ihue, als in dem Schatten der 
Bureaug und auf die Verantwortung einzelner Perſonen bin, auf die ih mid 
nicht immer verlaſſen kann. Laſſen Sie uns, m. HH., nur einen Yugenblid 
auf das Thema zurüdtommen! Wie kommt e8 eigentlih, daß wir uns feit 
einem Jahr in dem unbehaglichen, kampfartigen Zuftande befinden, während 
die meiften von Ihnen noch bis kurz vorher das Befriedigende der katholiſchen 
Zuftände in Preußen nicht genug rühmen konnten, und id glaube, daß fie 
noch heute mit Dank gegen die preußiiche Regierung dasjelbe als richtig an⸗ 
erfennen können, daß nämlich jeder Gonfeffion die freiheit der Bewegung ge 
figert if. Wie ift e8 denn num gelommen? Ich babe neulich mein Bedauern 
darüber ausgeiproden, daB ſich auf rein politiidem Gebiet eine confelfionelle 
Fraction gebildet hat. Indeſſen, ich würde e8 immerhin noch als einen Fori⸗ 
ſchritt betradyten, wenn diefe Fraction wirklich eine rein confeffionelle geblieben, 
wenn fie nicht verfegt wäre mit andern Beftrebungen, fich nicht belaftet hätte 
mit der Proceßführung für Elemente, die den friedlichen Aufgaben der katho⸗ 
liſchen Kirche völlig fremd find. Die Aufgabe der katholiſchen wie jeder 
andern Kriftlicden Kirche ift, die Beftrebungen des Friedens und den geficherten 
Nechtszuftand ihres Landes aufrecht zu erhalten. Ich jehe eine zuftimmende 
Kopfbewegung des Hrn. Dr. Bindthorft. (Heiterkeit) Uber deßhalb wär’ 
es meines Erachtens Ihre Aufgabe getveien, fi) von dem Einfluß von ac» 
toren frei zu halten, deren Element der Kampf ift, deren Zukunft im Kampf 
und in der Unficherheit der jegigen Zuftände Tiegt. (Unruhe und Ausrufe im 
Centrum.) M. HH., darf ih Sie bitten, meine Ausführungen ruhig anzu» 
hören, Sie haben ja volllomnıen Gelegenheit und Zeit mir zu antworten. 


Wenn Sie jetzt ſprechen, jo Tann ich Eie verfichern: es flört mich, weil Sie 


jo nahe vor mir fiten, und Sie baben doc aud ein Intereſſe mich deutlich 
bis zu Ende zu hören! Diefer Elemente des Streits, m. HH., mit denen 
Sie die Milton des Friedens fi erſchwert haben, find mehrere. Einmal 
und erfiens if e8 meines Eradtens die Wahl Ihres die Geſchäfte führenden 
Mitgliedes, das gewöhnlih im Namen der Fraction ſpricht, und ihr auch, 
glaube ich, den Ramen gegeben bat. Es beftand vor Bildung der Gentrums«- 
partei eine Fraction, die man früher aud als die Fraction „Meppen“ bes 
zeichnete. Sie beftand, fo viel ich mid erinnere, nur aus einem Abgeordneten, 
einem großen General ohne Armee. Indeſſen wie MWallenftein ift e8 ihm ge- 
lungen, eine Armee aus der Erde zu ftampfen. Sind die Intereſſen des 
Führers und der Armee diefelben? Das if die Frage; oder Tämpft die 
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Armee im Vertrauen auf die Geſchicklichkeit ihres Fuhrers, vielleicht aber mit 
feiner Leitung nicht zufrieden, für Zwecke, die nit die ihrigen find. Ber 
Abg. Dr. Windiborſt ift mir zuerit befannt geworben als treuer Anhänger 
König Georgs V., und ich habe den Vorzug gehabt, in diefer Eigenſchaft mit 
ihm Berhandlungen Über die intimen Angelegenheiten Sr. Maieftät des Königs 
zu führen. Ich habe bisher nicht wahrgenommen, daß er dieſer feiner auf 
feine ganze Bergangenheit mit Recht begrändelen Anhänglichkeit an feinen 
Monarchen und deſſen Sade entfagt hat. Seine politiiden Handlungen fehen 
an ih mit der Annahme, zu der viele geneigt fein möchten, daß fein Herz 
noch heute an jenem Monarchen hängt, nit nothwendig im Widerfprud. 
Er betheiligt fi viel an den Debatten, viele feine Worte firbmen über von 
Del, aber nit von dem, was Wunden heilt, jondern von dem, das die 
Flamme ſchürt. Ich habe felten geſehen, daß die Worte des Hrn. Abgeord⸗ 
neten auf Berföhnung berechnet waren, ober, ih will mich objectiv ausdrücken, 
dazu geeignet waren. Sicher waren fie immer dazu angetan, außerhalb 
diefer Räume einen beunruhigenden und befremdlichen Eindruck auf die politiſch 
weniger urtheilsfähigen Leute zu maden. Sie machen den Eindrud, daß hier 
Dinge dißeutirt und von Seiten der Regierung eines Königs von Hohenzollern 
begonnen wurden, die ſelbſtverſtändlich verderblich find. Wir find mitunter 
erſtaunt — und Sie werden mir alle darin Recht geben — wenn der Hr. 
Abgeordnete eine zweifelloje gemeinplägige Frage hier ganz beionders betont, 
fo daß e8 den Eindrud madhen mug, als ob er ganz allein dafür eintreten 
müffe, und die gegneriſche Partei und die Regierung beitritte das. Es mag 
dieß eine Angewohnheit fein. (Heiterkeit.) Aber nad außen bin muß es doch 
den Eindrud maden, als ob hier jo ruchloſe Leute jähen, als ob in der Re 
gierung ſolche Leute wären, welche wirklich den heidniſchen Staat wollten, wie 
fih geftern der Hr. Abgeordnete außorüdte Es liegt bier ein Geſetz vor, 
mit feinen Motiven von der ganzen Staatsregierung erwogen, und von Er. 
Maj. dem König unterzeiäynet, aber auf diejenigen, welche die Reden des Hrn. 
Abg. Windthorft Iefen, kann es jehr wohl den Eindrud machen, als ſei dieſes 
See wirklich dazu beſtimmt, das Heidenthum bei uns einzuführen — der 
gemeine Mann bat ja nicht den Beruf und auch nit die Fähigleit das zu 
prüfen — als fjolle wirklich biemit mit der Unterſchrift eines Hohenzollern⸗ 
Königs ein Staat ohne Gott eingeführt werden, als feien der Kr. Abgeordneie 
von Dieppen und die feinigen die alleinigen Vertheidiger Botteß. Der Gott, 
an den ich glaube, möge mich davor bewahren, daß der Kr. Abgeordnete für 
Meppen jemals die Dispofition über die Spendungen feiner Gnade über mid 
haben möge. (Große Heiterkeit.) Ich babe Zweifel ausgeſprochen, ob ver 
Hr. Abgeordnete für Dieppen noch den alten Trieb der Anhänglichkeit an das 
honnoveriſche Königshaus hat, in Betreff defien er zuerfi mit mir unterhandelt 
bat. Er hat unbedingt erklärt: er hänge an der preußiſchen Berfaffung. 
Iſt dieß nun damit widerlegt? Man kann von der Berfaflung einen ver- 
ſchie deren Gebrauch machen, man kann fie fudieren und fie eınfig zu befolgen 
bemüht fein. Uber wie verſteht er die VBerfoffung? Er bat neulich Hier mit 
einer gewiflen Geringichägung von der Mehrheit geſprochen, auf die mich zu 
ftügen ich bemüht fei. Er bat mid in die Lage gebradt, bei meinen früheren 
Greunden für einen Mann zu gelten, der blindlings der Mehrheit folgt. Sch 
werde gleich das Material aus den Xcten ar legen, das ihm zu Diejen 
Ausführungen zu Gebote Hand. Ich babe in meinem Leben, glaube idh, ge: 
nug gezeigt, daß ich Wideritand leiften könne, und ich würde es auch jegt noch 
im Stande jein, wenn der Hr. Abgeordnete für Meppen eine Mehrheit für 
fi) im Lande haben lönnte. Ich will anführen, was ich damals geſagt babe: 
„Wenn der Herr Borrebner zuvdrderft den Umſtand tadelt, daß fein Kaiholit 
im Minifterium ei, fo fann ih nur conflatiren: ich würde einen katholiſchen 
Collegen mit Freuden begrüßen, aber jetzt bedürfen wir in einem conftitu- 
tionellen Staat eine Mehrheit, die unſere Richtung in ganzen unterflügt.” 
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Ich bBante, ohne von den Unfichten des Hrn. Ubgeorbneten mehr abzumeidhen 


als er von den meinigen, 3. B. behaupten: er babe das dringende Bebürfnik 
Minifter zu werden und eß würde da8 gerade ebenfo wahr aus der damaligen 
Debatte deducirt fein. Uber ih will nod weiter gehen und fragen: Wie 
denkt fi der Hr. Abgeordnete die Berfafiung, die er beichworen bat, wenn er 
fo geringfhägig von Mehrheiten ſpricht, und es gewifiermaßen als einen Ab⸗ 
fall von meinen früheren auf dem monardiihen Prineip berubenden Tra⸗ 
Dittonen bezeichnet, wenn ic das Minifterium in Einflang zu halten ſuche mit 
der Mehrheit der Bollsvertretung? Wenn ih mir den Hrn. Abgeordneten 
Windthorſt als Minifter denke, jo würde er eben die Mehrheit gering ſchätzen: 
„Unter König abjolut, wenn er unjern Willen tut!" Wie er das aber mit 
der Beſchwörung der Berfafjung vereinbaren will, das weiß ich nicht. Der 
Sr. Abgeordnete hat angedeutet: es Könnte Jemand wohl jahrelang Rohyaliſt 
fein und dann plögli zum Parlamentarismus abfalln. Ratürli, ın. HH., 
bat er mi mit diefen allgemeinen Andeutungen ebenjo wenig gemeint als 
ich ihn jegt mit den meinigen, aber jolde naive Säte haben ja immer ihre 
genz befondere Bedeutung. (Heiterkeit) Ih Lönnte ja 3. B. fagn: Es 
fommt nit felten vor, daß der bitterfle Feind einer befimmten Monarchie 
fi unter der Masle der Sympathie für diefe Monardie an deren König 
beranzudrängen ſucht, um ihm einen Rath zu ertheilen, der hoöͤchſt gefährlich 
iR für diefe Monardie. (Lebhafte Bewegung.) Natürlih bin ich ja weit 
entfernt davon irgenbein Mitglied bier im Haufe damit anzugreifen, aber das 
ift eben auch ein Sat, der in diefer Allgemeinheit ausgeiprodyen werben kann. 
Der Hr. Abgeordnete war in der Bffentliden Meinung und bei der kgl. Re 
gierung im Rufe eines refoluien und unverjöhnlicden Gegners der preußiichen 
Regierung. Vielen Ruf hatte er bis diefe Fraciion, der ich den Beruf des 
Friedens vindiciren mödte, fi ihm unterorbnete. Ich glaube Sie werben 
zum Frieden eher gelangen, wenn Sie ſich diejer welfiihen Yührung entziehen, 
und wenn Gie in Ihre Mitte namentlih Broteftanten nicht aufnehmen, die 
gar nichts mit Ihnen gemein Haben als das Bebürfnik — oder ich will 
jagen, die gar michts mit Ihnen gemein haben, wohl aber das Bebürfniß, 
bo in unjerem friebliden Lande Streit entſtehe; denn die melfiichen Hoff⸗ 
nungen !önnen nur gelingen, wenn Gtreit und Umſturz herriät. Sie find 
außerordentlich vermindert, nachdem der frangdfiiche Kriege, auf den früher von 
einigen Mitgliedern der Partei gehofft und hingewieſen wurde, einftweilen ab⸗ 
geidan iſt und zu unferem Bortheil abgethan if. Der Staat, wie er dem 
Hm. Ag. Windihorſt vorſchwebt, würde feiner Verwirklichung viel näher 
oelommen jein, wenn die Franzoſen über uns geflegt hätten; aber dieſe Hoff⸗ 
nung wird bei ber welfiſchen Partei nicht mehr gehegt. Wer aljo Etreit 
will, muß ihn anderswo juchen und anderswo Bundesgenoſſen finden, die 
Franzoſen find nicht mehr flark genug; wenn aber antere Beute fi dazu 
bergegeben haben, die Gaflanien für fie aus dem euer zu holen, warum ſoll 
man ihnen das nicht gern Aberlafien? Gin anderes Princip des Etreites 
aimmt eine friedliebende confeffionelle Partei in fi auf, wenn fie ſich ver: 
bindet oder in ih erzeugt als ein Unkraut, welches in jeder Partei wuchert, 
eine gewiſſe Gattung publiciſtiſcher Kiopffechter, deren Gewerbe gleich. todt fein 
würde, wenn Friede wäre, Leute, die nur davon leben, daß fie die Stim und 
Grobheit haben Dinge zu jagen, die man jonft nicht jagt, die man nicht zu 
Hören erwartei, um fi nachher In ihren Berfammlungen zu rUhmen: „Na, 
dem hab’ ich es gut gegeben, der wird ſich ärgern.” Aber das Aergern ift 
Doch eigentlich kein vernlinftiger Zweck, den eine religidfe confeiftonelle Partet 
verfolgen Tann, der Friede, die Verſohnung im Gtaate kann doch nur Zweck 
fein. Auf welche Weile jo ein Gewerbe betrieben wird, darliber erlaube ich 
mir einen Turgen Auszug zu geben aus dem Katolik“ des Rebacteurs Karl 

Miaste in Rimigshütte, dem Schauplatz der bekannten Unruhen — einem 
Blatte, das nicht ohne Betheiligung von Geiſtlichen redigirt wird, wie mir 
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befannt if. Ich weiß nicht ob der Nebacteur Geiſtlicher if, aber manche 
Redacteure von Blättern, die ähnliche Sprache führen, find ordinirte Geiſtliche. 
Wenn man in die Hände eines joldden, wenn er zur Pfarre fommt, die er mit 
der Zeit ja erlangt — wenn man einen ſolchen mit dem Schulinſpectorat betrauen 
muß, Jemanden, der mit diefem in geiftlidem Tone gehaltenen! Erlaß über- 
einftinmt, welder anfängt — ich muß ihn verlefen wie hier ſteht, obgleich 
es mir widerftrebt diefen Mikbrauch Heiliger Worte in die Diſcuſſion hinein⸗ 
zuziehen; es fängt an: „Jeſus, Marin, Joſeph, rettet uns aus der Hand 
der TFeinde, denn wir verderben.” Auch diefe Kundgebung hatte urfprünglid 
die Geſtalt eines Wahlerlaſſes für die befannten Wahlfämpfe zwiſchen dem 
geittlihen Math Müller und dem Herzog v. Ratibor, fie iſt aber doch jehr 
beleuchtend für die Discuffion, in der wir eben. (Liest): „Brüder, Glaubens: 
genofien! rufet die Frauen und Kinder, rufet alle Sausgenofien zufammen 
und fallet mit ihnen zugleich auf die Kniee, inden ihr mit dem Simmelsruf 
zufet: Jeſus, Maria und Joſeph, rettet ung aus der Hand der Feinde, denn 
wir verderben! O Gott, warum läffeit du fo fchredliche VBerfolgungen zu? 
Warum geftatteft du, daß die Feinde deines Volkes jpotten? Erbarme did 
über uns um deines Ramens willen.” Ich will das Ganze hier nicht leſen, 
ih werde es druden lafien zur Belehrung für Jedermann. Mer find nun 
die „Weinde“, die hier bezeichnet werden als die Berderber? Bas kommt in 
dem folgenden Pafius vor: „ES verbreiten die Briefe der Antichriſten“ — 
das find alfo die MWahlcirculare des Begners (Heiterkeit) — „die Juden, die 
Andersgläubigen, die urewigen Feinde des Boltes" — aljo zu denen gehören 
wir auch, denn wir find Andergläubige — „weldhe von dem Schweiß und 
von dem Blut eurer Hände leben und fich bereichern, und folden Beirligern 
glaubt ihr und lakt euch verwirren.” Sch erinnere daran, daß dieſes Blatt 
in Königshätte redigirt wird, und Sie willen, was dort borgefallen ill. Es 
ift ein merkwürdiger Fingerzeig dafür, woher jene Rohheiten kommen können: 
„Judas“ — der ift alfo aud unter der Zahl der Feinde zn finden. — 
„Judas hat den Meifter verratben für dreißig Silberlinge und Ihr fchredet 
nicht zurüd für verfluchten Branntwein, eine Gigarre oder eine andere zeitliche 
Eitleleit den heiligen chriftlihen Glauben, eure Brüder und Nachkommen zu 
verlaufen, welche euch verfluchen werden und eure Gräber, weil ihr die echte 
der Nation und die Rechte Gottes verrätheriich in die Hände der Beinde ge 
liefert Habt.“ Und dann an einer anderen Stelle wird durch die Phraſe: 
„Der Untihrift des Reichthums“ darauf hingewieſen, daß die Wrbeiter 
„Undersgläubige* mit dem Blut und Schweiß ihrer Hände nähren müſſen. 
Es heißt darin ferner: „Der Gebrannte hHütet fih vor dem Feuer! Wir 
haben gewählt den Fürften Lichnowsky, die Grafen Renard, Strachwitz, 
Schaffgotſch, Saurma, Frankenberg in der Hoffnung, daß fie uns Katholiken 
freu vertreten werden, und fie haben uns fchredlich angeführt (große Heiterkeit), 
denn alle ſchleſiſchen Abgeordneten haben fi) ber Fraction der jogenannten 
Sreiconfervativen angeſchloſſen, weldhe in der Angelegenheit des heiligen Vaters 
gegen die katholiſche Fraction geftimmt haben. (Große Heiterlit.) er 
Graf Renard u. U. haben fogar das Lutz'ſche Geſetz unterftügt, welches die 
Kanzel hevrängt — indem es das Strafgeieg auf alle anwendet, alſo auch 
auf die Geiſtlichen. Nur der einzige geiftlihe Rath Müller hat treu unjere 
Rechte vertbeidigt, dahier iſt er ein erprobter Abgeorbneier, wenn man uns 
auch nicht einen treuen Abgeordneten im Reichſtage gönnt, jo jollen wir ihn 
aljo nad) dem Willen der fyreimaurer, Juden und Liberalen verwerfen und 
an feine Stelle den Herzog von Ratibor, der ſich den oben aufgeführten Grafen 
anjhließt, an denen wir uns verbrannt haben.” (Heiterkeit) Das Ucdenftüd 
ift unterzeichnet von den HH. Nitzſche, Poczatek, F. Spyra, Balus, S. Eyary, 
und ift abgedrudt auß dem „Katolil,” Drud des verantwortlichen Redacteurs 
Kart Miasta in Königshüttee Nun, m. HH., Leute, die joldhe Blätter redi- 
giren, dienen dem Frieden nit. Bon diejem Blatt, „Der Katolik,“ if nur 
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gefagt worden, daß es fi zur Aufgabe gefteit habe, in dem ſonſt alfezeit ger 
treuen Oberfchlefien eine polniſche Fraction zu fchaffen, und daß ihm das 
unter dem Beiſtande katholiſcher Geiſtlichen zum Theil deuticher Rationalität 
gelungen ſei. Ich komme damit auf den Dritten Bundesgenofien, den Sie 

ben, der des GStreiteß und des Kampfes bedarf, das find die Beftrebungen 
des polnifhen Adels. Ich Habe bisher Leine Fälle regiftrirt, wo Sie hier 
diefe Fraction — ich fage ausdrücklich nicht die polniſche, ſondern die Fraction 
des polnischen Adels — feine Beitrebungen, die er ja ganz offenkundig im 
Reichätag u. |. w. befannt bat, direct unterügt hätten; aber die Thatſache, 
die aud der Hr. Ubgeorbnete Stroffer, wenn ich ihm die Acten, die mir zu 
Gebote ſtehen, zur Einficht vorlege, nicht läugnen wird, if die, dab im all 
gemeinen die latholiſche Geiſtlichkeit — auch deutiher Zunge — die Beſtre⸗ 
bungen des polnijchen Adels, fi von dem Deutſchen in der preußiſchen Mon⸗ 
archie zu löoſen und das alte Polen in feinen früheren Gränzen wieberberzuftellen, 
begänftigt, mit Wohlwollen behandelt und, foweit es ohne Berlegung der 
Strafgeſetze geſchehen Tann, gefördert hat, und das if einer der empfinblichften 
Buntte, in denen der Kampf von Seiten der katholiſchen Kirche gegen bie 
Staatsregierung zuerft eröffnet worden if, und wo jeder Minifier, der ſich 
feiner Berantwortlichleit bewußt ift, dahin fehen muß, daß der Staat in Zu⸗ 
funft davor bewahrt were. Was die Beſtrebungen des polniſchen Adels 
betrifft, jo brauche ich diefelben gar nicht zu harakiertfiren, die Herren machen 
ja gar kein Hehl daraus, fie find fortwährend bereit, mit der einen Hand die 
Wohlibaten der Eivilifation und der regelmäßigen Rechtspflege, der Freiheit, 
die ihnen die preußiſche Berfafiung gewährt, anzunehmen, und mit der anderen 
Hand das Schwert zu ſchwingen und offen zu jagen: „Siermit werde ich 
auf dich einbauen, fobald mir irgendeine gute Gelegenheit dazu wird; denn 
ih bin mit dem jekigen Zufland unzufrieden, ich will ihn Idjen.“ Ein rein 
principielleg theoretiſches Belenninik, daß der preußiihe Staat zerfekt werden 
möäfle und die früheren polniſchen Beflandtheile von ihm getrennt, Tann nicht 
vom Strafrecht verfolgt, alſo auch nicht verurtheilt werben. Uber wir 
haben es nun in Bezug auf einzelne Zandesiheile 100 Jahre mit angefehen 
und hätten es ohne den Barteilampf der GBeiftliden noch 100 Jahre lang 
weiter mit anzujehen. So aber müffen wir wenigfiens die Keime deflen, was 
Raatsgefährliches fih daraus entwideln kann, verhindern, jo viel eB uns mög: 
ud if. Hr. Abg. Stroffer if der Meinung geweien: wenn das ſtaatsgefähr⸗ 
liche Dinge wären, fo koͤnne es doch nicht jo ſchwer fein, fie vor den Richier 
zu bringen; dam muß er fi aber jehr wenig im praftiichen Leben bewegt 
haben, um eine jo wenig zuireffende Yeußerung autzuſprechen. Wie gedenken 
Sie das richten zu wollen, wenn die Beſchwerden, die mir gegen dieje Geift⸗ 
lichen als Scäulinjpectoren eingegangen find, melden, daß fie die deutſche 
Sprade nit zu ihrem geſetzlichen Recht kommen Laflen, jondern dagegen 
wirten, daß die deutihe Sprade ordentlich gelehrt werde, daß der Lehrer, bei 
dem gute Fortjchritte der Schüler in der deutſchen Sprache conftatirt werben, 
Zeine guie Genfur von dem Geiftliden erhält, daß bisher unter dem frühern 
Gultusminifter die meiſten Stellen von Leuten beiekt waren, bie, obgleich 
Deutiche, ich weiß nicht, aus melden Gründen, mit diefen Beflrebungen ſym⸗ 
pathifirten, bei denen die Kinder in Halb polnifchen Landestheilen nicht Hoch⸗ 
deniich lernen. Wenn man die Umflänvde ins Auge faßt, dak wir in . 
preußen Gemeinden haben, die früher deutſch waren, und wo jetzt die junge 
Generation nicht mehr Deutſch verfieht, jo legt das für die Thätigkeit der 
polnifchen Agitation jeit 100 Jahren einen deutlichen Beweis ab. Uber dieſe 
Agitation lebt do nur von der Gutmüthigkeit des Staates. Wir find heute 
nicht gewilit, fie weiter fortzufegen; fie ift zu Ende; wir wiſſen, was wir dem 
Staate ſchuldig find. (Beifall.) Und wenn fie uns jekt nod mit weiteren 
Anträgen und Klagen zu Bunften der polniihen Sprade fommen, fo werben 
wir im Gegentheil ihnen mit einer Gejegvorlage zu Bunften der 
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deutſchen Sprade entgegentretn. (Bravo.) Es if für bie Eingeſeſſenen 
ein Bebürfniß, daß fie den Staat, in dem fie leben aus eigenem Urtheil zu 
beurtiheilen vermögen, und nicht auf die kriegeriſchen Bilder hingewiefen wer: 
den, welche fie aus den Meinungen anderer flügerer Leute gewinnen, die ihnen 
das Deutſch im ihre eigene Sprache überſetzen. Jeder Staatsbürger mu 
in die Lage verjegt werden fi eine Kritik über die Megierung ſelbſt machen 
zu koͤnnen, und dazu. muß die deutſche Sprade mehr als bisher gefördert 
werden, und alle unfere Gefete und Vorlagen werden von dieſer Tendenz 
befeelt jein. Wir haben lange geſchwankt und Hundert Jahre gewartet auf 
die Ergebnifie eines andern Verfahrens; jegt aber werden wir uns en anderes 
zum Muſter nehmen, etwa wie Frankreich im Elfak zur großen Befriedigung 
der Eljäßer vorgegangen if. Ich babe jet noch eines hinzuzufügen, nachdem 
ich über die katholiſche Oppofition und, wie ich glaube, nicht polemifch ger 
fprochen habe; eine Polemik liegt mir fern, m. HH., ih habe den aufrichtigen 
Wunſch mit Yhnen zum Frieden zu kommen, jobald Gie es uns mögliä 
madhen, e8 wird Ihnen aber viel leichter fein, wenn Sie fi losloſen von 
allem, was diejen Frieden erſchwert und mit der Stellung der katholiſchen 
Kirche nicht in nothwendigem Zufammendang fteht. Was nun die Gegner 
diefer Vorlage auf conſervativer Seite betrifft, jo babe ih mid ver: 
geblih bemüht, mehr als zwei Gründe für die Begründung ihrer Unfichten 
zu befommen: die eine davon war ein gewified Mißtrauen gegen das Ber» 
halten der  jogenannten geiftlichen Abtheilung bei der Regierung. Ich muß 
mit Bedauern wahrnehmen, daß fi die Herren im ganzen fein Wohlwollen 
zu erwerben gewußt haben; man klagt darüber: fie feien nicht immer 
ſchonend für einzelne Rechtsverhälmiſſe geweſen. Das liegt ja auf einer an- 
dern Seite, mit der da3 Geſetz nichts zu thun hat. Die Selbſtſtändigkeit der 
Provincialregierung in Bezug auf die Anftellung und die Abfekung von Schul⸗ 
infpeetoren fönnen wir aus finanziellen ®ründen nicht von einer gewiſſen 
Gentralifation frei machen. Der Staat muß eine gewilfe Gontrole dafür 
haben, und die Finanzlage fließt eine fperielle Begründung der Abtheilung 
nicht aus, und ich möchte Sie bitten, m. HH., wenn Gie foldye Klagen haben, 
fernen Sie doch von den Gegnern auf diefer Seite, ſchweigen Sie doch nicht 
über Mißbräuche, melde Sie erfennen. Die Regierung wird Ihnen fehr 
dankbar fein, wenn Sie gegen die geiftlicde Abtheilung Hagen, über Map 
regeln, die ihre Behugniffe überfreiten, und wenn Sie denn dieſen Klagen 
in der Prefie, in Anträgen, in Imterpellationen Ausdruck geben. Das zweite 
Motiv geht dahin: der jegigen Regierung könne man noch allenfalls ein ge⸗ 
wilfes Bertrauen ſchenken, aber könne doch nicht wiflen, welde ihr folgen 


"werde. Ba muß ih Sie doch bitten, m. 08, verfallen Sie nit in den 
p 


Fehler, den Sie mit Recht der regelmäßigen Oppofltion zum Borwurf machen, 
auf die Meinung, daß man die Regierung wie ein ſchädliches wildes Thier 
behandeln müfle, das nicht eng genug angebunden werden ünne (Keiterleit) — 
daß Sie fle nicht betrachten, wie eine vernünftige, auf Ernennung des Königs 
beruhende, für die Wohlfahrt des Landes auf alle Zeit forgende Körperſchaft, 
fondern daß au Sie auf der confervativen Seite uns als eine verbädtige 
Gejelichaft behandeln. Dadurch beichränten Sie die Freiheit der jekigen We: 
gierung für die Sicherheit und das Wohl des Landes zu forgen, in einem 
Make, das anzunehmen der Regierung unmdgli if. Deine Herren, jeder 
Tag hat feine eigene Sorge, und wenn eine neue Regierung kommt, fo glaube 
ih auch noch nit, daß fie jo beidhaffen jein wird, daß fie mit dem Staat 
abfährt in jene gottloje und heidniſche Welt, die Hr. Windthorſt geſchildert 
hat; fie wird doch immer eine monarchiſche fein. Bedenken Sie außerdem die 
Wandelbarkeit diejer Berhältniffe: wir hoben Zeiten gehabt, wo durch zwei 
Auflöfungen der Kammer die fehr ſtarke confervative Partei auf 11 Mit: 
glieder zuſammenſchmolz, weil der Wind, welcher von der Regierung ausging, 
die Gegel nad) der, anderen Geite hin blähte. Die Borforge gegen eine Be» 
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gerumg, die fo durchgreiſend und energiſch anders h aufteäte, iR nicht hinreichend. 

Eine Regierung, die fi rüdfigtslos in der modernen Zeit Jemandem in bie 
Urme wirft, kann zum VBerderben führen. Ich bitte Gie, geben Gie di 
Widerſtand auf, und lafien "Sie diefe Regierung nicht leiden unter dem 
trauen gegen eine Tänftige! Beſchaftigen Sie ſich mit Realitäten und nicht 
mit Geſpenſtern, und ſchenlen Sie uns das Vertrauen, welches wir bisher mit 
Net verdient zu haben glauben. (LBebhafter Beifall.) dv. Wierzbynsti 
{ {poluiihe Fraction) ſpricht fi gegen die Vorlage aus zwei Gründen aus: 
einmal, weil fie eine wirkliche Gefahr heraufbeſchwört, inden fie eine einge 
bildete Gefahr —— weil fie die Macht der Kirche vernichten und durch 
die Macht der Burenufratie erjegen, weil fie das Bevormundungsrecht des 
Staats erweitern, und ein Vrincip auffellen will, das nicht weniger alß 
liberal ſei. Die polniſche Bevölkerung habe das Recht polnisch zu ſprechen, 
und biejes Met würde durch die Einführung von Schulinſpectoren geſchmälert 
werden, die „uns“ und die „wir“ nicht verfiehen. Die polniſche Bevölkerung 
habe zu einem freundficheren Entgegenkommen einer Regierung gegenüber, 
weldye fe ſteis fiefmütterlih behandelt, keinen Anlaß. Fürſt Bismard: ch 
habe mich nicht beilagt Über die unfreundlihe Haltung der polniſchen Bevbl⸗ 
ferung, denn über fie zu klagen, babe ich keinen Grund, fie iſt dankbar einer 
wohlwollenden jorgjamen Regierung, die fie gegenwärtig hat. Ich beklagte 
mich nur über die unfreundlide Haltung des polniihen Adels Windt⸗ 
horſt: Er wünjde von Herzen Brieden, und wenn der Minifter den erfien 
Schritt zur Berjöhnung thun will, indem er die Borlage zurüdzieht, jo wolle 
er, Redner, jofort aus der Gentrumßpartei austreten. Er beklagt, daß man 
ihn fo oft verbädtig. Bismard: Ich bin zu jebem großen, nur nicht 
dem verlangten Opfer bereit, wenn er die Verbindung mit der Gentrumspartei 
wirklich, nicht bloß formell idſen will. 

v. Mallindrodt: fegt des Cultusminiſters Aeußerung über bie 
Petitionen ſtatiſtiſche Angaben über die Zahl der eingegangenen Unterſchriften 
nad Provinzen geordnet, entg die Zahl ift 1943 Betitionen mit 326,648 
Unterfcgriften, ungerechnet die Fat der Perſonen, welche hinter den Vetionen 
Reben. Der Minifterpräfident habe das geeignetfie Mittel den confeifionellen 
Frieden herzuftellen darin gefunden, eine Diagnoje der Gentrumspartei zu 
geben. (Fürſt Bismard tritt ein.) Der Minifter babe geftern unter den 
fremden Elementen, mit denen die confeffionelle Gentrumspartei belaftet fei, 
das geihäftsführende Mitglied Windthorft genannt. Die Partei habe fein 
ſolches geſchäftsführendes Mitglied, nur einen Borfland; fie jet frei in 
ihrer Abfiimmung, aber alle hätten beflimmte maßgebende Principien. 
Wir wunſchen aufrichtig den Frieden; aber wenn man uns den Frieden bietet 
unter der Bedingung, daß wir einen unſerer Rampfgenofien, auch den ſchwäch⸗ 
Ren, aufgeben jollen, jo halten wir dieß für eine Beleidigung, und weilen den 
Vorſchlag entſchieden zurüd. Wir find ſtolz darauf, ein fo hervorragendes 
Mitglied wie Windthorft zu befigen. Sie haben eine Perle annectirt, und 
wir haben die Perle in die richtige Baflung gebracht. (Schallendes Gelääter.) 
Es gibt wenige Ramen, die in weiten Kreijen jo populär find, aud in den 
altpreußiien Provinzen , wie der Name Windthorft. Ghrifigläubige Pro⸗ 
teftanten weifen wir nicht zurüd; es befteht aber eine Aengſtlichkeit fih uns 
anzuſchließen. Die welfiſchen Proteftanten , die fih uns angeſchloſſen, find 
uns liebe Genofien, denn wir haben und überzeugt, daß fie Männer bon echt 
deutſcher Gefinnung find. un, Die —8 Partei iſt auf eigene 
übe geftellt, und ſteht da recht Bon einer Verſchmelzung mit uns 
ne ich nichts; richtig iſt nur, daß wir gewiſſe Intereſſen gemeinſam haben, 

8. Iniereſſen kirchlicher Freiheit, der Parität bei Kraänkung von wohlbe⸗ 
—*5 Anſprüchen. Der Minifterpräfident Pi noch nicht alle Buntte gegen 
uns geltend gemadt, 3. ®. die Hinweiſe au die bayeriſchen Batrioten, auf 
die Internationale. Man wifle gar nicht, wo die Regierung binauswolle, 
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Redner zeigt, wie die Stellung der verichiedenen Parteien zu einander ſich feit 
1867 fo ganz verändert habe; heute begegne fi ſelbſt Birchow mit den An⸗ 
ſchauungen der Regierung in ſehr bevenkliher Weile. Die ganze deutlich er- 
Tennbare Bewegung von rechts nad) links mahne zur Borfidht, denn man wife 
nicht, wohin fie führe. Fürſt Bismard habe in politifcher Beziehung nicht bloß 
Napoleon zum Mufter genommen, fondern aud) einen berühmten ital. Staats⸗ 
mann! Das Amendement Bonin ſchütze das Recht der Gemeinde, aber gebe das 
Recht der Kirche preis, das doch auch des Schutzes bedürfe. Fürf Bismard: 
Gerade als ich eintrat, tadelte der Hr. Borrebner den Ausdrud, den ich in 
Bezug auf den Hrn. Abgeordneten für Meppen gebraudt hatte, nämlich, daß 
er das geihäftsführende Mitglied einer Partei ſei, und ſuchte die Behauptung 
zu widerlegen, daß er es ſei. Run, diefer Ausdruck ift nicht don meiner 
Erfindung, er fammt, wie Sie wiflen, von dem Hrn. Abgeordneten für 
Meppen ber, der aud mich den für die Mehrheit geihäftsführenden Minifter 
nannte, wie id) ihn das für die Mehrheit feiner Partei geihäfteführende Mit- 
glied nannte. Die Verhältniffe liegen ganz analoı, und menn der Hr. Ab⸗ 
geordnete nicht das geihäftsführende Mitglied feiner Partei ift, jo kann ich 
auch beitreiten, daß ich der geſchäftsführende Minifter bin. Der Borfland 
feiner Fraction hat acht Mitglieder, das Minifterium hat ebenfalls acht Mit- 
glieder. (Heiterkeit) Die Minifter find auch alle gleichberechtigt; ih habe 
meinen Eollegen nichts zu befehlen, und wenn fie meiner Meinung in irgend» 
einer Sade folgen, jo geichieht es eben, weil fie fie für die befiere halten, 
ebenfo, wie ich öfters die Meinung eines meiner Gollegen für die befiere an⸗ 
erfenne. Ich habe damit nur bezeichnen wollen — und der Hr. Borredner 
beftätigt meine perjönliche Wuffafjung — daß der Abgeordnete für Meppen in 
feiner raction an Begabung und an politifhem Blick bedeutend hervorragt, 
daß er jederzeit ficher weiß, wohin die Führung gerichtet if, und welches Biel 
erftrebt wird, was vielleiht andern feiner Partei nicht jo Far geworden if. 
Ich babe eben verjucht, Durch meine geftrige Yeußerung das meinige zur Auf⸗ 
Härung der Situation beizutragen, und freue mid, daß daB einigermaßen 
gelungen if. Die Echlußerklärung des Hrn. Abgeorbneten für Meppen von 
geftern Hat mir dazu geholfen, und die Rebe des Hrn. Vorredners aud. Gr 
nannte den Hrn. Abgeordneten eine Perle; ich theile dieſe Auffaffung in 
feinem Sinne volllommen;, für mid) hängt aber der Werth einer Perle von 
ihrer Warbe ab; ih bin darin etwas wähleriſch. (Große Heiterkeit.) Ber 
Hr. Abgeordnete hat mir ferner in den Mund gelegt: ich hätte als Bedingung 
für den Frieden mit feiner Partei das Wusicheiden eines Mitgliedes geftellt ; 
nun, id) habe, glaube ih, Bedingungen gar nicht geftellt, fondern nur verfucht, 
uns gegenfeitig den Dienft zu erweilen, die Situation Mar zu legen; Sie 
werden den für den Staat und für Sie erforderlichen Frieden zwiſchen der 
geiftlichen Geſetzgebung und der weltlichen des Stantes viel Teichter herbei 
führen, wenn Sie fi) von allen heterogenen Elementen freihalten, beren 
Träger Sie jegt vielleicht unmwilllürlih geworden find. Sie find eben in die 
eigenthümliche Lage gerathen, daß fi Ihnen eine Anzahl ſtaatefeindlicher 
Elemente — Elemente, die den Staat zum Theil ofen negirn — angefchlofien 
bat, vielleicht in der Vorausſetzung, die ja unberedhtigt ift, daß jo der Staat 
am meiften gefährdet werden fünne. Run, darin find wir eben verfchiedener 
Meinung. Ich babe nicht behauptet, daß die Gentrumspartei und die polmifdhe 
Graction offentundig zuſammenwirken; ich habe fogar angedeutet, daß fie nicht 
unabfihtlih aus NRüdfiht auf die zum größten Theil deutſche Bevölkerung 
jener LSandestheile den offentundigen Ausdruck jener Beziehungen vermeibe. 
Ich babe nur betont, daß die katholiſche Beiftlichkeit, und nicht nur polniſchen 
Urſprungs, fid mit den nationalspolitifhen Beſtrebungen bes polniſchen Adels 
verbinde und die Entwidiung des Unterrichts der deuiſchen Sprache me; 
darin haben bie polniſchen Ugitationen Unterſtützung durch die GBeiftlichkeit 
gefunden. Es iR dieß um fo befremdlicher und unertwänfchter für die Regierung, 
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weil wir uns ber merkwürdigen Beobachtung nicht verfchlieken können, daß 
die Geiſtlichleit in allen Ländern eine nationale if, und nur die in Deutidh- 
Iand eine Ausnahme davon madt. Die polnische Geiſtlichkeit ſchließt fi den 
polniſchen Veftrebungen an, die italienifche der nationalen Bewegung in Italien. 
3a, jelbft in der unmittelbaren Umgebung von Rom fehen wir nicht, daß 
der italieniihen Regierung von Seiten der italieniſchen Geiſtlichkeit Schwierig- 
feiten bereitet werben, im Gegentheil, man bat von Anfang an geliehen, daß 
in gewiſſen Fragen ein Theil der Beiftlichkeit bis hoch hinauf den nationalen 
Beitrebungen des Landes günftig war. Wir haben ferner geſehen, daß in 
Frankreich der Franzoſe ſtets höher ficht in der Schägung der Geiftlichleit, 
als der Geiſtliche. Ein ellatantes Beijpiel dafür bildete während der Friedens⸗ 
verbandlungen, daß, als Se. Heil. der Bapft den Biihödfen ausprüdlich durch 
ein beauftragte Organ die Weifung zugehen ließ, für den Frieden thätig 
zu fein, er, fo monarchiſch aud die Kirche organifirt iſt, damit kein Gehör 
fand. Bei den franzöfiihen Geiftlihen ging eben die franzöſiſche Politik 
weiter. Aehnlich ift e8 in Spanien. Rur ganz allein in Deutſchland tritt 
uns die eigenthümliche Erſcheinung entgegen, daß die katholiſche Geiſtlichkeit 
einen entſchieden internationalen Charakter trägt. Die katholiſche Kirche in 
Deutihland hat auch in der neueren Entwidlung deutlich gezeigt, daß fie 
darin nicht auf der Bafis des Elerus anderer Rationen fteht, fondern daß ihr 
öfter8 die Kirche näher am Kerzen liegt, als die Entwidlung des Deutſchen 
Reis, ohne daß ich damit fagen will, daß diefe Entwidlung ihr völlig fern 
Liegt. (Rufe im Gentrum: Beweile!) Sie halten das für Beleidigungen, 
nıeine Herren? (Dr. Windthorft: Nein, Beweile!) Beweiſe! Ad, ich bitte 
Sie, m. HH., greifen Sie body in ihren eigenen Buſen. (Stürmilche Heiter- 
feit.) Der Hr. Borrebner bat mich ferner erinnert an Reden, die ich vor 
23 Zahren, im Jahr 1849, gehalten Habe. Ich Könnte diefe Bezugnahme 
einfad mit der Bemerkung abfertigen, daß man in 23 Jahren, namentlich 
wenn es die beiten Mannesjahre find, etwas zuzulernen pflegt, und daß ich 
wenigftens nicht unfehlbar bin. (Heiterkeit) Uber ich will noch weiter gehen 
und fangen: was in meinen damaligen Yeußerung war an lebendigem Be- 
kenntniß, an Belenniniß zum lebendigen chriſtlichen Glauben, das ſpreche ich 
auch hente noch ganz offen aus, und fcheue dieſes Vekenntniß weder dffentlich 
noch in meinem Haus an irgendeinem Tage. (Bravo! rechts.) Aber dieſer 
mein lebendiger, evangeliicher, chriſtlicher Glaube legt mir die Verpflichtung 
auf, für das Band wo ich geboren bin, zu deſſen Dienften Bott mich geichaffen 
ball, und in dem mir ein bohes Amt übertragen ift, nad allen Seiten hin 
das Recht zu wahren. Und wenn diefer Staat von Republilanern und auf 
den Barriladen angegriffen war, babe ich es für meine Pflicht gehalten, auf 
der Breſche zu eben. Sie werden mid, wenn diefer Staat von einer Seite 
angegriffen wird, von der wir gehofft haben und noch wünſchen, daß fie dazu 
zurüdfehren wird, die Bundamente des Staats zu befeftinen, anflatt fie zu 
zerflören, auch jetzt auf der Breſche finden. Das gebietet mir das Chriſtenthum 
und mein Blaube. (Lebhafter Beifall.) Die Beneraldiscuffion wird hiemit 


geſchloffen. 


8.—9. Febr. (Bayern) U. Kammer: Debutte über den Barth⸗Schüt⸗ 


tinger’ihen Imitiativantrag betr. Wahrung der bayerischen Reſervat⸗ 
rechte gegen das deutfche Reich. Der Bericht und Antrag der patrio- 
tiſchen Majorität des Ausſchuſſes, die Rebe des Referenten Seblmayr 
und ein VBermittlungsantrag des patriotiihen Abg. Huttler, mit dem 
fich die urſprünglichen Antragfteller einverftanden erflären, laſſen nach⸗ 
gerade kaum mehr erfennen, nicht zwar was die patriotiſche Partei 
eigentlich will, worüber fein Zweifel ift, wohl aber, wie fie ihre Ab- 
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fihten formufiren fol, was von ber nationalen Partei ſcharf und 
vielfach ‚nicht ohne Hohn ins Licht geftellt wird. Neben Yörgs für, 
Völks fowie der Minifter Luk und Hegnenberg gegen den Antrag. 
Bei der Abftimmung erhält der Huttler'ſche Mobifilationsantrag nur 
76 ultramontane gegen 72 Tiberale Stimmen, aljo nicht Die erforber- 
liche Zweidrittelsmehrheit, gilt demnadh für verworfen. Hierauf erhält 
auch der Initiativantrag jelbft nur 73 gegen 75 Stimmen, jo daß 
ber ganze Antrag in allen Formulirungen dahin gefallen if. Die 
patriotiſch⸗ ultramontane Partei vermag nichts mehr durchzuſeßen 
und ſcheint im Gegenſatze gegen ihr anfängliches Auftreten in ihrem 
innern Zujammenhange mehr und mehr gelodert zu fein. 


Als Anträge Liegen der Kammer vor: der urfpränglicde Imitiativantrag 
der (patriotichen) Abg. 8. Barth und Schüttinger, der Untrag des Ausichuffes 
nebft den Protolollen feiner Verhandlungen, aus welchen ſich indeß nicht er⸗ 
kennen läßt, was im Ausſchufſe eigentlich angenommen, was abgelehnt worden 
if, und endlich ein neuer Modificationsantrag des (patriotiſchen) Abg. Huttler, 
der folgendermaßen lautet: „1) In allen Fällen, in welden der Bundesrath 
über Erweiterung der Competenz des Deutichen Reichs beſchließt, jomeit hie⸗ 
durd die verfaffungsmäßigen Landesrechte Bayerns oder die im 
Art. 78 Abſ. 2 der Regierungsporlage Bayern gewahrten Re- 
fervatredhte eine Aenderung erleiden, find die bayeriigen Vertreter 
im Bundesrath bezüglich ihrer dort abzugebenden Erflärungen an die Zus 
Kimmung, der Kammer der NReihsräthe und der Kammer der Abgeordreten 
gebunden. 

Dedatte: Uusichußrefent SedImagr erinmert in feiner Rede für den 
Ausihußantrag zunähft an die großen Thaten und Verluſte der bayerijchen 
Heere in dem deuiſch⸗franzöſiſchen Kriege. Man ſprach damals im Rorden 
viel von einer befonderen Unerlennung, weldde man Bayern für fein beroifches 
und opferfreudiges Eintreten in den Krieg ſchuldig ſei. Statt deffen erfolgten 
die Berjailler Berträge, welche Bayerns uralte Selbfländigfeit 
Schon früher, im Jahre 1863, war die allgemeine Sehnſucht der deutfchen 
Ration nach einer Bundesreform, ihrer Erfüllung nahe; damals verhinderte 
die „freie Hand” im Norden diefe Reform. Dennoch hat man im Jahr 1870 
willig den beften Theil der bayeriſchen Selbſtſtändigkeit In diefe „freie Hand“ 
niedergelegt. Uber «8 geſchah unter der Vorausſetzung, dab das neue Mei 
eine föberative Grundlage habe, daß man nur fo viel an das Reich abtreten 
werde, als zu defien Gonftituirung abfolut nothwendig fei. Bei der Debatte 
über die Berfailler Verträge wurde vom Miniftertiiche nicht gejagt, daB im 
Norddeutſchen Bund über die Stellung der Landtage zu den Bundesraths- 
mitgliedern eine „Gontroverfe" aufgetaudht und gegen die bezügliche Competen; 
der Einzellandtage entichieden worden je. Kr. v. Luk hat damals gejagt, 
daß die bayer. Refervatrechte „nicht ohne uns, nicht ohne unfern Willen“ ab» 
geihafft werden können. Dieies „Uns“ kann nur das Minifterium als Ber 
treter der Krone, und die Volksvertreter, zu denen es geſprochen wurde, beveuiet 
haben. Uber ſchon im November v. Is. ſprach Hr. v. Zug im Reichttage 
die entgegengejegte Anſicht aus, und erläuterte diefelbe bier im Tecember v. 3. 
ausführlid. Das Recht der Landesvertretung auf die Zufimmung zum 
Aufgeben von Rejervatreiäten ift dadurd in Frage geftellt, e8 handelt ſich jett 
darum, ob wir diefed Recht unbedingt abtreten müffen, weil man es in Berlin 
jo wünfht. Bas palfirt im Jahr nad der Gründung des deutichen Reiches 
— was mwird 1875 paſſiren? Run wird gejagt: das Deutſche Reih muß 
ſich fortbilden, das Toll wohl heißen: es muß alle Landesrechte auffaugen 
und ſich in den Einhe'3ſtaat verwandeln. Bei der Debatte über die Ber- 
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failler Berträge behauptete man nur, einen Foderativſtaat gründen zu wollen; 
wenn aber Hr. v. Lug mit feiner jegigen Auffaffung Recht hat, dann haben 
wir den Einheitsflaat bereit, und zwar den abſolutiſtiſchen. Das Beilpiel 
des „Generalfuperintendenten” v. Werder zeigt uns, was wir in biejer Hin» 
fit zu erwarten haben. (Heiterleit.) Jetgt freilich wird man die unitariſche 
ung zu hemmen ſuchen, weil das Miktrauen einmal vorhanden und 
Lärm geſchlagen if; aber man wird das Werl an jedem geeigneten 
t wieder aufnehmen. Hr. v. Lug bat gelagt: kein Miniſter werde 
ein wichtiges Reſervatrecht aufgeben, ohne der Zufimmung feines Land⸗ 
tages verſichert au fein, nicht aus Rechtspflicht, ſondern aus natürlicher Klug» 
beit, um dem „Damoflesjchwert” des Mißtrauensvotums oder gar der Mi⸗ 
niſteranklage zu entgehen. Uber wir haben doch wahrhaftig jchon genug 
Miktrauensvota ausgeſprochen — und was haben fie genützt? (Heiterleit.) 
Sonftitutionell genommen, war doch gewiß das Botum vom 27. Yan. d. J., 
die Stinnmengleichheit für und gegen das Minifterium, ein Miktrauenspotum, 
aber die Regierung nahm es als Triumph auf. Und was nügt am Ende 
fogar die Miniſteranklage wegen aufgegebener Reſervalrechte; damit kommen 
fie nicht wieder, wenn fie einmal fort find. Huttler erllärt, feinen Modifi⸗ 
fationsantrag deshalb eingebracht zu haben, weil er ohne diefe Modifilation 
dem nitiativantrag nicht beiftimmen kann. Redner will die Selbftentwidiung 
des Deutſchen Reiches an ſich nicht hindern, ſondern ihr nur dort entgegen» 
treten, wo es fi um die bayerische Berfaffung handelt. Man wird freilich 
jagen: dann werde die Reichsverfaſſung fi gar nicht weiter entwideln können, 
wenn jedes Land fi mit feinen Specialrechten entgegenflellt. Aber die Weiter⸗ 
entwidlung des Deutichen Reichs hat auch keine jo große Eile. Schüttinger 
Läßt jeinerjeits den urſprünglichen Initiativantrag fallen und erflärt fi für 
die Huttler'ſche Faſſung. Er conflatirt den Bertragscharacter der Reichäver: 
faflung, verliest ſämmtliche bayeriſche Reſervatrechte und ſchließt damit, daß 
der gleichmäßig auf dem Boden des Reichs⸗ des Landesrechtes fiche. 
Bl gibt nach dem Gehörten die Hoffnung auf, feinen HH. Borrednern klar 
zu maden, um was es fich eigentlich handelt. (Heiterfeit.) Er möchte den 
ſehen, der nach Lectüre der Ausichußprotofolle weiß, was. im Aus⸗ 

ſchuſſe eigentlich angenommen und abgelehnt if. (Sehr richtig.) Redner 
madt hierauf einige ironiiche Bemerkungen über daB fchlechte Deutich des 
Untrages, und möchte willen, was jest aus dem Ausſchußantrag geworben 
it, naddem die uriprängliden Untragfleller ihren Untrag zu Gunſten der 
Huttler ſchen Modifilation zurüdgezogen haben. Diefer Alt berechtigt gejchäfts- 
orbnungsmäßig den Ausſchuß nicht zur Zurüdziehung des von ihm einmal 
angeeigneien Antrages. Es berricht aljo volftändige Confuſion. Man ver- 
miſcht immer die ragen: erſtens was kann das Reich nad feiner Competenz 
über Urt. IV der Reichsverfafjung hinaus beichlieken, und zweitens welche 
Wirkung hat ein folder Beſchluß auf Bayern? Die Herren meinen: feinen; 
aber dann ift auch der Initiativantrag unndthig, denn dann gilt ja die von 
Bayern im Bundesrath abgegebene Stimme nichts. Man will aljo die Mi- 
nifter anlagen, für eine Abflimmung, die nichts gilt. Man redet von ftill- 
ſchweigenden Reſervatrechten. Glaubt man wirklich, daß die Norddeutſchen 
fh den Vorbehalt unbeſtimmter Rejervatrechte hätten gefallen laſſen, daß fie 
einen Bunbesvertrag mit jolden Beſtimmungen angenommen hätten? Hr. 
v. Zub lann hier vielleicht erzählen, welche Muhe es geloflet bat, auch nur 
das 14Stimmenvelo durchzuſetzen. Am 28. Decanber 1870 erllärte Braf 
Bray: die Aufgabe der Reichsverfaſſung jet, das bisherige vertragsmäßige 
Berhältnig zwiſchen Bayern und Norddeutſchland in ein verfafiungsmäßiges 
umzuwandeln. Genau ebenjo faßten auch die Herren auf der Begenjeite die 
Berträge auf, und deßhalb wollten fie aud dazu „Nein” jagen. Redner be⸗ 
weist dieje damals feitens der „Batrioten” gebegte Auffaflung der Verträge 
aus den damaligen Reden von Greil, Jörg, Kurz und Greplag. Unter 
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anderm bat Yörg damals gefagt: die Landeskammern würben begiglidh einer 
Wbänderung der Reidhscompetenz ſtets vor vollendeten Thatſachen fliehen und 
an denjelben nichts mehr beffern Fünnen, und Hr. dv. Zug hat damals er⸗ 
wiedert: das fei Ihlimm genug, aber ohne die Annahme des Art. 78 wärde 
die Berfafiung nicht zu Stande gelommen jein, und der dem deutidhen Cha⸗ 
after eigenthumliche Particularismus werde die aus Art. 78 reiultirenden 
Gefahren abwehren. Dean Hat ſich alſo damals auf jener Seite über die 
Tragweite des Art. 78 wie über feine Eonfequenzen durchaus keinen Illuſtonen 
bingegeben. Redner warnt vor der Anſicht, dak die Annahme der Reicht- 
verfafjung ein einfeitiges bayerifches Opfer geweien fei. Im Gegentheil if 
den Rorbdeutfchen die Annahme der mit Bayern abgeichloffenen Verträge 
außerordentlich ſchwer gefallen, und wohl nur durch den Eindrud des gemein- 
fam vergofienen Blutes ermöglicht worden. Bei der Berathung der Berfailler 
Berträge im Norbdeutihen Reichstag erklärte Laster: die Abſtimmung in 
dem VBundesrathe nur fo auffaflen zu können, daß fie one Nüdgriff auf die 
Sandesvertretung, fattfinde, und wünſchte eine autbentiihe Erklärung des 
Bundesfanzleramtes über feine Auffafjung diefer Frage. Der Präfident bes 
Bundestanzleramtes, Stantsminifter Delbrück, erflärte: er Tönne die ge⸗ 
wünjchte „authentiſche Interpretation* zwar nicht geben, fafle aber die Gadye 
allerdings jo auf, daß die Zuflimmung des Bundeßraths zum Berzidht auf 
Nefervatrechte vollſtändig genüge. Niemals if bisher eine andere Uuffaffung 
laut geworden, und ter Reichstag hätte die Verträge fidher abgelehnt, wenn 
die Zuſtimmung der Landesfammern zum Berziht auf Sonderrechte verlangt 
worden wäre. Es ift richtig, daß Bayern etwas derartiges verlangt zu haben 
fcheint, was jet der Antrag als giltigeß Recht in Anſpruch nimmt, aber es 
iſt mit diefem Verlangen nicht durchgedrungen. Bayern verlangte gegen Er- 
weiterung der Reichscompetenz das abfolute Beto, aber es erhielt dasſelbe 
nicht, fontern mußte fi nad fehr Langen Berbandlungen mit der Durd- 
fegung des 14 Stimmenvetos gegen Erweiterung ter NeichScompetenz be» 
onlgen. Der Landtag kann jet mit allen feinen Unträgen an dem Rechts⸗ 
verhältniß zwiſchen Bayern und dem Reiche nichts mehr ändern. Beichsrecht 
gilt vor Landeßrecht. Der Art. 78 fihert die Entwidlung der Reiddsverfafl- 
ung; er ift vom bayerifchen Landtag angenommen worden und giltiges Red. 
Aber er bildet auch feine Gefahr hr die bayerifhe Selbſtändigkeit. Traut 
man denn der baperifchen Regierung nicht Eelbfländigkeitstrieb und Eigenliebe 
genug zu, um ihre Mechte zu wahren? Die Herren von drüben find nur un» 
zufrieden, weil die Regierung ihre Rechte nach ihrem eigenen Kopf und nicht 
nad) demjenigen der Herren geltend macht. Die bayeriſche Regierung wird 
das Landesrecht fo gut wahren, wie das Reichtrecht, aber fie würde einen 
ut feiger Unmwahrhaftigleit begeben, wenn fie fich zur Beribeibigung ihrer 
Separatrechte hinter ihre Kammer fteden würde. Die Patrioten wollen der 
Reihsverfaffung Geiſt und Sinn ausbrechen, fie wollen die Bertreter Bayerns 
im Reiche zu wahren Marterbildern machen und ihren Einfluß vernichten! 
Der Initativantrag bedeutet gar nichts, denn erfiens If er nicht verfländlidh, 
und zweitens iſt er unmöglid. Wenn diefer Antrag Gefeg wird, dann müſſen 
die Neichsgelege über die Entſchädigungsverpflichtung der Wabrilanten und 
DBergwerkäbefiger und über die Rayonsbeftimmung in Bayern wieder aufge 
hoben werden, denn beide haben in die bayerifche Berfaffung hinibergegriffen, 
und der bayeriihe Landtag ift nicht gefragt worden. Dann aber if auf 
fünftig gar feine Abſtimmung im Bundesrath ohne vorgängige Befragung 


* beider Häufer des Landtages möglich, und die Reigsverfaffung damit auf den 


Kopf geftellt! Ibrg eriennt in dem Antrag eine große politifche Witten 
und will das Miniſterium durdaus zu einer „politiidden Aktion“ drängen. 
Wenn es fo fortgehe und unfer Dinifterium nicht bald zu einer „politifdgen 
Ultion? übergehe, dann dürfen wir bald mit dem Pfalmiften fingen: „Wir 
Innen nichts, wir Lönnen nichts gegen den Herrn. Es werde bamm der 
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Urt. 78 Wh. 1 eine Schraube ohne Ende werben, welche mitten durch daß 
blut des bayeriſchen Staates gehe und fi, wie der blutige Bampyr am 
Inte de8 Schlafenden anfaugen. Gelachter und Heiterleit lints.) Werde 
der Lasker ſche Antrag zur That, jo ſei mit einem Federſtrich die Juſtizhoheit 
Bayerns ! Zebt ſei ein günftiger Zeitpunft für eine „politiſche 
Altion”, dieſen Moment dürfe men nicht unbenügt, nicht gleichgiltig vorliber- 
Iaffen, man finde jegt Bundesgenofjen ſogar ın Preußen 
— Miniſter v. Lug ſucht darzulegen daß der Anirag nichts ſei, als 
ein ultramontanes Parteimandver gegen die Regierung; alles Uebrige ſei nur 
Borwand. Habe er Recht, jo fei kein Anlaß zu Vorwurfen gegeben; ſei er 
im Unrecht, jo weile man ihm doch gefälligft dasjelbe nad, e3 werde ja leicht 
fein. Man habe nad) feiner damaligen Aeußerung in Berlin auf ultramon- 
taner Seite fofort gejubelt und gefagt: „et werde der Speltatel losgehen“; 
wun je, er ſei loßgegangen; man babe von Gewalt, Berrath u. |. w. Ipelta- 
kulirt, doch fei die Remefis ſchon hinter biejer „obfichtlichen Speltatelmacherei 
her. Ter Speltalel habe ſoeben in Württemberg Fiasco gemacht, denn dort 
ſei man einfach über den ähnlichen Gegenſtand zur Tagesordnung überge⸗ 
gangen. Aus bier fei das Fiasco ſchon da; die Verhandlungen hätten es 
bereit$ klar bewieſen. Man wolle bloß nad Außen die Regierung verdäch⸗ 
tigen, das fei des Pudels Kern; darum ſuche man und arbeite man mit 
ſolchen Mittelchen gegen die Regierung ‚ die aus ganz anderen, nicht ausge 
fprochenen Gründen den Ultramontanen unbequem ſei. Er mößle nun offen 
reden, es jei jeine Pflicht; er glaube nit, daß die Herren Antragfteller und 
Genoffen bie leberzeugung hätten, fie tönnten bier Profelyten machen. Man 
ſpreche nicht für die Zuhörer in diefem Saale, das Publilum, für das dieje 
Reden gehalten würden, fei anderswo. Es jeien Diele Exklamationen gerichtet 
an das Landvolk. Man ſpelulire — er ſage hier etwas nicht im Sinne oder 
in der Abſicht einer Beleidigung oder Berjpottung — von Seite der Herren 
auf der rechten Seite des Hauſes auf die angeblidde Dummheit des Landvolkes! 
och, die Herren irren ſich, fie verrechnen fich in ihrer Spekulation, denn 
unfer Landvolk if nidt dumm! Es dämmert bereits draußen 
auf dem Lande, und der Dämmerung wird helles Sit folgen! 
(Bravo Links.) Mebner verbreitet ſich nun über Anſichten, bie man geflern 
von Juriſten hören mußte, obwohl folde ein Zurift im Exrnfte gar nidt 
euffeien Iünne und gibt fchlieklih dem Neferenten zu verfteben, dab bie 
bayeriſchen Rechte gewiß durch die dermaligen Regierungßmitglieder nicht 
jchlechter im Bundesrathe gewahrt würden, als wenn der Referent ſelbſt im 
Bundesratb fähe. Zum Schluß ergreift noch Minifterpräfident Graf Heg⸗ 
nenberg das Wort und betont, der Antrag ſei in feiner Spitge gegen das 
Reich gewendet, man werde ihn für einen Verſuch halten, Schranken gegen 
Die Entwidelung der Reichsverfaflung aufzuridten, der Antrag fchaffe einen 
nuglofen und gefährlichen Conflikt, drüde Bayern zur unmwürdigen Stellung 
der Negation herab; im alle der Annahme des Antrages würde das Lieh 
Jörgs am Platze fein, dieſes Lied, das man übrigens anderwärts mehr finge 
als bier, zwar lateiniſch („Non possumus“‘). Der Antrag jei ein Schritt ın 
das Lager des Einheitsſtaates; er werde daB Gegentheil von dem bezweden, 
was die Untragflelier beabfihtigten. Ex warnt deßhalb vor befien Annahme. 
Es jei nit politiih Hug, demielben zu flellen, was er aud dem Herrn Re» 
ferenien bemerfen müfle, der offenbar den Antrag geftern in feiner Eingangs» 
rede mehr von der flaatsmännijchen als juriftifchen Seite beleuchtet habe. 
(Zautes anhaltendes Gelächter Links.) 


9. Febr. (Preußen: Lauenburg.) Landtag: Der Vertreter des Miniſters 


für Lauenburg, v. Landsberg, verliest ein Schreiben, welches ben 
Zeitpuntt der Einverleibung Lauenburgs in die preußiſche Monarchie 
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in nabe Ausficht fiellt, gleichzeitig aber die Ausfcheibung bes Doma⸗ 
niums zu Gunften des Landes betont und bie Ausarbeitung des nädhfl- 
jährigen Budgets zu diefem Zwed als in Auftrag gegeben bezeichnet. 
Das Präfivium fpricht der Regierung Namens der Verſammlung feine 
Befriedigung über diefe Mittheilung und feinen Dank aus. 


» (Breußen und Baden) einigen fi über die bisher zwiſchen 
ihnen ftreitige Militärkirchenordnung für das badiſche Contingent. 

„ (Elfaß-Lothringen.) Differenz zwijchen der römiſchen Eurie 
und der faiferlichen Regierung bezüglich der Giltigfeit des franzöfiichen 
Concordats von 1801 für die neuen Reichslande. Ein Mibgriff der 
Curie in der Verfolgung ihrer Anſprüche gegen den Staat wird von 
der Regierung fofort ergriffen, um die Rechte des Staats gegen bie 
Anſprüche der Kirche feitzuhalten. 

Unter dem 8. Jan. I. 38. batte nämlich der Garbinal Antonellt dem 
Bilhof von Straßburg angezeigt, daß die Römiiche Eurie das Goncordat von 
1801 nit mehr als zu Recht beftehend anerienne: —— und ehr⸗ 
wurdigſter Herr! In Beantwortung des Briefes, Eure Gnaden am 
28. Rovember an den heiligen Bater gerichtet haben, — ich mich, Ihnen 
kund zu geben, daß es nicht zweckmäßig erſcheine, auf den in J Briefe 
enthaltenen Erwägungen zu beftehen, um bie in Betreff der Ernennung ber 
Gantonalpfarrer entflandenen Berwidlungen zu löien, und zwar aus dem 
Grunde, weil das Goneordat von 1801 dort von dem Augenblid an feine 
Kraft mehr bat, in welchem Elſaß ein Theil des deutlichen Reiches geworben 
if. Indem id Sie zugleich verfichere, daß der heilige Stuhl nit ermangeln 
wird, im geeigneten Wugenblide eine angemefiene Berfländigung mit der preu- 
Bülchen Regierung in Betradht zu ziehen, babe ich das Verguügen zc.” Die 
offizidfe Preſſe acceptirte diefe Erklärung der römiidhen Gurie jofort mit ven 
Beifügen, daß als einfadhe Conſequenz derſelben von flantlicher Seite „ 
betreffenden Berhältniffe nunmehr (nidht eiwa durch ein Goncorbat, —* 
im Wege der Geſetzgebung würden geordnet werden‘. Die Gurie erfannie 
auch fofort den begangenen Miß tif und Gardinal Untonelli richtet daher 
unter dem 10. Febr. ein neues Schreiben an den Bildof ven Straßburg 
folgendes Inhalts: „Hochmärdigfter Herr! Die Mitteilung, welche Eu. Hoch⸗ 
wärden dem Gouverneur Ihrer Stadt Betrefis meines Schreibens vom 3. des 
vergangenen Monats gemacht, bat der Regierung dei beutichen 
Gedanken eingeflößt, daß man ihr durch den Inhalt dieſes Brieſes das * 
cordat von 1801 habe auflündigen wollen. Deßhalb beeile ih mich, Ihnen 
mitzutheilen, daß diejeß keineswegs bie Ubficht des HL Gtuhles geweien if 
und daß der Hl. Stuhl der kaiſerlichen Regierung kein Concordat zu kündigen 
hat. [Der Gardinal will wohl jagen, daß das Concordat ſchon durch bie 
Ereigniffe außer Wirkſamkeit gefegt worden jei.] Wan wollte Em. 
den nur den Standpunkt andeuten, auf welchen ſich der Hi. Stuhl Beirciis 
des Concordats ftellt, infofern es vie Provinzen betrifft, welde Frankreich nicht 
mehr angehören, und derjelben zu verfteben geben, daß für die Regulirung 
der religidfen Angelegenheiten dieſer Provinzen eine fpecielle Convention mit 
der Laiferlichen Regierung Deutſchlands nothwendig fe. Go lange dieſe Con⸗ 
vention nicht abgeichloffen if, müflen die Beſtimmungen des Concordats Bes 
treffe aller Bunkte, welche nad dem Artikel 17 keine neue Convention mit 
den Hi. Stuble erheiihen, fürderhin beobachte werden. Deßhalb Reht der 
Unerlennung der Herrn Gantonalpfarrer durch den Staat nichts im Begr. 

Ew. Hochwurden werden indeß begreifen, daß es vorzuziehen De fi, wie 
Diele übrigens in Deutſchland Gebrauch if, vorher über dieſe Eruenuungen 
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zu verRändigen, um fidh feiner Weigerung auszufegen. Ich ergreife x.’ Die 
Rordd. Ufg. Zig. bemerkt indeß alsbald zu diefem Schreiben offizids: „Das 
Säreiben vom 10. Februar ändert an der Eadjlage, welche das frühere 
Schreiben des Gardinals vom 3. Jan. geſchaffen hat und welche diesfeit# ac» 
ceptirt wird, nicht das Mindeſte. Der Standpunkt, von welchem der roͤmiſche 
Stuhl hinſichtlich des Eoncordats in Bezug auf die Provinzen, die Frankreich 
nicht mehr angehören, ausgegangen if, hat, wie diefes neue Gchreiben bes 
Rätigt, am 3. Januar präcifirt werden follen. Dieß ift dahin geſchehen, daß 
jenes Goncordat von dem Wugenblid der Einverleibung des Elſaß in das 
deutiche Reich aufgehört habe, zu gelten. Auch dieſes neue Schreiben ſpricht 
es auß, daß der römiſche Stuhl „der kaiſerlichtn Regierung kein Goncordat 
zu Hindigen hat“. Beite Theile find alſo darüber einig, daß der Vertrag 
gelöst if, daß zwiſchen Deutihland und Rom in Bezug auf den Elja keine 
Bertragsbeflimmungen eriftiren. In Rom ſcheint eine neue Uebereinkunft ges 
wünſcht zu fein: Wunſche find indeffen keine Rechtsquellen. Die deutſche Be» 
gierung wird, wie jchon früher mitgeiheilt worden, die betreffenden Verhält⸗ 
niffe im Wege der Gejeggebung oronen. Dieſe Geſetzgebung wird unzweifelhaft 
eine wohlwollende fein und ihrem Inhalte nad den Wunſchen der Kirche, fo 
weit dieß möglich ifl, entſprechen.“ 

Ueber die Differenzen zwiſchen Staat und Kirche im Elſaß, die zu dieſen 
Erflärungen von ver einen und von der andern Eeite Anlaß geben, bringen 
die Blätter folgende thatfädhlide Angaben: Der Artikel 19 der „organiſchen 
Artikel" vom 15. Juli 1801 beflimmt, daß die Bilchöfe die Geiſtlichen er⸗ 
nennen und einfegen, daß fie diefe Ernennung aber nicht befannt machen und 
den Beiklichen nicht die Lanoniihe Sendung (linstitution canonique, missio 
canonica) verleihen dürfen, biß diefe Ernennung durch den erften Eonful be 
Rätigt if. Die Geiſtlichen können auch nad Artikel 27 desjelden Grund⸗ 
geſetzes über die Organijation der Eulte nicht in Funktion treten, bis fie in 
die Hände des Präfekten den vorgeichriebenen Eid abgelegt haben, in weichem 
Gehorjam gegen die Regierung und das Fernhalten von jeder Berbindung, 
welche die öffentliche Ruhe zu flören geeignet ift, geſchworen wird. Run be» 
Rritt die Latholifchskirchliche Behörde das Recht der Negieruug zu dieſer vor⸗ 
gängigen Beflätigung. Sie ſuchte ih zu Aigen auf den Artikel 17 des mit 
den „organifchen Artikeln? ein untrennbares Ganzes bildenden Goncorbates, 
welder lautet: „Unter den contrabirenden Parteien it man übereingelommen, 
daß in dem falle, wo einer der Nachfolger des gegenwärtigen erſten Gonfuls 
nicht Katholik ift, die in dem oben flehenden Artilel erwähnten Rechte und 
Prärogativen und die Ernennung der Bildhöfe im Einverfländnifie mit ihm 
durch eine neue Gonvention werden geregelt werden.” Da nun der gegen» 
wärtige Radfolger des erften Conſuls, der deutiche Kaiſer, nicht Katholik ift, 
fo folgerfe man daraus, daß er jenes Beſtätigungsrecht nicht befike, und ohne 
Zweifel würde man, dieß zugegeben, ſpäter auch gefolgert haben, daß er das 
Net zur Ernennung der Bilchöfe nicht habe. Man vergaß, daß in dem 
Falle, wo das Eoncordat von 1801 hinfällig Wird, das alte gemeine franzd- 
fiiche Recht in Kraft tritt. Auf Seiten der Regierung begnügte man ſich, 
die weltlichen Einlünfte der Pfarrer, für melde die organtichen Artikel concret 
wurden, zurädzubalten, und nnn wurde von dem bifhdflichen Ordinariat das 
Beftätigungsrecht des Staates nicht länger beftritten. 

11. Sehr. (Breußen.) Die feubal=confervative Kreuzzeitung bricht ents 
fchieden mit dem Fürſten Bismard und kündigt ihm wegen feiner 
Rede im Abg.-Haufe vom 80. Yan. energiihe Oppofition an, 

und zwar zunächſt zum Zmede der „Bindifation des monarchiſchen Prin⸗ 
cip8 gegen parlamentariſche Majoritätswirthichaft”, nachdem der Fürſt die be« 
denklichen Worte: „In einem conftitutionellen Staate bedurfen wir Minifter 
einer Majorität, die uns im Ganzen unterügt“ geäußert, im Weiteren „dig 
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Minikerverantwortligleit ganz in dem Sinne franzdfiicher Theorien behandeli“ 
und endlih im Widerfpru mit der preußiſchen Verfafſung eine Solidarität 
der Berantwortligfeit der Miniſter und eine amtlihe Autoritätsſtelung des 
Minifterpräfidenten beaniprudt babe. Un zweiter Stelle handelt es fidh für 
die Kreuzzeitung dem Fürſten Bismard gegenüber um „Bertheibigung des 
chriſtlichen Charakters unferes Staates”, da jener im Gegenfage jur oerfaffung, 
welche das Chriſtenthum als Staatsreligion erkläre, ausdrücklich betont babe: 
Preußen befite feine Staatsreligion, und e8 könne „die ſtaatliche Geltung und 
Berechtigung, welche für die Tatholifche Kirche gefordert werde, gerechtermeile 
auch für alle übrigen chriſtlichen und nicht chriſtlichen Eonfelfionen gefordert“ 
werden. In dieſen beiden „Sundamentalfragen für preußiiche Gonjervative" — 
fagt die N. Pr. Ztg. — gebe e8 feine Compromiſſe; „das Belenntnik zu ihnen, 
ohne jede anderweitige Rüdfigt zur Zeit oder zur Unzeit“, jei „unbebingte 
Bricht‘. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ das Organ Bismards antwortet darauf 
in einer Weife, die an Deutlichkeit nichts vermiffen läßt, u. W. folgen 

„Die unmiderlegbare Wahrheit, daß in einem conftitutionellen —88* —* 
— der Zuſtimmung der Mehrheit in beiden Hauſern bebarf, das 

Minifterium zur regelmäßigen Entwidiung des Staatsrechtes die Unterflügung 

einer Majorität in der Landesvertretung nöthig hat, wird von der „Rreuzztg.“ 
zu einer Anerkennung abjoluter Maioritätsherrihaft entfiel. Das für 
die Einheit der Verwaltung und der gefeglichen Entwidiung unumgänglide 
Erforderniß der Solidarität im Nathe der Krone wird von der Kreuzztg.“ 
mit einer bedauerlichen Unwiſſenheit über unſer Staatsrecht und über die jeit 
zwanzig Jahren ununterbrodene Praxis deſſelben verlannt, und beftritten. 
Die Kreuzztg.“ bekundet dur ihre Deduktion jo naive nwiſſenbeit im 
preußiichen Staatsrechte, daß man kaum begreift, wie Jemand mit fo ſchüler⸗ 
haften Borftudien die Anmaßung haben kann, ein jo breiftes Urteil abzu- 
geben. Mann kann fi) darüber nicht wundern, wenn man fieht, wie fie nicht 
einmal die Begriffe „eonfeiftonell”-und „hriftlih” zu untericheiden weiß. Sie 
ſchiebt dem Minifterpräfidenten wider befieres Willen die Infinuation unter, 
daß er das „hriftliche Bekenniniß“ anfeinde, wenn er die einfache Wahrheit 
ausjpriht, daß ein Staat nicht „confelfionell® fein könne, in welchem neben 
fat 16 Millionen Evangeliihen etwa 8 Millionen Katholiten und noch einige 
andere Gonfeifionen die Beahtung dur die Etaatsgewalt beaniprudden. Es 
ift eine breifte Fälſchung, wenn man der Tönigl. Regierung, weil fie den 
aleigberetigen Anſprüchen verſchiedener Eonfelfionen gegenüber die unmögliche 

Aufgabe, allen conjejfionellen Anforderungen gerecht zu werden, nicht 
den chriſtlichen Charakter beftreiten will, Dieſe Falſchung, da fie bei urtbeils- 
fähigen Menihen keinen Anklang finden Tann, bat nur die Adreſſe an bie 
weniger unterrichteten und deßhalb weniger urtheilsfähigen Maſſen, und in 
fo fern eine unleugbar revolutionäre Tendenz, vertreten durch die „Kreuzzig.” 
Die in Gemeinihaft mit Hrn. Windhorft Übernommene „Binditation des 
monarchiſchen Princips gegen parlamentariſche Majoritäts-Wirtihaft" gegen- 
über einem Staatsmanne, der im Dienſte des Königs mehr vollbradgt bat, 
als die Kreuzztg.“ je verſucht hat, ift eine fyolge davon, daß diefe Zeitung, 
unter unfähiger Leitung, der ultramontanen und polniihen Strömung ſich 
kritiklos hingegeben hat und aus ihrer alten Bahn gewichen if. Die Hare 
und Fühne Leitung, welche ihr ihre Redaction bei ihrer Entſtehung vorgezeich⸗ 
net hatte, auf der fie der damaligen Regierung und dem Baterlande in preu⸗ 
Bilder Treue namhafte Dienfte leiftete, hat Heutzutage einer impotenten Ber- 
fommenbeit Play gemadt, in welcher dieſes Blatt, in Yusbentung des unter 
jeinen erften Leitern erworbenen Unjebens, fi dazu hergibt, ben perlönlichen 
Einflüflen verlannter Staatsmänner zu dienen, welche die Monarchie im Stiche 
* — — Ye Dienfte Z. are bedurfte. * 5* 
re rigeinun iefes mit erheblichen Opfern der en ger 

des preußiſchen Königtäums begründete und verbreitete Wlatt heutzutage im 
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Bereine mit römilcher und polnifcher Propaganda als Mittämpfer der „Berma- 
nia“, der bayerifchen Rheinbundpreffe, der Welfen ꝛc. zu erbliden.“ 


12. Febr. (Preußen) Die clericale Eentrumsfraction hält demonſtrativ 


13. 


ein Feſtmahl „zu Ehren ihres hochgefeierten, in ben lebten ragen fo 
hart angegriffenen Dlitgliedes, des Staatsminiſters a. D. Dr. Wind- 
horſt Excellenz. 

» (Breußen.) Abg.⸗Haus: Dritte Leſung oder Schlußberathung 
des Schulauffichtsgefeßes. Erklärungen Bismarda und alle. Das 
Amendement Rauchhaupt. Die 4 Artilel bes Geſetzes werden in ber 
Faffung der erften Berathung genehmigt und hierauf in namentlicher 
Abftimmnng das ganze Gejek mit 207 gegen 155 Stimmen. 


Debatte: Holg (altconjerpativ pommerſcher Landichaftsrath) jucht nad 
zuweilen, daß das beftehende Recht in Preußen die Schulaufficht der Kirche 
zuerkenne, weldhe die Schule geihaffen und derjelben ihre äußere Geftalt ge- 
geben habe. Richt die Grenze zwiſchen Kirche und Staat ſei die Schule, ſon⸗ 
dern ein gemeinjames Rechtsgebiet auf Grund verfafiungsmäßiger Beſtim⸗ 
mungen, die nicht anders als auf verfafiungsmäßigem Wege abgeändert werden 
konnten. Ber Minifter Fall habe ſelbſt verjprochen, die evangelifche Beiftlichkeit 
in ihrem Rechte zu belafien. Mithin liege in dem Entwurf und in den Be 
ſchlüſſen des Haufes eine Berlegung der Berfafjung vor, gegen die er im 
Ramen des Landes und der Kirche proteftire. (Widerſpruch links.) Löwe 
(Bortiärittspartei) if erſtaunt, daß jegt auf einmal die Rechte jo verfafjungs- 
treu geworden fei; früher als fich die Linke auf das verfafjungsmäßige (Budget) 
Necht der Bollsvertretung berufen, da habe man fie verhöhnt und gefagt, die 
Berfaffung enthalte Monologe, die nicht aktuelles Recht jeien, fondern erft 
durch Specialgeſetze praktiſche Bedeulung erhielten. Redner beftreitet die Ver⸗ 
faffungswidrigkeit des Geſetzes und entwickelt die Nothwendigkeit desſelben u. A. 
durch den Hinweis auf den internationalen Charakter des deutſchen Clerus, 
der deutfche Gemeinden nicht nur dem polniſchen, jondern in Tirol aud dem 
wälfchen Slemente ausgeliefert habe. Es komme dieß daher, weil er anders 
als deutſch Redende leichter geiftig unterwerfen könne. Die deutiche Sprache 
fei an fi ein lebendiger Proteft gegen die Anſprüche der römifchen Hierarchie, 
die gegenüber der geifligen Freiheit des neuen beutichen Reiches ſich vergeblich 
geltend machen würden. Das Geſetz ſei im Beifte der alten preußifchen Praxis 
begründet. Gultusminifter Falk: Lediglih im ausdrücklichen Hinblick auf 
die thatfächlicden Verhältnifie, die zu ähnlichen Beſchwerden gegen- bie evan⸗ 
geliiche Schulinſpektion noch nicht geführt hätten, wie gegen die katholiſche, 
habe er die von Holz erwähnte Erklärung abgegeben. Das Gejek richte aber 
feine Spige darum nicht minder auch gegen die evangeliiche Geiftlichkeit, und 
wenn ſich je eine ähnliche Richtung, wie in der katholiſchen, geltend machen 
foßte, jo werde er fein Bedenken tragen, das Geſetz auch gegen fie zur UÄn⸗ 
wendung zu bringen. v. Raudhaupt (altconjervativer Landrath des Delig- 
fchen Kreiſes) erneuert jein bei der zweiten Berathung geftelltes Amendement, 
Das zwar damals mit großer Mehrheit verworfen war, flr das aber damals 
der Miniſter v. Eulenburg, der einzige Minifter, der für das Abg.⸗Haus ein 
Mandat befizt, geftiunmt hatte. Das Umendement gab dem Gtaate nur die 
Ernennung der Kreisſchulinſpektoren in die Hand, beftätigte aber für die Local⸗ 
aufficht die Ortsgeiſtlichen als die bis auf Widerruf im einzelnen Falle ges 
borenen Schulaufſeher. Minifter Falk hatte Über dieſes Amendement bei der 
erften Leſung überhaupt Leine Erklärung abgegeben. Man zog nun daraus 
und auß der dieſem Amendement günftigen Abſtimmung Gulenburg’s 
den Schluß, dab die Regierung auf Grund desſelben ihren Frieden mit 
dem Herrenbaufe fuchen werde. Es hatten denn auch wirkli über Ddiejeg 
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Umendement in ben legten Tagen Verhandlungen Raltgefunden. Bas Er- 
gebniß davon aber war, daB dasſelbe einerſeits von allen liberalen Parteien 
des Abgeordueten- jowohl wie des Herrenhauſes (weil der Drisgeifiliche darin 
als geborener Localſchulaufſeher im Princip anerfannt wird) und andererjeits 
von den Glericalen (weil die Widerruflichkeit des geiſtlichen Schulaufſehers 
und die Trennung der Kreisſchulaufficht von ber Geiſilichteit feitgefegt wird) 
als unannehmbar bezeichnet wurde. In dieſer Geſtalt vom renhauſe 
amendirt, würde das Geſetz alsdann am Abgeordneienhauſe geſcheitert und 
ſchließlich gar nichts zu Stande gelommen fein. Laster verſteht es beum 
aud, in einer überaus geſchickten, erſt dur das Auftreten NRauchhaupts ver- 
anlaßten Rede den Zürften Bismard zu bündigen Erllärungen über das 
weitere Verhalten der Stantöregierung zu drängen. 

Fürſt Bismard hebt zunächſt hervor, dag das Amendement Rauchhaupi 
der Regierung für den Augenblid allerdings gewähre, was fie braude und 
daß darum auch der Minifter v. Eulenburg für dasfelbe habe ftimmen können, 
aber daß er dieß eben nur für den Augenblid gewähre. Tann fagie er: 
Es ſcheint, als könnte meine vorige Aeußerung dahin mißverflanden werden, 
die Regierung beabfichtige, noch jegt auf einen Compromiß auf der Baſis bes 
Raudhaupi’ihen Amendements binzumwirken. (Bravo! links) Das liegt uns 
fern, m. HH.! Hauptijächlich um aufzuflären, weßhalb wir von Geiten der 
Regierung dem Amendement nicht enigegentraten, weßhalb das einzige Mitglied 
des Cabinets, welches zugleih Mitglied des Haufes ift, fogar für das Amen⸗ 
dement ftimmte, babe ich gejagt: die Regierung iſt der Meinung geweien, daß 
diefer Mittelweg ihr vor der Hand praltiih genligen würde. Zu Principien 
uns gerade bei diefer Gelegenheit zu befennen, hatten wir nicht das Beſtreben; 
wir verlangen nad einer praltiihen Waffe zur Abwehr — Brincipien find 
in diefer Frage mehr trennend als bindend. Wir haben uns mit den MRin- 
beiten begnügt, wodurch wir nad dem engliſchen Sprichwort die beiden Enden 
hätten zujammenbringen können. Wir glaubten, daß dies der Fall ſein 
würde; es ift uns nicht gelungen. Wir find nun zu einem Abſchluß durch 
Abfimmung gelangt — und wir werden auf diefem Boden fekhalten und 
dabei beharren. (Beifall) Der Hr. Vorredner bat gejagt, eß ſei ihm umb 
deu Seinigen undenkbar geweien, daß in einer Frage von diefer principiellen 
und von uns für die Sicherheit des Stantes wichtig erflärten Frage, in einer 
Trage von der Bedeutung die conferbative Partei der Regierung offen den 
Krieg erllärt hat. Ich will mir dielen legten Ausdruck nidht aneignen, aber 
id) darf das wohl beftätigen, daB es mir auch undenkbar geweien if, daß 
diefe Partei die Regierung in einer Frage im Stiche Iafien werde, in welcher 
die Regierung ihrerfeits entſchloſſen ift, jedes confkitutionelle Mit- 
tel zur Anwendung zu bringen, um fie durchzuführen. (Hört! 
hört! rechts. Lebhafter, andauernder Beifall links, anhaltende Erregung.) 

Die letztere Erflärung des Fürſten Reichskanzlers macht das gewaltigfte 
Aufſehen und man ſpricht ſofort von einen allem Anjchein nach nothwendigen. 
aber auch bereits bevorſtehenden Pärsſchube. „An dem Schulaufſichtsgefetz 
iſt ein Kampf entbrannt, der nicht mehr durch noch ſo geſchickt formulirte 
Paragraphen ausgeglichen werden kann, ſondern der mit dem Siege des einen 
oder anderen Princips enden muß. Bismarck konnte fo nur ſprechen, wenn 
er bereits die vom Könige beftätigte Lifte der „aus allerhöchſtem Vertrauen“ 
neu in das Herrenhaus zu berufenden Mitglieder in der Taſche hat. Ob 
er fie in der Taſche behält, wird davon abhängen, ob die Mehrheit des 
Herrenhauſes auch diesmal im Voraus erflärt, fi beugen zu wollen. Die 
conferpative Partei des Abgeordnetenhauſes hat mit der Beugung bereits 
den Anfang gemadt. Etwa zwanzig Mitalicder derfelben entfernten fih vor 
der Abflimmung aus dem Haufe Im Uchrigen war die Verdoppelung der 
Mehrheit von 26 auf 52 Stimmen Folge der telegraphiichen Einberufur 
aller nicht durch Krankheit zurüdgehaltenen Mitglieder der liberalen Par:ı:. 
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Ein Pärsigub von 50 Mitgliedern dürfte nicht zu viel fein, aber wahrfchein- 
lich doc genfigen, um den Widerfland des Herrenhauſes zu brechen.“ 


13. Febr. (Deutihes Reid.) Die offiziöfen Berliner Blätter ſprechen 
fi jehr befriedigt aus über den Ausgang der Debatte bezüglich der 
fog. Refervatrechte in den Abg.-Sammern von Bayern und Württem⸗ 
berg. Ein gerade enigegengejehtes iſt dagegen das Urtheil der füb- 
deutihen democratiſchen, clericalen und particulariſtiſchen Blätter. 

Die erſtern meinen: „So tft denn das Recht des Reichs aus den Kämpfen, 
welche die Reichsfeindlichen in Suddeutſchland eröffnet haben, unverjehrt, ja 
neu geflärkt hervorgegangen; der warme Dank der Nation gebührt den leis 
tenden Staatsmännern. Die Reden der Minifter in Münden und Stuttgart 
bleiben im guten Andenken derer, weldhe die Früchte einer gefunden organijchen 
GEntwidlung in Deutihland ernten. Sie gehören der Geſchichte an.” Die 
legtern dagegen erklären: „Die Einzellandtage haben hiernach ihre Bedeutung 
gänzlich verloren. Sie müflen gewärtigen, daß ihnen nun eine (Kompetenz um 
die andere entzogen und daß fie fo allmählich überhaupt überflüffig gemadt 
werden. Unter ſolchen Umfländen lohnt e8 nicht mehr der Müde, in diefen 
Landtagen etwas zu fchaffen, von dem man nicht weiß, ob e8 nicht durch das 
Heid jofort wieder umgeftoßen wird. Und was foll im Grunde das Bolt 
auch fi für Nejervatrechte und andere Zuftändigleiten ereifern, weldhe die 
Regierungen jeden Moment, ohne daB Volk zu befragen, an das Red ab» 
treten fönnen? Das wäre nublofe Arbeit. Die Berhältniffe liegen nunmehr 
Hlarer, als jeither, und jet ift es für die politiiden Parteien möglich, eine 
fefte Stellung dazu zu nehmen. Es ift zweifellos geworden, daß die freiheit- 
lien Ziele nicht da Tiegen können, wo ein Windhauch genligt, Daß ganze Ge⸗ 
baude wie ein Kartenhaus Aber den Haufen zu werfen, jondern nur da, wo 
Volksrechte und Volksfreiheiten nahhaltig gefichert find, wenn e8 einmal ges 
Iungen, ſolche zu erfämpfen, — und das if einzig im Reiche. Die ganze 
Kraft und Thätigleit des Volles if alſo fortan im Reiche zu concentriren, 
nimmermehr aber darf fie für Gonjervirung von Zuftändigfeiten, ohnehin 
mei nur in Kronrechten beflehend, vergeudet werden, welde die Einzeln» 
Regierungen jeden Uugenblid an das Reich ausliefern und womit fie dann 
alle mühjam erlangten freiheitlihen Errungenihaften wieder zu nichte machen 


(Preußen) Eine von vielen Hundert deutſchen Bürgern Poſens 
befuchte Bollaverfammlung beſchließt eine Adreife an den Fürſten 
Bismard, welche diefem für feine Haltung den Dank der Deutjchen 
Poſens ausſpricht und bie Hoffnung betont, baß befonders auf dem 
Gebiete deutſchen Schulweſens bald dem polniſchen Parteigetriebe ener- 
giſch Einhalt getan werde. 

14. „ (Deutihes Reid.) Der feit längerer Zeit unterhanbelte Poſt⸗ 
vertrag mit Frankreich wird im deutſchen Botfchaftshotel zu Paris 
unterzeichnet, nachdem Frankreich endli auf feine Anſprüche bezüglich 
der Tranfitpofiftüde hat verzichten müflen, um nicht von Deutjchland 
einfach umgangen zu werben. 

„» u Deutſches Reid.) Bundesrath: Der Ausſchuß für Handel 
unb Verkehr berichtet über die Errichtung der zahlreichen deutſchen 
Gonfulate in dem Zeitraume vom 22. Sept. v. 38. bis 5. Febr. 
da. 38. und beantragt, der Bundesrath wolle anerkennen, daB damit 
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bie Vertretung aller Einzelinterefien der Bundesſtaaten gefichert fei, 
und die betbeiligten Regierungen erſuchen, anzuorbnen , daß Die etwa 
noch an jenen Pläßen beſtehenden Landesconfulate aufhören, ſobald 
die NReichsconfulate in Wirkfamfeit treten, und von den erftern bie 
laufenden Alten und Archive an die Iektern abgeliefert fein werben. 


Ferner geht dem Bundesrathe eine Geſezvorlage vom Reichslanzler 
zu, über die amtliche Geſchäftsſprache in. Elfah-Lothringen. 

Diejelbe joll mit dem 1. Juli ds. 38. (in den Bezirken mit ganz vor⸗ 
wiegend Tranzdfifch redender Bevölkerung, was die amtlichen dffentlichen Be⸗ 
kanntmachungen betrifft auch fpäter erft) in Kraft treten. Die fieben PBara- 
eraphen der Vorlage jegen feit, daß alle ſchriftlichen Erlafle, Verfügungen 
und Entſcheidungen aller Urt, die von den Tailerlihen Berwaltungsbehörden 
ausgehen oder von denjelben aufgenonmen werden, in deuiſcher Sprade ab» 
zufafien find; das Gleiche gilt von allen Eingaben und Borftellungen an die 
genannten Behörden. Privaturkunden franzöfiihen Urterte® muß, jobald 
diefelben bei den Behörden zur Einregiftrirung gelangen, eine beglaubigte 
deutſche Ueberſetzung beigefügt fein. Auch für alle mündlichen Berbandlungen 
—* Bezirksräthen und kaiſerl. Behörden iR die deutſche Sprache die ge 
eumäßige. 


14. Sehr. (Preußen) Die Stadbtverordnnetenverfammlung von Köln bes 


16. 


ſchließt faft einftimmig, durch den Vertreter der Stabt im Herren⸗ 
haufe eine Petition an dasfelbe einzureichen, in twelder um umverän- 
derte Annahme des Schulauffichtägefeßes gebeten wird. Die Elericalen 
agitiren im entgegengejeßten Sinne. 


„ (Sadjen.) TI Kammer: beſchließt mit 48 gegen 24 Stimmen 
die Niederjehung einer Enquete⸗Commiſſion behufs Verminderung der 
Beamtenzahl. 


„CGoburg⸗Gotha.) Dem dießjährigen gegen die Miſchehen ge⸗ 
richteten Hirtenbriefe des Biſchofs Martin v. Paderborn wird das 
placetum gubernii verweigert, ſo daß derſelbe in den kathol. Kirchen des 
Herzogthums nicht verleſen werden darf. 

»„ (Breußen) Abg.-Haus: Die Budgetcommiſſion einigt fi mit 
dem Finanzminiſter faft durchweg über die Gehalterhöhung ber Be- 
amteten. Dem Princip, die Regierungsräthe ausfchließli nach ber 
Anctennität in die höheren Gehalteftufen aufrüden zu laſſen, wiberjegt 
ih Camphaufen:. „da wir, wie e8 den Anjchein bat, mehr und mehr 
conftitutionell werben”, müfje die Regierung um fo mehr bie Beamten 
in der Hand behalten. 


„—19. Sehr. (Preußen) Abg.⸗Haus: Debatte über das Oberrech⸗ 


nungskammer⸗Geſetz. Der Finanzminifter erflärt bei den maßgebenden 
Artikeln diejenigen Aenderungen der Commiſſion für unannehmbar, 
welche e8 einem großen Theile ber liberalen Parteien allein möglid) 
gemacht hatten, auf ein Compromiß einzugehn. Bei der Abflimmung 
werben die Anträge der Commiſſion theils angenommen , theils abge- 
lehnt, indem Windhorft es für paffend erachtet, mit den Glericalen 
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auf die Seite der Regierung zu treten unb Forderungen aufzugeben, 
für Die er no in der Commiſſion geftimmt batte. 


20. Febr. (Preußen.) Herrenhaus: die Commiſſion des Haufes für das 


21. 


22. 


23. 


Schulaufſichtsgeſetz beendigt ihre Berathungen und amendirt dabei das 
Gefeh in einer Weile, die von der Regierung für unannehmbar erflärt 
wird, indem die von der Kirche vorgeſchlagene Yallung in Anerkennung 
Der Rechte jener auf die Schule noch weiter geht, als das fchon im 
Abg.⸗Hauſe von der Regierung zurüdgewiejene Amendement Rauchhaupt⸗ 
Brauchitſch: nicht nur das Recht der Geiftlichkeit auf die Localichul- 
injpection, fondern auch dasjenige auf Die Kreisſchulinſpeltion foll aus⸗ 
drücklich anerkannt und die Regierung nur eventuell ermächtigt werben, 
auch Nichtgeiſtliche anzuftellen. 

„» (Lippe-Detmold.) Ale von dem fürftlihen Criminalgerichte 
verurtheilten „Jagdfrevler“ find von den auswärtigen Spruchcollegien 
freigejprochen worden, zulebt noch die Eingeflagten des Dorfes Schlan- 
geg- von der Univerfität Dlarburg und zwar mit der Enticheibung, 
daß fie binnen drei Monaten gegen den Yiscus Hagbar werden müßten. 
Die Gerichte Haben alddann zu entjcheiden, ob der Verf ifſungsbruch, 
auf dem das jetzige Jagdgeſetz beruht, rechtsbeſtändig ift oder nid. 
Die Steuerverweigerung geht inzwifchen in dem großen Theile bes 
Landes ihren Gang und eine Bollsverfammlung ftellt dem Reichs⸗ 
tagsabg. Hausmann eine Vollmacht zu, die wunderbaren Berhältnifie 
des Ländchens neuerdings im Neichätage zur Sprache zu bringen. 
Der Yürft knüpft Unterhandlungen an, durch Berufung eines preußifchen 
Beamten einen Ausweg aus der Berlegenbeit zu fuchen. 

„ (Breußen.) Abg.-Haus: nimmt den Gefeßesentwurf betr. die 
Einrihtung und bie Befugniffe der Oberrehnungstammer fchließlich 
als Ganzes unter Namensaufruf mit 310 gegen 43 Stimmen (der 
Vortichrittöparkei) an. 

Am Abend vorher fand im Abgeorbneienhaufe eine gemeinjame Berathung 
der Fractionen der Nationalsliberalen und der Yortihrittspartei ſtatt. Dies 
felbe erfolgte auf Antrag der erſtgedachten Fraction unter Borfik des Whg. 
Miquel zur Herbeiführung einer Berfländigung über das Oberrehnungslam- 
mergejeg. Lasker referirte darüber, Virchow, Kiefchfe u. A. ſprachen dagegen. 
Beihlüfle wurden jedoch nicht gefaßt. Die Fractionen flimmten einzeln ab, 
und zwar die Rationalsliberalen mit großer Majorität für, die Fortſchritis⸗ 
partei mit allen gegen drei Stimmen gegen das Geſjetz. 

„ (Breußen.) Angeblicher Attentatverjuch eines polniſchen Apothe- 
kers aus Pofen auf den Reichskanzler. 

„ (Breußen) Abg.-Haus: nimmt bie Vorlage bes Finanzminifters 
betr. Befreiung von der Glaffenfteuer und Aufhebung der Mahl» und 
Schlachtſieuer nah den ſehr weſentlich abweichenden Anträgen ber 
Sommilfion an. Der Finanzminijter erflärt die jo amendirte Borlage 
für nicht annehmbar. 

„ (Breußen.) In Pojen findet in Folge des angeblichen Attentats 
auf den Reichskanzler cine Hausfuhung bei dem Prälaten Kozmian 
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ſtatt, bei welcher Gelegenheit zwar nicht Beweiſe für das Yitentat, 
dagegen wie bebaupset wird, wichtige Briefichaften bezüglid) ber pol- 
nifch-Fatholifchen Umteiebe aufgefunden und mit Beichlag belegt werben. 
23. Sehr. (Sadfen.) II. Kammer: betsilligt mit 82 gegen 81 Stimmen 
den Budgetanjak Für den Geſandtſchaftspoſten in Wien nur mehr 
tranfitorifch , empfiehlt mit 81 gegen 26 Stimmen ber Regierung, 
fie möge ihren Widerfprud gegen Diäten für die Mitglieder des 
Reichstags aufgeben und beichließt nad) Iebhafter Debatte mit 42 
gegen 23 Stimmen „bie Erwartung auszufprechen, daß die Regierung 
duch Die ſächſiſchen Mitglieder des Bundesraths zu der Ausdehnung 
der Reichscompetenz auf die Erlafjung eines allgemeinen Geſetzbuchs 
über das Privatrecht (nah dem Antrage Laser) fi) zuſtimmend er- 
flären werde.” 
» » GSachſen.) Das Leipziger Polizeiamt erläßt ein Verbot bes 
Beitritt8 zur Londoner internationalen Arbeiteraffociation : 

„Rah 8 20 des Geſetzes, daB Bereins- und Verſammlungsredht betreffend, 
vom 22. Rovember 1850, find Vereine, in deren Zweck es Liegt, Befegesüber- 
tretungen zu begeben, dazu aufjzufordern oder dazu geneigt zu machen, ver- 
boten. Da bier Berjude gemadt worden find, für den in London unter 
den Ramen „internationalen Arbeiteraffociation* beſtehenden Verein Mitglieder 
anzuierben, diefer Verein aber, welcher neben den ausgeiprodhenen Tendenzen 
in Wirklicgleit den Zwed verfolgt, die gefeglich beſtehende politifge und fociale 
Drganifation, namentlich der monarchiſchen Staaten, jomit auch Deutilands 
und der einzelnen Reichsbundesſtaaten, nöthigenfalls in gewaltjamer Weiſe zu 
befeitigen, in gleiger Weile an deren Stelle die focialsbemocratijche Republik 
einzuführen, die fogenannte Arbeiterpartei in den Veflg der Stanisgewalt zu 
bringen und die gefeglich beftehenden Zuſtände in Bezug auf Eigenihbum, Be⸗ 
fig und Erbrecht zu Gunſten diefer Partei umzugeltalten, fo wird das Un- 
werben für dielen Berein, das Seiten von Beiträgen für denfelben, fowie die 
fernere Mitgliedſchaft desjelben Hiermit allen der Yurisdiction des unterzeich⸗ 
neten Polizeiamteß unterftellten Berfonen unter Hinweiſung auf die in & 33 
des Vereinsgeſetzes angedrohten Strafen hiermit verboten. * 

» _ » (Bayern) IH. Kammer: nimmt die neue, derjenigen bes Reichs⸗ 
tags nachgebildete Gefhäftsordnung unter Namensaufruf einftimmig an. 
„»  n Württemberg) I. Kammer: Debatte über die Beibehaltung 
ber no im Budget vorgejehenen Geſandtſchaften. Diejenigen in 
Berlin und (aus Rückſicht für die nahen verwandtichaftlihen Verhält⸗ 
nijfe des Hofes) in St. Petersburg werden nicht beanflandet. Dagegen 
ſollen die Geſandtſchaften in Paris, in Bern und in Karlaruhe auf- 
bören. Die Gefandtihaft in Wien wirb ſchließlich, aber nur mit 
44 gegen 43 Stimmen, diejenige in Münden mit 54 gegen 33 
Stimmen bewilligt. 
24. „ (Preußen) Fürft Biamard antwortet auf die Adreſſe ber Po⸗ 
ſener bo ee Jammfing vom 18. d. M. an ibn: 

„Die Beſtreb der in der Adreſſe gefennzei ‚ deren Si 
nicht bie gemeinfame Wohlfahrt ber Tee ce Plan ——— 
jondern die Unterdrädung des deutſchen Elementes if, legen der Regierung 
die Pfligt auf ungefeglichen Uebergriffen entgegenzutreten. Die Regierung iR 
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De nt, A * nicht die polniſche Bevbl und nicht die katholiſche 
che gepenttere hen, weil fie die Rechte beider auf dem Gebiete der bürger⸗ 

ejege und der Ölaubensfreiheit jederzeit geachtet und geſchutt hat und 

* und jüßen m aber in diefem Bewußtjein ift fie auch feſt entichloflen, 
egen Achtung zu verſchaffen, unter deren Schuge die polniſche, wie bie 
—* Bevölkerung Gi einer Rechtsficherheit und gedeihlichen Entwidlung 
erfreuen, welche jene Sandestheile, bevor fie preußiich wurden, niemals gefannt 


26. Febr. (Preußen) Abg.- Haus: Der Gefehentwurf betreffenb bie 


27. 


28. 


Steuernachläffe, reſp. die Steuerreform wird nad) den Beichlüffen ber 
zweiten Lejung angenommen. Der Yinanzminifter verliest eine kgl. 
Ordre, mwoburd die Borlage zurüdgezogen wird. Derſelbe erklärt 
ferner : die Regierung ftimme den weitergehenden Beſchlüſſen der Budget⸗ 
Commiſſion betreff3 der Erhöhung der Beamtengebalte bei; die Mehr⸗ 
ausgabe von einer halben Million foll aus der dur Zurüdziehung ber 
Steuernadhlaßvorlage disponiblen Summe gededt werden. Endlich 
bringt der Finanzminiſter Nachtrags⸗Credit forderungen von zuſammen 
500,000 Thalern für Landwirthſchaftszwecke, für den Bau eines 
landwirthſchafllichen Mufeums und für Verſtärkung der Sammlungen 
der Berliner Kunſtmuſeen ein. 


-» (Bayern) I. Kammer: genehmigt ben Gefehesentwurf über bie 
Ergänzung des Pferdebedarfs für das Heer im Falle der Mobilmachung 
(wie in Preußen) in der Yaflung des Ausfchuffes mit 89 gegen 35 
(patriot.) Stimmen, aljo mit der erforderlichen Zweidrittelsmajorität. 
„ (Württemberg) U. Kammer: beſchließt an die Regierung bie 
Bitte zu richten: 

a) die nad der Sachlage möglidien Rebuctionen im Perfonal des kal. 

Miniferiums des Auswärtigen in thunlichſter Bilde eintreten zu laſſen; und 
b) die Frage der Bereinigung des Miniſteriums — übrigens unter Wahrung 
des felbfländigen Charakters desjelben — mit einem andern Minifterium in 
Erwigung zu ziehen — und zwar Abſatz a einftimmig, Abſatz b mit 62 gegen 
11 Stimmen. 
„ (Helfen) IL Kammer: bewilligt mit 25 gegen 20 Stimmen 
die Bejoldungserhöhungen der Beamten nad Maßgabe der Regierungs« 
vorlagen und erjucht die Regierung um Vorlage eines verminderten 
Berfonaletats. 


„Elſaß⸗Lothringen.) Der Reichskanzler legt dem Bundesrathe 
einen Geſetzenwwurf betreffend die Entſchädigung der Inhaber verkäuf⸗ 
licher Stellen des Juſtizdienſtes in Elſaß und Lothringen vor. Die 
zu gewährende Entihädigung beträgt 20 Millionen Francs, wofür 
4prozentige Obligationen von der Landesfafje ausgegeben werden. Die 
Entſchädigung fol zu %s des von der Commiſſion abgejhäßten 
Werthes ſelbſt denen gewährt werden, welche im Disciplinarwege ent« 
jet werden oder ihr Amt freiwillig niederlegen. 

„» (Deutihes Rei.) Der deutjhe Botjchafter in Paris Graf 
Arnim und der franzöfiiche Finanzminiſter Pouyer Quertier unterzeichnen 
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in Paris eine Zufaßconvention, welche ben ftipulirten Zahlungsmobus 
ber vierten Halbmilliarde dahin regelt, daß gegen 5 Proz. Disconto 
die noch fälligen 410 Mil. am 6. März I. 38. bezahlt werben. 


. Febr. (Preußen) Abg.-Haus: erledigt ſämmtliche noch unerlebigte 


Anträge der Budgetcommijfion betreffend Aufbeflerung der Beamten- 
gehalte und nimmt ben Etat für 1872 im weſentlichen nad den Be- 
ichlüflen der Vorberathung an. 

„ (Breußen.) In Schleſien und Poſen werden bie ausländijchen 
d. 5. nicht im deutſchen Reiche heimatberechtigten Jefuiten und jonftigen 
ausländifchen Ordensgeijtlihen auf Anordnung des Minifter des 
Innern ausgewieſen. | 

„ (BPreußen.) Herrenhaus: Bürgermeijter Beder von Dortmund, 
in dasjelbe berufen, Tegt fein Mandat als Dlitglied des Abg.-Haufes 
nieder, nachdem feine Präjentation (des früheren ſog. „rothen Beders“) 
von der Krone ohne Anftand genehmigt worden iſt. 

Abg.⸗Haus: bewilligt die von der Regierung für die Schulaufficht 
geforderten 20,000 Thlr., obgleich das Herrenhaus dag Schulauffichts- 
gejeß noch nicht genehmigt Bat. 

„» (Breußen.) Zunädft in folge der Braunsberger Berhältniffe 
erläßt der Eultusminifter Fall eine Verordnung bezüglid Dispen⸗ 


jation vom Neligiongunterrichte an den höhern Lehranftalten : 

„Das Gebiet des Höheren Unterrichtsweiens hat von den kirchlichen Be⸗ 
wegungen der Gegenwart nidht unberührt bleiben können. Die verſchiedenen 
für die Schulverwaltung dadurch angeregten ragen werden ihre definitive 
Erledigung erft im Zufammenhange des in Ausficht genommenen Unterrichts» 
geſetzes finden. Hinſichtlich des Neligionsunterrichts ſelbſt iſt jedoch zur Ver⸗ 
meidung drückender Uebelſtände ſchon jetzt eine Aenderung der beſtehenden 
Vorſchriften geboten. Demgemäß beſtimme ich folgendes: 1) In den öffent- 
lichen höheren Lehranftalten ift hinfort die Dispenfation vom Religionsunter- 
richt zuläffig, jofern ein genügender Erjag dafür nachgewiefen wird. 2) Die 
Eltern und Vormänder, welde die Dispenfation für ihre Kinder reip. es 
beiohlenen wünſchen, baben in diefer Beziehung ihre Anträge mit Angabe, 
von wen der Neligionsunterricht außerhalb ter Schule ertheilt werden fol, 
an das königliche Provinzial-Schulcollegium oder die föniglie Regierung zu 
richten, unter deren Aufficht die betreffende Anftalt ſteht. 3) Die genannten 
Auffichtsbehörden haben darüber zu befinden, ob der für den Religionsunter« 
richt der Schule nachgewieſene Erjag genügend if. Ein von einem orbinirten 
Geiſtlichen oder qualifizirten Lehrer ertbeilter, der Confeſſion entpredgenber 
Unterriät wird in der Regel daflir angefehen werden können. 4) Während 
der Zeit ihres kirchlichen Katechumen⸗ oder Gonfirmandenunterrichts find die 
Schüler höherer Lehranftalten nicht gendthigt, an dem daneben beſtehenden 
Religionsunterricht derfelben tHeilgunehmen. Un der Zugehörigkeit der reli- 
giöfen Unterweilung zu der gefammten Aufgabe der höberen Lehranftalien 
jowie an dem Lehrziel des Religionsunterrichts derſelben wird durch vorfichende 
Beflimmungen nichts geändert. Diejenigen Schüler, weldden die Dispenjation 
zugeſtanden worden ift, habeu deßhalb, wenn fie fih der Abiturientenprüfung 
unterziehen, aud in biejer Hinficht den allgemeinen Anforderungen zu genügen: 
es finden darin die für die Extraner bei der Prüfung geltenden Beſtim⸗ 
mungen auf fie Anwendung. In den jährlichen gedrudten Schulnachrichten 
iR gehörigen Orts die Zahl der Schüler anzugeben, melde in den verſchiedenen 
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Klaffen der Anflalt vom Neligionsunterricht dispenfirt geweſen find. Ich be 
auftrage die königliche Regierung (das Tiniglihe Provincial-Schulcoliegium), 
biernad zu verfahren und die Direktoren reſp. Reltoren ihres (feines) Refioris 
mit Anweiſung zu verſehen, wobei auch darauf Bedacht zu nehmen ift, daß 
in den Schulen der Religionsunterricht überall in die erſte oder in die legte 
Bormittagsftunde gelegt wird. In Betreff der Qualififationszeugniffe, in 
welchen bisher die Theilnahme an allen Begenftänden des Rlafienunterrichts 
bezeugt werden mußte, bleibt eine Berfügung vorbehalten.* 


— Febr. (Luxemburg.) Die Schleifung der Feſtungswerle ift von ber 
Regierung in Ausführung ihrer vertragsmäßigen Verpflichtung nun⸗ 
mehr fo weit gefördert, daß nur noch ein verhältnißmäßig Kleiner 
Theil derfelben abzutragen iſt. Mit Inbegriff der Summe, welde 
in diefem Jahr auf die Niederlegung einiger Werke verausgabt werden 
jol, find bereits 405,000 Fres. auf dieſes Unternehmen verwendet 
worden. Die für dasfelbe veranfchlagte Summe von 600,000 Fres. 
wird vorausfichtlich nicht ganz erforderlih fein. Die bi jebt ge- 
machten Ausgaben find übrigens durch den Verlauf der freigemorbenen 
Grundſtüde reichlich gebedt worden. 


1. März. (Preußen) Die ſchon früher umgelaufenen Gerichte, daß 
der Papſt den Erzbiſchof v. Gneſen und Poſen Graf Ledochowski 
zum „Primas von Polen“ ernannt babe, beſtätigen ſich. 

Zunäachſt beftätigen fie fih durch die Briefichaften, die nelegentlich der po» 
Iizeilihen Hausfudhung in der Wohnung des Prälaten v. Kozmian in Polen 
mit Beſchlag belegt wurden. Eine Illuſtration dazu liefert die in Thorn 
unter dem Titel Sierp⸗Polaczck herausgegebene clericale Kalender für 1872, 
der den Erzbiſchof in dem Verzeichniſſe der regierenden Fürſten Europas als 
PBrimas von Polen und Stellvertreter der polniihen Könige aufführt. Das 
in Poſen erſcheinende clericale Tyhpoinik kat., das offiziöfe Organ des Erz⸗ 
bifchofß endlich gefteht nunmehr offen ein, daß der Papft diefem Kirchenfürften 
bei Gelegenheit des vaticanifchen Concils den Titel Primas von Bolen ver- 
liehen habe, läugnet aber, daß derfelbe die an den Titel geknüpften Macht⸗ 
befugniffe ausübe. Die offiziöfen Organe der preuß. Regierung ſprechen ſich 
über die Thatfache folgendermaßen aus: „Es handelt fi ofienbar um mehr 
als um einen bloßen Titel, der Charakter als Primas von Polen hat bo 
einen Sinn, weldyer mit der Stellung und ber früheren Haltung des Ge⸗ 
nannten nicht übereinftimmt. Die Würde eines Primas ſetzt gewifiermaßen 
die Exiſtenz eine Königreiches Polen in feiner alten Ausdehnung und mit 
der alten Berfafiung voraus. Mit dem Amte find nicht nur Attribute der 
geiflihen Würde verbunden, fondern nad der polniſchen Berfafiung ift der 
Brimas der Stellvertreter des Königs und der Träger der politiichen Gewalt, 
wenn der Thron erledigt if. Dan ift daher zu dem Schluſſe bereitigt, daß 
v. Ledochowski fich national-polnifchen und deutſch⸗feindlichen Beſtrebungen 
angeiählofien und mit ſeiner früheren vermeintlichen Royalität für das preußiiche 
Königthum entichieden in Widerſpruch gelegt hat.“ 

» » (Bayern) I. Kammer: Bildung der 7 Abtbeilungen nad) der 
neuen Geſchäftsordnung. Die Liberalen erringen dabei zufällig in 
4 Abtheilungen die Mehrheit, jo daB die patriotifche Partei für die 
Bildung der Commiſſionen zc. in die Minderheit geräth, obgleich die 
Parteien ſich immer no mit 77 gegen 77 Stimmen gegenüber- 


ſtehen. 
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1. März. (Elfaß-Lothringen.) Ein Gele regelt bie Einfehung außer: 


ordentlicher Sommiffäre zur Verwaltung einzelner Gemei 

1. Wenn in einer Gemeinde die Stelle des Maire oder eines Beigeord⸗ 
neten erledigt und ein zu ihrer Ausibung geeignetes und bereite Mitglied. 
des Yiunicipalrathes nicht vorhanden ift, fo ift der VBezirkspräfident befugt, 
mittels motivirten Beſchluſſes die Verwaltung der Etelle einem außerordent- 
lien Commiſſar zu übertragen. 2. Der auferordentlide Commiſſar Hat 
alle Rechte und Pflichten des Maire, beziehungsmweile Beigeordneten. Ter 
Vezirkspräfident iſt befugt, mit Genehmigung des Überpräfidenten eine Re» 
muneration aus Gemeindemitteln für ihn feſtzuſetzen. 8. Der Vezirtspräfident 
kann jederzeit den außerordentlichen Commiflar abberufen und durd einen 
ordentlich beftellten Maire, beziehungsweile Beigeorbneten oder neuen Com⸗ 
miffer erjeßen. Soll die commiflariihe Verwaltung Länger als fünf Jahre 
dauern, jo ift hierzu eine motivirte Entſcheidung des Oberpräfidenten noth⸗ 
wendig. 4. Im Falle der Suspenfion oder Auflöjung eines Wunicipalrathes 
iR der Bezirkspräfident befugt, mittels motivirten VBeichlufies die Wusibung' 
aller Rechte und Pflichten des Municipalrathcs dem Maire oder dem denfelben 
erjegenden außerordentlichen Commiſſar zu übertragen. Soll dieſe Uebertragung 
länger als fünf Jahre dauern, fo if Hierzu eine motivirte Entfheibung des 
SOberpräfidenten nöthig. 5. Die im Galle der 88 1 und 4 zur Anmwenbung 
Iommenden Beflimmungen gelten aud dann, wenn die Eonftituirung eines 
Municipalrathes durch Wahlenthaltung vereitelt iR. 


„ (Deutjhes Reid.) Die Nachricht von den Entſchließungen des 
Kaifer8 über die Vertheilung der vom Reichstage beiwvilligten Dotation 
geht den Betheiligten an diefem Tage, dem Jahrestage des Friedens⸗ 
ſchluſſes mit Frankreich zu. 
„» (Baden) II. Sammer: Aus ber Mitte derjelben werben drei 
verſchiedene Anträge gegen die fortgefeßte Lehrthätigkeit religiöfer Orden 
im Großherzogthum geftellt: 
1) Bon den Abg. Schmidt und Benofin: „Der 8 109 des Geſetzes Dom 
8. ra 1868, den Elementarunterricht betr., erhält folgenden Zufag: Mit- 
liedern eines religidfen Ordens, oder einer fog. religidjen Bruderihaft if 
* offentliche Lehrwirkſamkeit im Großherzogthum unterſagt.“ 2) Bon den 
Abg. Intlekofer und Genoſſen: „Art. I. Die Abhaltung von Miffionen und 
die Aushilfe in der Seeljorge durch Mitglieder religidfer Orden, melde im 
Großherzogthum nit nad Maßgabe des 8 11 des Geſetzes vom 9. Sep⸗ 
tember 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im 
Stante betr., mit Etaatsgenehmigung eingeführt find, ift verboten. Wrt. II. 
Die Uebertretung dieſes Verbots wird mit Haft nicht unter 14 Tagen beftraft. 
3) Bon den Abg. Schmidt, Intlekofer und Gen.: „Großh. Regierung wolle 
eine genaue Unterſuchung des gegenwärtigen Zuftandes ſämmtlicher unter dem 
Regulativ vom 26. September 1811 Rebenden weiblichen LXehr- und Er- 
ziehungsinflitute zur Abſtellung aller Ueberfähreitungen, welche die Einführung 
Höfterlider Einrichtungen bezweden, anorbnen — ebenfo eine genaue linter- 
ſuchung aller im Sande in den verſchiedenſten Formen entftandenen Möferlichen 
Anftalten und Einrichtungen veranlaflen, und fofern ſolche ohne ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung eingeführt wurden, oder bie bei der Genehmigung angegebenen 
Zwecke als unrihtig oder blos als Nebenzwede fi herausfiellen joliten, ſofort 
in geeigneter Weile einfdhreiten, und ſodann Aber das Ergebniß diefer Unter⸗ 
fudung an die nächſte Ständeverfammlung weitere Vorlage gelangen lafien.“ 


„ (Breußen.) Der Divifionspfarrer Lünemann in Köln gehordht 
ber Weifung des Gouverneurs Gen.-Lieut. v. Frandenberg, und hält 


when 


a 


Ya Wa, 


v win 


EN 


DE Fe U x 


De 48 


u. 


ns u wa m 1, NA 0% 


Das beuiiige Heid; und [eine einzelnen Glieder. 87 


in ber Panialeonsfirche den Zath. Garnifonsgotteßbienft wieder ab, 
ben er nad) ber Anordnung des Feldpropſts oder Armeebiſchofs an 
dem Tage eingeftellt Hatte, an welchem bie alttath. Gemeinde ihren 
Gottesdienſt in jener Kirche abhielt (f. 13. Januar). 

Die „Militärifgen Blätter” neben die Anſchauungen der höhern militä- 
riſchen Kreife über die Angelegenheit folgenden prägnanten Ausdruck: „Natür- 
lid) wurden dabei weder der evangeliſche noch der Latholifche Yeldpropfi um 
ihre Meinung gefragt, da es fie gar nichts angeht, in welcher Weile das 
Kriegsminiflerium über Garnifonsgebäude zu verfügen für gut findet.... 
Durch die Unftellung eines Tatholiichen Feldpropftes mit lirchlich⸗biſchöflichen 
Rechten wollte man, nah Ginführung der katholiſchen Geiſtlichkeit in die 
Urmee, die letztere nach altpreußiichen Principien vor jedem nicht⸗preußiſchen 
Ginftuffe bewahren, und wir mödten e8 denn doch auf das Allerbeftimmiefte 
bezweifeln, daß man, im Gegenſatze hierzu, es in Berlin gegenwärtig dem 
politiichen Katholicismus geftatten würde, dur Das Medium des zu militä- 
riſchem Gehorſam verpflichteten eldpropftes die Bande der Tisplin in der 
Armee zu lodern. In der Urmee wird nur befohlen und gehorcht, und 
Jeder, der zu ihr gehört, if zu dem Einen in feinen Grenzen beredtigt 
und zu dem Undern verpflichtet. Vorbehalte gibt es dabei nicht, aud nicht 
für den Geiftlihen. In der brandenburgifchepreußiichen Urmee haben zwei 
Jahrhunderte hindurch Proteflanten und Katholiten in gleicher Hingebung 
und in gleiher Treue neben einander gefochten, ohne daß man einen 
Botholifchen Geiſtlichen bei verjelben kannte, und die Gewiſſensfreiheit ber 
Ratholifen hat in der Armee in dieſen zwei Jahrhunderten nicht gelitten, 
obſchon der Bottesdienft für Katholiken und Proteftanten gemeiniaftli und 
nad) demfelben Ritus abgehalten wurde. Erſt im Jahre 1836 wurde aus 
einem localen Bebärfnifie in Duſſeldorf der Latholifche Militärprediger Boden: 
heim angefellt, und erft unter der Regierung Friedrich Wilhelms IV. fand 
nad und nad eine befondere katholiſche Militärgeiftlicgleit in der Armee 
Eingang. Immerhin aber ift dieje Einführung dem hiſtoriſchen Entwicklungs⸗ 
gange der Berfaffung der Armee gegenüber nur als ein Verſuch zu betrad- 
ten , ein Berfud, der aufgegeben werden müßte und würde, wenn die Inte⸗ 
grität, ige und Dißciplin der Armee ſich als damit unvereinbar 
erweiſen ſollte. 


4. März. (Breußen) Der „Staatsanzeiger“ veröffentlicht in feinem 


amtlichen Theile eine Erllärung bes Fürſten Bismard, daß es ihm 
unmöglid) fei alle die zahlreichen Adrefien und Telegramme bezüglich 
Zuflimmung zu der von der preußifchen Regierung in dem Schulauf- 
ſichtsgeſeß befolgten Politik einzeln zu beantworten, 

unter Beifägung der Berfiherung, „daß er au ferner Er. Maj. den 
Kaifer und dem gemeinfamen Baierland mit Gotteßhilfe jo zu dienen bemüht 
fein werde, dab ihm dieſes Bertrauen feiner Mitbürger erhalten bleibe.“ 
Ulein ans der Provinz Bofen waren ihm aus 48 Städten Zufimmungs- 
erflärungen zu der Adreſſe der beutihen Bewohner der Stadt Poſen zuge- 
gangen. Auf die Wdrefie der gemeinnügigen Geſellſchaft der Stadt Leipzig 
hatte der Furſt geantwortet: „Die HG. Unterzeichner haben mit mir den bei 
Selegenheit des Schulauffigiägeiegeß bervorgetreienen Gegenſatz ſowohl in 
feinen Motiven, wie in feinen Erſcheinungen, als die nothwerdige Gonjequenz 
der Niederhaltung des veutichen Reiches bezeichnet, und deſſen über bie Grenzen 
Preußens hinausgehende prinzipielle Bedeutung erkannt. Die perjönlicde 
Siellung der HH. Unterzeichner verleiht Ihrer mir ausgeſprochenen Aner⸗ 
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jeder Konfeſſion, fih in ihrer legitimen Bertheibigung ber unveräukerlichen 
Rechte jeder Staatsgewalt durch die Angriffe nicht beirren lafien wird, denen 
fie von Seiten der Gegner deutſcher Entwicklung ausgejegt ift.“ 


4. März. (Heffen.) II Kammer: Debatte über das Budget für Euitus 


und Unterridt: - 

Die Regierung wird dabei von der Kammer gegen eine Minderheit von 
16 Stimmen erfudt: zur Handhabung der Verordnung v. 30. Yan. 1830 
das zur MWiederherftellung der Fath.-theol. Facultät an der Landes- 
univerfität GErforderlige unter Borlegung der zu dieſem Behufe nöthigen 
Propofition vorzulehren und alsdann auch die Nothwendigkeit des vorgefchrie- 
denen dreijährigen Univerfitätsfiubiums und der akademiſchen Prüfung der 
kathol. Theologieftudirenden wieder einzuführen. Dagegen wird der Antrag, 
die beiden Shullehrerfeminarien zu Einer Anflalt zu vereinigen, in 
welcher nur der Religionsunterricht getrennt zu ertheilen fei, mit 24 gegen 
21 Stimmen abgelehnt. Ter Ausſchußantrag auf Wahrung der landes⸗ 
herrlichen Patronats rechte und Androhung der NRidhtverwilligung auf die 
Dauer der ordnungswidrigen Verwaltung (gegen Biſchof Ketteler) wird unter 
Acception der regierungsfeitig erfolgten Zuficherung einer balbthunlihen Ge 
ſehesvorlage Über die Verhältniffe der Kirche zum Staate ausgelegt. Dern⸗ 
burg verlangt Auskunft über das Verhalten der Regierung gegenüber ber 
Thatſache, daß die katholiſche Beiftlichleit de Landes gegen das Reichsgeſetz 
über den Mißbrauch der Kanzel fürmligen Proteſt eingelegt, worauf der 
Regierungslommiffär erflärt, daß jener Proteft vor dem Erlaß des Geſetzes 
attgefunden. Dernburg mweift nun gerade. das Gegentheil nad und zeigie 
daß fogar ein Angeſtellter — Oberftudienratb — nod im Januar d. J. 
gegen daß bereits im Dezember v. %. publizirte Geſetz förmlich proteftirie, 
Dernburg erneuert deßhalb jeine Anfrage Minifter v. Bechtold erwiedert, 
daß die Regierung beftrebt fei, den Reichsgeſetzen die gebührende Achtung zu 
ver ſchaffen, daß fie die Protefte der Geiſtlichkeit zwar beflage, indeß tem 
Mittel habe, hier einzufchreiten. 


5. März. (Deutſches Reich.) YBundesrath: genehmigt den Antrag des 


6.— 


Reichskanzlers auf Abberufung ber bisherigen Landesconſule an ben- 
jenigen Orten, wo nunmehr Bundesconfuln fungiren. 
8. März. (Preußen.) Herrenhaus: Debatte über das Schulauf- 
ſichtsgeſeß. J 

Der Antrag der Commiſſion modificirt die Borlage principiell, indem 
er ſowohl die Kreis» als die Localſchulinſpection durdaus der Geiſtlichkeit 
überlafien und der Regierung nur die Gonceifion machen will, daB „der Auftrag, 
foferne die geiftlichen Inſpectoren die ihnen obliegenden Pflichten nicht erfüllen, 
durch Beſchluß der vorgejeten Behörde zurücdigezogen und an andere Geiftlidye 
derjelben Kirchengemeinſchaft, joferne es nöthig iſt auch an Nichtgeiſtliche, 
übertragen werden könne.” dv. Kleiſt⸗Rezow vertheidigt den Antrag als 
Referent und wird mit Eifer von den Führern der feudalen Partei, v. Senfft⸗ 
Bilfah, v. Kröder, v. Waldow⸗Steinhövel unterflüst. Graf Münfter: 
Die Borlegung des Gefeges habe ich Anfangs bedauert, die Uufregung ger 
fürchtet. Jetzt aber, nachdem bie Debatten im Abgeordnetenhauſe ftattgefunden 
und die Regierung ſich außgeiprochen bat, ſehe ih, daß eine Gefahr zu be» 
fampfen if. Die Männer in der Regierung haben weder bemocratifdhe, noch 


liberaliſirende Gelüfte, davon bin ich überzeugt und ich will ihr zur Seite fteben, 


wenn id auch im Reichßtage gegen den neuen Gtrafparagraphen geftimmt 
habe. Die Befahr liegt darin, daß eine antinationale Partei befteht, der das 
proteftantifche Kaiſerthum ein Torn im Auge, ein Stadel im Herzen if. Ber- 
werfen Sie die Vorlage, jo werden Sie {Freude bereiten jener Bartei in Rom 
und das Hohngelächter diefer Partei wird wiederhallen biesfeits der Alpen. 
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Miniker Fall: Das Geſet iR im Abgeordneienhauſe nach den erregteften 
Debatten angenommen worden, deren Nachwirkung weit über die Bränzen bes 
engern Baterlandes hinaus empfunden wird. Auch der Gharaliter dieſes 
Hauſes zeigt dieſe Erregung, die erllärli und natürlih if, da der Rampf 
der Parteien fi zu einem Principienlampf entwidelt hat. Der 8 1 des 
Geſetes enthält den Grundſatz, daB dem Staate das Auffihtsreiht über bie 
Säule zuftehe und zwar ausdrücklich und in befimmter Form. Wäre diefes 
Princip nicht der Ausgangspunct des ganzen Streiteß geworden, die Regierung 
hatte fich fiherlih zu einer Milderung der Faſſung bereit erllärt, aber ın 
dem erregten principiellen Sampfe mukte aud) fie direct vorgehen. Es if der 
Vorſchlag gemacht worden, an den einzelnen Stellen, wo die Uebelflände zu 
Tage getreten, Abhülfe zu gewähren. Allein ein ſolches Berfahren, den theil⸗ 
weilen Schulbelagerungszuftand einzelner Provinzen auszuſprechen, ift nicht 
thunlich; um mit Wirkung Hülfe und Beſſerung zu bringen, muß allgemein 
borgegangen werden. Die Stanisregieruug thut e8 um fo Fieber, ols fie 
überzeugt if, auf dem Boden der Berfafiung zu ftehen. Heute und in dieſer 
Vorlage handelt es ſich nicht mehr um den Kampf zwiſchen Kirche und Schule. 
Als die Berfaffungsparanraphen 21—24 angenonımen wurden, da ward dieſer 
Kampf abgeſchloſſen. Wir wollen ihn nicht erneuern. Die religidfe Seite if 
in einem Puncte berührt. Es iſt der Vorwurf gegen das Beier erhoben 
worden, als leite er den Uebernang zur confeffionslojen Schule ein, ja enthalte 
im Gfunde bereits dieſelbe. Der Vorwurf ii erhoben worden, doch der Beweis 
ſteht noch dahin. Nach der Abſicht der Regierung ift Zweck und Inhalt der 
Borlage lediglich die Abgränzung der Mechte des Staats und der Kirche auf 
die Schule auf Brundlage de3 bereits beftehenden Reis. Graf Bninsti: 
Durch die Borlage werde der religidje Einfluß der Geiſtlichkeit vollſtändig 
gelähmt; denn ein Geiftlicher, der von feinem Umt als Schulinipector ab» 
geiegt werde, verliere alle Autorität. Der Entwurf trage den Character 
eines Uusnahmegefees gegen die Polen. Fürſt Bismard: Wir find auf 
unfern Standpunkte verantwortlich für die Befammtleitung des Unterrichts 
und für die Eicherheit des Staats in diefem Augenblid und in der Zukunft. 
Ich Tann dem Referenten nicht folgen, ich kann unſere Stellung nicht herab» 
ziehen laffen in diejes Niveau einer einzelfändigen Anſchauung, wo das In⸗ 
terefle für das Schulpatronat, von dem es zweifelhaft if, ob es überhaupt 
auf geſetlichen Srundlagen beruht, als Hauptbeweggrund gilt. Ich verſchmähe 
es auf dieſe Anſchauungen überhaupt nur einzugehen. Was uns geleitet hat 
diefes Beet aus dem Unterrichtageſetz berüberzunehmen, und gerade jet nicht 
mehr die Id zu haben, die wir früher hatten, das war die Erwägung, 
daß wir früher in einem von ganz Europa beneideten confeifionellen Frieden 
gelebt haben, und zwar auch mit der Eonfeifton, mit welcher es für eine evan⸗ 
geliſche Dynaſtie am fchwierigften ift, mit der romiſch⸗katholiſchen. Dieler 
Friede fing an minder fidher für uns zu werden von dem Yugenblid, wo 
Preußen und mit ihm die evangeliſche Dynaſtie eine flärtere Entwidlung 
nahm. Golange zwei Fatholiide Brokmädhte in Europa waren, von benen 
jede eine flärkere Grundlage für das katholiſche Bedürfniß bot als Preußen, 
haben wir den Frieden gehabt. BDiefer Friede wurde ſchon bedenklich ange 
feindet nad) den bofterreichiſchen Krieg, als damals die Macht, die in Deutid- 
Iand jo lange das katholiſche Princip aufrecht erhalten Hatte, 1866 im Krieg 
unterlag und die Zukunft Deutichlands in die Hand einer evangeliichen Tynaſtie 
gelegt wurde. Aber man verlor die Ruhe auf der andern Seite vollitändig, 
als die zweite Tatholifche Hauptmacht in Europa denjelben Wen ging, und 
uns eine Macht zufiel, die mit Gottes Hülfe in unferer Hand bleiben wird. 
So if} wenigftens die Thatſache betätigt, daß gleichzeitig mit Preußens Wachs⸗ 
ihum fich eine Berminderung des confeifionelien Friedens herausgeftellt bat. 

teweit das mit den Abfichten einer Partei zulammenhängt Waffen für 
ihre Swede in die Hände zu bekommen, und inwieweit dieſe Auflafjung dom 
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diplomatiſchen Standpunkt getheill wird, das charalteriſirt am beflen ein 
Bericht eines unjerer hervorragendften Sefandten in einer der widtigfen Stel⸗ 
Iungen, der zufällig in meiner heutigen Poſt cnibalten iR und mid eigener 
Aeußerungen überhebt. (Ber Minifterpräfident verliest einige Stellen aus 
cinem Geſandtſchaftsbericht neueſten Tatums, der faſt wörtlich ſolgendeßs ent- 
hält: „Die in Frankreich gewunſchte Revanche knupft ſich an vie Hetauf⸗ 
beitwörung religidfer Berriffenheit in Deutſchland. Die deutſche Einheit und 
Kraft fol dur diefen Bwiejpalt Iahm gelegt werden, und der gefammite 
Klerus, von Rom geleitet, ſoll in Verbindung mit biefen Veltrebungen den 
römifchen Hoffnungen auf Wiederherſtellung der weltliden Macht des Papfes 
dienftbar fein. In Frankreich if eine gegenjeitige Vereinbarung oder beſſer 
Dupirung des flerilalen und nationalen Imterefies nur möglih, fobald dort 
der Klerus die Rache an Deutſchland und die Wiederherfiellung des Supremats 
uf jeine Fahne ſchreibt, unter welcher Regierungsform dieß auch immer fein möge. 
So hofft man dort ftarf zu werden, während in Deutihland durd die wohl⸗ 
prganifirte, von Rom, Paris und Brüffel aus geleitete Urbeit des Klerus 
kirchliche Zerwirfniffe bereitet werden follen.* In einem andern Paſſus beißt 
es: „man made fidh feine Ilufionen darüber, daß gleichzeitig mit der Revanche an 
Deutſchland auch ein Schlag gegen alien vorbereitet werden ſoll, jo her 
wenn Teutihland dur die — **8 Zerwürfniſſe paralyfirt oder zerrätt 
it, das Herilale Element in Italien feine Fahne ar de ng. 
Das if die Anficht eines gewiegten Diplomaten, die doch nicht Tür den 
braud) der parlamentariſchen Debatten geſchrieben worben iſt, ſondern jeine 
Ueberzeugung ſeinen König vorträgt. Dieſe eine —B wird einen Blick 
auf die Erwägungen eröffnen, welche die Regierung bei der Ergreifung folder 
Mafregein geleitet haben. Der Minikterpräfident betont nochmals, daß das 
legte Mittel gegen die vpolniſche Agitation der Unterricht in der deutſchen Sprache 
ſei, welche die Geißlichen mit allen Mitteln verhindern und wendet fi endlich 
nochmals an die Gonjerbativen, ermahnt fie zum Bertrauen in die Regierung 
und hofft, das Geſetz werde mit möglichtt großer Mehrheit augensmmen 
werden. Minifter Graf Gulenburg: Die vorgebradten Rroftgrinde 
der Gegner haben mit allem ſchweren Geihük das gemein, daß fie einen 
— ausüben auf die, welche fie anwenden. Sch verlange gleichfals, daß 
Kirche nicht don ber Squi⸗ getrennt werden fol. Der Staat bat ie nur 
Infofern ein Recht und ein Interefle an der Säule, als er die heranwachſende 
Jugend auf eine Wildungsfiufe erheben will, welde fie ſahig macht ihre 
Pflichten gegen Gott und ihre Rebenmenichen zu erkennen. Giwaß anderes if 
aber die Kirche, etwas anderes find einzelne ihrer Diener. Soll id 


bier die Namen einzelner, gerade jegt vielgenannter Geiſtlichen anführen, . 


welche Sie unmögli für würbige Diener der Kirche oder Erzieher der Jugend 
erachten Tünnen? Bor folden Leuten will der Staat durch dieſes Geſet die 
Säule fügen. Und er kann das im guten Bertrauen auf den Gharalter 
unjerer Beamten, die ihre Amtspflicht jo ernfhaft und gründlich hie 
pflegen, dei ihr Verfahren in Edul- und Kirchenſochen bon einer 
durchdrungen iſt, die oft weit über das Ma ihrer eigenen privaten 8 ar 
jectiven Beligtofität hinausgeht. Das eigentliche Motiv des Geiekes verfichen 
die meiften Herren nicht, weil ‚Ihnen die Berhältniffe fremd And, ich meine 
den furdtbaren Zwang, der in Gegenden mit gemiſchter Bevölkerung von 
Seiten der polniſchen Geifttichkeit angewendet wird, um bie deutſche Sprache 
zu unterdrücken und die polniſche auszubreiten. 6 iR jo weit gelommıen, 
daß die Lehrer, die in einem deutſchen Seminar ihre Bilkung erhalten haben, 
nad) Jahren nicht mehr deutſch ſprechen können oder wollen Da muß durd- 
negriffen werden. Mag man einmal drei oder vierzig Bi Sehrer fort» 
fhiden, die übrigen werden dann — id; verfichere Bir 
nadtheitig für die heranwachſende Bevdlkerung Ipäterhin die ——— des 
Deutſchen iR, brauche ich vicht ex auszuführen; ein wenig Bft bie allgemeine 
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Wehrpflicht aus; im Verkehr mit deu Gameraden lernen die Leute wieder 
deutſch ſprechen. Und wenn man iagt: der Schullehrer habe in unfern ſieg⸗ 
reihen Schlachten gefiegt, jo if das eimas ausgeſchmückt; man kann fo um⸗ 
gelehrt jagen: die aus dem Felde zuridichrenden Soldaten werden zu Lehrern 
ihrer Umgebung. Gie haben Reinlicpkeit, Ordnung, Behoriam und vor allen 
Deutſch gelernt, und werden dadurch zu Pionieren der Eultur in den Landes» 
theilen mit gemifchter Bevolkerung. Wie weit die Uebelſtände z. ®. in dem 
Negierungsbezirt Marienwerder vorgefchritten find, mag ihnen der Umſtand 
bemweilen, daß viele polniſche Eltern mid gebeten haben, ihre Kinder nicht in 
die polnische Local⸗ jondern in die benachbarten deutſ hen Schulen jhiden zu 
dürfen. (Hört!) Nehmen Eie die Borlage der Regierung an; fie iſt dur 
die Rotäwendigleit geboten, geht nicht zu weit und verlegt leines jener Prin⸗ 
cipien, die uns fo heilig find, wie den conjervatioften Gegnern der Vorlage. 
Minifer Falk: Die Veränderungen, welde die Eommilfion an $. 1 der 
Regierungsvorlage vorgenommen hat, find eigentlich nicht materieller Natur; 
fie find mehr Sache der Form, und id) glaube, daß für Sie fein rund 
vorliegt, an dieſen Wenderungen feſtzuhalten. Ta es fih in 8. 1 aber aud) 
um ein Prineip handelt, jo if es für mid Net und Pflicht, für vieles 
Princip einzutreten. Referent bat geftern gefagt: das Belek nehme der Kirche 
ihr Eigentum ebenfo, wie wenn der Staat etwa alles Privateigenthum mit 
Beſchlag belegte, und erklärte: an dem beflebenden Buflande werde dadurch 
nichts geändert. Das if ein recht draftiiher und wirkſamer Sat, aber er 
trifft doch nicht zu, wenn die beiden größten fittlien Geftaltungen der 
Menſchheit, Staat und Kirche, fi Über ihr gegenfeitiges Verhältniß zu klären 
ſuchen. Das Unrecht der Kirche an die Schule if dur Urt. 24 der Ber- 
faffung garantirt. Immerhin freilich wird fie fih durch den Staat eine ge⸗ 
wife Aufficht gefallen lafien müſſen, daß fie nicht Lehren predigt, welche ben 
Staat ſchädigen, oder auch daß fie nicht die Religion in unwürdiger Form 
Ichrt. Was Hrn. dv. Ladenberg anbetrifft, der uns jest fo oft als Yutorülät 
entgegengeführt wird, jo hat er genau dieſelbe Anſchauung gehabt, wie die 
jegige Regierung. Hr. v. Ladenberg hatte nur damals einen detaillirten 
Unterrichtsgefegentwurf ausgearbeitet, auf den er fih bei feinen Aeußerungen 
beftändig bezog; diefeß concrete Bild ſchwebte ihm immer vor. Wie er prin- 
eipiel Aber die Frage dachte, hat er am 12. Dec. 1849 ſehr Har in der 
damaligen erfien Kammer ausgeiproden. Ex jagte ausdrücklich: Das Recht 
der Oberaufſicht Über die Schule, wie eb das Landrecht Ion ausirricht, darf der 
Staat mit Riemandem theilen. Ber Minifter widerlegt dann noch im einzelnen 
die Bedenken, dab das Gejeh gerade für Hannover befondere Gefahren habe. 
Fark Bismard ergreift nochmals das Wort, um hervorzuheben, er habe 
in feiner erſten Rede leineswegs die Theorie vom beſchränkten Unterthanen⸗ 
verſtande reactiviren, ſondern nur bemerken wollen, daß man in einzelnen 
Ballen das eigene Urtheil demjenigen der Regierung, weldder man vertraue, 
unterordnen müfle. Ber Minifierpräfident ſchließt: „Wenn Sie glauben, dab 
der Mann, der an der Epige der Regierung flieht, von feinem hohen Stand» 
punkt nicht foviel jehe, al8 Sie von Ihrem Standpunkt von der Ebene, dann 
iſt Ihre Pfligt, meinen Plag einzunehmen, Rett mir Schwierigkeiten in den 
Weg zu legen; das ift nicht patriotiſch.“ 

Dos Geſeß wird mit 125 gegen 76 Stimmen angenommen unb 
auch der Antrag des Grafen Brühl, dasfelbe als Verfaffungsgefeß . 
anzufehen und demgemäß zu behandeln, gegen nur wenige Stimmen 
abgelehnt. Die Mehrheit, mit ber das Geſetz angenommen wird, 
übertrifft alle Dießfalls gehegten Erwartungen. 

6. März. (Elſaß-Lothringen.) Ernennung von Bezirk! - Landivehr- 
Commandeuren für die neuen Reichdlande. Es werden zunächſt bie 
Kadres für 4 Landwehrbataillone formirt. 
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7. März. (Deutſches Neid.) Eine faif. Cabineisordre befieblt die Grün⸗ 
dung einer Marine-Aademie in Kiel. 


„ nn (Deutjdes Reid.) Die EivilproceBcommiffton ſchließt ihre 
am 7. Sept. v. 3. begonnene Berathung. Der aus berfelben her⸗ 
borgegangene Entwurf, wie er in dritter Lefung feftgeftellt worden if, 
wird dem Reichskanzler am folgenden Tage überreicht. 


"„» " (Bayern) II Sammer: bringt erft nad dreitägiger Debatte 
den Juftizetat zu Ende, indem dabei das Princip ber Gehaltäver- 
befjerung der Beamten überhaupt entſchieden werden mußte. 

“un (Coburg-Gotha.) Die Verſuche zu Ermöglidfung einer Union 
beider Landestheile find abermals gefcheitert. 


Bom gemeinſchaftlichen Landiage war die Berfaffungslommilfion beauftragt 
worden, mit der Wegierung Behuft endlicher Erledigung der Bereinigungs- 
frage in Unterhandlung zu treten, und die Kommilfion hatte darauf nad 
mehreren erfolglojen Beiprechungen mit den Negierungstommiflarien zur Bes 
währ einer finanziellen Garantie für die Herzogthümer einen die Regelung 
der Domänenverhältnifie bezwedenden Vorſchlag gemadt. Danach jollte eine 
Nevifion des Domänenablommens in der Weile eintreten, daß ein ähnliches 
Berhältnik wie in Meiningen bergeftellt, alio für den Fall, daß das herzog⸗ 
lie Haus zu regieren aufhörte, dem Lande eine Quote des Domänenver- 
mögens als BProvinzialfonds zugewieſen würde. Die Regierung hat aber, 
nachdem fie von diefem Vorſchlag Kenntniß erhalten, die definitive Erffärung 
abgegeben, Bob fie nit in der Sage fei, auf Grund desielben in Unterhand- 
ung zu treten. 

„_» (Elfaß-Lothringen) Entichließung des Oberpräfidenten über 
das den Einwohnern nad dem Trieben mit Frankreich zugeſicherte 
Net zur Option der Nationalität. Dieſelbe läßt in Bezug auf Klar⸗ 
heit nichts zu wünſchen übrig. Die hauptſächlichſten Beſtimmungen 
lauten : 

I. Alle dispofitionsfähigen Angehörigen Elſaß⸗Lothringens, welche früher 
franzofiſche Staatsangehörige waren, und welche entweder 1) in Elſaß⸗Lothringen 
geboren find, und am 2. März 1871 dafelbft ihren Wohnſitz hatten, oder 
2) zwar nicht in Elfaß-Lothringen geboren find, aber daſelbſt am 2. März 
18371 ihren Wohnfig hatten, 3) zwar nicht in Elſaß⸗Lothringen am 2, März 
1371 ihren Wohnfig hatten, aber dafelbit geboren find, Fönnen in der vor⸗ 
geihriebenen Weiſe (II. und III.) und in den feftgefegten Friſten (1V.) fig 
für die franzöfiiche Nationalität enticheiden. Wer von diefem Rechte Gebrauch 
madt, dem ift die Aufnahme in Frankreich ohne neuen Erwerb der franzd- 
fiiden Rationalität und die Freiheit des Abzunes aus Deutiland ohne Rüd- 
figt auf die Militärpflicht gefihert. IL. Das Optionsredgt wird in folgender 
Weiſe ausgeübt: 1) Die zur Glaffe 1 I gehörigen Perjonen müflen ihren 
Wohnfig na Frankreich verlegen, und eine ausdrüdlicde Erklärung abgeben, 
daß fie ihre inzwiſchen fuspendirte franzöſiſche Nationalität beibehalten wollen ; 
2) die zur Claſſe 2 I gehörigen Perfonen müflen ihren Wohnfig nah Frank⸗ 
reich verlegen, dagegen bedarf es bei ihnen der oben gedachten ausdrücklichen 
Erklärung nit; 3) die zur Claſſe 3 I gehörigen Perjonen müflen die vor⸗ 
gedaßte außdrückliche Erklärung abgeben, dagegen bedarf es bei ihnen der 

fegung ihres Wohnfiges nad) Frankreich nicht, es fei denn, daß fie feit 
dem 2. März 1871 und vor Ablauf der Optionsfriften ihren Wohnſiß in 
Elfaß-Lothringen genommen haben. III. Die ausprädliche Erklärung für bie 
franzöflicde Rationalität, ſoweit diefelbe nad IT erforderlich iR, exfolgt: 


Mi. 
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1) feitens ber Perſonen, welche fi in Elſaß⸗Lothringen aufhalten durch koſten⸗ 
freie protofollarifche Erllaärung vor dem Kreitdirector, und in Straßburg und 
Peg vor dem Bolizeidirector; 2) feitens aller übrigen Perfonen durch eine, 
jei e8 vor der Mairie des Wohnorts in Frankreich, ſei es vor einer franzd⸗ 
ſiſchen Geſandtſchafts- oder Gonjulats-Sanzlei abgegebene Erllärung, oder 
durch Immatriculation bei einer folden Kanzlei. IV. Die Friſt für die 
Ausübung des Optionsrechteß — mag dazu nun die Verlegung des Domicils 
nad Branfreih und die ausdrückliche Erklärung für die franzöfiihe Natio⸗ 
nalität, oder nur eine von diefen beiden Thatſachen erforderlich fein (II und 
IT) — läuft mit dem 30. Sept. d. 3. ad. Nur für diejenigen Perſonen, 
weiche fih außerhalb Europa’s aufhalten, if die Friſt biß zum 30. Sept. 
1873 einſchließlich verlängert. V. Diejenigen aus Elſaß⸗Lothringen geblirtigen 
Berfonen, welde in der franzöfiicden Armee oder Flotte in irgendeiner Eigen- 
ſchaft aud als Freiwillige oder Einfteher dienen, haben das Recht, für die 
deutſche Rationalität zu optiren. Die Option erfolgt in der Weile, daß die 
betreffenden Berjonen der zuflindigen Militirbehörde die Erflärung vorlegen, 
daß fie fi für die deutſche Rationalität entfchieden haben. Dieſe Erklärung 
muß, wenn die betreffenden Perfonen ihren zeitlihen Garniſons⸗ oder Auf⸗ 
enthaltsort in Frankreich haben, bei der Mairie dieſes Ortes abgegeben wer- 
den. In Betreff der Friſten gilt aud bier das unter IV Geſagte. Bezliglich 
der Minderjährigen wird in einer bejondern Entſchließung folgendes 
beftimnt: „1) Richt emancipirte Minderjährige, fie mogen in Eljaß-Kothringen 
geboren fein oder nit, können weder felbft noch durch ihre geſetzlichen Ber⸗ 
treter gefondert von diefen für die franzöfiihe Rationalität optiren. Sie 
folgen, wenn ihre Eltern noch am Leben find, der Wahl der Rationalität des 
Baters. Die Option des Vormundes für die franzöfiide Nationalität bat 
diefe Wirkung nur, wenn der Yamilienrath feine Zuſtimmung ertheilt. 2) Die 
vorſtehende Beſtimmung findet auh auf emancipirte Minderjährige Anwen- 
dung, fofern fie in Eljaß-Lothringen geboren find. 3) Emancipirte Minder- 
jährige, welde nicht in Elſaß⸗Loihringen neboren find, ftehen in Bezug auf 
das Optionsrecht den Brokjährigen gleich.“ 


8. März. (Preußen) Abg.-Haus: Die Kommijjion für die Kreisord- 


nung8vorlage beendigt ihre Berathungen und nimmt diefelbe nad) ben 
gefakten Beſchlüſſen als Ganzes mit allen gegen 3 Stimmen an. 
Es wird beſchloſſen, daß das Geſetz vorerft auf die Provinz Poſen 
feine Anwendung finden folle, daß fie aber auf dem Wege Töniglicher 
Verordnung dort jolle eingeführt werden Lönnen. 


„ (Bayern) U. Kammer: lehrt den Antrag Crämer und Gen. 
(Reform des Steuerſyſtems) auf Einführung einer einheitlichen allge⸗ 
meinen Einfommenfteuer mit 68 gegen 57 Stimmen ab. 

„ Württemberg.) Der König macht einen Beſuch am Faiferlichen 
Hofe zu Berlin, nachdem die Königin einen ſolchen ſchon vorher auf 
dem Wege nad St. Petersburg gemacht hatte. 

„  (Deutfhes Reich.) Die Reichsregierung beſcheinigt Frankreich 
ben Empfang über bie in Straßburg abgelieferten Rate der Kriegs⸗ 
entfehädigung (die vierte Halbmilliarde). Frankreich erhält dadurch nad) 
ber Gonvention vom 12. Dc. v. 3. die vollftändig freie Verfügung 
über die Departements Cote d’or, Jura, Doubs, Seine et Marne, 
Aube et Aisne zurüd. Die Anzahl der dort zu haltenden franzö- 
ſiſchen Truppen bleibt nicht länger bejchräntt. 


94 Bas deutfäe Reig und feine einzetnen Glieder. 
9. März. (Preußen) Herrenhaus: beräth ben Gejeheßentwurf betr. die 


Oberrechnungskammer 

und ſtreicht dabei den vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſenen Zuſatz, welcher eine 
Erweiterung des Kreiſes der von der Oberrechnungskammer aufzuſtellenden 
Bemerkungen bezweckte, obwohl der Finanzminiſter erklärt, in dieſem Falle ſei 
zu beſorgen, daß das Abgeordnetenhaus auf das ganze Geſetz verzichten werde. 
Im Uebrigen wird das Geſetz ohne Aenderung nad den Beilüffen des Ub- 
georbnnetenhaufes genehmigt. 

» » Baden.) I. Kammer: Eckhard interpellirt die Regierung bei. 
ihrer Stellung zur Altkatholikenfrage, 
insbefondere 1) ob fie etwaige altkatholiſche Priefter im Genuß ihrer Pfründen 
und in ihren Wmtsverrichtungen zu fchügen gebenfe, 2) ob fie etwaigen alt- 
fatholifhen Gemeinden Rehtsichug gewähren wolle z. 9. durch Weberlaffung 
von Kirchen, 3) ob fie am obligatorifgen Religionsunterricht aud dann feR- 
halte, wenn die Eltern ſolchen von infallibtliftiiden Geiſtlichen für ihre Kinder 
verſchmähten. Staat$minifter Dr. Jolly erwidert: Die Regierung habe durch 
Erlak vom September 1870 erllärt, daß fie den Beſchlüfſen des vatifanifchen 
Ronzils keinerlei flaatsrechtliche Geltung zuerkenne; dieje feien für die Staat 
regierung nicht exiſtirend. In. Folge Deflen antwortete er ad 1) und 2) ein 
fah mit „Ya“, ad 3) mit „Nein. Mit großer Mehrheit genehmigt 
die Kammer den von den Abgg. Schmidt u. Gen. geftellten Antrag, die 
Regierung wolle eine genaue Unterfuhung aller im Lande beflehenden älteren 
Lehr⸗ und Erziehungsinftitute Eöfterlicher Art, jowie der in den verfchiedenfien 
Formen neu entitandenen Höfterlihen Anftalten und Einrichtungen veranlajien 
und das Ergebniß dem nächſten Landtage vorlegen. 

10. „ (Bayern) Große Berfammlung der pfälziſchen Altkatholiten in 
Kaiferslautern, an der gegen 3000 Berjonen Theil nahmen. 

».» (Baden) II Kammer: nimmt die von mehreren Abgeordneten 
eingebrachten Geſetzvorſchläge betr. bie Unterfagung öffentlicher Lehr⸗ 
wirkſamkeit der Mitglieder religiöfer Orden oder ordensähnlicher Con⸗ 
gregationen, die einem außerhalb Deutfchland wohnenden Obern unter- 
ftehen, und der Nbhaltung von Miffionen dur Mitglieder religiöfer 
Drden an, nachdem die Regierung ihre Zuftimmung dazu erflärt hatte. 

An demfelben Tage finden gleihzeitig nicht weniger als 8 Bollsperfamm- 
lungen (in Sädingen, Staufen, Offenburg, Haslach, Dos, Mali, Hardheim, 
Tauberlönigshofen), welche von den clericalen Landtagsabgeordneten geleitet 
werden, ftatt. Diejelben find überall nicht jehr zahlreich, genehmigen indeffen 
jämnmtlic die ihnen vorgelegten Refolutionen. Die erfle ſpricht den Gegnern 
des Unfehlbarkeitsdogma's als Aufwieglern gegen die von „fämmtlichen Bifchöfen 
des Erdkreiſes“ anerfannten Beſchlüſſe des „rechtmäßigen vatikaniſchen Konzils“ 
die Eigenſchaft als Katholifen ab und bezeichnet die Zulaffung „adbtrüänniger* 
Vriefter zu Gotteshäufern und Pfründen als eine Berfafiungsverlegung Sei- 
tens der Staatsgewalt. Die zweite Refolution verwirft die genaue Unter- 
ſuchung Elofterartiger Anftalten als eine feindlihe Denunziation an die Polizei, 
als Berlümmerung der Gewiſſens⸗ und Bereinsfreiheit. Die dritte erklärt 
den Autſchluß der Mitglieder religidjer Orden und Bruderſchaften vom öffent» 
lien Lehramt für einen Widerjprud gegen das allen Badenern gleihmäßig 
zulommende Net. Die vierte nennt daß Verbot der Milftonen und der 
Aushilfe von Ordensgeiftllihen in der Seelforge einen Eingriff in die Rechte 
der Bilchdfe, eine Berlekung des deutſchen Staatsbürgerrechts, eine jchmere 
Kräntung aller Katholiken, die nie und nimmer die Behauptung zugeben 
tönnten, daß die Lehren ihrer Kirche die Rechte des Staates in Frage fellten 
oder den religiöfen Frieden flörten u. |. w. 
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11. März. (Preußen) Abg. Haus: lehnt bie vom Herrenhaus im Hypo⸗ 
thefengejeg angebrachten Mobificationen ab. 
=» u (Breußen) Erlaß des Eultusminifters Fall an den Biſchof 
v. Ermeland in Sachen ber Exrcommunicationen: 

„Ew. x. haben mittelR Decrets vom 4. Juli v. 3. die Strafe der großen 
Ereommunication über den katholiſchen Reiigionslehrer Dr. Wollmann zu 
Braunsberg ausgeſprochen und dieſes Decret zur öffentlichen Senntnik Ihrer 
Dideefanen bringen laflen. Ein gleiches Berfahren if von Hochdemſelben gegen 
den Prof. Michelis aus Braunsberg eingehalten worden. Leber die Wir- 
tungen der genannten Cenſur auf den Berlehr mit den von ihr getroffenen 
Berjonen ſpricht fih ein Aufſatz, welchen das „Paftoralblatt für die Dideeſe 
Ermiand" vom 1. Aug. v. J. dem Abdrucke des von Em. ꝛc. an die Geiſt⸗ 
lichkeit und die Bläubigen Ihres Sprengels gerichteten, die Ercommunication 
des Wollmann verfündenden SHirtenbrief3 vom 22. Juli er. unter dem Titel: 
„Weſen und Wirlungen des Kirchenbanns“ anfügt, in folgender Weile aus: 
„Die Gläubigen find fireng verpflichtet, mit einen ſolchen, welcher namentlich 
aus der Kirche ausgeſchloſſen if, feinen Verkehr zu pflegen, mag dieſer in 
Beſuchen, Grüßen, Unterrit u. |. w. befleben... Wer mit einem namentlich 
Ercommunicirten Verkehr pflegt, verfällt der kleineren Ercommunication ... 
Mit namentlih Excommunicirien dürfen nur die Eltern, die leiblichen Kinder, 
die Dienftboten und dergleichen Perſonen verlehren.“ Daß hiermit nichis 
Neues aufgeftelt, jondern lediglid — und zwar nicht einmal in feinem 
dollen Umfange — das in der fatholiihen Kirche geltende Reit zum Aus» 
drud gekommen ift, zeigt die quellenmäßige Bearbeitung, welche die betreffende 
Lehre in der neueren Doctrin bei Kober: „Der Kirhenbann nach den Grund» 
fägen des lanoniſchen Rechts (Tüb. 1857) S. 384 ff. und erft vor furzem 
wieder durch einen preußifchen Praftifer, den Präfes des erzbiſchöflichen Offi⸗ 
cialats in Köln, Dr. Münden: „Kanon. Gerichtsverfahren und Strafrecht” 
(ein 1866) IL. 167 ff. erfahren hat. Da hiernach die vorliegende große 

zeommunication keine rein geiſtliche Strafe if, fondern durch die Aechtung, 
mit welcher fie den von ihr Betroffenen nad aflen Richtungen des focialen 
Rebens belegt, neben der kirchlichen zugleich eine bürgerliche Bedeutung bat, 
jo kann eine einfeitige Berhängung derfelben durch den kirchlichen Obern nicht 
für in erachtet werden. Ein berartigeß Vorgehen ftellt ſich vielmehr als 
eine Berlegung der dem Schutze des Staates anheimfaltenden Gerechtſame 
feiner Ungehörigen und als ein Eingriff der Kirchengewalt in das bürgerliche 
Nechtsgebiet dar, welchem der Staat zu wehren befugt und verpflichtet if. 
In den vorliegenden Yällen gilt dies um fo mehr, als das für die dortige 
Provinz in Betracht kommende pofitive Sandesgejeg (8 57 II. 11. A. 8.-.) 
dei Ausilieungen von der Kirchengemeinſchaft, ſoweit damit nachtheilige 
Folgen für die bürgerliche Ehre des Ausgeidglofienen verbunden find, „vor 
deren Beranlaffung” ausdrädiich die Einholung der Staatsgenehmigung 
—— und, wie die Materialien ergeben, hierdurch ſpeciell den bürgerlichen 
gen der großen Excommunication in der katholiſchen Kirche hat be⸗ 
gegnet werben follen. Die Berhängung des großen Kirchenbannes über den 
Dr. Bollmann und den Prof. Micelis zu Braunsberg if lediglich auf 
Grund Ihrer Enticließung, mithin unter Ueberſchreitung der nach preuß. 
Landesrecht geſeglichen Grenzen der biſchoflichen Amtsbefugniß erfolgt. Indem 
ich daher mit Zuftimmung des k. Staatsminifieriums an Ew. ⁊c. daS erge- 
benſte Erſuchen richte, den Widerſpruch, in welchem jene Genjurbecrete durch 
ihre bürgerlichen Wirkungen mit den Landesgeſegen ftehen, in geeigneter Weiſe 
zw beſeitigen und bieje Bejeitigung zur Kenniniß der dortigen Didcefanen zu 
bringen, darf ich einer baldgefäligen Mittheilung über die deifalls ergeben" 
den Berfügun en mit dem Bemerken ergebenft entgegenjehen, daß, wenn eß 
nicht gelingt, jenen Wiederſpruch zu heben, die k. Staatsregierung in bie Tage 
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gefegt fein würde, die Ew. x. vom Staate ertHeilte Anerkennung 
als Biſchof von Ermeland als eine durd das Berfahren Ew. x. hin- 
fällig gewordene anzufehen und die bisher beftandenen faatliden Be- 
ziehbungen zu der durch Em. zc. geleiteten Didcefsrvermwaltung 
nit fortjegen zu können.“ 


11. März. . (Preußen) Der katholiſche Militärgeijtliche Grunert in Inſter⸗ 


12, 


” 


burg wird vom Feldpropſt oder Armeebiſchof wegen Nichtunterwerfung 
unter das Dogma der Unfehlbarkeit feines Amtes entſetzt. Die Mi- 
litärbehörde befiehlt ihm, feine Functionen troßdem fortzufegen. Der 
Biſchof verbietet e8. | 

„ Preußen.) Der Staatsanz. veröffentlicht bereit3 das vom Kaiſer 
genehmigte Schulauffihtsgefeß. Dasfelbe lautet: 

8 1. Unter Aufhebung aller in einzelnen Qandestheilen entgegenflehenden 
Beſtimmungen fteht die Auffiht Über alle öffentlichen und Privatunterrichts- 
und Erzieyungsanftalten dem Staate zu. Demgemäß handeln alle mit diejer 
Auffiht betrauten Behörden und Beamten im Wuftrage des Staates. 8 2. 
Die Ernennung der Local» und Kreisſchulinſpektoren und die Abgrenzung ihrer 
Auffihtsbehörde gebührt dem Staate allein. Der vom Staate den Inſpektoren 
der Volksſchule ertheilte Auftrag ift, fofern fie dies Amt als Reben- oder 
Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflich. Alle entgegenftehenden Beltim- 
mungen find aufgehoben. 8 3. Unberührt durch dieſes Geſet bleibt die den 
Gemeinden und deren Organen zuitehende Theilnahme an der Schulaufficdt, 
ſowie der Artikel 24 der Verfaſſunggurkunde vom 31. Januar 1850. (Leitung 
des Religionsunterrichts durch die betreffenden Kirchengejellidaften.) 8 4. Der 
Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗- und Medicinalangelegenheiten wird mit 
der Ausführung diefes Geſetzes beauftragt.” 

„ (Breußen.) Der Erzbiihof von Köln eröffnet den Profefforen 
Hilger, Knoodt, Langen und Reuſcher in Bonn brieflih, daB fie, 
weil fie dem Decrete der päpftliden Infallibilität ihre Anertennung 
verweigert haben, wegen notorifcher Härefle dem größeren Banne ver- 
fallen jeien. 

„ (Sadfen) I. Kammer: beendigt ihre Berathungen über das 
von der Regierung vorgelegte Volksſchulgeſetz, nachdem fie in dasjelbe 
eine Reihe tiefgreifender principiellee Modificationen hineingebracht 
bat, und nimmt dasjelbe als Ganzes mit 48 gegen 22 Stimmen an. 

Die hauptjählichiten Aenderungen find folgende: Es wird ein breijähriger 
obligatorifcher Unterricht in den Fortbildungsfchulen beichloffen, ein bloß zwei⸗ 
jähriger abgelehnt. Die Volksſchule als eine confeifionelle aufrecht zu erhal 
ten wird verworfen und mit 43 gegen 31 Stimmen befchloffen, diefelbe als 
öffentliche Anftalt der Jugend ohne Unterſchied des Glaubensbeklenntniſſes zu⸗ 
gängli zu machen, dagegen mit 67 gegen 5 Stimmen Dispenfirung vom 
Religionsunterricht in bejonderen Fällen angenonımen. Den Gemeinden wird 
mit 50 gegen 22 Stimmen freigegeben, da8 Schulgeld aufzuheben. Wit 55 
gegen 17 Stimmen wird der Neligionsunterricht auf wöchentlich 3 Stunden 
beſchränkt. Den kirchlichen Orden und Gongregationen wird die Errichtung 
von Unterricht3- und Erziehungsanftalten aus kirchlichen Stiftungen in Sadien 
verboten; ebenfo fol den einzelnen Mitgliedern ſolcher Orden und Gongrega- 
tionen die Ertheilung von Unterricht verboten jein. Mit 50 gegen 13 Stim⸗ 
men wird die Aufhebung des Schulpatronat3 und die Wahl der Volksſchul⸗ 
lehrer durch die Schulvorftände beichloffen und die Zulaffung der Geiſtlichen 
als Mitglieder aus eigenem Recht mit 34 gegen 23 Stimmen abgelehnt. 
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Ebenſo wird die Beſtimmung, daß der Geiſtliche als folder Oridſchulinſpector 
fei, abgelehnt, die Ernennung der lehteren vielmehr der Regierung anheimges 
ſtellt. — Es flieht zum Voraus feit, daß die erfie Kammer auf dieſe prin« 
cipiefle Trennung der Kirche von der Schule nicht eingehen wird. 


12. März. (Breußen.) Ber Erzbifhof von Köln eröffnet den Profefforen 
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Hilgers, Knoodt, Langen und Reuſcher in Bonn brieflich, daß fie, 
weil fie dem Decrete der päpfil. Infallibilität ihre Anerkennung ver⸗ 
weigert haben, wegen notorifcher Häreſie dem größeren Banne ver 
fallen feien. 


„ (Deutfhes Reid.) Eröffnung der Seſſion des Bundesrathes. 


„ (Breußen.) Erlaß des Unterrichtsminiſters Fall an die koͤnigl. 
Regierungen bez. Ausführung des Schulaufſichtsgeſetzes: 

„Das Geſetz, betrefiend die Beaufſichtigung des Unterrichts- und Erziehungs 
mwejens, ändert das bisherige Verhältnig, nad welchem die Schulauffidht zumeiſt 
als ein Ausflug firchlicher Aemter unmittelbar mit denjelben verbunden war, 
principiell. Das Recht der Beauflihtigung der Schulen gebührt danach 
dem Staate allein, und es handeln demzufolge alle mit diefer Aufficht 
betrauten Behörden und Beamten im Auftrage des Staates. Ber Eintritt 
der Rechtsverbindlichkeit des Gefeges entzieht ſomit dem größten Theile 
der jegt fungirenden Local» und Kreis⸗Schulinſpectoren die 
Legitimation zur Fortführung diefes ihres Amtes. Zur Fortfüh- 
rung ihres Amtes bedürfen fie, dem Geſetze entiprechend, eines Auftrages von Seite 
des Staates. Um feine Unterbrechung eintreten zu lafjen, veranlaffe ich die 
tönigliche Regierung, zunächft die jegt fungirenden Local» und Kreib⸗Schul⸗ 
infpectoren in diefem ihrem Amte zur Yortführung desjelben im Yuftrage des 
Staates zu beftätigen. Eine allgemeine Kundgebung ſcheint, in Verbindung 
mit einer Nachricht an die betreffenden geiftlichen Behörden, hiezu zu genügen. 
Zugleih aber erwarte ih möglichſt Tehleunigen Bericht darliber, welche von 
den Schulinipectoren des dortigen Bezirkes da8 Bertrauen der Töniglichen 
Regierung nicht befigen, unter Darlegung der Gründe, die es nothwendig oder 
wünfchenswerth ericheinen laſſen, den ihnen ertheilten Auftrag nad 8. 2 des 
Geſetzes zu widerrufen, und unter gleichzeitiger Bezeihnung derjenigen Per⸗ 
fonen, welde fi dazu eignen und bereit find, in die erledigten Stellen ein» 
zutreten. Die königlide Regierung wolle ın dem erwarteten Berichte ſich auch 
darüber gutachtlich äußern, ob und welche Veränderung der betreffenden Auf⸗ 
fichtsbezirfe nöthig oder wünſchenswerth erſcheint. Außer im Allgemeinen dem 
Mangel der treuen Hingebung an die nterefien des Staates und eine den⸗ 
felben entiprechende Erziehung der Yugend bezeichne ich als bejonderen Grund 
zum Widerruf des ertheilten Auftrages die Vernachläfſigung des deutſchen 
Spradiumterrihts in den Vollksſchulen der polniſchen, nammtlih der 
polniſch-katholiſchen Gegenden des Bezirkes, welche mehr oder weniger 
immer den Scähulinfpector wird zur Laſt gelegt werden müffen. Ich vertraue 
außerdem, daB die Lönigliche Regierung in diefer Beziehung auch in Zukunft 
fortgejegt ein wachſames Auge- haben und Sorge tragen wird, daß ihre 
Wahrnehmungen, ſoweit fie Veranlaffung geben können, von dem Widerrufe 
des ertheilten Auftrages Gebrauch zu machen, unverzüglich zu meiner Kenntniß 
gelangen. Den Widerruf ſelbſt auszufprechen und die Ertheilung des Auf» 
trageß an andere dafür in Borichlag zu dringende Perſonen will ih mir aus 
finanziellen und allgemeinen Gründen der oberen Schulauffit einftweilen 
hiemit vorbehalten.“ 

„ (Breußen) Ag.» Haus: nimmt den Gefehentwurf Dez. Die 
DOberrechnungstammer doch mit der Modification des Herrenhaufes an. 
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15. März. (Preußen) Herrenhaus: genehmigt einflimmig das Budget für 
1872. Der Finanzminifter Camphauſen beleuchtet bei biefer Gelegen- 
heit die günftige Lage der preuß. Finanzen: 

„Meine Herren! In Ihrer Sommilfion if die Frage erörtert worden, 
ob fi die Finanzlage des Staats als eine günflige bezeichnen laſſe, oder nicht. 
Sin dieſer Beziehung wich es jehr darauf anlommen, welche Anſprüche man 
zu erheben gedenkt. ins wird jedenfalls nicht zu befireiten fein, daß in 
der Winanzlage ein weſentlicher Umſchwung eingetreten il, Wenn Gie fid 
bergegenmwärtigen, daß noch nicht drei Jahre verfloffen find, feitvem in dieſem 
Raume zahlreihe Steuerprojecte erörtert wurden, daß von allen diefen Steuern 
Teine ins Leben getreten ift, daß ſeitdem der Staat auf mannichfache Ein- 
nahmen Verzicht geleiftet hat, daß er das Landbriefbeftellgelb Hat fallen Laffen, 
daß er die Beiteuerung der Mühlen ermäßigt hat, daß er die Geſindebücher 
in Zutunft nicht mehr mit einer Steuer belegen will, dab wir demnadh ohne 
Steuererhöhung, nur dur eine Bermehrung ber Einnahmen, wie fie durch 
den natürlichen Lauf der Dinge herbeigeführt worden if, in die Lage gebradit 
worden find, für das Jahr 1872 an Wusgaben 14,445,447 Thir. mehr zu 
verwenden, fo würde man, glaube ich, bei einigermaßen beicheidenen Anfprüchen 
zu der Anerkennung beredhtigt fein, daß unſere Finanzlage eine jehr günflige 
jei. Diele 14,445,447 Thlr., die wir für das Jahr 1872 mehr verwendeien 
als für das Jahr 1871, bilden fi aus dem lleberihuß, den das Jahr" 1370 
gewährt hat, von 6,206,260 Thlen.; fie bilden fih ferner aus Mebrüber- 
ſchüſſen, melde die Veranſchlagung, und zwar eine ungemein jolide vorſichtig 
gehaltene Deranjelagung unjerer Staatseinnahmen für 1872 ergibt, gegen 
das Borjahr um eine Summe von 4,652,987 Thlr.; fie bildet fih dann 
ferner einmal aus einer jehr großen Erjparnik an Matricularbeiträgen, die 
fi belaufen wird auf 2,047,000 Thlr., und endlid aus einer jehr großen 
Eriparniß an Ausgaben für die PVerzinfung der Staatsſchulden, die fidh bes 
laufen wird für dieſes Jahr auf 1,539,200 Thlr. Das madt in Summa 
den vorhin von mir angegebenen Beirag. Dabei iR nun anzuerlennen, daß 
wir ſtatt diefer 14,445,447 Ehaler eine Summe von 4,003,000 
weniger würden verausgaben Fünnen, wenn nicht das Gonfolidationsgejeg ins 
Leben getreten wäre, und wenn uns diejeß nicht in den Stand geſetzt hätte, 
die für die betroffenen Anleihen zur Scähuldentilgung zu verwendende Summe 
zu den laufenden StaatSausgaben zu beſtimmen. Über, meine Serren, wäh 
rend wir diefe 4,003,000 Thlr. nicht in der gewöhnlichen Weiſe zur Schulden» 
tilgung beftimmt haben, find wir in die Lage gebracht werben, ganz unge 
wöhnlih große Belräge auf die Gchulventilgung zu verwenden. Rady den 
Vorſchlaägen der Etaatsregierung, welde die Zuſtimmung der beiden Hänfer 
des Landtags gefunden haben, haben wir den Gtaatsihag von 30,000,000 
Thlrn. dazu beſtimmt, um die Sprocentige Unleihe von 1859 zu tilgen. Das 
wird im Laufe diejes Jahre geichehen; die Kündigung if erfolgt, und am 
1. Juli d. 3. erfolgt die Rüdzahlung. Durch diefe Mafregel, die 26,600,000 
Thaler — id nenne hier nur die runde Summe — in Uniprud nehmen 
wird, wird das Budget auf die Dauer um 1,800,000 Thlr. entlaſtet. Den 
Ueberreft von 26,600,000 Thlrn. bis zu den 30 Millionen haben wir bazu 
beftimmt, um Renten, die mit dem 20fachen Betrag abgelöst werden fäunen, 
zu tilgen. Außerdem ift von den Häufern des SLandiags die Ermädtigung 
ertheilt worden, die Summen, welde für die creditirten Steuerbeiräge bisher 
aus den preußiihen Mitteln vorgeichoflen werden mußten, und bie uns jet, 
vermöge einer andern vom Beide getroffenen Einrichtung zur Verfügung ge- 
ſtellt werben, dazu zu verwenden, einmal, um 9 Milltonen aus früher ge- 
währten Crediten an conjolidirter Anleihe zu tilgen, und zweitens, um den 
Reit, den wir bei der Vorlage des Bejegentwurfs auf 2,600,000 Chir. ver 
anſchlagt Haben — indem die ganze Summe der Stenercredite auf 11,600,000 
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ex angenommen wurde — um bielen ebenfalls dazu zu ver» 
—** um ſolche Rentenverpflichtungen —33. bin in der * 
Lage, Ihnen heute mitzutheilen, daß, in Bezug auf diefe Steuereredite ein 
bei weiten günftigereö Berhälinik eintreten wird, als nod Damals unterſtellt 
werden mußte. Wir waren bei jener Borlage genäthigt, bie crebitizten Steuer⸗ 
beiträge genau fo anzugeben, wie fie am 81. Der. 1870 geweien waren, und 
es jein zu lafien, ob diefelbe oder eine eimas geringere oder größere 
Gumme au am 81. Dec. 1871 crebitirt fein würde Die Erfahrung hat 
gelehrt, wie überhaupt unfere Einnahmen in erfrenlidder 
find, daß bie crevitirten Steuerbeträge am 31. Dec. 1871, ſtatt auf 11,600,000 
Thaler, fi auf 14,063,000 Thaler belaufen haben. Wir werben allo nun» 
mebr in der Lage fein, mit einem Schlage 44,000,000 Thlr. dazu zu ver⸗ 
ber Base kin, häßtenb bier Yrk Muget [den diem fo großen Bertiärkt 
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nadiwest ‚ don vornherein mit voller Beſtimmiheit annehmen zu fönnen, daß 
für die Staattſchuldenverwaltung des Jahres 1873, wenn von den Zinfen für 
neue Unlehen abgefehen wird — das if ja ein neues Element — der An 
gabebetrag fi je gr te ne 8— FE 8 DR ſcheint, 
meine Herren, daß dieſe Au unſere Finanzlage in t 
wohl als gunſtig bezeichnet werden Tann.“ cn 


15. Mär. (Sachſen.) L Kammer: lehnt den Beſchluß und Antrag der 


IL Kammer „die Erwartung auszufpreden, daß die Staatsregierung 
durch die fächfiihen Bundbescommiffäre zu der Ausdehnung der Reiche- 
competenz auf die Erlaſſung eines allgemeinen Geſetzbuches über das 
Privatrecht im Bundesrathe fi zuflimmend erfläre”, mit allen gegen 
4 Stimmen ab. 


Die Debatte iſt nichts weniger als leidenſchaftlos. Namentlich Graf 
Hohenthal ruft zum Widerflande gegen die verderblichen LUnificationg- 
tendenzen” auf. Minifler v. riefen meint, daß, wenn diefer Antrag 
von beiden Kammern an die Regierung geftelli würde, fie ihn in Erwägung 
ziehen werde. Wie diefe Erwägung ausfallen werde, Könne er in biefem 
Augenblicke noch nicht jagen. In Bezug auf eine Bemerkung des Grafen 
Hohenthal Uber die Berantwortlichteit der ſachſiſchen Staatsminifter gegenüber 
ven Ständen erflärt er, daß diejenige Berantwortlichkeit, die in letzter Kon⸗ 
fequenz dahin führen könne, eine Minifieranklage hervorzubringen, in Bezug 
auf die von Sachſen auf das Reich übertragenen Angelegenheiten den Ständen 
gegenüber nicht mehr beftehe, wohl aber in Bezug auf alle Begenflände, welche 
Vechte und Intereſſen des fühl. Staates berühren. Dazu gehörten entichieden 
Die Fragen der Stompeienzeriveiterung des Reichs, die nicht denkbar ſei ohne 
eine Kompetenzeinſchraänkung der einzelnen Staaten. Die Regierung babe nie 
Daran geziweifelt, daß fie in Bezug auf ihre Abſtimmung im Bundesrath Aber 
Kompetenzerweiterungen des Veichs in jeder Beziehung verantwortli jet. 
Das führe aber keineswegs dahin, dab die im Bundeßrathe von ihr abge⸗ 
gebenen Erklärungen ungiltig wären, wenn fie nicht vor⸗ ober nachher die 
Zufimmung der Stände erhielten. Man möge das Bertrauen zu den Mi- 
niſtern haben, daß fie ſich perlönli ihrer Berantwortlicgteit ftetß bewußt 
bleiben würden. Den Gedanken freilih, daß, wenn das Ungläd einmal ge 
ſchehen und die Minifter in Berlin gegen das angeblidde Landesintereſſe ge⸗ 
Rimmt haben, dann mit der Minifterverantwortlichkeit nicht viel anzufangen 
fei, will er nicht widerlegen. 

„ Württemberg) IH. Rammer: gebt üßer einen Antrag betr. 
die Gewährung von Diäten für die Reichstagsabgeorbneten zur Tages⸗ 
ordnung über.. 
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15. März. (Baden) II. Kammer: genehmigt auch in zweiter Debatte bie 
Geſetze gegen religiöfe Orden und Gongregationen (j. 10. d.), unter 
Einfügung der Ermächtigung zur Nachſichtsertheilung gegen einzelne 
Perjonen, mit allen gegen 11 Stimmen (9 Ultramontane und 2 
Democraten). 


16. „ (Breußen.) Der Cultusminifter richtet an den Erzbiſchof von 
Köln und an den Biſchof von Ermeland Schreiben, in welchen er anfragt, 
wie diefelben die Verhängung der großen Ercommunication, nad welcher 
die Gläubigen feinen Verkehr mit den Ausgeichloffenen pflegen dürfen, mit der 
geielichen Borfchrift in Einklang bringen könnten, wonach die Genehmigung 
des Staates zu jeder Ausſchließung aus einer Kirchengemeinſchaft, die nad 
theilig für die bürgerliche Eriftenz der Ausgeichloffenen wirkt, erforderlich iſt. 
Der Biſchof von Ermeland zögert mit der Antwort, der Erzbiſchof Köln er- 
wiedert dagegen jofort, daß er die Excommunication nicht dffentlih verkundigt, 
fondern nur den Betreffenven notifizirt habe; eine Aufforderung an die gut⸗ 
gläubigen Katholiken, den Verkehr mit den Excommunicirten abzubredhen, jei 
nicht ergangen. 

„—23. März. (Preußen) Abg.-Haus: Debatte über die Kreisvor⸗ 
lage. Mobdificationsanträge der Kommijjion. Erflärung des Miniſters 
des Innern Graf zu Eulenburg. Trage der vorläufigen Ausnahme 
ber Provinz Poſen. Schließlih wird das Geſetz mit 256 gegen 61 
Stimmen (der äußeriten Rechten und der ultramontanen Partei; Die 


Polen enthalten fi) angenommen. 

Sin der Debatte ergreift zuerfi Dr. Friedenthal als Meferent das Wort, 
un einen Weberblid über das ganze Werk in feinen Hauptgrund- 
zügen zu geben: 

Die Eommiffion hatte von der Ernennung eines Generalreferenten Abſtand 
genommen; da der Präfident jedoch den Wunfch außgeiprocden, die Discuifion 
durch einen den Begenftand ar legenden Bortrag eröffnet zu fehen, warb id 
von den Mitgliedern der Commiifion mit demjelben betraut. Nicht die Fülle 
de8 Details gedenke ih Ihnen vorzuführen und dadurch der Sperialdiscuffion 
vorzugreifen, jondern nur die für die Vorlage charakteriſtiſchen Grundzüge 
darzulegen. Der Gejegentwurf geht meit über die Gränze deflen hinaus, was 
man unter Kreisordnung verfteht, er erfiredt fih auf den ganzen Staat und 
berührt in dem meiteften Umfange die innerften Faſern jeines Weſens. Die 
Verwaltung ftand bisher auf dem Boden des abjoluten Staats. Ber Ber 
faffungsftaat ift unvermittelt in unferm Land eingeführt worden, er vermochte 
bisher nicht in der Weile zur Geltung zu kommen mie bie Zeit es gebietet, 
daher ftoßen wir in der Verwaltung überall auf das alte Gefüge, und leiden 
durch den unbehaglichen Zwiejpalt zwiſchen Außenjeite und Dad und dem 
innern Ausbau des Staatsweiens; die Façade paßt nidht zu der innern 
Structur des Gebäudes. Und ich berufe mid auf das fachverftändige Urtheil 
des Hrn. Neicheniperger (Koblenz), wenn ih den Sat aufftelle, daß dieſer 
Widerſpruch keineswegs eine Eigenthumlichkeit des germaniſchen Styls if. 
Durch den umfaſſenden ſtaatsrechtlichen Charalter der Vorlage wird ber Ein⸗ 
wand, der von conſervativer Seite erhoben wird, widerlegt, als ſei ein Be 
dürfniß nach derjelben nicht vorhanden. „Der Kreistag, wird gejagt, wie er jegt 
befteht, hat fich gut bewährt. Weßhalb eine neue Erundlage? Warum feine 
Novelle zu der alten Kreisverfaffung?“ Aber e8 handelt ſich bier nicht ſowohl 
um eine Umänderung des Beſtehenden als um die Schaffung einer neuen 
Grundlage, melde den Kreifen die Fülle politiichen Lebens zu geben geeignet 
it, die fie faffen Tönnen und befigen muſſen. Nicht communale, fondern allein 
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Raatlihe Geſichtspunkte dürfen hier gelten. Daher fordert das Belek von 
Seiten des Landtags auch eine andere Behandlung. Das Beleg ift fein Refiort- 
geſetz, auch kein Parteigeieg, fonbern ein Ergänzungsgejeß zur Verfaſſung. Es 
if fein Reſſortgeſetz, da der Staat mit der Geſammtheit feines Weiens dabei 
eintreten muß, joll das Ende ein gedeihliches fein. Es ift aud kein Partei⸗ 
geieg, da es feiner Natur nah nit auf der Doctrin irgendeiner poli⸗ 
tiſchen Schule bafirt; es ift nicht nad) einer Richtung liberal oder confervativ, 
jondern e8 beruht auf einer Berfländigung der Parteien, und zwar auf keiner 
äußerlicyen, welche den beftehenden Riß nur verkleiftert. Die Gegenſätze dieſer 
Trage find nit unlösbar, fie find vielmehr nur der Ausdrud der Betrach⸗ 
tung besfelben Gegenftandes von zwei Seiten. Wir müflen hier die Dinge 
nad ihrem gegenwärtigen Beftand und zugleih nad ihrer hiſtoriſchen Ent- 
widlung behandeln. Die Ziele, denen wir zuftreben, und melde die heutige 
Zeitlage zur Baſis haben, find liberaler Natur. Der augenblidlihe Zuſiand 
aber beruht auf der Grundlage der hiftorifchen Entwidlung, die weſentlich 
conjervativ iſt. Uns wird die Aufgabe geftellt, auf dem Wege der Reform 
von dem Hiftorifch-Eonjervativen auszugehen und zum Liberal⸗Philoſophiſchen 
hinzuſtreben. Nur fo if eine organiſche Geftaltung zu ermöglicden. Die 
Berjöhnung der Parteien in dem neuen Werke jchaiit volles reiches Staats» 
leben. Unterbrüdt jedoch eine Partei die andere, jo iſt das Refultat ein frucht⸗ 
loſes, der Zuſtand wird entwidlungsunfäfig. Die Commilfion bat dieſes 
Prineip der Berföhnung bei Berathung der Vorlage geleitet, das Plenum 
thäte wohl, diefe Methode gleichfalls zu acceptiren. In den Grundzügen des 
Geſetzes weichen die Commiſſionsvorſchläge nicht von dem Regierungsentwurf 
ab; was geändert wurde, ift nur nebenfählih. Tas Geſetz geht vom Kreis 
als Mittelpunkt aus, die erſte Frage ift daher die nad der Berechtigung, 
gerade auf diefer Stufe den Bau zu beginnen. Der große Uebelfland aller 
continentalen Entwidlung ift der Dualismus particulärer Oewalten. Ber 
abjolute Staat der Bergangenheit legte die particulariftiichen Gewalten brad). 
Die Reaction dagegen trat ein, und zunächft auf dem Boden der Gemeinden. 
Die Stadtgemeinden famen als die erfien zu einer communalen Selbſtver⸗ 
waltung. Dieſe Selbftverwaltung fteht in ihrem felbftftändigen Charalter, 
aber im Widerfpruch mit der Gewalt des Staats. Dieſes Nebeneinander der 
Gewalten verhindert die Geftaltung eines organiihen Banzen, und ein foldyes 
ſoll das Sefammtftaatsweien darftellen. Daher ift die Trennung der Gewalten 
fehlerhaft, der Dualismus zu verwerfen. Dieſer Fehler ift in der Vorlage 
vermieden, ohne daß das Princip der ftaatlihen Selbitftändigfeit der Gemein» 
den verlegt wird. Das neue Gejeg vereinigt die obrigkeitlihe und die Par- 
ticeularverwaltung zu einer obrigleitlihen PBarticularverwaltung, und überträgt 
diefelbe auf das geeignetfte Blied, den Kreis. Dem provincialen Verband 
eine ſolche Function beizulegen, dürfte nicht annehmbar erſcheinen. Er ift zu 
groß, die einzelnen Gemeinden in demjelben find zu loje mit einander ver⸗ 
bunden. Andererſeiis aber bietet die Stammeszujammengehörigleit, wie fie 
vielfach im Charakter der Provinzen liegt, eine particulariftiiche Gefahr für 
den Staat ſelbſt. Aud die Gemeinden können nicht zu jenen einheitlichen 
auf Selbfiverwaltung beruhenden Gemeinſchaften, aus welden der Staat fi 
zufammenfegt, inftituirt werden. Das Berhältniß der letztern dem großen 
Staatsverbande gegenüber erfordert die Bleiyartigfeit der einzelnen Factoren. 
Sn dem Charakter der Gemeinden aber zeigt ſich eine jo große Mannichfaltig⸗ 
keit, eine jo große qualitative und quantitative Verſchiedenheit, die fi ſowohl 
aus der hiſtoriſchen Entwidiung herausgebilvet, als fie natürliche Gründe hat, 
daß eine Bereinigung der vielen einzelnen unter dem Staat ohne ein Mittel 
glied abjolut unthunlich erjcheint. Ferner ift der haralteriftiiche Grundzug 
der Gemeinden ein befenfiver ; jo trefflich ihre innere wirthichaftliche Verwaltung 
beftellt ift, jo ablehnend verhalten fie fi nad außen. Der Staat erſcheint 
ihnen nur als ein Etwas, das Geld von ihnen will. Es fehlt den Gemeinden 
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‚endlich die Widerſtandskraft, die fie befähigt, ein Schut ber 


Gelöfiverwaliung 
zu fein. Rur folge Körper, die eine compacte Maſſe repräfentiren, tragen die 
Garantie in fi, daß fie nicht wieder vom Staat unterjocht werden. Freilich iR 
ein Theil der Stantsgemeinde wohl geriguet auch felbfiländig einen folden 
Körper zu bilden, dod find andererfeits die Städte durchaus nothwendig zur 
Mitwirkung bei den Geſchäften des Kreiſes. Ohne fie würden zeitweile die 
zur Berwaltung erforberliden Organe nicht zu ſchafſen fein. Die Eremtion 
derjelben von den Kreisverbänden wäre endlich eine Schädigung diefer ſelbſ. 
IR die Mannichfaltigleit des Charakters der Gemeinden ein Grund, fie nicht 
unmittelbar dem Staat unterzuorbnen, jo if diefe ihre ——* in den 
engern Granzen des Kreiſes eine Quelle reichen Lebens in dieſem. iſt aber 
gegen das vorliegende Geſetz bezüglich dieſer Frage eingewendet worden, daß 
man den Bau, ſtatt von unten auf anzufangen, mit der Mitte begonnen. 
Das Bild trifft, wie fo oft, nicht völlig zu. Es trägt den Stempel des 
Mechaniſchen, während das Werl, welches wir errichten, organiſches Gepräge 
hat. BDasjelbe gleicht vielmehr einem Baum, feine Wurzeln ruhen verborgen 
in der Erde, in den Gemeinden, feine Krone ftrebt nad oben, dem Provincial⸗ 
verbande zu. Und damit der Baum gefunde, müflen wir die Quclie feine» 
Nahrung, die Erde, fruchtbar machen, das heikt die Gemeinden reformiren. 
Wir müfen die Landgemeinden emancipiren von der guisherrliden und ber 
Erbpolizeigewalt — Einrihtungen, die aus der Erbunterthänigleit hervorge⸗ 
gangen waren und mit ihr hätten fallen müſſen. Heute find ſolche Infitu- 
tionen veraltet. Diefen gerechten Forderungen der Zeit trägt das neue Geſetz 
Rechnung, ebenfo wie e6 die völlige Freibelt der Beamten in der Gemeinde 
verwaltung feſtſetzt. Zwiſchen Kreis und Gemeinde ftellt der Entwurf den 
Amtsbezirk. Schon jet beſtehen ſolche Gemeinſchaften mehrerer Gemeinden 
zu beſtimmten Zwecken. Das Bedürfniß bat fie zuſammengeführt. Dieſen 
Erſcheinungen gibt das Beleg legale und organiſche Form. Die Bertretung 
des ſereiſes nad der Vorlage iſt für die Conſervativen ein Anlaß geworben, 
diefelbe anzugreifen. Meiner Anficht nad iſt der Kreistag in feiner Zuſammen⸗ 
jegung nad dem neuen Beleg durchaus confervativ. Man hat nicht die Be 


vblkerung zufammengeworfen und die Wahl lebigli von der Unzahl der 


Köpfe abhängig gemacht; man bat diefelbe vielmehr an Bruppen angeſchloſſen, 
wie fie fi geſchichtlich und wirthſchaftlich gebildet Haben. Rah Stadt und 
Land nah Groß⸗ und Kleinwirthſchaft iſt geſchieden und das Recht bemeſſen 
worden, den Kreistag zu beſchicken. Wenn ich das als etwas revolutiomäres 
föildern höre, jo muß ich offen gefiehen, daß mir der Begriff deflen, was 
„bitoriih“ Heißt, Fehlt. Die Ritterſchaft hatte einen Sinn, folange Ritter 
eriftirten. Kent ift es geradezu eine Vächerlichkeit, fich Ritter zu nennen. Die 
Auffaffung der Jetztzeit gemäß ſolchen Anſchauungen gibt allein ein Zerrbild. 
Ordnen wir daher die Berhältniffe des Kreifes auf der Grundlage, wie fie 
heute gegeben if. Gine neue Behörde ift durch den Entwurf noch infituirt 
worden, der Freisausihuß. Es if dieſes Inſtitut jedoch aud nur ſcheinbar 
eine Neuerung, da es fi an die bis jekt beftehenden Sreiscommiffionen an- 
Iehnt und diefelben nur auf legaler Grundlage fortſetzt. Der wichtigſte Bunt, 
ja der Inhalt des ganzen’ Geſetzes ift die Inſtitution der Selbftverwaltung, 
alß der Grundlage, auf welcher die Kreisverwaltung erbaut if. Zuerſt muß 
ich es zurüdweilen, als ob die LZöfung der Frage der Gelbfiverwaltung, wie 
fie der Entwurf gibt, irgenpweldden Bezug babe zu der Frage der Centrali⸗ 
fation und Decentralijation. Weder nad der einen noch nad) der andern 
Seite zielt der Entwurf, er fügt allein den auf Selbftverwaltung beruhenden 
Kreisverband als organiiches Glied in daß Gefüge des Staatsbaues ein. Un 
diefer Stelle ſtellt fi die Frage vielmehr folgendermaßen: „Wieweit find 
bei der Imflitution der Selbſtverwaltung für den Kreis die Rechte des Staats, 
wieweit die Mechte des ſtreiſes ausgedehnt, reſp. beichräntt?" ie Ratutarifdhe 
Regelung ihrer Berhältniffe hat die Vorlage dem Kreis überlafien, wo jedoch 
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Normen aufzuftellen find, Hat fie die Autenomie desielben negirt. Vollſtändi 
hat der Staat die Berwaltung den reifen anbeimgegeben, in Bezug au 

iefe bat das Princip der Decentralilation entichieden Aberwogen. Der wid- 
igſte Schritt nad der Seite der Gelbfiverwaltung bin if die Inſtitution der 
Ehrenämter, die Beſeitigung eines Theils der berufsmäßigen Beamten. In 
dieſem Punkt enthält das Belek einen Fortſchritt noch über die Städte⸗Ordnung 
inaus, die in größerm Maße das Beamtenthum beibehalten hat. Durd die 
inführung des Ehrenamts wird die moraliſche Wirkung der Selbfiverwaltung 
erreiht. Während Boll und Beamtenthum, das jegt den Staat repräfentirt, 
fremd einander gegenüberftehen,, fol in Zulunft das Beamtentyum und Bolt 
identificirt und dem Bolt Antheil am Staate gegeben werben, indem es ihm 
freigeftellt if, daß e8 im Ehrenamte den Staat jelbfi repräfentire. In dem 
Zufande, dem die Selbftverwaltung fehlt, nimmt der Staat in den Augen 
des Bolls den Charakter des Bedrüders an. Dieſer Auffafſung, die den 
Staat untergräbt, brechen wir die Spike ab. In der frühern Zeit der freis 
heitlichen Theorie und Abftraction batte man die Formel der Bollsjouverä- 
netät erfunden, eine Formel ohne praliiihen Inhalt. Die wahre Volks⸗ 
jouveränetät iſt e8, wenn das Boll in den Dienft des Staats tritt. Das if 
der Schutz gegen Atomiſirung und BDeftruction alles Beſtehenden. Es if 
aber ein Unterjhied zwiſchen Ehrenamt und? Mandat. In dem Chrenant, 
isn dem Gharalier des Amtes, liegt die conjervative Seite der Inſtitution der 
Selbfiverwaltung. Die ſtaatliche Brärogative bei Ernennung, reſp. Beflätigung, 
ift beibehalten neben der Wahl, reip. Präfentation. Die amtliche Eigenſchaft 
hebt denjenigen, welcher das Ehrenamt begleitet, über die Stellung des ein- 
fachen Mandatars hinaus und verleiht ibm die Bereutung des Beamten. 
Das gegenwärtige Geſetz flattet den Staat mir einer Fülle communaler Func⸗ 
ftonen aus. Man fürdite, er werde in feiner ariftofratiihen Natur in 
Gegenſatz zu den Communen treten, feine Machtbefuyniffe in großem Maße 
geltend maden und die communale Autonomie ſchließlich auffaugen. Ich 
glaube, daß in den Kreiſen, wo große Städte egiftiren, diefe Gefahr abjolut 
nicht vorhanden if, da diefe dann dem Kreife den Charakter aufprägen. In 
allen Fällen aber find die Behtimmungen über die völlige Selbftverwaltung 
der Gemeinden nach diefem Gele ein Schutzmittel gegen die befürchtete Gefahr. 
Der dritte Grundzug neben dem Princip, das im Kreiſe den Dualismus der 
Berwaltung befeitigt, fowie dem der Selbfiverwaltung, welche ın dem vor» 
liegenden Entwurf Ausdruck befommen haben, if das Streben, die Berwaltung 
nad Belegen in traditionellen Formen der Rechtspflege zu entwideln. Bis 
zu jenem Grade byzantiniicher Auffafjung von: Rechte des abjoluten Staats 
iR der weitenropäifche Abjolutismus allerdings nicht gelangt, daß er auch den 
Eingriff in das Privatrecht von Staatsangehörigen ſich geſtattete. Bas öffent- 
lie Wet aber nahm er gänzlich für fih in Anſpruch, oder vielmehr er 
vindicirie fih das Recht nad jeinen Staatsmarimen ohne fefte Norm zu 
regieren. Das difentlie Verwaltungsrecht jchwebt in der Luft, es mar ein 
um Gold ein Buftend iſt in dem Berfafiungsflaat unmöglid. Im 

Ber deutichen Rationalverfammlung wurde beichlofien, eine Anzahl Rechte als 
Grundrechte aufzuftellen und zu wahren, gleichwie Privatrehte Es ift jedoch 
nicht genug, dab die Anzahl diefer Rechte beſchränkt bleibt, ein jedes Öffentliche 
Recht muß ein Grundrecht, unverlegbar und heilig fein; dieſe eſtzuſtellen ift 
bier und aller Wege unfere Auigabe. Es ifi das Charakteriſtiſche der fran⸗ 
zöflfchen Freiheit, daß fie Diele Rechte nicht begriffen, daher if fie ohne Beftand. 
HM nun in dem vorliegenden alle die Selbfiverwaltung eine Garantie der 
Aufrechterhaltung des Rechtszuſtandes, jo reicht fie völlig nit aus; doch das 
vorliegende Beleg ſchafft auch den Rechtstitel Für öffentliche Befugniſſe, und 
figert fo in jeder Beziehung die Selbſtſtändigleit der Kreife und Gemeinden. 
Es hätte die Berantwortlichleit der Amtsträger, um vollfländig zu jein, eben⸗ 
falls feRfegen möüflen, es enthält aber dieier Punkt eine Befimmungen aus 
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dem Grunde, weil die Wusführung derfelben ben Kreis des Geſetzes zu fehr 
erweitert hätte. Folgen muß jebod auch noch eine derartige Borlage. Der 
Entwurf gewährt ferner ein Klagerecht für Öffentliche Befugniß. Es if das- 
jelbe der ſchlagendſte Beweis von der innerlichen Berjöhnung der Begenjäge. 
wie fie die vorliegende Kreisordnung darſtellt. Abhülfe gegen Willlär judhte 
die Linke des Haufes darin, daß fie ein folches Poftulat auffelltee Die Rechte 
hielt an der engen Schranke des Verwaltungskreiſes für Verantwortlichkeit 
feſt. Die Vereinigung beider Yorderungen finden wir in den von der Borlage 
inftituirten Berwaltungsgerichten, die zum Theil aus Verwaltungs», zum Theil 
aus Zuftizbeamien zujammengejegt werden, und die noch ein dritte verjöhnen- 
des Element, das Laienelement enthalten. Bon welddem weittragenden Einflus 
für die Berföhnung von Staat und Volk aber diefe Gerichte fein werden, das 
laßt ih aus der Vergleihung des beftehenden mit dem zukünftigen Zuſtande, 
fobald das Geſetz die Genehmigung erlangt hat, abnehmen. Während jegt 
allein der Weg der Beſchwerde geftattet if, um dem Gelräntten zu jeinem 
Net zu verhelfen, bat er dann die Beredhtigung, den Kränfer vor das 
Gericht zu ziehen. Endlich Hoffen wir feitens der Staatsregierung bald Bor- 
ſchriften und Erleichterungen für das Finanzweſen der Communen. Dieſelbe bat 
daß Verſprechen abgegeben, fobald die Kriegsentichädigung eingegangen, den 
Provincialfonds Zuſchläge zu gewähren; dann Tiegt ihr aber die Berpflidhtung 
ob, ein Finanzgeſetz vorzulegen, wo über die Ueberſchüuſſe zu Gunften der Gom- 
munalverbände verfügt wird. Un dem Zufammenhang zwiſchen Staats- und 
Communalbefteuerung wird feftgebalten werden, mit Rädficgt hierauf erwarten 
wir befondere Geſetze Über Communalbeſteuerung, wenn freilich auch nicht in 
nächſter Zeit. Das fociale und das nationale Intereſſe gebieten uns mit der 
Vorlage endlich zu Ende zu kommen. Das fociale Intereſſe iR conjervativ. 
Noch hat die fociale Bewegung die Landbevolkerung nicht ergriffen, daher ıfl 
fie ungefährlid. Um einer ſolchen Eventualität jedoch vorzubeugen, if lein 
befierer Damm zu errichten als die focialen Gruppen zu organifiren, wie es 
in der Vorlage vorgeichrieben. Dann werden diefe lebendige Glieder des 
ganzen großen Staatsweſens, und die Solidarität der Intereſſen mad fie 
aus Teinden zu Trägern desſelben. Die ſociale Trage verdient aber die böchfte 
Berädfihtigung, fie duldet nicht, daB man mit ihr ſpielt. Weiter treibt uns 
das nationale Intereffe zur Vollendung. Hat Deutſchland die Aufgabe geldst 
und den Staat in feiner Wehrbaftigleit derartig organifirt, daß dor der 
difeiplinirten Vollskraft alle Hindernifje zerftoben, fo liegt ihm jetzt die Pflicht 
ob, diefe Aufgaben nach der Richtung der Eultur zu löfen, und die Freiheit mit 
der ſtaatlichen Difeiplin in einem lebenspollen StaatKorganismus zu vereinigen. 
Dann werden alle für den Zweck des Deutichen Reichs feſt zufammenwadhien, 
und der Particularismus wird ſchwinden. Mit dem deutſchen Beift der Mäßi- 
gung und Objeclivität laſſen Sie uns an die Arbeit geben! Baterlandgliebe 
und fefter Wille werden uns Eräftigen, das Werk zu vollbringen zu des Bater- 
landes Ehre und Heil. (Lebhafter Beifall.) Winifter des Innern Graf 
Eulenburg erllärt, daß die Regierung den größten Werth darauf lege, 
eine Einigung beider Häufer zu erzielen. Zu Serbeiführung eines Compro⸗ 
miffes ſcheine aber die NegierungSvorlage geeigneter als die Commilfione- 
anträge; er werde daher bei der Berathung des Geſetzes an der Regierungs- 
vorlage feftbalten, ohne die Sommijflonsanträge ſchroff abzulehnen. 

Bezüglich der Provinz Pofen glaubt der Abg. Reichenſperger (clerical), 
daß Gerechtigkeit und Billigkeit e8 erfordere, den Polen Dasfelbe zu gewähren, 


was den andern Provinzen gewährt werden folle. Er wundere ſich jogar, 


daß in diefem alle, wo die polnische Bevölkerung fi mit der deutſchen alfi- 
milliren wolle, man ihr das Recht nicht gewähren wolle. Minifler des Innern 
Graf zu Sulenburg: Die gegenwärtige Vorlage if ein Belek, wel ches vor 
Allen die Selbſtverwaltung anftrebt, und ich meine, daß die Vorbedingung 
derjelben diejenige ifl, daB die Perſonen, in deren Hand fle gelegt wird, 
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rBdhaltlofe Angehörige des Staates find, in deſſen Grenzen fie wohnen. Diele 
UÜeberzgeugung bat die Staatsregierung von der Provinz Poſen nit. Wir 
find den Polen gegenüber niemals feindlich aufgetreten; wir wirken mit allen 
Kräften dahin, daR das ganze alte Preußen Heut zu Tage deutich werde, 
und mit noch viel größerer Kraft müſſen mir dahin wirken, daß Polen er 
preußifh und dann deutich werde; preußiſch vor Allem aber müflen fie werden. 
Die Polen müfjen von dem Gefihtspunft zurüdgchen, daß fie nur vorüber» 
gehend, etwa in Berfonalunion, Preußen angehören; fie müffen feine exzep⸗ 
tionelle Stellung beanſpruchen. So lange fie diefen Gedanken nicht aufgeben, 
törmen wir dem Großherzogthum Poſen die Stellung nicht einräumen, welde 
die übrigen Provinzen genießen. Lasker meint, daß es nicht Sache des 
Hauſes fei, da Eicherheit zu ſuchen, wo die Regierung feine Sicherheit ver- 
Lange; andererjeit3 fönne man der Regierung nicht entgegentreten, wenn fie 
ſage, daß fie der Provinz Poſen die Kreisordnung nicht zuwenden könne. Die 
Regierung möge erklären, ob fie ihre urſprüngliche Vorlage in Betreff Poſens 
nod aufrecht erhalten lönne oder ob fie den Commiſſionsvorſchlag für beffer 
Halte, ob fie endlich den Antrag Szumann, wenn er angenommen würde, als 
eine Ablehnung der Vorlage anjehen würde. Der Minifter des Innern: 
Sie haben nit das Recht, eine ſolche Erklärung von mir zu verlangen; ich 
trage aber Tein Bedenken, zu erflären, daB die Vorlage von der Regierung 
nicht aufrecht erhalten werben könnte nah Allem, was fie in der Zwilchenzeit 
erfahren. Die Regierung lehnt die Berantwortlichleit von fi ab, dieſes 
Gele auf die Provinz Poſen anzuwenden, und würde, falls ein joldder Be- 
ſchluß vom Haufe gefaßt würde, die ganze Vorlage nicht acceptirn. (Große 
Bewegung.) 

Während der Debatten war am 18. d. Abends eine Berfländigung zwiſchen 
den Fractionen der Nationalliberalen, der Yortichrittspartei, der Altliberalen, 
der Freiconfervativen und fogar einem Theile der Eonjervativen zu Stande 
gefommen, wonach man unter Zurückziehung der weiterhin neflellten Modi⸗ 
ficationsanträge die Kreisordnung nad den Beichlüffen der Commiſſion an- 
nehmen wolle, um die Berhandlungen abzufürgen und die Beidhlüffe des 
Abg.⸗Hauſes im Berhältnifie zum Herrenhauſe weientlich zu erhöhen. Daher 
die große Mehrheit in der Schlußabſtimmung. 


17. März (Deutjhes Reid.) Der Reichstag wird, obgleich der 


18. 


bayeriſche Landtag noch beifammen ift, auf den 8. April einberufen. 


„ (Preußen) Große Eonferenz ber Altlatholiten in Bonn, an 
dem Delegirte aus Köln, Bonn, Koblenz, Düffeldorf, Erefeld, Königs- 
winter, Moyen, Boppard, Efien, Witten, Eurlirchen, Uerdingen, 
Wiesbaden, Hademar, Gießen, Kaiferslautern, Heibelberg, München 
und Breslau Theil nehmen, um, als Tyortfekung des vorjährigen 
Congreſſes in Münden, die Vorbereitungen für den dießjährigen 
Gongreß der Attkatholifen in Köln im September zu treffen. 

» (Luxemburg) Der Präfident des Staatsraths, Jurion, gebt 
nad Berlin, um mit der Reichsregierung Verhandlungen über bie 
Zugemburger Eifenbahnen einzuleiten. Der Yinanzminifter Ulveling 
und der luxemb. Geichäftsträger in Berlin, Dr. Föhr, find ihm zur 
Alfiftenz beigegen. 

„ (Bürttemberg.) I. Kammer: genehmigt die Gehaltsaufbeflerung 
der Schullehrer einftimmig. 


19. „ (Breußen.) Herrenhaus: nimmt das Hypothelengeſet ſchließlich 
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doch nach den Beichlüffen bes Abg.-Haufes an und lehnt den Antrag, 
Fr —* uripengtücen Modificationen zu bebarren, mit 61 gegen 
mmen ab. 


19. März. (Württemberg) I. Kammer: tritt den Beichläffen der 
I. Kammer bez. bes Dinifteriums des Auswärtigen nicht bei. 


20. „ (Breußen) In Berlin findet im Natbhausfanle unter bem 
Vorſitze des Stabtverordnetenvorftehers Kochhann eine von ben an⸗ 
geſehenſten Einwohnern (den Reichstags und Landtagsabag. v. Bunfen, 
Techow, red, v. Saufen, Schulze ꝛc.) veranftaltete Bürgerverfamm- 
Yung zur Beiprehung des Vorgehens bes brandenburgiiden Gon- 
fiftoriums gegen die freifinnigen Prediger Sydow und Lisco flatt. 


Die Berfammlung ift fo zahlreih, daß der weite Raum bes Saales die 
Theilnehmer kaum zu faſſen vermag. Die Verhandlung verläuft in einer 
dem Ernſt des Gegenſtandes völlig angemeflenen Weile. Außer dem einftimmig 
zum Untragfteller ernannten ehemaligen Gymnaſialdirector, Stadtrath und 
Zandtagsabgeorbnneten Techow, der in leidenſchaftsloſer Weiſe die Rothwendig⸗ 
keit der von ihm beantragten Reſolutionen begründet, nimmt Niemand das 
Wort. Gegen die Reſolution ſelbſt erhebt von Feiner Seite Widerſpruch 
Hr. Techow conflatirt die einhellige Genehmigung und fchliekt die dichtge⸗ 
drängte Berfammlung nad) kurzem Beilammenfein mit der Erllärung, da 
dur diefelbe eine Bewegung ihren Anfang genommen babe, bie nicht eber 
zum Abichluß Tommen werde, als bis wahre evangelifdhe Freiheit im 
teftantißmus zur Geltung gelommen fei. Die Rejolntion felbft lautet: „Im 
Hindlid auf die Thatjaden, daß 1) jeit einigen Jahrzehnten das Beſtreben 
der firenggläubigen Belenntnißpartei in unferer Landes lirche darauf ausgeht, 
wider das beftehende Recht die kirchlichen Bekenninißſchriften im bureaufratiichen 
Sinne zum Geſetzbuch des chriſtlichen Glaubens und Behrens umzuwandeln ; ; 
2) daß dieſes Streben das Gedeihen des echten Chriſtenthums igt, Pie 
Lebensbebingung des Proteflantismus untergräbt, das gejegnete Unionswerf 
Friedrich Wilhelm’s III. mit geriprengung, unjere evangeliſche Landestirche 
mit Auflöfung bedroht, erklären die Berfammelten: I. Den evangeliidden 
Männern, Geiftligen und Nichtgeiſtlichen, die dieſes kirchenzerſtbrende Streben 
niit außdauernder Entſchlofſenheit belämpfen, gebührt unfer Dant, unfere 
N g. DI. Die von den Predigern Dr. Lisco und Dr. Eydeon über 
das apoRoliide Glaubensbekenninißz und über die Geburt Jeſu gehaltenen 
Vorträge haben ſowohl in Betreff ihres wiſſenſchaftlichen Gehalts als 
aud ihrer ernften und würdigen Darfiellung unjere volle Zufimmung. 
Id. Wir wunſchen dringend eine friedliche LBoſung der in unferer edan- 
geliſchen Landeskirche vorhandenen Zerwürfnifie, find aber überzeugt, daß 
Dieß nur dur eine nad den Brundfägen unferer Berfafjung georbntete ent» 
ſcheidende Mitwirkung der Gemeinden zu Stande kommen kann. IV. Sollte 
das Kirchenregiment durch eine einfeitige Entſcheidung der feit langer Zeit 
Rreitigen Belenntniffe und dur Maßregelung bewährter und hochgeſchätter 
Geiſtlichen dieſer Stadt eine ſolche — Loſung abſchnelden, fo erwarten 
wir von dem Patron unſerer ſtädtiſchen Kirchen, daß er für das gelränlie 
Recht feiner Beiftlihen mit Nachdruck und Kraft eintreten werde.“ 


”»  » (Bayern) Schluß ber fieben öffentl. Vorträge Döllingers über 
die Möglichkeit, die Ausfichten und die Bebingungen einer Wieder⸗ 
vereinigung ber verjchiedenen chriftlichen Kirchen. 

» « (Baden) I Rammer: nimmt bie Gejehe gegen die Lehr» und 
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igfeit refigiöfer Orden und Gongregationen auch ihrerſeits 
gegen 4 refp. 1 Stimme an. 


230. März. (Gotha.) Der Speiallandtag nimmt in Endabftimmung das 


21. 


22. 


23. 


revidirte Vollsſchulgeſe, welches namentlich eine höhere Befoldungsflala 
für die Lehrer enthält, an. Die Aufhebung des Schulgelbes wird 
abgelehnt, dagegen die Entſcheidung über Zahlung von Schulgelb oder 
Unentgeltlichteit des Unterrichtes den Gemeinden anheimgeftellt. Auch 
das Recht der Schulpatrone wird aufrecht erhalten. 

„ (Deutihes Reid.) Graf Arnim, der nunmehrige Botſchafter in 
Paris, überreiht nachträglich dem Papft fein Abberufungsichreiben. 

„» Baden) Schluß de Landtags durch ben Staatöminifter 
v. Jolly im Aufteage des Großherzogs, der fi zur Geburtagsfeier 
des Kaiſers nach Berlin begeben bat. Die Schlußrebe bemerft u. A.: 

„Das Berhältnik der Kirche zum Staat — ein Problem, an weldiem 
durch die Zeitverhältnifie alle gejeßgebenden Berfammlumgen zu arbeiten ge 
ndibigt find — Haben Sie durch ergänzende Borfchriften zu den beſtehenden 
Belegen ficherer, als es bisher der Fal war, zu beflimmen verſucht. Mußte 
bei diefem Anlaß der auf dieſem Gebiet des öffentlichen Lebens vorhandene 
fcharfe Begenjak der Meinungen naturgemäß mit aller Macht hervortreten, fo 
geben Sich doch Eeine Lönigl. Hoheit der Großherzog gerne der Hoffnung hin, 
daß der von allen Seiten mit froher Benugthuung begrüßte Friede auf kirch⸗ 
lichem Gebiete werde erhalten bleiben, und die Regierung wird in Ueberein⸗ 
Rimmung mit Ihren Wünfchen beftrebt fein, unter fefler Aufrechthaltung der 
Geſetze und der unveräußerlichen Rechte des Staates durch billige Schonung 
jeder inneren religiöfen Ueberzeugung, Jo viel an ihr Liegt, zu jenem ſchönen 
Biele beizutragen.” 

„ (Deutfhes Rei.) Geburtstagsfeier des Kaiſers. Mit 
Ausnahme der Könige von Bayern, Württemberg und bes Herzogs 
von Braunſchweig find faft alle deutſchen Fürften perfönlich oder durch 
ihre nächſten Anverwanbten dabei vertreten. 

„ (Elfaß-Lothringen.) Die Bezirfspräfidenten erlaffen folgende 
Circular-Berfügung an die Kreisdirectoren bez. ber Optionsfrage: 

„aan Elſaß geborene und bomizilirte Berjonen müflen außer der ausdrück⸗ 
lichen Option für die franzöſiſche Rationalität auch thatſächlich ihren Wohnfitz 
nad) Frankreich verlegen. Bis dahin bleiben diejelben Eljäfier, der Option 
ungeachtet. Diefer Brundfag iſt auch für die bereits früher erfolgten Optionen 
maßgebend. Ich erſuche Sie, etwaige Mikverfländnifie der Bendflerung über 
diefen Bunt dur moglichſte Verbreitung des gegenwärtigen Cirkularß zu 
befeitigen, indem ich ergebenft bemerke, daß dasfelbe auf ausdrücklicher Inſtruk⸗ 
tion der kaiſerlichen Regierung beruht.“ 

» (Breußen) Abg.⸗Haus: vertagt fich ſtillſchweigend bis nad) ber 
Reichstagsſeſſion. 

Im Herrenhaufe bildet ſich unter dem Vorſitze des Grafen Mänfter eine 
ſog. freie Commiſfion aus den Liberalen Mitgliedern desjelben, um die Kreis⸗ 
ordnung vorzuberathen und für ihre Duchführung auch im Herrenhauſe thätig 
zu fein, während die vom Haufe gewählte Commiffion eine der Borlage durch⸗ 
aus feindfelige if. 

„ (Breußen.) Kirchliches Aergerniß in Boppard. 
Der infallibiliſtiſche Weligionsichrer des dortigen Progymnaſtums Beinroth 
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fordert gelegentlich der Feier der erfien Gommunion die bazu eã 
Profeſſoren Knoodt und Reinklens auf, die Kirche „als Excommunicirte“ 
verlaſſen. Die Honoratioren der Stadt, Bürgermeifter, Mitglieder des —* 
meinderathes, Gymnaſiallehrer, die angefebenflen tatholiichen Bürger, 71 an 
en Zahl, proteftiren jofort gegen den der Stadt fonft jo fremden religidien 
anatisuus. 


24. März. (Württemberg) Die Landesverfammlung der Vollspartei 


25. 


26. 


beſchließt, 

auf eine Delegirtenverſammlung der geſammten deutſchen Vollspartei hinzu⸗ 
wirken. Als nächſtliegende praktiſche Aufgaben wurden beiont: die Agitation 
für Gewährung von Diäten für die Reichſstagsabgeordneten, ſodann bezüglid 
der inneren Angelegenheiten Wurttemberg's die längft veriprodhene Berfaflungs- 
reform (Einkammerſyſtem mit Ausſcheidung der Privilegirten), Reorganifation 
der Berwaltung, Abſchaffung der LXebeslänglichkeit der Ortsvorſteher und 
Steuerreform. 

„ (Breußen.) Die Commiſſion der kirchlichen October-Berjammlung 
bei'hließt, für Diefes Jahr auf eine Verſammlung zu verzichten, 

„ohne darum ihre Thätigkeit aufzugeben und die Hoffnung, daß unter den 
Evangeliſchen, weldhe mit den Bätern der Reformation im offenen und flaren 
Bekenntniß zu Jeſu Ehrifto als dem eingeborenen Eohn des lebendigen Gottes 
ftehen,, trot aller Verſchiedenheit ihrer Tirchlichen und confeifionellen Stellung 
die Bante des Friedens und der brüderlichen Gemeinſchaft aufrecht erhalten 
und neu befeftigt werden.“ 


„ (Sadfen.) II. Kammer: genehmigt mit allen gegen 1 Stimme 
die Negierungsporlage betr. Landgemeindeordnung. Durch dieſelbe 
erfahren die ortspolizeilichen Nechte der Gemeindevorftände eine be» 
deutende Erweiterung; die Nittergüter bleiben wie bisher eximirt. 
Ebenjo wird die Regierungsvorlage betr. eine revidirte Städteordnung 
mit allen gegen 4 Stimmen angenommen. Dagegen bleiben die Vor⸗ 
lagen bez. Reorganifation der Behörden und Bezirlävertretungen 
(Selhftverwaltung der Bezirke) wegen des bevorftehenden Zufammen- 
trittS des Reichstages vorerft noch unerledigt. 


„- (Sadjen) Die Tührer der focial= democratiiden Partei, 
Reichstagsabgeordnete Bebel und Lieblnecht, werden in einem von der 
ſächſ. Regierung gegen fie eingeleiteten Hochverrathsproceſſe von dem 
Geſchwornengerichte zu Leipzig für ſchuldig erfannt und zu zwei 


Jahren Yeltungshaft verurtheilt. 


Die vom Gerichtöhofe feſtgeſetzte Frage war in doppelter Faſſung enttvorfen, 
einmal mit dem Xhatbeflande der Vorbereitung zum Hochverrathe nad) frühe. 
rem fächfiichen Rechte, unter deſſen Herrſchaft die jämmtlihen Handlungen 
begangen worden fein follen, und dann mit dem von Reichsſtrafgeſetzbuch auf- 
geftellten Thatbeftande. Lie Geſchwornen beantworten beide Fafſungen mit 
Ya, in Folge wovon das R.Str.⸗G.⸗B. als des mildere zur Anwendung 
fommt. Die Fafiung nad Reichsrecht Tautete für jeden der Angellagten da» 
bin: „IR der Angellagte ſchuldig, dadurch, daß er innerhalb der letzten zehn 
Jahre, vom 19. Dezember 1870 zurüdgerechnet, zu dem Zwecke des Bor- 
habens, die Berfaffung des norddeutſchen — jegigen deutſchen Reiches, 
und des Königreiches Sachſens gewaltjam zu ändern: a) zu der im Monat 
Auguſt 1869 zu Eiſenach erfolgten Gründung der ſocialdemokratiſchen Ar⸗ 
beiterpartei mitgewirkt; b) bei der Redaction (bei Bebel „Expebition“) des 
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fett dem 1. Oct. 1869 unter dem Titel „Der Vollsftant” ins Leben getreienen 
Preßorgans der gedachten Partei weſentliche Beihilfe geleiftet, auch thätiger 
Mitarbeiter am gedachten Prekorgan geweſen; c) in der gedachten Zeitung 
beharrlih und planmäßig, um deren vornehmlich den Arbeiterkreiien ange⸗ 
börige Leſer für daS obengedachte gewaltſame Vorhaben zu gewinnen, nicht 
nur Orundfäge, welche dem letztern entjprechen, verbreitet, ſondern insbeſondere 
auch die Arbeiter darauf, daR nit bloß durch das moralifche Gewicht der 
Majorität in den geſetzgebenden Berfammlungen, fondern ſchließlich nur durch 
Gewalt die dermaligen Staatseinrichtungen und die auf fie gegründeten wirth- 
ſchaftlich⸗genoſſenſchaftlichen Zuftände befeitigt werden könnten, hingewieſen und 
gerade an fie, zugleich unter Erinnerung an die Vorgänge bei früheren poli» 
tiſchen Revolutionen, die Aufforderung, auf den Zeitpunkt des gewaltfanen 
Umfturzes durch engen Anſchluß aneinander, durch einheitliche Organiſation 
und jonft fid vorzubereiten und dazu fih bereit zu Halten, gerichtet; d) nidht 
nur ſelbſt Schriften, in denen zu gewaltjamer Abänderung der Staatäver- 
fajfungen aufgereizt und aufgefordert wird, zur Berbreitung gebradt und 
empfohlen, jondern außerdem auch bei der Verbreitung folder Schriften durch 
den gewählten Parteiausſchuß zu Braunichweig, indem er jelbigem nad biefer 
Richtung bin Vorſchläge gemadt, mitgewirkt; e) fiir Gründung von Arbeiter» 
vereinen in den einzelnen Orten als Xofalvereinen der Partei, welche durch 
Bertrauensmänner und jonft mit dem erwähnten Parteiausſchuſſe in dem 
engften Verkehre geftanden, mit Erfolg gewirkt; f) die Landbevölkerung und 
g) das Militär dur Artikel in der Zeitfchrift „Der Volksſtaat“ und durch 
jonftige Schriften zur Unzufriedenheit mit den beſtehenden Berhältniffen auf» 
zureizen und zu unterwühlen geſucht; endlich h) nicht nur. dafür geforgt, daR 
die ſocialdemokratiſche Arbeiterpartei als ein Glied der Synternationalen Ar⸗ 
beiterafjogiation, einer die nämlichen revolutionären Ziele wie die erflere ver- 
folgenden, über Europa und Amerika verbreiteten Verbindung von Arbeitern 
und andern Perjonen, aufgetreten ift, fondern aud mit dem Generalrathe der 
internationalen Wrbeiterafiozintion, deſſen Anweiſungen er ebenjo wie der 
Parteiausſchuß in Braunſchweig gefolgt, bezüglich des Borgehens der ſocial⸗ 
demokratiſchen Arbeiterpartei in politicher Richtung in Verkehr geftanden; — 
Handlungen vorgenommen zu haben, wodurch das hochverrätheriiche Unter⸗ 
nehmen, die Berfaffung des Königreihs Sachſen und die Berfafjung des 
norddeutſchen Bundes, jehigen deutichen Reiches, gewaltſam zu ändern, vor⸗ 
bereitet worden iſt?? Sämmtlihe Fragen werden von den Geſchwornen nad 
einer 2°/,flindigen Berathung mit Ya beantwortet; nur eine, die Aufreizung 
des Militärs, wird als nicht ertoiefen angenommen. 


26. März. (Bayern) IL Kammer: Debatte über das Regierungspoftulat 
von fl. 20,000 für die Regierungsprefie. 


Der Minifterpräfident Graf Hegnenberg erflärt, die Regierung werde 
für Bertretung in der Preſſe Mittel fchaffen, die Kammer möge foldde bes 
willigen, oder nicht, werde fi) aber jederzeit ihrer Verantwortung vor dem 
Zandtage bewußt bleiben und feinerzeit um Indemnität nachſuchen. Der Res 
ferent, Schmid, (patr.) erflärt diefe Aeußerung des Minifterpräfidenten für 
eine neue Illuſtration des Wortes: „Macht geht vor Net.” Die Kammer 
werde dieß abwarten und jedenfalls jetzt und ſpäter ihre Schuldigfeit thun. 
Bei der Abflimmung wird das Negierungspoftulat nach dem Ausſchußantrag 
mit 118 gegen 9 Stimmen abgelehnt. Graf Hegnenberg erllärt: daß er 
nicht eine Illuſtration des Sprichworts, Macht geht vor Recht” Tiefern wollte, 
und erinnert an eine Yeußerung des fel. Qerchenfeld, welcher 13861 mit allges 
meiner Zuflimmung der Kammer der Regierung das Recht zuerfannt babe 
über den Reichsreſervefonds vorbehaltlich der fpäter nachzuſuchenden Indemnität 
zu dißponiren. 
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Anf. April. (Preußen) Weitere Ausweifung frembländifcher Tathofiicher 
Drdensmitglieder und Weltgeiftlicher aus Bofen. 
Nachdem bereits durch Reſcript des Minifters des Innern vom 21. ehr. 
L 38. mit Rückſicht auf die damals flattgefundene Wahlagitation Die Uus- 
weilung ausländifcher Jeſuiten und fonfliger Orbensgeiftlidder veranlaht wear, 
wird nunmehr durd die beiden Minifter des Innern und der geil. Ungelegen- 
heiten auf rund einer allerh. Ordre vom 13. März angeordnet, dab 1) den- 
jenigen Mitgliedern des Yejuitenordens, weldde weder dem preußildhen, noch dem 
UnterthHanenverbande eines anderen deutſchen Staates angehören, ingleidhen fremd- 
landiſchen Mitgliedern anderer Orden und ausländiichen WBeltprieftern, vorläufig 
mit Ausihluß der Ordensfchweftern, die Riederlafiung in der Provinz Poſen 
nicht mehr geftattet und 2) mit der Ausweiſung der fi zur Zeit in ber 
Brovinz aufhaltenden derartigen Auslander nad und nad in der Weiſe vor- 
gegangen werden fol, daß nad) Ablauf von zwei Jahren die Provinz von den 
betreffenden Individuen vollſtändig geräumt if. 


1. April. (Lippe) Der bisherige (preuß.) Landesdirector bes Fürſten⸗ 
thums Waldeck, v. Flotwell, wird biefer Function entbunden, um 
das Cabinetsminiſterium des Fürſten von Lippe⸗Detmold zu über- 
nehmen und wo möglid) die eingetretenen Differenzen zwiſchen bem 
Fürften und der Benöfferung auszugleichen. 

-»  » (Preußen) Der Gultusminifter Fall weist die Oberbebörben 
der Provinzen Weftpreußen, Bojen und Schlefien an, bie erforberlicyen 
Einleitungen für die Einberufung von Gommiffionen behufs außer- 
ordentlicher Schulrevifionen zu treffen, um in die Urſachen der Miß- 
ftände und in die Mittel zu deren Abhülfe Einfiht zu erlangen. Die 
ürforge für den deutſchen Spradunterricht in Oberſchleſien bilbet die 
Aufgabe einer fofort einberufenen befonderen Gonferenz. 


4. „ (Breußen.) Die Antwort bes Biſchofs von Ermeland auf den Erlaß 
des Eultusminifters vom 11. Mär, der ihm am 28. gl. M. hatte 
in Erinnerung gebracht werden müſſen, lautet ablehnend: 


Das AUctenftüd ift überaus umfangreih. Dasfelbe beginnt mit folgender 
Erllärung: „Em. Erz. beehre ich mid ganz ergebenft Hierauf [auf die Uuf- 
forderung, den Widerſpruch, in welchem die bilhöflichen Genfurdecrete gegen 
Wollmann und Micelis dur ihre bürgerlichen Wirkungen mit den Landes 
gefegen ſtehen, zu befeitigen und diefe Vefeitigung zur Kenntniß feiner Dis 
cejanen zu bringen] zu erwidern, daß, wenn ein foldder Widerſpruch wirklich 
beftände, ich nicht im Stande fein würde, ihn zu löfen. Denn bei der YUus- 
ſchliezung der beiden Kerren Dr. Wollmann und Dr. Michelis habe ih mid 
ſtrenge an die Vorſchriften des katholiſchen Kirchenrechts in Betreff hartnädiger 

retifer gehalten. Das kanoniſche Recht ift aber in feiner kirchlichen 

iltigfeit für Katholilen durch Staatsverträge, dur die Geſeggebung und 
durch die Verfaffungsurkunde flaatlih anertannt. Glauben die gegenwärtigen 
Staatsbehörben nun, daß ein Diffienfus zwiſchen den Borfchriften des Kirchen⸗ 
rechtes und denen des Staates vorhanden fei, jo wird es Sache der oberften 
Staats. und oberften Kirchenbehörde fein, eine Beſeitigung des Widerſpruchts 
herbeizuführen, da e8 dem einzelnen Biſchofe ebenſowenig zuſteht, ein allge- 
meines Kirchengeſetz, als ein zu Recht beſtehendes Staatögefeg auber Kraft zu 
fegen, er aber in Glaubensſachen, mie fie hier vorliegen, zunächſt darauf an- 
gewieſen ift, nad den kitchlichen Normen zu handeln.“ Daß der Bild: 
nicht geneigt ifl, von feinen Maßregeln etwas zurüdzuziehen, gebt ſchon aus 
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diefer Eingangserfiärung hervor. Beine Darlegung iR denn au Lediglich 
dazu beflimmt, die in einer früheren Rummer des Frauenburger Paſtoral⸗ 
Blattes in etwas unvorſichtiger Weiſe gefchilderten und draſtiſch ausgemalten 
Folgen der Ercommunication abzuſchwächen, der Excommuntcation überhaupt 
bürgerlide Wirkungen abzuſprechen und jodann den Nachweis zu führen, daß 
der von dem Minifter angezogene $. 57 Th. II Tit. 12 des allg. Landrechts 
wurd die Berinffung aufgehoben, daß ferner den polnildden Sandestheilen, zu 
denen die Didcefe Ermland gehört, dur das Veflkergreifungspatent von 1772 
vie Erhaltung der katholiſchen Religion in der freien Ausübung ihres Kultus 
und ihrer Disciplin ausdrücklich garantirt fei, welches alles durch zahlreiche 
Eitate aus älteren und neueren KRanoniften, insbejondere auch, was die Frage 
von der Geltung des 8. 57 betrifft, durch zwei Erkenntniſſe des Obertribunals 
zu erhärten gefudgt wird. Außerdem wird dem Miniſter eine neue Nummer 
des Frauenburger PBaftoralblattes vorgelegt, welde in ſehr Tünftlicher Weiſe 
die unfiugen Aufſtellungen der früheren Nummer über den gejelligen Verkehr 
mit Excommunicirten wegzubeuten beflifien ifl. Die Untwert des Biichofs ſchließt 
wie folgt: „Euer Excellenz wollen auß dem Gejagten gütigft entnehmen, daß 
ich zu meinem Berfabren gegen Wollmann und Michelis durd natürliches, 
göttlihes und kirchliches Recht befugt war, daß nichts geichehen ift, mas die 
bürgerlien Rechte der Herren irgend verlegt hat, und daß ich deßhalb einen 
Widerfprud meiner Eenfurbecreie mit dem $. 57 1. c. des Landesgeiehes nicht 
anerlennen Tann, den id ohnehin nebft den beiden vorhergehenden mit 
dem hochſten Gerichtshofe Preußens nad Erlaß der Berfaffungsurkunde als 
rechtzbeſtändig nit er achte. Sollte durch Mißverſtändniß oder Leiden» 
ſchaftlichkeit irgend eine perjönliche ungerechte Kränkung oder Benachtheiligung 
eines von der Kirche Ausgeſchloſſenen hervorgerufen worden ſein, ſo bin ich 
gerne bereit, durch die mir zu Gebote fiehenden amtlichen Mittel nach Kräften 
Remedur eintreten zu Taffen. Es ift mir aber über ſolche Veeinträchtigungen 
bis jetzt nichts bekannt geworden, vielmehr glaube ich gerechten Grund zu 
Haben, über das weithin Tund gewordene Bffentlihe Gebaren der betreffenden 
ercommunicirten Serren gegen mich und meinen Klerus ſchwere lage zu er- 
heben. Da der kurze Aufjag in dem Paftoralblatte über Weſen und Folgen 
der Ereoumunication, für den allein die Redaction des Blattes verantworilich 
iR, dur die mangelnde Wusführung vielleicht Anlaß zu Mikverftändniffen 
geben Tonnte, habe ich bereit vor längerer Zeit der Redaction empfohlen, eine 
weitere Erpofition des Gegenſtandes in ihr Blatt aufzunehmen. Diefelbe if 
jet erſchienen, und ich erlaube mir, die betreffende Rummer Em. Excellenz zur 
gef ſenntnißnahme ganz ergebenſt beizulegen. Ich glaube, daß durch 
dieſen Aufſagz etwaige Mißverftändniſſe vollſtändig beſeitigt werden, und gebe 
mid der Hoffnung bin, daß hierdurch auf dieſem Gebiete, wie wünſchensweriher 
Weile bald au rüuckfichtlich anderer Differenzen, die für Staat und Kirche 
allein erfprießliche Uebereinſtimmung beider Gewalten danernd hergeftellt 
werden möge.” 


8. April. (Deutfhes Reid.) Eröffnung der Seſſion des Reichstags: 
Der Neichslanzler verliest die Xhronrede des Kaifers, bie. bloß ge» 
ſchaͤftlich gehalten ift: 

Geehrte Herren! Ihre Thatigkeit wird in der bevorfiehenden Seffion in 
erſter Linie dur die Wortführung der im Borjahre begonnenen gejeglidhen 
Regelung und Ausbildung der gemeinſchaftlichen Einrichtungen des Reichs in 
Unfprud) genommen werden. Dur ein Geſetz Über die Einrichtung und die 
Befugniffe des Rechnungshofes fol die Gontrole der Erhebung und der 
Berivendung der Einnahmen des Reichs definitiv georbnet und die Behörde, 
weldge mit der Handhabung diefer Gontrole fowie mit der Vorbereitung der 
durch den Bundesrath und den Reichttag auszuiprechenden Entlaftung zu 
beirauen iR, mit den dazu erforberlicen Befugniſſen ausgeftattet werben, 
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Der Entwurf eines Militärftrafgejegbudes für das deutiche Neich wird 
Ihnen vorgelegt werden, um die (Einheitlichleit der Heereseinrichtungen auf 
dem Gebiete des Strafrehts zum Abſchluß zu bringen und der bereit ge 
wonnenen Einheit des Strafrecht für das büryerliche Xeben, ben vom Reichs⸗ 
tage geäußerten Wünfchen entiprechend, als Ergänzung hinzuzutretn. Ber 
Entwurf eines zur Regelung der Berhältniffe der Neihsbeamten beftimm- 
ten Geſetzes, welcher dem NReichätage bereitß vorgelegen hat, iſt unter Beachtung 
des Gutachtens der Sommilfion des Neichätages und der inzwildhen eingetre 
tenen politiicden Veränderungen einer neuen Prüfung unterzogen worden und 
wird in der danach veränderten Geſtalt Ihrer Beſchlußfaſſung unterbreitet 
werden. Die einheitlide Regelung der Bierbefteuerung innerhalb der 
Gebiete, welchen die Abgabe von Bier gemeinichaftlich ift, bat Ihre Thätigfeit 
ſchon mehrfah in Anſpruch genommen, ohne daB es bis dahin gelungen 
wäre, die derſelben entgegenftehenden Schwierigkeiten zu überwinden. Cine 
Ihnen zugehende Geievorlage wegen Erhebung der YBraufteuer im deutichen 
Neih hat den Zweck, dieje Aufgabe zu löſen und zugleich dur die Mit- 
befleuerung der Vlalziurrogate eine dem nterefle der Finanzen ſowohl wie 
des Verbrauchs entiprechende Reform der Braumalzfleuer durchzuführen. Die 
erfreuliche Steigerung des Verkehrs und Verbrauchs hat die Möglichkeit ge- 
boten, in dem Ihnen bvorzulegenden Reichzhaushaltsetat für das Jahr 
1873 die Einnahme aus den gemeinſchaftlichen Berbraudsabgaben und die 
Ueberſchuſſe der Poftverwaltung unter Beachtung der ‚bewährten Grundjäge 
vorficgtiger Veranſchlagung höher auszubringen, jo daß trog des in verfdhie- 
denen Zweigen der Wusgabeverwaltung berporgetretenen Mehrbedarfs eine 
Berminderung der Matricularbeiträge in Ausfiht zu nehmen ifl. 
Ein Radtrag zum Neichshauspaltsetat für das Jahr 1872 if beſtimmt, neben 
der Befriedigung einiger anderer nachträglich hervorgetretener Bebürfniffe, die 
Mittel für Begründung eines ſtatifliſchen Amtes aufzubringen, weldyes im 
Stande fein würde, durch einheitliche wiflenjchaftliche Bearbeitung der Ergeb- 
niffe der flatiftiihen Erhebungen im Reiche der Geſetzgebung und Berwaltung 
ſowie der wiſſenſchaftlichen Erkenntniß der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Zu⸗ 
ſtände weſentliche Dienſte zu leiſten. Die Verwaltung des Jahres 1871 hat 
erhebliche finanzielle Ueberſchüſſe ſowohl bei den Steuern als auch bei der 
Poſtverwaltung ergeben. Ueber die Verwendung derſelben wird Ihnen eben ſo 
wie über die geſetzliche Negelung der Verwendung und Bertheilung 
der franzöfifhen Kriegsentfhädigung eine Vorlage zugehen. Leber 
die durch den Krieg mit Frankreich veranlaßten Ausgaben der Staaten des 
vormaligen norbdeutihen Bundes wird Ihnen, den Beilimmungen der in den 
Jahren 1870 und 1871 erlaffenen Greditgefege entſprechend, ein Rechenſchafts⸗ 
bericht erftattet werden. Die mit der Regierung des Königreichs Portugal 
feit Jahren gepflogenen Verhandlungen haben am 2. März d. J. zum Ub- 
Ichlufie eine Vertrages geführt, weldder nad dem Borbild der mit andern 
Staaten abgeichlofienen Handels und Scifffahrtsverträge die gegenfeitigen 
Beriehrsbeziehungen auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nationen regelt und, 
wie zu hoffen, als Grundlage für die Anknüpfung intimerer und ausgebehn- 
terer Handelsbeziehungen zwiſchen Deutichland und Portugal dienen wird. 
Der Vertrag wird Ihnen zur Genehmigung vorgelegt werden; ebenjo eine 
mit den Bereinigten Staaten von Amerika abgeichloffene Confular-Eonvention 
und ein mit Frankreich abgeihlofiener Poftvertrag , welcher die gegenfeitigen 
poftalifchen Beziehungen unter Berlidfihtigung der Bedürfniſſe des in ſtetem 
Wachsthum begriffenen Correſpondenzverlehrs regelt. Die Neuordnung und 
Befeſtigung der Verhältnifie von Eljaß-Lothringen fchreitet in erwünſchter 
Weiſe vor. Die Schäden des Kriege geben mit Hilfe der Unterftügung, 
welche nach dem Gejege vom 14. uni 1871 aus Reichsmitteln gewährt wer- 
den darf, allmälig der Heilung entgegen. Die Grundlagen für die deutiche 
Verwaltung find gelegt, die Rechtspflege ift geſichert, und die Univerfität in 
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Straßburg fol am 1. Mai d. 3. ins Leben treten. Für den aufßerorbent- 
then Aufwand, welden die Einrichtung der damit zu verbindenden wirth⸗ 
ſchaftlichen Inſtitute erheilcht, wird auf die Hilfe des Reiches gerechnet werben 
dürfen. Eine Ueberſicht der bisher erlaffenen Geſetze und allgemeinen Anord⸗ 
nungen fowie über den Gang der Verwaltung des Landes wird entſprechend 
der Vorſchrift des Geſezes vom 9. Juni v. %. Ihnen zugehen. Gie werden, 
geehrte Herren, die Befriedigung theilen, mit welder die verbündeten Regie 
rungen auf die Grgebniffe des erften jahres des neubegründeten beutichen 
Reiches zurüdbliden und der ferneren flantliden und nationalen Entwidelung 
unferer inneren Einriätungen mit freudiger Zuverficht näher treten.. Mit der 
felben Genugthuung werden Sie die Verfijerung entgegennehmen, daß es der 
Politik Sr. Maj. des Kaifers und Königs gelungen ift, bei allen auswärtigen 
Regierungen daS Bertrauen zu erhalten und zu befefligen, daß die Macht, 
welche Deutihland dur feine Einigung zum Reihe gewonnen hat, nicht 
nur dem Baterlande eine jidere Shugmwehr, fondern auch dem Frie- 
den Europa’3 eine Harfe Bürgihaft gewährt.“ 


9. April. (Deutſches Reich.) DBundesrath: Frage einer Beſchluß⸗ 


faffung über den ſog. Antrag Lasker bez. Rechtseinheit. Ein Bericht 
der Mehrheit ber Ausſchüſſe fpricht fih gegen, ein folder der Minder- 
heit für die Genehmigung des Antrags aus. Auf Seite des ab⸗ 
Iehnenden Antrags ftehen die Königreiche, auf Seite des annehmenden 
Preußen. Fürft Bismard, der den Vorfig führt, conftatirt, daß 
Meinungsverjhiedenheiten mehr in der Form als in ber Sache vor⸗ 
handen ſchienen und auf feinen Antrag werden diejenigen Regierungen, 
die gegen den Antrag find, eingeladen, ihre Anfichten und Borfchläge 
zu formuliren; Damit wird der Antrag behufs weiterer Anträge ben 
Ausihüffen nochmals überwieſen. 

Der bayeriſche Bevollmächtigte gibt die Erflärung ab, daß er ih zu 
dem fraglichen Reichstagsbeſchluſſe ablehnend verhalten werde. Er beziehe fi 
in allen Punkten auf die Gründe des Mehrbeitserachtens im Berichte der 
Ausſchufſe für die Verfaſſung und das Yuftizwefen vom 9. December 1871 
und wolle hinfichtlich der beantragten Erweiterung der Reichscompetenz in 
Abfiht auf das gejammte bürgerliche Recht nur noch darauf aufmerffam 
maden, daß die dem Geſetzentwurfe gegebene Yafjung die Befugniß des Reichs 
in fi ſchließen würde, nad) dem jeweiligen Ermeſſen der geſetzgebenden Fae⸗ 
toren in Betreff der Bebürfnikfrage, ſchon bevor eine umfaflende Eodification 
des Privatrechtes nothiwendig und möglich geworden, durch Erlaffung fpecieller, 
nur einzelne Materien betreffender Gelege vorzugehen. Durch die Möglichkeit 
eineß foldhen regellojen Erlaffes von Reichs⸗Specialgeſetzen auf dem ganzen 
Gebiete des Privatrechtes würde nicht nur ſchon jetzt die Thätigkeit der Landes⸗ 
geſetzgebungen in allen Zweigen des Civilrechts lahm gelegt, fondern auch eine 
erhöhte Rechtsunficherheit geichaffen, da die Specialbeflimmungen zu dem in 
Kraft bleibenden übrigen Inhalte der Particularrechte jelten vollftändig paflen, 
Iegtere daher in ihrem organifhen Zujammenhange immer mehr alterirt 
werden würden. Anlangend die Geriht3organijation könne Seitens der baye: 
rigen Bertretung dem Reihstagsbeichluffe in jeiner allgemeinen Faſſung um 
fo weniger beigepflichtet werden, als derjelbe den Verluft der den Bundesflaaten 
durch die Reichsverfaſſung nicht entzogenen Juſtizhoheit zur nothiwendigen Con⸗ 
ſequenz hätte. Dagegen ſei anzuerkennen, daß es auf dieſem Gebiete eine 
Reihe von Fragen gebe, ohne deren gleichmäßige Regelung die in Ausſicht 
genommenen Geſetze über das Civil» und Strafverfahren nicht zum Abſchluſſe 
gebracht werben könnten. Zur Erreichung diejes Zweckes erjcheine aber eine 
Beränderung der Reichsverfaffung nicht erforberlih, weil viele Punkte ſchon 
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im Bereiche des „gerichtlichen Verfahrens" im Sinne des Mt 4 Rr. 13 der 
Reichsverfaſſung lägen und da, wo die Grenzen ftreitig feien, der ZBeg loyaler 
Berftändigung mehr empfehlen dürfte. Unter allen Umflänven jei wün⸗ 
ſchenswerth, daß die einfeitige Aufftellung eines erſten Entwurfes des Ge⸗ 
ſehes über gemeinfane Beflimmungen für die Gerichisverfaflung vermieden 
werde und daß Bertreter der am Meiften betheiligten Staaten {yon bei 
dem erfien Aufbau des Geſetzes durch perlönlicden Zufammentritt und 
eingehende mündliche Berathung aller fich darbietenden Fragen betheiligten. 
Mürttemberg wiederholt, daB es gegen eine Competenzausdehnung von Fall zu 
Tal feine Einwendungen haben würde. Über die Brenzen der Verfaffung mũßten 
ſtreng inne gehalten werden. Was die Gerichtsorganiſation und die Organi⸗ 
jation des Gerichtsverfahrens angeht, auf welche fi der Lasker'ſche Antrag 
ebenfalls bezieht, ſo würde Württemberg dankbar dafür fein, wenn e8 von 
dent Stande der Angelegenheit unterrichtet würde ine Reform in dieſer 
Richtung fei möglich ohne Aenderung der Berfafiung, ohne Gompetenzerweite- 
rung, auf dem Wege freier Verfländigung. Sachſen ſchließt ih den Aus 
führungen Bayerns und Württembergs im Weientlichen an. 


9.—11. April. (Preußen.) Eonferenz der preußiichen Bifchöfe in Fulda. 


Der Erzbifhof von Poſen fehlt und ebenfo der Feldpropſt Ramga- 
nowsfi, da fein Bisthum in partibus infidelium Tiegt. Die Bilchöfe 
wollen ſich dem Schulauffichtsgejeß fügen, doch wird eine Berwahrung 
an den Cultusminiſter und ein gemeinfames Öirtenfchreiben an ben 


Clerus erlaſſen. 

Sn dem letztern vom 11. d. M. datirten Hirtenbriefe erklären die Biſchofe, 
daß fie bei den „ſchweren Bedenken, welche Urchlicherſeits dieſem Geſetze ent⸗ 
gegenſtehen“, alles gethan hätten, um die maßgebenden Faktoren von deſſen 
Erlaſſe abzuhalten, und daß fie, von der Leberzeugung jeiner Gefährlichteit 
für Staat und Kirche durchdrungen, dem nunmehr vollendeten Belege ihre 
Billigung nicht zumenden könnten. Beil jedod ihr biſchofliches Amt fie dazu 
dränge, das Möglichfte zu thun, um jene Gefahren zu vermindern, und weil 
feine Macıt der Erde fie von der Gorge für bie chriſtliche Erziehung der 
Jugend entbinden Tönne, feien fie entichloflen, auch zu Gunſten der im Princip 
von der Sirche losgerifſenen Vollsſchule ihre Pflichten treu zu erfüllen, infoferne 
ihnen dieß nicht unmöglich gemacht werde, uud jähen fid) daher zu nachſtehenden 
Anordnungen veranlaßt: „1) Jeder Pfarrer hat die Kolalinjpeftion in ber 
Säule jeiner Pfarrei a führen, ohne daß e# einer beſonderen biſchoflichen Ge⸗ 
nehmigung bedarf. gegen if eine ſolche Genehmigung nöthig, wenn 
es fi) um —ã* je reiſſchulen⸗Inſpektion oder -einer Orisſchul⸗In⸗ 
ipeltion außer der eigenen Pfarrei handelt. Für die bereits fungirenden 
Schulinſpektoren diefer Kategorie foll es einer foldden Genehmigung nit be 
dürfen. 3) Fur den Fall, daß an geiftliche aulinfpektoren in Beziehung 
auf ihr Amt Anforderungen geftellt werben follten, welche mit ihren priefter- 
lichen oder lirchlichen Pflichten collidiren, werden biefelben nicht ohne vorher⸗ 
gängiges Benehmen mit dem Ordinariate ihr Schulamt niederlegen. 4) Auch 
wird von dem betreffenden Geiſtlichen Anzeige an die bifchöfliche Behörde er- 
fordert, fobald die ihm übertragene Schulinſpektion ftantlicherfeits widerrufen 
wird oder anderweitige bemerfenswertbe Beränderungen im Vereihe feiner 
Amtswirkſonileit vorlommen jollten. 5) Zu Euch aber, theure Mitbrüder, 
haben wir das Vertrauen, daß Ihr fortan mit verdoppeltem Eifer den Reli- 
gionsunterricht ertheilen und pflegen und in dem hochverdienſtlichen Werke 
der chriſtlichen Erziehung und gefamniten Bildung der Yugend nicht ermüden 
werdet. 6) Darum werdet Ihr den Lehrern, Euren BRitarbeitern, mit 
Achtung, Kiebe und Theilnahme nen und ihnen durch Euer Wort, 
Euer Wirken und Euer Leben orbilder eines frommen, gottgefäligen 
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15. 


16. 


Bas dentſche Reid; und feine eimeinen Glieder. 115 


Wendels jein.” Schließlich werben die Geiſtlichen ermaßnt, „in all den Bes 
drängnifien dieſer Zeit” nicht muthloß zu werden und zu Bott um „Wblür- 
zung der Heimſuchung“ zu beten. 


April. Der zweite beutfch-ifraelitiiche Gemeinbetag in Leipzig beichließt 


die Gonftituirung eines deutſch⸗iſraelitiſchen Gemeindebundes 

Es haben bis jegt 113 Gemeinden fi dem Gemeindetage angefchloffen, 
von denen 49 in Leipzig vertreten find. Als Zweck des Bundes wird ange 
geben „die Bereinigung und Organiſation der deutſch⸗iſraelitiſchen Gemeinden, 
— der deutich-Öfterreichiiden, zur Wahrung ihrer gemeinjamen ms 
terefien, die. Pflege und Förderung ihres Berwaltungs-, Bildungs und Mner- 
Hägungsweiens nad innen und die Vertretung derſelben nad außen, 
Staate wie den außerdeniſchen Blaubensgenofien gegenüber.” Zum hen 
wird einftimmig die Gemeinde Berlin gemäßlt. 


(Deutſches Reich.) Bundesrath: Württemberg ftellt ben Antrag 
auf Beröffentlihdung der Verhandlungen des Bundesraths. 


„ (Deutfhes Reid.) Reichstag: Die Petitionscommilfion wählt, 
bezeichnender Weiſe, den Abg. Gneift zum Referenten über bie Peti⸗ 
tionen in Sachen des Jejuitenordens. 


„ (Bayern) IL Sammer: Ein Antrag ber clericalen Partei, alle 
außerbeutichen Sefandtichaften mit Ausnahme derjenigen in Wien ein 
zuziehen, wird mit einer nur kleinen Majorität (gegen Die patriotifd- 
clericale Partei) abgelehnt, Dagegen der Antrag des Ausichufles auf 
Umbilbung des Staatsraths, troß des Widerfpruhs des Minifters 
des Innern und der Erklärung, daß die Regierung nicht darauf ein- 
gehe, angenommen. 

Dezüigli des erfien Antrages erklärt der Miniflerpräfivent Graf Heg⸗ 
nenberg: Er habe im Ausſchuſſe nicht gefagt, die bayeriiche Diplomatie ſei 
jetzt beveutungslos, er babe nur gejagt, daß in Folge der Reugeftaltung der 
Deutfchen Berhältniffe europãiſche Iraem kein Gegenſtand mehr für die baye⸗ 
riſche Diplomatie fein. Der Antrag Freytag wolle Refervatrechte im In⸗ 


ber Kiner ee ee wogegen ſchon die Rüdfigt auf die Ehre und 


„ (Deutihes Reid.) Reichstag: Erfte Lejung des Geſetzesent⸗ 
wurf8 betr. die Einrichtungen und die Befugniffe des Rechnungshofes 


für das deutſche Reich. Es wird beichloffen, auch die zweite Leſung 
im Plenum vorzunehmen. 


Der aus 22 SS beſtehende Bejegesentwurf bat das neue preußiſche 
Gele über die Oberrehnungslammer zur Grundlage. Ber Reiinungshof 
fol fein Glied der Reidhsverwaltung fein, fondern —* neben dieſer ſeine 
Stelle finden. Er if unabhängig vom Weichslanzler und nur dem Kaiſer 
untergeorbnet. Die Mitglieder find inamovibel, denen des Reichtoberhandels⸗ 
gerichts gleichgeſtellt; fie blrfen weder Rebenämter und mit Remuneration 
verbundene Nebenbeichäftigungen übernehmen, noch Tönnen fie in den Bundeß⸗ 
rath berufen oder in den Beichstag gewählt werden. Was die Befugnifie 
des Reiinungshofes ange teifft der Entwurf einmal darüber Beſtimmungen. 
welche Rechnungen dieſe Behörde überhaupt zur Reviſion zu ziehen berechtigt 
fein ſoll, wobei der Grundſatz leitend geweien ift, daß der Regel nad das 
Recht und die Verpflichtung zur Revifton zujammenfallen muß, und über die 
Befugnifje, welche dem Rehnungshofe zuflehen müſſen, damit die Nechnungs⸗ 
reviſion ihren Zwed, über etwaige Mebertretungen auß der geführten Verwal: 
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tung Gewißheit zu gewähren, erfüllen lann, fowie endlich darüber, welche Ber- 
richtungen nach vollzogener Prüfung der Rechnungen von dem Redinungshofe 
wahrzunehmen und welche Befugnifle ihm in diefer Beziehung beizulegen find. 
Als Bräfident fungirt der Ehefpräfivent der preuß. Oberreffnungslammer, die 
Direktoren und Näthe werben vom Bundesrath erwählt und vom: Kaiſer ernannt. 
Bezüglich der Höhe der Penfionen für die Mitglieder follen die Borfchriften in 
Anwendung kommen, welche Darüber in demjenigen Bundesſtaate gelten, aus deſſen 
Dienft daß betr. Mitglied des NRechnungshofes berufen if. Alle Beamten des 
Rechnungshofes, mit Ausſchluß der Mitglieder, ernennt der Präfident, und zwar 
aus den geeigneten Beamten der ſämmtlichen Bundesftaaten. Die Beftim- 
mungen in FX 9—12 entſprechen den gegenwärtig beitehenden Borfchriften. 
Bon den bezüglihen Beſtimmungen des preußiichen Geſetzes weichen fie nur 
deßhalb ab, weil letzteres Verhältniffe ins Auge faflen mußte, welche im Reiche 
nicht vorlonımen, und weil umgekehrt der vorliegende Entwurf Berbältnifie 
zu berückfichtigen hatte, weldhe in Breuben nicht ınehr beftehen. So Kat z. 2. 
der F 10 im preußiſchen Geſetze feine Analogie, weil er fih auf Einrichtungen 
bezieht, weldde der Militär- und Marineverwaltung eigenthümlich find. In 
diefer Beziehung bleibt die Zufammenftellung aus den verfchiedenen Rechnun⸗ 
gen :c. fiir alle unter preußifcher Verwaltung ftehenden Gontingente nad wie 
vor dem mit 22 Beamten bejegten Eontrolbureau im Kriegsminiſterium über- 
lofien; von den übrigen felbfländigen ContingentSverwaltungen wird die Con⸗ 
trole ebenfalls ſelbſtändig ausgeübt. Nah dem Entwurf foll dem Redinungs- 
hof uur die Befugniß zufiehen, ſowohl die Nachweiſe der zur Selbfibewirth- 
ſchaftung überwiejenen Beträge als auch die Gontrolnachweifungen Aber die 
etatSmäßigen Brod⸗ und Fourage⸗Competenzen von Zeit zu Zeit einzuforbern, 
um fi) von der Einhaltung der beftehenden Borjäriften zu überzeugen. Die 
6% 13— 2 find dem preußiſchen Geſetz nachgebildet. In der Debatte erflärt 
zunädft der Bundesconmiffär Michaelis, daß es der Neichöregierung ge 
boten erjcheine , die Neihsbehörde möglichſt conform der preußiichen Dber- 
rehenfammer anzufdließen, die den preußiſchen Finanzen feit dem vorigen 
Jahrhundert einen jo guten Ruf verfhafft habe. Sodann führt Abg. Richter 
aus, daß die auf dem einzurichtenden Rechnungshof berubende Gontrole der 
Neihsfinanzen ohne ein Minifterveraniwortlichleitsgejeg illuſoriſch und ein 
Meſſer ohne Griff ſei. Gleichwohl wolle er fi an der Schaffung jener Be 
hörde betheiligen, weil fie von ſelbſt zu dem noch fehlenden Geſez führen werde. 
Die Einrihtung aber, wie fie in Unlehnung an die preußiſche Oberredinungs- 
kammer gefchaffen werden folle, ſei, ſowohl was die Perjonen als die Inſtruk⸗ 
tionen und die Gontrolthätigkeit jelbft betreffe, veraltet und mahne daran, den 
jungen Wein nit in die alten Schläude zu ſchütien. Laster findet die 
Kritik, welche Richter gegen die preußische Oberrechenlammer geübt, übertrieben, 
meint aber do, daß das Weich wohl thun werde, in manden Beziehungen 
über den Rechtszuſtand in Preußen hinauszugehen, namentli in Bezug auf 
eine Sontrole auch der Einnahmen des Reichs durch den Rechnungshof, da 
der Reichstag — abweichend vom preußiichen Berfafjungsredgt — ein Steuer. 
bewilligungsrecht habe. Er will deßhalb au, daB der Rechnungshof völlig 
ſelbſtändig unter einem eigenen Präfidenten bingeftellt und die Gollegialität 
innerhalb der Behörde nod weiter durchgeführt werde, als dieß durch das 
Oberrehnungslammergefeg in Preußen gejchehen. 


18. April. (Deutſches Reich.) Reichstag: Auf Anregung ber Fortſchritts- 


partei conferiren Delegirte diefer, der national-liberalen und der libe⸗ 
ralen Reichspartei darüber, die in dem Etat der Zölle und Verbrauchs⸗ 
feuern in Anja gebradte Summe der Salzfteuer im Belrage von 
10,467,190 Thlr. zu flreichen. 

Die Mehrheit ſpricht ſich gegen die Anſicht aus, diefe ganze Summe 
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ee: aus der Einnahme zu Rreichen. Wenngleich man zugeben wolle, daß eine gänz- 
E liche Beſeitigung der Steuer namentlih im Intereſſe der ärmeren Bevölkerung 
in wäünfcenswerth jei, fo dürfe man doch wiederum nicht außer Acht laſſen, daß 
Zu Diet nicht fo plöglich geſchehen könne, weil die Einnahme zu bedeutend fei, um 
2 fie, ohne einen Erfag zu bieten, in Wegfall zu bringen. Da jedoch die Ein- 


= nehmen des Reiches in fortwährender Steigerung fi befänden, fo würde eß 
..” fig weit eher rechtfertigen laſſen, ein allınäliges Vermindern der Ginnahmen 
„ aus viefer Steuer herbeizuführen dadurd, daß man von Zeit zu Zeit eine 
ze Ermäßigung diefer Steuer eintreten lafie. Um aber in diefer Beziehnng ein 
ri möglichft einmüthiges Vorgehen des Reichstages zu erzielen, wird beichloffen, 
en auch die übrigen Fraktionen des Reichſstages zur Theilnahme an diejen Be- 
—* rathungen aufzufordern und ihnen den Vorſchlag zu machen: die Einnahmen 
: aus dieſer Steuer bei der Etatsberathung um ein Drittel zu vermindern, ſo 
* daß dann die Salzſteuer auf zwei Drittel ihres bisherigen Betrages herab⸗ 
geſetzt würde. 
-= 19. „ (Bayern) DH. Kammer: genehmigt das ganze Budget des Eul- 
tus⸗ und Unterrichtsminiſteriums mit allen feinen linterabtheilungen 
u und Anbängjeln in einer Situng, 
. und zwar ohne irgend welche Kämpfe zwiſchen den beiden Parteien. Ob⸗ 
- wohl Sepp in Intereſſe des Friedens, wie er meint, dagegen proteftirt, wer⸗ 
Pr den fogar von beiden Seiten des Haufes die Wüniche angenommen: e8 möchten 
‚2. Lehrſtühle der Philoſophie und Kirchengeſchichte an den Univerfitäten in München 
—* und Würzburg mit ſolchen Profeſſoren beſetzt werden, die es den Biſchöfen mög⸗ 
5 lich machen, die Canditaten der Theologie Univerfitäten frequentiren zu laffen, 
“: und: im Intereſſe der kathol. Yugend und in Nüdficht auf die Stiftung der 
BER Univerfität und auf die fpeciellen Stiftungen, fei der afademifche Gottesdienſt 
= durch einen romiſch⸗katholiſchen Priefter wiederherzuftellen. Ja, die gegenjeitige 
Das Toleranz geht noch weiter. Nicht nur die Domherren, Pfarrer und Coopera- 
"er toren der Katholiken, die Gonfiftorialräthe, Pfarrherren und Bicare der Pro» 
1 teftanten werden in ihren Behalten und Bezligen erheblich aufgebefiert, fondern 
2 zum erſtenmal ſeit es in Bayern ein Budget gibt, wird auch eine Poſition 
7 für den iſraelitiſchen Cultus in dasſelbe aufgenommen, wenn eine auch nur 
. kleine Summe zur Unterflügung gering dotirter Rabbinatsftellen. 
20. „ (Breußen) Abg.-Haus: Der Yinanzminifter macht, durch eine 
* Interpellation des Abg. Richter dazu veranlaßt, die Mittheilung, daß 
F der Geſammtüberſchuß aus den Einnahmen des vorigen Jahres die 
— erſtaunliche Höhe von 9,273,320 Thlrn. erreicht, welches glänzende 
rn Ergebniß hauptſächlich der Mehreinnahme aus der Eilenbahnverwal- 
7 tung und aus der indirecten Steuerverwaltung zuzujchreiben ift, wäh. 
2 rend die Glaffen- und Gewerbefteuer, ſowie die Einnahme aus der 
* Juſtizverwaltung einen erheblichen Ausfall ergibt, letztere über eine 
| Million. 
— Trotzdem erklärt der Finanzminiſter, daß die Regierung, wenn ſie auch 
j die Möglichkeit nicht beſtreite, doch nicht eher auf die Zeitungs- und Kalender⸗ 
euer verzichten tönne und wolle, als bis fie die minder bemitielten Bolts- 
u flaffen von der Steuerlaft befreit habe, 
v 23.—26. April. (Deutiches Reid.) Reichstag : Berathung bes Reichs⸗ 
Br beamtengefehes. Dasſelbe wird mit ziemlich großen Mehrbeiten fehr 
ſtark in Tiberalem Sinn modifizirt, fo daß Delbrück das Scheitern 
des Geſetzes im Bundesrathe in Ausſicht ftellt. 
So wird trog alles Stemmens von Delbriid beilofien, daß durch bie 
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Neichsbenmten nur ſolche dienſtliche Unorbmungen von Borg befolgt zu 
werden brauden, die innerhalb von deren Zufändigleit find und ebenſo gegen 
Delbrüd, dab Reichsbeamte für ihre amtlichen Qanblungen verantwortlich fein 
follen. Mit beiden Beſchlufſen will der Weidhätag bie —— und das 
Publicum gegen die traurigen Erfahrungen ſchüten, welche die preußtichen Be⸗ 
amteten und die preußiſchen Etveitungehörign ſ. 3. in der Reaction wit 
den Disciplinargeriäätshof und dem Gompetenzconflict gemadt 9 haben. Bon 
Bedeutung ift auch der Beſchluß, bie Behreiung der Meichsdeamien von fädti- 
ſchen Steuern gejeglich aufzuheben 


23. April. (Bayern) II. Kammer: Die Kammer ſchließt die Budgetdebatte 


24. 


25. 


ohne Steuererhößung obwohl die Erhöhung der Beamtengehalte die 
Höhe von 31: Mil. fi. erreicht Hat und troz ber größeren Ausgaben, 
welche der Eintritt ins Reid) verurjacht hat. 

Schon die Budgetoorlage für die IX. Winanzperiode hatte eine Erhöhung 

der direien . n um 50 Prozent in Unsfiht genommen, und man war 
allgemein der Unfit, daß jenes Budget, bei deſſen Feſtſtellung es dem da⸗ 
maligen Sandtage gelungen war, die teuererhöhung abyumenben, wohl das 
Iegte fein dürfte, welches ohne Bermehrung der Ubgabenlaft abſchloß. Der 
Entwurf des Finanzgeſeges für die X. Finanzperiode, den die Regierung im 
Jannar 1870 dem Landtage vorlegte, enthielt abermals die Forderung einer 
Erhöhung der direkten Steuern und zwar um 30 Prozent. Der Ausbruch 
des Kriegeß gegen Frankreich im Sommer desfelben Jahres, der es bekannt⸗ 
lich nicht zu einer Durdberathung und Feſtſtellung des Budgets lommen 
ließ, rüdte die projeltirte Steuererhöhung wieder in die ferne, Indem durch 
das vereinbarte Finanzgeſetz vom 18. Febr. 1871 die früheren Budgel- und 
Stenerjäge auf die X. Finanzperiode ausgedehnt wurden. XBieder madhte ſich 
die Befürchtung einer Steuererhöhung geltend, als der gegenwärtige Landtag 
im Serbfte des verflofienen Jahres jufammentrat. Die Wegierung glaubie 
Ungefihts der Vermehrung des Staatabedarfes in ihrer Budgetvorlage eine 
Erhöhung der direkten Steuern, diesmal blos um 10 Prozent nicht umgehen 
zu Binnen. Die Befürchtung erſchien um fo ernſter, als im Berlaufe der 
Sandtagsfeifton die —— der Staatsdienerbeſoldungen in Frage kam, 
und von der Regierung biefür über 8,000,000 fl. verlangt wurden. Doch 
die Kammer wurde nicht nur dieſer Forderung der Regierung in vollem Um⸗ 
fange gerecht, fondern bewilligte auch außerdem für die Zwecke des Unterrichtes 
und der Bildung felbft noch bedeutend höhere Summen, als die Regierung 
Pe hatte, ohne der Bevölkerung ein größeres Maß von finanziellen Opfern 
aufzulegen. 
„ (Bremen) Die Bürgerfchaft beichließt auf den Antrag des 
Senats mit 63 gegen 44 Stimmen ben fofortigen Uebergang zur 
Reichsgoldwährung und kommt fo mit der Rechnung nah Mark mit 
100 Pfennigen dem ganzen übrigen Deutſchland bis auf Medien- 
burg zuvor. 
„ (Deutfhes Reid.) Der Geichäftsträger des deutſchen Reichs 
am römiſchen Hofe, dv. Derenthal, theilt dem Garbinal-Staatsfecretär 
vertraulih mit, daß der Kaiſer den Gardinal Fürſt Hohenlohe zum 
Botſchafter am römifhen Stuhle zu ernennen geruht habe, jo wie, 
daß ber (feit dem Eoncil fih in Deutichland aufhaltende) Cardinal 
demnächſt nad) Rom zurüdtehren werde, um fich zu vergewiſſern, daß 
ſeine Ernennung dem Papfte genehm ſei und in dieſem Falle das Be⸗ 
glaubigungsichreiben zu überreichen. 
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25. April. (Deutſches Neich.) Bundesrath: Die Bevollmächtigten Bayerns 


26. 


27. 


29. 


und Württembergs fchlagen in Betreif des Bertbeilungsmaßftabes ber 
frangöfifhen SKriegscontribution nad Abzug der Präcipualleiftungen 
vor, dieſe Entihädigungseinnahmen 1) zu 5/s ihres Betrages nad) 
dem Berhältniß der militäriſchen Leiftungen jedes beibeiligten Staats 
in der Zeit vom 16. Juli 1870 bis zum 1. Juli 1871, wie dieſe 
Leiftungen nach dem Effectivftand der geftellten Mannfchaften und 
Pferde von der hiezu niebergejeßten Commiſſion ermittelt wurden; 2) 
zu 3: nad) dem Maßſtab der Bevölkerungszahl zu vertbeilen. 

Die Untragfteller motiviren ihren Vorſchlag damit, daß es jet erſt mög- 
lich if, die Berbäitniffe zu überfehen und zu würdigen, und daß die militä- 
riſchen Leitungen mit dem bloß quantitativen Ausdrud durch die Zahlen des 
Effectioftandes nur einfeitig getroffen werden. Die Unzulänglidleit des bisher 
ins Auge gefaßten Bertheilungsmobus trete Har hervor, wenn neben den mili⸗ 
tärifhen aud andere Beiftungen ber beteiligten Staaten in Betracht gezogen, 
und inSbeiondere wenn auch die politiichen Momente gewürdigt würden. 

» (Bayern) U. Kammer: Minifter v. Luß tHeilt cine allgemeine 
Berfügung der Regierung mit, wonad bie Schüler an Gymnaſien 
nit mehr gezwungen jein follten, am Religionsunterricht Theil zu 
nehmen, fofern die Eltern anderweitige Yürforge für einen ſolchen 
tragen. 

» (Bayern) Schluß der Landtagsfeifion. 

Der Schluß der Seſſion ſteht in grellem Gegenſat gegen die Erwartungen 
der patriotifch-clericalen Partei bei Eröffnung derſelben, die damals eine 
Adrefſe an den König, eine Mißtrauenserflärung gegen das Minifterium, ja 
fogar die Berf-gung desfelben in Unklagezuftend, die Rihtbewilligung des 
Budgets u. dgl. geforvert Hatte, während der nunmehrige Landtagsabſchied 
nicht die Em: eines Gonflictes zwiſchen der Regierung und der Boltsver- 
tretung zeigt, vielmehr alle Beſchluſſe des Landtags janctionirt werben und 
allen Wunſchen desielben entweder ſchon Rechnung getragen oder doch wenigſtens 
die eingehendfle Würdigung zugefiddert wird. 

» (Deutihes Reid.) Reichstag: die Fyractionsberathungen führen 
ſchließlich zu einem Antrag, die Abgabe von Salz vom 1. Jan. 1873 
an auf 1 Thlr. berabzufeßen, mit ber Refolution : die gänzliche Auf- 
bebung ber Abgabe bon Salz ift ebenjo eine fyorderung der Gerech⸗ 
tigfeit als einer gefunden Yyinanzpolitif und demgemäß, wenn Die 
Finanzlage es irgend geftattet, in erfter Linie durchzuführen. 

„ (Deutfhes Reid.) Reichstag: genehmigt den Gefehesentwurf 
betr. die Errichtung eines oberflen Rechnungshofes in zweiter Berathung 
mit einigen Amendements zum größten Theile und meist nur einige 
Artikel desfelben zur Vorberathung an eine Eommiffion. 

„ (Elfabß-Lothringen.) Der Kaifer vollzieht die Stiftungsurfunde 


der Univerſität Straßburg: 

„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deutſcher Kaiſer, König von Preu⸗ 
ben x., thun Fund und fügen zu wiſſen: Nachdem Eiiaß und Lothringen 
mit dem deutichen Neiche wieder vereinigt find, haben Wir auf den Antrag 
des deu tages und unter Zufimmmung des Bundesrathes des deut. 
ſchen Reichs beichlofien, dab die durch eine glänzende Vergangenheit ausge 
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zeichnete hohe Schule zu Straßburg in ihrer früheren einheitligen Geflaltung 
als Univerfi:ät wieder ins Leben trete. Wir begründen bemn 

faule, die aus dem Elſaß und aus Lothringen fo viele —— Lehrer 
empfing und dieſen Ländern wie der Welt Männer, tüchtig in allen Zweigen 
der Wiſſenſchaft, zurüdigegeben bat, von Neuem, auf daß an ihr im zent 
der Wahrheit die Wiſſenſchaft gepflegt, die Jugend gelehrt und fo der 

bereitet werde, auf welchem mit geiftiger Erkenntniß wahrbafte Geitehfunst 
und Hingebung für das Gemeinweien gedeihen. Durch das von Uns am 
heutigen Tage vollzogene Gele find die auß der Zerfplitterung der früheren 
Univerfität entflandenen Fachſchulen und Fakultäten aufgehoben und alle Rechte 
berjelben auf die neue Hochſchule — als eine Öffentliche Unftalt im geitlichen 
Sinn — übertragen worden. Wir wollen, daß die Univerfität mit allem zur 
Erfüllung ihrer Aufgabe nothwenbigen, insbefondere mit den nöthigen wifſen⸗ 
ſchaftlichen Hilfsanftalten ausgeftattet und daß für deren Erhaltung den An⸗ 
forderungen der Wiffenfchaft entſprechend Sorge getragen werde. WBorläufig 
und bis zur Herflellung anderer Gebäude überweifen Wir der Ilniverfität die 
bisher von der Akademie benugten Gebäude, außer welchen fie auch die 
von der Stadtgemeinde Straßburg zeitweile zur Verfügung geftellten Räume 
im Schloß gemeinſchaftlich mit der Iniverfitäts- und Landesbibliothek zu be⸗ 
nuten bat. Wir verleihen derjelben das Recht, ihre eigenen Univerfitäts-. und 
Gakultätsangelegenheiten nad) der in dem Univerfitätsfatut zu gebenben Ord⸗ 
nung zu verwalten und fih ihren Rektor unter Unferer Genehmigung , fowie 
die Dekane ihrer Fakultäten felbft zu beftelln; Wir verleihen den Fakultäten 
da8 Recht, den Doltorgrad unter Autorität der Univerfität nad einer von 
den Fakultäten ſelbſt aufzuftellenden Promotionsordnung zu ertheilen, überzeugt, 
daß diefe Würde nur an Solche vergeben werden wird, welche durch den Ernfi 
ihrer wiſſenſchaftlichen Leiſtung daß Anfehen der doqhſchui⸗ in neuen Gtanz 
zu bringen geeignet find. Wir gewähren, daß die Fakultäten nach von ihnen 
FeLoR gegebener Babilitetionsorbmung neue in der Wiflenihaft bewährte Lehrer 
zum Lehramte in ihrer Mitte zulafien, verordnen endlich, daß die Umiverfität 
Straßburg das Siegel der alten Univerfität Straßburg führe, wie es ihr 
von dem erſten Begründer der Hochſchule verliehen worden ift, mit der Um⸗ 
ſchrift: „Sigillum Academise Argentinensis‘. Die Ernennung des erſten 
Rektors der Univerfität, der fein Amt verwalten fol, bis der nad dem Statut 
zu wäblende Rektor dasjelbe übernimmt, behalten Wir Uns vor. Urkundlich 
unter Iinferer dchſteigenhändigen Unteriörift und beigedrudtem kaiſerlichen 
Snfiegel. Gegeben Berlin, 28. Upril 1872. Wilhelm. Fürſt v. Bismarck.“ 


80. April. (Deutſches Neid.) Reihdtag: Die für den Entwurf eines 


Militärſtrafgeſetzes niedergejeßte Commiſſion einigt fid mit der Re- 
gierung über den darin hauptſächlich ftreitigen Punct des fog. firengen 
Arreftes mit 12 gegen 9 Stimmen und nimmt das Ganze mit 15 
gegen 6 Stimmen an, fo daß aud an der Zuflimmung bes Reichs- 
tags nicht mehr gezweifelt wird. 

„ (Sadfen) Das Ob.App.Gericht beftätigt da8 gegen Bebel und 
und Liebknecht gefällte Urtheil. 


1. Mai. (Deutſches Reid.) Der deutſche Gejchäftsträger in Rom, 


v. Derentbal, verlangt vom Bardinal«Statsfecretär Antwort auf feine 


Notification v. 25. v. M. Inzwiſchen bringen ultramontane deutfche 
Blätter an dieſem Tage ſchon die telegraphiiche Depefhe aus (dem 
Batican) Rom, daB der Papſt die Annahme bes Cardinals Hohen⸗ 
lohe als beutfchen Botſchafters ablehne. 
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1. Mai. (Deutfhes Reid.) Neichstag: Debatte Über den (von 188 


Mitgliebern unterzeichneten) Antrag auf Herabſetzung des Salzpreiſes. 


In der Debatte erfärt fih 9. Kardorff Namens der Freiconfervativen 
im Princip mit dem Antrage einverflanden, will aber doch nicht Anlaß dazu 
geben, von den unmittelbaren Einnahmen des Reichs ewas abzuftreihen, ehe 
nicht ein Erfah dafür gefunden fei, wofür er den Tabak und ſodann den 
Stempel anbietet. Der Präfident des Reichskanzleramts vd. Delbrüd accep- 
tirt eventuell diefe Anerbietungen und fügt denfelben als weitere Object noch 
Das Bier Hinzu. Fürſt Bismard erklärt fi dagegen entichieden gegen bie 
Eile, die Salzfteuer abihaffen zu wollen. Ich bin der Einzige, dem die Ver⸗ 
fofiung eine Berantwortlichleit auferlegt für die Ausführung der Geſetze und 
der Berfafiung... Ich weiß nicht, ob es noch ſchlechtere Steuern wie bie 
Salzſteuer in den einzelnen Ländern gibt, und ich) möchte doch dagegen Zeug⸗ 
niß ablegen, daß nicht gerade diefe Neichsfteuer, — wir haben jehr wenig 
Sbjeete, die wir im Neiche befteuern können, fie find vertragsmäkig fehgeftellt, 
— 0 gelennzeichnet werde, als jei fie eine hochſt ungerehte und «es ſei eine 
unndtbhige Bedrädung des armen Mannes, wenn fie auch nur noch einen Tag 
in dem Maße fortbeftände, in dem fie feit Jahren beftanden hat. Es if 
jedes Mal die Steuer, die das Reich gerade am meiften braucht, als eine den 
armen Mann beionders drüdende bezeichnet worden. Als man in dem Locale 
am BDönhofsplage über die Tabakfleuer ſprach, erinnere ih mich, daß die 
Dfeife des armen Mannes eine jehr große Rolle fpielte. (Heiterkeit) Wie 
von Petroleum geſprochen wurde, war es die Beleuchtung des armen Mannes; 
aber jo lange wir noch das Brod und Fleiſch befteuern, muß id; jagen, rechne 
ich dergleichen Aeußerungen in daß Gebiet derjenigen politifgen Heuchelei 
(Ruf: Op, Oh! Pfuif), die man auf politifdem Bebiet für erlaubt 
balt und fi und andern concedirt. Meine Herren! Gie ſehen, 
ih nehme mid nit aus. Ih made unter Umſtänden aud da» 
von Gebraud. Etwas Berlegendes Liegt alfo darin nit, und in conflitu- 
tionell ausgebildetern Staaten geht der Accent, den man unter limfländen 
auf die Pfeife des armen Mannes legt, als könnte er die Speiſe leichter als 
den Xabaf entbehren, viel weiter als bei uns; aber ich muß jagen, Io lange 
wir in einem jehr großen Bundesflaate noch das Brod und das Fleiſch befteuern, 
haben wir fein Recht, die Salzfteuer auf diefe Weile zu brandmarlen, als 
wäre es gerade ein Mangel an Pflichigefühl, daß die Regierungen fie nicht 
längft aufgehoben haben... Ich möchte das Glaubensbekenntniß ablegen und 
offen beiennen — ih muß den Muth der Berantwortlichleit und der Meinung 
haben — daß ih die Salzfteuer no nicht für die ſchlechteſte unter den be» 
fehenden halte, das ih für das Reid die Matricular-Beiträge no für 
ſchlechter halte, und daß ich meinerjeits eher für die Erhöhung der Salzfleuer, 
als für die Erhöhung der MatricularoBeiträge ſtiumen würde... Ich möchte 
dieſes Slaubensbelenntniß, das mir Vedürfniß war, nicht Schließen, ohne 
on das Gefühl der politiſchen Veraniworilichkeit, welches jedem Antragſteller 
beiwohnen follie no zu erinnern. Rah der Verfafung if allerdings der 
Kanzler ganz allein verantwortli; der Kanzler kann aber den Strom nidt 
aufhalten, wenn die Widerftandsfähigfeit der vereinigten Regierungen gegen 
eine Borlage, die fie für nicht ridhtig, für bebrüdend und für politiſch gefähr- 
lich Halten würden, auch nicht jo ſchwach if, wie der Kerr Abg. v. Hoverbedk 
fie vorhin andeutete. Sie werden dem civium ardor prava jubentium nidjt 
fo leicht und raſch unterliegen, als er der Meinung if. Der Kanzler aber 
kann dem allein nicht widerftehen, er kann unter Umftänden jagen: es ift wider 
mein Gewiſſen zu unterjchreiben; und dann tritt die Verfafiungsfrage ein, ob 
Seine Majeftät der Kaiſer einen Kanzler findet, der bereit ift (Bewegung), zu 
unterfchreiben. Aber ich möchte Sie bitten, meine Herren, daß doch Jeder, 
der einen foldden Antrag ſtellt, fi von demſelben Kanzleriſchen Berantwort⸗ 
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Iichleitsgefühle für die Fortexiſtenz unferer mit Mühe begründeten Beidhs- 
SInftitutionen und deren Eonfolibirung durchdringen und es nicht allein den 
Regierungen überlafien möge, Abhilfen zu fuchen, der Reichsvertretung aber 
allein das Recht zu vindiciren, zu tadeln, wegzuſchneiden. Bei einem joldyen 
Antrage, wie der zuerft geftellte, der bloß auf den Wegfall einer weſentlichen 
Steuer, ohne Vorſchlag irgend eines Erſatzes geftellt wurbe, wundere ich mich 
nit, alle Eleınente zu jehen, die ich vorher centrifugale Elemente nannte, 
folde, denen wenigftens eine Befeſtigung des Reiches nicht wünidenswertb iſt. 
Diele darunter zu jehen, habe ih mich nicht gewundert; aber wenn id die 
eifrigſten, bingebendfien Mitarbeiter an dem Buftandefonmen , an er Be 
feftigung des Reiches mit unterjchrieben gefunden habe, jo Habe ich mir gejagt: 
uns fehlt no in einem für mich fchmerzliden Maße das Gefühl der flaat- 
lichen Veranwortlichkeit in unferer Sefammtvertretung. 


Der Bundesrath: beſchließt in einer Sikung vom gleichen Tage 
zur Prüfung der Frage wegen Aufhebung ber Salzfteucr bezw. einer 
biefür zu beichaffenden Eompenfation eine befondere Eommilfion nieber- 
zuſetzen. 


1. Mai. (Elſaß-Lothringen.) Feierliche Eröffnung der Univerſität 


2. 


Straßburg. Hervorragende Männer aus ganz Deutſchlaud betbeiligen 
ih an den Feſtlichkeiten. 

„ (Deutfhes Reid.) Der deutſche Geichäftsträger in Rom er- 
hält von Cardinal Antonelli bez. der Wahl des Cardinals Hohen⸗ 
lohe als Vertreter de3 deutſchen Reichs beim BI. Stuhl die ablehnende 
Antwort, 

„daß, während Se. Heiligkeit für den Gedanken Sr. Majeſtät des Kaiſers 
und "Königs empfängli ift, Sie doch hebauert, einen Gardinal der heiligen 
römifchen Kirche, audh wegen der augenblidtichen Umflände des heil. Stubls, 
a autoriſiren zu können zur Annahme eines jo delikaten und wichtigen 

mtes. 
„ (Preußen) Der Fürſtbiſchof von Breslau excommunicirt ben 
Profeſſor Reinkens und andere BPriefter wegen bes Unfehlbarkeits⸗ 
Dogmaß. 


3.—4. Mai. (Preußen) Eine Berfammlung der Generalfuperintendenten 


und Gonfiftorialpräfidenten der evangelifchen Kirche befchließt einen 
Hirtenbrief an die ſämmtlichen Geiſtlichen der Landesficche, verfländigt 
ih über „die pracifchen und principiellen Fragen, bie fi) bei ben 
Lisco-Sydow’ihen Fall aufgedrängt hatten und einigt fich zu einem 
möglichſt umfichtigen, aber auch entjchiedenen Handeln bez. funbamen- 
taler Lehrabweichungen“. 

„ (Deutihes Reid.) Reichstag: Delegirte der verfchiedenen Tibe- 
ralen Fractionen einigen ſich im allgemeinen über einen Antrag gegen 
ben Sefuitenorden im Anſchluß an die Petitionen gegen benjelben. 


„ (Deutfhes Reid.) Ein Artikel ber preußiſchen Prov.-Eorr. 
erflärt, daß die Wahl des Cardinals Hohenlohe zum Botſchafter bei 
der römiſchen Curie offenbar „ein Schritt der Verſöhnlichkeit und zu⸗ 
verſichtlichen Entgegenkommens“ geweſen ſei und meint von der ab- 
Iehnenden Antwort bes Bapftes: 
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„Die Regierung des Kaiſers wird hierin mit Vebauern ein Anzeichen er⸗ 
kennen, daß in Rom auf gegenfeitige vertrauenspolle Beziehungen nicht ein 
glei hoher Werth gelegt wird, wie von ihrer Seite.“ 


10. Mai. (Preußen) Erlaß des Oberfirchenrath3 an die Provinzialcon- 


11. 


13. 


fiflorien der Landeskirche bez. des Schulauffichtägefehes. 

Daß diejes Attenftüd, deſſen verföhnliche Haltung fi von den in demfelben 
Betreff ergangenen Erlaflen der Mehrzahl der preußiichen Eonfiflorien an ihre 
Geiſtlichkeit auffallend unterjcheidet, von der nämlichen Behörde ausgeht, melde 


‚feinerzeit gegen die ohne ihre Mitwirkung erfolgte Einbringung des Schul⸗ 


auffichtsgeſetzes als gegen einen Singriff in ihre Rechte proteftirte und durch 
dieſes Berfahren die Oberconfiflorien zu ihrem Vorgehen ermutbigte, wird 
einigermaßen durch den längeren Urlaub erklärt, welchen der Präfident de 
Dberfirddenraths, geb. R. Mathis, feit dem Zuflandelommen des Geſetes an⸗ 
geireien hat und aus den er jetzt um feine Entlaflung eingelommen ift. 

» (Deutfhes Reid.) Bundesrath: einigt ſich definitiv über bie 
Bertheilung der franzöfiichen Kriegsentſchädigung. 

Bräfident Delbrüd erklärt, daß ſich die preußiſche Regierung in Folge 

des geſtern abgehaltenen Minifterrates entichloffen habe, den legten bayer. An⸗ 
trag zu acceptiren, wonad bei der Reftvertheilung der Maßſtab von ?js der 
militäriigen LZeiftungen und 1 der Bevölkerungszahl beritdfichtigt werden 
ſollte, jedoch jo, daß zupdrderft die militäriichen Leiftungen berückſichtigt wür⸗ 
den, damit zunächſt die wirklichen Ausgaben für den Krieg gedeckt werden, 
und der Ueberſchuß gewiffermaten als Gewinn ſpäter zu Bertheilung kommen 
ſollie. Bei der Abflimmung findet der betreffende Artikel die einhellige Zu- 
ſtimmung des Bundesrathes und es wird alſo die Neftvertheilung jegt in der 
gedachten Weiſe erfolgen. Preußen bringt übrigens dabei erhebliche finanzielle 
Opfer, welche fi auf circa 5 Mi. Thlr. belaufen. 
„ Im Anſchluß an die theologifhe Fakultät der Univerfität Jena 
erläßt eine große Anzahl angefehener Männer der verſchiedenſten 
Lebensftellung aus Süd- und Mitteldeutichland eine Erklärung gegen 
die Tendenz, die in ber in Preußen eingeleiteten Disciplinarunter« 
ſuchung gegen die freilinnigen Berliner Prediger Lisco und Sydow 
(wegen öffentlicher wilfenichaftliher Vorträge) zu Tage getreten ift. 

In diefer Erllärung wird betont, daß die bei Gelegenheit jener Unterfuchung 
gepflogenen Berhandlungen übereinftimmend mit verſchiedenen anderen kirchen⸗ 
zegimentlicden Mafregeln bewiejen hätten, daß „eine bermalen in der evangeli- 
ſchen Kirche mächtige Partei” die Zeit für gelommen eradte, „um der that» 
jählih in der evangelifhen Kirche beftehenden Mannigfaltigleit der theologi- 
ſchen Richtungen ein gewaltfames Ende zu bereiten und alle diejenigen, welche 
die Srenzlinien zwijchen der ewigen Wahrheit und der wechſelnden Form bes 
Belenntnifieß anders beflimmen als fie, aus der Kirche hinauszudrängen.” 
Die verſchiedenſten Richtungen in der evangelifchen Kirche feien darüber einig, 
daß fein Ergebniß echt wiſſenſchaftlicher Forſchung etwas aufheben fünne von 
dem, was wirklich zur Wahrheit des Evangeliums gehöre, „von jener erlöd« 
fenden, bejeligenden und heiligenden Gotiesfraft, die vom Erldſer ausging 
und in feiner Gemeinde durch die Jahrhunderte herab und heute noch unver⸗ 
mindert wirkſam ift*. Uber gerade die perjönlicde Glaubensgewißheit, melde 
da3 Merkmal des evangeliihen Chriſtenthums ausmache, Felle der Kirche 
die Aufgabe, die für jede Zeit angemeflenfte Form für den unwandelbaren 
Gehalt des chriſtlichen Blaubens immer aufs Neue zu ſuchen und die rechte 
Glaubenstreue mit dem Geiſte evangelifcher Freiheit zu durchdringen. Die 
geſchichtliche Entwidelung der Kirche felbft im Zufammenhange mit der Ge⸗ 
femmteniwidelung des geifligen Lebens habe es mit ſich gebradt, dab man 
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innerhalb der Kirche die Grenzlinien zwiſchen Inhalt und Form des evangell⸗ 
ſchen Belenntnifjeß gegenwärtig fehr verſchieden beſtimme. Dieſe Entwidelung 
ſei nicht willfürli von Einzelnen gemacht, fondern unter göttlidier Leitung 
geworden. Berjude man daher die Arbeit des nad Wahrheit ſuchenden 
Geiftes nach eigenem willfürlicden Ermeflen in unlberjchreitbare Schranken zu 
bannen, fo flehe zu befürchten, daß die Kirche fih in Widerſpruch fee mit 
dem Principe, dem fie ihr Dafein verdante und von dem ihre Erhaltung 
und Weiterentwidelung bedingt fei. Die Unterzeichner würden nit bloß die 
größte Schädigung der evangelifchen Kirche felber, ſondern auch die ſchwerſte 
Gefährdung des ganzen Gulturlebens unferes Volls darin erbliden, wenn 
gerade die Richtung, welche die innere Vermittlung der Weltkultur und der 
chriſtlichen Frommigkeit fih zur Aufgabe geſetzt habe und die fi damit in 
wahrer Einheit wife ſowohl mit dem chriſtl. Princip der Kirche, als mit dem 
gegenwärtigen Leben und Streben des deutichen Volkes, für rechtloS und mundtodi 
in der Kirche erflärt würde. Die Kirche würde daburd in bie gleiche geiftige 
Erflarrung und feindfelige Spannung mit der modernen Gefellihaft und dem 
Staate gerathen, welche man jegt an der römifch-fatholiidhen Kirche beflage, 
die bürgerliche Geſellſchaft aber, der unentbehrlichen religiöfen Grundlage jeder 
fittliden Ordnung beraubt, ihrem unvermeidlichen Berfalle entgegengeben. 
Würden dagegen die verjchiedenen Richtungen der Kirche, die auf dem Brunde 
des Evangeliums ftehen, als gleichberechtigt anerkannt und lernten fie fi 
gegenfeitig ehrlih und rüdhaltloß veriragen, fo werde die gegenfeitige Bartei- 
verbitterung aufhören und fih eine befjere und dauerbaftere kirchliche Einheit 
anbahnen, als fie je durch die Gewaltmaßregeln einer ebenjo unweilen als 
unevangeliſchen Kirchenpolitit zu Stande kommen werde. Unterzeichnet find 
außer den Mitgliedern der theologiſchen Fakultät zu Jena zaslreiche Brofef- 
foren, höhere Beiftliche, Gymnafial⸗ und andere Lehrer, richterlihe und fon» 
Rige Staatsbeamte, Induftrielle u. ſ. w. aus faſt allen deutichen Staaten; 
aus Bayern die Landtagdabgeordneten Dr. Aub, Erämer, Erter, P. Gel⸗ 
bert, Jacob, Kraußold, Marquardien, Rothaas und Wülfert, aus Baden 
die Profefforen Holgmann, Stoy und Zeller, die Abgg. Kiefer und Lamey, 
Delan Schellenberg; aus Brandenburg Reg.⸗Rath Bödh und Direktor 
Bonell; aus Elja- Lothringen Rektor Bruch; aus Hannover Paſtor 
BVBödeler; aus Heffen-Naffau Dr. Jucho, Dr. Detler, Rebelthau, Freſe⸗ 
nius, Hergenhahn; aus Sachſen die Profefloren Albrecht, Dreydorff, Dro⸗ 
biſch, Eckſtein, Overbeck Ritſchl, Weber und Zarncke, Guſtav Freytag, Ober⸗ 
handelsgerichtsrath Puchelt; aus Eiſenach Fritz Reuter; aus Gotha Ge 
neralſup. Peterſen, Oberhofprediger Schwarz; aus Württemberg die 
Reihstagsmiglieder Goppelt, Notter und Reyſcher, dann ber Lanbiagsabge- 
ordnele Fetzer ꝛc. ꝛc. 


Gleichzeitig beſchließt in Berlin eine von den Führern der vor 
zwei Monaten dort in Fluß gebrachten Bewegung, an ihrer Spike 
der Borfigende der Stabtverorbneten Kochhann, einberufene Ber- 
fammlung evangeliicher Männer eine Petition an den Magiſtrat, in 
welcher eine kirchliche Verfaſſung gefordert wird, die den evangelifchen 
Gemeinden das ihnen zufommende entſcheidende Wort über ihren 
chriſtlichen Glauben und die Vertrauenswürdigfeit ihrer Geifllichen 
einräumt und die Wiederholung von Anflagen verhüte, wie fie jcht 
gegen die Prediger Lisco und Sydow erhoben worden feien. 


13.—14. Mai. VBerfammlung des bdeutfchen Hanbdelstages in Leipzig. Leb⸗ 


bafte Debatte über die Bankfrage: Kampf zwifchen den Anhängern 
des Notenmonopols einer Reichsbank und demjenigen ber Notenfreibeit 
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mit Normativbedingungen. Bei der Abflimmung fiegen die erftern mit 
58 gegen 25 Stimmen über die Ichteren. Nah dem Antrage des 
fändigen Ausfchuffes wird nämlich beſchloſſen: 

„L Dos Recht der Rotenausgabe ſoll in Zukunft für das ganze deutjche 
Rei im Brincip nur einer großen centralen Bank zuftehen. Die bereits er- 
teilten Rotenprivilegien mögen zwar erhalten bleiben, indeſſen follen neue 
nicht mehr eriheilt, auch bie beſtehenden nicht erweitert werben. Sofern eine 
Bank das Recht unbeihränktter Rotenausgabe befigt, muß dasſelbe auf eine 
dem gegenwärtigen thatſächlichen Geſchäftsverlehr der Bank entiprechenve 
Summe herabgejegt werden. II. Für die nach I. zu fchaffende ‚große centrale 
Bank empfiehlt fi in allen weſentlichen Städen Die gegenwärtig der _preußi- 
ſchen Bank zulommende Organiſation; es iſt daher die preußiſche Bank in 
eine „Allgemeine deutſche Reichſsbank binüberzuleiten. II. Rad vollendeiem 
Vebergange Deutfhlands zur Goldwährung follen Banknoten unter dem Be- 
trage von 100 Mark (= 3315 Thlr. = 58'/: fl.) nicht mehr emittirt und 
die umlaufenden eingezogen werden.“ 


Der Beihluß wird als ein characteriſtiſches Mißtrauensvotum der 
Geſchäftswelt gegen die Vrivatzebdelbanfen und als ein Ausbruch des 
Unwillens über den vielfah von dieſen getriebenen Mißbrauch be⸗ 
trachtet. 


13.—14. Mai. (Deutſches Reich.) Reichstag: genehmigt den Geſetzesentwurf 


wegen Erhebung ber Braufteuer mit einigen Modificationen in zweiter 
Berathung, wobei nad Art. 58 der Reichsverfaffung die Abgg. aus 
Bayern, Württemberg und Baden abtreten. 

Der Antrag auf Abtreten der ſüddeutſchen Abgeordneten wird von Mal⸗ 
linkrodt (elericat) geftellt, von der Fortſchrittspartei und der deutichen Reichs» 
partei lebhaft befämpft, dagegen unterftügt, wenn auch mit ſchwerem Herzen, 
von Lasker, der die Hoffnung auf allmäliges Verſchwinden aller Refervatredhte 
ausipridt, von Lamey (Baden) und Römer (Württemberg) und ſchließlich 
mit erheblicher Mehrheit angenommen. 


14. Mai. (Deutſches Reid.) Reichstag: Zweite Berathung bes Budgets 


für 1873. Bennigjen bringt die Ablehnung des Cardinals Hohen⸗ 
Iohe als deutſchen Botfchafter8 beim heil. Stuhle von Geite bes 
Papftes zur Sprade. Rebe des Reichskanzlers über dieſe Ange» 
legenheit. 

v. Bennigſen: Im Titel 6 der Ausgabe findet fi eine Summe von 
19,350 Thlr. ausgeworfen für die Geſandiſchaft beim päpftliden Stuhle in 
Rom. Unter den Commiſſarien, welche dieſen Etat unterzogen haben, wurde 
die Frage aufgeworfen, ob diefe Summe zu bewilligen fei. Ein Antrag auf 
Abſetzung der Forderung ift Ihnen von den Gommiflarien nicht geftellt. 
Weberwiegend machte fih die Anficht geltend, daß es nicht die Aufgabe einer 
Gommilfion des Reichſstages, auch faum des Reichstages felbft fei, eine folche 
Forderung für eine einzelne Sejandtichaft abzufegen, jo lange bieje Forderung 
ſeitens der Bundesregierung aufrecht erhalten wird. Was meine perſonliche 
Anficht über diefe Frage betrifft — und ih glaube mid da in voller Ueber⸗ 
eintimmung mit meinen politiſchen Freunden nicht allein, fondern mit vielen 
Mitgliedern dieſeß Haufes zu befinden —, jo würde ich den Wegfall dieler 
hatt fehr gern mit Freuden begrüßen. Zu diefer Auffakung beivegen 

6 mi allein Borgänge aus ber neueften Zeit. Unläugbar iſt es freilich, 
—* "Zuridweifung, beide das verſohnliche Entgegenlommen in der Er⸗ 
nennung eines Mitgliedes des Cardinal⸗Collegium jelbft für den Geſandtenpoſten 
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bei dem papſtlichen Stuhle dort gefunden hat, die Neigung, diefen Geſandien⸗ 
poften ſeitens des Reichstages beizubehalten und zu dotiren, jehr wenig verflärkt 
haben wird, Die Urt, wie diefe Ernennung, ein ſolches Entgegenkommen 
zurüdgewieien ift, bat ja etwas Berletenves, nicht allein für die Bundes: 
regierung, nicht allein fir den Leiter unferer auswärtigen Politil —; nein, 
iiber ihn Hinaus wendet fi) diefe Zurüdweilung, diefe Verlegung felbft gegen 
das Oberhaupt des deutichen Reiches. (Wideriprud im Centrum. Gehr wahr, 
ſehr richtig! rechts und lin) M. HH.! (zum Centrum gewendet) Wern 
Sie das nit ee nein! im Gentrum), daß darin eiwas Ber- 
legendes liegt, wenn ein Gejandter, der mit Genehmigung des beutidden Kaiſers 
beim päpftlien Stuhle defignirt iR, dort zurückgewieſen wird, jo glaube id, 
daß hier im Neichätage die große Mehrheit und gemeinfam das deutfche Bolt 
dies empfinden wird. (Zuftimmung rechts und links; lebhafter Widerſpruch 
im Gentrum.) Fürſt Bismard: Ich begreife zwar, dak der Gedanke in 
der Bevölferung entftehen kann, dab die Koften für eine Geſandtſchaft nicht 
mebr erforderlih find, wenn es ſich nit mehr um den Schug deut 

Unterthanen in den betreffenden Zandestheilen handel. Ich freue mid) aber 
doch, daß ein Antrag auf die Abjegung dieſer Pofition nicht geftellt iR, denn er 
würde der Regierung unmwilllommen geweien fein. Die Yufgabe einer Ge 
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doch aber au in der Bermittlung der politiiden Beziehungen der ver- 
ſchiedenen Mächte, bei welchen die Gejandten accreditirt find. Run gibt es 
feinen auswärtigen Souverän, der nad der bisherigen Lage unferer Geſetz⸗ 
gebung berufen wäre, fo ausgedehnte und durch feine conftitutionelle Berani- 
wortlichleit gedeckten Rechte innerhalb des deutſchen Reiches auszuüben, als 
Se. Heiligkeit der Papfi. Es iſt daher von weſentlichem Intereſſe für Das deutiche 
Neich, wie dasjelbe fi zum Überhaupt der röm. Kirche, weldes dieſen mie 
gejagt, fo außerordentlihen umfangreichen Einfluß übt, wie es ſich auf dipl 
matiſchem Wege dazu ftellt. Ich glaube faum, daß e8 einem Geſandten des 
deutfchen Reichen nad) den jetzt in der katholiſchen Kirche makgebenden Stim⸗ 
mungen gelingen würde, durch geſchickte Diplomatie, durch Ueberredung einen 
Einfluß auszuüben, der eine Modifilation der von Gr. Heiligleit dem Papfte 
zu den weltlichen Dingen prinzipiell genommenen Stellung herbeiführen könnte. 
Ich Halte es nicht für möglich, daß nach den jegt ausgeſprochenen und öffentlich 
promulgirten Dogmen die kath. Kirche mit einer weltlichen Macht zu einem 
neuen Goncordat gelangen könnte, ohne daß die weltliche Macht in einem gewilien 
Grade afficirt wird, was das deutiche Reich wenigſtens nicht annehmen kann. 
(Sehr wahr!) Deſſen feien Sie fiher: nad Ganojja gehen wir nicht, 
weder in firdlider nod in ſtaatlicher Beziehung. (Große Heiterkeit.) 
Aber es kann fi Niemand verhehlen, daß die Stimmung innerhalb des beutichen 
Reiches auf dem Gebiete des confelfionellen Briedens eine gedrüdte if. Die 
Regierungen des deutſchen Reiches ſuchen für die Blaubensipaltung, welche die 
tatholifchen und evangeliſchen Untertbanen fcheidet, nach dem Mittel, in einer 
möglicäft friedlichen, die Verhältnifie des Reiches möoglichſt wenig erichätternden 
Weile aus den jetigen Uebelſtänden in beffere Buftände zu gelangen. Cs 
wird dies ja ſchwerlich anders geichehen können, als auf dem Wege der Ge 
jeugebung, und zwar auf dem Wege einer allgemeinen Gefeßgebung (Bravo!), 
zu welcher die Regierung ru! meiner Ueberzeugung auch gemdthigt fein wird, 
die Thätigfeit des Neichstages in Anſpruch zu nehmen. (Bravo!) Daß aber dieſe 
Geſetzgebung in einer die Gewiſſensfreiheit durchaus jchonenden, zurädhaltenven 
zart verfahrenden Weije neichehen muß, daß dabei die Regierungen bemüht jeien, 
alle diejenigen Erſchwerungen ihrer Aufgabe, die aus unrichtigen Berichterſtattun⸗ 
gen, aus Mangel an den richtigen Formen hervorgehen lönnen, das werben fie mir 
zugeben, daß die Regierungen bemüht jein müſſen, die richtige Stellung unferes 
inneren Friedens auf die für bie confeflionellen Empfindungen — and folche, 
die wir nicht iheilen — jchonendfte Weile herbeizuführen. Dazu gehört vor 
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allen Dingen, dak man auf Seiten der römiſchen Gurie mönligk gut unter- 
richtet ſei Über die Intentionen der deutichen Regierungen, und befler unter⸗ 
zichtet jei, als man es je war. Ich halte für eine der hervorragendſten Ur- 
jacden des Unfriedens die unrichtige, durch eigene Auslegung oder aus ſchlim⸗ 
meren Gründen getrübte Darftellung Über die Intentionen der deutſchen Res 
gierungen, wie fie zu Sr. Heiligleit dem Bapite gelangten. Ich habe geglaubt, 
daß die Wahl eines Botichafters, der vor beiden Seiten volles Vertrauen 
hätte, einmal in Bezug auf feine Wahrheitsliche und Glaubwürdigkeit, dann 
in Bezug auf feine Perſonlichkeit in feinen Gefinnungen und Handlungen, 
dag die Wahl eines ſolchen Botichafters in Rom willlommen fein würde, daß 
fie als ein Pfand unjerer friedfertigen Geſinnungen aufgefaht, als Vrlidle der 
gegenfeitigen Berftändigung benutzt werben würde; ich hatte gehofft, daß die 
Bormen immer diejenigen bleiben würden, in welchen ein Kirchenfürſt mit 
dem anderen verfehrt, und daß alſo unndthige Reibungen verhütet würden. 
Man hat an diefe Ernennung Befürchtungen auf evangeliiher und liberaler 
Seite gefnäpft, die in einer unridtigen Würdigung der Stellung eines Ge⸗ 
fandten oder Botichafters überhaupt ihren Grund haben. Kin Geſandter ift 
weſentlich doc nur das Gefäß, das, durch die Inflruction feines Souverains 
gefüllt, erft jeinen vollen Werth befommt; daß aber das Gefäß willkommen 
fei, daß e8 dem Kryftall gleiche, der zwar Gift und Galle in fih adfnehmen 
kann, dies aber jogleich anzeigt, wäre allerdings wünſchenswerth. Leider ift 
aus Gründen, die noch nicht dargelegt worden find, die Intention der kaiſer⸗ 
lichen Regierung dur ein kurzes Ablehnen von Seiten der Eurie verhindert 
worden, obne zur Ausführung zu gelangen. Ich kann wohl jagen, daß ein 
folder Fall nicht häufig vorkommt. Es iſt üblich, daß, wenn ein Souverän 
feine Wahl getroffen hat, er aus Gourtoifie an den fremden Souverain die 
Frage richtet, ob dieß ihm eine persona grata ſei. Es iſt indeß außerordent⸗ 
li jelten der Fall, daß diefe Frage verneint wird, weil es doch immer ein 
Rüdgängigmaden einer einmal geichehenen Ernennung zur Folge hat. Ich 
bin jeit 21 Yahren in den Geſchäften der höheren Diplomatie, allein ich glaube 
mich nicht zu täufchen, daB dies der einzige Ball ift (hört! hört!), daß eine 
folde Frage verneinend beantwortet worben if. Ich habe oft ſchon erlebt, 
daß Bedenken ausgeiprodden worden find gegen Gejandte, die bereitß längere 
Zeit an einem Hofe acereditirt waren; doch geichab dies ſtets nur in Form 
eines vertraulichen Wunſches, dab ein Wechſel in der Perſon folgen möge, 
und dann hat man ſicher die Ueberzeugung, daß dieſe Perjönlichkeit zur Siche⸗ 
ruug der von beiden Höfen gewunſchten guten Beziehungen nicht mehr geeignet 
ſei. Und immer äußerte man fi, wie ſchon gejagt, in der veriraulichſten 
Form, gemöhnlih durch ein eigenhändiges Schreiben von dem Gouperain, 
verbunden mit den eingebendften Erläuterungen und in jehr vorfichtirer Weile. 
Es if in neuerer Zeit vorgelommen, daß die Abberufung eines Geſandten 
gefordert worden ift, aber die Berfagung eines erft zu ernennenden ift mir nicht 
erimerlih. Und mein Bedauern über diefe Ablehnung iſt ein außerordentlich 
lebhaftes, ich bin aber nicht gewillt, dieſes Bedauern in die Falte einer Empfind⸗ 
lichteit zu überjegen, denn die Regierung ſchuldet unjeren kath. Mitbürgern, da 
fie nicht müde werde, vie Werne aufzujuden, auf denen die Regelung, deren die 
Berwärfniffe zwiſchen der geiftlicden und weltliden Mat im Intereſſe des 
inneren Friedens abfölut bedürfen, in der ſchonendſten Weiſe gefunden werben 
fornen. Ich werde deßhalb mid dur das Geſchehene nicht entmuthigen 
Iaffen, fondern fortfahren, bei Sr. Majeftät dem Kaiſer dahin zu wirken, daß 
ein Vertreter des Reiches für Rom gefunden werde, welcher fi des Vertrauens 
beider Mächte, wenn nicht in gleihem, fo doch in hinlänglidem Make für 
feine Geſchäfte erfreut. Daß diefe Aufgabe weſentlich erſchwert if, Tann ich 
allerbings nicht verkennen. (Bravol) Windthorf (Meppen): Ih finde - 
es ungewbhnlich, ſolche Sachen bier zu verhandeln, ohne dak uns die da- 
rauf bezuglichen Aktenſtücke mitgetheilt find. Wir find ausichliekli auf bie 
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unzuverläffigen Nachrichten der Brefie beichräntt, und kennen den umern Zu⸗ 
fammenhang der Thatſachen nit. Ich bedaure den Vorfall auf das tiefſte; 
auf welcher Seite aber die Schuld an diefem Vorfall und an deſſen jegigem 
Berlaufe liegt, daS zu beurtheilen, bin ih im Augenblicke nicht in der Rage; 
e8 würde dazu eine genauere Kenntniß der Verhältniſſe erforderlich fein und 
die Gelegenheit, auch den anderen Theil zu hören. Der zum Botjchafter er- 
nannte Gardinal ſteht zu dem Bapfte in den intimften Beziehungen, er gehört 
zu deſſen Hausprälaten und ift durch jeinen Eid gebunden, demfelben in jedem 
Augenblid der Roth zur Seite zu ſtehen. XTrogdem reiste derfelbe ſchon am 
22. September 1870 nad Deutihland ab, als die italienifchen Truppen in 
Rom einrüdten. Ginen Auftrag vom Papft hatte er hierzu nicht. Seitdem 
weilt er in Deutihland, ohne daß man erfährt, welche Geſchäfte ibn Hier 
feffeln. Als man ihm feitens der deutſchen NReichäregierung daß Amt eines 
Geſandten antrug, wäre es Sade des Cardinals geweien, dasjelbe sicht jo 
ohne Weiteres zu acceptiren, jondern zunächſt feinen Dienfiherrn darum zu 
befragen. (Seiterkeit und Widerſpruch.) Ya, meine Herren, er bezieht fein 
Gehalt auß der päpftlihen Kaffe und bat dem Papfte Gehorſam gefchworen, 
es ift alfo ein reguläres Dienfiverhältnik, wie e8 nur eins geben kann. Was 
würden Sie jagen, wenn Ge. Heiligkeit den Generaladjutanten des Kaiſers 
zu feinem Nuntius ernennen wollte? und ein Cardinal if doch noch eiwas 
ganz anderes, als ein Seneralabjutant. Wenn der erwähnte Cardinal alfo 
da8 ihm angetragene Amt annahm, ohne feinen Dienſtherrn zu fragen, To 
verlannte er feine Stellung in einer Weile, welche e8 mir zweifelhaft macht, 
ob er der geeignete Mann für ein fo belifateß und fchwieriges Amt iR. — 
Es ift von dem Herrn Reichskanzler darauf hingewielen, dab es das erfiemal 
fei, daß ihm ein folder Fall vorgelommen; er darf aber nicht überfehen, daß 
es wohl auch das erftemal geweſen ift, daß man den Diener eineß fremden 
Herrn in diejer Weiſe zu feinem eigenen zu maden verjudt. Es pflegt fonf 
Ubi zu fein, derartige Dinge fehr vertraulich zu behandeln und micht eher 
damit an die Deffentlichkeit zu treten, als bis man ſich vergewiſſert hat, daß 
fein Dementi folgt. Im vorliegenden Wale hat man lange vorher i 

und officidß darüber gefprochen. Der Reichskanzler betonte kürzlich die Noth⸗ 
wendigkeit der Discretion der Beamten im auswärtigen Amt und wies darauf 
bin, daß mit unnachſichtlicher Strenge darauf gehalten werde; wie kommt es, 
daß die Angelegenheit trogdem in die Deffentlichleit gelommen it? Die Zu» 
fiherungen,, einen anderen geeigneten Vertreter zu ſuchen und Alles zu thun, 
um die bereihtigten Wunſche der katholiſchen Angehörigen des Reiches zu bes 
friedigen, haben mich mit Freude erfällt, und ich wünſche nur, daß den guten 
Inientionen nicht anderweitig Hindernifie bereitet werden. Gonpentionen mit 
dem heiligen Stuble, wenn fie gehalten wurden, haben immer gute Früchte 
getragen. Bas lehrt das Beilpiel Preußens. Heute will man von Concor⸗ 
daten nichts mehr wiflen, man will fi „auf ſich ſelbſt fiellen‘. Gin ſtolzes 
Wort, das aber nur da zur Wahrheit werden kann, wo man in feiner eigenen 
Sphäre bleibt. Sind andere Theile dabei intereffirt, dann ift eine Zöjung 
nicht möglidh ohne eine Berfländigung, und auf ſolchen Verfländigungen bat 
immer Segen geruht, fie find es, dur die Preußen groß geworden if. 
Wollen Sie aljo dieſe Berhältniffe geielich regeln, jo wird nur etwas Gedeih⸗ 
filhes daraus werben unter der Mitwirkung des Papftes. (Widerſpruch Links.) 
Sie wideripredhen, aber die Thatſachen find mädstiger als Sie. Sie wollen 
eine volftändige Loslöfung des Staates von der Kirche. Ich bin gern bereit, 
die amerikaniſche kirchenpolitiſche Stellung zu acceptiren, wenn Sie die mir 
in Amerika vorhandenen Borbedingungen geben wollen. Die Schwierigleiten 
einer Trennung der Kirche vom Staate liegen viel weniger in der katholiſchen 
als in der proteftantiiden Kirche, die mit jenem viel inniger verwachſen if 
und durd eine Koslöfung vielleicht töntlich verlegt wird. Fürſt Bismard: 
Der Borreoner bat feine Verwunderung darüber außgeiprochen, dab der zum 
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Botſchafter defignirte Cardinal nicht feinerfeits nad Rom gegangen fei, um 
fi die Antwort zu holen. In der Sade waren zwei Antworten zu geben, 
die eine an den Kaiſer, der durch fein amtliches Organ bei der römifchen 
Gurie angefragt hatte: IR Euch dies recht? Die zweite an den Gardinal. 
Wenn ih reiht unterrichtet bin, fo ift die Antwort an den Cardinal, das 
Berbot der Annahme enthaltend, fehr viel früher als die Antwort an den 
Raifer erfolgt. ſorten Nachdem ich davon überzeugt war, ſchien es mir 
doch nitzlich, daß der Kaiſer nun ſeinerſeits auch eine Antwort erhalte, und 
in Folge deſſen habe ich ſpäter, ich weiß nicht fünf oder acht Tage ſpäter 
den Wunſch ausdrücken laſſen, daß wir eine Antwort haben möchten. Die 
hierauf bezüglichen Aktenſtücke hat die, Norddeutſche Allgemeine” ohne Zweifel 
authentiſch mitgetheilt. Auf die Kritik des Cardinals, die der Vorredner von 
der Tribline aus geßbt Hat, will ich nicht eingeben, nur auf das Wort 
„Dienfiderr” will ich mit einem Wort zurüdtommen. Der Borrebner ift in 
der Geſchichte gewiß bewandert, fo weit fie die kirchlichen Berbältnifie berührt; 
ich frage ihn: wer war der Dienfiherr der Cardinäle Richelien und Mazarin ? 
Beide Herren baben im Dienft ihres Souveräns, des Königs von Frankreich, 
reiht oft Streitfragen mit dem römiſchen Stuhle, obwohl fie Garbinäle waren, 
zu erledigen und zu vertheibigen gehabt. Alſo fo ganz durchſchlagend if} der 
Bergleih des Eardinal-Botihaflers mit dem Cardinal⸗Adjutanten doch nicht, 
obſchon, wenn e8 Sr. Heiligkeit gefiele, hier einen General⸗Adjutanten zum 
Nuntius zu ernennen, ih dem Kaifer augenblidlich zureden würde, ihn als 
einen folhen anzunehmen. (Stürmifche Heiterkeit.) Der Borredner hat es 
bemängelt, daß diefe ganze Verhandlung früher in die Deffentlichleit gelangt 
iR, al3 mit der von mir beanjprudgten Verſchwiegenheit im auswärtigen Dienft 
verträglich ift. Ich kann nun alienmäßig nachweiſen, daß die Verdffentlichung 
in Rom früher flattgefunden bat, als von unjerer Seite. Die päpftliche Curie 
machte auß der Ablehnung kein Geheimniß, fie machte den dortigen Geſandten 
Darüber unumwundene Mittbeilung. Bon diefem Augenblid an war e3 für 
uns überfläffig, das Geheimniß länger zu bewahren. Ich glaube, daß es bis 
dahin der Prefle gegenüber bewahrt war. Ich babe Indicten dafür, baß es 
von Rom aus der Prefle gegenüber nicht bewahrt worden iſt. Ich Hatte eine 
leife Hoffnung, der Vorredner werde mir darüber ſeinerſeits Auskunft geben 
tönnen, wie daß Geheimniß fo irüh in die Deffentlichkeit Hat dringen Tönnen. 
Ich weiß nit, ob auf fein Zeugniß darüber zurldgegriffen werden Tann. 
Sollte es mir aber gelingen, die Quelle zu entdeden, jo kann ih nad den 
mir mindlich zugelommenen Indicien verfidern, daß id das Zeugnik dei 
Vorredners probociren werde. Die Trage, wie das Geheimnik in die Dcffent- 
lichkeit kam, gebe ih ihm zurüd; ich bin fiberzeugt, er weiß mehr davon als 
ih. Er Hat in anderer Beziehung meine Anfichten als rein perjönlich darge 
Reit. Dies if auch, foweit ich nicht im Namen der verbündeten Regierungen 
jprechen kann, richtig. Da ich aber eine Perjönlichkeit von Einfluß in diejen 
Sphären bin, jo iſt e8 immerhin von Intereſſe meine perfönlidhen Anfichten 
tundzugeben darüber, wie man etwaigen Gefahren, die dem Stante drohen, 
entgegemmwirten Tann. Ber Borrevner hofft durch einen Vertrag zu einer 
Regelung diefer Angelegenheit zu gelangen und bat, wenn ich ihn richtig ver⸗ 
Randen habe, Andeutungen über das Syſtem folder Berträge gemadit, die 
ich nicht garız begründet finden kann. Es ift ſchon oft iiber die Form einer 
ſolchen Auseinanderjegung mit der Kirche geftritten worden: ich bin ein Feind 
alter Eonjelturalpolitit und aller Prophezeiungen; das wird fi ja finden. 
Das aber kann ih ihm verfihern, daß wir gegenüber den Anſprüchen, melde 
einzelne Untertanen des Kaijers geiftliden Standes erheben, daß es Landes» 
geſetze gebe, die für fie nicht verbindlich feien, daß wir allen folden Anſprüchen 
gegenüber die volle Einheit der Gouveränetät des Staates mit allen uns zu 
Gebote Hehenden Mitteln aufrecht erhalten werden (Beifall) und dak mir in 
diejer Beziehung auch der vollen Unterflügung der großen Majorität beider 
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Gonfeijionen fiher find. (Bebhafter Beifall.) Die Souveränetät kann nur 
eine einheitliche fein und fie muß eine einheitliche bleiben, und wer die Geſetze 
als für ihn nicht vorhanden anfleht, der ſtellt ſich außerhalb der Geſetze und 
font fi los vom Staate. (Rebhafter —52 Ich Eng dem Borrebner als 
Minifter weiter nichts zu jagen; aber als evangelifcher Chriſt habe ich ihm 
noch zu fagen: wenn er glaubt, daß die Trennung vom Staat füt die evan- 
—*8 ſtirche tödtlich ſein würde, fo muß ich ihm jagen, daß ihm zu meinem 
Bedauren der wahre Begriff des Evangeliums nicht aufgegangen if. 

Die Wirkung ber Rebe des Reichsſskanzlers — das Verbältniß das 
id von Sa zu Sa zwiſchen dem Sprechenden und ben Sören 
geftaltet — ift eine gewaltige. Weber bie bifchöfliche Anmaßung aus 
Gehorfam gegen angeblich kanoniſche Rechtsſätze dem Landesrecht un⸗ 
botmäßig fein zu wollen und zu dürfen, fpricht ber Reichslanzler fein 
Berbammungsurtheil mit jchärfftem Accent und laut erhobener Stimme 
aus und die während feiner Rede vielfach ausbrechenden Beifallgrufe 
geftalten fih am Schluffe zu einer wahren Opation. 


14. Mai. NRepräfentanten ber acht Großlogen Deutſchlands beraten in 
Berlin das Statut eines Großlogen-Bundes und unterzeichnen dasſelbe. 


Der Schwerpunkt des deuten Bogenwejens Liegt in den drei Berliner 
Großlogen und ihren zahlreichen Töchterlogen mit vielen Taufenden von Mil⸗ 
gliedern in allen größeren und kleineren Städten Rord- und Mitteldentſchlands. 
Sie heihen die Grobe Landesloge von Deutſchland, bie Großloge Reyal-PYort 
zur Freundfchaft und die Große Rational-Mutter-Loge zu den drei WBelttugeln. 
Die fünf außerpreußifchen find: die fächftiihe (Dresden), die Hamburger, bie 
Darmftädter, Die Frankfurter (zum eclectiichen Bund) und bie zu Bayreutp. 
Der von den Repräfentanten dieſer 8 Großlogen beiclofiene Broßlogen-Bund 
beabfihtigt nicht eine Bereinigung oder Gonföberation in Ritus und Lehre, 
worin die außerpreußiidhen unter fich und von den preußiſchen mehr oder 
weniger abweichen, fondern if in allen äußeren fragen, die * 
knüpfung oder Aufkündigung von Verhaliniſſen zu außerdentſchen Logen, 
etwaigen Streitigkeiten deutſcher Großlogen u. |. w. die Ichiebsrichterlidhe * 
ſtanz, in anderen Fragen iſt ſeine Wirklſamkeit nur eine begutachtende und 
berathende. Am Pfingſtmontage empfängt der Kronprinz als ſtellvertretender 
Protektor und Ordensmeifter der Großen Landesloge die Nepräfentanten und 
ſpricht ihnen feinen Glückwunſch aus zu dem Sefultat ihrer Berathung; er 
erkenne darin einen Fortſchritt, einen weiteren Stein im Bau. Wuf den 
Boden der Gemeinſchaft, welche die Ereigniſſe der legten Jahre gegründet, 
beivege ſich aud dieſe engere Berbindung der Großlogen. Anknüpfend an 
das, waß der Kronprinz vor faft zivei Jahren bei der Gächlarfeier der Broken 
Randesloge von Deutihland in längerer Rede geſagt, wiederbole er, er fei 
feit überzeugt, daß, je tiefer die maureriſche Forſchung eindringe in das In⸗ 
nere der ihr vorliegenden Wiffenſchaft, fie um fo mehr das lautere Weſen 
derjelben, von Schladen gereinigt, zur Erkenniniß und Ausu bringen 
und den edlen Zweden der fyreimaurerei dienen würde Dieſen ungen 
werde er gern die Sand reihen. Er bringe ver Berfammlung die 
Raifers, der von den Aufgaben, denen die Bepräfentanten der Großlogen ſich 
gewidmet, dur ihn im Renntnik geſetzt worden fei. 


15.—16. Mai. (Deutfhes Reich.) Reichätag: Jeſuitendebatte. Referat 
des Abg. Gneift über die gegen bie Sefuiten eingegangenen Petitionen. 
Rede des Conſerv.) Abg. Wagener gegen die Jeſuiten, von der man 
annimmt, daß fie im Einverſtändniß mit dem Reichskanzler vorbereitet 
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worden ſei. Lebhafte Unterhandlungen zwifchen allen anticlericalen 
Fractionen, um einen Beſchluß mit möglichft großer Majorität zu er« 
zielen: in Folge davon Antrag Marquardſen. Bei der Abfimmung 
wird der Antrag des Abg. Mallinfrobt und ber Glericalen mit 224 
gegen 73 Stimmen verworfen und der Antrag Marquarbien mit 205 
gegen 84 Stimmen angenommen. 


Anträge liegen vor: 1) Antrag der Commiſſion (Gneiſt): „Der 
deutiche Reichstag wolle beihliehen: die fämmtlichen oben bezeichneten ®Beti- 
tionen dem Herrn Reichtkanzler mit dem Grfuchen zu überweilen, aus dem 
Inhalt verjelben e8 zur Senniniß der verblindeten Begierungen zu brin- 
gen, in wie weiten Maße der Orden Jeſu und bie von ihm geleiteten Ein⸗ 
richtungen und Bereine auf dem Boden des freien Bereinsrechts ihre Thätig- 
feit innerhalb bes deutihen Reiches entwidelt haben, fowie mit der Auffor⸗ 
derung, I. die verbündeten Regierungen zu veranlaften, id über gemeinfame 
Srundfäge zu verfländigen in Betreff der Zulaffung religidfer Orben, in Be⸗ 
treff der Erhaltung des Friedens der Glaubensbefenntnifie unter fih urd 
gegen die Berfümmcrung flaatsbürgerlicder Nechte dur die geiftliche Gewalt; 
insbefondere aber Il. womdgli noch in dieſer Seſſion dem Reichstage einen 
Gefetentwurf vorzulegen, durch welchen die Riederlafiung von Mitgliedern der 
Geſellſchaft Jeſu und der ihr verwandten Gongregationen ohne ausdrüuckliche 
Zulafiung der betreffenden Sandesregierung unter Strafe geftellt wird.“ 

2) Antrag von Lamey, Fürk von Hohenlohe⸗Schillingsfärſt, 
Windthorſt (Berlin), Dr. Bölt, Dr. Meyer (Thorn), Kiefer, Eckhard: 
„Ratt Rr. II. des Antrags der Gommilfion zu fegen: baldmöglichſt einen Ge⸗ 
feentwurf vorzulegen, durch welchen den Mitgliedern der Geſelſſchaft Jeſu 
und der ihr verwandten Gongregationen die Errichtung von Rieverlafiungen, 
fowie die Ausübung geifllicher Bunctionen und der Lehrihätigleit unter An⸗ 
Drohung von Strafe verboten wird.” 

3) Abg. v. Mallindrodt und das Gentrum beantragen: „a. über die 
vorliegenden Petitionen zur TageSordnung überzugeben ; eventuell: b. die 
fämmtlichen Petitionen dem Hrn. Reichstanzler zu überweiſen, mit dem An⸗ 
beimgeben: 1) über die Haltung und Wirkjamleit der Jefuiten, während des 
mehr als zwanzigjährigen Aufenthalts derfelben in den verfchiedenen Gegenden 
Des Reiches eingehende Erhebungen zu veranlaflen, auf daß jede Beſchuldigung 
wegen gejegwidrigen oder flaatsfeinvlichen oder den Frieden der Confeſſion 
Rörenden oder die Sittlichkeit gefährdenden Verhaltens auf ihre etwaigen that« 
fächlihen Unterlagen geftellt, und die Wahrheit der behaupteten Thatſachen 
geprüft werde; 2) je nah dem Ergebnife der Ermittelungen die Beitrafung 
der Schuldigen herbeizuführen, oder aber zur Genugihuung für ſchuldlos An⸗ 
geflagte den Ungrund der Beijuldigungen zu conflatiren. 

4) Abg. Wagener (Neuflettin) und Dr. Qucius (Erfurt), unterfägt 
von der conferv. und der deutſchen Reichſspartei beantragen: „Jämmtlide in 
dem ſechsteu Petitionsbericht näher bezeichneten Petitionen dem Hrn. Reichs⸗ 
tanzler zu überweilen mit der Aufforderung: 1) darauf binzumirfen, daB , 
innerhalb des Reiches ein Zuftand des Bffentlihen Rechts bergeftellt werde, 
welcher den religiöjen Frieden, die Parität der Glaubensbekenntnifſe und den 
Schutz der Staatsbürger gegen Verkummerung ihrer Rechte durch geiſtliche 
Gewalt ſicher ſtellt; 2) insbefondere einen Geſetzentwurf vorzulegen, welder 
auf Grund des Art. 4 Rr. 16 der Reichsverfafſung die rechtlihe Stellung 
der religidfen Orden, Eongregationen und G®enoffenihaften, ihre Zulaffung 
und deren Bedingungen regelt, ſowie die Thätigfeit derjelben, namentlich der 
„Geſellſchaft Jeſu“, infomeit fie fih als eine ftaatsgefährliche darſtellt oder 
fonft gegen die Reichs» und Staatsgejee verläßt, unter Strafe ſtellt.“ 

5) Von Seiten der Democeraten (Abg. Gravenhorſt und Sonnemann) 
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wird beantragt: „die jämmtlichen im Bericht bezeichneten Petitionen dem Hrn. 
Reihstanzler mit dem Erſuchen zu überweilen, die verbüündeten Regierungen 
zu veranlafien, fi über die gefegliche Einführung gemeinſchaftlicher Srund- 
jäge zu verftändigen, welche eine vollfländige Trennung von Staat und Kirche, 
ſowie von ſtirche und Schule herbeizuführen geeignet find.“ 

6) Amendement Margquardfen (Bayern), v. Planfenburg (Breußen), 
Qucius (Erfurt) und Marquard Barth (Bayern), das die Nr. 2 des Antrags 
der Sonfervativen dahin amendirt: „insbeiondere einen Gefegentwurf vorzus 
fegen, welder auf Grund des Eingangs und der Rr. 13 und 16 des Wirt. 4 
der Reichsverfaſſung die rechtliche Stellung der religiöjen Orden, Gongrega- 
tionen und Genoſſenſchaften, die Frage ihrer Zulaffung und deren Bedingungen 
regelt, fo wie die ſtaatsgefährliche Thätigfeit derjelben, namentlich ber Beicl- 
ſchaft Jeſu unter Strafe ftellt.* 

Die Abſtimmung weist eine feite Mehrheit von mehr als zwei Dritteln 
Stimmen aus. Nur 3 Mitglieder der Fraction der Fortihrittspartei haben fidh 
von dem fonft einftimmigen Votum der drei Liberalen Fractionn — Rat.-Tib., 
Fortfchrittspartei und freie Reichspartei — zurädgebalten. Wenigſtens 20 
Kortihrittsfractionsgenoffen, darunter Schulze, Wigard, Harlort, von denen 
man fonft eine gewifle Starrheit der Anſchauungen feitgehalten fießt, haben 
mit den übrigen Xiberalen für den Antrag Marquardfen, Blandenburg, Zus 
cius, Barth geftimmt. Die national-liberale Yraction und die freie Neichs⸗ 
partei flimmen einmüthig dafür; auch die Conſervativen ſcheinen keinen Dilfi- 
denten gehabt zu haben. Dagegen find der deutien Reichöpartei einige Mit⸗ 
glieder untreu geworden; außer zwei ſchleſiſchen Srafen, die immer für ultra- 
montan galten und fih nur nicht unter den das Gentrum beberrichenden 
Mainzer Krummftab mit feinen geiftlihen „Dienftboten” fellen mochten, hat 
auch ein weftfäliicher Abgeordneter, Duesberg, mit den Glericalen geſtimmt. 


15. Mai. (Sahjen-Weimar) Das Lultusminifterium madt befannt, 


" 


daß die Schulauffiht für den Stadtbezirk Eiſenach dem Schulrath 
und Seminardireftor Eberhardt „bis auf weiteres” übertragen worden 
ift, der erfte praftifche Verfuh der Trennung der Schule von der 
Kirche, da feither regelmäßig da8 Schulephorat mit den Oberpfarr- 
ämtern verbunden war. 
„ (Lippe-Detmold.) Eine von dem neuen Gabinetsminifter von 
Flottwell veranftaltete Verfammlung von Vertrauensmännern wird ver⸗ 
tagt, um vorerſt durch beftimmte ſtatiſtiſche Ermittelungen eine Baſis 
zu alljeitiger Verftändigung zu gewinnen. Zugleich erläßt der Fürſt 
folgenden GabinetSbefehl an Flottwell betr. das die Haupibeſchwerde 
des Landes bildende Jagdrecht auf fremden Grund und Boden: 
„Nachdem ich zu meiner Betrübnig wahrgenommen, daß der gegenwärtige 
Stand der Randesgefetgebung in Betreff der Befugniß zur Jagd auf fremdem 
Grund und Boden in immer weiteren Sreilen der Bewohner des Landes zur 
Mißſtimmung und Verfeindung der Gemüther und zu einer höchſt bevauer- 
lihen Gefährdung des Rechtsvertrauens Beranlafjung gegeben hat, liegt Mir 
der Wunſch dringend am Herzen, diefe Angelegenheit baldigf in einer ſowohl 
dem allgemeinen Zeitbebürfnig, als auch den Rüdfichten verjöhnender Gerech⸗ 
tigkeit und Billigkeit entiprechenden Weiſe geordnet zu fehen. Um nun zu» 
nächſt von Meiner Seite alles zu thun, was bie wirkſame Erreihung des 
Mir vorgefesten Zieles, der Wiederberftelung ruhiger und rechtsficherer Zu⸗ 
fände zu fördern geeignet ift, habe Ich im Intereſſe der Landeswohlfahrt und 
des Friedens zwiſchen Dir und Meinen geliebten Unterthanen Mi gern 
entſchloſſen und erkläre Hiermit als Meinen Willen: daß das bisher au 
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Brivat- und GemeindeÖrundbefigungen des Landes ausgelibte Iandesherrliche 
Sagdregal nunmehr ohne Entihädigung in Wegfall kommen foll 
Hinfichtlich der bisherigen Privatberedhtigungen auf fremden Grund und Boden 
und etwaiger zur Zeit in Kraft Febenden Jagdpachtverträge iſt e8 Mein 
Wunſch und Wille, daß, behufs Beleitigung derjelben im Wege der Geſetz⸗ 
gebung ein billiger Ausgleich gefunden werde, und beauftrage Ih Sie Mir 
dießfällige geeignet ericheinende Propofitionen zu einem biernädft mit der 
Zandesvertretung zu vereinbarenden Beleg zu unterbreiten, nicht weniger auch 
für die Vorbereitung eines dem öffentlichen Intereſſe entiprechenden und zur 
Sicherung der umgeltaltet werdenden Jagdrechte dienfamen Jagdpolizeigeſetzes 
Sorge zu tragen. Zugleich fühle Ih Mich bewogen, Hiermit anzuordnen, 
daß alle diejenigen bisher wegen unbefugten Jagens oder in Beziehung auf 
die Jagd geleifteten, mit einer Körperverlegung nicht verbunden geweicnen 
Widerſtands zur gerichtlichen Unterfuhung gezogenen Perjonen, weldhe in ber 
erfichtlihen Meinung eines ihnen zuflehenden Jagdrechts gehandelt haben, aus 
der Unterfuhung entlajjen und mit Strafe und Gerichtskoſten 
verihont werden. Demnach bevollmädtigte Ich Sie diefen Beſchluß als» 
bald zur Ausführung zu bringen.“ 


18. Mai. (Bayern.) Der infallibitiftifh gefinnte Privatdocent Priefter 


20. 


F. Brentano wird von der Regierung zum außerordentlihen Profeffor 
an der philofophifchen Facultät der Univerfität Würzburg ernannt 
nad dem von der II. Kammer am 19. April gefaßten Beſchluſſe. 

„» (Breußen) Der Erzbifhof von Köln verlangt die Abfehung 
ber von ihm wegen des Unfehlbarkeitsdogmas ercommunicirten Pro—⸗ 
felforen der Theologie Hilger, Reufh und Langen. Die Regierung 
lehnt das Begehren ab. 


« — 23. Mai. Allgemeine beutfche Lehrerverfammlung in Hamburg. Es 


21. 


haben fi) zu derjelben circa 5000 Lehrer und Lehrerinnen aus allen 
Theilen Deutſchlands, ſowie aus Deutſch⸗Oeſterreich eingefunden; aud) 
Belgien, Rußland und Serbien ſind vertreten. Die Verſammlung 
richtet Telegramme an den Kaiſer und an Fürſt Bismarck, Die von 
denjelben freundlich) beantwortet werden. 


„ (Breußen) Der Cultminiſter Falk beantwortet die Zufchrift 
bes Biſchofs von Ermeland fehr beflimmt dahin, daß „glei allen 
anderen Gorporationen auch die Tatholiiche Kirche Preußens den 
Staatögefeken unterworfen fei” und verlangt von ihm demgemäß die 
unzweideutige Erflärung „fortan die Stantögefeße in ihrem vollen Um⸗ 
fange zu befolgen“: 

„Ew. biſchöfliche Hochwürden haben in dem gefälligen Schreiben vom 
30. März d8. 38. das gegen die DDr. Wollinann und Michelis Yhrerfeits 
eingehaltene Berfahren dur die Vorſchriften des canoniſchen Recht zu recht⸗ 
fertigen geſucht und an die Spige Ahrer Ausführungen den Sat geftellt, daß, 
wenn zwiſchen diefen Vorſchriften und den Vandesgeſetzen ein Widerſpruch bes 
ſtehe, es Pflicht des Biſchofs ſei, jo lange nad den kirchlichen Normen zu 
handeln, bis die oberften Staats» und Kirchenbehörden eine Beleitigung des 
Wideripruchs herbeigeführt haben. Nur mit höchſtem Befremden bat die 
Töniglicde Staatsregierung von dieler Exrflärung Kenntniß genommen. Vie 
felbe Rellt die kirchlichen Verordnungen Über die Staatsgejege 
und die Frage, ob den legtern zu geboren oder nit, in das 
perfönlihe Ermeſſen der geiftligen Obern. Gin folder Anſpruch 
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iR mit der Stantshoheit unverträglid. Weder die Befehgebung mod; ein 
Staatsvertrag hat den katholiſchen Wilchöfen der Monardie jemals ein der- 
artiges Recht eingeräumt. Blei allen anderen Gorporationen ıR 
aud die Latholifche Kirde Preußens den Staatisgejegen unter- 
worfen. Deren Befolgung it eine der vornehmften Raatsbürgerlichen Pflich⸗ 
ten, und biefen darf dur Ausübung der Religionsfreiheit fein Ubbrud ge 
ſchehen. (Artikel 12 der Berfaflungsurtunde.) Die Obern der Latholifchen 
Geiftlichkeit werden überdies durch das Geſetz (A. 2. R. IL 11. $ 134) dem 
Staate noch beionders zu vorzlglicer Treue und Gehorſam verpflidhtet. Ei. 
biſchofliche Hochwurden haben die Erfüllung aller diefer Pflichten in dem Sr. 
Majeftät dem Könige geleifteten Gomagialeide gelobt.” Die in dem Schreiben 
vom 80. März ds. %8. beftrittene Souveränetät des Staats zweifellos zu 
ſtellen, ift um fo mehr für die königliche Staatsregierung geboten, als Gm. 
biſchofliche Hochwurden durch die gegen Wollmann und Michelis erlaffenen 
Cenſurdeerete Ihrer grundfäglichen Auffaffung, daß Eirdliche Verordnung über 
Staatsgeſeß gebe, thatſächliche Folge gegeben haben. Denn der ausgeſprochene 
Bann hat die bürgerliche Ehre der Betroffenen verlegt, und dieſe Berletung 
verfößt gegen die Staatsgeſetze. Der 8 57 U 2. R. IL 11 ift nidt 
aufgehoben und findet in feinem wejentliden Inhalte dur den Schlußſatz 
des Artikels 12 der Verfaſſungsurkunde Beſtätigung. Danach darf den bür- 
erliden und ſtaatsbürgerlichen Pflichten durch die Ausübung der Religions» 
Freiheit fein Abbruch geſchehen, und zu diefen Pflichten gehört es, fein Ber- 
halten jo einzurichten, daß die Ehre anderer StaatSangehöriger nicht becin- 
trächtigt werde. Bei folder Sadlage muß die konigliche Staatsregierung 
an dem Aniprude fefthalten, dag mittels einer entiprehenden amtlidden 
Kundgebung die Beeinträdtigung befeitigt werde, welde die DDr. Woll- 
mann und Midelis durch die dffentliche Berfündigung der Über fie verhängten 
Ereommunication an ihrer bürgerlichen Ehre erlitten haben, und einer Er⸗ 
Märung Ew. biſchöflichen Hochwüurden darüber entgegeniehen, daß Eie ge 
wit jeten, fortan die Staatsgefege in ihrem vollen Umfange zu 
befolgen. Im GEinllange mit einem Beſchluſſe des Lönigliden 
Staatsminifleriums erfude ich Hochdielelbe ergebenft, dengemäaß zu 
verfahren. Wenn Em. biſchofliche Hochwürden diefe Forderung ablehnen, 
jo würde die Staatsregierung in Ihrer Weigerung, die Stantögefete zu be» 
folgen, den Bruch der amtliden Beziehungen erbliden, in welchen 
Ew. biſchofliche Hochwürden als Biſchof zu den amtlichen Organen des Staates 
fieben, und würde demgemäß verfahren, injomweit es die gegenwärtige 
Geſetzgebung geftattet, und wenn lettere zur Wahrung der ftaatlihen Rechte 
gegen Beeinträdtigung der Staatshoheit und des blirgerlichen Friedens nicht 
ausreichende Mittel gewähren follte, der Landesvertretung die zu Diciem 
Zwecke erforderlichen Borlagen machen.“ 


21. Mai. (Preußen.) Der yeldpropft (Armeebiſchof) Namczanowski ver- 


” 


bietet ohne Zuziehung der Militärbehörde oder au nur Mittheilung 
an dieſelbe auf Grund einer eingeholten Entfheibung des Papfles dem 
Divifionsprediger Lüncmann in Köln die Ausübung aller priefterlichen 
Functionen in der dortigen St. Pantaleonsfirche fo lange, als der 
Mitgebrauch diefer Kirche Seitens der Alttatholiten nicht durd) amt- 
Yihe Mitteilung inhibirt fei, bei Strafe der Suspenfion. 

„» (Bayern) In Gunzenhaufen beichließt eine Verfammlung von 
etwa 150 evangelifden Männern, größtentheil® aus Mittelfranten, 
die Gründung eines Vereins im Sinne der evangelifhen Kirche gegen 
ben Belenntnißziwang der fog. Iutherifchen Vereine und fpridht den⸗ 
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jenigen unter ben Altlatholilen, welche dem Grundſatze huldigen, be- 
züglich der Lehre auf die erften vier Jahrhunderte der Kirche zurüd- 
zugeben ihre volle Zuftimmung aus, indem auf biefem Grunde eine 
Bereinigung der Eonfeifionen möglich ſei. 


22. Mai. (Deutfhes Reich.) Der Reichslanzier geht in Urlaub nad 


23. 


25. 


Bazzin. 
„ (Preußen) Die halbamtliche Prov.-Corr. ſpricht ſich über den 
Beſchluß des Reichstags gegen den Jeſuitenorden folgendermaßen aus: 


„Die Bedeutung des Beichlufies beruht vor Allem auf der Einmüthigfeit 
aller Parteien in Betreff der Nothwendigleit, die Gouveränedät des Staats 
und den religiöfen Frieden gegen kirchliche Ausſchreitungen von NReichäwegen 
zu Tie Kundgebung der überwiegenden Mehrheit des Reichsſtages 
ſtimmt ferner nad ihrem wejentlicden Inhalt und nach der näheren Begrün- 
dung, welde fie in den Beratbungen gefunden Hat, durchaus ınit der vom 
Reihslanzler vor kurzem angedeuteten Richtung der lkirchlichen Politik der 
Reihhsregierung überein. Die Regierung battle e8 vermieden, fi bei den 
Berhandlungen über die Petitionen irgendwie zu betheiligen, einerjeils, weil 
der Bundesrath noch nicht in der Lage gewelen war, ſich über feine Stellung 
zu den Petitionen ſchlüſſig zu machen, andererfeits, weil es angemeflen erichien, 
die —— des Reichſstags zur Sache völlig frei und unbeeinflußt hervortreten 
zu lan... .” 


”„ (Breußen) Das Gonfiftorium der Provinz Brandenburg be» 
ſchließt troß des Widerſtands, den fein Vorgehen bereitS hervorgerufen 
bat, die förmlihe Disciplinarunterjudung gegen den greifen Prediger 
Sydow: 


„da die durch ihn erfolgte Verdffentlichung feiner Anſichten in der evan⸗ 
geliihen Landeskirche ein ſchweres Aergerniß gegeben bat, jo mußte trog feines 
hohen Alters und feiner langen Amtsführung die Einleitung der förmlichen 
DisciplinarsUnterfuung gegen ihn auf Grund der 88 73 und 108 Tit. 11 
Theil II. des Allgem. Landrechts beichlofien werben.” 


„ (Deutfhes Reid.) Reichstag: Zweite Beratbung bes Gefches- 
entwurfes betr. die Errichtung eines oberften Rechnungshofes für das 
deutſche Reid. Die Liberalen fiegen mit allen ihren Amenbements, 
obgleich der clericale Windthorſt⸗Meppen eine ſehr eigenthümliche Di- 
verfion zu Gunften der Regierung macht. Das Centrum flimmt 
indeß getheilt. 

In der Debatte tritt der Abfolutismus der preußiſchen Regierungsanſchau⸗ 
ungen in Gegenjag gegen das, was man in Süuddeutſchland conftitutionell 
heißt, ziemlich grell zu Tage. Die Liberalen meinen, es ſei doch nicht unbe» 
fcheiden, wenn der Reichstag verlangt, der Rechnungshof jolle ihm die Rech» 
nungen über die Finanzwirthſchaft ho weit vorbereiten, daß er der Regierung 

zge eriheilen kann? es jei doch nicht in die Executive eingegriffen, wenn 
der Reichsſstag das Recht erhalte, jelbftändig Nüdfragen an den Rechnungshof 
zu richten, die diefer zu beantworten verbunden ſei. Gerfiner aus Würzburg 
berichtet zur lebhaften Genugthuung der vereinigten Liberalen, daß in Bayern 
und Sachſen dieſes Net der Kandesvertretungen, Fragen an die betreffende 
Rechmungsbehdrde zu richten, ein unbeitrittenes und ſtets geübtes fei, daB den 
Kammern auf Verlangen fogar die DOriginal-Zwilhen- und Unterrechnungen 
vorgelegt werben. In Preußen if das nicht, im Weiche ſoll es nicht der Gall 
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fein. Wenn der Reichstag feine Beſchlüfſe auch in der dritten Lefung aufrecht 
erhält, jo ſcheint es wahrſcheinlich, daß das Geſetz nicht zu Stande kommt. 
25. Mai. (Deutſches Reid.) Reichstag: Der Kriegsminifter v. Roon 
überreicht der Militärftrafgefebcommilfion mit feierliher Anſprache die 
Entichließung des Bundesraths, wonad 7 Punkte als unerläßlid) und 
24 weitere als faft ebenfo wichtig bezeichnet werden, wenn das Gelch 


zu Stande kommen jolle. 

„» nn (Deutihes Reid.) Reichstag: Die Reichsregierung legt dem⸗ 
felben nach dem Beichluffe des Bundesraths folgenden Entwurf für 
die Verwendung bezw. Vertheilung der franzöfiihen Kriegsentſchä⸗ 
digung bor: 

Art. 1. Dem Reichskanzler wird aus den bereiteften Mitteln der von 
Frankreich zu zahlenden Sriegstoften-Entihädigung zur Wiederherfiellung, 
Bervollfländigung und Ausrüftung der in Elſaß⸗Lothringen gelegenen Feft⸗ 
ungen, fowie zur Erbauung und Einrichtung der erforderlichen Gafernen, 
Lazareth- und Magazinanftalten in den offenen Garniſonsſtädten von Eljak- 
Rotbringen die Summe von 39,250,950 Thlrn. zur Berfügung geftellt, von 
der bis zum Schluß des Jahres 1872 15,817,328 Thlr. zur Verwendung 
zu bringen find. Art. 2. Nachſtehende durch die Kriegführung wider Frank⸗ 
reich erwachſene oder mit derjelben in unmittelbarem Zujammenhange ſtehende 
Ausgaben, als: 1) Die Koften für die Armirung und Desarmirung der Feſt⸗ 
ungen; 2) der ‚Aufwand für das Belagerungsmaterial; 3) die durch ben 
Krieg veranlakten außeretatämäßigen Ausgaben für die Kriegsmarine, ein» 
ſchließlich der Koften der Erwerbung und Herrichtung eines Schiekplages im 
Betrag von 1,875,000 Thlrn. für die Artillerie Brüfungs-Commilfion ; 4) die 
Ausgaben für vorübergehende Einrichtungen zur Küftenveriheidigung und bie 
Koften der Stromſperren; 5) die Koften für Anlegung und Wieberherftellung 
von Eifenbahnen im Intereſſe der Kriegsführung, foweit diefer Aufwand fi 
nicht als eine nügliche Anlage im Intereſſe der Gebiete der an dein Kriege 
betheiligt geweſenen deutſchen Staaten darftelli, ferner die Koften der für die 
occupirten Bahnen während des Krieges beichafften Betriebsmittel, abzüglich 
des für biejelben erzielten Erldſes, ingleichen die Koften zur Wiederherfiellung 
der zu Landesvertheidigungszweden zerftörten Landſtraßen; 6) die Koſten der 
nicht in den Bereich der Feldtelegraphie fallenden Xelegraphenanlagen und 
deren Betrieb unter der unter 5 bemerkten Beſchränkung; 7) der Aufwand, 
welcher durch die einftweilige Eivilverwaltung in Frankreich, fowie bis Ende 
des Jahres 1871 durch die Verwaltung der Eiſenbahnen in Eljak-Rothringen 
entfianden ift, joweit derjelbe nicht durch die in Frankreich erhobenen Steuern 
und Gontributionen beziehungsweile durch die Betriebseinnahmen jener Bahnen 
bereit8 gededt iſt; 8) die Koflen des großen Hauptquartiers; 9) der von der 
NReihshauptlafle in den Jahren 1870 und 71 für gemeinfame Zwecke beftrittene 
Koftenaufwand im Betrage von 206,339 Thlen.; 10) die Koſten der vom 
1. Zuli 1871 an erfolgten militärischen Leiſtungen einſchließlich der Koften 
der in Folge der Occupation frangöfticher Gebietstheile nad dem 1. Juli 1871 
fortbeftehenden Feldpoſt und der auf die Bebietstheile fih erfiredenden Tele⸗ 
graphenverwaltung, ferner die Mehrkoften, melde durch die größere Stärke 

‚ der in Elfaß-Lolhringen aufgefteflten Truppen, jowie durch Gewährung über- 
etatSmäßiger Friedenscompelenzen an dieſe für das 2. Semefter 1871 ent- 
fanden find und aus den Sefammtmitteln des Friedensetats für 1871 nicht 
gededt werden können, ingleichen die Koften, welche durch Bewilligung von Zus 
lagen, bezw. egtraordinären Competenzen an die in Elſaß⸗Lothringen Pislocir- 
ten Commandobehdrden, Ubminiftrationen und Truppentheile für das Jahr 
1872 erwachſen; 11) die Penfionen, Penfionszufhüffe, Gräichungsgelder und 
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Beihilfen, welche in Folge des Krieges von 1870 und 1871 in Bemäßheit 
des Geſetzes vom 27. Juni 1871 an Invaliden, fowie an Sinterbliebene von 
Dfficieren, Beamten und Soldaten zu leiten find, find als gemeinfame Aus⸗ 
gaben des vormaligen norbveutichen Bundes, Bayerns, Württembergs, Badens 
und Südheffens zu betrachten und den Betbeiligten aus den bereiteften Mitteln 
der von Frankreich zu begahlenden Kriegsentſchädigung zu erjegen. Die Feſt⸗ 
fleflung der von den betheiligten Staaten auf Grund der vorfiehend unter 
Ziffer 1 618 7 getroffenen Beſtimmungen liquidirten Beträge erfolgt durch 
den Bundesratf. Ber Neichsfanzler iſt ermädtigt, den einzelnen Staaten 
Borihüffe auf die Liquidirten Summen zu gewähren. Ber Prüfung des 
Rechnungshores unterliegt nit nur die Berausgabung der feftgeftellten Bes 
träge an die einzelnen Regierungen, fondern aud die befliimmungsmäßige 
Berwendung derjelben von Seiten der betreffenden Regierungen. Art. 3. Die 
Einnahmen, welde fi ergehen aus: 1) der von Frankreich zu bezahlenden 
Kriegsentichädigung von 5 Milliarden Franken, einfchließli der von drei 
Tünftheilen diefer Entihärigung aufkommenden Zinfen, 2) der von der Stadt 
Baris bezahlten Kontribution von 200 Millionen Franken, und 3) den in 
Frankreich erhobenen Steuern und den nidyt für befondere militäriiche Zwecke 
verwendeten örtlichen Gontributionen nad) Abzug der Koften für die Verwaltung 
derjenigen Theile Franlreichs, in welden diefe Steuern und GEontributionen 
aufgelommen find, werden, injoweit über diefe Sinnahmen nicht durch die Bes 
ſtimmung der vorfiehenden Art. 1 und 2, oder durch befondere Reichägelete, 
oder den Neichshauspalts-Etat bereits verfügt worden ift oder noch verfügt 
wird, zwilchen dem vormaligen norbbeutichen Bunde, Bayern, Württemberg, 
Baden und Süudheſſen vertheilt und zwar die zunächſt eingehenden drei Bier- 
tHeile nad dem Maßſtabe der militärifden Leiſtungen während des Krieges, 
das letzte Biertheil dagegen nach demjenigen Maßftabe, nach weldem im Jahre 
1871 die Motricnlarbeiträge aufgebradht worden find. Nach dem Maßſtabe 
der militärijcden Leiſtungen ergeben fih für den vormaligen norbdeutichen Bund 
107,679,125 Xheile, Bayern 14,538,825 Theile, Württemberg 4,345,450 
Theile, Baden 3,768,450 Theile, Südheſſen 1,869,975 Theile. Art. 4. Zur 






fanzler die Summe von 3,500,000 Thlrn. zur Berfügung geftellt, von 
weldyer bis zum Schluß des Jahres 1872 736,000 Thlr. zur Verwendung 
zu bringen find. Diefe Ausgabe wird aus dem für Die ſämmtlichen Bundes⸗ 
Raaten, mit Ausnahme von Bayern, fi ergebenden Antheil an der im Art. 3 
bezeichneten Einnahme vorweg beftritten. 


27. Mai. (Deutfches Reid.) Reichstag: Debatte über den Marineetat. 
Erflärung des Chefs der Admiralität, Gen. v. Std: 


Die dem Neichstage vorgelegte Denkſchrift über die Marine ſchließt fi 
einfa den Beftimmungen des bisherigen lottengrändungsplanes an. Es 
war meine Aufgabe feineswegs, meine eigenen Anſichten in diefe Sache hinein» 
zubringen, dazu fehlte mir die Kenniniß. Site fehlt mir heute noch, um mid 
pofitio ausſprechen zu Tönnen: ich will die deutſche Kriegsmarine fo oder jo 
entwideln. Ich Tann nur fagen, daß ich das Bergangene mit warmer Liebe 
angefaßt und auf Grund der Vergangenheit vorwärts gebaut habe. Meine 
eigene Anſicht zur Sache will ih aber dahin geben, dab ih als Soldat den 

uptaccent der deutihen Macht auf die Landarmee lege und nicht glaube, 
daß wir berufen find, mit unferer Marine große Seeſchlachten zu fchlagen 
und mit denjenigen Staaten zu concurriren, die bis jekt große Flotten ent- 
widelt haben. Ich glaube nicht, daß wir im Stande find, uns in der Marine 
mit Frankreich oder England, den beiden einzigen Staaten, die hier in Betracht 
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fommen lönnen, zu meflen; ich glaube, daß es unfere Nufgebe allein if, die 
Vertheidigung unferer Hüften in der Art zu führen, daß die Meere an un- 
feren Küften frei bleiben, daß wir uns ‚debhalb nicht beichränten auf Sper- 
rung und Torpedos, jondern daß wir in den Häfen ſolche Flotten zur Dis⸗ 
pofttion haben mäflen, mit denen wir einen Ausfall machen und bie Shwähn 
des Teindes benugen können. Wir brauchen alſo in der Rordiee eben folde 
ae wie fle bie größeren Seemachte an dieſe Küfen bringen Eönnen, um 
biefelben zu blofiren. Wir brauden ſtarke ehr mit 3 in der 
Nordſee und in der Oſtſee den dortigen Küſten entiprechende flachgehende Pan⸗ 
zerſchiffe mit ſtarker Artilleriemacht. 3% alaube daher, daß der urſprungliche 
Flottengrundungsplan, der eine ſog. Schlachten⸗Flotte im Auge hat, nach ber 
andern Richtung hin eine Ausdehnung und Modification erhalten muß. Welche 
Panzerſchiffe aber zu bauten find, das weiß ich noch nicht. Die Nuſſen Haben 
gewiſſe neue Dodelle gegeben — das wird Gade der Zulunft fein Die 
finanziellen Mittel find unmöglich dazu bereit und vorhanden, um in den 
nächſten 5 Jahren mehr als das bereits Ungefangene zu thun. 3a befinde 
mid bei meiner Unlenntniß der Marine nur in der Lage, daß ich jagen fonn: 
ich habe noch ein bis zwei Jahre nothwendig, ehe Überhaupt von einem Ren 
bau irgend eines Schiffes und von der meiteren Entwidelung des Flotten⸗ 
grändungsplans die Rebe fein kann. Ich kann daher für jekt den Serra 
nur anheimftellen, in ein bis zwei Jahren von der Regierung zu fordern, daß 
fie fi) ausipredhe, ob eine Aenderung des (Flotiengründungsplanes nothavendig 
ift oder nicht. Was die fibrigen Bedürfnifſe der Flotte betrifft, jo ( u 
noch baß zweite, nämlich der Schug unſeres Handels, zu re Zweck 
Gorvetten in dem Plottengränbungsplan vorgeſehen find. In dieſer Desiehung 
iſt geſchehen, was der Tlottengründungsplan angedeutet Hat, und wird and 
weiter gebaut. Es fehlt uns nur noch an kleineren Sören F Beripeibigung 
unferer Sandelsiciffe in den aflatiiher Bewäflern gegen 
Ban diefer dritten Art von Schiffen kommt aud —* eoef ſam in de 
Die vom Reichstag zum (unverändert bewilligten) Merineetst ſchließlich 
gefaßte principielle Rejolution gebt dahin: „Es wird die Erweriung aus⸗ 
geſprochen, daß mit dem Warineetat pro 1874 ein Plan Aber die als neth- 
wendig erlannten Abanderungen des uriprünglichen Tlottengrändungsplanes, 
Aber die in den folgenden fünf Jahren zur weiteren Entwidelung der deni⸗ 
ſchen Marine vorzunehmenden Bauten und auszuführenden Unlagen und über 
die hierzu erforderlichen Gelomittel nebft den Borichlägen zu deren Beiheffung 
vorgelegt werden wird.“ 


28. Mai. Zufammentritt der gemifchten deutfch-Franzöfifchen Sommiffion in 


„ 


Straßburg, nad ber Beſtimmung der Frankfurter Zufakconvention. 


» Der Kronprinz und die Kronprinzeffin von Italien Iangen in Ber- 
in an, um ba8 jüngfte Kind bes Sronprinzen des deutſchen Reichs 
und von Preußen aus ber Taufe zu beben. Diefelben werben mit 
ausgeſuchten Ehrenbezeugungen vom Raiferhofe empfangen und während 
ihres Aufenthalts aufs berzlichite fetirt. Dem Beſuche wird in und 
außerhalb Deutfchlands Sofort eine weientlihe Bedeutung für bie 
immer engere Freundſchaft zwifchen Italien und dem deutſchen Reiche 
beigemeflen. 


" (Preußen.) Der Feldpropft (Armeebiſchof) Namszanoimsli wird 
in Folge feines Vorgehen vom 20. d. M. fuspendirt und eine Dis 
ciplinarunterſuchung gegen benfelben eingeleitet. Verfügung bes Kriegs- 
minifteriums an bie fath. Militärgeiftlichen: 
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„1) Die katholiſchen Militärgeiſtlichen und bie mit der Geelforge für fa- 
tholiſche Militärperfonen beauftragten Civilgeiſtlichen haben Berfügungen, die 
etwa noch von Ramszanomsli oder von dem don diefem mit feiner Bertretung 
beauftragten Beneral-Bicar, Divifionsprediger Parmes, ausgehen follten, nicht 
mehr anzunehmen ober zu befolgen. So lange fie diefer Weifung gehorchen 
und ihren jonftigen Pflichten genügen, bleibt ihre Stellung der Militärbehörde 
gegenüber unverändert. 2) Wenn dagegen Tatholiide Militärgeiſtliche Durch 
Handlungen oder Unterlafjungen zu erfennen geben, daß fie nit gejonnen 
And, ihren militäriihen Borgefegten den Gehorfam zu leiften, den fie ihnen 
als Militärbeamte ſchuldig find, jo iſt ihnen von den ihnen zunädft vorge⸗ 
fegten Militärbefehlshabern auf Grund des Geſetzes von 21. Juli 1862 die 
Ausübung ihrer Amtsverrichtungen als Militärgeiftliche vorläufig zu unter⸗ 
fagen. Die Kirchenbücher, Tienftfiegel und was ihnen fonft zum Dienſtge⸗ 
braude an Kirchengerätben, Dienſtbüchern zc. übergeben ift, if ihnen abzuneh⸗ 
men und zu aflerviren. Zugleich ift hieher auf dem Inſtanzenwege davon 
Mittpeilung zu madıen, und e8 wird darauf das Weitere angeordnet werden. 
3) Wenn ein mit katholiſcher Militärfeelforge beauftragter Kivilgeiftlicher zu 
ertennen geben follte, daß er nicht gewillt fei, feinen Pflichten gegen die Mili⸗ 
tärbehörde nachzukommen, fo iſt in derſelben Weile, wie unter 2) ange 
neben, zu verfahren. 4) Sollte ein katholischer Milttärgeiftficher oder ein mit 
der katholiſchen Militärjeelforge beauftragter Eivilgeiftliher zu den Alikatho⸗ 
liken überireten, fo findet zunächſt in dem Verhältniß der Militärbehörde zu 
ihm feine Aenderung ſtatt. Auch in diefem Falle ift indeß Mittheilung bie- 
ber zu machen und dabei anzugeben, ob und wie viele Anhänger er unler 
den Militärperfonen bat. 5) Mannſchaften katholiſcher Eonfeifton find da, 
wo nad Paſſus 2 und 3 des Vorſtehenden das bisherige Verhältniß der fa- 
tholifchen Geiſtlichen zur Milttärbehörde etwa aufgelöst wird oder wo der 
Beiftlihe zu den Altkatholiken Übertritt, bis anf Weiteres nicht mehr dienfl- 
lich in die Kirche zu führen. Es if ihnen vielmehr in diefen Fällen zu 
überlaffen, ihr kirchliches Bedürfniß nah eigenem Ermeſſen zu befriedigen. 
Die Zeit Hierzu ift ihnen an den Sonn» und Feſttagen fo weit als irgend 
möglih zu gewähren. Ta, wo die katholiſchen Beiftlihen in Funktion bleiben, 
wird das bisherine Verfahren in Bezug auf den Kirchenbeſuch nicht geändert. 
Altkatholiken follen indeß nicht wider ihren Willen zu roͤmiſch⸗katholiſchen 
Geiſllichen geführt werden. 6) Wenn kranke katholiſche Militärperjonen in 
den Lazarethen zc. folder Garniſonen, in denen eine amtliche katholiſche Mir 
titärfeelforge nach Borfiehendem etwa nicht mehr flattfindet, nach geiftlichen: 
Beiftand verlangen oder ihrem Ende entgegennehen, ohne einen ſolchen Wunſch 
ausipredhen zu Tönnen, fo ift einem kath. Geiſtlichen des Orts Anzeige davon 
zu machen und ihm zu Überlafien, ob und wie er diefer Anzeige Yolge geben 
will. Eind mehrere katholiſche Geiſtliche am Orte, jo ift die Anzeige an den» 
jenigen zu richten, den der Kranke zu ſehen wünjcht oder zu dem er ſich eiwa 
früber gehalten bat.“ 

29.— 31. Mai. (Deutfhes Rei.) Reichstag: Erfte und zweite Be⸗ 

. rathung des Antrags Lasfer auf Erweiterung der Gompetenz bes 
Reiche auf das gefammte Gebiet des bürgerlichen Rechts. Die Ber- 
treter Bayerns, Württembergs und Sachſens im Bundesrath jprechen 
fih dagegen aus: jchneidende Rede Mittnachts bez. der Gefchäftsge- 
bahrung im Bundesratd und die Stellung Preußens gegenüber den 
fleineren Staaten. Schließli wird der Antrag Lasker (zum dritten 
Mole) mit großer Majorität gegen die Stimmen der confervativen 
Rechten und bes clericalen Centrums angenommen. 

Laster: Der Antrag hat bereit zweimal die große Mehrheit des Reichs⸗ 
tags gefunden; deßhalb verzichte ich auf feine Motivirung und erfläre nur, 
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weßhalb wir ihn heute in verfürzter Form einbringen. Wir Baben auf den 
Wunſch mehrerer Mitantragfteller, die wir nicht entbehren wollten, gleich um 
Anfange ausgelaffen die Worte „einjdliekli der Gerichtsorganiſation“, was 
auf den materiellen Inhalt ohne weientlidhen Einfluß if. Die Grundzäge der 
Gerichtsorganiſation, ſoweit fie nothwenbig find, um die Proceßordnung ins 
Leben zu rufen, gehören ohnedieß zur Kompetenz des Reichs, und wir halten 
nur, um jeden Streit Aber die Grenzpunkte der Competenz auszuſchließen, jene 
Worte mit aufgenommen. Dagegen ift da8 Mißverſtändniß verbreitet worden, 
als ob wir dur die Aufnahme der Geritsorganifation eine zukünftige 
Thätigkeit vorbereiten wollten, welche in den einzelnen Staaten die Behörden 
ſelbſt, ihre Bejchaffenheit im Einzelnen, fogar bis herunter zur Beſtimmung 
des Sites der Behörden ordnen folle, und leider iſt dadurch unfer Antrag zu 
einem politifhen Stichwort geworden, indem Diejenigen, welde feinen Inhalt 
nicht beftreiten können, jo thun, al ob die Juſtizhoheit der einzelnen Staaten 
vernichtet werden folle. Zu politiicher Auffafiung oder Leidenſchaftlichkeit Liegt 
gar fein Grund vor. Ich beftreite nicht, daß durch unfern Antrag das Reich 
eine gewaltige Befeſtigung erfahren wird, aber nur Im Sinne feiner Giifter. 
Diefer Antrag gehört zu denen, die unzweifelhaft, ſei e& früher oder jpäter, 
zur Verwirklichung beftimmt find, und wir werben nie ermliden, ihn immer 
wieder einzubringen. Bon den verblindeten Regierungen glaube ich erwarten 
zu dürfen, daß auch fie principiell fih dem Antrage nicht widerjegen werden. 
Ich möchte von ihnen hören, daß aud fie die politifchen Agitationen, welche 
fih an diefen Antrag gelnüpft haben, für unberechtigt erahten. Wenn das 
der Fall if, kann die Verwirklichung unjere Antrages keinen ernſtlichen 
Widerftand mehr finden. Es ift ein Irrthum, zu behaupten, es fei den ein: 
zelnen Stanten nicht geftattet, mit Materien des bürgerlichen Rechtes ſich zu 
beihäftigen, jobald die Gompetenz darüber dem Reiche eingeräumt ſei. Selb 
bei den zur Gompetenz des Reiches gehörenden Dingen find die einzelnen 
Staaten doch zur Gefehgebung berechtigt in ſolchen Materien, mit denen ſich 
das Reich noch nicht beichäftigt bat. Wenn von anderer Seite als Gonceifion 
angeboten worden ift, von Yal zu Fall in die Geſetzgebung einzutreten, jo 
nenne ich das feine Gonceffion, fondern das Programm der Gegner. Denn 
das verftcht fih von ſelbſt, daß wir in allen Materien ohne jede Vorbereitung 
von Fall zu Fall Geſetze machen dürfen; es if dann nur nothwendig, daß 
im Bundesrat) nit 14 Stimmen widerſprechen. Wenn man andererfeits 
fagt, man molle wohl ein gemeinfames Civilgeſetzbuch machen, aber nicht die 
Competenz zu einzelnen Givilgefegen ertheilen, fo beikt das die Frage auf 5, 
6 oder wer weiß mie viele Fahre vertagen, und das ift mir genau ebenfo 
wenig werth, als jene Scheinconceifion.. Bas Richtige ifl, wenn wir uns nur 
mit denjenigen Daterien beichäftigen, welche jehr dringend find. Wir wollen 
insbeſondere auch erreichen, daß wir bei einzelnen Geſetzen nicht in der Mitte 
ftehen bleiben müffen, weil plögli) der Mangel der Competenz anfängt. Wir 
Können jest gar Feine ſcharfe Grenze ziehen, wo unfere Compeienz aufhört; jo 
ſehr greifen Handels, Obligationen» und Gipilrecht in einander. Baye- 
riſcher Juſtizminiſter Dr. Fäuſtle: Es if nicht zu verkennen, daß 
der Antrag durch Weglafſung der Gerichtsorganiſation weſentlich gewonnen hat. 
Diefe war der bedenklichſte Punkt; fie war aber auch nicht nöthig, denn der 
größte Theil deflen, was zum Wbichluß der Gerichtsverfaffung für das Givil- 
und Strafverfahren nothiwendig ift, fällt bereits unter die Kategorie des Ge⸗ 
richtsverfahrens, und eine Frage, bei der man mit einem Fuße in der Ber- 
faſſung und mit dem andern außerhalb derſelben fleht, Tann man bei gutem 
und nationalen Willen durch freie Vereinbarung ebenfo Leicht Löfen als durch 
das Radicalmittel der Aufnahme der Geridtsverfafiung und damit der Ent- 
ziehung der Juſtizhoheit der Einzelſtaaten. Die bayeriiche Regierung erfennt 
an, daß der Antrag in feiner Tendenz auf Ermöglicdung einer gemeinfamen 
deutſchen Geſetzgebung fehr viele innere Verechtigung bat, daß er älter iR als 
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unfer heutigeß deutiches Reh. Die bayeriihe Regierung weiß aud recht 
wohl, daß man die legislativen Aufgaben des Obligationsrehts, das auch 
jegt ſchon in die Berfafjung mit einbegriffen if, bei den vielfadhen und innigen 
Beziehungen desfelben zu andern Rechtögebieten wird weiter ausdehnen und 
das, was davon unter dem Ausdruck „Allgeneiner Theil” begriffen ift, ge- 
meinfam regeln müſſen. Diefen Erwägungen gegenüber waren e8 haupiſfächlich 
zwei Geſichtspunkte, aus denen die bayerijche Wegierung dem Antrage zuzu⸗ 
ſtimmen bisher Bedenken trug. Bor uns liegt fchon jett ein großes Stüd 
Arbeit: die Proceßgeſetzgebung in Eivil- und Strafſachen und das dazu Ges 
hörige. Bon einer durdgreifenden Herftelung eines gemeinfamen deutſchen 
Givilgefegbuches Tann im Augenblide feine Rede fein. Das Reich kann im 
Augenblide nicht anders vorgehen, ala im Wege der Einzelgefeßgebung. Mer 
bürgt uns aber dafür, daß die Einzelgejeggebung fi auf die abfolut unab⸗ 
weisbaren Fälle beihräntt? Ganz abgefehen davon, daß die Landesgeſetzgebung 
in den ihr verbliebenen Gebieten ſehr weſentlich in ihrem legislativen Schaffen 
gehemmt if, wenn dem Reiche die Befugniß zufteht, in jedem einzelnen alle 
mit Einziigefeggebungen vorzugehen. Unter allen Umfländen erblide ich eine 
große Gefahr darin, wenn mittels folder Einzelgeleßgebung ein Eingriff in 
ein geichlofienes Syftem der Geſetzgebung gemadt wird. Mit dem Beſtreben, 
die beflehenden Particularrechte möglicft zu reduciren, zerreißen wir den orga⸗ 
nifhen Zufammenhang des Particularrechts jelb und erreichen nichts weiter, 
als daß fi zu der großen Unficherheit, in der wir in diefer Beziehung jet 
ſchon leben, eine weitere gejellt. Denn, m. H., täuſchen Sie fih darin nicht, 
man mag ein noch fo großer Freund der jekigen Entwidiung des Reiches fein, 
wir leben unter einem wahren Goldregen von Geſehen. (Sehr wahr! rechts.) 
Man muß dem Bolfe noch einige Zeit lafien, bis c8 die großen Veränderungen, 
die namentli im Gebiete der Reichsgeſetzgebung fich ergeben haben, bis es — 
ich habe hierbei befonders Süpdeutichland im Auge — die Mafle von neuen 
Geſetzen, die fo plötzlich alle Übernommen worden find, verbaut hat. Einige 
Enthaltfamkeit ift nothwendig, wenn das Reich und feine Gejete in Fleiſch 
und Blut des Bolfes übergeben follen, und daB es jo werde, daß das Reich 
wachſe und biühe, wunſcht vielleiht Niemand in diefem Haufe mehr als id. 
Das zweite Bedenken der bayeriſchen Regierung berubt in der Allgemeinheit 
des Antrages. Es ift etwas raſch gejagt: bürgerliches Recht. Ich ftehe voll⸗ 
fländig auf dem Standpunkte der Antragfteller, wenn fie das gefammte Ber» 
Tehrsrecht einräumen, und gebe Ihnen Alles zu, was als Iegislatives Zubehör 
zu diefem zu erachten if. Allein es gibt in Deutichland aud noch eine Reihe 
anderer Nechtsmaterien, welche ohne Roth nicht geändert werben jollten, und 
worin jede Aenderung vom Volke ſchwer empfunden wird. Denten Sie fi 
3. B., welche Folgen alle die Veränderungen, die durch ein neues Grundbuchs⸗ 
weſen geihaffen würden, auf den Realcredit in Bayern haben müßten! Ebenſo 
berechtigte Eigenthüntlichkeiten finden Sie im Gebiete der Familie, inshefondere in 
Bezug auf das Erbrecht, Eine gewaltſame, plöglide Verſchmelzung derſelben 
durch ein gemeinfchaftliches Gejeg würde vom Boll nicht als eine Entwidlung, 
fondern als eine Verlegung des Rechts empfunden werden. Wer wird es nun 
der bayerifchen Regierung verargen, mern fie e8 bei diefen Bedenlen nicht 
darauf ankommen laflen will, daß nach den jedeßmaligen Umſtänden, mie fich 
die Reichsgeſetzgebung und ihre Factoren geftalten, die Frage beftimmt werben 
fol: was fol gemeinfam fein, was foll den Einzelgejeggebungen überlaffen 
bleiben? Würde ein fertiges Geſetz vorliegen, welches eine klare Ueberſicht 
über diefe Frage enthielte, jo würde ſich die bayerifche Negierung einer ein« 
gehenden Würdigung eines ſolchen nicht entziehen. Ich will die Trage nicht 
erörtern, ob es gut ift, die Berfaffung, nachdem fie erft 11/: Jahr befteht, 
jest ſchon in einem fo wichtigen Punkte zu ändern. Uber es ift nicht gut, 
den Einjelgefeggebungen jo mir nichts dir nichts in den widtigften ragen 
den Boden zu entziehen und die einzelnen lieder des Reiches dadurch lahm 
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zu legen. Es iR die Frage, ob Gie nicht weiter kommen, wenn die Glieder 
lebendig bleiben. Ich glaube, daß die freiheitlide Entwidiung des Beides 
dadurch mehr gefördert wird. (Bravo im Gentrum, Ziſchen links.) In dem 
Lande, welches ich bier zu vertreten babe, herrſcht gerade über die gegenwärtige 
Frage eine jehr erhebliche Meinungsverichiedenheit. Ich Rebe meinerfeits in 
Bezug auf die Stellung der Regierung zu Verfaffungsänderungen volllommen 
auf dem Standpunkte, den meine bayeriichen und württembergiſchen Collegen 
in ihren Kammern vertreten haben, dab nämlich Berfaffungsveränderungen 
für das Reich aud ohne die Kammern vorgenommen werden können. ber 
diefe Befugniß ſchließt auch die Berantwortlileit in fih, daß feine Re 
gierung eine jo wichtige Veränderung vornehmen Tann, ohne dak fie bie 
Stinnmung des Landes in Betracht gezogen bat. Dieß die Gründe für umfer 
bisherige Verhalten. Der ſächſiſche B.-R.-B. Held erflärt, daß die 
jächfiiche Regierung die von Fäuſtle entwidelten Anſichten theile und fi damit 
aud) in Uebereinflimmung mit dem jächfiiden Landtage befinde. (Wideriprud.) 
Der letztere babe allerdings den Wunſch nad einem einheitlichen deutichen 
Civilrecht ausgeſprochen, verlange dasjelbe jedoch nicht auf dem Wege der 
Reichsgeſetzgebung. Er ftimme aljo mit dem Lasker'ſchen Untrage im Ziele, 
aber nit in den Mitteln zu diefem Ziele überein. Württembergiſcher 
Yufizminifter Mittnacht: Rechnen Sie e8 den Angriffen zu, welche wir 
heute und insbefondere foeben gehört haben, wenn ich als Bertreter einer der 
von den: Herren Vorredner (Miquel) jo genannten renitenten, in Wirklichkeit 
aber von einem verfafſungsmäßigen Rechte Gebrauch machenden Regierungen, 
die dur Drohungen fi nicht irre machen laſſen werden, mit meiner Anficht 
heute auch nicht zurüdhaltel Ich bekenne, ih kann mid der Anficht nicht 
verfchließen, daß die Portieulargefehgebung der fleineren und der mittleren 
deutihen Staaten ſchon nach der jegigen Lage der Verhältniſſe zu grökeren 
Rechtsichöpfungen auf dem Gebiete des bürgerlicden Rechts, abgejeben vom ber 
neuen Ordnung fpeciell particularrechtlicher Imftitutionen, kaum mehr gelangen 
wird. Nachdem das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren, das Handelsrecht 
und das Obligationenreht dem Weihe zugewieien find, werden unwillkürlich 
bei jeder größeren geießgeberiichen Aufgabe auf dem ganzen Bebiet des bürger⸗ 
lien Nechts die Blide auf das Neich fi richten, um jo mehr, als bei ber 
Stimmung diefer hohen Berfammlung, und naddem, was ja eines ber er» 
wähnten öffentlichen Geheimniſſe ift, aud die größte deutiche Regierung jet 
der Ausdehnung der Zuftindigfeit der Reichsgeſetzgebung auf dos geſammie 
bürgerliche Recht ſich geneigt gezeigt bat, die frage faum mehr zur Ruhe 
fommen, von der Tagesordnung nicht mehr verſchwinden wird, was zwar bie 
verehrten Herren Redner heute zum Ueberfluß noch ausdrücklich verfiert haben. 
Ich beienne ferner, daß die Grenzbeſtimmungen der Nr. 13 des Art. 4 der 
Neiäsverfaffung keine glückliche iſt — obwohl fie, wenn ich mich nicht täufche, 
auf einem Antrage des Herrn Abg. Laser beruht —, dag dieſe Grenzbe⸗ 
flimmung vielmehr eine ſolche if, von welcher der unbefangene Juriſt eigentlich 
auf den erften Blick zugeben muß, daß fie ohne wirklich große Unzuträglich 
feiten und ohne Gefährbung des berechtigten Zweckes der Nr. 13 ſelbſt nicht 
durchaus fireng eingehalten werben Tann. Deßwegen habe ich perfönlid aud 
gar keinen Anftand genommen, mich an anderen Orten ſchon früher öffentlich 
dahin auszufpredhen, daß es fi) als ein Bedürfniß erweilen möchte, das bier 
der Reichsgeſetzgebung zugemwielene, aber durch den Buchſtaben ber Reichsdver⸗ 
faffung wohl zu eng begrenzte Gebiet zu erweitern. Aber, meine Gerren, es 
find doch noch verihiedene Anfichten und verjchiedene Bedenken mögli über 
das Maß diejer Erweiterung, über den richtigen Augenblick der vorgeichlagenen 
Gompetenzausdehnung und über die angemeflene Art und Meile, fie zu be 
werffielligen. Was das Maß der Erweiterung anlangt, fo wird es doch 
immerbin eigenthbümlich genannt werben dürfen, daß gerade bier in fo ſcharfer 
Faffung und, man möchte glauben, in ſprachlich gar nicht gebotener Weife, 
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das geſammte bürgerlihe Recht für die Zuſtändigkeit der Reichtgeſetzgebung 
vindieirt wird, während, wie das, glaube ih, mit vollem Rechte von dem 
Föniglich bayeriſchen Herrn Benofimächtigten bereits angeführt wurde, unter 
den verbindeten Regierungen fowohl, als auch in Mitte diefer hoben Ver⸗ 
fammlung man jo ziemlich einverfianden darüber ift, daß eß gerade im Privat⸗ 
rechte gewiffe Gebiete gibt, auf welchen die Reichsſgeſetzgebung ihr Feld micht 
bat, over auf welchem fie doch nur in beſchränkter und fubfidariicher Weile 
thätig fein kann. Diele Bebiete find von mehreren Rednern bereits genannt 
worden. Run muß es doc wohl als ein Mangel des Antrags und nicht 
als ein Fehler Derjenigen, die ihm zuzuſtimmen noch Bedenken tragen, er» 
feinen, wenn die Yaflung des Antrages weiter zu geben fcheint, als er eigent- 
lich bezielt, wenn mit bejonderer Betonung das gefammte bürgerliche Recht der 
ZuRändigkeit der Reichſgeſetzgebung zugewieſen werden will, während man in 
Wirklichkeit glaubt oder wenigftens nicht beftreitet, daB nicht das geſammte 
bürgerliche Recht durch die Reichägeiehgebung geordnet werben joll, wenn alſo 
in die Reichtverfaſſung eine Formel bineingetragen wird, die dem Gedanlken 
der ausgeiprochenen Intention nicht vollkommen adäquat if. Es wird aller 
dings bemerkt, es ſei eben nicht möglich, für den Ausdrud dieſes an und für 
[4 nicht unberechtigten Gedankens einer Beſchränlung, eines Maßhaltens der 

eichtgeſetzgebung im Gebieie des Privatrechts eine Formel zu finden, aber 
ich wiederhole, daß dieß dann ein Mangel des Antrags, nicht unfer Fehler 
iR. Wenn fodann weiter beruhigend bier gejagt wird, daß, wenn eigenar« 
tige Rechtsbildungen lebenskräftig feien, dieſe Lebenskraft auch der Reichs» 
gefeggebung gegenüber fi bewähren und geltend machen werde, jo fcheinen 
mir doch die Sarantien dafür, daß eigenartige Rechtsbildungen flets rechtzeitig auch 
nur zur vollen Würdigung der gefetgeberiichen Factoren des Reiches werben 
gebracht werden, noch nicht in vollem Maße vorhanden zu fein, eine Befürch⸗ 
tung, die ans dem, was ich nachher zu jagen die Ehre haben werde, ihre 
Begründung finden wird. Was den rechten Zeitpunkt der vorgeſchlagenen 
Gompetenzerweiterung betrifft, jo können Bedenken in diefer Beziehung eigent« 
lich nicht überrajchen, da es auch ein Öffentliches Geheimniß if, daß noch im 
Juni 1869 der Bundesrath des norddeutſchen Bundes fo ziemlich einftimmig 
der Meinung geweſen if, dem Beſchluſſe des norddeutſchen Beichktages, 
demjelben Beichluffe, wie er iekt von Seiten des deutſchen Meichstanes in 
Ausficht zu ſtehen feheint, zur Zeit eine Folge nicht zu geben. Beine Herren, 
feitdem if das deutiche Reich gegründet worden, nad Berhandlungen, die auch 
‚auf den Inhalt diefer Rummer 13 det Artikels 4 fi bezogen haben. Es 
waren Bedenken gegen diefe Rr. 13 erhoben mworden in der Richtung, daß fie 
zu weit gebe, Bedenken, die eben nicht ganz leicht zu befeitigen waren. Diele 
Bedenten find überwunden worden, aber dafür, daß ſchon nad; einem ober 
nach anderthalb Jahren der Reichstag und der Bundesrath des deutſchen 
Neiches noch weiter geben werden, dafür bieten wenigftens, foviel ich unter- 
richtet bin, die Berhandlungen vom Herbſt 1870 einen beflimmten Anbalts- 
puntt nit. Es bat zwar einer der geebrten Herren gemeint, ja, in Berfailles 
fei das deutſche Volk nicht geweſen; das ift richtig, aber es wurde, was in 
Berfailfeß vereinbart worden, der Vertretung des beutfchen Volles borgelegt, 
und diefe Vertretung hat e8 genehmigt. Run, der von mir angeführte Um⸗ 
Rand iſt ja gewiß ein formelles Hinderniß gegen die vorgeſchlagene Ber- 
faffungsänderung nicht, aber er wird doch den Wunſch erflären, daß mwenigftens, 
fo Lange von Seiten eines damaligen Gontrahenten an Bebenten in biefer 
Frage noch feftgebalten wird, man die erforderlie Zeit zur Beilegung der 
Sache behalte, daß fie nicht in einer Weiſe betrieben werde, die vielleicht für 
die Erreihung des vorgeſetzten Zieles gerade nicht die befte fein wird. So⸗ 
dann, meine Herren, flimme ih mit dem koniglich bayeriichen Herrn Bevoll⸗ 
mädtigten darin Aberein: fo gewiß die Berfaffung des deutfchen Reiches noch 
Yenderungen erleiden wird und erleiden muß — vielleicht kommt ja nod bie 
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Zeit, wo auch die verbündeten Regierungen mit Vorſchlägen auf Berfaffungs- 
änderungen bervortreten —, fo gewik werden Sie es doch begreiflich finden 
— Sie würden zutreffenden Falls ja gerade fo verfahren müflen —, wenn in 
jedem einzelnen Gall einer vorgeihhlagenen Berfafjungsänderung die Oppor⸗ 
tunitäts» und Bebürfnißfrage von allen betheiligten Regierungen ganz genau 
erwogen wird. Tie Dringlichkeit aber gerade für die vorliegende Berfaffungs- 
änderung ſchien mir biß jet noch nicht genligend nachgewieſen zu fein. eine 
Herren, das Specialgeſetz, defien Stoff bisher der Neichägeiekgebung entzogen 
war und das jet von der Reichsgeſetzgebung zufolge des neuen Antrags in 
Ungriff genommen werden foll, das ift noch gar nicht genannt. Es war bei- 
läufig von der obligatorijchen Civilehe die Rede, aber nicht in der Weiſe, daß 
man annehmen könnte, es ſei die Meinung der Untragfleller überhaupt, dak 
die obligatorifche Eivilehe das Specialgefe jei, um deſſen Herſtellung es fi 
zunächft handeln würde. Alſo nicht einmal das Specialgeſeh, welches jo dring- 
lich ſein ſoll, kennen wir bis jet. Sodann miflen wir ja, daß in Folge all- 
gemein bellagter Störung in der Meiterführung der bereits in Angriff 
genommenen Sejehgebung über das gerichtliche Verfahren zc. eine undorausgefehene 
unerwünfjchte Verzögerung eingetreten if. Und endlich, meine Herren, ſcheint 
mir die Dringlichleit auch deßhalb noch nicht nachgemwielen zu fein, weil man 
do im Ganzen noch jo wenig einig darüber ift oder zu fein fdheint, wie denn 
das Neich die ihm zuzumeijende neue Zufändigkeit üben ſoll. Daß es nod Io 
wenig entichieden ift, ob das Reich die neue Zuſtändigleit üben foll durch den 
Erlaß von Sperialgejegen, oder ob eine allgemeine bürgerliche Geſetzgebung in 
Angriff genommen werden joll, das fcheint mir die Zuflimmung zu dem vor- 
liegenden Antrage nicht eben zu erleichtern. Auch ich, ‚meine Herren, wäre 
perſoͤnlich entichieden für Godification mich ausſprechen, nicht deßhalb, weil ich 
darin eine Vertagung ohne Termin fehen würde, wie der Herr Abg. Laster 
e8 genannt bat; nein, wenn ich für Godification mich ausſpreche, jo ſchließe ich 
durchaus nit vorgängig nothivendige Specialgeſehe aus, nur möchte ich 
Specialgejege zu anerlannten Ausnahmen machen und möchte darüber ver- 
fiheit fein, daß man an maßgebender Stelle als das wirklich zu erreichenbe 
Ziel die Godification betrachtet. Ich glaube nicht, dak das, was bisher gegen 
die Aufftellungen des bayerifchen Herren Bevollmächtigten in diefer Beziehung 
angeführt wurde, durchſchlagend iſt; denn, meine Herren, wenn es unmöglich 
ift, nur einen Theil der Privatrechts⸗Geſetzgebung dem Reiche zu überweiſen, 
weil die Privatrechts-Disciplinen alle untrennbar unter fi zufammenhängen, 
jo glaube ih, ift die Yolgerung gar nicht abzuweilen, daß e8 aus demjelben 
Orunde auch ſchädlich wirkn muß, wenn daß Rei durd eine Reihe von 
Specialgefegen eingreifen wollte in die beftehenden Privatrechtsſyſteme der ein- 
zelnen Staaten. Ja, meine Herren, ein ſolches Specialgele zieht das andere 
nad) fi); das eine würde unter dem Borwiegen diejer Strömung, das andere 
unter den Einfluß einer andern zu Stande lommen; ich kann nicht anders 
annehnıen, als daß unter einer ſolchen Art, Privatrechts⸗Geſetzgebung zu 
machen, denn doc der Lieberblid über das Ganze und der Zuſammenhang des 
Gauzen leiden müßte, und daß wir wirklich in den einzelnen Staaten einen 
unerwünſchien Zuftand von Rechtsſsungewißheit und von beftändigem Wechſel 
und Fluß der Privatrechts⸗Geſetzgebung belämen, wenn wirklich nur Specialgejege 
zu maden und fo die Privatrechts⸗Geſetzggebung zu regeln das Abſehen dieſes 
Antrags wäre. Ich bin perfönlich der Meinung, dag nationale Rechtseinheit nicht 
durch Special⸗ und Gelegenheitsgejege erlangt werden kann, jondern nur durch 
eine einheitliche Eodification. Nun, meine Herren, habe ich noch einen weiteren 
Buntt auf dem Herzen, und zwar betrifft derjelbe die Mitwirkung der 
Bundesftaaten bei der in Ausſicht genommenen nationalen 
Privatrechts⸗!Geſetzgebung. Ich habe mir unter nationaler Rechts⸗ 
geſetzgebung bisher gedacht und denke mir nod) darunter eine Rechtsgeſetzgebung 
unter Mitwirlung Aller, unter Beachtung des Rechtszuſtandes von ganz 
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Deutſchland. Run fagt man allerbings, daß ja den kleineren und mittleren 
deutichen Staaten und Regierungen ein über die thatſächlichen Machtverhältniffe 
weit binausreichender Einfluß auf die Geſetzgebung des Reichs durch die Reichs 
verfafjung gefichert jei, und es wurde wenigſtens früher beigefilgt: namentlich 
in diefer hohen Berfanmlung, de fiten ja die tüchtigften Kenner der ver» 
ſchiedenen Particularrechte, Jeder vertritt jein Recht, Jeder bringt das Seine 
bei, Jeder madt befannt mit dem Guten in feiner Heimath, und aus dem 
Beten, was fo zujammengebradt wird, wird daß nationale Geſetz gebildet. 
Was den Legteren Punkt betrifft, To if es nicht meine Sache, darüber ein⸗ 
gehend zu reden, obwohl ih die Bemerkung nicht unterdrüden kann, daß es 
doch auch jhon vorgelommen ift, dab der Schwerpunft von Beratbungen und 
Berfländigungen über ſehr wichtige geſetzgeberiſche Arbeiten in Commilfionen 
gelegt wird, daß man dann auf eine Enbloc-Annahme von Seiten der Plenar⸗ 
verjammlung dert, und daß natürlich die Garantien dafür, daß aud in ben 
Gommiljionen eben die tücdtigften Kenner aller Particularreihte figen und 
ftimmen, weit fchwerer zu erlangen find; mwenigfiens habe ih in der Com⸗ 
miljion für das deutſche Mititär-Strafgefegbud einen würtiembergiſchen Abs 
geordneten bis jegt nicht gefunden; aber dieſes ganz gelegentlich, ich will dar⸗ 
über nicht reden, ich ſpreche don der Mitwirkung der Regierungen. a, meine 
Herren, die jübdeutichen Regierungen wiflen zum Beilpiel auß Zeitungen und 
aus einer Eiat$pofition, daß zufolge eines Beſchluſſes des norbveutichen Bundes⸗ 
rathes Geſetzenwurfe über den Strafprocek, über die Serichtsorganijation und 
den Eoncurs, glaube ih, im königlich preußiſchen Juſtiz⸗Miniſteriuu vor⸗ 
bereitet werben. - Run, meine Herren, erlauben Sie mir, es offen zu jagen, 
es muß bei diefem Anlaß gejagt werden: wenn vielleiht nad) jahrelanger 
Borbereitung ein von den Rechtäverftändigen eines Staates feitgefiellter Geſetz⸗ 
entwurf zum Vorſchein fommt, und wenn er, wie vorauszuſetzen ift, nod fo 
vortrefflich ift, wie glauben Sie dann, daß die Übrigen Bundesregierungen 
noch einen großen Einfluß auf die Geſtaltung dieſes Geſeggebungswerles üben 
jollien? Im Bundesrathe können fie e8 nicht gut, dort gebridht es an der 
Zeit und noch an einigem Andern. Run, meine Herren, jo kann es denn 
doch vorkommen, daß ein joldder Gejegentwurf ein gewiſſes Gepräge, einen 
gewiffen Stempel erhält, von dem man wenigftens nicht unbedingt ſicher ift, 
daß er der Stempel der allumfaflenden Gemeinſchaft if. Hierin, meine Herren, 
liegt eine Gefahr; hierin Liegt die Gefahr, daß die Rechtsanſchauungen und 
die NRehtsbildung eines Staates — und wenn er auch der größte und be 
deutendfle, derjenige if, welcher allen Anſpruch auf größte Beadhtung hat — 
doch vorzugsmeile beffimmt find, nationales Recht zu werden, und hierin liegt 
die weitere Gefahr, daß die einzelnen Bundesregierungen ſchließlich auf den 
Standpunkt fommen lönnten, die rechte Liebe zur Mitwirkung zu verlieren, 
fo zu jagen auß Bequemlichkeit, oder weil fie glauben, daß doch nichts mehr 
zu erreihen fe, am Ende auf Eompetenzftudien fi zurückzuziehen. 
In Wirklileit, glaube ih, follte Jeder, der Befähigung und Intereſſe bat, 
an dieſer nationalen Nechtögejeggebung mitarbeiten und zwar rechtzeitig, von 
Anfang an, in dem Stadium mitwirken, wo der Stoff geformt wird, und 
nicht erſt dann, wenn er ſchon geformt if und wenn bedeutendere Meinungs- 
verichievenheiten wejentlih nur zu unliebfamen Weiterungen und Schwierig. 
teiten führen müſſen. Was id, meine Herren, hier in aufrichtig reichſfreund⸗ 
lichem Sinne angedeutet oder vielleicht mehr als angedeutet habe, das fol 
gewiß gar feinen Vorwurf enthalten, denn bisher war man in ben geſetz⸗ 
geberiiden Arbeiten in ganz außerordentliher Weiſe gedrängt, die Ber- 
Hältniffe waren noch nicht regelmäßig geordnet worden, man befand fi, wie 
der Herr Abg. Miquel jagt, in einen Uebergangszuftande; endlich haben wir 
ja auch gar kein formelles Recht, Einblid in die Arbeiten eines einzelftaatlichen 
HYuftizminifteriums zu verlangen; ſormell hat ja jeder Staat, jede Regierung 
daS Hecht, Geſetzentwürfe für fi zu machen. Uber Sie werden es doch 
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vielleicht erflärlig finden und entſchuldigen, wenn die Regierungen der mittleren 
Staaten, bevor fie zu einer fo widtigen und ausgedehnten Go i 

rung aus vollem Herzen Ya ſagen, doch noch etwas Näheres zu erfahren 
gewünſcht Haben darüber, wie man ſich den Bang der nationalen Privatrechts⸗ 
geieggebung und die Betheiligung der einzelnen Staaten an diefer nationalen 
Geſetzagebung hier und im WBundesraihe denlt. Im Bundesrathe werden wir 
aus Gründen, die uns nit zur Laſt fallen, erſt in jpäterer Zeit, in einigen 
Monaten, zu der erwünſchten Klarheit in diefer Beziehung gelangen. So, 
meine Herren, wie die Dinge biſher gelegen find, war meine Anſicht allerdings 
die: ih kann mid für eine Privatrechts⸗Geſetzgebung, die in einer imm⸗ 
ten Reihe von Specialgeſetzen beſtehen ſoll, wenigſtens nach der Meinung 
Vieler beſtehen zu ſollen ſcheint, für eine foldde kann ich mich wirklich nicht 
begeifiern. Für eine allgemeine Codification aber ſcheint der richtige Zeitpunkt 
noch nicht gelommen zu fein; denn man bat fi) über die Frage noch gar 
nicht verſtändigt, ob Specialgefeßgebung oder ob allgemeine Geſezggebung vor- 
zuziehen ſei. Endlich ift Uber jehr maßgebende Anſchauungen und Wusfüß- 
rungspläne etwas Näheres noch nicht befannt, und jo fchien es mir, man ſei 
am (Ende, abgeiehen von der Betreibung der Competenzerweiterung als joldher, 
der Sache noch nit ganz nahe getreten. Gin Specialgeſetz, ih wiederhole 
es, welches jetzt vom Reiche in Angriff genommen werden joll, iR uns bis 
jegt nicht genannt. Ich dachte nun, geſchieht das, oder zeigt es ſich bei der 
Entwerfung oder Berathung eines Neichögeiches, daß eßs nothwendig ober 
zwedmäßig if, in den der Neichsgefehgebung nicht zugewieſenen Theil der 
Privatrechs⸗Geſetzgebung überzugreifen, fo wird es an einer Berfändigung 
im einzelnen Falle nicht fehlen. Wenn man aber einmal zu der gewänichten 
allgemeinen Sobiflcation fommt, dann — fo war meine Anfiht — wird aller- 
dings, wenn es durchaus jo gewollt wird, auch eine Wenderung der Berfaffungs- 
urfunde zu erreichen fein, fie wird zu erreichen jein insbefondere, wenn 
vorausgegangen iſt die von mir vermißte nähere Yuseinanderfegung über den 
Umfang der Eodification und über die Urt und Weiſe, fie zu bewerkſtelligen. 
Ich weiß ganz wohl, die Gompetenzermweiterungen: für einzelne Fälle haben 
gewiß aud ihr Mißliches und Unzuträglices; aber fie find ja der Pragis 
und der Beienaebung des Reiches ſchon jetzt nicht unbelannt, und ein Yntrag, 
den früher einmal der Herr Abg. Miquel geftellt hat und dem ich einen 
befieren Erfolg gewünſcht hätte, den Untrag, den Bund für zufländig zu er- 
Hören, unter Wahrung der für Berfaffungsänderungen vorgefähriebenen Formen 
im Gejeßgebungswege auch andere als bie im Urt. 4 bezeichneten gemeinfamen 
Maßregeln und Einrichtungen zu treffen, diefer Antrag denn doch, im 
Grunde genommen, aud nur Gompetenzerweiterungen für einzelne Fälle im 
Auge. Run aber meine Kerren! das Botum des hohen Reichttags und 
vollends ein innerhalb adt Monate zwei Mal abgegebenes Botum desſelben 
muß ja ganz natürlich für jede deutiche Regierung ein Gegenſtand ernſter und 
reifliher Erwägung fein, und fo wird aud die Yönigl. nürttemb. Regierung 
an einer erneuten und gutmwilligen freundlichen Prüfung des neu redigirien 
und, wie auch ich anerkennne, dadurch verbefierten Untrages es nicht fehlen 
laſſen. Freilich kennt au die württembergiidhe Regierung die Meinung ihrer 
Landesvertretung noch nit. Was ich durch die gütige Vermittlung des Hrn. 
Abg. Laster in diefer Beziehung heute erfahren habe, ift Doch feine ganz genligende, 
unmittelbare Erfenntnikquelle, und aud die Garantie, die der bg. 
Nömer zu Übernehmen fo freundlid war, kann mich bei einer Sache von 
folder Wichtigkeit nicht vollſtändig beruhigen. Bezüglich des Weiens der 
Sache, des Zieles, ihres Zweckes, befindet ſich die württembergiſche Regierung 
in einem principiellen Gegenfag zu der Meinung des Reichstages nicht, 
und es iſt unfer aufriätiger Wunſch, daß es uns gelingen möge, zu einer 
Verftändigung mit den verblndeten Regierungen und mit dem Neichätage in 
diefer wichtigen Frage zu gelangen. j 
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Der Bundeslanzler iR abweiend in Barzin. Ber Präfident des Reis 
Tanzleramtes v. Delbräd antwortet gegen Erwarten dem wärtt. Jufizminifter 
v. — auf feine Angriffe bez. der Geſchäftübehandlung im Bundes⸗ 
rathe mit. 


29. Mai. (Eljaß- Lothringen) Der Municipalratd von Straßburg 


30. 


31. 


w 


proteftirt einflimmig gegen den vom Parifer Unterſuchungsrath gegen 
die Haltung der Straßburger NRationalgarbe während der Belagerung 
ausgeiprochenen Tadel. 


„ (Deutfhes Neid.) Reichtſtag: Die Eommilfton für das Militär- 
firafgefehbuh gelangt nah 25 Sißungen endlih an's Ende ihrer 
Berotbungen, nimmt den Entwurf im Großen und Ganzen nad) den 
Iehten Willensäußerungen der Regierungen mit 15 gegen 6 Stimmen 
an und beftellt Lamey zum Referenten. 

Ein Antrag Lasker's, anftatt der Strafverihärfung von „Wafler und 

Brod“ eine joldhe von „Inapper, nabrungsfähiger Koft” zu jegen, erlangt nur 
3 Stimmen von 18. Die Beſtrafung einfadyer oder thätlidher Beleidigung 
des Kaifers oder des eigenen Landesherrn „im Felde” oder ohne diefem Zuſat 
fallt in Folge eines wunderlihen Ideengangs der Commiſſion ſchließlich aus 
dem Entwurfe ganz aus. 
„ (Deutfhes Neid.) Reihktag: Die zur Unterfudung der 
Unordnungen in der früheren Marineverwaltung (Jachmann) nieber- 
gefekte Gommilfion Iehnt mit allen gegen die Stimme des Regierung 
präfidenten v. Dieft die Genehmigung der Rechnungen ab. 

Bei der erſten Leſung des Haushalisetats für 1873 Hatte der Abgeordnete 
Nichter auf falſche Rechnungen und unzuläffige Borgriffe in der Marinever- 
waltung aufmerkſam gemacht. Die Regierung legte dann bei Gelegenheit der 
Weberfit der Einnahmen und Ausgaben für 1871 das Sachverhäliniß Har 
und wollte dur eine Beſtimmung in dem betr. Geſetze eine Ausgleichung 
trefien, bezw. „nadträglie Benehmigung” einholen. ie Gommilfion gebt 
jedoch davon aus, daB Hier ein fo arges Bericulden vorliege, daß Heilung 
nur durch ein befonderes Indemnitätsgeleg für den einzelnen Fall herbeigeführt 
werden Tünne Die Sade Hat fih auch infofern nicht bloß für die Marine 
verwaltung, fondern ſelbſt für den Neichslanzler gravirender herausgeftellt, 
als nad Ausweis der Acten der Rechnungshof bereits 3 Monate, bevor mit 
Berinihung des Sadverhältnifies die falſche Rechnung vom Reichstage vor⸗ 
gelegt wurde, den Reichölanzler aufgefordert hatte, die Sache vor den Reichs⸗ 
tag oder Bundesrath zu bringen. 

„ (Breußen: Säleswig-Holfein) Bei einer Wahl zum Reichätage 
im Bezirk Flensburg erhält der (nat.-lib.) Prof. Hinſchius 6000 
Stimmen, der däniſch gefinnte Kryger 4434, der Socialdemokrat 
Hafenclever 995 Stimmen. _ 

„ (Breußen) Herrenhaus: Die für die Kreisorbnung nieder» 
geießte Commiſſion beichließt mit 7 gegen 6 Stimmen, auf Ablehnung 
der ganzen Vorlage anzutragen. 

„ (Bayern) Der Senat ber Univerfität München lehnt die ihm 
vom linterrihtsminifter zugemuthete Zuftimmung zur Wahl infallibi- 
liſtiſch gefinnter Profefforen (nad dem Beſchluſſe der TI. Kammer) 
ſeinerſeits beharrli ab. 10° 


148 Pas deutſche Rei und feine einzelnen Glieder. 


1. Suni. (Breußen) Der Gouverneur von Köln, Gen. dv. Frankenberg, 
fufpendirt den dortigen Militärgeiftlicden Lünemann, da er fi) weigert, 
ben fath. Gottesdienft in der St. Bantaleons-Garnifonsfirche abzuhalten. 


2. „ (Bayern) Der Minifterpräfident Graf Hegnenberg-Dug }. 


8, „ (Deutfhes Reid.) Reichstag: Berithung der Etatgeinnahmen 
an Zöllen und Verbrauchsſteuern für 1873. yrage der Aufhebung 
reſp. Ermäßigung der Salzabgabe. 

Debatte über die verjchiedenen Anträge von Hoverbed, Stumm und Sonne 
mann. PBräf. des Bundesfanzleramtes v. Delbrück erllärt: Die Regierungen 
flimmten mit dem Reichstage in dem Wunſche, die Salzfleuer aufzuheben, 
überein, nicht aber in der Methode zur Erreichung des Zieles. Eine Ermäßigung 
der Salzfteuer fei nicht einmal eine Etappe auf dem Wege zum Ziel. Ein 
fefter Termin der Aufhebung fei unannehmbar, fo lange nit ein Erjag für 
die Reduction der Steuer geſchaffen fei. Die Regierungen würden demnächft 
zu einer Berathung fiber einen Erſatz für die Salzfteuer zufammentreten, die 
Reichöregierung werde dann aus eigener Snitiative die Aufhebung der Galz- 
fteuer dem Reichſtage zur Genehmigung vorlegen. Alle drei Anträge werden 
hierauf abgelehnt und nur die Refolution Hoverbed’s, welche die Hoffnung auf 
eine baldige Aufhebung der Salzfteuer ausfpricht, angenommen. 


„»  » (Breußen.) Der infallibiliftifche Kaplan Beinroth in Boppard wird 
vom Zuchtpolizeigericht Koblenz wegen bes von ihm in der Kirche gegen 
die excommunicirten altfath. Profeſſoren Knoodt und Reinkens erregten 
Scandals, indem er fie aus der Kirche ausweiſen will, verurtbeilt. 

Diefe gericptliche Feftftellung der rechtlichen Wirkungen der Excom⸗ 
munication (nad) rheiniſchem Recht) ſtimmt volllommen mit den Anſchauungen 
überein, die vom Unterrichtsminiſter Talk in feinen Erlaflen an den Biſchof 
von Srmeland als die in Preußen zu Recht Beſtehende vertreten bat. 
den Gründen des Erkenntniffes, welches feftftellt, daß Beinroth ih eine Rräfs 
liche Ausichreitung bei der an ſich allerdings frei und ſelbſtſtändig vorzuneh⸗ 
menden Berwaltung kirchlicher Angelegenheiten babe zu Schulden kommen 
laſſen, wird zunächſt feftgeftellt, daß Prof. Reintens zur Zeit feiner Aus⸗ 
weilung aus der Kirche in Boppard gar nicht egeommunicirt geweſen und 
auch gegen Profeſſor Knoodt die Excommunication nicht dffentlih verkündet 
worden ſei. Dann heißt e8 weiter: Uber auch bei Annahme einer giltigen 
Excommunication und einer nicht nothwendigen Publication derjelben würde 
die Strafbarkeit nicht weniger vorliegen, weil die Anwendbarkeit des 
tanonijhen Rechts wegfalle, jobald dajjelbe mit unjern bärger- 
lien, politifhen und Strafgefegen im Widerfprude Rebe 
Der große Kirchenbann bewirke eine Aechtung des davon Betroffenen nach allen 
Richtungen des ſocialen Lebens, aljo die Berlündigung oder Verbreitung des⸗ 
felben auch eine Berlegung der flaat8bürgerlichen Rechte und eine Ehren⸗ 
fränfung des Ercommunicirten. So habe jhon die rheinifche Geſetzgebung in 
den organiſchen Artikeln zur Convention vom 26. Meifidor IX. Urtifel 52 
es den Geiſtlichen eingeſchärft, ſich aller perſönlichen Angriffe auf die Gläubigen 
zu enthalten. . . Ferner habe das preußiſche Staatsrecht (Allgemeines Land⸗ 
reht, Theil II, Titel 11, 8. 57) die Benehmigung des Staates bei Aus- 
ſchließgung aus der Kirchengemeinſchaft, inſoweit damit nadtheilige Folgen für 
die bürgerliche Ehre verbunden jeien, für erforderlich erflärt, melde Beſtimmung 
durch Art. 15 der Kertaflung um fo weniger aufgehoben worden, als Urt. 12 
derjelben ausbrüdlihd der Weligionsfreiheit jeden beſchränkenden Einfluß auf 
bürgerlihe und faatbürgerlide Pflichten abipricht; endlich feien die Pfarrer 
Überhaupt nicht zur Ausweiſung beredtigter Pfarrgenofien und Ortseimsohner 
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oder der Gaſte derſelben berechtigt, weil verfdhiedene in der Rheinprovinz gel: 
ternde Geſetze (diefelben werden ſämmilich citirt) die Kirchen zum Eigenthum 
der Gemeinden erklärt haben und weil nad dem Decrete vom 18. Mai 1807 
die Kirchen dem Publicum, alfo aud den Altlatholiten und darunter den 
Excommunicirten unbebindert offen ſtehen follen, jo daß nur freier Verzicht 
oder eiwa Ausſchließung durch die zufländigen Gemeinde, Polizei» oder Ge 
richtsbehörden ein Anderes herbeiführen Zönnten. Nachdem das Urtheil ſich 
noch gegen einige fpecielle Einwendungen der Bertheidigung gewandt bat, Führt 
es dann noch aus: die einberufene Analogie mit Gafino’3 und Gejangvereinen 
trifft nit zu, denn aud in biefen dürfen Bäfte von den Mitgliedern regel- 
mäßig eingeführt werden, ohne Inſulte befürdten zu müflen. Wuch die Bes 
rufung auf dag kanoniſche Recht ſei unhaltbar, da die in einem rohen Zeitalter 
im Geifte defielben erlafienen Beftimmungen des kanoniſchen Rechts (wie 3. ©. 
Bapft Urban II, der von 1088—1099 regierte, in canon 47 causa XXIII 
quaestio 5, e8 nicht für Mord erklärt, einen Ercommunicirten im heiligen 
Eifer für die Kirche nieverzumegeln) in dem fortgeichrittenen Bildungsgange 
der lesten Jahrhunderte duch Nichtgebrauch längſt außer Kraft gelommen 
find und daher aud aus diefem Gefſichtspunkte die Handlungen des Beſchul⸗ 
digten, auch wenn fie nicht zugleich unbefugt, vorjchriftswidrig und gegen bie 
an als eine tiefe Kränfung der beiden Profefioren aufgefabt wer- 
möüflen. 


4. Juni. (Deutſches Reich.) Reichstag: Nimmt in zweiter Lejung einen 


Antrag Hoverbeck's betr. Aufhebung des 8. 28 Thl. 2 der Reichs⸗ 
verfaſſung (itio in partes) an. Dagegen flimmen nur das clericale 
Gentrum und die Bolen. 


5.—7. Juni. (Deutfhes Reid.) Reichstag: hält aud in der dritten 


Leſung an feinen Beichlüffen bez. des Oberrechnungshofes gegen die 
Regierung feft. 

Debatte Abg. Dernburg: Da zur Zeit außer dem Bundesrath Feine 
Neihsbehörde fih um die Urt, wie die 65 MIN. Thaler aus Zöllen und Ber- 
braudäfteuern vereinnahint und verausgabt werden, zu fümmern bat, jo if 
dadurch der größte Theil unferer Reichſseinnahmen der Gontrole des Reichs» 
tags entzogen. Nach der Berfafjung haben zwar die Einzelregierungen die Ver⸗ 
waltung der indirecten Steuern und Zölle, aber unzweifelhaft nur als Man⸗ 
datare des Reichs, und das Reich und feine Vertretung müſſen die Gontrole 
Darüber führen. Es if dieß eine Hanpt⸗ und Garbinalfrage unfereß ganzen 
Budgetweſens. BPräfident Delbräd: Der Bundesrath iſt über die in der 
zweiten Leſung vom Reichstage gefaßten Beihlüfie in Berathung getreten, und 
dabei von dem Tebhaften Wunſche geleitet worden, eine Verfländigung in dieſer 
fo wichtigen Materie herbeizuführen. Gegen die Selbfiftänvigleit des Bed 
nungshofs neben der preußifchen Oberrechnungskammer ift nichts zu erinnern. 
Es ift hier bei der zweiten Sejung von dem Abg. Gerfiner auf Bayern und 
Sachſen hingewiefen worden. Seine Worte mußten damals den Eindrud 
maden, als ob in diefen Bundesſtaaten ein directer Verkehr zwiſchen der 
Zandesvertretung und dem Btechnungshof ſtattfinde. Es war mir zwar bes 
Tannt, daß dieß nicht der Ball fei, indeß war ih damals nicht hinlänglich 
informirt, um darauf fofort zu erwiedern. Ich Tann jegt jenen Hinweis dahin 
berichtigen: daß in Bayern nad Art. 33 eines Gejekes vom 19. Januar 1872 
die Kammern und ihre Ausſchüfſe zwar das Recht haben Erläuterungen und 
Aufihlüfle vom Minifterium zu verlangen, daß ihnen aber ein unmittelbares 
Benehmen mit andern Behörden nicht geftattet if. Die biefem Rechte ber 
Kammer entiprehende Verpflichtung, der Regierung Aufichlüfie zu ertheilen, 
erfennen au wir dem Reichstag gegenüber vollfändig an, umd werben mit 
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Ertheilung der gewünſchten Uustunft nit Tparfamer jein, als bie prewßiide 
—— dem preußiſchen Landtag gegenüber. Auch in Sachſen iſt ein directer 
Bertehr zwiſchen dem Bandtag und der ſachfiſchen Oberrechnungslammer nic 
zuläffig. Allerdings iſt es in Sachſen zuläffig, daß Rechnungkacten auf Ber- 
langen den Ständen vorgelegt werben, und um biejen Bericht zu erleichtern 
iR die Einrichtung gehroffen, daß die betreffende ſtandiſche Deputation Diele 
Nechnungen im Gebäude der Oberrechnungslammer jelbR einfieft (Hört! 
Iints.) Der Präfident des Reichtkanzleramtes reiumirt am Schluß no ein- 
mal ämmtliche für den Bundesrath unannehmbare Beſtimmungen, welde die 
zweite VDerathung geiaffen Hat. Richter: Das Rejultat der Beratgungen 
im —— Ir ben über unſere Beſchluſſe iſt aljo das geweſen, daß bie Brgie- 
in den unweſentlichen Punkten nachgegeben haben, in allen weientli 

aber abe auf ihrer Anſicht beharren. Beide Häufer des — Landtags haben 
von Jahr zu Jahr übereinſtimmend gefordert, daß der vom Oberrehnungshof 
dem König ertheilte Rechenſchaftsbericht dem Landtag, als dem einzig berufenen 
Drgant, mitgetheilt werde. Ich bedaure, daß wir diefe Forderung bier auf- 
g haben, aber auch abgeſehen hievon, bat der preußiſche Landtag ſtets 
er daß alle weientlihen Mängel, welche die Oberreiinungslammer ent- 
—* dem —8 mitgetheilt werden. Hinter dieſen Stanbpunft treten wir 
nun himmeiwei zurück. Wir verzichten auf Mittheilung aller der Mängel, 
welche fich auf eine zweckentſyrechende Finanzwirthſchaft, auf den Brundias 
der Sparſamkeit beziehen; von weſentl Mängeln, welche die Oberredjrungs- 
kammer entdedt, verzichten wir auf foldye, welde nicht Verſtöhe finanzieller 
Natur, fondern” gegen allgemeine Bejehvorichriften, gegen die maßgebenden 
Grundbfäge ind. Und nun follen wir auch nod auf die Mitteilung von 
Berkößen gegen finanzielle a eldeiften verzichten. Tazu laun ich wid in 
keinem Fall entihliehen. Mir if es gar nicht verſtändlich, wie man über- 


haupt die Mittheilung der Berflöße gegen Finanzgeſetze erfennen und praltiſch aus» 


fügren kann, ohne zugleich bie Berfiöße gegen Finanzvorſchriften mit in den Kreis 
der Berechnungen zu ziehen. Wir haben in unjern bisherigen Beſchlüfſen das 
Maß der Rachgiehigteit völlig erſchdpyft. La —8* Ich habe zu meiner 


bringen, im Bundesraib leider sehr nacgelafien er Wir find allerdings 
jehr weit enigegengefommen. Wir hab en nachgegeben in dem Anfragerecht 
und in dem Recht des directen —** mit dem Redinungshof. Dieſen 
birecten Verlehr hat der Präfivent des Bundeslanzleramteß heute für Bayern 
und Sachſen beftrittien; er bat aber jelbft dabei für Sachſen in der Einſicht 
der Rechnungen und rieten im Gebäude ber Dberreiänungslammer eine That- 
ſache conflatirt, über melde, wenn fie bei uns flattfände, ſich die Haare aller 
Beamten firäuben würden. Kat der Bundesrath nicht mehr den Ehrgeiz, ein 
jo wichtiges Organifationsgefeg zu Stande zu bringen, fo find wir gezwungen 
e8 zurüdzuftellen, bis wieder ein beſſeres Einverftändniß bergeftellt ein wird. 
Gerfiner (Bayern) ertlärt, daß, wenn nicht die Berfafiung, fo doch die Praris 
in Bayern den Berlehr der Kammer mit dem Rechnungshof etablirt habe. 
Hölder (Württemberg) verfteht nicht den Widerftand der Begierung gegen 
die Veſchluſſe des Daufet, In Württemberg ſei ein Standpunkt, wie ihn hier 
Telbrüd vertreten babe, völlig unbekannt; die Volksvertretung babe dort un- 
gehindert Einfigt in alle, jelbft in Specialteinungen, und wenn die ReichEregie- 
rung fi dagegen Rräube, fo fönne er nur annehmen, daß fie eine durchfichtige 
und klare Rednungslegung nicht wünſche. 


5. Juni. (Bayern.) Abt Haneberg wird zum Bilchof von Speyer ernannt, 


6. 


nachdem der Bapft ausdrüdlich den Wunſch ausgefprochen bat, derſelbe 
möge bie Wahl annehmen. 


„ (Deutfhes Reid.) Der Kronprinz und die Kronprinzeffin von 


6. 


7. 


10. 
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Halien verlaffen Berlin wieder. Der Kaiſer begleitet fie feibft zur 
—— wie er fie auch bei ihrer Ankunft dort ſelber empfangen 


Juni. (Deutſches Reid.) Reichstag: erledigt den Etat für 1878 mit 


den Nachtragscrediten für 1872, bis auf die Matricularbeiträge. 

» (Deutjhes Reid.) Reichſtag: nimmt in zweiter Lefung das 
Mifitärftrafgefegbud nach den jchließlihen Anträgen der Commiſſion 
obne erhebliche Debatte mit großer Mehrheit an. 

„ (Deutfhes Neid.) Bundesrath: die Regierung legt dem 
Juſtizausſchuſſe desſelben in vertraulicher Sißung einen Antrag bez. 


ber Gejellichaft Jeſu auf Grund des Reichstagspotums gegen dieſe 


Geſellſchaft vor. 

„ (Breußen) Eine Anzahl angefehener Männer, insbejondere bie 
geachtetjten Prediger Berlins, die Vorſtandsmitglieder des dortigen 
Unionsvereins, erlaffen eine energifehe Erklärung gegen das Vorgehen 
des brandenburger Eonfiftoriums wider den Prediger Sydow, dahin 


„Die von dem Prediger Dr. Sydow in feinem Vortrage über die „wunder- 

bare Geburt Jeſu“ eingenommene Stellung zu dem altlirchlichen Lehrſyſtem, 
zu den ſymboliſchen Büchern und zu der heiligen Schrift ift durchaus die 
unjere. Die alle anderen zufammenfaffende, wichtigfte Kirchenfrage der Gegen» 
wart, die Frage nach dem Rechte verfchiedener iheologiicher Leberzeugungen in 
der Religionsgemeinichaft der evangeliſchen Kirche, ift nicht durch eine Staats⸗ 
Tirdenbehörde gelegentlich einer Disciplinar-linterfuhung einjeitig au enticheiden. 
Nur eine freie und 3 Vertretung der Geſammtlirche, das heißt der evang. 
Gemeinden bat dieſe Frage zum Austrag zu bringen.“ 
„ (Deutjhes Reid.) Reichstag: erſte und zweite Leſung der 
Geſetzesvorlage betr. Verlängerung ber Dictatur in Elfaß-Lothringen 
um ein Jahr, bis 1874. Die Foriſchritts⸗ und clericale Partei be⸗ 
fämpfen die Borlage ziemlich beftig, unterliegen aber mit 78 gegen 
165 Stimmen. | 

Der Bundescommifiar erflärt, der Optionstermin (1. Oct.) mäffe jedenfalls 
er vorüber fein, bevor man überhaupt an eine georbnete Regelung der neuen 
Neisslande denlen Bnmne und fpäter gegenüber dem clericalen Abg. Reichens⸗ 
perger, welcher an die den Eljäffern gemachten Verſprechungen erinnerte: Rur 
bezüglich der Communalwahlen und der Generalräthe jeien Verſprechungen 
gemadt worden. Die Eommunalwahlen feien vollzogen; die Regierung habe 
in Communalfragen nur eingegriffen, fpeciel was Schulangelegenheiten an- 
betreffe, foweit ihr das Recht zugeflanden. Was die GBeneralräthe angebe, 
würden noch in diefem Jahr die Wahlen zu denfelben vollzogen und letztere 
in die geſetzlichen Functionen eingejegt werden. 
= (Breußen.) Landtag: beide Käufer beſchließen, fi, ohne bie 
Kreisorbnung zum Abſchluß gebracht zu haben, bis zum 20. October 
zu vertagen. | 
» (Breußen.) Ber bisherige Präf. des Ober⸗Kirchenraths Matthis, 
ſchon zeither beurlaubt, wirb definitiv entlaflen. An feine Stelle foll 
der viel gemäßigtere Prof. Hermann in Heidelberg treten. 
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10. Juni. (Deutfhes Rei und Luxemburg.) Unterzeichnung des 


11. 


12, 


Eifenbahnvertrags mit Luxemburg in Berlin. 

Deutſchland tritt in daß früher von der franzöfijchen DRsahn-Beiciäft 
innegebabte Pachtverhäliniß. Der Bertrag wird biß Ende December 1 
alfo für 40 Jahre, abgeſchloſſen. Durch Artikel 2 verpflichtet ih —S 
die Wilhelm⸗Luxemburger Eiſenbahnen zu keiner Zeit zum Transport von 
Waffen oder Kriegsmaterial zu benugen und während eines Kriegs, an wel» 
chem Deutſchland betheiligt fein ſollte, ſich derſelben zur Verproviantirung von 
Truppen in feiner die Neutralität Luxemburgs verlegenden Weiſe zu bedienen, 
überhaupt keine Handlung vorzunehmen oder zuzulaflen, welche nicht volllom: 
men der Neutralität Luxemburgs entjpräche. 

„ (Deutjhes Reid.) Bundesrath: genehmigt den Entwurf eines 
dem Reichstag vorzulegenden Jeſuitengeſetes. 

„Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Beſchränkung des Rechtes zum 
Aufentpalt der Jeſuiten im deutfchen Reid. Wir Wilhelm u. |. w. $. 1. 
Den Mitgliedern des Ordens der Geſellſchaft Jeſu oder einer mit dieſem 
Drden verwandten Gongregation kann, auch wenn fie das deutiche Indigenat 
befigen, an jedem Orte des YBundesgebietes der Aufenthalt von der Landes- 
polizeibehörde verjagt werden. 8. 2. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Anorbnungen werden vom Bundesrathe erlafien.* Die Motive 
beziehen fi lediglich auf den Beſchluß des Reichſtages vom 23. Mei und 
bemerten, daß diefer Entwurf zunächſt bazu beftimmt fei, demjenigen Xheile 
des Reichſtagsbeſchluſſes, welcher fi auf den Orden der „Beiellihaft Jeſu⸗ 
bezieht, durch eine Beſchränkung der über die Freizügigkeit im deniſchen Reiche 
beftehenvden Vorſchriften für die Mitglieder jenes Ordens eine geſetzgeberiſche 
Folge zu geben, indem e8 vorbehalten bleiben müfle, zur Regelung der jonfligen 
in dem Beſchluſſe des Reichſstages angerenten ragen weitere Gejekgebungs- 
Ute nad) Maßgabe der Reichsverfaffung folgen zu Lafien. 

Reichstag: Dritte Lefung des Reichsbeamtengeſetzes. Die Mehrheit 
gibt in allen Punkten nad, welche die Regierung als weſentlich be» 
zeichnet hatte, die Liberalen unter Lasker's Führung merden wiederholt 
geſchlagen. Das Zuftandelommen bes Gejehes wird unter diefen Um⸗ 
ftänden nicht bezweifelt. 

„ (Breußen) Minifter Fall eröffnet die von ihm einberufene 
&onferenz betr. da8 Seminar- und Vollksſchulweſen (und die Abjchaffung 
der befannten Schulregelulative.) 

„ (Breußen.) Der Bilhof von Ermeland muß wiederholt auf- 
gefordert werben, auf das Schreiben des Cultminiſters vom 21. Mai 
zu antworten. 

„ (Deutihes Reid,) Reichstag: beſchließt, fieben Delegirte zu. 
ernennen, um mit dem Präf. des Haufes und Mitgliedern des Bundes⸗ 
rath3 fomwie unter Zuziehung von Sachverſtändigen die ferneren Vor⸗ 
bereitungen zur Herftellung eines Parlamentsgebäudes gemäß dem Reichs⸗ 
tagsbefchluffe vom 19. April 1871 zu treffen. 

Ferner wird beichloffen, „an den Reichskanzler das Erfuchen zu 
richten, dem Reichstage die von dem Bundesrathe gefaßten Entſchließungen 
auf die von bem Reichstag befchloffenen Gefekentwürfe und Anträge 
—— bei Beginn der nächſten Seffion in ſchriftlicher Form mit⸗ 

en.” 


... 
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— 12. Yuni. (Breußen.) Der $yeldpropft (Armeebiſchof) Namszanowski er- 


ſcheint zum erjten Verhör vor dem Ober-Auditor nicht, da er die Compe⸗ 
ten; der Militärbebörde in „kirchlichen“ Angelegenheiten nicht anerlenne. 
Er ſchickt deßhalb dem Auditor eine jchriftliche Verwahrung zu. 


„ (Eifaß-Lothringen) Einführung des Mbiturientenegamens 
nad deutſchem Mufter. 

=» (BDeutjhes Reid.) Bundesrath: lehnt feine Zuflimmung zu 
dem Gefekentwurfe betr. die Errihtung und die Befugniffe eines 
oberften Rechnungshofes in der Faſſung, die ihm vom Reichstage gegeben 
worden ift, ab. 

In der Abſicht, einflmeilen eine Regelung der Eontrole des Reichshaußhalts 
für das Jahr 1872 herbeizuführen, Legt inzwiſchen der Bundesrath dem 
Neichstage folgenden Gefegentwurf vor: „Einziger Paragraph. Die Eontrole 
des gejammten Haushalts des deutichen Reichs wird für das Jahr 1872 von 
der preußiſchen Oberrechnungßkammer unter der Benennung „Rechnungshof 
des deutihen Reichs“ nad Maßgabe der im Gefeße vom 4. Zuli 1868, bes 
treffend die Controle des Bundeshaushalts für die Fahre 1867 bis 1869, 
enthaltenen Vorſchriften geführt.“ 


„ (Deutfhes Reid.) Reichstag: Beichluß über ben Gefehentwurf 
betr. die Vertheilung der 5 Milliarden franz. Kriegsentſchädigung. 
Antrog der Commiſſion. Derſelbe wird im Weſentlichen, nad) allge⸗ 
meinem llebereiifommen ohne Debatte, genehmigt. 

Unter fümmtlien Parteien beftand von vornherein das Ginverfländniß, 
über die Bertheilungsgrundjäge im Blenum feine längeren Discuffionen zu 
pflegen und in jedem Fall das Schaufpiel eines Kampfes um die Siegesbeute 
zwi den einzelnen deutſchen Stämmen oder Staaten zu vermeiden. Die 
Commilfion verwandte auf ihre Berathung 5 lange Sigungen, denen Minifter 
faſt aller größeren Staaten und eine beträchtliche Zahl militärifcher und finan- 
zieller Commiſſarien beiwohnten. Schlieklih kam über die Bertheilungsgrunds- 
jäge Einftimmigleit zu Stande. Dem Mahftabe der Bertbeilung, wie er von 
den Regierungen vorgeichlagen war (zu drei Viertheilen nad den militäriichen 
Leiftungen, zu einem Biertheil nad der Kopfzahl) war von vornherein nicht 
widerjproden worden. Gegenſtand der Discuffion war allein die Frage, ob 
durch das vorliegende Gefeh die Bertheilung der 5 Milliarden im Ganzen 
ſchon vollfländig zu regeln jei. Die Regierungsporlage nahm diek in Aus⸗ 
fit und vertheilte die 5 Milliarden unter die Einzelſtaaten, jo weit nicht 
darüber zu Reichszwecken bereits verfügt if oder noch verfügt werden wird. 
Bon nationalliberaler Seite (Miquel und Bennigfjen) ging man dagegen ums 
gelehrt davon aus, daß zu definitiven Bertheilungen an die Einzelfiaaten die 
Zeit no nicht gelommen fei, daß die Reſervirung für das Reich nicht die 
Ausnahme, ſondern die Regel zu bilden Babe. Auch war ſchon bei der erfien 
Derathung im Haufe das Beitreben hervorgetreten, foviel als möglich für 
Reichszwede zu rejerviren und den Einzelftanten nicht mehr zulommen zu 
Iofien, als zur Bezahlung ihrer zu Kriegszwecken contrahirten Schulden 
nothwendig if. Dieſes Beftreben machte fi au in der Eommifion geltend. 
Die preußiſchen Mitglieder verjelben beantragten, nad Wbzug, der bereits 
für Neichszwede veraußgabten und nah dem Geieke dafür noch ange» 
wiefenen Summen 2 Milliarden Francs für Reichszwecke zu referpiren; die 
Eiddeutichen beantragten dagegen, bloß 1 Milliarde zu rejerviren. Der 
Borfigende v. Patow ftellte einen Bermittlungsantrag auf. Rejervirung bon 
12/s Milliarden, welcher aud) angenommen wurde. Rad dem Gommilftong« 
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beſchluſſe warb in dem Geſetzentwurf ausbrüdiid ausgeiprodden, daß über Die 
Verwendung der rejervirten 1! Milliarden im Wege der KTeichſgeſeggebung 
Beſtimmung getroffen wird. Der Bertfeilungsmobuß jelbR wurde nit an- 
gegriffen, wohl aber wurde über die Bedeutung und das Gewicht der That⸗ 
ſache, vaß bie ſuddeutſchen Staaten ſich ſofort am Kriege betheiligten, eine 
Heine Debatte geführt. Die einzelnen Poſitionen des Deieyentwurfen wurden 
im XBejentlichen genehmigt, nur von den in Artikel 7 geforderin Summen 
ein Theil geſtrichen. Tamit fol über die 3". Milliarden envgältig Ber- 
fügung geiroffen fein, während diejenige über die 11/: Milliarden einem fünf- 
tigen Reichsgeſetze vorbehalten bleibt Dieſes Bejeg wird alfo aud über bie 
weitere Deckung der Inpalidenpenfionen und dem — —— der 
norddeutſchen Staaten unter einander Beflimmung zu treffen haben. Bei den 
vielen Bedurfnifſen übrigens, welche das Reich Hat — die Marine, vie 
Sehungswerte von Kiel und Wilheln:shafen, der Rord-Chieelanal, die —* 
Befeſtigung der Oſtarenze dann den Umſtand, daß in Folge des neuen Ge⸗ 
Köügifems wahrſcheinlich fämmtliche Feſtungen, wenn auch nicht einen völligen 
Umbau, doch jehr toftipielige Verbefierungen werden erfahren müſſen — gibt 
man fi) bereitS feinen zu großen Soffnungen hin, eß werbe von dem refer- 
virten 1'/a Milliarden ein erheblicher Betrag zur Bertheilung unter die einzelnen 
Staaten gelangen, und wird der denfelben zufallende Untheil an der Kriegs⸗ 
eontribution nicht viel mehr betragen, als die Tilgung der von ihnen zu Kriegß⸗ 
zweien contrahirten Schulden einſchließlich Eursbifferenz und Zinfen ausmadt. 
Die Berhandlung im Reichstag leitet Miquel volllommen im "Beife 
ded Gommilfions-Gompromilies ein, und alle Gractionen halten treu au der 
Verabredung feft über die —— des Geſetzentwurfß eine Discuffion micht 
auflommen zu lafien. Ohne Widerjprud wurden alle betreffenden Geſetzartilel 
genehmigt. Anders if es, als die den ehemaligen Rorbdeutichen Bund ſpeciell 
berührenden Punkte zur Berhandlung kommen. Im Reultat bleibt bie 
principielle Frage unentichieven. Um jo lebendiger . der Feige um das 
bon Preußen geforderte Cadettenhaus zu Büihterfebe, en un⸗ 
genügender Subftanziirung die Commiſſion Fe hatte. vr era ‚auf 
nachträgliche Erläuterungen und eine Rede des Grafen Doom ‚ welche wieber 
das Unglüd bat „mißverfanden? zu werden, verfudt Hr. v. Behr (Breifs- 
wald) in warmen Worten bie Bewilligung burdizufegen. erſte Exiieibung 
iſt zweifelhaft; bei namentlider Abſtimmung fällt der Untrag gegen eime 
Mehrbeit von 14 Stimmen, welde, wie man ausredhliet-:burd daS wie ein 
Mann gegen den Antrag ſtimmende clericale Gentrum hergeſtelli wird. 


13. Juni. (Walded.) Der König von Preußen ernennt, an die Stelle bes 


14, 


an Lippe- Detmold übergegangenen v. Flottwell, v. Sommerfelb zum 
Lanbesdirector der Fürſtenthümer Walde und Pyrmont. 


„ (Deutfhes Neid.) Neichstag: Erſte Leſung bes vom Bunbes- 
rath vorgelegten Jefuitengefeßes. Die von dem clericalen Centrum 
geforderte Verweifung wird abgelehnt und auch die weitere Behandlung 
der Borlage im Plenum beſchloſſen. 


Debatte: Bevollmädtigter des Bundesraths Wriedberg: 
Nachdem dur Ihre Berathung der Beſchluß herbeigeführt worden war, bie 
Reiäsregierung aufzufordern: BR, darauf hingumirten, daß Innerhalb des Reichs 
ein Zuftand des Bifentlicden Rechts bergeftelli werde, welcher den teligidfen 
Frieden, die Parität der Blaubenäbefenntniffe und den Schuß der Elesisökrger 
gegen Berlümmerung ihrer Rechte durch geiſtliche Gewalt ſicher ſtellt. 2) in 
bejondere einen Gefegentwurf —A ia auf Grund des Eingenes 
und des Art. 4 Rr. 18 und 1 Reichäverfa die rechtliche Gtellung 
der religidfen Orden, Gongregationen und ne en, bie Frage ihrer Zu⸗ 
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Taflung und deren Bedingungen regelt, ſowie die Nantsgefährlide Tätigkeit 
Derkelben, namentlich der Geſellſchaft Jeſu, unter © et — da hielten 
es die verbundeten Begierungen für eine ihrer erſten Aufgaben Uber die Ihnen 
zugewieſenen Beſchluſſe in Berathung zu treten. Gie haben in Ihrem Be 
fchluffe den Orden der Jeſuiten als einen folgen hingeſtellt, der eine flaatt- 
aefährlicde Thätigkeit im Reich ausübt, und mit diefem Ihrem autoritativen 
Ausſpruch find die verblindeten Regierungen einverſtanden. Sie haben darum 
geglaubt, diefen Geſetzentwurf ſchon jet und dor allen andern In Angriff nehmen 
zu dürfen, und nad) Ihrem Ausſpruch und nad Ihrer eigenen Ueberzeugung 
in Ungriff nehmen zu müffen. Der Beſchluß des Hohen Hauſes hat das Ziel, das 
bei diefer geſetzgeberiſchen Arbeit den verbündeten Regierungen geftedt war, ſehr 
{darf bezeichnet; er hat aber, wie ich glaube, in wohl erwogener Veſchränkung 
die Wege zu diefem Ziel nicht angegeben, e8 vielmehr den verbfindeten Regie⸗ 
rungen überlafien, den Weg zu diefem Ziel aufzufinden, indem die Relolution 
ſich darauf beichränkt hat, anzudeuten: es dürfte der richtige Weg fein, den 
Orden der Jeſuiten und Ihre ſtaatsgefährliche Thätigkeit unter Strafe zu 
fielen. Bei den Erwägungen, die im Gchoße der verbfindeten Regierungen 
Rattgefunden haben, famen diefe aber zu der Meinung, daß, wenn es irgend 
möglich jei, der Weg der Girafgeießgebung auf diefem Gebiet vermieden werde, 
und daß, folange noch irgendwelche mildere Mittel ausreichen (Gelächter im 
Centrum) um dieſes Ziel zu erreichen, diefe milderen Mittel eingejhlagen 
werden müflen. Run find die Regierungen bei ihrem Befegentwurf von folgen- 
der Erwägung ausgegangen: die Thätigkeit des Ordens der Jeſuiten in feinen 
einzelnen Mitgliedern ift eine Gefahr für das Rei und fört den Frieden des 
Reichs; es muß aljo das Mittel gejucht werden, um dem frievensflörer auf 
dent Wege des Hausrechts die weitere Störung des Friedens unmöglich zu 
machen, und fte glaubte, daß dieß gelingen Fönnte, wenn man eine Beſchrän⸗ 
tung des fonft allen andern deutſchen Staatsbürgern zuftehenden Rechts, fich 
frei im Deutihen Neihe zu bewegen und zu walten, wenn man in Bezug 
auf die Mitglieder des Trdens der Jeſuiten eine Beſchränkung in dieſem 
Einn eintreten ließe, und demgenäß verlangt der Gejegentwurf von ihnen 
die Ermädtigung: da, mo die Thätigkeit des einzelnen Jeſuiten eine Gefahr 
für den innern Frieden deß Neiches bewirkt oder bejorgen läßt, dieſen Friedenß⸗ 
flörer aus diefem Ort feiner Thätigleit ausweifen zu können, um abwarten 
zu dürfen, ob er, entnommen aus dem Kreiſe diefer jeiner gefährlichen Thätig- 
keit, an einem anderen Orte mit derjelben Thätigleit von neuem beginnen 
werde (Gelädter im Centrum). Es ift nicht zu verkennen, daß in diefer Be⸗ 
ſchränkung eines der allen übrigen Deutſchen verbürgten ſtaatsbürgerlichen 
Rechte ein größerer Eingriff in die Freiheit des Einzelnen von Ihnen verlangt 
wird: aber von dem Augenblid an, wann erfannt if, daß die unbeidhräntte 
Thätigleit des Ordens und feiner Mitglieder eine Gefahr für den Frieden 
des Reiches bewirkt, if man in dem Stande der Nothwehr, wenn man zu 
diefem Mittel, der Ausweifung, greift. (Unruhe im Gentrum; Rufe: Er» 
Ichießen!) Dieſer Charakter eines Geſetzes der Notwehr, eines Nothgeſetzes, 
iR in dieſem Entwurf jo ſcharf ausgeprägt, daß mit dem, der ihn von dieſem 
Etandpunft aus angreifen will, wer da jagt, daß er mit ſchwächlichen Mitteln 
den Neihsfeind zu hemmen ſucht, nicht zu rechten fein wird. Aber die ver⸗ 
bündeten Regierungen haben anerkannt, und ertennen es ausprüdfi an, daß 
dieſes Gele ein proviforiiches Nothgefeg zur Nothwehr fei, und daß eine um» 
faffende Regelung der übrigen Fragen, die in Ihrer Refolution enthalten find, 
aud zu einer umfafienden Regelung der Orvensfrage überhaupt und insbes 
fondere der Frage über den Orden der Yefuiten führen wird. Gomit erlennen 
wir volllommen die Berechtigung eines Angriffe an, der aus diefer probi: 
forifhen Yufgabe des Geſetzes gegen dasjelbe hergeleitet werben kann; einen 
Einwurf aber weijen wir ſchon jest und im voraus mit aller Energie zurück, 
als ob dieſes Geſetz ein Geſez jei gemlinzt gegen die katholiſche Kirche (Gelächter 
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und Widerſpruch in Gentrum) und angethan, die Intereſſen der katholiſchen 
Kirche zu gefährden. Die katholiſche Kirche hat anderthalb Jahrtaufende ber 
ftanden und in voller Herrlichkeit geblüht, bevor der Jeſuitenorden ins Leben 
getreten war; die katholiſche Kirche hat demnächſt beftanden, nachdem von dem 
Oberhaupte der katholiſchen Kirche der Jeſuitenorden aufgehoben und aus» 
gelöfht war, und die katholiſche Kirche befteht und blüht in jenen Ländern, 
und namentlih deutſchen Ländern, in denen nach der Wieverherfiellung des 
Ordens das weltliche Geſetz und die weltliche Berfaflung den Sefuiten-Lrden 
von den Gränzen diefer deutihen Länder ausgeſchloſſen hat. Kein Gedanke 
und kein Charakter liegt alfo diefem Geſetz ferner als der Gedanke der Feind⸗ 
feligleit gegen die katholiſche Kirche. Denn, meine Herren, wir wollen uns 
nicht den Orden der Jeſuiten mit der katholiſchen Kirche identificiren laflen 
(Sehr gut! rechts.) Die Ratur des Geſetzes bringt e8 mit fi, daB eb, weil 
er immerhin in das Gebiet de8 Gewiſſens und der Ueberzeugung einichlägt, 
die tiefften Gegenfäge im Menſchen hervorrufen muß, aber e8 wird gewiß, 
wenn anders dieſes ein Beleg des Friedens werden joll, weientlid dazu bei» 
tragen, wenn die Debatte in Ihrem Haufe diejenige objective Ruhe bewahrt, 
die dem Gefege die befte Mitgift zu diefem Ziele fein wird. v. Mallind« 
rodt (clerical) befämpft die Vorlage namentlih damit, daß nad 25jähriger 
Wirkſamkeit den Yeluiten in Deutichland im Laufe der Sefuitendebatte vom 
16. Mai au nit ein Vergehen, nicht eine Geſetzübertretung gegen einen 
Jeſuiten habe vorgebracht werden können und daß fie im Kriege gegen Frank⸗ 
reich praciih ihre Vaterlandsliebe bethätigt hätten. Graf Preyfing 
(elerical) verlangt Aufklärung über den Ausprud „verwandte Gongregationen“ 
und erflärt die Vorlage für ein Horrendum, eine wahre Mißgeburt, für die 
er nichts anderes als Achjelzuden habe. Bundesbevollmädtigter Dr. Frie d⸗ 
berg: Der Borrebner bat den Einwand gegen die Borlage erhoben, daß 
gewiß Niemand ihm den Begriff der „verwandten Gongregation” würde deſi⸗ 
niren können, und er hat e8 als einen — Irre ih mi im Ausdruck nicht — 
unerbhörten Borgang in der Geſetzgebung bezeichnet, daß ter Entwurf mit 
einem jo dunfeln, undefinirbaren Wusprud vor das Haus trete. Da erinnere 
ih zunächſt daran, daß diefer Vorgang doch nicht jo unerhört ift, jondern daß 
wir für den in der Borlage gebrauchten Ausdrud ein Vorbild in der wärttem- 
bergiſchen Geſetzgebung haben, in der ganz ausdrücklich gejagt if: „Es dürfen 
der Yejuitenorden und die mit dem Jeluitenorden verwandten Gongregationen“ 
in das Land nicht eingeführt werden ohne landesgefekliche Genehmigung. Der 
Borredner hat ferner gewiflermaßen e& als eine orfrage an die Regierung 
gerichtet: ihm doc zu jagen, was die verblindeten Regierungen fi} unter den 
„verwandten Gongregationen” denten. Wir mußten auf dieſe Frage gefaßt 
fein, und wir haben uns deßhalb nad den Materialien umgejehen, um fie zu 
beantworten. Wir haben die angejehenftien Autoritäten des Kirchenrecht in 
Deutihland befragt, welche Orden und Gongregatiouen kirchenrechtlich als die⸗ 
jenigen bezeichnet würden, die mit dem Sefuitenorben „verwandt“ feien, und 
man bat uns geantwortet: von den Orden, die in Deutihland vorlommen, 
find ihrer Verfaſſung, ihren Zielen und ihren Verbindungen nad, vor allen 
die Nedemptorifien oder Liguorianer, dann die Schulbrüder von La Galle 
(Ignorantins), erftere unter römischer, letztere unter franzöfiicher Oberleitung 
(bört!), als mit den Jeluiten verwandt zu bezeichnen. Wir find alfo feines- 
weg8 in dunleln YAuffafjungen befangen gemweien, als wir den Geſetzentwurf 
machten. Wagener (Reuftettin; Geh. Rath im Miniflerium bes Auswärtigen.) 
Ich für meinen Theil wäre in der Sache, die uns heute beichäftigt, gern 
weiter gegangen, wenn ich nicht einerjeits Bedenken hinfichtlich der Competenz 
des Bundesraths gehabt und andrerfrits berüdfichtigt hätte, daß es ſich bier 
um ein Propiforium handelte Eine andermeite Maßregel if jegt nicht mög- 
lich, das Geſetz ift der partielle Belagerungszuftand. Das Reich iR im Kriegs⸗ 
zuftande mit Rom. (Lebhafter Beifall.) Auf dem vaticaniichen Concil iR 
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uns der Krieg erflärt worden, und die das gethan haben, ſtellen an uns das 
Unfinnen, fie für unfere beften Freunde zu halten... Die Regierung gebt 
nur jchriitweiſe vor, fie hat fid mehr und mehr überzeugt, daß man in Rom 
den Frieden nit will; das hat noch jüngft die ſchroffe Zurüdweifung des 
Cardinal Botichafterd bewichen. Da ift es denn komiſch, das Sie mit Eonftitu- 
tionalismus, mit Baterlandsliebe fommen, wo wir die jchwere Bedeutung des 
Eonflicts fühlen, und dahin wirken müflen, daß der Staat alle diefe Gebiete 
jelbftftändig regelt, und dann mit ihnen nur unterhandelt mit dem Gtraf- 
gejegbud in der Hand. (Unruhe im Gentrum.) ch babe die SYeluiten ger 
meint, wenn Sie fih dadurch getroffen fühlen, fo liegt e8 daran, weil Sie 
Ah mit ihnen identificrn. Schulze (Fortſchritt): Das Geſetz leidet in 
feiner Allgemeinheit an großen Mängeln; wir milfien vor allem weiter geben 
als das Geſetz will, und Gompetenzbedenten dürfen uns am menigiten bier 
zurüdbalten, wo das Bewußtlein der drohenden Gefahr alle Theile der Bevol⸗ 
kerungdes Reichs erfüllt. Windthorft (derical): Der Abg. Wagener hat in 
feinem eigenen und im Namen der „wir”, für die er bier geiprochen, wieder⸗ 
holt und in leidenſchaftlicher Form zu erkennen gegeben, dab es ſich gegen 
uns und den größten Theil des Tatholiichen Volkes un einen Krieg bis aufs 
Meier Handelt. Wir unjererjeitS wünſchen den Frieden; wir wollen dem 
Kaiſer geben, was des Kaiſers, und Bott, was Gottes if. Wenn Sie uns 
aber in brüßfer Weife den Krieg erklären — wohlan, dann jollen Sie ihn 
haben! Sagen Sie dann aber nit, daß wir den Streit begonnen. Sie 
wollen denfelben datiren von dem vaticaniſchen Eoneil, Sie finden den GOrund 
desfelben in dem Syllabus und der Enchklica; das ift unwahr! Die dort 
ausgeſprochenen Sätze, joweit fie das Verhältniß von Staat und Kirche be= 
rühren, find bereit$ in der Bulle Unam sanctam enthalten, und ich begreife 
nidt, wie ſich Staatsmänner und Profefloren: finden können, welche behaupten: 
e8 fei in diefem Verhältniß irgendetwas geändert. Was die inneren fragen 
betrifit, fo geben diefe Sie gar nichts an, es iſt daß Lediglich Sache der Katholilen. 

Noch am Abend dieſes Tages treten Vertrauensmänner aller Trace 
tionen des Reichstags, das clericale Gentrum allein ausgenommen, 
zufammen und vereinbaren ſich über folgenden weiter gehenden Antrag 
an Stelle des Regierungsantrags bez. der Jeſuiten: 

„$. 1. Die Geſellſchaft Jeſu und alle mit ihr verwandten Orden und 
ordengähnlichen Gongregationen find im Gebiete des deutſchen Reichs verboten. 
Die Errichtung von Niederlaffungen dieſer Geſellſchaften ift unterjagt. Die 
zur Zeit beftehenden Riederlafjungen müfjen binnen einer vom Bundesrath 
zu beflimmenden Friſt und längftens binnen 6 Monaten aufgelöst werden. 
8. 2. Die Angehörigen der Geſellſchaft Jeſu oder einer ihr verwandten Con⸗ 
gregation können — wenn fie Ausländer find — aus dem deutſchen Weiche 
ausgewieſen werden; ſofern fie aber das deuiſche Indigenat befigen, kann ihnen 
der Aufenthalt in beftimmten Gebieten verjagt oder ein beflimmtes Gebiet 
zum Aufenthalt angewiefen werden. $. 3. Die zur Ausführung dieſes Ge⸗ 
fees erforderlichen Anorbnnngen werden vom Bundesrath erlafſen. Die 
Ausführung der von ihm angeordneten Maßregeln erfolgt durch bie Bandes» 
polizeihehörde. Beichiwerden über die Ausführung der ın Gemäßheit dieles 
Geſetzes angeorbneten Maßregeln geben an den Bundesrath, welcher mit Er- 
ledigung derjelben einen von ihm ernannten Ausſchuß beauftragen Tann. Die 
Beihwerden haben Teine aufichiebende Wirkſamkeit.“ 


14, Juni. (Preußen) Der vom Fürftbiihof von Breslau excommunicirte 
Dr. Weber wird zum außerordentlihen Profeffor an der Univerfität 
Breslau ernannt. 


”» = (Bayern) Da der Senat ber Univerfität München fi) entſchieden 
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weigert, zur Wahl infallisiliftiicher Profefforen feinerfeits mitzuwirlen, 
jo erfolgt diefelbe einfach durch kgl. Ernennung. 

— Juni. Die „Eorreip. de Gendve*, das Organ ber römiiden Curie und 
ber Jefuitenpartei droht dem deutjchen Reich mit den Maſſen 

in einem längeren Artikel, in welchem fie der deutlichen Reichſregierung 

ein langes Sündentegifter von Eingriffen in die Rechte der Kirche vorhält: 
„Ber Papft, welder die Regierungen durch Sanftmuth auf den rechten Weg 
zurüuckzuführen boffte, bat nur zu viele Gonceifionen gemadt. Jetzt fiebt er, 
daß die Zeit der Barmherzigkeit vorüber if, und daß über furz oder lang 
eine Periode eintreten muß, wo die Gerechtigkeit ihren vollen und unerbittlichen 
Vollzug haben muß. Wenn die Staaten aufhören, die Kirdde offen anzu⸗ 
erfennen, jo wird die Kirche bald genöthigt jein, den Staaten ihre Anerken⸗ 
nung zu verjagen. Die Welt wird dann einem Schaufpiele gräulidder Ber- 
wüftung beimohnen und die Regierungen dürften ſich täufchen, wenn fie glauben, 
daß die Maſſen Hinter ihnen ftehen werden.” Hiermit iſt es ausdrädii auf 
Preußen abgejehen. „Denn, jagt das Blatt weiter, Preußen drängt auf die 
Zeit zu, wo das Maß der Geduld überlaufen muß, und es if wohl möglid, 
daß diefe Geduld gerade in dem Augenblicke aufhört, wo die Monarchie ein 
großes Intereſſe daran hätte, (wohl im all eines neuen Krieges mit Franl⸗ 
rei?) die Friſt noch etwas verlängert zu jehen.“ 


15. „ (Breußen.) Antwort des Biſchofs von Ermeland an den Eult- 


minifter auf deſſen Schreiben vom 21. Mai. Der Biſchof gibt 
nicht nad. 

.... Ew. Excellenz geehries Schreiben vom 21. Mai enthält eine Wider- 
legung oder Berichtigung meiner Beweisführung nit. Ih muß dieſes auf- 
richtig bedauern, weil ein näheres Eingehen auf den Gegenftand von Seiten 
Ew. Excellenz, namentlich die nähere Bezeichnung der verlegenden Wirkungen, 
welche die Verkundigung der eingetretenen Wusichliekung aus der Kirche auf 
die bürgerlihe Ehre der Betroffenen äußern fol, mir erft die erwünſchte 
Möglichkeit bieten würde, etwaige Mifverftänpnifie, wo immer ſolche obwalten 
mögen, zu bejeitigen. Ich bin darum aud leider einfiweilen außer Stande, 
dem Erſuchen Ew. Excellenz zu entſprechen und eine Beeinträdtigung 
zu befeitigen, die ich nicht erfenne, und die mir weder nachgewieſen, noch auch 
jelbft näher bezeichnet if. Um jedoch meinerfeits Alles zu thun, was eine 
endliche Erledigung diefer Angelegenheit berbeiführen fann, bin ich bereit, in 
einer beiondern Belehrung an meine Didcefanen meine bereitß wiederholt auß- 
geiprochene Ueberzeugung hervorzuheben, daß nad dem heutigen Staats» und 
Kirchenrecht durch die Ausichliegung aus der Kirche die bürgerlidde Ehre der 
Betroffenen nicht beeinträchtigt ift und überhaupt bürgerliche Nechtsfolgen nicht 
hervorgerufen werden. ch gebe mi der Hofinung hin, daß eine ſolche Er- 
Härung den Anſprüchen des hoben königlichen Staatsminifterii genügen und 
zur Herftellung des alten friedlichen Berhältnifies zwiſchen Kirche und Staat 
in meiner Didcefe beitragen werde.” 

„» :n (Breußen) Ein Erlaß des Eultminifters verfügt, daß in Zukunft 
Mitglieder einer geiftlihen Gongregation oder eineß geiflliden Ordens 
nicht mehr als Lehrer oder Lehrerinnen an öffentlichen Vollsſchulen 
zugelaffen werben follen : 

„Auf die Berihte vom 23. Januar und 27. Diärz d. 3. fehe ich midh 
veranlagt, hierdur im Allgemeinen zu beftimmen, dab die Mitglieder einer 
geiftlihen Congregotion oder eine geiftliden Ordens in Zukunft als Lehrer 
oder Lehrerinnen an Öffentlichen Volksſchulen nicht mehr zuzulaſſen und zu 
beftätigen find. Was dagegen die zwiſchen einzelnen Gemeinden einerſeits und 
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geiflicden Genoſſenſchaften oder Mitgliedern derfelben andererfeits wegen Wahr⸗ 
nehmung des Schuldienfles oder Beſetzung der Schulflellen bereits abgefäjloffenen 
und in Birffamfeit getretenen Berträge anbetrifft, fo hat die Täniglihe Re 
gierung auf eine baldige Loͤjung der lehteren in der Urt Bedacht zu nehmen, 
daß dabei ſowohl die Möglichkeit der fofortigen Wiederbefegung der beirefien- 
den Stellen durch weltlihe Lehrer und Lehrerinnen, als die financielle Lage 
der Gemeinden r berüdficgtigen if. Bo jolde Bedenken einer Kündigung 
der beflehenden erträge nicht entgegenfteben, ift mit derſelben ſchleunigſt vor⸗ 
augehen, mit Löfung aller anderen Berträne aber alsdann fortzufahren, wenn 
Beachtung der vorbezeicäneten Gefichtspunkte dieß nach den thatjächlichen 
—ã ihunlich erſcheint. Selbſtverſtändlich wird in denjenigen Fallen, 
in welchen geſegliche Gründe der Beleitigung des gegenwärligen Zuſtandes im 
Wege ſtehen ſollten, dieſelbe auszuſetzen fein. Ich erwarte indeß für ſolche 
—2 ſeltene Fälle, einen eingehenden Vericht, in welchem meine Ente 
fcheidung über den Specialfall einzuholen ift, wie ich andererſeits binnen drei 
Monaten einer näheren Anzeige Aber das Geſchehene entgegen jehen will. Sm 
dieſem Berichte find zugleich die geiſtlichen Männer-Orden und Gongregationen 
namhaft zu machen, welche dur ihre Mitglieder an den dffentliden Schulen 
de3 dortigen Bezirks Unterricht ertheilen, und biermit diejenigen Ratiftifchen 
heilungen zu verbinden, welde in den früheren Berichten in Betreff der 
Schulſchweſtern enthalten find. Wegen der Zulafiung der Mitglieder geiſtlicher 
Genoſſenſchafien an Privatſchulen behalte ich mir beiondere Beſtimmung vor.” 


— Juni. (Breußen.) Die lath. Militärgeiftliden haben das Rundjchreiben 


15. 


des Kriegsminijters faft ohne Ausnahme dahin beantwortet, daß fie 
den fufpendirten Feldpropſt nach wie vor in allen die Seelforge betr. 
Angelegenbeiten als ihren Vorgeſeßten betrachten und ſich demnach 
auch zum Gehorfam gegen denſelben für verpflichtet erachten. 

„ (Preußen) Bon den nah Erlaß des Schulaufjihtsgefehes an⸗ 
geordneten außerordentlihen Revifionen der Volksſchulen in den Diftrikten 
mit ſprachlich gemiſchter Bevölkerung find diejenigen in der Provinz 
Vofen, melde von Mitte April bis Anfang Juni db. I. gewährt haben, 
nunmehr beendet, und über das Ergebniß berfelben ift an ben Ober» 
präfidenten Bericht erftattet. 

Die Unträge der Commiſſarien ſtimmen in folgenden weſentlichen Punkten 
überein: Die Schulen mäflen von dem lähmenven Einfluß der polniſch⸗ 
katholiſchen Schulinfpectoren befreit werden, da dieſe nicht nur Fein Intereſſe 
für die Schulen zu haben, fondern unzweifelhaft zu wünſchen jcheinen, daß 
überhaupt möoglichſt werig gelernt werde. Statt der geiftlichen Schulinſpectoren 

müffen deutſche weltliche Schulreviſoren angeſtellt werden, und zwar einer für 
ie 3 zwei Sreife; die Aufgabe dieſer Reviforen würde iediglig in der Bereifung 

Ipieirung ſammtlicher Säulen diefer Kreiſe beſtehen. Da aber ein 
Saupigrunb der F en Leiſtungen der Landſchulen der Provinz in der 
Rarten Ueberfülung, ſowie in dem Umflande beruht, daß die eingeſchulten 
Ortiäaften oft * weit von dem Schulorte entfernt find, jo empfehlen die 
Gommiffarien die Gründung einer großen Anzahl neuer Schulen und in Uns 
betracht defien, daß die Gemeinden meiftens arm find, die Unterſtützung der 
Säulfocietäten Seitens des Staates. 
„ (Breußen.) Großer Strife der Kohlenbergwerksarbeiter in Weſt⸗ 
phalen und der Maſchinenbauarbeiter in Berlin. 
„ (BDeutjhes Reid.) Reihätag: Neue Verhandlungen von Fyractiong- - 
Delegirten über das Jeſuitengeſe; und Berftändigung über eine etwas 
veränderte Rebaction. 
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Zuerft beratben ſaämmtliche Sractionen mit Ausnahme der Glericalen unter 
ſich. Nah Schluß diefer Fractionsberathungen treten wieder die Delegirten 
jufammen und vereinbaren die neue Faffung: „Der Neichstag wolle beichließen: 
1) in der Ueberfchrift des Gefees zu fegen flatt: „die Beſchränlung — Ie 
juiten im deutſchen Reich“: „den Orden der Geſellſchaft Jeſu“. 2 dem & 1 
des Entwurfs folgenden Paragraphen vorauszufhiden: S 1. „Der Orden 
der Gejſellſchaft Jeſu und die ihm verwandten Orden und ordensähnlichen 
Eongregationen find vom Gebiet des deutichen Reichs ausgeſchloſſen. Die 
Erriätung von NRiederlaffungen derſelben ift unterfagt. Die zur Seit be» 
ftehenden Niederlaffungen find binnen einer vom Bundesrath zu beſtimmenden 
Friſt, welde ſechs Monate nicht Überfteigen darf, aufzuldjen.” 3) den & 1 
(als $ 2) in folgender Faſſung anzunchmen: „Die Angehörigen des Ordens 
der Geſellſchaft Jeſu oder der ihm verwandten Orden oder ordensähbnlichen 
Eongregationen lünnen, wenn fie Ausländer find, aus dem Bundesgebiet aus- 
gewiefen werden; wenn fie Inländer find, Tann ihnen der Aufenthalt in be⸗ 
flimmten Bezirken oder Orten verfagt oder angewiejen werden.” 4) in $ 2 
des Entwurfs (nunmehr F 3) hinter „Ausführung“ einzufhalten: „und zur 
Sicerftellung des Vollzugs“. Der 8 2 des Entwurfs (nunmehr $ 3) würde 
biernad) lauten: „Die zur Ausführung und zur Sicerfiellung des Bollzugs 
diejes Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden vom Bundesrathe erlaffen.“ 
Hierdurch unterjcheidet ſich dieſes Amendement weientlich von demjenigen, welches 
aus den erften Berathungen der Fraktionsdelegirten hervorgegangen war; denn 
in legterem fehlen die Worte „und zur Eicherfiellung des Vollzugs“, dagegen 
folgten in demfelben noch nachſtehende Sätze: „Die Ausführung der von ihm 
(dem Bundesrath) angeordneten Maßregeln erfolgt durch die Landespolizei⸗ 
behbrde. Beſchwerden über die Ausführung der in Gemäßheit dieſes Geſetzes 
angeordneten Mafregeln geben an den Bundesrath, welcher mit Grledigung 
derjelben einen von ihm ernannten Ausſchuß beauftragen lann. Die Be 
ſchwerden haben keine aufichiebende Wirkung.” Im Uebrigen find die Ub- 
weihungen von dem erften Delegirtenentiwurf bloß redaktioneller Ratur. Ber 
Grund der Modification des G 3, die jeßt weggebliebene nähere Präcifirung 
des Verfahrens, ift darin zu juchen, da angenommen wird, durch die neue 
Faffung mit Sicherheit auf eine Verfländigung mit dem’ Bundesrath rechnen 
zu fönnen, was bei der erften Fafſung nicht der Fall war. 


17. Juni. (Deutſches Reich.) Neichstag: Zweite Lejung des Jeſuiten⸗ 


19, 


geſetzes. Der aus ben lebten Berathungen der Tyractionsdelegirten 
bervorgegangene Antrag wird von Meyer (Thorn), v. Kardorff, Fürſt 
Hohenlohe und dv. Hellmald eingebradt. Außerdem beantragt Dlf 
die Nefolution: 

„Der Reichstag wolle beſchließen, e8 jei dem Reichſkanzler gegenüber die 
Erwartung auszuſprechen, dab dem Neichstage bei jenem nädhften Zuſammen⸗ 
tritt Gefegentwürfe vorgelegt werden 1) über Einführung ber obligatoriichen 
Givilehe, 2) über Ordnung der Eivilftandsre.ifter.” 

Der vereinbarte Antrag wird nad) Iebhafter Debatte mit 183 gegen 

101 Stimmen (der Clericalen, des Tinten Flügels der Fortſchritts⸗ 
partei und einzelner Liberaler und Gonjervativer) angenommen. 
„ (Deutfches Reid.) Reichstag: Das Jeſuitengeſeß wird auch 
in Dritter Leſung in ber bei der zweiten Lefung angenommenen Yaflung 
mit 181 gegen 93 Stimmen angenommen, der Antrag Bölf mit 
150 gegen 100. 

Die vom Bundesrath vorgelegte Scemanndordnung wird in dritter 
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Lefung nad; den Anträgen der Eommiffion angenommen. Die Hanfe- 
ſtädte find mit derjelben ganz und gar nicht einverflanden. 

Schluß der Seffion durch den Präfidenten Delbrüd. 

— Juni. Die officidjen Berliner Blätter discutiren die Frage einer fünftigen 

l 

und find einſtimmig der Meinung, daß eine unregelmäßige Form der 
Wahl, 3. B. etwa praesente cadavere, d. h. durch die gerade in Rom an⸗ 
wejenden Gardinäle und ohne die auswärtigen abzuwarten, von den Regie- 
rungen jedenfalls nicht anerkannt würde, 

19.—20. Juni. (Bayern) Die Paftoralconferenz Iutherifcher Geiſtlicher 
und Nichtgeiſtlicher in Erlangen beichließt eine Nefolution gegen bie 
Borgänge in Kitzingen und erflärt, 

„daß fie im Proteflantenverein fein gejundes Gewächs aus dem Boden 
unferer Kirche, fondern einen Unfall vom jchriftmäßigen Belenntnik und eine 
Berleugnung feiner Grundwahrheiten erfenne und daß fie dießfalls in voller 
Webereinfimmung mit dem Nirchenregimente ſtehe.“ 

25. „ (Deutfhes Reid.) YBundesrath: ertbeilt dem Beichluffe des 
Reichstags gegen die Jeſuiten, bis auf Reuß ä. L., einmüthig feine 
Zuftimmung und überläßt weitere Borfchläge bez. der Ausführungs- 
verordnungen dazu dem Juſtizausſchuſſe. 

26. „ (Elfaß-Lothringen.) Zufolge einer Berfügung des General- 
commando und bes D>berpräfidenten haben die Maires fofort mit der 
Anfertigung der Militärftammrollen für die Aushebung im Oktober 
zu beginnen. 

27. „ (Preußen) Eine Berfammlung von Mitgliedern der verſchie⸗ 
denen ſchleswig⸗holſteiniſchen Parteien in Neumünfter beichließt eine 
gemeinfame Tyeier des Jahrestags der Erhebung gegen Dänemark und 
die Erridtung eines Denkmals in Kiel. 

28. „ (Deutfhes Reich.) Bundesrath: befchließt auf den Antrag bes 
württembergifchen Bevollmächtigten, die folgenden Paragraphen feiner 
Geſchäftsordnung beizufügen: 

& 22. Unmittelbar nach jeder Bundesrathäfikung wird ein die Verhand⸗ 
Iungsgegenftände und den mweientlichen Inhalt der Beichlüfie kurz zufammen- 
faffender Bericht durch den „Reichsanzeiger” veröffentlicht. 8 23. In größeren 
Zeitabſchnitten wird eine für die Deffentlichkeit beftimmte Ausgabe der Bundes- 


rathsverhandlungen, den Inhalt des Protokolls und die Druckſachen enthals 
tend, durch das Reichskanzleramt veranftaltet. 


Derjelde genehmigt ferner auf den Antrag feines Juſtizausſchuſſes 
eine Bollziehungsverordnung zum Jeſuitengeſetz (j. 5. Yuli). 

(Württemberg) Eine Berfammlung von Geiftlichen aller Rich⸗ 
tungen beichließt, die Kirche folle die Einführung der obligatorifchen 
Civilehe nicht provociren, aber verjöhnend darauf vorbereiten. 

29. „ (Deutfhes Reid.) Der deutſche Botichafter in Paris fchliekt 
mit der franzdfifchen Regierung ein neues Webereinfommen ab, betr. 
die Bezahlung der noch reftirenden 3 Milliarden Kriegsentſchädigung. 
Die weientlihen Beltimmungen der Convention Tauten: 


11 
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Urt. 1. Frankreich verpfliätet ſich die gedachte Summe von drei Bilier 
den an folgenden Terminen abzutragen, nämlich: 1) eine halbe Milliarde 
Franken zwei Monate ned Austauſch der Watificationen des gegenwärtigen 
Vertrages; 2) eine halbe Miliarde Franken am 1. Webruar 1873; 3) eine 
Milliarde Sranten am 1. März 1874; 4) eine Milliarde de Fraute am 

. März; 1875. Frankreich iR jedoch befugt, die am 1. Februar 1873, 
n März 1874 und 1. März 1875 zu zahlenden Summen theilmeife, in Be 
trägen von mindeftens 100 Mill. Franken, oder vollfländig vor Ublauf dieſer 
Termine zu zahlen. Im Ball einer anticipirten Zahlung wirb bie ie franzöfke 
der deutſchen Regierung einen Monat zuvor davon Kenntniß geben. Urt. 3. 
Se. Muj. der deutiche Kaifer wird 14 Tage nad Zahlung einer halben Mil⸗ 
ltarde die Departements der Marne und der oberen Marne, 14 Tage nad 
Zahlung der zweiten Milliarde die Departements der Ardennen unb ber 
Bogejen und 14 Tage nad) Zahlung der dritten Milliarde nebf den Binfen, 
welche noch zu zahlen fein werden, die Departements der Meurthe⸗Moſel um 
der Maas, fowie das Ürrondiffement Belfort räumen lafien. Urt 4. Branl- 
reich behält fih vor, nad erfolgter Zahlung von zwei Milliarden für die 
dritte Milliarde nebft Zinſen finanzielle Garantien zu ‚gewähren, weldge, wenn 
fie von Deutſchland als ausreiend anerfannt werden, in Gemäßheit des Urt. 3 
der Friedenspräliminarien von Berfailles an die Stelle der Territorialgarantie 
treten werben. Urt. 6. Sollte die Stärke der deutſchen Dccupations- Truppen 
nad allmähliger Einſchrankung der Occupation vermindert werben, fo werben 
die Koften für den Unterhalt diejer Truppen im Verhältniß ber Zahl derfelben 
ermäßigt werden. Urt. 7. Bis zur volftändigen Räumung des Tranzöftichen 
Gebiets werben die im Urt. 3 bezeichneten, von den deutſchen Truppen all- 
mählih geräumten Departements in militäriiger Beziehung für neutral er- 
klärt und es werden dahin feine Zruppenanfammlungen als die zur Aufrecht⸗ 
haltung der Ordnung nothiwendigen Garniſonen verlegt. Frankreich — da⸗ 
ſelbſt keine neuen Fortificationen anlegen und die vorhandenen nicht 
Se. Maj. der deutſche Kaiſer wird in den von den deutſchen Truppen belegten 
Departements keine anderen oeietiguug en errichten laſſen, als jegt vorhanden 
find. Art. 8. Se. Maj. der deuntſche Kaiſer behält ſich das Recht vor, die 
geräumten Departements in dem alle wieder zu beſegen, wenn bie im ber 
Deemärtigen Uebereintunft eingegangenen Berp —** nicht erfäßt werden 
ollten 


29. Juni. (Bayern) Ein Refcript des Eultminifters hebt enblich bie 


bisherige confejfionelle Trennung des Geſchichtsunterrichts an den Gym⸗ 
naflen auf. 

„ (Deutfhes Neid.) GOefterreih nimmt bie Einlabung zu einer 
Conferenz behufs Beſprechung der ſocialen Fragen an. 

Der Papſt nimmt eine Adreſſe des deutſchen Leſevereins in Rom 
entgegen und fpricht in feiner Antwort bie Hoffnung aus „es werbe 
fih bald das Steinden von ber Höhe Ioslöfen, das ben Fuß bes 
KRolofies (des ven Reichs) zerichmettere”. 

Die Wine R. Bir. Breffes erinnnert bei dieler Gelemcheil, an ein 
Meuherung de Oofteihs Dr Buß, Profeffor des Kirchenrechts zu Breiburg, 
welche diefer nad dem Zufammenftoß der Deflerreiher und Preußen bei 
Bronnzell (1850) machte und deren Inhalt finngetreu folgender geweſen * 
„Ein friedlicher Ausgang der Differenz mit Preußen iR ein 
für die katholiſche Kirche. Steht unſer Radetzty in Berlin, fo if die Sur 
des Proteftantismus gefallen und der Papſt wird von Berlin auß den dent⸗ 
ſchen Proteftantismus in den Schooß der Kirche zuridführen. Staunen Gie 
nit, m. OO., ich weiß, was id) jage. Im Württemberg allein ſchon haben 
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wir über 50 yprotelantiidde Pfarrer, die ihre Imterwerhung unter den Primai 
bereilß zugefagt haben, wenn ihnen geftattet würde, ihre übe fortzufehen, und 
in Rorbdeutfeland werben «8 noch mehr fein, wenn wur erſt einmal Schwar⸗ 
genberg oreingufabren bat. Es mar die Haupiabſicht, durd den Gieg über 

vie Preußen den Proteſtantismus zur Anerkennung der Kirche und des Papftes 
zu zwingen, benn fo lange jener —*8* wird bie dentſche Kaiſerwürde nur 
ein zauberiſcher Wunſch bleiben. Das 8 Raijerreih muß wieder errichtet wer» 


zahl von n Allem diefe Klammern befeftigen und damit den antismuß 
erdrüden und die katholijſchen Probimen, Die zur Shmad aller Ratpoliten 
der Mark Brandenburg zugetheilt worden find, befreien und 


unfhädli machen.” Der Gewährkmann der „R. Br. Preſſe“ ** 

„Dieſe Worte fielen mir damals wegen der Kühnbeit des Gedankens jo auf, 

daß ih Herrn Buß als einen Phantaften verlachte, aber doch aud begann, 
über die Endziele der auflommenden Zefuitenthätigeit nachdenklich zu werden: 
Heute aber ift die Klammer im Often und Welten in furchtbarer Weile auf⸗ 
geftellt und zabllofe Vereine find thätig bis nad ale. .Holftein hinein 
Borpoftenlinien des Papfttbums zu befeſtigen. Obige Worte haben aber 
darum heute Bedeutung weil der Grundgedanke und der Endzweck jener 
Kloftermafle im voraus angelündigt war. Die feither thatſächlich geſchehene 
Berwirklichung beweiſt nun, dab Herr Buß nicht phantafirte, fondern als 
Tiefeingeweihter vertrauensjelig und voll Feuerenergie wirklich gefaßte Pläne 
ausgeplaudert bat.” 


2. Juli. (Deutſches Reich.) Bundesrath: beſchließt die Ausdehnung 


des SJeiuitengejehes auch auf Elſaß⸗Lothringen. 


„—8. Juli. (Baden.) Berfammlung des wiſſenſchaftlichen Predigerver- 


3. 


eins in Karlsruhe. Anregung für eine evangeliich- proteftantifche 
Reichsfirche. 

Der Bortrag des Pfarrers Ruddaber aus Mannheim über „die Befal- 
tung der evangeliigen Kirche im neuen Reihe” rnft eine iebhafi⸗ Debatte 
hervor. Zittel und Zandt weiſen auf die Gefahren der Centraliſation hin 
und heben hervor, daß der Proteſtantismus ſeinem Weſen nad die religidfe 
Bildung der Einzelgemeinde, nicht "die Herftellung einer Außerlichen Kirchen⸗ 
macht bezweite, Schellenberg, Schnell und Hbqhſtetier ſprechen im Sinne der 

Neichtkirche; Andere vermitteln, indem fie wohl eine Reichsſynode, aber ohne 
eigentliches Neichttirchenreg iment befürworten. Scähliegli einigt man fi im 
allgemeinen dahin, dab die Keichttirche erſt aus der Gemeindekirche hervor⸗ 
wachſen, Iegtere alfo alS daS nähere Ziel anerkannt werden müfle. Dafür 
aber, daß, wie einer der Rebner fi ausdrückte, „ver Berliner Oberkirchenreth 
einfach feinen Hut über die Köpfe der deutſchen Landeskirchen ſtülpe, um jo 
den deutſchen Proteſtantismus unter Einen Hut zu bringen”, find in der Ber- 
Sammlung feine Sympathien vorhanden. 


„ (Breußem) Die haldamtliche Prov.-Corr. ſpricht ſich über bie 
11* 
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Aeußerung des Papftes betr. das Steinden und den Koloß folgender- 
maßen aus: 

„Aus den Munde des Papftes ift Jo eben eine Kundgebung ausgegangen, 
welche auf die Sefinnung und Stellung der römilen Curie dem deutlichen 
Reiche gegenüber ein helles Licht wirft und für den weiteren Berlauf der 
kirchlichen Bewegung von großer Bedeutung jein wird... Wenn e8 nad 
allen bisherigen Aeußerungen römifihsjejuitiicher Blätter und nad den neueften 
thatſächlichen Schritten der päpſtlichen Curie noch einer Beftätignng der Mei⸗ 
nung bedurft hätte, daß die Politit Roms dem neu aufgerichteten deutichen 
Reiche entſchieden feindlich iſt, ſo kann darüber nad obigen ungweidentigen 
Worten des Papſtes fein Zweifel mehr fein... Dieſe offene Aeußerung des 
Papftes enthält vor Allem einen neuen Fingerzeig für unſere Regierung, daß 
e3 fih bei den kirchlichen ragen nit um die Meinungen und Handlungen 
der einzelnen Bilchöfe, fondern um einen einheitlich geleiteten Kampf handelt, 
dag daher auch die Abwehr nicht auf den einzelnen Fall gerichtet fein darf, 
jondern ftetS den großen Zujammenhang der antinationalen kirchlichen Be⸗ 
wegung im Auge behalten muß. Wir werden uns bei jedem weiteren Schritte 
bewußt bleiben müfien, daß der Wunſch der Gegner darauf gerichtet iR, dem 
mächtigen deutichen Reiche den Fuß zu zerichmettern.” 


4. Juli. ((Preußen.) Ein Erlaß des Eultminifters Fall verbietet die 


jog. marianiſchen Congregationen, Erzbrüderſchaften u. dgl. an den 


Gymnaſien und andern höhern Unterrichtsanſtalten und verfügt, 

„daß die bei den Symnafien und anderen höheren Unterridtsanftalten bes 
ftehenden religidfen Vereine aufzuldöfen find, daß den Schülern diefer Anſtalten 
die Theilnahme an religiöfen Vereinen direlt zu verbieten ift, und daß Zu⸗ 
widerhandlungen gegen das Verbot disciplinarifch nöthigenfalls durch Entfer- 
nung von der Anftalt zu betrafen find. Das kgl. Provincial⸗Schulcollegium 
hat hienach das Weitere zu beranlaffen.* 


4.— 5. Juli. (Deutſches Reich.) Der Kaifer unterzeichnet in Bad Ems das 


Jeſuitengeſetz nebft der Vollzugsverordnung dazu: 

„Bejeg, betreffend den Orden der Geſellſchaft Jefu. Bom 
4. Zuli 187%. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deuticher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc., verordnen im Namen des deutichen Reis, nad erfolgter 
Zuftimmung des Bundesrathes und des Neichätages, was folgt: S 1. Der 
Orden der Geſellſchaft Yefu und die ihm verwandten Orden und orbensähn» 
lihen Gongregationen find vom Gebiet des deutſchen Reid ausgeichlofien. 
Die Errichtung von Niederlaffungen derfelben ift unterfagt. Die zur Zeit 
beftehenden Niederlaffungen find binnen einer vom Bundesrath zu beflimmen- 
den Friſt, welche ſechs Monate nicht Überfteigen darf, aufzulöfen. 8 2. Die 
Angehörigen des Ordens der Geſellſchaft Jeſu oder der ihm verwandten 
Orden oder ordensähnlichen Eongregationen können, wenn fie Yusländer find, 
aus dem Bundesgebiet ausgewieſen werden; wenn fie Inländer find, Tann 
ihnen der Aufenthalt in beflimmten Bezirken oder Orten verfagt oder ange 
wiefen werden. 8 3. Die zur Ausführung und zur Sicherftellung des Boll- 
zug8 diejeß Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden vom Bundesrathe er« 
lofien. Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beige» 
drucktem kaiferlichen Inſiegel. Gegeben Bad Ems, den 4. Juli 1872. Wil» 
beim. Fürſt v. Bismard. — Belanntmadung, betreffend die 
Ausführung des Geſetzes über den Orden der Geſellſchaft Jeſu. Vom 
5. Juli 1872. Auf Grund der Beſtimmung im 8 3 des Geſetzes, d 
den Orden der Geſellſchaft Jeſu, vom 4. d. M. („Reichs Befekblait" S. 258) 
hat der Bundesrath beſchloſſen: 1) Da der Orden der Geſellſchaft Jeſu vom 
deutſchen Reihe ausgeſchloſſen ift, jo ift den Angehörigen diefes Ordens die 
Ausübung einer Orbensthätigkeit, insbejondere in Kirche und Eule, fowie 
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die Abhaltung von Miffionen nicht zu geflatten. 2) Niederlaffungen des 
Ordens der Gejellſchaft Jeju find Ipäteltens binnen ſechs Monaten vom Tage 
der Wirkſamkeit des Geſetzes an, aufzuldien. 3) Die zur Bollziehung des 
Geſetzes in den einzelnen Fällen zu treffenden Anordnungen werden von den 
Sandespolizeibehörden verfügt. 4) Es wird den hohen Bundesregierungen 
empfohlen, die nad) den Geſetze zuläffige Anweiſung des Aufenthaltes in be- 
Rimmten Bezirten oder Orten der Regel nach auf diejenigen alle zu bes 
ſchränken, in welchen der betreffende Angehörige des Ordens fi) außer Stande 
erklärt, felbR einen beflimmten ihm nidt verjagten Aufenthaltsort zu wählen. 
5) Die hoben Bundesregierungen werben erſucht: a) Bon der vollzonenen 
Auflöfung von Rieverlafiungen des Ordens der Geſellſchaft Jeſu dem Reichs⸗ 
fanzler-Amte in jedem einzelnen Falle Nachricht zu geben; b) baldthunlichſt 
dem Reichskanzler⸗ Amte Mittheilung darüber zu maden, ob ausländiihe An- 
gehörige des Ordens der Geſellſchaft Jeſu ausgewielen worden, ob deutſchen 
Ungehörigen des Ordens der Aufenthalt in beftimmten Bezirken oder Orden 
verfagt, oder in ſolchen angewiejen worden ift, und endlich die Namen und 
perjönlichen Berhältniffe der von folden Maßregeln betroffenen Perjonen an» 
zugeben; c) Erhebungen darüber zu veranftalten, ob in ihrem Gebiete Orden 
oder ordensähnlide Gongregationen beflehen, welche mit dem Orden der Ge⸗ 
ſellſchaft Jeſu verwandt find, und die Ergebnifle biefer Erhebungen dem Reichs» 
fanzleramte binnen drei Monaten mitzutheilen. Berlin 5. Juli 1872. Der 
Reichskanzler. In Bertretung: Delbrück. 

8. Juli. Die clericale Partei ſucht der Agitation für ihre Zwecke durch 
die Bildung eines von Mainz ausgehenden „Vereins beutjcher Kathe= ' 
Iifen” eine feitere Organifation und neuen Schwung zu geben. Der 
Borftand dieſes Vereins erläßt einen Aufruf an die Katholiken Deutſch⸗ 
lands und einen Proteft gegen das Sefuitengefeb. 

Den Borfland des Bereind bilden 21 Mitglieder, welche den Aufruf unter» 
zeichnet haben. BPräfident iſt der Reichttagsabgeorbnete Freiherr v. Loe, 
Bicepräfident der bayeriſche Reichsrath Freiherr v. Frankenſtein; als Secretäre 
fungiren zwei Mainzer Kaufleute, als Bendant ein Oberrechnungsrath in 
Darmftadt, als fonftige Directorialmitglieder : F. Baudri in Köln, Furſt 
Iſenburg⸗Birſtein und Freiherr vd. Wambolt in Groß⸗Umſtadt. Bon den 
übrigen dem Vorſtande angehörenden Perjönlichkeiten nennen wir den Grafen 
Arco Zinneberg in Münden, den Leg.⸗Rath a. D. dv. Kehler in Berlin, die 
Reistagsabgeorbneten Freiherrn dv. Ketteler (Paderborn) und Schorlemer⸗Alſt 
und den Domcapitular Molitor in Speer. Der Aufruf felbft bezeichnet 
als Bed des Bereines die Bereinigung der Tatholiihen Männer „zu gemein- 
famem Handeln, um auf das politiſche Leben gebührenden Einfluß zu üben”, 
eine „fee und umfaflende Organifation, um unfere Preſſe gegen die Lieber» 
macht der Gegner zu fügen, bei den politifhen Wahlen unfere Stimme zur 
Geltung zu bringen und unfern Intereſſen bei den Regierungen Gehör zu 
Ichaffen“. In der Motivirung wird die gegenwärtige Lage der Katholiken 
in Deutſchlaud als ein Zufland der „Berfolgung der Kirche“ charakieriſirt 
und die Nothwendigkeit betont, den „kirchlich⸗politiſchen Grundſätzen, welche 
Vernunft und Glauben lehren, mit allen gefehlih zu Gebote ſtehenden Mitteln 
Anerkennung zu erringen: einerjeit8 um der Kirche die ihr von Bott verliehene 
Freiheit und Selbfändigfeit und damit den Wirkungskreis ihrer göttlichen 
Miſſion zu wahren, andererjeits um nach Kräften dazu beizutragen, daß der 
Uuflöfung und Zerfegung der bürgerlien Ordnung, welche bei der Herrſchaft 
der entgegengefegten &rundfäge unausbleibli eintreten werden, ein Damm 
entgegengeftellt werde. „Tür Bott und Baterland!** fol unſer Wahliprud 
fein in dem Kampfe, zu dem wir uns in diefem ernften Augenblick erheben. 
Aber nur durd Einheit können wir zu fiegen hoffen.” Gleichzeitig veröffent- 
licht der Borfland des neugebildeten Vereins einen Protef gegen das Je⸗ 
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dieſes Allen wird „Bei Eröffnung 
—— — jalıh, ©: —— *8* Beier ve 


: 08 ung beutichen R 

für die dentiche Nation au nad Innen daB Bahryeiden urarr Gehhe je 
möge dem deutſchen Reichtkriege, den wir jo ruhmvoll gerahet, ein widgt minder 
glorreiher Reichs frieden folgen und möge die Yufgabe des dentſchen Volleß 
fortan darin beichloffen fein, fi in den Weltkampfe um die Güter des Frie⸗ 
dens als Sieger zu erweilen.”“ Die Erwartungen, zu welchen biefe kaiſer⸗ 
lien Worte berechtigten, And nicht in Erfüllung gegangen. Im Wwerjpruch 
mit dem vom Oberhaupte der deutichen Ration ausgeiprodjenen Bunide haben 
einzelne Parteien, an ihrer Spike der Proteftantenverein mit feinen Dermfädter 
Nefolutionen vom 4. und 5. Dftober 1871 der latholiſchen Kirche den Fehde⸗ 
handſchuh Bingeworfen, den Kampf gegen bie Inſtitutionen Kirde auf 
ihre Fahne geichrieben und fo die Saat des Unfriedens und des Haſſes im i 
Reiche ausgeftreut. Unausgeſetzt ſehen die Katholiken ſeit jener Zeit die —** 
der Berleumdungen und Berfolgungen gegen ſich heranſtürmen, und zu ihrem 
größten Domei mußten fie wahrnehmen, wie diefe Berleumdbungen ſelbſt 
Widerhall im deutſchen Reichstag fanden und zu bedauernswerthen (üffen 
führten. Gegen ein ſolches Vorgehen find wir gendthigt feierlih Berwahrung 
einzulegen ; insbejondere aber protefliren wir gegen bie" Beſchlüſſe deßs Reit- 
tags vom 19. Juli...“ — Rad den Statuten if der Bwed des 
Bertheidigung der Freiheit und ber Rechte der katholiſchen Kirche und Sl. 
tendmachung der chriſtlichen Brundfäge in allen Gebieten des öffentlichen Lebens 
durch alle fittlich und gejeglich erlaubten Mittel, insbefondere dur Ausübung 
der verfaflungsmäßig anerfannten und garantirten fiaatSbürgerlichen Rechte. 
Mitglied wird jeder großjährige Mann, der in Deutiähland wohnt und von 
dem Vereinsuorftand aufgenommen wird. Jedes — zahlt für Forderung 
der Bereinszwede einen Beitrag von minbeftens 6 Silbergroßchen oder 21 fr. 
jährlig. Der Berein hat jeinen Sitz su Mainz. Die Gejäfte werden ge 
leitet von einem Borfande, beftehend aus einem Bräfidenten und 12—24 Mit- 
gliedern, welche die Geſchafte des Bicepräfidenten, des Gecretärß, deſſen Giell- 
vertreiers und des Rendanten unter fi vertheilen. Der Präfident und die 
Mitglieder des Borflandes werben durch die Generalverfammlung des Bereins 
bis zur Erneuerung bes Borflandes auf der nädften Generalverſammlung 
ernannt. Wis zu diefer Erneuerung ergänzt ſich der Vorſtand dur Coopta- 
tion. Der Präfident vertritt den Verein nah außen, insbeiondere in feinen 
Bermögensangelegenheiten. Derielbe hat die Befugniß, Berträge für den Ber- 
ein abzuſchließen und Procefie für denfelben zu führen; alles die mit dem 
Nechte der Subfiitution. Alle Beſchlüſſe und Erklärungen des Bereins, ſowie 
deren Ausfertigungen werben von dem Präfidenten und dem Secrelär voll- 
zogen und find durch diefe Unterſchriften für den Berein rechtsverbindlich. 
Der Borfland verwaltet nad den Beihlüflen der Generalverfammlung alle 
Angelegenheiten des Vereins, führt diele Veſchlüſſe aus, kann jede Ausgabe, 
welde 500 Thlr. nicht überfleigt, aus der Bereinstafle felbftändig bewilligen 
und beicgließt über alle jonftigen Angelegenheiten des Vereins bis zur nächſten 
Omeralverjammlung jelbfländig. Er trifft insbefondere die Vorbereitungen 
u den Generalverjammlungen. Ber Borftand beflellt nah Bedürfniß Ge- 
Häftsführer und deren Stellvertreter, welche die Cinſammlung der Beiträge 

und die Unmeldungen neuer Mitglieder zu vermitteln haben. Yährli wird 
eine Beneralverjammlung des Bereins abgehalten zur Berichterflattung und 
Nechnungsablage, zur Erneuerung der Mitglieder des Borflandes und zum 
Beſchluſſe über alle fonftigen Bereinsangelegenheiten. Auf Erforderniß if der 
Borftand ermädtigt, eine außerordentliche Beneralverfammlung mit gleichen 
Befugniffen einzuberufen. Um den Bereinsmitgliedern Gelegenheit zu bieten, 
Bereinsverfammlungen beizumohnen, werden nad; Bedurfniß und auf Anord⸗ 
nung bes Vorſtandes Wanderverjammlungen abgehalten. 


Bas deuifge Reid; und feine einzinen Glieder. 167 


9. Juli. Enthüllung des Denkmals des Frhrn. v. Stein in NRaflau. Feſt⸗ 


11. 


23. 


80. 


31. 


rede des Prof. v. Sybel in Bonn. 

„ (Lugemburg.) In den Neuwahlen zur Sammer fiegt die fran- 
zöflfeh-clericale Bartei: von 21 Wahlen gehören ihr 18 an. 

„ (Bayern) Der Kronprinz bes deutſchen Reis und von Preu⸗ 
Ben madt mit feiner Familie einen längeren Sommeraufenthalt in 
Berchtesgaben im bayeriichen Gebirge. Der König von Bayern be= 
grüßt ihn nicht. Der Kronprinz befucht die öſterreichiſche Kaijerfamilie 
in Iſchl. 

„» (Bayern) Im Landrathsabſchied für die Pfalz wird ohne Um⸗ 
fchweif ausgejprochen, daß für den Antrag „es möge cin das gefammte 
Schulweſen regelndes Geſetz zu Stande kommen unter Voranftellung 
des Örundfaßes der Trennung der Kirche von der Schule” unter 
den gegenwärtigen Berbältnifien feine Ausfiht auf eine Vereinbarung 
zwifchen ben gefeßgebenden Faltoren gegeben jei. 

„ Nachdem die ruffiichen Zeitungen früher hervorgehoben hatten, daß 
der ruſſiſche Kaifer nach den getroffenen Dispofitionen zufolge Deutfch- 
land Diejes Jahr nicht beſuchen werde, wird jeht von Berlin gemeldet, 
daß derſelbe fich entichloffien babe, zu dem auf den Anfang Scptember 
feftgefeßten Beſuche bes Kaiſers von DOefterreih in Berlin fich eben- 
falls dafelbft einzufinden. 

„ (Breußen.) Ber Unterrictsminifter verlangt von den Behörden 
auch eine Unterfuhung über die Wirkfamleit von religiöfen Orden 
und Gongregationen an Privatſchulen. 

„» (Breußen.) Die beiden großen Strile der Bergarbeiter in Weſt⸗ 
phalen und ber Mafchinenbauarbeiter in Berlin endigen zum Rachtheil 
ber Arbeiter. 

„ Greußen.) Der Kaiſer trifft von ſeiner Badecur in Ems in 
Homburg ein. Der Cultminiſter Fall hält ibm daſelbſt nach den 
Beichlüffen des Staatsminiſteriums Vortrag ab, betr. die Differenz mit 
dem Bilchof von Ermeland und die gegen bdenjelben zu ergreifenden 
Moßregeln, namentiih die vom Minifterium gegen ihn beantragte 
Temporalienfperre. Der Ratfer Tann fi jedoch zu dieſem Schritte 
noch nicht entſcheiden. 

„ (Bayern) Der König will dem derzeitigen Geſandten in Stutt⸗ 
gart dv. Gafler das durch ben Tod des Grafen Hegnenberg erledigte 
Minifterium des Auswärtigen übertragen. Das ganze bisherige Mi⸗ 
niflerium bietet für dieſen Fall feine Entlafjung an. Der König be 
auftragt nunmehr Hrn. v. Gaſſer mit Vorſchlägen zu Neubildung des 
Minifteriums (in gemäßigt patriotifcheclerical-particulariftiidem Sinn). 
Die ulteamontanen Blätter Inüpfen daran bereits weitgehende Hoff⸗ 
nungen. 


1. Aug. (Preußen.) Die Regierung beginnt das Jejuitengefeh in Aus 
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führung zu bringen: die Niederlaffung derſelben in Schrimm (ofen) 
wird aufgelöst und den Jeſuiten dafelbft auch alle und jede weitere 
ſeelſorgeriſche Thätigkeit unterfagt. 

1. Aug. GBayern.) Glänzende Feier des vierhundertjährigen Jubiläums 
ber Univerfität München. Feſtrede des Rectors v. Döllinger. 


2. „ (Preußen.) Die Stadwerordnetenverſammlung von Köoln beſchließt 
nach heftiger Debatte mit 18 gegen 6 Stimmen, dem auf den Sept. 
anberaumten altkatholiſchen Congreß den großen ſtädtiſchen Gürzenich⸗ 
ſaal zu überlaſſen. 

„„EElſaß⸗Lothringen.) Der Biſchof von Straßburg ſucht eine 
allgemeine Agitation gegen das Sejuitengejeß zu organifiren. 

Zu diefon Ende Hin übermadt die biſchöfliche Ganzlei einer Anzahl 
Pfarrern das Formular einer Proteftation gegen das Jeſuitengeſetz mit dem 
Auftrage, davon zwei Abſchriften anfertigen zu laſſen und die eine von den 
Pfarrgenofien die andere von den Gantonalpfarrern unterzeichnen zu laffen. 


Das erftere Actenftüd ſoll möglichſt ſchnell, daß letztere unverzügli mit den 
betreffenden Unterſchriften an die bifchöfliche Ganzlei eingejendet werben. 


5. „ (Bayern.) Der Erzbiſchof von München proteftirt in einer Zu- 
ſchrift an die Staatsregierung gegen die, auf den Wunſch der Alt- 
fatholifen von dem (janjeniftiichen) Erzbiſchof von Utrecht vorgenom- 
menen PBontificalfandlungen und anderen Eultacte (Firmungen). 


10 „ (Preußen) Ein Rejcript des Minifters des Innern und bes 
Eultus fordert die Regierungsbebörden auf, 


die Ermittelungen über die innerhalb de Bezirks befindlidden Rieder- 
laffungen des Jeſuitenordens zuglei darauf auszudehnen, ob in den reip. 
Kreifen etwa Rieberlafjungen von mit dem Orden der Geſellſchaft Jeſu ver⸗ 
wandten Orden, oder ordensähnlichen Eongregationen, oder aber einzelne Mit- 
glieder und Angehörige folder Orden und Gongregationen vorbanden find, 
und in welcher Weile fie eine Orbensthätigfeit ausüben. Dabei find eventuell 
von Iebteren die Ordensflatuten und Regeln einzufordem. Zum Anhalt für 
diefe legteren Ermittelungen bemerkt die Regierung: daß bei der Frage nad 
der Verwandtichaft einer Eongregation mit dem Orden der Gejellſchaft Jeſn 
insbefondere ihre Organiiation (Leitung durch einen auswärtigen Generalobern 
mit unbeichräntten Machtbefugniffen, Mangel von ſtändigen feſtbeſetzten Zwi⸗ 
ſchengewalten, Unabhängigkeit von der YJurisdiction der Didcefannorflände), 
ferner ihre Disciplin (Pflicht unbedingten Gehorſams gegen die Ordensvor⸗ 
gelegten), ihre Aufgaben, Ziele und Principien (Bolls- und Proteftantenmii- 
ſion, pädagogifhe Wirkfamteit, Morallehre, Erziehungsmethode zc.), endlich 
ihre Verbindungen mit anderen Orden (Affiliation, Direction durch \jefuiten) 
in Betracht zu ziehen if. Es werden darnach namentlich die Redemptoriften 
(Liguorianer), die Schulbrüder von La Salle (Ignorantins), Lazariften (Miſ⸗ 
fionspriefter von der Gongregation des HI. Vincenz v. Paula), Barnabiten, 
Theatiner, von den Trauengefellihaften befonders die Rebemptoriflinnen und 
bie Töchter vom heiligen Herzen Jeſu (Dames du Sacr6 cœur) in Betracht 
ommen. 


11. „ (Breußen.) Enthüllung des Jahndenkmals in Berlin. Es 
nehmen 1500 fremde Gäfte daran Antheil. 


12. „ (Bayern) Die Raiferin befucht von Baden: aus bie pfälziſche 
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Induftrieausftellung in Kaiferslautern. Die Bevolkerung gibt ihre 
laute Freude darüber zu erfennen. 

14. Aug. (Hefſen.) Das Jefuitengefeg wird auch in Mainz gegen bie 
Jeſuitenniederlaſſung in der Pfarrei St. Chriftoph zufolge Beſchluſſes 
der Regierung vom 9. d. M. in Ausführung gebradt: 

„... In Folge deſſen hätten ... auch die in Mainz befindlichen Mitglieder 
des Ordens fi von nun an nicht allein der Abhaltung von Mifjionen und 
Predigten, jondern der Ausübung jeder Ordensthätigkeit, insbeſondere in Kirche 
und Säule, mithin aud jeder jeelforgliden Thätigleit, zu ent 
halten ; wovon fie mit dem Anfügen in Kenntniß gejegt würden, daß es ihnen 
hienach auch nicht mehr geftattet fei, die im hiefigen Seminar jährlid unter 
ihrer Zeitung Rattgefundenen fogenannten geiftlihen Erercitien, deren Wieder» 
bolung in Kürze bevorſtehen follte, abzuhalten.” Es wird ihnen nod erläu- 
ternd bemerkt, daß fie von ietzt an auch nicht mehr Beichtabhören und 
und eben jo wenig Religionsunterridt bei den Schulbrüdern ertheilen 
— ſich vielmehr alles deſſen ſchon für den folgenden Tag zu enthalten 


Biſchof Ketteler proteſtirt dagegen in zwei Schreiben vom 18. und 
vom 15. d. M. an die Regierung umfonft, 
im erflen drohender „es würde ihm unmöglich fein, dazu in irgend einer 
Weile mitzuwirken; er wäre vielmehr im Gewiſſen verpflichtet, mit allen ihm 
zu Gebote Rehenden rechtlichen Mitteln fi) dagegen zu verwahren”; im zweiten 
gemäßigter mit der Bitte „wenigftens daS Verbot des Peichthörens zurückzu⸗ 
nehmen.” Die Regierung beharrt jedoch und die Maßregel wird durchgeführt. 
”» « Heilen) Geh. Rath v. Bechtold, der eigentliche Leiter bes 
derzeitigen Dlinifteriums F. Es wird dadurch endlich eine entfcheibende 
Minifterfrifis herbeigeführt. 

15. „ Württemberg.) Der Kronprinz des deutſchen Reichs und von 
Preußen vom Kaifer mit der Inſpection der württembergiihen Truppen 
beauftragt, trifft bei der kgl. Familie in Friedrichshafen ein, wo auch 
die Kaiferin und das großherzogliche Paar von Baden zum Beſuch 
anlangen und geht am folgenden Tage vom Könige begleitet nad 
Stuttgart. Die Stadt feiert die Anweſenheit des Kronprinzen aufs 
glänzendfte. Inſpectionen in Stuttgart, Ludwigsburg und lim. 


16. „ (Breußen.) Regierungspräſident. v. Bitter äußert ſich gelegentlich 
eines Beſuchs in Sonderburg bei Borftellun 
bie dortigen politischen Verhaltniſſe und bittet den Dlagi 
der Einwohnerſchaft der irrigen Anficht entgegenzutreten, daf eine 
tretung jchleswigifchen Gebiet auch nur möglich ſei. Die Verhältniſſe 
jeien durchaus definitiv und eine Veränderung undenkbar. 


18. „ Dreizehnter allgemeiner beutfcher Genoſſenſchaftstag in Breslau. 


19.—21. Aug. (Bayern.) Hauptverfammlung des bayerifchen Volks⸗ 
jehullehrervereind in Münden. Dieſelbe jpricht ſich entſchieden für 
das Princip der Eommunalfchule aus. 

21. „ (Elfaß-Lotbringen) Prinz Friedrich Karl infpieirt die in 
Elſaß und Lothringen Tiegenden deutſchen Truppen. 
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22.—28. Aug. (Preußen) Die Aufhebung der Jejuitenieberlaffung in 
un Fa zu argen Exreflen Veranlaflung, bie durch die Polizei unter- 
rü en. 


32. - 27. Aug. Gayern.) Der Kronprinz bes deutſchen Reichs und bon 
Preußen inſpicirt die bayeriſchen Truppen in Augsburg und Jugol- 
Stadt. Die Benölkerungen feiern feine Anwefenheit mit lebhaften Freude⸗ 
begeugungen. Ziemlich auffallender Weiſe findet fi) Dagegen fein Mit⸗ 
glied des gl. Hauſes zu ben Inſpettionen ein. 

In Augsburg antwortet der Kronprinz auf die Anſprache des WBürger- 
meifters: „Wenn ich den tiefoefühlten Des Dank ausfpreide für die bedentungs- 
vollen Worte die Sie eben geiproden, fo kann ich ihn nicht beifer auspräden 
als ih es im vorigen Jahre zu Münden gethan; zu allem was Gie gefagt 
haben, ſpreche id aus tieffter Ueberzeugung: Ya. Gie haben gelegt, 
was des Raifers und meine Uebergeugung if: Jeder Beſtand⸗ 
teil des deutſchen Reies ſoll in feiner Eigenthümlichkeit blei- 
ben waß er war, und hiermit dem großen gemeinfamen Vaterlaude die 
richtige Weihe und dem was wir a blutigen Schlachtfeldern errungen *7 
der beſte Kitt verliehen werden. Daß es mir vergönnt war, on der Geite 
Ihrer tapferen Landsleute zu fiegen, ‚iR für mid eine der fchönften Erinne⸗ 
rungen meines Lebens. Es bleibt mir aber auch ſtets unvergeſſen, *. mir 
die Geſinnung des bayeriſchen Volkes ——— worden il. Waß ich 
hier erlebt habe, Hat mid zu recht tiefer Dankbarkeit verpflichtet, und ich 
bitte jeden von Ihnen denfelben den Bewohnern Augsburgs in meinem Ramen 
auszufprechen. Gott gebe, daß all die hochherzigen Geſinnungen, die Sie eben 
für das Wohl Ihres engern und unfers gemeinfamen Baterlands ausgeiptro- 
chen haben, fi zu reichfter Blüte entfalten mögen! Ju diefem Giume rufe 
ih: Es lebe 2. Maj. König Ludwig IL. von Bayern.” 

24. „ (Deutfhes Reid.) Der Kaifer, ber feine Nachcur in Gaſtein 
macht, muß es wegen eines Fußleidens aufgeben, bie öÖfterreicdhifche 
Kaiſerfamilie neuerdings in Iſchl zu beſuchen, wie er beabfidtigt 
hatte | 


”„ _ n» Breußen) Der Biſchof von Ermeland erläßt bez. der bevor⸗ 
ftehenden Säcularfeier der Bereinigung Weftpreußens mit der Monarchie 
einen überaus loyalen NHirtenbrief. 

”»  . (Lippe»-Detmold.) Der neue Gabinetsminifter des Fürſten, von 
Slottwell, ordnet, nachdem feine Berhandlungen mit der Oppofition an 
deren Forderung, daß die Neuwahlen zum Landtag auf Grund bes 
rechtswidrig kaſſirten 1848er Gefehes vorgenommen werden wüßten, 
gefcheitert find, troß der Drohung mit einem abermaligen ablehnenden 
Verhalten bes Volles bei ben Wahlen bie unverzügliche Bildung ber 
Wablcollegien zu einer nach der Berfaflung von 1836 vorzunehmenden 
Landtagswahl an. 

26. „ (Breußen) Eine Jefuitennieberlaffung in Beuthen (Schlefien) 
wirb aufgehoben, obgleich biefelben „als Bäfte des Grafen Balleftcem“ 
davon gefhüht zu fein meinen. 

„2 am Aug. i eemmluns des 18ten Congrefſes deutſcher Volltwirthe 
Danʒ 
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27. Aug. Jahresverfammlung des Guftan-Abolf-Bereins in Speyer. Zahl 


28, 


reiche Katholiten befrängen dabei gleich ben Proteſtanten ihre Käufer. 
»„ (Breußen.) Erlaß bes Unterrichtsminifters betr. die Pflege ber 
deutichen Sprache in polniſchen Schulen: 

Die Maßregel IR eine überaus einſchneidende. Ber Ginn derjelben if 
furzweg fein anderer als die Polen müffen vdeutih Iernen. Zu dieſem 
Zwede wird „zur Ausführung in ſämmilichen Bffentlichen und privaten Ele 
mentar-Sulen“ verfügt, daß der „Religions-Ünterricht? zwar „auf der erfien 
Unterfiufe noch in der Mutterfpradde ertheilt”, jedoch „für den religiöfen Mer . 
morirſtoff“ die deutiche Sprade „von Anfang an“ zu Hilfe genommen werden 
fol Auf der Mitteifiufe vollzieht fi Ddiefer Unterricht in der deutlichen 
Sprade, wobei die Mutterſprache zu Hilfe genommen werden darf, jedoch nur 
infoweit, als diek zur Bermittlung des Berftändnifies notbiwendig if. Auf 
der Dberfiufe wird bei dem Neligionsslinterricht ausſchließlich die beutiche 
Sprade angewendet.” „Das Lejen und Schreiben wird von der Unterſtufe 
an ausicließli in der deutſchen Sprache gelernt Iınd geübt.“ „Der Un: 
ſchauungs⸗Unterricht wird von Unfang an zur planmäßktgen Einführung in 
die dentſche Sprache benügt. Tem Gefange wird der Tert in deutſcher Sprade 
untergelegt. Der Unterricht im Rechnen, in der Baterlands- und Raturfunde 
wird mit ausſchließlicher Anwendung der deutihen Sprache ertheilt.“ Mit 
befonderem Nachdrucke wird in dem Erlafle am Schluſſe noch einmal befonders 
hervorgehoben, daß aljo „die deutſche Sprache nicht ſowohl nur Unterrichts» 
gegenftand, als vielmehr obligatorifcheß Unterrichtsmittel in allen Unterrichts» 
Gegenfländen jein fol.” Bon ganz befonderem Intereſſe find die an die Kreis⸗ 
Schulinſpektoren zu obiger Berorbnung erlaffenen Durdführungs-Beimmun- 
gen, welde es fo unverblümt als möglich ausiprechen, daß auch an den rein 
polniſchen Eulen Schlefiens cin Leſe⸗ und Schreibunterricht in einer nicht» 
deutfchen, alfo in der poln. Sprade nicht mehr exiſtirt, und die in fehr eigen⸗ 
thümlicher Weile Ratuirten Ausnahmen beflätigen die Regel, „ER können“ 
— fo heißt es nämlih hier — „einzelne Fälle vorlommen, daß an manden 
Orten befondere Verhaäliniſſe es angemefien erjcheinen laſſen, nicht Deutſch 
redenden Kindern auf der Oberſtufe noch beſonderen Unterricht im Leſen ihrer 
Mutterſprache zu ertheilen. Derartige Fälle find, und zwar ein jeder einzeln, 
unter erihöpfender Darlegung zu unferer Kenntniß und Entſcheidung zu 
bringen. Gigenmädtige Einrichtung eines derartigen nichtdeutichen Leſeunter⸗ 
richts If unterſagt.“ Die Beſtimmungen darüber, welde Schulen fünftig, 
jelbR wenn eine Anzahl nicht Deutſch redender Kinder denjelben angehörte, 
als reindeutich anzufehen find, in welchen alſo aud der Religionsunterricht 
Ihon auf der Unterftufe in der deutfhen Sprache zu ertheilen fein wird, find 
von einichneidender Schärfe. In vielen Fällen werde eine beiondere Entſchei⸗ 
dung darüber nothivendig werden, do) wird für gegenwärtig bereits feſtgeſetzt, 
daß „Eulen, in welden 25 Bercent der Schulkinder der deutſchen Nationa⸗ 
Iität angehören, in der Regel als reindeutiche anzujehen und zu behandeln 
find“, während die Regierung fih vorbehält, unter bejonderen Berbältniffen 
auch ſolche Schulen für reindeutihe zu erflären, bei welchen der genannte 
Bercentjag „nit ganz“ erreicht fein follte. Die Anorbnung, daß jänmtliche 
—— — und Kreisſchulinſpekioren binnen ſechs Wochen die Erklärung 
abzugeben haben, daß fie „unter den neuen Verhältniſſen rückhaltlos und ges 
wiftenhaft bereit feien, den ſtaatlichen Anforderungen an fie als Schulauffichts⸗ 
organe im ganzen Umfange zu entſprechen“, bezwedi eine firenge Prüfung 
und Sichtung des gefammten Aufficgtsperjonales. Zur Rechtfertigung der jo 
gewaltig einfchneidenden Maßregeln wird in dem Erlaſſe gelagt, da „fie aus 
böhern ſtaatlichen Rüdfihten erforderlich jeien“. 


„ (Deutfies Reich.) Die halbamiliche preußiiche Prop.⸗Correſp. 
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ſucht in einem längeren Artitel den Beweis zu führen, daß durch dos 
Jeſuitengeſetz und Die dazu gefaßten Vollzugsbeichlüffe des Bundesraths 
allerdings auch jede feelforgerlihe Thätigleit der Jeſuiten betroffen 
werde. 


.... Wenn man, wie die Stimmführer der ultramontanen Partei ver- 
langen, die gegentheilige Behauptung gelten lieke, fo wäre die Wirfung des 
Geſehes vom 4. Juli darauf beichräntt, eine Schliekung und Auflöfung der 
Ordenshäujer herbeizuführen; die einzelnen Jeſuiten jelbft aber würden ihre 
Thätigfeit auf der Kanzel, im Beichtſtuhl, in Milfionsverfammiungen und in 
der Schule nach wie vor fortjeken können, fobald fie fi) auf ihren prieflerfichen 
Character oder auf einen biſchöflichen Wuftrag berufen. Selbſtverſtändlich 
haben derartige Deutungslänfte keinen Anſpruch auf Berüdfihtigung ....” 


28. Aug. (Hefjen.) Das bisherige Minifterium läßt nod den 


29. 


Entwurf 
eines neuen Wahlgejebes für die IL. Kammer an bie.Stände gelangen. 
„ (Heffen.) Der Kronprinz des deutſchen Reihe und von Preußen 
trifft zur Truppeninfpection in Darmftadt ein und wird dafelbft vom 
Großherzog, den Prinzen Alexander und Lubwig, den Behörden und 
dem Stadtooritande empfangen. 


„—31. Aug. Verſammlung des deutſchen Juriftentags in Frankfurt. Die⸗ 


jelbe wählt Gneift von Berlin zu ihrem Präfidenten und faßt Be- 
Ichlüffe für Beibehaltung der Schwurgerichte und gegen den, wie man 
allgemein annimmt in Berlin gebegten Wunſch, fie im ganzen Reich 
durch Schöffengerichte zu erſetzen, über die Competenzabgränzung des 
oberften Reichägerichts, für eine internationale Einheit des Wechſel⸗ 
rechts zwiſchen Geſammteuropa und Nordamerika und über die Preß⸗ 
geſeßfrage. 

Gneiſt bezeichnet in feiner Erbffnungsrede als das ruhig und conſequent 
anzuftrebenvde Ziel, zu dein aud der heutige Yuriftentag nur eine Station 
bilde, die Wiederberftellung des gemeinfamen deutichen Rechts und ſpricht die 
Hoffnung aus, die Schaffung eines allgemeinen deutſchen Geſetzbuchs bald zu 
erleben. Das lebhaftefte Intereſſe erregt die Frage, ob Schöffengerichte 
an Stelle der Schwurgerichte treten follen. Appellrath Stenglein 
(Münden) fpricht fih in feinem Referate unter allgemeinem Beifall da⸗ 
din aus, daß ehe man Erfahrungen Über die Schöffengerichte geſammelt 
habe, die vom Volksvertrauen getragenen Schwurgerichte nicht aufgegeben 
werden dürften. Das Schickſal des Tags aber entiſcheidet eine Rede von Gneiſt, 
welcher fi mit Energie für die Beibehaltung der Schwurgeriähte erklärt und 
nur eine Reform derſelben verlangt, indem er eine felbftändigere Stellung der 
Geſchwornen mit einer vereinfachten Frageſtellung (auf die ganze Schulpfrage) 
als das Nothwendigſte bezeichnet. Generatftaatsanwalt Schwarze aus Dres⸗ 
den hat e8 nur feiner perfünlichen Beliebtheit zu verdanken, daß die Abtheilung 
fein langes Plaidoyer für die Schöffengerichte geduldig anhört; er vertritt 
eine ganz unpopuläre Sade, und e8 bedarf feines ganzen Pathos, um 

ch gegen den wiederholt gehörten Vorwurf zu vertheidigen, daB er mit 
einer Schöffenivee fi als „Wühler“ gebrauden laſſe. Als Schwarze 
mit dem Ausrufe ſchließt, man werde in wenig Jahren mit ihm ſich für 
Schöffengerichte erflären, [halt ihm der donnernde- Ruf entgegen: Abwarten! 
Dagegen wird folgende Refolution des Oberftaatsanwalts v. Lauhn aus 
Halberftabt angenommen: „Der Yuriftentag ſpricht feine Ueberzeugung dahin 
aus, daß kein Vebärfnik vorhanden if, die Schwurgeridte in den ſchweren 
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GStraffällen aufzuheben und mit Schäffengerichten zu vertaufchen.* Richt mindern 
Eifern erregt die Preßgeſetzfrage. Die dritte Abtheilung beſchließt auf den 
Antrag des Dr. Jacques aus Wien: „l) die Hervorbringung und der Ver⸗ 
fauf von Erzeugnifien der Prefje, die Eolportage und das Anheften von Bla- 
caten haben ausſchließlich den Beſtimmungen der Reichſgewerbeordnung zu 
unterliegen; 2) eine Entziehung der Befugniffe zum jelbfländigen Betriebe 
eines Gewerbe durch richterliches Erkenniniß im alle einer durch die Preſſe 
begangenen Zumwiderhandlung darf nit ftattfinden. Wille weiteren aus ben 
Brundfägen des Präventivfyftens abgeleiteten Beſchränkungen, als insbejondere 
die Sautionse, Conceſſions⸗ und Stempelpfliät, zeitweilige ober dauerende Ein- 
ſtellung des Erſcheinens bei periodiichen Zeitjchriften, die Ueberreihung von 
Pflichtexemplaren, die Entziehung des Poſtdebits, haben zu entfallen; 3) bie 
vorläufige Beſchlagnahme von Drudicriften, ebenſowohl die richterlihe als 
die adminifirative ift unzuläffig" und dazu die Reſolution: „Preßdelicte find 
nach den allgemeinen ftrafredhtlihen und procefiualiihen Grundfägen zu beur⸗ 
theilen. Außerdem find Fahrlaffigkeitsſtrafen im alle der Bernadläffigung 
der pflidtmäßigen Obforge feflzuiehen.” Abſatz 3 des Antrags wird nur mit 
geringer Mehrheit in der Abiheilung angenommen: die Reſolution aber mit 
ziemlicher Mehrheit, obgleich mehrere Rebner aus Bayern fich lebhaft gegen 
denjelben ausiprechen, weil hiedurch Bayern einen ſehr erheblichen Rückſchritt 
erlitte, infoferne die Preßprocefie, weldde dort der Kompetenz der Schwurge- 
richte unterftellt feien, denfelben entzogen und den gewöhnlichen Gerichten über- 
wiefen wärben. Die Nefolution wird aber au vom Plenum angenommen, 
Dagegen Abfa 3 des Antrags (Beihlagnahmen) mit einer übrigens nicht 
großen Majorität verworfen. In jeiner Schlußrede betont Bneift neuerdings 
das Streben nach Rechtseinheit: Er begreife nicht, twie man gegen den leb⸗ 
haften Zug nad Eentralifation in Deutichland fein könne. Erſtens fei die 
Gentralifation nicht eine gar fo große, und dann erde fein Billigdentender 
uns ſchelten können, wenn wir jest centralifirten, nachdem man in Deutſchland 
fo lange einer einheitlichen Geſetzgebung entbehrt habe und tauſend Bedürf⸗ 
niſſe aufgeftaut feien, die nun ihre Befriedigung forderten. Auch verlange 
die heutige Entwidlung unferer Erwerbs. und Befigeßverbältnifie eine größere 
Eonjolidation als in früherer Zeit. Das Zufammenwirten von Raifer, Bun⸗ 
deßraib und Reichſstag müfle jede Furcht vor übergroßer Gentralifation 
beieitigen; denn der Kaifer habe nur wenig wirkliche Hoheitsrechte und ſehr 
wenig Beamte: im Bundesrathe jäßen viel centrifugale Elemente, die nur ein 
großer beherrſchender Geiſt zufammenhalten fönne, und derartige Geifter feien 
vorübergehend. Etwaige Gentralifationsgelüfte des Reichſstags hindere von 
ſelbſt die große Arbeitslaft, die auf den Abgeordneten ruhe BDie- Fülle der 
zu erlevigenden Neichstagsarbeiten ſchränke von jelbft durch die körperliche 
Ermattung den Yanatismus der Abgeordneten ein, zu viel Geſetze zu machen, 
zu uniformiren und zu rafiren. Biete denn die Sandesgefehgebung, das Zu⸗ 
fammenmwirten von LBandesherrn, Kammern, Partei» und Standesrüdjichten 
eine Garantie, Beſſeres und Unbefangeneres zu leiften, als mit der Reiche» 
geieggebung ? 


30. Aug. (Deutjhes Reich.) Der Kaifer trifft von feiner Nachkur in 


— 1] 


Gaſtein wieder in Berlin ein. 

„ Bayern) Hr. v. Gaſſer, während ber ganzen Monate bemüßt, 
ein gemäßigt ultramontan=particulariftifheg Diinifterium zu bilden, ift 
Damit noch nicht zu Stande gelommen, da er viele Ablehnungen erhält. 


Die gemäßigt ultramontanen Blätter, Augsb. Poſtz. zc., begleiten ihrerjeitg 
die Bemühungen v. Gaſſers mit ihren lebhafteften Wunſchen, die extrem-ultra« 
montanen belämpfen es dagegen als eine Halbheit“. So erflärt Sigl's 
„Baterland” die „Poftzeitg." mit ihren „Semelidmarn‘-Unhang für todt 
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und fertig und laßt ſich gleiizeltig über das Minikerium Gaffer wie folg 
vernehmen: „Immer und in jedem alle fehen wir in einem BRinifterium 
Gaffer mit dem Scheine des Ulteramontanismus nur Nachtheile. Nahen 
der Stantslarren einmal fo tief eingefunten if, fönnten wir — wenn mich 
ſehr bald ein großer Krieg kommt — aud von den entſchiedenſten nitra- 
montanen Miniſterien eine Rettung Bayerns vor der tödtlien Umarmung 
Preußens nicht mehr erwarten, denn eß ift groß und wir find Tiein. Gerette 
kann Bayern als felbfländiger Staat überhaupt nur mehr dur fremdı 
Hilfe werden. Dazu aber ift bis jekt nicht die mindeſte A ‚ 
Oeſterreich iR im Garne Bismards und Frankreich if heute noch nicht 
Tampffähig. Durch eigene Kraft, durch die Kraft des bayerifchen Boltes 
wäre eine Rettung dann denkbar, wenn die Bauern von Sendling nid wir 
die Tyroler Andreas Hofers der Geichichte angehörten. Zwiſchen den begeiftert- 
fen Hochrufen und dem Sterben in offener Schladt iſt eben einiger Unter: 
ſchied, zumal wenn dazu fein befonderer Anlaß vorhanden ik. Was aber 
ſollen wir denn tun? — Abwarten und die Stellung behaupten, die wir 
bisher eingenommen haben, aber nicht mitthun bei einer Sache, wo Gerz und 
Kopf nicht dabei fein können. Wir find in der Lage des heil. Vaters, vou 
der Gewalt unterdrädt, machtlos, ohne Armeen; fo maden wir e8 wie er, 
der fih weder den „Berhältnifien”, noch der Gewalt, noch der „geichaffenen 
Zwangslage“ beugt und Allem fein Non possumus entgegenfegt. Auch wir 
fagen: non possumus, wir können nit mitthun an euerem Werl, und wie 
wir jagen, jo handeln wir, wie es Ehriften ziemt, die keine Rebellion machen 
die fih aber auch nicht zu Mitſchuldigen deß Unrecht maden.” — Der Zanı 
der’ihe „Bollsbote* aber meint: „Wie, mit welchen Mitteln wird das neue 
Miniſterium der Verpreußung entgegentretien? Es mag die Sache anpaden, 
wie es will, ohne Gonflitt, ja vielleicht ohne Krieg mit dem Reiche il 
ein Erfolg abjolut unmöglid. Wird das Minifterium Gaſſer e8 auf einen 
Krieg anlommen laffen, um die ſtrone Bayerns zu reiten? Ind wenn, wc 
find feine Bundesgenofien? Begreift man jett, weßhalb wir Ungefidhts der 
Rage das projeltirte Minifterium für ein Ungläd halten? Glaubt man über: 
haupt no an eine Rettung Bayerns und will man der Krone ernſtlich zu 
Hilfe kommen, jo muß man einen offenen Bruch mit dem Reiche“ ins Auge 
faflen. Wir fagen nit, man dürfe oder jofle auf den Bruch Hinarbeiten; 
wir fagen nur, daß der Bruch jobald man in Bayern gegen die weitere Ber- 
preußung Ernft madt, ſowie die Dinge thatfählich Liegen, undermeidlid 
if. WIE man aber dieſen Bruch nit, nun, jo gebe man bie Rettung 
Bayerns auf und trage den Löwen lieber heute noch als Beute dem gefräkigen 
Reihsadler entgegen.“ 

Derjelbe „Boltshote” entwidelt das Brogramm der fanatif-ultre» 
montanen Partei folgendermaßen: „Die Revolution gegen die kirchl. Auto⸗ 
rität und folgerichtig gegen die chriſtliche Weltordnung überhaupt Tlebt dem 
gegenwärtigen Reiche“ nicht bloß äußerlich an, fo daß fie ih von ihm trennen 
ließe; nein, das dermalige „deutiche Reih” if vielmehr das natırnotgwendige 
Ergebniß einer mehr als 300jährigen Revolution, mit deren Entwickelung Brea- 
Ben und deſſen ganze Beichichte aufs innigfte und weſentlichſte verfnäpft iR. Wir 
die Empbrung gegen die Autorität der Kirche, die Losſagung von Rom un) 
dem geſammten fihtbaren Lehr⸗ Hirten- und Priefteramte gleih von Unfans 
an in Preußen ihren Hort und ihre eigentlidde Stüge fand, jo hat ſich das 
nämliche Preußen aud nachher und bis auf den heutigen Tag als die 
eminent proteftantiihe und darum der Kirche principiell feindlide Macht ge 
zeigt. Heute handelt es fih um die Einführung der Außerften Conſequenzen 
des Proleſtantismus in daß Leben der Bölfer, um die Sintbromfirung des 
im gleißenden Gewande des Liberalismus einherziehenden Antichriſtenthums 
und vollendeten Atheismus, und wiederum ift e8 Preußen, das als natlirlider 
Adtirter des Proteftantismus dieſen Beflrebungen unter Anwendung :et 
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Neihögewalt zum XTriumpbe zu verhelfen ſucht. Es IR darum völliger Blbd- 
finn, von —* —— * d unter Preußens Führung etwas für die Kirche, 
für die Wiederherſtellung einer chriſtlichen Staattordnung zu erwarten. Die 
ganze geſchichtliche Entwickelung Preußens kennzeichnet eine ſolche Anſchauung 
als unverzeihlichen Irrthum. Das Reich“ in feiner dermaligen Beftalt iſt 
nichts Anderes, als die concrete bofitiien Darftelung der letzten Phaſe des 
Brotetantismuß, des Yufruhrs der Bölter gegen Bott, und jo gewiß es ift, 
daß diefe legte Phaſe keine Zukunft bat, ebenio gewiß iſt es, daß mit ihr 
au das „deutſche Rei“ unter Preußens Führung ins Grab finten wird. 
Die Kirche aber wird das Grab zudeden und über dem Brabeshügel ein neue, 
mächtigeS deutiches Rei unter hriftlicder Währung und mit chrifilichen Ge⸗ 
fegen aufbauen helfen. Die allmäfige Herbeiführung der gegenwärtigen poli« 
tiſchen Machtſtellung Preußens if eine Reihe von Attentaten auf die göttliche 
und menſchliche Rechtbordnung; daß dermalige „Reich“ Rebt darum thaljächlich 
und feinem ganzen geſchichtlichen Urfprunge ned auf dem Boden der Revo⸗ 
Iution, unter deren fortinährender Beihilfe es geſchaffen wurde. Hieraus folgt, 
daR bie Bismardife Schöpfung ſchon in ihrer Entſtehung, weil jeder Rechts⸗ 
bafis entbehrend, vom Standpunkt der natürlichen wie der chriſtlichen Moral 
aus zu verwerfen if. Zum gleichen Schluſſe gelangt man, wenn man die 
feitherige Entwidelung bes ‚Reiese in Betracht zieht; diefe iſt antichriſtlich 
und rebolutionät. Man überblide einmal die anderthalbjährige neue Reichs⸗ 
eſchichte von der erfien Eröffnung des Reichsſtages angefangen bis zur Aus⸗ 
Fab brung des Jeſuitengeſeges und halte Umſchau tiber die reichtgeſetzlichen Alie 
und Thaten, und dann ſage man uns, ob das ‚Reich“ in feiner Entfaltung 
nit genau feinem Urfprunge entſpricht, ob es fi) nicht als ein Weich der 
Gewalt, des Deipotismus und ber Empörung gegen die chriſtliche Weltord⸗ 
nung vor UAller Uugen entpuppt bat, ob die neue ——— — nicht die Fahne 
des modernen Liberalismus iſt, welcher mit dem „Reiche“ ſich identificirt und 
unter deſſen Fittigen und von ihm gefärkt, ermuntert uud b hüpt, den Ber- 
nichtungskampf gegen die Kirche und das Chriſtenthum aufnimmt? Will 
man aufriätig fein und für bie Bahrpeit Zeugniß ablegen, jo muß man 
zugeſtehen und dem Gage beipflichten: das gegenwärtige „deutſche Reich“ 

in feiner bisherigen Entwidelung if ein Reid des religidfen und politiſchen 
Umfinrzes und ſchreitet geraden Weges darauf los, den „modernen Staat“, 
Staat der Sreimaurerei, mit allen feinen Ungeheuerlichleiten zur vollen 
Berwirklichung zu bringen. Bas ift der Unblid, welchen das neue „Reich“, 
betrachtet, gewährt, das der Eindruck, den «8 auf jeden unbefangenen 
Beobachter hervorbringt. Und ein foldhes Rei follen wir lieben, ihm unfere 
— — entgegentragen, für jeine Erhaltung und Fortentwicklung thätig 
fein? Rein, dazu wird uns Niemand vermögen. Gin Gebäude, welches auf 
v5 morfer Grundlage ruht, eine Pflanzung, die ſchon in der Wurzel 
vergiftet iR, ein Reich, deſſen Uriprung und Entwidelung ein Ungriff auf die 
Tide und lache ‚Drbmeng if, verdient unfere Liebe, unfere Inter» 
g nic. e Pflichten, die wir dem „Neiche” gegenüber haben, find 
faR nur negativer Reha und laflen fi in die Worte zulammenfaften : nicht 
resoltiren, jondern das Ingtid mit Geduld ertragen, bis der Herr die Zucht⸗ 
ruthe wieder hinwegnimmt und einer befieren Ordnung Play macht. Bas 
neue „Reith“ befigt feine Bebensfähintelt, es nt ein todtgebornes Kind, das 
gar bald wieder in das Grab zeriffinfen wirt. Denn ninmermehr Taßt fid 
mit Kanonen und Zundnadelgewehren, alfo 8 roher Gewalt, auf die Dauer 


und Zundnadelgewehre gegen das Herz der Kirche, dieſer von Gott 

ſelbſ ** Saule aber Rechtsordnung, geriätet find. Ein fo older Rdrber 

a nd le nie nicht ; Y bi — een de ve ale | 
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alten Ki r doch die ——— Aunswuchſe mehr für zufällige Eitergeichtofire, 
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die fi) nit aus dem Weſen des neuen „Reiches entwideln, ſoudern Iebig- 
lih auf Rechnung einer mädhtigen Partei“, die zufällig die Oberhand hat, 
zu fiehen lommen. Welch' furdtbare Täuſchung! Vie ganze Geſchichte Preu⸗ 
end beftätigt dieß, und man muß geradezu die Augen verjälieken, um richt 
einzujebhen, daß von Preußen für die Wiederberftellung der chriſtlichen Staats⸗ 
ordnung nichts zu erwarten iſt. Mit der Außerften Entfaltung ber prote- 
ſlantiſchen Principien im faatlichen Leben hat die „Milton“ Preußens ihr 
Ende erreiht. Der Wiederaufbau des föderaliftiich geeinigten Deutſchlands 
auf rechtliher Brundlage, die Wiederherſtellung des Hriftlichen Kaiſerthums 
und die Aufhifiung der geſchichtlich einzig berechtigten deutſchen Reichsfahne 
wird erft nad) einer Rataftropbe folgen, in der die VBismardiihe Schöpfung 
ihren Untergang finden wird. Man mag hierüber immerhin die Adiel 
zuden und unſere Worte mit mitleivigem Lächeln beantworten; fie werden 
gleichwohl zur Wirkligfeit werden. Daran aber jollte man jetzt fon denken, 
namentlich in Bayern und Württemberg, wo man ſich eben anſchickt, andere 
Bahnen als die bisherigen einzuſchlagen. Das Ziel, worauf ein neues bay- 
riſches Minifterium Losfteuern muß, if die Wiederherfiellung ber chriftlichen 
Staatenordnung, iſt ein föderativ geeinigtes Deutſchland auf chriſtlichem Rechts 
boden. Diefes Ziel aber ift unerreihbar, ohne dak mit der preußifchen Ein- 
heitsftaatlerei fjofort gebrochen und Alles aufgeboten wird, von der eifernen 
Umarmung des neuen „Reiches" mit rechtlichen und geichlichen Mitteln ſich 
wieder loszuwinden. Souveräne Kirche und ſouveräner Staat, Belämpfung 
des Einheitsftantes und Anbabnung einer wahrhaft föberativen Reichseinheit, 
das muß die Looſung des neuen bayeriſchen Miniſteriums ſein. Jedes andere 
Programm iſt eitle Spiegelfechterei, mit der man ſich nur compromittirt 
und den politiicden Selbſtmord Bayerns vollenden bilft.” Der „Bollsbote“ 
meint ſchließlich, ex lenne aud die Männer, die ein ſolches Programm aus- 
zuführen im Stande ſeien. Hr. v. Gaſſer iR es nicht. 


1. Sept. (Breußen.) Der bochconfervative „preußifche Volksverein“, ber 


in ber Gonflictäzeit eine hervorragende Rolle zu fpielen berufen ward, 
1ö8t fih auf. Seine Auflöfung war, da ihm jeit 1866 der Boden 
unter den Füßen entſchwunden zu fein ſchien, fchon vor dem Tode 
feines Vorfigenden, des Grafen Stolberg, bejchloffen. 


. (Preußen.) Der Rüdtritt bes Geh. Raths Stiel im Unterrichts- 


minijterium, des Urhebers der berufenen Schulregulative, iſt nunmehr 
außer Zweifel. 
„ Die Blätter bringen eine nicht uninterefjante Ueberſicht der cleri⸗ 


calen Zagesprefie in Deutſchland: 
Noch vor einigen Jahren waren die „Köln. Blätter” (ieht „Köln. Volke⸗ 

zeitung”), das „Mainzer Journal“, der „Weitphälifche Nertur ( Munſter) 
und allenfalls das „Echo ber Gegenwart“ (Aachen) die einzigen größeren 
Blätter dieſer Richtung in der nörblien Hälfte von Deutihland. Dazu 
kamen aus Süddeutſchland die „Augsburger Poflzeitung“‘, der Münchener 
„Boltsbote‘, der „Badiihe Beobachter”, daß „Deutiche Volksblatt“ (Stuttgart) 
und aus Wien der „Bollsfreund* und das „Vaterland“. Seitdem find im 
nörblidien Deutichland binzugelommen bie „Germania“ (Berlin), die „Schlei. 
Volkztg.“ (Breslau), die „Deutiche Reichszeitung” (Bonn), die Riederrheiniſche 
Vollsztg." (Krefeld), die Eſſener, Dortmunder, Koblenzer und Weltphäliice 
(Bochumer) Bollszeitung, in Süddeutſchland das „Bayeriſche Baterland”, der 
„Baperifche Curier“ (Münden), die „Donauzeitung” (Palau) und viele andere 
Tagblätter, ferner im Norden und im Süden eine ſehr große Zahl von 
Blättern, welche ein bis drei Mal wöchentlich erfcheinen. Die Redakteure und 
Mitarbeiter der clericalen Blätter find größtentheils Geiſtliche. 


Bas deutfge Hei und feine einzelnen Glieder. 177 


e 2. Sept. (Preußen) Ein Schreiben des Kaiſers an ben Biſchof von 

; Ermeland erflärt demjelben auf feine Anfrage jehr beftimmt, daß Se. 
Majejtät eine Loyalitätsadrefle des Biſchofs und feines Clerus gelegent- 
li der Marienburger Säcularfeier für die Bereinigung Weitpreußens 
mit der Monarchie nur unter der Bedingung entgegen nehmen Tünne, 
daß ber Bischof vorher erfläre, „Daß er gewillt fei, den Staatsgefegen 
in vollem Umfange Gehorſam zu Ieiften.“ 

Bon dem Schreiben des Kaiſers iſt nur eine Unalyfe veröffentlicht worden. 
Der Bilchof von Ermeland Hatte unterm 22. Aug. bei Sr. Mai. in Betreff 
der Theilnahme an der Marienburger eier angefragt. Der Beſcheid des 
Raijers knüpft indeß nicht an dieſe Anfrage, vielmehr an die Vorftellung de 
Biſchofs vom 15. Juni d. 3. an, worin derjelbe die Antwort vorgelegt, welche 
er an den Cultusminiſter gerichtet hatte. Ge. Maj. gebe einen neuen, 
nehenden Beweis Iandesväterlichen Sorgens um die Erhaltung des Friedens 
zwiſchen Staat und Kirche in der Aufforderung, welche der Kaiſer, bevor 
weitere Entichließung in der Angelegenheit getroffen werde, gegenwärtig dem 
Biſchof an das Herz lege. Das Schreiben, weldhes ver Letztere am 30. März 
d. 3. an den Eultusminifter gerichtet, habe die Regierung in die Nothwen⸗ 
digkeit verjekt, von dem Bilchof ein ausdrückliches Anerlenniniß der vollen 
Souveränetät des Staats in zmweifellofer Geftalt zu fordern. In der Antwort, 
die dem Kaiſer vorgelegt worden, jei indeffen nicht die von der Regierung er» 
wartete Zufage, die Landesgeſeze in ihrem vollen Umfange befolgen zu wollen, 
fondern die Erflärung einer Anerkennung „der ſtaatlichen Gouveränetät 
des Staats" enthalten. Mit diefem Gate werde der Souveränetät de Mo⸗ 
narchen in feinen Landen eine andere Souveränetät, als welche nur die kirch⸗ 
liche gedacht werden könne, gegenübergeftellt, damit aber die Grundlage ver- 
hoben, auf welcher das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche in der preu- 
hiſchen Monarchie verfaffungsmäßig geregelt fei. Die Beleitigung des hier. 
nad) beftehenven tiefgreifenden Gegenſatzes zwiſchen der Regierung und dem 
Viſchof fei Borausjegung für den Ausgleich der vorhandenen Differenzen und 
für die Yernhaltung ihrer Entwidlung zu ernflen Conſequenzen. Rur dur 
eine andermweite Erklärung von Seiten des Biſchofs könne der Gegenjag be» 
feitigt werden. Die wiederholte Berfierung des Biſchofs, daß er fich feiner 
eidlich gelobten Pfliät, der Treue und des Gehorſams gegen Ge. Mai. ebenjo 
bewußt fei, wie feiner übrigen ftaatshürgerlihen Pflichten, und das ausdrüd⸗ 
lich befundete Streben nad einer Berftändigung lafje den Kaiſer hoffen, feinen 
fruchtlofen Schritt zu thun, indem nun aud er den Biſchof auffordere, 
rackhaltlos zu erklären, daß er gewillt fei, den Staatsgejegen 
in vollem Umfange Gehorſam zu leiften. Wenn der Bilchof diefer 
Aufforderung entiprochen habe, dann werde der Kaiſer bei der Erinnerungs- 
feier der Bereinigung der dortigen Landestheile mit feiner fouveränen Krone 
mit Freuden die Geſimungen ber Treue und Ergebenheit, welche den ermlän- 
diſchen Glerus unverändert bejeelten, durch den Biſchof beflätigen hören. Im 
anderen alle werde dieſe Beftätigung dur Wort und Schrift zwar auch zu 
des Kaiſers Hoher Genugthuung gereidhen, aber aus dem Munde des Biſchofs 
und aus feiner Sand werde er diefelbe nicht entgegennehmen können. 


3.—11. Sept. BDreifaifer-Zufammenkunft in Berlin gelegentlich der großen 
preußifhen Herbfimannöver in der Umgegend ber Stadt. Der 
Reichälanzler kehrt dazu von Varzin zurüd; bie Saifer von Oeſter⸗ 
reih und Rußland find gleichfalls von ihren Miniftern des Aus- 
wärtigen, Graf Andraſſy und Fürſt Gortſchakoff begleitet. Zwiſchen 
den leitenden Miniſtern finden vielfache Gonferenzen ftatt. Etwas 
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Scrijtliches wird indeß, wie von allen Seiten verſichert wird, nid 
ausgemacht. 

Die bffentliche Meinung ift darüber einig, in der Zufammentunft theils 
eine erneuerte Anerkennung der durch ben beutic- Frangöfiiden Ari Krieg fo grüns 
lich verſchobenen Machtverhältniffe und einen verftändlicden Wink au Fraul⸗ 
reich, daß es für feine Revandegelüfte und allfällige Allianzen dazu vorerſ 
keinerlei Ausſicht habe, namentlich nicht von Seite Rußlands, theils eine Un 
näherung zwiſchen Rußland und Oeſterreich zu ſehen, welche legtere nur mög- 
lich if, wenn Rußland entichlofien ſei, die orientalildie Frage vorerſt entichieben 
ruhen zu laſſen. | 

3.—11. Sept. (Heffen.) Der bisherige heſſiſche Bevollmächtigte im Bun- 
besrath Leg.-R. Hofmann wird mit der Neubilbung bes Cabinets beauf- 
tragt. Der definitive Bruch mit dem DalwigPichen Syſtem ift Damit 
ansgeiprochen: der Miniiter d. Lindelof und der Staatsrath Tyrand, 
die Träger des bisherigen Syſtems, fuchen deßhalb um ihre Penſio⸗ 
nirung nad). 


4. Sept. (Deutſches Neid.) Ein Erlaß bes deutſchen Kaifers verfügt 
propijorish eine fehr weſentliche Vermehrung der Artillerie auf den 
1. November, die definitive Enticheidung muß dem Reichstage vorbe- 
halten bleiben. 

» » (Breußen.) Eine lutheriſche Conferen; in Kammin will ber 
evangeliichen Kirche das Recht der Ercommunication wahren, inbem 
fie beſchließt: 

„Das Recht, die Kirche zu verlaflen, ſteht Jedem frei; in Preußen iR die 
Form dafür geordnet durch Belek von 1847. So iR aud der das 
Recht von ihrem Stifter eingefikte, Glieder von fi auszufliehen. Math. 8, 
17, 18. „Wer und wo ſtaatliche Geſetze das Recht Rören oder zerſtdren, 
da bedürfen fie einer Ubänderung.“ 

„ » Elſaß⸗Lothringen.) Auch in Straßburg wird die bortige Je⸗ 
fuitenniederlaffung aufgehoben. 

5. „ (Breußen) Der Bilhof von Ermeland antwortet dem Kaifer 
auf fein Schreiben vom 2. d. und entipricht der Forderung besjelben 
nur in den Worten, nicht aber in der Sache, inben er neuerbings 
zwar die volle Souveränetät der weltlichen Obrigleit anerlennen will 
auf „ſtaatlichem“ Gebiete, aber eben nur auf biefem, und Dagegen 
der Kirche und ſelbſtverſtändlich dem infallibeln Papft das Recht re 
fervirt das Gebiet ber Kirche felber zu definiren, d. 5. das Gebiet 
des Staats nad) ihren Ermeflen willkürlich einzufchränfen. 

„En. kaijerl. und königl. Majeflät möge die Berfiherung enigegenehmen, 
daß 6 durch meine in dem Schreiben vom 15. Juni L J. an den Herrn 
Enttusminifter enthaltene Betheuerung meiner Anerkennung ber vollen Ract- 
lien Souveränetät des Staates irgend eine Beſchränkung der Gouverän« 
tät8rechte desſelben auf feinem Gebiete oder des aus tenjelben tefultirenden 
ſchuldigen Gehorſams gegen die Landesgeſetze weder intendirt, noch auch, wie 
4 glaube ausgeiprodden babe. Um jedoch der wohlmeinenden — 

Majeftät. zu entiprechen und jedes Mi ändniß zu befeitigen, erfläre 
ei biermit ge n und riidhaltloß: 1) dag ich die volle Gonperänetät der welt 
ligen Obrigkeit auf ſtaatlichem Gebiet anerkenne; 2) daß ich eine andere 
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Ssuveränetät auf dieſem Gebiet nit anerkenne; 8) daß ich bemgemäß 
die mir dur Gottes Wort auferlegte Pflicht, dem — in vollem 
Umfange Gehorfam zu leiſten, treu erfüllen werde. Ich ſpreche dieſes mit 
derſelden Aufrichtigteit und Gewiſſenhaftigkeit aus, mit der ih andererjeits 
befenne, daß mir in Sachen des Glaubens und für die Wege deß ewigen 
Heiles Bottes Offenbarung und Gele als alleinige und unu lie Rorm 
nelten und ich hierin der Offenbarung unſeres Herrn und Heilandeßs Jeſu 
Chrifti und der Autorität feiner von ihm geſtifteten und durch feinen heiligen 
Geiſt geleiteten Kirche ebenfalls ohne R ft mich unterwerfe.” 


5. Sept. Fürft Bismard nimmt eine Adreſſe von Mitgliedern des engli⸗ 


chen Oberhaufes und Unterhaufes jo wie einer Anzahl Cleriker ent⸗ 
gegen, die ihm ihre Sympathie in dem erneuerten Ktampfe gegen bie 
Suprematiegelüfte des Papftihums ausbrüden : 
. Uber der Hauptzwed diefer Adreſſe if, Ew. Durchlaucht zu verfhen, 
* "wir, die Schwierige Natur diefes Kampfes anertennend, welcher viel 
fd, Weisheit, Ausdauer und Sinn für wahre Freiheit erfordert, —— 
zu welchem Grade es Ihnen möglich geweien iR, dieſe Eigenichaften in 
rd Zeitung des Rampfes an den Tag zu legen, un daß wir mit Ihnen 
in Ihren edlen und großen Zielen ſympathiſtiren. Wir mödten auch zum 
Säluß uniere innige Hoffnung ausprüden, daß der allmädtige Regierer der 
Menſchen bald Europa von dem verberblichen Einfluß des Ultramontaniemus 
befreie und daß dur Ihre Wirkjamteit Deutihland einen vorberfien Plat 
einnehmen möge in der Aufrechterhaltung jener Princpien weile das einzig 
untchlbare Haupt der Fire ehren und Frieden und ben 
Böltern verbreiten.” Untwort Bismards: „Diede — — dat um 
fo höhern Werth, als fie aus einem Lande Tomimt, welches Europe in den 
legten Jahrhunderten als Bollwerk der politifehen und religidfen freiheit 
hüten gelernt bat. eh richtig wärdigt Die — die Schwierigkeiten des 
Kampfes, weldier uns gegen den Willen und die Erwartung ver dentidhen 
Begierungen aufgenätbigt worden. Die —28 des Staates, den conſeſſio⸗ 
nellen Frieden und die Gewiſſentzfreiheit Aller gleihmähig zu fühlen, würde 
auch dann feine leichte fein, wenn fie den Regterungen nicht durch den Miß⸗ 
brauch berechtigter Ginflüfle, dur Tünflliche Beuntnbigung gläubiger Ge⸗ 
möüther erjäwert würde. Ich freue mid, mit Ihnen in dem Grundſatze ein- 
verfianden zu fein, daß in einem georbneten Gemeinweſen jede Perjon und 
jedes Belenninik das Maß der Freiheit genießen joll, welches mit der Frei⸗ 
beit der Uebrigen und der Sicherheit und linabhängigleit des Bandes verein- 
bar if. In dem Kampfe für diefen Grundſatz wird Bott daS deutſche Mei 
auch gegen ſolche Gegner ſchützen, welche ſeinem heiligen Namen einen Vor⸗ 
wand für ihre Feindſchaft gegen unſern inneren Frieden entnehmen.“ 
„ (Deutjches Reich.) Frankreich Hat in Straßburg die erfte Hälfte 
der dritten Milliarde vollftändig bezahlt und erhält darüber Quittung. 
Die deutfchen Truppen werden daher ungefäumt die Departements 
Marne und Haute Marne räumen. 


„ Bayern) Die Regierung verfügt nunmehr auch ihrerfeitS bie 
Ausführung des Jeſuitengeſetzes in Bayern: 

„Den Ungehörigen des Ordens der Geſellſchaft gu iR die Wusübung 
einer Ordensthätigleit insbefondere in Schule und Kirche nicht zu geftatten. 
Die Abhaltung von Miffionen durch Jeſuiten it unterfagt. Niederlaffungen 


des Ordens der Gejellihaft Jeſu dürfen in feinem alle geduldet werben. 


Nichtbayeriichen Angehörigen des Ordens der Geſellſchaft Jeſu ift der Auf 
enthalt in Bayern in der Regel nicht zu geftatten. Keinem ejuiten iſt die 
Aufnahme oder Raturalijation gemäß 3 6 des Neichägejeged vom 1. Juni 1870 
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über die Erwerbung und den Berluft der Bundes und Siaatsangebörigfeit 
zu ertheilen,, jedes derartige Gejuch eines Jeſuiten iſt vielmehr zunächſt dem 
mitunterfertigten 8. Staatsminiſterium des Innern vorzulegen. Die zum Boli- 
zuge des Geſetzes in den einzelnen Fällen erforderlichen Anordnungen werden, 
fo weit e8 fih um den Orden der Gelellihaft Jeſu handelt, von den Diftrikts- 
polizeibehörden — vorbehaltlih des Oberaufſichtsſsrechtes der denſelben vorge 
gejegten Stellen — getroffen; jedoch wird bemerkt, daß die nad $ 2 des Ge 
ſetes zuläffige Anweifung eine Yufenthaltes in befimmten Bezirken over 
Orten der Regel nad auf diejenigen Fälle zu beichränten ift, in welchen ber 
betr. Ordensangehörige fi außer Stand erklärt, jelbft einen beſtimmten, ihm 
nicht unterfagten Aufenthalt zu wählen. Bon allen fällen, in denen aus 
ländiſche Angehörige des mehrgenannten Orden ausgewielen worden find und 
deutjchen Angehörigen desjelben der Uufenthalt in befiimmten Orten oder 
Bezirken verfagt oder in ſolchen angewiejen wurde, ift unter Ungabe des Na⸗ 
mens und der perjönlichen Verhältnifie der von dieſen Maßregeln betroffenen 
Perſonen fofort Anzeige an das mitunterfertigte !. Staatsminiflerium des 
Sinnern zu erſtatten. Hiernach bat die k. Regierung ungeläumt das Weitere 
zu verfügen und ſämmtlichen Diſtrikispolizeibehörden einen Abdrud mitzu⸗ 
theilen. Auf Sr. Majeftät des Königs allerhöchſten Befehl — Münden x. — 
v. Bug. v. Pfeufer.“ 


9. Sept. (Preußen) Fürft Bismard antwortet im Auftrag des Kaifers 


auf ben Brief des Biſchofs von Ermelaud vom 5. db. M. an den 
Iebteren, indem er nunmehr ganz bejtimmt präcijirt, was von ihm 
verlangt wird: 

„Ew. b. On. Erklärung an Se. Majeflät den Kailer und König vom 
5.0. M. trägt in der form einen entgegenfommenden Gharafter, und ich verſchließe 
nid der Hoffnung nit, daß es Ew. b. En. moglich fein werde, Se. Mai. 
unferen allergnädigften Herren, in den Stand zu ſetzen, daß er Sie empfangen 
könne. Als amtliher Rathgeber Sr. Majeftät des Kaifers und Königs Tann 
ih Em. b. Sn. perfönlicden Empfang dur Allerhöchſidenſelben erfi dann mit 
der Würde der Krone verträglich halten, wenn jeder Zweifel darüber gehoben 
ift, daß Sie die Autorität der von unferen Königen gegebenen Geſetze dieſes 
Randes unbedingt und vollftändig aneriennen. Ew. b. ®n. haben 
gegen die Landesgeſetze gefehlt, indem Sie die große Ercom> 
munication ohne Vorwiſſen der Regierung gegen Unterthanen 
Sr. Moj. des Königs öffentlih verhbängten. Gs kann Ew. b. Ga. 
meines Erachtens nicht ſchwer werden, diefe Thatfadhe Ihrem Landesherrn 
gegenüber anzuerfennen. Sobald dieſes erfolgte, wälrde ich mich freuen, jede 
Schwierigkeit gehoben zu ſehen, welche ſich bis heute noch Ihrem perfönlichen 
(mpfange dur Se. Maj. entgegenftellt.* 


„—12. Sept. Generalverfjammlung der katholiſchen Vereine Deutſchlands 


in Breslau. Dieſelbe beichließt folgende Refolutionen: 

1) Die Generalverfammlung Hält e8 vor Allem für ihre Pflicht, im 
Namen der Gerechtigkeit und der Religion den Proteft zu wiederholen, melden 
die Katholiken Deutjchlands bei früheren Beranlafjungen gegen die frevelhafte 
Entthronung des hl. Vaters und die damit verbundene Schädigung der Rechte 
des hl. apoftoliichen Stuhles und der gefammten katholichen Chriſtenheit er- 
hoben Haben. 2) Die Generalverfammlung erfiärt daß Unterfangen der 
römiſchen Localregierung, die Beneralate der Orden, welche dem hi. Stuhle 
in der Regierung der gefammten Kirche unentbehrliche Dienſte leiften, aus 
ihren Wohnhäujern zu vertreiben und ihre Beziehungen zum Papfle zu er- 
ſchweren, als eine rechtswidrige Gewaltthat und einen unerträgliden Eingriff 
in die auf göttlihem Recht beruhende Freiheit und Gelbfländigfeit des irch 
lichen Oberhauptes. 3) Die Beneralverfammlung erlennt in dem durqh wichts 
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gereistfertigtem Vorgehen gegen die Geſellſchaft Jeſu eine unbeilvolie Maß» 
xegel, welche bie Freiheit der Gewiſſen und die Rechte und Intereſſen der 
katbolijden Fire, ſowie die beichworenen Gewährleiſtungen unbeicholtener 
Staatsbürger aufs Tieffte verlegt, religidfen Hader erzeugt und das Wohl 
des deutlichen Baterlandes, das auf der Pflege der Religion, wie auf dem 
Frieden der Confeſſion beruht, auf das Bedenklichſte gefährdet. 4) Die Ge⸗ 
neralverfammlung proteflirt gegen daB behauptete ſtaatliche Schulmonopol 
als gegen eine Berlegung der Rechle der Eltern, der Gemeinde und der Kirche 
und fordert für die chriſtlichen Eltern die Freiheit, ihre Kinder in ſolche 
Schulen zu ſchicken, die ihrer Ueberzeugung entipreden und demgemäß den 
ungeigmälerten Fortbeſtand der vorhandenen Kıiflliden und confeſſionellen 
Säulen und Lehranftalten. 5) Ta die Ehe der Chriften eines der heiligen 
Sacramente ift, deren Berwaltung nur der Kirche zufteht, jo fann die Ges 
neralverfommlung die ausgeſprochene Abfiht, in Deutichland die ſogenannte 
Givilehe geſetzlich und obligatorilh einzuführen, nur aufs Tiefſte beflazen, 
zumal dieſes Inftitut der religiöſen Befinnung des beutichen Bolles zuwider 
und ein Bedürfniß hierzu keineswegs vorhanden iſt. Der Staat würde durd 
dasjelbe die Achtung vor der Heiligkeit und Unverleglichkeit der Ehe abſchwä⸗ 
den, gar Manche zu Verbindungen veranlafien, die feine wahren und giltigen 
Ehen find und unzählige Eonflicte zwifchen dem Gerwiffen und der Geſetzge⸗ 
bung, fowie zwiſchen der weltlichen und kirchlichen Obrigkeit hervorrufen. Im 
Intereſſe der Religion und Eittlicfeit, im Intereſſe des Friedens in den Fa⸗ 
milien, nicht minder wie in dem des Anjehens des Staates proteflirt die 
Generalverfammiuug gegen die Einführung eineß joldden Gejeges und die 
damit verbundene Abfiht, die nührung der Civilſtandsregiſter der Pfarrgeift- 
lichkeit zu entziehen. 6) Da die katholiſche Kirche eine von Gott gegründete 
volltommen in ihrem eigenen Rechtsgebiet ganz felbſtändige Geſellſchaft ift, 
weil die Vorfleher der Kirche, der Papſt und die Bilhöfe, von Chriftus dem 
Herrn ſelbſt mit der Tirchliden Regierungsgewalt ausgeftattet find, jo bat 
die weltliche Macht nicht das Net, in die Jurisdictionsgewalt des heiligen 
Bater8 und des Epifcopat8 oder in die denifelben allein zuflehende Handhabung 
der kirchlichen Disciplin, in das kirchliche Straf» und Ausſchließungsrecht flö- 
rend einzugreifen, oder darüber die Bilhöfe zur Verantwortung zu ziehen. 
Die Seneralverfammlung flieht in jedem folchen Berjuche einen llebergriff in 
ein dem Staate fremdes Gebiet und fomit eine ſchwere Verlegung ber Gerech⸗ 
tigkeit. 7) Nah dem katholiſchen Glauben befigt der Papft die Fülle der von 
Jeſus Chriſtus feiner Kirche hinterlafienen geiftfihen Gewalt, jomohl des ewi- 
gen Prieſterthums, als des Lehr» und Hirtenantes. Darum muß die Mahl 
eines Papfte3 eine durchaus freie und den canoniſchen Sagungen entſprechende 
fein, wobei nur auf die Anterefien der Kirche Rüdficht zu nehmen ift. Seiner 
weltlichen Regierung als folder flieht hiernach ein Recht auf Einmiſchung in 
dieſe wichtigſte Angelegenheit der katholiſchen Kirche zu. Die Generalverfamm- 
fung ſieht ſich veranlaft, gegen jeden Berfuch unberechtigter Einmiſchung welt⸗ 
Tier Gewalt im Borauß zu proteftiren, da leider in jüngfter Zeit fih Stim- 
men haben vernehmen laffen, die ohne Rädfiht auf die Forderung des Rechts 
und die Lehren der Geichichte eine folche unbefugte Einmiſchung verlangt 
haben. 8) Ungefichts der zahlreichen, ebenfo unerwarteten als maßlojen An⸗ 
feindungen wider die katholiſche Religion und Kirche, ihre Imftitute und 
Diener, fowie gegen ihren ganzen feitherigen RechtEbefland fordert die General⸗ 
veriammlung alle von Glauben und von Liebe zur Kirche beieelten Katholiken 
Deutihlands auf, ſich des Wortes Chriftt zu erinnern, daß jeder, der nicht 
für ihn it, wider ihn iſt, ſich deßhalb mit Muth und Opferwilligleit zu er- 
füllen und mit Sleichgefinnten im ganzen Baterlande zu vereinigen, um ge 
meinfam im Gebet zu Gott und im feſten Anſchluß an den heiligen apoflo- 
liſchen Stuhl durch alle gefehlihen Mittel die bedrohlichen Angriffe abzuwehren 
und den rechtlichen Frieden auf neuer fefter Grundlage wieder zu gewinnen. 
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9) Da der wahre Glaube in der Liebe ſich thätig erweiſen muß, jo fpricht die 
Generalverfammiung es aus, dab fie an den NRothfländen ter arbeitenben 
Klafien den innigften Untheil nimmt und beftrebt if, fo weil fie es vermag, 
an Bejeitigung derjelben mitzuwirken. Sie legt deshalb allen Katholiken es 
ans Herz, doh Jeder in feinem Kreife und mit den ihm zufiehenden Mittel 
dahin wirken möge, daß jowohl dur die Geſetzgebung und Hilfe des Staa⸗ 
te8, als aud durch die Berechtigkeit und Liebe der Privaten Zuftände berbei- 
geführt werden, welche dem tüdhtigen, fleikigen und fittlichen Arbeiter eine zu- 
friedenftellende und gefiderte Eriftenz zu gewähren im Stande find. 10) Ba 
dem unberechenbaren Einfluß, welden die Preſſe auf die Geſinnung ber Be 
völferung und Geftaltung der öffentlidden Berhätinifie ausübt, kann bie Bene 
ralverfammlung es nicht unterlafien, die Katholiken Deutſchlands aufs Rad» 
drucklichſte vor den deftructiven Blättern politifchen wie fonftigen Inhalts zu 
wornen, dagegen die förderung folder Zeitungen und Schriften, welche die 
Ereigniffe auf religidjem, fRaatlidem und bürgerlidem Gebiete nad WBahrbeit 
beriten und nad) den Grundiägen der Religion und Geredstigleit beſprechen, 
aufs Ungelegentlichfte zu empfehlen. Indem die Seneralverfammlung jenen 
Redactionen katholiſcher Blätter, weldhe bisher für die Sache der Kirche ein- 
getreten find, den wohlverbienten Dank zuerkennt, ſpricht fie den Wunſch und 
die Erwartung aus, daß dieſe größeren Zeitungen immer mehr verbreitet 
und in ihrem Beſtande gefihert werben, daß aber neßen denjelben in den ein- 
zelnen Bezirken Tleinere und wohlfeilere Localblätter entfichen, um in alle 
Kreiſe der katholiſchen Bevölkerung die richtige Beurtheilung der Tagebereig- 
nifle zu vermitteln. 


9. Sept. (Bayern) In Folge der Berfügung der Regierung vom 6. 


10. 


11. 


d. M. wird die Jefuitenniederlaffung in Regensburg aufgelößt und 
erhalten die betreffenden Patres den Befehl die Stadt Regensburg und 
den Kreis Oberpfalz bei Meidung von Gewaltmaßregein binnen drei 
Tage zu verlaffen.: 


„ (Breußen) Die Regierung verbietet den Beamteten den Beitritt 
zu dem am 8. Juli in Mainz gegründeten fog. Berein ber beutjchen 
Katholiken: 

„gu einem birecten Einſchreiten gegen die Thätigkeit des Vereins liegt 
trotz der ausgeſprochenen feindjeligen Gefinnungen gegen die Staatäregierung 
vorläufig ein Anlaß nicht vor; nachdem aber auch an Öffentliche Beamte und 
Schulinſpectoren die Aufforderung ergangen ift, dem Mainzer Berein beizu- 
treten, jehen wir uns veranlaft, hierdurch auszuſprechen, daß die von dem 
Berein Tundgegebenen Tendenzen und die Art und Weile, wie derjelbe gegen 
die von des Kaifers Majeſtät fanctionirten Gejege auftritt, unvereinbar er- 
ſcheinen mit der Stellung, welde die Töniglihen Beamten und die mit der 
Schulaufficht betrauten Perfonen einnehmen. Beamte und Kreis⸗ oder Local» 
ſchul inſpektoren, welche dem Vereine trogdem beitreten oder für denjelben agi⸗ 
tiren, werben fi die Disciplinarmaßregeln, welche ein ſolches Benehmen zur 
Folge haben würde, ſelbſt beizumefien haben.” 


„ (Breußen.) Der Biſchof von Ermeland findet in dem Schreiben 
des Fürſten Bismard vom 9. d. eine „neue in dem Schreiben des 
Kaiſers vom 2. db. nicht enthaltene Bedingung” (ber er nicht entſprechen 
will) und verzichtet deßhalb auf fein Erfcheinen bei der Säcularfeier 
in Darienburg. 


„ (Breußen) Das hannoveriſche Landesconfiftorium verbietet die 
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wom Magiſtrat von Osnabrüd beichloffene Einräumung einer Kirche 
für die Generalverjammlung des bevorftehenden Proteftantentages. 


11. Sept. Preußen.) Der Minifter bes Innern erläßt eine Eircularver- 


12. 


13. 


15. 


16. 


fügung an die Regierungen mit Anweiſung, in weldier Weiſe von 
Seite der Behörden einem Mißbrauche ber Eoalitionsfreiheit bei auß- 
brechenden Strifen zu begegnen fei, namentlich dahin gehend, diejenigen 
Arbeiter, welche einer Arbeitseinftellung abgeneigt feien, gegen jede 
geiewibrige Preſſion zu fügen und fie in den Stand zu ſehen, fih 
bie volle freiheit ihrer Entſchließung zu bewahren. 
„ (Breußen: Lauenburg.) Die Regierung verordnet auf den 1. Jan. 
1873 die Aufhebung ber bisherigen Regierung und den Beginn ber 
neuen Organifation der Staatsverwaltung: bie bisherigen Obliegen- 
heiten und Gefchäfte der Regierung gehen auf einen Lanbrath über, 
ber einen Hilfsarbeiter, Regierungsaffeffor, hat, fowie die erforderlichen 
Bureau- und Unterbeamteten. 
» (Preußen) Säcularfeier der Bereinigung Weftpreußens mit 
der Monardie durch Friedrich d. Gr. in Marienburg unter perfön- 
licher Theilnahme des Kaifers. Die polniſchen Ylätter veröffentlichen 
einen gemeinfhaftlichen Proteſt gegen alle Attentate, welchen ihren 
Gipfelpunct in der Marienburger Feier haben.“ 
» (Heffen.) Der Großherzog ernennt den Geh. Rath Hofmann 
zum Minifter des Aeußern und Minijterpräfidenten, den Minifterial- 
rath Stark zum Direktor des Minifteriums des Innern und den Hof- 
gerichtsrath Kempff zum Direftor des Yuftigminifteriums. Miniſter 
dv. Lindelof, Staatsrath; Franck und Geh. Rath Bodenftein werden in 
den Ruheſtand verjept. 
„ (Sugemburg.) Die kaiſ. General-Eifenbahndireltion in Straß - 
burg übernimmt ben Betrieb ber Lugemburger Bahnen. Sämmtliche 
Stationen erhalten wieder ihre alten beutjchen Namen. 
»_ (Brenßen.) Fürft Bismard beantwortet das Schreiben des Bir 
ſchofs von Ermeland vom 11. d. M. bahin, 

„daß die in demſelben enthaltene Borausfeung, als ob Sie durd) das 
Sqhreiben vom 5. d. M. der Ülerhögften Aufforderung vom 2. September 


voliſtandi ach der Anfiht Seiner Majeftät des Kaiſers 
und m einer Ertlärun, eigen ni ee 
Srantend⸗ d erfcheinen idnnte Seilens Em. bi 

Snaden € jufäge beigegeben find, welde den Sinn ber 
Erklärung und diefelbe Auslegung mindeRens zulafien, 
weidte in | en der Löniglichen Regierung früher gegebenen 
Ertlarung iger herbortrat, und welche eben die Bedenken 
©r. Mail n Ei. bifhöfl. Onaden perfönlicen Empfang 
berborrief. erfannte, wie ſchwer es Em. biſchdfl. Gnaden 
wird, eine de unummundene und befriedigende Erflärung 
über Ihre lichen Zandeshoheit und zu ben Landesgeſetzen 
u geben Em. bijHBfl. Bnaden den Sgritt. welder eh 


. MojeRät dem Kal t haben würde, Sie zu empfangen, 
—8 een Ka i hen en auf eine Grlärung über 
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die Vergangenheit einzufcgränten, ohne bei diefer Gelegenheit Bürgichafien für 
die Butunft von Ew. biihöfl. Gnaden nochmals zu verlangen. Wein Erfuchen 
vom 9. d. M. ging deßhalb nur auf ein Anerkenniniß der Thatfadge, dal 
Ew. biſchöfl. Gnaden in der Vergangenheit gegen die Landesgeieke gefehlt 
haben. BDiefes Verlangen war ein ıninder weitgehende und leichter erfül- 
bares, als das frühere, welches auf Zufiderungen in Betreff Ihres zufänftigen 
Verhaltens gerichtet geweien uud von Ew. biſchöfl. Gnaden nicht erfüllt wor- 
den war. Daß Ew. biſchöfl. Gnaden eine ſolche Erklärung nicht oder wenig- 
Rens nicht rechtzeitig mehr haben abgeben können, bebauere ich lebhaft, da es 
mir erwünſcht gewejen wäre, unabhängig von den Beziehungen zu Sr. Mai. 
Regierung wenigfiens Em. bifhöflihen GOnaden perjönlices Verhältniß zu 
Na Majeſtät dem Kaiſer in einer der eier entiprechenden Weiſe geordnet 
au jeben.” 

18.—20. Sept. Konferenz der deutſchen Bilchöfe in Fulda. Dieſelben 
baben fich zu derfelben vollitändig perjönlic) oder durch Stellvertreter 
eingefunden, auch der Biſchof von Straßburg und Biſchof Hefele von 
Rottenburg, und nur der Erzbiihof von Pofen und Onefen fehlt 
Es wird eine Denkſchrift „über die gegenwärtige Lage der katholiſche 
Kirche im deutſchen Reiche vereinbart, die allen Regierungen überreidt 
werden foll. 

Die ſehr umfangreide Denkſchrift ſucht zuerfi nachzuweiſen, daß die 
kath. Kirche in Deutſchland völker⸗ und ſtaatsrechtlich anerkanm ſei und 
in ihrer ganzen Integrität zu Recht beſtehe und behauptet dann: „Sicht es 
hiernach feit, daß die katholiſche Kirche in Deutihland, wie zuvor und ſeit 
unvordenklichen Zeiten, das unantaftbare Recht bat, in der ganzen Integrität 
ihrer Verfaſſung und ihres Weſens zu befichen, jo kann es wieder feinem 
Zweifel unterliegen, daß fie durch eine Reihe von Maßregeln ſowohl im Reiche 
als in einzelnen Reichslanden in dieſen ihren Rechten ſchwer verlegt worden 
iR?" Diefes wird einläßlich nachgewieſen in der Behandlung der jog. Alttea- 
tholifen, in der Differenz mit dem Bilchof von Ermeland betr. die Eurdhlicyen 
Excommunicationen, in der Differenz mit dem Armeebifchof, in dem Jeſuiten⸗ 
gejeß. in der Vertreibung der einer geiftlichen Genofſenſchaft angehörigen Lehrer 
und Lehrerinnen aus den Schulen, in dem Verbot für die Schulkinder umd 
die chriſtliche Jugend, an religiöfen Bereinen theilzunehmen, in dem ſog. 
Kanzelftrafparagraphen zc. Dabei flellen fi die Biſchöfe jehr entichieden auf 
Seite des Biſchofſs von Ermeland in feinen Streit mit der preußiſchen Staats: 
regierung und ertlären unummunden, dab jie in gleichem falle das Gleiche 
thun werden: „Das Einjchreiten der StaatEregierung gegen den Biſchof von 

Ermeland wegen der von ihm in volllommen berechtigter Weije verhängien 
Sreommunicationen, bat ung um fo mehr überrajcht, als in dem Laufe der 
Zeit gegen die in den einzelnen Didceſen von den Bilchöfen verhängten Er» 
communtcationen, auch wenn, fie Öffentlich von den ſtanzeln verkündet wurden, 
feitens der meltlichen Behörde nie ein Anftand erhoben worten if. Was Biſchof 
Eremeng gethan, hat er im guten Bewußtſein feines ihm zuftehenden Rechtes und 
in ter Ausübung feines oberhirtlicgen Wächteramtes getban, ohne eine Ahnung, 
daß ihm dadurd ein Eonflict mit der Staatsregierung erwachſen könnte. Wir 
würden im gleichen alle und das gleiche Recht nicht beftreiten [ai- 
fen tönnen.“ Ebenſo entiieden ift aud die Stelle Zuhanden der preußi- 

ſchen Staatsregierung: „Leider ſcheint fi die Zukunft für uns noch trüber 
zu geftalten. Diefelben Stimmen, die fih mit fo viel Erfolg für die biß- 
herigen DMaßregeln geltend machten, verlangen, dat das ganze Berhältnik des 
Staates zur katholiſchen Kirche ohne Verhandlung und Bertrag mit der Kirche 
und ihrem Oberhaupte einjeitig durch die Staatsgeſetzgebung ganz neu geregelt 
werde, und zwar nicht im Geifle der kirchlichen Freiheit und einer chriſtlichen 
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Staatsanſchauung, fondern durch möglichften Ausſchluß der Kirche und Religion 
von der Schule und dem Leben und durch ein Syſtem allſeitiger Bevormun⸗ 
dung der Kirche durd den Staat in allen ihren Lebensihätigleiten in Erziehung 
und Anſtellung ihrer Diener, Hebung der Seelforge und Pflege des reliniöfen 
Lebens." Hierauf folgt eine jehr einläßliche Bertheidigung der vaticaniſchen 
Goncilsbeihlüffe und Zurlidweifung des ihnen gemachten Borwurfs der Staaid- 
gefährlichkeit, wobei die Anſprüche der Päpfte (von der Bulle Bonifaz VIII. 
bis auf den Syllabus Pius IX.) auf Herrihaft über den Sta:t als bloß 
„abfracte Theorien" behandelt werden. Die Denkſchrijt gelangt endlich zu 
folgenden Schlußſätzen und Forderungen: „Die Katholiken in Deutſchland 
verlangen nichts für ihre Kirche als jene Selbfländigfeit und Freiheit, die fie 
von jeher rechtmäßig in Aniprud nehmen konnten und die fie ohne Gefährde 
bis in die neueſte Zeit beieflen haben. Rur Ausnahmiegeſetze, ftaatlide Bes 
vormundung in kirchlichen Zingen, Behinderungen im freien Belcnntniffe 
ihres Slaubend und in der freien Bethätigung ihres religidfen und kirchlichen 
Lebens müfen fie zuridiweilen... Wir hoffen vielmehr, daß man uns, un. 
ferem Glerus und dem katholiſchen Volke gegenüber von dem Mißtrauen zu 
der Ueberzeugung zurüdfehren wird, daß unſer katholiſches Gewiſſen für Fürſt 
und Baterland die feſteſte Bürgichaft der Treue und des Gehorſams ift, und 
daß die Regierungen es als ihre Pflicht anerfennen werden, die katholifche 
Kirde in dein ungeſchmälerten Genuffe jener Eelbftändigleit und Freiheit zu 
erhalten und zu fchügen, die ihr nad göttlicdem Rechte gebührt, die jie feit 
unvordenklien Zeiten in Zeutjchland befeflen und auf deren Befig fie in 
Teutſchland fo viele Nechtstitel erworben bat. Kraft dieſer Freiheit und 
Selbfländigfeit der katholiſchen Kirche in Deutihland nehmen wir es als ein 
unbeftreitbares Recht derjelben in Anſpruch, daß Biſchöfe, daß die Geiftlichen 
der Kathedralkirchen und die Scelforgsgeiftlihen nur nad den Geſetzen der 
Kirche und nach den zu recht beftehenden Bereinbarungen zwiſchen Kirche und 
Staat ernannt werden. Nach eben diefen Befeten und Bereinbarungen aber 
fann weder von uns noch von dem katholiſchen Volle ein Seelforger oder Re⸗ 
ligionslehrer als rechtmäßig angefehen werden, der nicht von feinem zuſtän⸗ 
digen Biſchofe, und niemals fann von uns und vom katholiſchen Bolle ein 
Biſchof als rechtmäßig anerkannt werden, der nicht vom Papfte feine Sendung 
empfangen hat. Auf dem gleihen Grunde der Kirchengefetie und der Berein- 
barungen zwilchen Kirche und Stant beanſpruchen wir als ein unveräußerliches 
Recht, daR der Verkehr der Viſchöfe mit dem Apoſtoliſchen Stuhle und mit 
den Gläubigen unbehindert bleibe. In gleicher Weile nehmen wir für uns 
und alle Katholiten das Recht in Anſpruch, überall in Deutihland unferen 
HI. katholiſchen Glauben in feiner ganzen Integrität allzeit frei zu bekennen, 
uns nad feinen Principien zu richten und in keiner Weiſe gendthigt zu wer⸗ 
den, folde in unfrer kirchlichen Gemeinſchaft zu dulden, die nit in Allem 
ven Taiholifchen Glauben zufimmen und der Tirdhlihen Lehrautorität fich 
unterwerfen. Jede Beeinträchtigung der freien Ausübung unſeres Cultus, 
fowie eine jeve Beeinträchtinung der freien Bewegung unferes religidfen Lebens 
und in nothwendiger folge hiervon eine jede Beeinträchtigung der Freiheit 
des Ordenslebens und der religiöfen Benofienichaften möſſen wir als eine 
Verlegung des Weſens unferer Kirche und der garantirten Rechte betrachten. 
Ebenfo bezeichnen und beanſpruchen wir als wejentliches und unveräußerliches 
Recht der katholiſchen Kirche die volle Freiheit derjelben, ihre Diener kirchlichen 
Gefegen gemäß zu erziehen, ſowie nidyt blos jenen Einfluß der Kirche auf die 
Katholifhen Schulen — Boltsfchulen, Diittele und Hochſchulen, — welcher 
dem katholiſchen Volke die katholiſche Bildung und Erziehung feiner Jugend 
an dieien Schulen verbürgt, jondern wir nehmen für die Kirche auch die Frei⸗ 
heit in Anſpruch, eigene Anftalten zur Pflege der Wiſſenſchaft nach katholiſchen 
Prineipien zu gründen, zu befiten und jelbftändig zu leiten. Endlich be» 
haupten und veriheidigen wir den gebeiligten Charakter der chriſtlichen Ehe 
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als eines Sacramentes ber Tatholiichen Kirche, ſowie die Rechte, melde der 
katholiſchen Kirche kraft göttlicher Unordnung in Bezug auf dies Sacrament 
zuſtehen. Dies iſt das offene und einmüthige Zeugniß, das wir vor Gott, 
vor dem wir einft von der Berwaltung unireß Hirtenamtes Rechenſchaft zu 
geben haben, und vor aller Welt öffentlich und feierlich abzulegen uns ge 
drungen fühlten. Bir glauben gethban zu haben nad den Worten der hi. 
Schrift: „credidi propter quod locutus sum.“ Die bier von uns anßge- 
Iprocenen "Srundjäge werden immerdar die Richtſchnur unſers Dandelns fein, 
und wir erachten uns verpflichtet, dafür jedes Opfer, auch das ſchwerſte zu 
bringen, denn e8 find die Brundfäge, die uns unſer göttlicher Sehrmeißer ſelbſt 
gelehrt; der geſagt hat: „Gebet dem Aailer, was des Kaiſers, und gebet 
Gott, was Gottes ift.“ 

19. Sept. Bayern.) Hr. v. Gaſſer, der bayer. Gefandte in Stuttgart, 
unterbreitet endlih dem Könige feine Vorfchläge für die Bildung 
eines gemäßigt ultranıontansparticulariftiiden Miniſteriums: Aeußeres 
v. Gaſſer, Inneres Frhr. v. Lerchenfeld, Finanzen Staatsrath v. Lob- 
kowitz, Cultus Adpocat v. Auer; Juſtiz und Krieg würben noch fehlen. 
Der König geht auf den Vorſchlag nicht ein. Das bisherige Mi⸗ 
nifterium bleibt: Yinanzminijter v. Pfregichner wird zum Minifter des 
Auswärtigen und Minifterpräfident und an feine Stelle der bisherige 
Bevollmächtigte Bayern? beim Bundesrath Berr zum Yinanzminifter 
ernannt. 

„Der Verlauf und das Ende der von dem Frhn. v. Safler unternowmenen 
Verſuche, ein ſog. gemäßigt patriotiſch⸗particulariſtiſches Miniſterium zu bilden, 
hat deren vollftändige Impotenz dargethan. Diele Partei, welche durch eben 
jene Verſuche zum erften Mal in das practifche Gebiet eintrat, befiyt wie feine 
humerifche Macht ebenfo nicht die nöthige Anzahl von Sntelligenzen und dieſe 
wiederum befigen nicht das nöthige Selbftvertrauen, um als regierungsfäßig 
gelten zu können.” 

20.—22. Sept. Gongreß der Altlatholiten in Köln. Es nehmen daran 
über 400 Delegirte aus allen Gegenden Deutſchlands Theil. Prof. 
v. Schulte aus Prag wird einftimmig zum Präfldenten gewählt. 
Beſchlüſſe 

I. betr. die Organiſation der Seelſorge: „Der Congreß erklärt 
fich mit folgenden S einverſtanden, welche ſich an die Erllärung der 
Mündener Pfingfi-® ammlung Rr. 4 und an die Refolution des Münchener 
Gongrefjeß anjchließen: 1) Die wegen ihrer ®laubenstreue fulpendirten oder 
excommunicirten Priefter find zur Vornahme aller priefterlicden Ucte berechtigt : 
fie lönnen die Tirchlichen Heilsmittel nicht nur giltig, fondern auf, in Un- 
betracht des durch die vaticanifchen Bilhöfe und Geiſtlichen geſchaffenen Roth» 
ſtandes, erlaubter Weiſe ſpenden und mülſſen ſich im Falle des Vedaürfnißes 
zur Spendung verſelben verpflichtet erachien. 2) Die der alten Kirche unbe 
lannte, nur auf pofitiver Geiehgebung beruhende Regel, daß B he Priefter zur 
Spendung des Bußſacramentes der Upprobation des Biſchofs bedarf, Lam 
bei dem gegenwärtigen Rotbftande nit als bindend engeichen. werden. 
3) Deßgleichen find die auf der Diöcefan-Eintgeilung beruhenden Beſchrän⸗ 
Jungen der priefterlicden Thätigfeit unter den gegebenen Berbältniffen midi 
als bindend zu eradten. 4) Wo fi) das —* herausſtellt find die dem 
alten Glauben trew gebliebenen Katholifen berechtigt, eine regelmäkige Seel⸗ 
jorge durch Beſtellung eines Pfarrers zu organifiren. Gin folder tan unter 
den jegigen Berhältnifien aud ohne Inſlitution und irog des Widerſprucht 
des vom alten Glauben abgefallenen Biſchofs alle pfarrlichen Bunctiomen 
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rechtsgiltig vornehmen. 5) Gofern die Beobachtung der liturgiſchen Vor⸗ 
ſchtiften, 3. 8. über die eier der hi. Meſſe auf confecrirten Witären, über 
die Segnung der kirchlichen Geräthe und Bewänder u. dal., nicht möglich iſt, 
find diefelben nicht verpflichtend, da die Giltigkeit der liturgiſchen Ace von 
folden Dingen nicht abhängt und auch nad dem formellen Rechte in Roth- 
fällen vor jenen Vorjhriften Umgang genommen werden kann. 6) Wo für 
die Feier des Goitesdienſtes die Venutzung einer katholiſchen Kirche nicht zu 
erlangen if, darf unbedenklich eine evangeliiche Kirche oder ein anderes Local 
benust werden. 7) An ten berföinmliden liturgiſchen Einrichtungen if möge 
lichſt feſtzuhalten. Der Gebrauch der deutſchen Sprache bei der Spendun 

der Sacramente und anderen kirchlichen Acten, 3. B. bei der Beerdigung, i 

in der Ausdehnung geredjifertigt, in welcher er in verichiedenen Didceſen rechte 
mäßige3 Herlommen ift oder war. Wo es angemeflen exjcheint, ift bei der 
Spendung der Taufe, der Beerdigung n. ſ. w. eine geeignete Anrede an die 
Anweſenden zu halten. 8) Die endyiltige Prüfung der tief gefühlten Miß- 
bräude und die Turdführung ber entſprechenden Reformen auf dem Gebiete 
der Disciplin und des Kultus bleibt den verfafiungsmäßigen Organen der 
irche vorbehalten. Fur jetzt wird eine heilfame und unbeftreitbar bereihtigte 
Reform ſchon dadurch erzielt werden, daß Stol-Bebühren, Mebftipendien u. dgl. 
befeitigt, die Mikbräude und Auswüchſe des Ablaßweſens, der Heiligenver⸗ 
ebrung, der Scapuliere, Medaillen u. |. w. vermieden werden. 9) Auch das 
it eine beilfame Reform, daß von unjeren Geiſtlichen in den Predigten alle 
Deelamationen über kirchlich⸗politiſche Tagesfragen fowie alle Bitterkeiten gegen 
Underögläubige vermieden werden. Indem der Priefler die großen Wahr⸗ 
heiten des Evangeliums zum Hauptgegenſtande der Predigt und des fonfligen 
Unterrits madt, wird er zugleich die wahrhaft chriſtliche und katholiſche 
Gefinnung fördern und der Berfländigung unter den Ungehörigen der ver⸗ 
ſchiedenen Confeſſionen vorarbeiten. 10) Es hängt von localen Berürfniiien 
und Berbältnifien ab, ob die Bornahme geiftlicher und gottesdienftlicher Hand⸗ 
lungen auf einzelne fälle zu beichränfen oder eine regelmäßige Seeljorge mit 
Auffellung eines Pfarrer und Gemeindevorftandes (Nr. 4) einzurichten if. 
Bo Lesteres geſchieht, ift Alles zu vermeiden, waß den Schein einer Trennung 
von der katholiſchen Kirche hervorrufen oter den Rechten auf das Bermögen 
und die kirchlichen Gebäude der beftehenden Gemeinden präjubiciren könnte. 
11) Zur Erzielung größerer Einigung und zur Vermeidung möglicher Miß⸗ 
griffe wird den Local⸗Comités empfohlen, über die beabfihtigte Organiſation 
der Seelſorge an das Central⸗Comité ausführlich zu berichten. 12) Bezüglich 
der kirchlichen Gultigkeit der Eheabſchließung — hinſichtlich der Sicherftellung 
der büurgerlichen Bültigfeit derjelben werden befondere Anträge vorbehalten — 
it Folgendes zu bemerien: a. Nah dem geltenden kirchlichen Rechte hat die 
Eonjens-Erklärung der katholiſchen Brautleute regelmäßig vor dem zuftändigen 
Pfarrer und zwei Zeugen zu geſchehen, aljo dort, wo eine altlatholifche Ge⸗ 
meinde organifirt if} (Nr. 4), vor dem Pfarrer derfelben oder einem von ihm 
bevolmädtigten Priefter. b. Iſt der zufländine Pfarrer durch Anerkennung 
der vaticanischen Reuerungen vom katholiſchen Blauben abgefallen, jo genügt 
die Erllärung des Gonjenfes vor zwei Zeugen, alſo auch die ſogen. Civilehe 
zur Gültigleit der Ehe. Lie katholiſchen Brautleute werben aber in biefem 
Falle, um die herfömmliche Einjegnung der Ehe nicht zu entbehren, fi von 
dem Pfarrer der in der Nähe beflehenden altkatholiihen Gemeinde, oder von 
einem andern Priefter trauen laſſen. 13) Für diejenigen Ehehinderniffe, welche 
lediglich auf pofitivem kirchlichen Rechte beruhen und von denen renelmäßig 
Dispenfirt zu werben pflegt, braucht unter den gegemmwärtigen Verhältniſſen eine 
biſchdfliche oder päpſtliche Dispenfation nicht nachgeſucht zu werden. Sie find 
im Gewiffen nur inſoweit verbindlich, als nicht Gründer vorhanden find, melde 
materiell die Dispenfation rehtfertigen würden. 14) Im Anſchluß an Nr. 4 
der in Münden gefahten Refolution wird erflärt, daß, jolange wir wicht im 
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Deutihland einen zum alten katholiſchen Glauben ſich befennenden Biſchof 
haben, fremde Biſchofe, insbejondere die Bijchöfe der Utrechter und der arme 
niichen Kirche, zur Vornahme bifchöflicher Functionen, insbefondere zur Epen- 
dung der Yirmung und zur Ordination von geeigneten Gandidaten des geif- 
lichen Standes angegangen werden können. Wir wahren uns ferner ım 
Anſchluſſe an jene Rejolution daB Recht, eine regelmäßige biſchöfliche Juris⸗ 
diction dadurch berzuftellen, da& würdige Männer von den dem alten lathol. 
Glauben treugebliebenen Brieftern und den Bertretern der Gemeinden zu 
Bilhöfen gewählt und von einem redtgläubigen Bilchof geweiht werden und 
—* dieſelben zunächſt in der Weile der Miffionsbijhöfe der alten Kirche 
ungiren.“ 

U. betr. die Rechte der Altkatholiken: Die Regierungen Deutſch- 
lands, Oeſterreichs und der Schweiz follen aufgefordert werden, diejenigen 
Bilchöfe, welche die Altkatholilen nach einer von dem Congreſſe aufzuftellenden 
Wahlordnung wählen würden, als Bilchöfe der katholiſchen Kirche anzufehen 
und denſelben ſtaatliche Dotationen zu gewähren, den altkatholiichen Prieftern 
die Fähigkeit zur Berufung auf Staats- und Patronatspfründen anzuerfennen, 
ausländiſchen altkatholiſchen Bilchöfen das Recht der Furisdiction zugugefichen, 
den Trauungen, welche die von altkatholiichen Gemeinden gewählten Pfarrer 
vollziehen, und den Givilitandsregiftern, welche diefelben führen, ftaailiche Wirk⸗ 
ſamkeit beizulegen, den altlatholiiden Gemeinden das Recht der juriflifchen 
Perfönlichteit einzuräumen, die Nichtverpflichtung der Altkatholiken zur Bei- 
tragsleiftung für lirchliche Zwecke der römilden Katholiken zuzuerkennen. den 
Alttatholiten den Mitgebraud der katholiſchen Kirchen zuzugeſtehen, ſowie 
deren Rechte an den Stiftungsgütern und ihren Anſpruch auf die bubgetmäßig 
vom Staat für den katholiſchen Eultus ausgeworfenen Summen anzuerfenmen. 
Inzwiſchen jol eine Staatsdotation für die altlath. Pfarrer verlangt werden. 
Diefe Beichlüffe gehen von der Vorausſetzung aus, daß die Altkatholiken die 
frühere katholiſche Kirche, wie fie vor den vaticaniſchen Decreten vom 18. Juli 
1870 war, repräjentiren, und daß die Regierungen den vaticaniſchen Decreten 
jede rechtliche Wirkjamleit abſprechen, die römiſche Kirche aber als eine nad 
den vaticanifchen Decreten neu conftituirte Kirche ohne ſtaatliche Anerfennung 
betradgtet wird. Außerdem beantragen Appellratd Petri und Profeſſor 
Friedrich folgende Erklärung: „Die allgemeine Einführung der oblign- 
torifchen Givilehe und die Lebertragung der Führung der Givilflandsregifter 
an bürgerliche Beamte ertlärt der Gongrek für dringend nothiwendig;“ dieſelbe 
wird nach kurzer Debatte einftimmig angenommen, deßgleichen ein Antrag 
des Rechtsanwalts Schmidt: den altlatholiichen Gemeinden zu empfehlen, die 
Wiedererlangung des Befiges des katholiſchen Kirchen⸗ uud Stiftungsvermögens 
im Wege des Procefieß anzuftreben. 

IH. betr. die DOrganifation der kath. Reformbewegung und 
die Agitation für diefelbe: „I Organifation. 1) Zur Erlangung 
einer einheitlichen Organilation der katholiſchen Reformbewegung werden zwei 
Gentral»Gomites gebildet, das eine in München für Süpdeutichland, dus an- 
dere in Köln für Norddeutſchland. 2) Un denjenigen Orten, wo Sefinnungs- 
genofien vorhanden find, ernennt der leitende Ausihuß auf deren Vorſchlag 
ans ihrer Mitte eine geeignete Perfönlichleit, welche als Bertrauensmann det 
Icitenden Ausfchufies zu fungiren bereit if. Diefe Vertrauensmänner ſtellen 
Wr gleich nad ihrer Wahl zur Berfügung des Ausſchuſſes und flatien dem⸗ 
elben gleichzeitig Bericht ab über die Zahl der Mitglieder an den einzelnen 
Orten, die feitherige Thätigfeit derjelben, jowie über den Stand und die Aus- 
fihten der Bewegung au ihrem Orte. 3) Der leitende Ausihuk macht fi 
zur Wufgabe, den Bereind- Mitgliedern dur Bermittlung der Bertrauens- 
männer mit Rath und That beizuftehen. Zu diefem Zwede wird er diefelben 
periodiſch zur Berichterſtattung, unter Angabe der Punkte, über welche er 
informirt zu werden wänfcht, auffordern und dieſelben auf widtige Borlomm- 
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nifle im Gebiete der Reformbewegung, namentlich auf deren eventuelle practiiche 
Bedeutung beſonders aufmerljam machen. Andererjeits werden die Verirauens⸗ 
männer den Ausſchuß von außergewöhnlichen, auf die Bewegung an ihrem 
Orte direct ober indirect fich beziehenden Vorkommniſſen jofort in Kenntniß 
jegen und fih in wichtigen Fällen den Rath des Ausſchufſes erholen. 4) Als⸗ 
bald nad) erfolgter Anmeldung der Bertrauensmänner wird der Ausſchuß 
denjelben ein Verzeichniß der beigetretenen Mitglieder unter Angabe der Ber- 
trauensmänner einjenden. Jeder von diefen ſucht nah Möglichkeit an den 
nicht beigetreienen Orten, an melden jih Altlatholiten befinden, Letztere zum 
Eintritte in den allgemeinen Verband zu beſtimmen und eine geeignete Per⸗ 
fönlicgkeit unter ihnen als Bertrauensmann zu gewinnen. An denjenigen 
Drten, wo nicht mehr als zwölf Bereinsmitglieder vorhanden find, jollen dieſelben 
den nädjftliegenden Drte zugetheilt werden. 5) Zur Dedung der ſcoſten diejer 
Drganijation jowie Behufs Anjammlung eines für Berwirklihung der Ver⸗ 
einszwede nöthigen Fonds Übernehmen die Bertrauensmänner die Aufgabe, an 
ihrem Orte, jo wie an den ihnen zugetheilten Orten Subjeriptiongliften zu 
jährlihen oder balbjährlihen Geldbeiträgen in Gireulation zu ſetzen. Die 
gezeichneten Beträge find jofort zahlbar und an den Ausſchuß abzuführen. 
(Stwaige Spejen können an den einfaffirten Geldern gleich abgezogen werden. 
Die Subjeriptiongliften find auch Nichtlatholifen, jofern fie freunde der Bes 
wegung find, vorzulegen. 6) Als wirffamfles Mittel einer dauernden Orga 
nilation wirb die Öemeindebildung anerlannt, und der Ausichuß betrachtet es 
al3 feine wejentliche Aufgabe, die Gcmeindebildung an denjenigen Orten, wo 
die Berhältnifie dazu angelhan fird, nad Kräften zu fördern. 7) Einmal 
in jedem Jahre, in der Regel auf dem Congreſſe, hat der leitende Ausſchuß 
Nechenſchaftsbericht und Rechnungsablage zu ertheilen. II. Agitation. 1) Als 
Agitationsmitiel dient zunschft die Preſſe. Der leitende Ausſchuß wird daher 
durch feine Bertrauensmänner für die Berbreitung des „Deutihen Merkur”, 
des Königsberger Katholik“ und anderer altkatholiſch⸗publiciſtiſcher Organe 
Sorge tragen, große politiihe Zeitungen zur Aufnahme regelmäßiger Corre⸗ 
fpondenz-Artitel über die Zatholifhe Reformbewegung zu beſtimmen ſuchen 
und von Zeit zu Zeit wichtige Fragen in Flug⸗ und Sreisblättern in popu⸗ 
(ärer Weile zur Sprade bringen. Die Flugblatter ſind durch die Vertrauens⸗ 
männer zu vertreiben und in wichtigen Tyällen in fo großer Zahl zu beichaflen, 
daß ein beträchtlicher Theil au an Reulathotilen vertheilt werden Tann, 
2) Ein nit minder vorzügliches Agitationsmittel find Borträge über die 
fatholiiche Reformbewegung. Wo für einen Ort Borträge gewünjcht werben, 
if dem Ausſchuß davon Mittheilung zu machen. Diejer vermittelt die Unter⸗ 
bandlungen mit den Rebnern und fucht zu bewirken, daß letztere auf einer 
Reiſe mehrere Orte zur Abhaltung von Vorträgen beſuchen können. 3) Die 
Honorare für den Geichäftsführer und für Iiterarifche Kräfte ſowie die Koſten 
für Slugblätter, Inſertionen 2. einjchließlich der Bureaukoſten werden auß der 
Gentral-Rafie beftrittien. Dagegen werden die Soften der Vorträge don dene 
jenigen Mitgliedern getragen, an deren Orten die Vorträge gehalten werben; 
ausgenommen find die Koften folder Vorträge, welche der Ausſchuß in unbe⸗ 
mittelten Gegenden im Intereſſe der Bewegung veranſtaltet.“ 

Schon die Vorverſammlung des Congreſſes iſt ſehr zahlreich beſucht. 
SOberregierungsratb Wulffing begrüßt die Anweſenden. Als Redner treten die 
Bifhöfe Wordsworth von Lincoln, Wittingham von Maryland und Brown 
von Ely auf und drüden ihre fowie ihrer Diöcefen Spmpathien und Wünſche 
für das Gedeihen der begonnenen Bewegung und für eine endliche Einigung 
aus. Der Bilhof von Lincoln ſpricht in einer zweiten Rede den Wunſch aus, 
DaB die Zeit lommen möge, da man nit für einander, fondern ntit einander 
beten werde. Ber Rector ber geiftlihen Alademie zu St. Petersburg, Ober« 
priefter Janyſchew, betont die Einigkeit auf dem Grunde der geißligen Wahr⸗ 
heit. Biſchof Loos von Utrecht ſpricht in demſelben Sinne Dr. Rohm aus 
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New Dort Hebt die Sympathie vieler amerilanifcher Katholiten hervor; Yal- 
felbe äußert der anglifaniihe Geiſtliche Langdon aus Plorenz Binfichtlig 
Staliens. Profefior v. Schulte aus Prag conftatirt den herzlichen Ton der 
Serfammiung, welcher ſich auch bei den Berfammiungen befunden möge. ‚Bor 
Schluß der Berfammlung trifft auch nod der Techant von 

(London) ein. In der erften dffentliden Berjammlung wirft Prof. 
Huber (Bayern) einen Rüdblid auf das vergangene Jahr: eb if ein Jahr 
von wechſelvollen Schidjalen, ein Jahr eines aufs und nievermogenben Kampfes. 
in welchem viele Siege gewonnen worden find, in welchem es aber auch nid 
an (Enttäufhung mangelt Auf dem Gebiete der geſammten Bffentlidhen 
Meinung ift unjer Feind Überall geſchlagen; es gibt keinen dentenden Menſchen. 
welcher den Veichlüffen Rom’s, die man uns aufzubrängen vwerjudhte, släubig 
fih hingäbe. Und nicht bloß in den gebildeien Kreifen, nicht bio im ven 
Städten, jondern aud unten in den Schichten bes Bolteb, auf dem Lane 


mehr und mehr geltend. Aber nicht bloß diefe rein negative Bewegung geht 
durd) das Bolf, fondern aud eine pofttive. Die religidfe Brage iR in deu 
Vordergrund der Öffentlichen Discuffion getreten; die beften und ernſteſten 
Geifter der Nation beichäftigen fich mit derjelben. Und alle diefe ernfin Ge 
müther, afle dieje tief dentenden Geifter, melde fih mit den ragen Aber bie 
Principien beihäftigen, welde die Grundlagen des menſchlichen Daſeins find, 
werden uns eben jo viele Bundesgenofin. Seit zwei Jahren iſt Die dentſche 
Nation genötbigt, Theologie zu ſtudiren, wie vielleicht niemals ſeit den Zeiten 
der Reformation. Das Bud der Kirchengeſchichte wird vor dem Bolle auf 
geſchlagen. Wir lernen die Urſachen der Trennungen kennen, die das Gerz 
der Ghriftenheit zerreißen. Und indem wir erfennen müflen, es find menfd- 
liche Leidenſchaften und viel voreiliger IArthum, bie dieſe I falten Trennungen 
gemadt haben, regt ſich in uns allen ein ‚pofitiver Bei R der 
In der zweiten dffentliden Sigung nimmt juerf hr Binkler aus 
Luzern das Wort und ſucht zu erklaͤren, weßhalb die altkatholiſche 
in der Schweiz bisher jo wenig Verbreitung gefunden; der Hauptgrund ſiegt 
darin, daß von Seiten der Bilhdfe keine Werjuche gemacht würden, die vati⸗ 
caniſchen Neuerungen durchzuführen. Prof. Friedrich aus Münden: Las 
ohne Rom gegründete deutiche Reich unter einer proteſtantiſchen Dynaſtie werde 
den politifhen Einfluß Rom’s nicht wieder auflommen lafien. Mit diefen 
großen politiihen Creigniffen falle der Beginn einer bedeutungsvollen Tirdplichen 
Bewegung zujammen. Cine Reform, wie fie jegt unabweißbar ei, werde mid 
von Rom ausgehen. Das Verhalten der Biſchöfe habe auf die Bahn der 
Reform gedrängt; es handle fi nidt bloß um die Belämpfung der päpf- 
lichen Unfehlbarteit, fondern des ganzen Papaligftens, welches fich feit einem 
Jahrtauſend ausgebildet. Redner verließt unter lauten Beifall den gegen die 
Auswüchſe des Ablaßweſens, der Seiligenverebrung x. 6 der 
Delegirtenbeichlüffe, wodurch eine richtige Reform angebahnt werde. Weitere 
Reformen jeten der Zukunft vorbehalten worden. Man habe jpeciel die Ab⸗ 
änderung der Gejege über Gdlibat und Ohrenbeichte als nöthige Reformen 
bezeichnet. Bu derartigen VBeichlüffen ſei der Congreß nicht berechtigt. Das 
müffe Spnoden vorbehalten bleiben. Andere wünjchenswerthe Reformen ſeien 
die Einführung dev Voltsiprache beim Gotteßbienfte, eine Aenderung bezüglich 
der Firmung, die in der alten Zeit von dem Briefter in Berbindung mit der 
Taufe gejpendet worden fei, die Aufhebung derjenigen Orden, die fidh Miberlebt 
und bie in der Kirche keine jegensreihe Wirkfamfeit mehr übten, Pranzislaner, 
Rarmeliter, Jeſuiten ze. Prof. Maaken aus Wien betradtet die Etellung 
der preubilen Regierung gegenüber dem Unfehlbarkeitsdogma. Dieſelbe 
jgeine die Anſicht zu haben, die vaticanifhen Decrete jollten zwar auf dem 
Staatsgebiete feine Wirkung haben, aber fie jeien nun einmal von Papft und 
Biſchöfen declarirt worden, und wo diefe, da jei die katholiſche Kirche. Sie 
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verlange nun von den Biſchofen die ausprüdliche Anertennung der Gouverä- 
netät des Staates; eine jolche wäre aber bei Bilchöfen, die daS Dogma an- 
genommen, ein protestatio facte contraria und darum ungiltig. Wenn die 
Regierung die Jeſuiten ausweife, fo fei das eine Inconſequenz, fo lange fie 
den unfehlbaren Papft ſelbſt und die von ihm abhängigen Biſchöfe anerkenne. 
Der Staat mühe erflären: er lönne die Gemeinſchaft, die daß vaticanifche 
Dogma anerfenne, nit mehr als die katholiſche Kirche anjehen, weil durch 
das neue Dogma der Glaube geändert worden. Wer von dem Gtaate die 
Erfüllung der Verpflichtungen fordere, die er gegenüber der katholiſchen Kirche 
eingegangen, der müſſe fi als Tatholifche Kirche legitimiren; das Tönnten jeht 
Bapft und Bilchöfe nicht, weil fie den alten Tatholiihen Glauben verlaffen. 
Eine entſchiedene Stellung nehme der Staat bis jetzt noch nicht ein, weniger 
aus juriſtiſchen Bedenken, als aus Furcht vor den Gefahren eines Kampfes 
mit der katholiſchen Kirche. Uber e8 handelt fi gar nicht um einen Kampf 
mit der katholiſchen Kirche, und zwiſchen der vaticaniichen Kirche und dem 
Staate fei der Kampf längft entbrannt. Der preußiſchen Regierung habe biß 
jet auf diefem Gebiete ein Moltke gefehlt; in Hrn. v. Schulte könne fie einen 
ſolchen finden. Brofeffor Reinkens: Die Gegner wünſchten, daB die Bes 
wegung im Sande verlaufen möge. Sie habe indeß jet ſchon eine zu große 
Bedeutung für Religion und Staat, als daß fie je im Sande verlaufen Lönnte, 
Der Wiedergeburt der Kirche ffünden Hinderniſſe entgegen, aber leines berjelben 
jei unüiberwindlid. Ein Haupthinderniß fei die Veräußerlihung Derjenigen, 
für die der Bapft die Stelle des Gewiſſens verireie. Dieſe Unjelbftfländigfeit 
des Gewiſſens beherrſche au den Clerus; die daraus erwachſende Unklarheit 
habe viele Geiſtliche und ſelbſt Biſchoſe, wie Hefele und Haneberg, abgehalten, 
ver Wahrheit Zeugniß vn geben. Ein weiteres Hinderniß jet die nicht zu 
controlirende unbeilvolle Macht der unterworfenen Priefter im Beichtſtuhl über 
die Grauen. (Stürm. Beifall.) Dann Tomme das materielle Intereſſe 
in Frage, welches vor Allem bei der ſchmachvollen Unterwerfung der Geiſtlich⸗ 
feit eine große Rolle geipielt. Ein weiteres Hemmniß fei die Unwiſſenheit und 
die Sleihgiltigleit gegen die Wahrheit. Das Haupthindernig aber beflehe in 
dem böjen Veilpiel und dem Aergerniß, welches die deutichen Bilchöfe dadurch 
geneben, daß fie ihre feierlid ſten Verſprechungen, Erklärungen und Brotefta- 
tionen vergefien hätten, jowie in der Haltung der Regierungen, welche durch 
falſche Nachgiebigkeit in den letzten Decennien den Ultramontanigmus groß 
gezogen und jet, von der kirchlichen Kriſis Aberrafcht, noch nicht die rechte 
Stellung und die rechte Einfiht zu finden müßten. Trozß diefer Hinderniſſe 
dürfe man nicht verzagen, der endliche Sieg der Wahrheit fei unzweifelhaft. 
Brof. v. Schulte: Gr muſſe das Geſtändniß wiederholen, daß er Jahre 
lang der Kirche Chriſti zu dienen geglaubt und ein Syſtem vertheibigt, das 
er fpäter als ein bild der Kirche Chriſti erfannt habe. Bun der Geburt 
bis zum Tode werde der Katholik von der Hierarchie und den Clerus aus⸗ 
gebentet. Das Refultat diefes religidien Syſtems von Mikbräuden jet die 
Werkheiligkeit und die abfolute Abhängigkeit von Clerus und Hierarchie. Der 
Ultramontanismus jei ein grundjäglicher Gegner der ſtaatlichen und nationalen 
Nechte; die Ultramontanen aller Länder gingen Hand in Hand miteinander. 
Die Biſchofe Hätten jehr Far erkannt, daß das ultramontane Syftem, wel 

in der Infallibilität gipfele, mit den Rechten des Etaateß nicht vereinbar jet, 
gleichwohl aber fuchten fie En Infallibilität durchzuſetzen. In der legten 
Delegirtenſitzung hebt Präfident v. Schulte nochmals hervor, daß auch 
die Wiedervereinigung mit den deutſchen Proteftanten angeftrebt werde, wenn⸗ 
glei) bis jet nur Vertreter der engliichen und ruffiichen Kirche geredet hätten, 
Er gebe nun einem Mitglieve der evangeliſchen Kirche, Geheimrath Bluntſchli 
aus Heidelberg das Wort, erwähne aber, daß der Congreß damit, daß ein 
Bertreter einer beftimmten Richtung der proteſtantiſchen Kirche rede, nicht eben 
diefer Richtung ſpeciell fi annähern wolle Prof. Bluntſchli bezeichnet eß 
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als eine muthige That, daß das Gentral-Romite ihn in feiner Eigenſchaft als 
Borfigenden des deutſchen Proteſtanten⸗Vereins eingeladen habe, den Berhand- 
lungen beizumohnen. Er erkenne jehr wohl an, daß die Altkatholiken wit 
Bezug auf Dogma, Cultus, Kirchenverfaſſung zc. der anglikaniſchen und der 
ruffifhen Kirche näher flünden, als der proteftantifchen deutihen. Trotzdem 
beftehe ein viel lebhafteres Bedürfniß der Berfländigung zwiſchen den beutjchen 
Ratholiten und den deutſchen Proteftanten. In Teutihland babe der con⸗ 
feifionelle Zwieſpalt Jahrhunderte lang das ganze Dajein erſchüttert und ge 
fährdet, beſonders in jenem verderblichen SOjährigen Kriege, welchen die Jefuiten 
hervorgerufen und jeine Beilegung jo lange verhindert, dielelben Leute, die 
gegenwärtig es wieder tbäten, wenn fie die Macht dazu hätten. (Lebhafter 
Deifall.) Seither habe man in Deutſchland gelernt, daß es nicht möglidh fe, 
die confejfionellen Dinge mit phyſiſchen Waffen zu erledigen, daß die Gegen» 
jäge aud in den wichtigſten religiöfen Dingen nebeneinander beflehen müßlen, 
weil feine Meinung ſtark genug fer, die anderen zu unterwerfen. Seines 
Erachtens ſei eine Verftändigung, eine Wiedervereinigung auf dem Boden des 
Dogma’8 unmöglih. Unter den Proteftanten felber jei fie ja nicht einmol 
möglid. Sie fei aber aud nicht nöthig. Pas Licht ſei nur Eines, aber es 
ericheine in vielfach gebrochenen Farbenſpiel. Auch mit Bezug auf den Cultus 
und die Kirchenverfaflung jei eine Bereinigung gegenwärtig nit mögluh, die 
Sitten des Volkes flünden dem auf das Allerentjchiedenfte entgegen. ber 
hinſichtlich der Verfaſſung könne man ſich doch nad und nad über zwei Tinge 
verftändigen, wenigftens in Deutſchland: Über die Verwerfung des Abfolutis- 
mus Rom's Über die Geiſter, in welchem nur fchledhte Politik, aber feine 
Religion zu erkennen fei, Über die Verwerfung des Zeluitismus, und dann 
iiber da8 Berlangen einer wilrdigen Stellung für die Laien. Solle man bei 
diefen geringen Ausfichten auf eine Vereinigung verzweifeln? Ganz und gar 
nicht! Der Boden, wo man fih am Schnellſten einigen Eönne, fei der Ahließ⸗ 
lich entjcheidende; nicht der des Dogmas, des Cultus, der Berfafjung, jondern 
der der Moral und des Lebens. In Deutichland beftehe unter den gebildeten 
Claſſen, feien fie Proteftanten, jeien fie Katholiken, ſchon jett eine große Har⸗ 
monie der Orundanfihten. Man müſſe dahın gelangen, nicht eine unmögliche 
formale Einheit zu erfireben, ſondern da8 bisherige Kirchenprincip zu verwerfen 
und in das Gegentheil umzudrehen. Das Kirchenprincip laute: Wir allein 
find im Beſitz der abjoluten Wahrheit, alle Anderen find verdammt, welche 
die Wahrheit nicht kennen. In Zukunft aber folle jede Kirche jagen: Ich bin 
im Beſitze der Wahrheit, ich weiß, daB jede Sormulirung der Wahrheit nur 
relativ ift, nicht abjolut. Jede Kirche folle die andere, wenn fie aufrichtig ſei, 
gelten laflen. Auf diefem Boden allein fei eine wahre Verftändigung möglich; 
dann möge jede auf ihrem eigenen Boden fi innerlid ausbilden, nicht uni« 
form, jondern verjdhieden, und es möchten dann die Kirchen Baffreundidaft 
unter fi) üben, wie die Altkatholifen gegenwärtig gegen Anglikaner, Rufen 
und deutiche Proteftanten. (Lauter Beifall.) Nachdem Prof. Blunthſchli ges 
endet, dankt ihm Präf. v. Schulte für die offene und mannhafte Urt, mit 
der er feinen und der Proteftanten Standpunkt von feinem Geſichtspunkte aus 
gekennzeichnet habe. „Ob mir alle damit Üübereinflimmen oder nicht, darauf 
lann es nicht anlommen; es fann auch nicht darauf ankommen, ob wir die 
Anſicht haben, es fei eine Berftändigung auf dem Gebiete de Dogma's, des 
Eultus, der Hierarchie in kürzerer oder längerer Zeit möglich; würde unfere 
Anfiht richtig jein, Sie würden diejelbe gewiß aus vollem Herzen acceptiren, 
denn je mehr Vereinigungspunlte vorhanden find, defto ftärfer wird die Ver⸗ 
einigung fein, und das bleibt jedenfalls richtig: wir find einig darin, dag wir 
verurtheifen jede Verdammungsjucht, jeden Jeſuitismus, und gewiß aud darin, 
daß wir fo wohl wie Sie wünſchen, daß, unbehindert von der Hierardie, von 
jeder religidſen kirchlichen Unduldſamkeit, der Staat feine Aufgabe erfülle, das 
er die Menjchheit nicht bloß in Außerer, bajonnetmäßiger Zucht Halten. 
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Tondern daß er als ein fittlihes Weien, als die organiſche Verbindung der⸗ 
jenigen Berjonen, die ihm angehören, und dann durch einen pofitiven Act der 
Kirche das Recht haben joll, alles das vorzunehmen, was das wahre Wohl 
der Staatsbürger fördern kann; denn dadurch fördert er aud) einzig und allein 
Das wahre Wohl der Eonfeffionen und Kirchen und macht es möglich, daß wirklich 
friedlich herrſchen könne die Einheit in der Kriftlicden Liebe." (Lebh. Bravo!) 


25.—27. Sept. Abhaltung des erflen allgemeinen deutſchen Handwerker⸗ 
tages in Dresden. Derſelbe erwirbt fi) die allgemeine Anerkennung, 
daß er, ohne unnütze Rüdblide und Beitrebungen nach Zuftänden, bie 
unmiederbringlih hinter und liegen, auf dem gegebenen Boden nur 
das Mögliche practiſch anftrebe. 


Zu demjelben Haben ſich faft aus ganz Deutſchland Delegirte eingefunden, 
zufammen 262, welde 63,221 jelbftftändige Handwerker vertreten. Rachgerade 
haben ſich die Folgen der modernen Gewerbegefeßgebung: gleichzeitige Zer- 
malmen des jelbftfländigen Handwerkerſtandes durch Druck des Grokcapitals 
von oben und durch Unterwählen Seitens der Socialdemofratie fo empfindlich 
geltend gemacht, daß die Beitrebungen der Arbeitgeber, welche nicht Fabrikan⸗ 
ten find, fi zu organifiren, nicht mehr ignorirt werden können. Der wid 
tigſte Bunkt der erfien Berathung ift die Gründung einer Organjjation der 
„Wrbeitgeber” oder der Handwerker“. Cinflimmig find die Redner aller 
Schattirungen darin, daß etwas gefchehen müfle, um den ſchäumenden Wogen 
der Socialdemokratie einen jchügenden Damm entgegenzujeten. Birgermeifter 
Dr. Fiſcher aus Hainichen in Sachſen, einflimmig von den Handwerkern jeiner 
Stadt entjendet, bezeichnet dieſe Organifation des Handwerks als einen Act der 
Nothwehr; in Bezug auf Organifation müfje man die Sorialdemolraten 
nachahmen. Auseinander gehen die Anfichten nur darliber: ob vorzugehen fei 
mit Hilfe des Staats und der Geſetzgebung oder ohne Rüdfichtnahme auf 
diefelben und jelbſtſtändig. Buchdrucker Hauſchild aus Bremen nennt e8 ſchmah⸗ 
li, wenn die Handwerker Deutihlands mit ihrem großen Capital, mit ihrer 
Sintelligenz und Arbeitskraft nicht den bodenlofen Umtrieben der Socialdemo⸗ 
traten gewachſen wären. Auch andere norddeutſche Redner finden den Haupt⸗ 
übelfland der jegigen Lage des Handwerkerſtandes in defien großem Indifferen⸗ 
tismus und verlangen von ihm ein kräftiges Sichaufraffen. Bon den Regierungen 
fei jo wie fo nichts zu erwarten. Tiſchler Todt aus Minden führt den 
Standesgenofien zu Gemüthe, fie jeien zwar jetzt noch Arbeitgeber, aber die 
Entwidlung der getverblihen Berhältnifie, die Uebermadt des Grofcapitals 
tönne dahin drängen, daß diefe Meifter hier, welche jegt die Blüthe des Hand⸗ 
werlerftande8 verträten, auch wieder in die Reihen der Arbeitnehmer herab- 
fänten. Seit 2 Jahren habe fi die Zahl der jelbfifländigen Handwerker um 
5 Proc. vermindert. Man dürfe nicht fortfahren, den Handwerkerſtand, diefe 
Säule des Staats, noch ferner zu erihüttern. Kein Stand im Staate ſei 
jegt fo vogelfrei, wie der Handwerker, der Kandel, die Induſtrie u. |. w. 
genöflen alle Staatsunterftägung und Förderung. Im Allgemeinen neigt fich, 
wie auch aus der Mede des Referenten, Tiſchlers Brandes aus Berlin, hervor⸗ 
geht, die Stimmung der Mehrzahl dahin, das Goalitionsrecht nicht eiwa zu 
beiränten, jondern innerhalb der Schranken der Gewerbeordnung weiter aus⸗ 
zubauen und dur Organijation der jelbftfländigen Arbeiter eine Reform der 
Gewerbeordnung, jedoch nicht in reactionärem Sinne, anzuftreben. Bir Ber- 
jammiung beflimmt Berlin zum Hauptvorort, gibt fi in einem Ausſchuß von 
9 Mitgliedern fein Haupt und beidhließt die Gründung einer Handwerkerzeitung. 
Der Haupworort wird in den einzelnen Bundesftaaten Bororte wählen, welche 
die Bildung von Localvereinen in die Hand zu nehmen und zu organifiren 
haben. Bier Mitglieder des Ausſchuſſes ernennt Berlin, fünf jeweils der 
Handwerkertag. Gegen die Wahl Berlins macht fidh einige Oppofition geltend; 
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man jürchtet anfängli, daß dort nicht die ndthigen Kräfte vorhanden feien, 
um im @eifte des Handwerkerſtandes deſſen Gade zu vertreten; doch zerſtrent 
das Uuftreien der Berliner, die fi von jeber Dominirungsfudit frei halten 
und ein regeß Sinterefle für Hebung des Handwerkerſtandes documentiren, bald 
die gehegten Befürchtungen. Als die tuchtigſte Rralt des Qanbwerfertagt 
zeigt fi der Drechslermeifter Todt aus Minden. Er beweist ein Haret 
Verfländnig für die Lage des Handwerkerſtanden, warnt vor der Bertrauent- 
dufelei gegenüber den Regierungen, die jet noch viel zu viel unter dem Ein» 
flufie des Liberalificenden Großcapitals ſtünden und durch deſſen Beginftigung 
am Meiften dazu beitrügen, den Mittelland in Deutihland zu untergraben. 
Er erllärt: daR das Broßcapital der ſchlimmſte Feind des mittleren San 
werferftandes jei und dasfelbe unrettbar der Socialdemokratie in die Arme 
treibe. Das Großcapital tradhte dahin, dem Meiſter, der nech jegt 3—4 
Geſellen beicgäftine, biefe zu entjiehen, um fie in feine Sabrifen 

Anerlannt muß werben, daß fi der Handwerker⸗Tongreß von jeder Reaction 
innerhalb der Gewerbeordnung im zünftleriigen Sinne freibält Dieß tritt 
namentlih bei der Frage der Einführung der Arbeitsbücdher hervor. le 
Redner bezeugen es, daß dieſe Arbeits- oder Gontrolbüder das U und O 
jeder Reugeburt bes Sandwerferftandes feien, daß mit ihrer Einführung der» 
jelbe ſtehe und falle. Rur in der Borausfegung, daß der Handwerkertag ſich 
für diefe Controlbücher erkläre, jet er von einigen 60,000 Handwerkern beſchickt 
worden. Billing aus Münden und alle Redner erflären jedoch ausbrädiid, 
daß nicht daran gedacht werden jolle, die veralteten Wanderblicher auß ihrem 
Staube hervorzuſuchen. Wolle man aber die jegt ganz außer Rand und 
Band geratbhenen Sanbwerksverbältnifie wieder neu orbnen, wolle man daB 
Weglaufen aus der Arbeit u. |. w. verhindern, jo fei es ——* aeſerlich 
zu beſtimmen, daß jeder Handwerksgehilfe ein ſolches Controlbuch führe, worin 
weiter nichts als der Ort, wo er zuiekt gearbeitet, und die Dauer feiner 
Arbeit eingetragen werde. Der Mangel eines ſolchen Controlbuchs joll dem 
Gehilfen wie dem Meifter, bei dem er in Wrbeit tritt, Strafe zuzichen. In 
diefem Ginne nimmt man eine Refolution an und fügt auf Biliing’s Bor» 
ſchlag Hinzu, daß bis zur reichsgeſetzlichen Regelung dieſer Frage die Ein- 
führung der Gontrolbüdher auf dem Wege der Selbfibilfe angeſtrebt werben 
fol. Nur die Vertreter VBremen’s ſprechen ſich gegen die irn dieſer 
Sache auf dem Gejeggebungswege aus; fie wollen einfache Selbſihilſe. ‚Dem 
Jubel, mit weldem die Refolution gefakt wird, merkt mon es an, 


Schritt zu befriedigenderen gewerblichen Berhältniffen — Au 
ewer 


in denjenigen Staaten, wo fie noch nicht beſtehen. Der wichtigſte Beſchlaß der 
dritten Gigung betrifft das Lehrlingsweien, deſſen ſchadliche Geſtaltung ven 
Rednern aus allen Theilen Deutſchland anerkannt wird. — wird ge⸗ 
klagt, daß die Meiſter jetzt jo gut wie gar fein Mittel in Hinden en, um um 
die Lehrlinge zum Wushalten in der Lehrzeit zu —— Mi 
ſchütze deßhalb nicht, weil in neuerer Zeit mei nur Bhne —— 
Eltern zum Handwerke gingen, gegen arme Leute Gelbftrafen wegen 
Be tigen Berlafiens der Behre durch ihre Söhne nicht vollſtrekbar ſeien. 
nd namenttih dadurch gebrüdt, daß bie Behrlinge oft nur fo 
lange I ber bre ausbielten, bis fie Kandfertigleit genug erlangt hätten, 
um allenfalls als Fabrikarbeiter fi forizuhelfen. Die Mehr heit entiheibel 
fih für Wiedereinführung von Lehrlin ngen und eine 
Geſellenſtückes, hingegen besticht fie Meifterprüfungen; die Minorität, geführt 
von den Bremenjern und dem Münchener —— ne Kt die 
—— a —— — fe und die Bräm mie 
erjelben empfohlen. Der alaußſchuß ſoll ausfährli or F 
Wiedereinführung der Prüfungen und wegen Wie — la ng 
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jiehungen zwiſchen Meifter und Lehrling dem Beichätage unterbreiten. Den 
Antrag, den 8. 110 der Gewerbeordnung, der von der Ründigungsfrift zwildhen 
Ürbeitgeber und Arbeitnehmer ſpricht, zu fireichen, lehnt die Berjammlung 
ab, jpricht fi) aber für obligatoriichen Beſuch der Tortbildungsichulen durch 
die Lehrlinge aus. 
25. Sept. (Preußen) Der Eultminifter Falk kündigt dem Biſchof von 
Ermeland die vom Staatsminifterium befchloffene Temporalieniperre an: 
„Unter dem 21. Mai d. 3. find Ew. 6b. Hochw. aufgefordert worden, 
mittels einer entipreddenden amtlichen Kundgebung die Beeinträchtigung zu 
bejeitigen, welde die DDr. Wollmann und Michelis im offenen Widerfprud 
mit der im $. 57 4. 2-8. IL. 11 enthaltenen Vorſchrift des Landeggeſetges 
dur die Öffentliche Verkündigung der über fie verhängten Ercommunication 
an ibrer bürgerlidden Ehre erlitten haben. Insbeſondere aber ſah fi die 
Staatsregierung gegenüber den Ausführungen des gef. Schreibens vom 80. März 
d. 3. genöthigt, eine unzweideutige Erflärung dahin zu fordern, daß Gie 
gemilt jeien, fortan die Staatsgeſetze in ihrem vollen Umfange zu befolgen. 
Diefen Aufforberungen gegenüber haben Ew. b. H. mittels gef. Schreibens 
vom 15. Juni d. J. fi bereit erklärt, in einer bejonderen Belehrung an die 
dortigen Diöcefanen Ihre Ueberzeugung hervorzuheben, daß nad dem heutigen 
Staats- und Kirchenrecht durd die Ausihliekung aus der Kirche die bürger- 
liche Ehre der Betroffenen nicht beeinträchtigt jei und überhaupt bürgerliche 
Nechtsfolgen nicht hervorgerufen werden. Sodann haben Hochdiefelben in der 
zur Kenniniß der Staatsregierung gelangten Inımediaı- Antwort von 5. d. M. 
auf ein allerh. Handichreiben vom 2. d. M. erklärt, daß Sie die Ihnen durch 
Gottes Wort auferlegte Pflicht, den Staatsgejegen in vollem Umfange Ge⸗ 
borfam zu Teiflen, treu erfüllen würden. Die Stantsregierung verfennt weder 
das Entgegentommende diejer Erklärungen, no die Befinnung, welche ihnen 
zu Grunde liegt; das Beſtreben nad einer Wiederherſtellung des friedlichen 
Berbältniffes zwiſchen Staat und Kirche würde fi mit den diesfeitigen Wun⸗ 
ſchen um fo mehr begegnen, als man bießfeits jelbft den Schein einer Be⸗ 
einträdtigung der katholiſchen Kirche oder einer Schaädigung ihrer Intereſſen 
zu vermeiden bemüht ik. Es geſchieht nicht ohne aufrichtigeß Bedauern, wenn 
die Staatsregierung fih gleihwohl außer Stande fiebt, in Ew. b. H. Er- 
klarungen die Bürgſchaften zu finden, welche fie im Intereſſe des Staates und 
feiner Angehörigen zu fordern verpflichtet if. Die in Ausſicht genommene 
Belehrung, welche überdieß bisher nicht erfolgt ift, enthält die verlangte 
Kundgebung nit, und die Yeußerung in der Immediat⸗Antwwort if mit Er- 
wägungsgränden und Zufägen verjehen, welche die unveränderte Feſthaltung 
Ihres Standpunttes darthun. Der Gegenſatz zwiſchen den von Ew. 6.9. 
vertretenen ſtaatsrechtlichen Anihauungen und den Grund⸗ 
principien des preußifhen wie jedes andern Staatsweiens be 
ſteht daher, ungeadtet der Hochdenſelben gebotenen Gelegenheiten zur Aus⸗ 
gleidung, ohne die von uns gehoffte Zöjung fort. Ew. b. ©. find wiederholt 
Davon in Kenntniß gejeht worden, daß, wenn die von uns geſuchte Außgleichung 
nicht einträte, die Beziehungen der Staatsregierung zu Ahnen nicht under» 
ändert bleiben Zönnten. Die Stantsregierung vermag zunächſt die Berante 
wortung dafür nicht weiter zu übernehmen, daß auß den Mitteln des 
Staats, defjen Bejegen Sie fih nit unbedingt unterwerfen, 
für Ihren Unterhalt Zahlungen geleiftet werden. Diefe Zahlungen 
find vom Landtag in der Borausfegung bewilligt worden, daß die Geſetze 
und die. Berfaflung Preußens, auf deren Grund diefe Bewilligungen erfolgten, 
von den Empfängern der beir. Staatsgelder nad mie vor als für fie giltig 
und verbindlich anerfannt würden. Sobald dieje VBorausfegung, wie es Durd 
Ew. b. H. amtliche Erklärungen der Fall war, aufgehoben ift, wird unſeres 
Erachtens und big zu weiterer Entſcheidung die Verechtigung der k. Regierung 
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zur Zahlung eine zweifelbafte. Die k. Regierung wird daher die betr. 
Zahlung bis auf Weiteres einftellen. Der Oberpräfident der Brovinz Preußen 
ift niit Ausführung diefer Anordnung beauftragt worden.“ 


27. Sept. (Württemberg) Der am Hofe persona ingrata gewordene 
preußiiche Gejandte v. Rojenberg wird von der Reichgregierung abberufen. 


„ n VBerfammlung der deutfchen Land= und Forſtwirthe in München. 
28. „ (Elfaß-Lothringen) Feierliche Grundfteinlegung der Neu⸗ 
befeftigung von Straßburg. 
29. „ (Breußen) Die Spielbanl zu Ems wird, die erfle der deutjchen 
Spielbanten gejchloffen. 
80. „ (Breußen.) Einweihung des Siegesdenfmals in Düppel. 
» » (Hejien) Das neue Minijterium modificirt den noch vom vor⸗ 
bergehenden als Vorlage für den Landtag beichlofienen Wahlgejekent- 
wurf in liberalem Sinne. 


— „ Der neue Mainzer Verein der deutſchen Katholiken richtet an 
ſämmtliche katholiſche Geiftliche in Deutjchland folgendes Schreiben, das 
über die Mittel und die Organifation des Vereins einige Aufſchlüfſe gibt: 

„Ew. Hochwürden werden ohne Zweifel von der Gründung des „Vereins 
der deutſchen Katholiken““ Kenniniß erhalten haben. . . . et überzeugt, 
das Em. Hochwürden Ihre Mitwirfung gerne leihen werden, bitten wir Sie, 
dem Herrn Dekan R. zu R., welder die Yührung der Geſchäfte des Bereins 
für den Bezirk N. übernommen hat, gütigt recht bald mitzuiheilen, ob Sie 
jelbft bereit find, die Gejchäftsführerftefle für die dortige Gemeinde zu über 
nehmen, oder wen Sie jonft zum Geſchäftsführer und Stellvertreter für ge- 
eignet halten.“ 

1.—3. Oct. Sechszehnter evang. Kirchentag in Halle a. d. S. Derſelbe 
faßt unter dem Borfike des Geh. Raths und Prof. Hermann aus 
Heidelberg, des künftigen Präfidenten des preußiichen Oberfirchenratb3, 
eine Reihe von Rejolutionen bez. der brennenden religiöfen und lirchlich⸗ 
politiichen Fragen: 

Ueber die Aufgabe des Kirchentags in der Gegenwart (nad 
einem Referat des gem. Staatsminifters v. Bethmann-Hollweg): „I. Die 
zum Sirdentag verlammelten evangeliihen Männer richten an die oberften 
Inhaber des evangeliſchen Kirchenregiments im deutjchen Reiche die ehrfurdis- 
volle und dringende Bitte, in unferer Zeit entſcheidungsvoller kirchlicher Kämpfe 
nicht länger zu zögern mit den vorbereitenden Schritten zur Einberufung 
einer ſämmtliche territoriale und provinziele Abtheilungen der evangelifchen 
Kirche des deutſchen Reiches vertretenden Berfammlung, um durch diejelbe die 
Gemeinſchaft aller deutichen evangelifchen Kirchen, unbeſchadet ihres wohl be 
gründeten verjchiedenen Belenntniß- und gefammten Nechtsftandes, zu ſtärken, 
das Recht und die Freiheit der evangelifchen Kirche gegen jeden Angriff von 
außen zu wahren und durch fie als eine dem Staat verbündete Friedens macht 
unferem Baterlande die Segnungen des Evangeliums überhaupt und insbe 
fondere das unſchätzbare Gut des kirchlichen Friedens zu erhalten. Der 
Kirhentag beauftragt den engeren Ausſchuß, zur Begründung, Erläuterung 
und näheren Beitimmung diefer Petition eine Denkſchrift abzufaflen und fie 
mit derjelben ſammtlichen deutſchen Kirchenregimenten zu überreidden. IL. (Bes 
sicht ih auf Slauben und Belenntniß und wurde fpäter formulirt, fiehe 
unten.) III. Der Kirdentag erklärt e8 für das dringlichfte kirchliche Bes 
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dürfniß der Gegenwart, daß die evangelifche Kirche dem Staate gegenüber fi 
jelbftftändig verfaffe und rein Firdliche Organe der Selbfiverwaltung ihrer 
Angelegenheiten aus ſich erzeuge, namentlid) auß der Parochie die voliberedhligte 
Gemeinde hervorgehen und durch Laienältefle zur Seite des Pfarramts ver⸗ 
treten lafie, die ®emeinden eines Kreiſes unter der Superintendentur und 
der Kreisſynode zujammenfafle, endlich die ſynodale Bemeindevertretung wo 
es nöthig, in Provinzialignoden, jedenfalls in der Landesſynode abfchlieke und 
in angemefjener Weile mit dem Provinzialconfiflorium , rejpective dem Ober⸗ 
confiforium zur kirchlichen Einheit verbinde. IV. Der 16. Kicchentag erklärt, 
wie feiner Zeit der erfte, die innere Miffion oder die Rettung des evangeliichen 
Bolles aus feiner geiftigen und leiblichen Noth durch Aufbietung aller leben» 
digen Rräfte in der Gemeinde für die große Aufgabe der Kirche in der Gegen» 
wart und hält in dankbarer Erinnerung des von dem Gongreß für innere 
Miifion in den verfloffenen 24 Jahren empfangenen Segens die freie Ber- 
bindung mit ihm feſt. Ueber die Stellung der evang. Kirde in 
Deutjhland gegenüber dem Staate und ihre Organijation 
innerhalb desjelben (Referent Prof. Baur aus Leipzig): „I Durch die 
Gründung des deutjchen Reiches iſt auch eine Neugeftaltung der evangeliſchen 
Kirche innerhalb desſelben nothwendig geworden. II. Diele Neugeftaltung hat 
fih vorzugsweile zu beziehen 1) anf die Xoslölung der Kirche aus ihrer bis⸗ 
berigen, die freie Entfaltung und jelbfiftändige Organijation ihres eigenthlim- 
lichen Lebens hemmenden Abhängigfeit von dem paritätiich gewordenen Staate, 
fowie auf die Herflellung diejer jelbftfländigen Organijation und 2) auf die 
Herstellung der bisher fehlenden lebendigen Wechjelbeziehung und engeren Ber- 
bindung zwiſchen den evangeliihen Landeskirchen Deutichlands. II Die 
Losldſung der Kirche von der ihr eigenthlimliches Leben hemmenden Abhängig 
keit von dem Staate ift nit im Sinne einer abjoluten Trennung der Kirche 
bon dem Staate zu verfiehen. Bielmehr find beide berufen, in organilcher 
Berbindung und mechleljeitiger Unterftüßung und Ergänzung, ein jedes auf 
dem ihm eigenthümlichen Lebensgebiete, das Wohl des Volkes zu fördern. 
IV. Abgejehen von den Hoheitsrechten, welche der ſtaatlichen Obrigkeit als 
folder auch über die Kirche zuftehen und mit welchen die Pflicht des Staates 
zujammenbängt, der Kirche die zu ihrer felbftfländigen Organiſation erforder» 
lichen materiellen Mittel darzureichen, muß der Zuſammenhang, in welchem 
die deutſche evangeliiche Kirche, ihrer Ratur nad, von Anfang an mit Voll 
und Staat geftanden bat, aud ferner fi darin bethätigen: 1) daß die deutſchen 
evangeliichen Kirchen Landeslirchen bleiben; 2) daß der Staat mindeftens in 
der oberften fändigen Kirchenbehörde feine Vertreter bat und zu der Landes⸗ 
beziefungsweife Provinzialignode feine Kommifjäre entjendet; 3) daß dem 
evangeliihen Landesherrn daB Oberälteftenamt in der evangeliichen Kirche 
feines Landes verbleibt. V. Der Landesiynode Liegt, foweit ihre Competenz 
nicht durch Die der Provinzialſynoden beſchränkt ift, die ſelbſtſtändige Orbnung 
und Berwaltung ber die Landeskirche im Ganzen betreffenden kirchlichen An⸗ 
gelegenheiten ob. VI. Die für eine zujammenhängende Leitung der kirchlichen 
Angelegenheiten unentbehrlichen fländigen kirchlichen Behörden find auf allen 
Stufen des Berfaffungsorganismus mit den bezüglichen ſynodalen Elementen 
in angemefiener Verbindung zu erhalten.” Betreffend das Bekenntniß 
Referent v. Bethmann⸗Hollweg): „Wir beiennen uns, wie alle früheren 

irchentage, zu dem in den reformatorifchen Bekenntnißſchriften bezeugten 
Glaubensgrunde, mit andern Worten: wir befennen glei den Bätern der 
Reformation, mit unjerm Glauben auf dem Grunde der Apoſtel und Pros 
pbeten zu fiehen, da Jeſus Chriſtus, des Iebendigen Gottes eingeborener Sohn, 
um unjerer Sünde willen am Kreuze geftorben und um unferer Gerechtigkeit 
willen auferwedt, der Edflein ift, und wir reihen Allen, die fi in dieſem 
Belenntnik mit uns eins wiflen, bie Bruderhand zu gemeinfamer Arbeit für 
den Aufbau des Neiches Gottes in unferem Bolle und zum Kampf wider die 
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finfieren Mächte, die fein innerftes Leben bedrohen. Auch Iaden wir all 
Glieder unferer Kirche, die die Ehrfurdt vor den Bekenntniß der Bäter be 
wahren, feinen Glaubensinhalt ſich aber noch nicht völlig aneignen Tönnen, cin. 
fi mit uns zu den Fühen des ewigen Meiſters zu jegen, um vom ihm, dem 
Sanftmülhigen und von Herzen Demüthigen, zu lernen, bis wir alle hinam 
kommen zu eimerlei Blauben und Erlenntnik des Sohnes Gottes und cin 
volllommener Mann werden nad) den Maß des volllommenen Alters Chrifli 
Endlich Halten wir das brüderliche Band mit allen evangeliſchen Kirchen außer- 
halb Deutihlands, au mit den evangeliſchen Kirchen Frankreicht, im der 
Hoffnung feit, daß deren durch befannte Ereignifie zum Xheil uns entfremdeie 
Bertreter unfere Gemeinſchaft wieder ſuchen werden.” VBetreffend die alt- 
tatholifhe Bewegung (Referent Brof. Schlotimann): „L Wir bezeigen 
unfere herzliche brüderlicde Theilnahme denjenigen Katholiken, welche, durch das 
Gewiſſen und die Macht der Wahrheit gedrungen, dem in dem legten Concil 
gipfelnden Verberben des Ultramontanismus offen entgegengetreten find, und 
ſprechen den Wunſch aus, daß dieſelben, feflgegrndet in tem gemeinjamen 
Glauben der ganzen Chriftenheit, den Inglauben wie den Aberglauben ab- 
wehrend, einen guten Kampf kämpfen und mit Gott das Feld behaupten 
mögen, zum Seil der Kirche und ter chriſtlichen Rationen, insbefondere unteres 
de Volles. II. Wir begrüßen mit Freuden die von jenen Brüvern 
dffentlich wiederholt kundgegebene Hoffnung ihrer allmäligen Berfländigung 
mit der evangeliſchen Ghriftenheit, indem wir danach vorausieken bürfen, das 
fie, in Folge der von ihnen ſelbſt unlängft gemachten Erfahrungen, auch die 
Auflehnung unferer Väter gegen das Joch der römiichen Gurie als That Te: 
Bewifiens und als Wert des göttlichen Geiſtes anertennen und die Streitpuntie 
des 16. Jahrhunderts, die Urfadhen einer langwährenden Zerflüftung unferes 
Baterlandes, nah dem Maßſtabe des göltlichen Wortes anders beurtheilcen 
werden als zuvor. II. Wir freuen uns Beflen, daß die Wufbebung des 
Jeſuitenordens im deutichen Reihe unter Beiftimmung zahlreicher treuer Glie⸗ 
der der katholiſchen Kirche erfolgen konnte, und ſprechen die Erwartung aus, 
daß die Witlatholilen, wie fie dazu beſonders befähigt und verpflichtet find, 
fortfahren werben, im Geiſte firenger und forgfältiger Wahrhaftigkeit die 
unbeilvollen Wirkungen des ejuitismus aufzudeden und feine noch immer 
einflußreihen Grundſätze zu befämpfen.” Ueber das Berhältniß der 
Kirche zur LBoſung der ländligen Arbeiterfrage (Prof. v. d. Golg 
aus Königsberg): „1) Die evangeliiche Kirche if zur Miwirkung bei Löfung 
der ländlidden Wrbeiterfrage ebenjo berechtigt als verpfliäte. 2) Eie kaum 
diefem . Berufe in genügender Weile nur nadlommen, wenn Geiſtliche und 
Raien zu gemeinfamer Urbeit fi) die Sand reichen. 3) Der Yusgangs- und 
Mittelpunkt der focialen Wirkſamkeit der Kirche Liegt in der kirchlichen Se⸗ 
meindevertretung ; lettere ift, wo dieß noch nicht der Fall fein follte, baldigt 
mit den nöthigen Befugniſſen auszuflatten, um den von ihr nothwendig zu 
erfüllenden Unforderungen genligen zu können. 4) Die Siele, weldde die Kirche 
bei ihrer focialen Wirkſamkeit zu verfolgen Hat, und namentid die Mittel 
welche fie zu der Erreihung jener anwenden foll. mäflen nad den Iccalen 
Verhältniffen ih richten und werden deßhalb nicht überall diefelben fein dürfen. 
5) Im Allgemeinen wird die Keirche ihr Augenmerk hauptſächlich auf folgente 
Punkte zu lenken baben: a) ein gegenſeitiges Bertrauensverhältnik zwiſchen 
Arbeitgeber und Urbeitnehmer anzubahnen; b) das Familienleben der Arbeiter 
zu veredeln; c) die geifiige und fittlihe Bildung der Arbeiter zu heben; 
d) foweit die überhaupt in ihrer Aufgabe liegt, die materielle Zage der 

rbeiter zu verbifiern; eine angemellene Organifation der Urmenpflege if 
hierbei bejonder8 wichtig. 6) Die Aufgabe größerer kirchlicher Kreiſe (Ep 
noden ıc.) auf dem Gebiete der ländlichen Wrbeiterfrage wird weientlid darin 
befiehen, die allgemeinen Gefichtspunkte aufzuftellen und die Richtung anzugeb-n. 
nad welden die einzelnen Gemeinden und deren Vertreter ihre locale Wirt. 
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—— zu entfalten haben. 7) Die Tiscuffion und Entſcheldung Aber die bei 

der landlichen Wxbeiterfrage ge Breitioen wirtsfeaftspolitilden Probleme 
legt außerhalb der Compeienz der 

Der Kirchentag, eine freie kg evangeliſcher Seiſtlicher und Laien 
zur Verathung kirchlicher Angelegenheiten und Fragen, welche im Sept. 1848 

Wittenberg gegründet, will alle auf dem Boden ber Bekenntnißſchriften 
Beenden den Kircheng efichaften umfafien und zählt fat 800 Theilnehmer. Die 
bießjährigen Berhandlungen zeigen einen gegen denjenigen früherer Jahre 
entichieden milderen und verjöhnlicheren, auch denjenigen, die in ihren Ueberzeu- 
gungen von denjenigen der Berjammlung abweichen, entgegenlommenderen Ton. 


. Dt. (Preußen.) Der Geh. Rath Stiehl, ber Urheber der preuß. 
Schulregulative, wird auf ben 31. Dec. d. J. definitiv entlaffen und 
bis dahin weiter beurlaubt. Die berufenen Schulregulative find im 
preuß. Unterrichtsminifterium endgültig ein überwundener Standpuntt. 


» (Breußen.) Differenz zwiſchen dem Biſchof don Münſter und 
der Regierung aus Anlaß der Wieberbefehung der erledigten orbent- 
fen Brofeffur in der philoſophiſchen Facultät der Alademie zu 
Münſter. 

Bon den fünf altkatholiſchen Profeſſoren der Facultät iR für den Lehr⸗ 
Ruh! der altlatholiige Symnafiallehrer Dr. W. Suppe am Bentheim⸗ 
—— in Vorſchlag gebracht, genen deſſen Berufung bie beiden übrigen 
Mitglieder der Yacultät und der Bildef Brindmann proteftirt haben, letzterer 
unter der Drohung, den TheologieStudierenden den Beſuch der Schuppe'ſchen 
Borlefungen verbieten zu wollen. 

„ (Breußen.) Der Biſchof von Ermeland proteftirt in einer Zujchrift 
an ben Eultminifter gegen bie wider ihn verfügte Temporalienſperre, 
indem „bie Dotationen der preußiihen Bilhöfe auf einem Gtaatsvertrage 
mit dem Oberhaupte der kath. Kirche beruhten und Emolumente feien, welche 
der Staat Hreuben dem römijchen Stuhle gegenüber nach der Bulle de salute 
animarum den Bilhöfen aus den eingezogenen Kirchengütern zu verabfolgen 
fi verpflichtet habe. Er halte fih hienach für befugt, die na dem Staats⸗ 
haushaltsetat für ihn ausgeworfenen Emolumente im Rechtswege zu bean- 
jpruchen und behalte fi die Beſchreibung berjelben vor.” Bis Ende des 
Jahrs erfolgt indeß eine Klage des Biſchofs bei Bericht nicht. 
„» (Breußen) Be dem Biſchof Martin in Paderborn erjcheint 
ein Gerichtsrath mit feinem Protofollführer, um im Auftrage ber 
Stoatsanwaltihaft von demjelben die Driginalien der ſ. 3. fo viel 
befprocdhenen Briefe proteftantifcher Paſtoren der Provinz Sachfen zu 
verlangen. Der Bifchof verweigert die Herausgabe, worauf ihn ber 
Befehl vorgezeigt wird, für diefen Fall zur Hausſuchung zu fchreiten. 
Diele erfolgt und werben die Briefe mitgenommen. 
„ (Elfaß-Lothringen.) Ber Optionstermin hat mit-biefem Tage 
fein Ende erreiht. Die Zahl der für Frankreich Optirenden hat die 
Summe von 162,633 Berfonen erreiht. In Folge der Agitation 
der Franzöfiich-Gefinnten haben indeß ſehr Viele bloß jur Demonftration 
optirt, welche nicht daran denken, ihren Wobnfik nad Frankreich zu 
verlegen. Die mit Wirkfamkeit durch thatjächliche Auswanderung er- 
folgte Option umfaßt nur ca. 88,800 Perſonen, außerdem find von 
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den am 2. März 1871 in Effaß-Lothringen wohnhaft geweſenen Fran⸗ 
zojen ca. 1200 nad Frankreich zurüdgelehrt find. Sämmtlide Cp- 
tanten, welche nicht thatjfächlich ausgewandert find, erhalten die amtlidye 
Benachrichtigung, daB „ihre Option ungiltig fei und bleibe”. 


2. Oft. Berjammlung des deutſchen Proteftantentages. Derfelbe beichliebt 


einftimmig eine vom Ausſchuß ihm vorgelegte Erflärung in der Belennt- 
nißfrage, nachdem dieſelbe von den Berichterfiattern Profeſſor Näbiger 
aus Breslau und Profeffor Lipfius aus Jena begründet worden ifl. 
Die Stimmung auch Dieter Verfammlung ift gegenüber den Gegnern 
möglichft verſöhnlich und nicht exclufiv. 

Erklärung: „Alle kirchlichen Lehrformeln find menſchliche Sagungen. 
Trotzdem find die hergebrachten Belenntnigfchriften zur Bedingung der Seligkeit 
und der Zugehörigkeit zur Kirche und damit zu kirchengeſetzlicher Geltung cr- 
hoben worden. Dies ift ein entfchiedener Abfall von den Brundjägen der Refor- 
mation und eine Verlekung des Rechtsbeſtandes der evangeliſchen Kirche. 2) Ter 
chriſtlichen Froͤmmigkeit und der theologifchen Wiſſenſchaft wird dadurch ein 
undriftliher Zwang auferlegt. Dieſer Zwang ſchädigt den ſittlichen Einfluß 
des Chriſtenthums und entfremdet einen großen Theil des deutſchen Volkes 
der Kirche. Er ift um fo vermwerflider, als alle, auch die fogenannten be⸗ 
Ienntnißtreuen Theologen ertwiejenermaßen weſentliche Abweichungen von dem 
urfprünglihen Sinn der Belenntnißichriften fi) geftatten. 3) Unter Berufung 
auf feine Beſchlüſſe von Eiſenach, Berlin und Darmftadt, erflärt daher der 
deutfche Proteſtantenverein: 1) Der alleinige Grund der evangeliſchen Kirche 
iR Chriſti Perfon, feine Lehre und fein Werl. Das einzige Merkmal des 
Ehriften ift die Aufnahme de8 Evangeliums von Chrifto in freier Ueberzengung 
und ihre Bethätigung durch die Liebe. 2) Die nothwendigen, aber auch allein 
zuläffigen Schranfen der evangeliſchen freiheit ergeben fih ans der gewiſſen⸗ 
haften Anwendung dieſer chriftlich-evangelifcden Grundjäge. 4) Demgemäß 
fordert der deutiche Proteftantenverein zur Wahrung der evangeliichen Be⸗ 
tenntnißfreiheit insbefondere: 1) Wegfall der Dellarationen über lutheriſchen 
oder reformirten Belenntnißftand einzelner &emeinden und ganzer Kirchen⸗ 
törper. 2) Aufhebung der eidlichen Verpflichtung der Geiſtlichen, Kirchenvor⸗ 
fteher und Synodalmitglieder auf die Bekenntnißſchriſten und Erſetzung der- 


. felben durch ein einfaches Gelobniß der Treue gegen Die vorher außgeiprocdhenen 


evangeliihen Brundfäge. 3) Einführung von Barallelformularen bei Taufe, 
Eonfirmation, Abendmahl und anderen kirchlichen Handlungen zur Beirie- 
digung der verſchiedenen in ben evangeliichen Gemeinden vorhandenen religidien 
Bedürfnifſe.“ Der Neferent Prof. Raebiger bezeichnet die vorliegende Frage 
der Bekenntnißfreiheit als eine der dringlichfien kirchlichen Fragen. Es handle 
fi in derfelben nicht um ein theoretifches, jondern um ein praktiſches Problem, 
in defien Löfung ſich mit den kirchlichen die verſchiedenſten politiſchen und ſo⸗ 
cialen Intereſſen durchkreuzten. In dem gegenwärtigen Uebergangsſtadium 
handle es fich um die Auseinanderfegung des alten Kirchenthums mil dem 
modernen Sulturleben. Die katholiſche Kirche habe zum Schug ihre alten 
Glaubens gegen jede Unbill des Zeitgeiftes das Unfehlbarkeitsdogma aufge» 
ſtellt, aber dadurch energiſchen Widerſpruch wach gerufen. Aehnlich lägen 


die Verhältniſſe in der proteftantiſchen ſtirche, wo die kirchliche Reaktion vom 


Brofeftantenverein befämpft werde, indem er vor Allem gegen die Bekenntniſſe 
proteftirte, nicht als Gegner aller Dogmen, jondern weil er in dem Dogma⸗ 
tismus den beflagenswertheften Abfall vom urjprüngliden Chriſtenthum als 
der Relinion des Geiftes erkenne. Tas Chriſtenthum habe die Gewwifiensfrei- 
heit fanttionirt, wie fie im Anfange thatfächlich auch gelibt wurde. In dem 
Kampfe gegen Juden⸗ und Heidenthum entwidelte ſich allmälig eine chriſtliche 
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Theologie; der Kriflliche Glaube wurde als dogmatiſches Ganzes aufgeflellt, 
obne die Breiheit der Gemeinde zu beſchränken, bi8 die Concilien für ihre 
dogmatiſchen Beichlüfle göttliche Autorität in Anfprudy nahmen. Lange Kämpfe 
um de8 Dogmas willen waren die Folge, aus denen die Hierardjie im Bunde 
mit der Staatögewalt fiegreich hervorging. Während aber die Donmen immer 
nur Produkte der Reflegion find und daher das Gepräge ihrer Zeit an fi 
tragen, wurden diejelben zu ausſchließlicher Verbindlichleit erhoben und fo 
dur die beumeniſchen Belenntnifie die ü:errichaft des Dogmatismus in ber 
chriſtlichen Kirche und damit der Gegenſatz zwiſchen Orthodoxie und Häreſie 
gegeben. Um dogmatiſcher Differenzen willen begann in der Kirche der Krank⸗ 
beitSproceß der Zeriegung, bis im 11. Jahrhundert die große Spaltung 
zwiſchen der morgenländijichen und der abendländiſchen Kirche eintrat. Während 
die griechiſche Kirche bald in Stagnation verfiel, dauerte der Zerfchungspro«s 
ceß der römiichen Kirche fort, begleitet von dem fittliden Verfall ihrer An 
hänger und der furchtbarften Berfolgungsjucht gegen die Ketzer. Endlich erhob 
fih das chriſtliche Gewiſſen in der Reformation, die daS unveräußerliche Hecht 
der Freiheit in Chriſto gegen die Tyrannei der alten Kirche geltend machte. 
Aber es gelang ihr nit, den neuen Dogmatismus ganz zu bejeitigen, da 
derjelbe zu tief in das geiftliche Zeitbewußtjein eingedrungen war. Es ent- 
widelte fi ein raſcher reformatoriicher Kampf, und was in demjelben ge⸗ 
wonnen und jeftgeftellt war, das glaubte man der römifchen Kirche als dog⸗ 
matiſche Wahrheit gegenüber und für die eigene Kirche als Belenniniß hin⸗ 
ſtellen zu ſollen. Aber au unter den Reformatoren ſelbſt kam e8 bald zu 
Differenzen über die Auslegung des Schriftworts, deſſen Iutheriiche Auslegung 
in der Goncordienformel jo ſchroff formulirt wurde, daß eine unbeilvolle 
Spaltung im Schooße der evangeliihen Kirche unausbleibli war. Und in 
der Tutheriichen Kirche gelangte der Dogmatismus alsbald zu neuer Herrſchaft, 
die um jo anipruchspoller geübt wurde, als fie fi für ihre Berechtigung auf 
das Wort der heiligen Schrijt berief.” Die Unduldjamteit des altlutheriſchen 
Zelotismus gegen alle anders Denkenden ift nicht minder widerwärtig, als der 
latholiſche Fanatismus, zumal es auf ihm nur auf die reine Lehre, nidt 
aber auf das reine Leben und die Hebung der Sittlileit anfommt. Weniger 
ſtrenge tritt er freilich in der reformirten Kirche auf, aber wo dielelbe ftarf 
genug ift, verdrängt auch fie anders Dentende aus ihrer Mitte. Der prote⸗ 
Rantifde Dogmatisntus ift deßhalb fo unleibli, weil er einen Abfall von 
dem proteftantiien Princip einjchließt, während im Unfehlbarkeitsdogma der 
katholiſche Dogmatismus jich nur conjequent aus feiner eigenften Ratur heraus 
fortentwidelt hat. Aber als gemeinſames Refultat des Zuſammenwirkens der 
geifligen Botenzen des beutichen Volkes entwidelte ji eine neue Theologie, 
vor deren Kritik der proteftantiihe Dogmatismus nicht beftehen konnte. Die 
allgemeine Zuſtimmung, welche der von dieſer neuern Beiftesrichtung angeregte 
Unionsgedante fand, half denjelben bald in die praltiiche Wirklichkeit über⸗ 
tragen, und jeitvem hat die evangelifche Kirche, ohne Unterſcheidung der lu⸗ 
therifhen und der reformirten Kirche, fortgefahren, den orthodoren Dogma- 
tisnuß zu befämpfen. Differenzen in der Dogmatik bedeuten Feine lirchliche 
Spaltung und Blaubens- und Bewiffenszwang ift für den echten evangeliſchen 
Ehriften eine Unmöglichkeit. Gleichwohl hat die Union in ihrem Sauptlande, 
in Preußen, nad dem Hinſcheiden ihrer Stifter das Schickſal gehabt, von 
den Anhängern des ortbodogen Lutherthums in ihrer Entwidelung aufgehal- 
ten zu werden. Der Radilalismus und Socialismus trugen dazu bei, die 
politiſche und durch diefe die kirchliche Reaktion zu förbern,. die in Kirche, 
Schule und Haus das lutheriſche Belenntnig wieder zur Anerlennung bringen 
wollte. Hand in Hand mit den „Eatholifirenden‘ Orthodoren kämpfen die 
Anhänger der „pofitiven Union“ für das Belenntnik, das ſie troß der Ber- 
einigung aufrecht erhalten wollen. Die Behörden leihen den Orthodoxen ihre 
Unterftägung in diefem Ranıpfe, indem fie die Gegner der Belenntniffe disci⸗ 
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plinariich ſtrafen, denfelben die Kirchen für ihren Gottesdienft verweigern ı. 
Der Dogmatismus ſucht jegt, ſeitdem die Verbindung ber Raatligen uud 
kirchlichen Reaktion fich zu Idlen beginnt, feine Stelung Hinter feinen eigenen 
Satzungen zu fichern, ohne jedoch eine andere Yutorität zu befigen, als die 
der Tradition, nicht aber die allein proteftantifche Berechtigung der Wahrheit. 
Und aud die befenntnigtreuen Orthodoxen find thatfädhlic von dem alten 
lutheriſchen Symbol abgefallen, dem gleichwohl die Union vum Opfer ge 
bracht werben fol. Redner geht weiter auf die Tendenzen des Urthobogismus 
ein, die auf Grund der proteftantiihen Principien belämpft werden zeüffen; 
deßhaib proteſtirt der Proteſtantenverein gegen die Bekenninifſe, indem er auf 
dem kirchlichen Boden der Union flieht. Wenn menſchlich beirachtet die Spal- 
tung der proteftantifchen Kirche zu beflagen war, fo brach fie dod die Macht 
des Dogmas und es bedarf bei dem reformatoriichen Geiſt unlerer Zeit nur 
der Bereinigung aller feiner Gegner, um den Dogmatismus vollends zu Yal 
zu bringen. Aber der Proteftantenverein will nicht nur nieberreiken, jonberz 
auch aufbauen; er ſtrebt auf dem Grunde des Evangeliums die Erneuerung 
der chriſtlichen Rirde an: er verwirft mit den dogmatiſchen Velenntnifien er 
das Belennen jelbft, nicht jedes Belenntniß, es fragt ſich nur, wie daffelbe 
beichaffen fein fol. Die Untorität eines Vekenniniſſes, das auf freie Zuftım- 
mung und Ueberzeugung begründet it, betrachtet der Proteflantenverein mich 
als ein geiſtiges Jod, und in der That wiſſen die Mitglieder bes Proieſtan⸗ 
tenvereins ſich eins in dem Velenntnik von Chriſtus, dem gottgefanbten Mittler, 
das fi am leichteſten an das apoſtoliſche Bekenntniß anfchließen würde. Das 
kirchliche Belenntnig muB ein Belenntnik für die Gemeinde fein, das in deren 
Geiſt und Herz feine Stätte hat und deren Beben beſtimmt. Auf Grund eimes 
folchen Bekenniniſſes will der Proteſtantenverein an die Stelle des Dogme- 
tismusß eine wirkliche evangeliſche Vollslirche geſegt wiſſen, ohne ein neues 
Nirchenthum aufrichten zu wollen, ſondern in Belhätigung bes eigenfien Prin- 
cip8 des Proteftentismus. Die Dogmen follen der theologiichen — * 
verbleiben, um von ihr geprüft und Nörifigemaß begründet zu werden. Die 
perfönliche Uebergeugung , welche fi für die Bekenntniſſe beleunt, beiämpft 
der BVroteftantenverein nicht, wohl aber die für legtern beanfprudhte Iwang 
herrſchaft. Die Lehrfreiheit anlangend gefteht ex der Kirche das Bet zu, 
von ihren Prebigern ein Geldbniß zu fordern, nicht aber eine eidliche Ber⸗ 
pflihtung auf die Velenntniffe; für die Gemeinde mimmt er die Belbeiligung 
an Ordnung Ihrer Angelegenheiten durch geeignete Organe in Unfprud. BDie 
evangeliſche Kirche muß .fih vor allem angelegen fein Iaffen, mittel ihrer 
Organe alle die Thätigfeiten zu Üben, die ihre durch die dhrifiliche Liebe ge 
boten find. Das Kirchenthum, wie eb ber Broteftantenverein in der Bollt- 
fire ſchaffen wi, iſt mit dem Rechtsſtaat wohl vereinbar. Die e Erle 
Serrifienheit Deutfhlands Tann nicht mit einem Schlage durch eine aligemeime 
deuiche Nationalkirche erfegt werben, aber ber Proteſtantenverein ſteht mit ber 
Hoffnung in die Zukunft, daß allmälig, je mehr der Dogmatismus fig über- 
lebt und zerfällt, das deutſche BoIE, mie es ſich politiſch geeinigt bat, bei keiner 
Bildung au in der, vom Vroteftantenverein geforderten Boltslirdge ſich zu- 
fammenfinden und oller Zwif fich Idfen wird in dem gemeinjfamen —*2 
niß: „Nur Einer iſt unſer Meiſter, ——— wir aber ſind alle Brüder.“ 
Prof. vipius als zweiter Meferent über die Bekenntnißfrage, will zu einer 


- Berfländigung äber die praftiichen Ziele des Proteſtantenvereins beitragen, 


obne Hoffnung — —* A aud mit den eigentlidien Gonfeffionelien zu 
erzielen, 3. ©. den Gonfiftorium der gl. preußiſchen Provinz Han- 
nover” und der Fe ——*8* und Comp.“, aber doch 3. nm mit der the 
logiſchen Yafultät Halle und dem Kirchentage unter Borfig eines Hermann. 

Diele Derhänbigung müffe erfolgen im Wege der Unerlennung des Wedhtes, 
der GSleichberechtigung der liberalen Elemente in der evangelildden Kirche 
neben den Orthodoxen, nicht der Borherrſchaft oder gar der Wlleinherrihaft 
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der Einen oder der Undern. Man halte jenen vor, wenn fie fi mit dem 
Belenntniß der lutheriſchen Kirche nicht in Mebereinfliimmung wüßten, bleibe 
ihnen nichts übrig, als aus derſelben auszuſcheiden, widrigenfalls die auf 
daffelbe vereideten Geiftlihen ihr Gelöbnig mit Yühen treten. Uber der Maß⸗ 
Hab, mit dem die Gegner des Proteftantenvereins deſſen Anhänger mäßen, ſei 
unanwendbar. Eine Verpflichtung auf die Bekenntniſſe fei weder vom evan⸗ 
geliigen Standpunft aus zuläffig, noch aus der Geſchichte zu vertheidigen, oder 
mit den fittliden Aufgaben der Gegenwart vereinbar. freilich betrachte die 
orthodoxe Partei die Belenntnifie als Geſeg, nicht als menſchliches, ſondern 
als göttlihes Geſetz, aber das ſei Latholiih. Dasſelbe Net, das die Refor⸗ 
mation gegenüber den Anſchauungen des Mittelalterß gelibt, das nehme auch 
der Proteftantenverein in Bezug auf die Belenntnisichriften in Anſpruch. 
Freilich, nach katholiſcher Anficht iſt jeder Abfall vom Belenninig ein Abfall 
von der Kirche ſelbſt, aber das widerjpricht eben dem ganzen Charakter der 
Reformation. Andererſeits iſt allerdings die Lehre unferer Kirche in den Be⸗ 
kenninißſchriften niedergelegt, aber es fragt ih, ob ihr Inhalt ein But If. 
Ferner iR die buchſtäbliche Verpflichtung auf die Velenntniffchriften nicht bloß 
nad den eigenften Grundjägen der Reformation, jondern fie ift auch geſchicht⸗ 
lich unmöglid. Eine freiere Auffafſung derfelben war das nothwendige Er⸗ 
zeugniß der geichichtlihen Entwidiung. Soll man jet wieder zurüdgeben 
auf die Lehren des 16. Jahrhunderts? Wenn man flieht, wie die Wührer 
der fogenannten rechtgläubigen Partei ſelbſt Umformungen auf allen Eeiten 
unternehmen, jo begreift nıan, dag buchſtäbliches Feſthalten eine geihichtliche 
Unmöglichkeit if. Und wenn nicht einmal die Gonfefflonellen einig find, wie 
will nıan e8 dem Proteftantenverein wehren, den Inhalt der Belenninikichrif« 
ten nad) feinen Grundſätzen zu beflimmen? Auch die heilige Schrift als ſolche 
kann die Grenzen der evangeliichen Lehrfreiheit nicht ohne weiteres beftimmen. 
Was die redliche Forſchung auch in der Schrift als menſchliche, nicht göttliche 
Wahrheit ertennen muß, daran darf man das Gewiſſen nicht binden wollen. 
Wir werden dadurch beſchränkt auf die in der Schrift niedergelegten Grund» 
wahrbeiten und Grundthatfahen. Die fupernaturaliftiihe Anſchauung vol» 
lends tann ebenjowenig maßgebend fein, denn dieſe Anſchauung theilt das 
Chriſtenthum mit anderen Religionen und darin kann doch nicht ihr Weſen 
liegen. Zum Schluß wirft Redner einen Blid auf das Streben der freien 
Theologie nach Gleichberechtigung und bezeichnet die Aechtung und Verdam⸗ 
mung diejer ®rundfähe als einen Bruch mit der gefammten religidfen Ent⸗ 
widlung unjeres Volkes, der zur Wufldjung der großen Kirchengemeinſchaften 
in Selten führen müſſe. Wenn die Kirche die religidfe Entwidelung eines 
Volles repräfentiren folle, jo müſſe man die Bekenntnißkirche fahren laſſen 
und dafür die Bolksfirhe wählen. Dabei entwidelt Rebner im Einzelnen die 
Hauptgrundjäge einer ſolchen Kirche, wie fie die freie Theologie vertheidigt 
und knüpft daran praktiſche Yolgerungen, die fih hieraus ergeben und fidh 
auf $ 4 der Erklärung beziehen. 


2. DH. (Bayern) Eine VBerfammlung der Delegirten bes „liberalen 
Kreißvereind für Oberbayern“ fpricht unter dem Vorſitze des Reichs⸗ 
und Landtagsabgeordneten Frhrn. v. Stauffenberg ihre Ueberzeugung 
dahin aus, daB für Bayern zunächſt die Durchführung nadhftehender 
Reformen anzuftreben ſei: 

„I: Zum Gebiete des Unterrichtsweſens: 1) Reorganiſation der Lehrer⸗ 
bildungsanftalten unter Bejeitigung der geiftlichen Leitung, Errichtung höherer 
Lehrerbildungsanftalten (Pädagogien). 2) Fachmanniſche Leitung des gefamm« 
ten Unterrichtsweſen in allen Inſtanzen; Theilnahme der Lehrer on der Schul« 
verwaltung. 3) Ein .den Leiftungn und der Bilbungsfiufe entiprechender 
Einfluß der Gemeinden auf die Volksſchulen. 4) Vefeitigung des confefflonellen 
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Charakters aller Bildungsanftalten. 5) Gründung und Förderung von Fori⸗ 
bildungsſchulen. 6) Trennung des Meßner⸗ und GChordienfteß vom Schul⸗ 
dienft in den Städten und Märkten und fo weit thunlid in den größeren 
Zandgemeinden. U. Im kirchlich⸗politiſchen Gebiete: Eine Gefeggebung, durd 
welche die Sicherheit des Staates und die volle Religions» und Gewiſſens⸗ 
freiheit feiner Angehörigen, jowie die Gleichberechtigung ſämmtlicher Religions» 
genoſſenſchaften verbürgt, die obligatoriſche Eivilehe eingeführt und die Ber- 
waltung des für Unterrichts-, MWohlthätigleits- und lirchliche Zwecke beſtimm⸗ 
ten StiftungSvermögens der betreffenden politiichen, beziehungsweile Kirchen⸗ 
gemeinde überlaffen wird. III. Im Gebiete des Berfafiungsrehtes: Ein WBahl- 
geſetz auf Brundlage des allgemeinen directen Wahlrechts mit geheimer Ab⸗ 
flimmung und gefegliher Feſtſtellung der Wahlkreile. IV. Im Gebiete der 
Berwaltung : 1) Gerechte Bertheilung der Staatslaften, deren Grundlage nur 
durch eine Reform unjereß direlten Steuerſyſtems (Grund⸗ Haus, Gewerbe, 
Eintonımen- und Gapitalrentenfteuer) gewonnen werten fann. 2) Reorgani- 
fation der Verwaltung, insbejondere durch zwedmäßise Zuſammenſetzung der 
Diftrilts- und Landräthe, Erweiterung ihrer Befugniffe in Beziehung auf Ber- 
waltung und Schaffung einer jelbitändigen Verwaltungsrechtspflege mit einem 
unabhängigen Berwaltungsgerichtshofe.“ 


3. Ott. (Bayern.) Die Regierung weist ben Sefuitenpater Grafen Fugger- 


Glött, der als Standesherr von der allgemeinen Maßregel gegen 
den Jeſuitenorden erimirt zu fein meint, mit feinem dießfälligen Be: 
gebren ab. 

„ (Deutfhes Reich.) „Nachdem die franzöſiſche Regierung ben von 
ihr feit dem Kriege eingeführten veralteten Pakzwvang an der eng- 
liſchen, belgischen, Tpanifchen, italienischen und ſchließlich auch an der 
ſchweizeriſchen Grenze wieder aufgehoben hat, an ber deutjch-franzöfi- 
ſchen Grenze dagegen in aller Strenge aufrecht erhält, erflärt ihr bie 
deutſche Regierung, daß fie zu Repreffalien greife und von den Fran⸗ 
zofen vom 1. Nov. I. 3. an an den Reichögrenzen aud wieder bon 
einer zuftändigen deutjchen Behörde vifirte Päffe verlangen werde. 

„ (Sadfen.) Eine PVerurtheilung Bebel's zu neun Monaten Ge- 
fängniß und Verluft des Reichſstagsmandats wegen Majeltätsbeleidigung 
wird vom Oberappellationsgericht zu Dresden einfach beftätigt. 

Bebel wird diefe Strafe, nad) Ahjolvirung feiner 22 Monate Feſtungshafi. 
im Sandesgefängnik zu Zwidau zu verbüßen haben. Da in den erfin Mo- 
naten des neuen Yahres der Reichstag wieder zufammentreten fol, fol in 
Bälde eine Neuwahl fattzufinden Haben. Bon einem Gefinnungsgenoffen if 
bereit8 die Grundung eines Wahlagitationsfonds für die Wiederwahl Bebels 
mit einem freiwilligen Beitrage von 100 Thlr. eröffnet worden. 

„ Kongreß der deutſchen Tifchlergefellen in Berlin. 

Derjelbe beſchließt die Brlindung eines über ganz Deutichland verbreiteten 
Vereins der Tifchlergefellen, bauptjählih zum Zwede der Organijation von 
Strifes behufs Erhöhung der Löhne und Verkürzung der Arbeitszeit. Richt 
unintereffant ſind hiebei einzelne Yeußerungen über den anzuftrebenden Rormal- 
Urbeitstag. Die Arbeitszeit, To hieß es, müfle auf 8, ja auf 6 Stunden 
berabgefegt werden, weil der Ürbeiter, wenn er länger als 8 Stunden be 
Ihäftigt werde, feine Kraft mehr zu feiner geifligen Fortbildung übrig habe 
und weil wiflenichaftlich feftgeftellt jet, daB, wenn jeder Menih mit Ausſchluß 
der Frauen nur 5 Stunden arbeite, alle VBebürfnifie vollauf erzeugi werben 
Tönnten, Die Arbeitszeit Lönne Überhaupt nicht kurz genug bemeflen werben. 
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6.—7. DM. Verſammlung ber fog. Katheberfocialiften in Eifenad. Die 
ſelbe verhandelt über die Fabrikgeſetzgebung, über Coalitionsrecht, Ge⸗ 
werfävereine und Schiedsgerichte und faßt einige vorläufige Rejolu- 
tionen: 

Ueber Fabrifgefeggebung (Referent Brentano): „1) Die beſtehende 
Fabrikgeſetzgebung in Deutihland ift ihrer Anlage nad den Bebürfnifien ent» 
{prechend, bedarf aber einer wirkſamen Ausführung durch flindige Umtsorgane ; 
2) die Fabrikgeſetzgebung ift in demfelben Geift fortzubilden durch erweiterte 
Arbeitsperbote und verflärkten Schulgwang für jugendliche Arbeiter, insbefondere 
durch Ausdehnung auf alle induftrielle Thätigkeit beim Hervortreten gleicher 
Uebelftände, 3) diefe Fortbildung ift mit nothiwendiger Unterſcheidung auch auf 
verheirathete rauen auszudehnen.” Ueber Eoalitionsfreibeit, ©es 
werlvereine und Schiedsgerichte (Referent Prof. Schmoller): „1) Die Coalitions⸗ 
freiheit ift unbedingt anzuertennen. 2) Geſetzliche Anerlennung der Gewerls⸗ 
vereine und deren Hilfsfaflen unter gewifien NRormativbeflimmungen und 
Berpflihtungen wird von der Mehrheit als angenoınmen anerfannt. 3) Die 
Einrigtung von Einigungsämtern und Schiedsgerichten wird allgemein als 
zwedmäßig anerkannt.“ 

6. DH. Der neue von Mainz aus organilirte Verein der deutichen Katholiken 
hält in Köln feine erfte Wanderverfjammlung und bejchließt folgende 
Refolutionen: 

„1) Der Berein deutſcher Katholiten weist die verleumderiſche Anſchul⸗ 
digung zurüd, daß die katholiſche Bevölkerung gleichgiltig fei gegen die In⸗ 
terefien des Vaterlandes und feindjelig gegen das Reich. Durch Gewiſſen und 
Glauben verpflichtet, die Obrigkeit zu achten, verabicheuen katholiſche Männer 
jede revolutionäre und Iandeßverrätberiiche Unternehmung. Als vollberechtigte 
Staatöbürger werden fie aber nimmermehr die Freiheit ihrer Perfon und die 
Selbſtändigkeit ihrer Kirche der Willkür einzelner Staatsmänner und yufälliger 
Majoritäten preiszeben. Es ift ihre Pflicht, mit allen erlaubten Mitteln den 
Geſetzen und Bolizeimakregeln entgegenzutreten, welche im Widerfprude mit 
göttlihem und menſchlichem Rechte ihre religidje wie bürgerliche Freiheit be- 
einträdtigen. 2) Die katholiſche Kirche Hat kraft göttliher Einjegung den 
Auftrag, mithin die Pflicht, die Wahrheit überall und allezeit zu verfündigen. 
Seit mehr als einem Jahrtauſend befteht fie in Deutſchland mit ihrem un 
veränderlihen Glauben, ihren Gejegen und Einrichtungen als autonome, felbft« 
ſtändige und unabhängige Geſellſchaft. In diefer ihrer NRechtsftellung ift jie 
durch feierliche Staat3verträge anerfannt und durch fürftlihe Zujagen beftätigt. 
Es fteht daher der weltlichen Gewalt nicht zu, nad Gutdünken durch Geſetze 
und Berwaltungsmaßregeln zu beflimmen, welde8 Maß von Freiheit die 
Kirche in Deutihland genießen fol. 3) Dem Staate fteht nit das Recht 
zu, die Schule als Monopol für fih in Anſpruch zu nehmen. Es if ein 
unbeftreitbares Recht der Eltern, über Erziehung und Unterricht ihrer Kinder 
Entſcheidung zu treffen. Nicht minder iſt e8 ein unbeftreitbares Necht wie eine 
Pflicht der Kirche, durch eigene, freie und jelbfländige Schulen — Volksſchulen 
fomohl als Höhere — die ihr durch die Taufe angehörigen Kinder zu chriſt⸗ 
licher Bildung zu führen. Wenn in jüngfter Zeit der Verſuch gemacht wurde, 
der Kirche jeglihen Einfluß auf die Schule zu entziehen und die religiöfen 
Genoſſenſchaften von dem Unterrichte auszufchlieken, jo müſſen die Katholiken 
Dagegen ihr durch die Verfafjung garantirtes Recht Fefthalten. 4) Es ſteht 
der Staatsgewalt nicht zu, einen von der katholiſchen Kirche approbirten Orden 
zu unterdrüden, noch weniger ihr die Orden überhaupt zu vermehren. Das 
fog. Jeſuitengeſetz if eine Verlegung der Würde und Freiheit der Kirche, eine 
Beeinträchtigung der Gewifiensfreiheit aller Katholiten und ein Eingriff in die 
Raatsbürgerlihen Rechte unbeſcholtener Söhne des Vaterlandes. 5) Es ſteht 





206 


Das deutfge Reid und feine einzelnen Glieder. 


der Etantsgewalt Insbefondere nicht zu, die Biſchbſe in der Ausübung ihrer 
von Bott gegebenen Jurisdiktion zu hindern. In den Mafregeln, welche bie 
Stanisgemalt gegen den Armeebiſchof und den Bilhof von Ermeland ergriffen 
bat, erfennen wir einen Ausfluß des heidniſchen Princips der GtaatSonınipo- 
tenz , welches die Katholiken niemals anerfennen dürfen. Die dentſchen Ka⸗ 
tbolifen werden ihren bochwärdigiten Dberhbirten in dem gegen fie heraufbe⸗ 
ſchworenen Kanıpfe mit ireuer Hingebung zur Seite fiehen. 6) Die Lage des 
bl. Vaters ift fortwährend ein Begenftand des tieffien Schmerzens für die 
deutichen Katholiken. Sie können niemals aufhören, gegen die Frevel zu pro 
teftiren, welde an dem Oberhaupte der latholiſchen Kirche unter den Augen 
der europäischen Regierungen begangen wurden. Der Schutz des Bapftes iſt 
eine Pflicht, welche die Regierungen ihren Tatholiichen Untertfanen und ſich 
ſelbſt ſchulden“ Spätere XBanderverfammlungen des Bereins beichlieken die 
felben Relolutionen. 


9. Oft. Ein internationafer Frauentag, deſſen Proteltion die Prinzeſſin 


10. 


14, 


Ludwig von Heffen übernommen hat, organifirt fih in Darmſtadt und 
bezeichnet als feinen Zwed die Heranbildung der Frauen zur Arbeit. 


„ (Preußen) Die k. Regierung in Wiesbaden unterfagt bie fer- 


nere Abhaltung von Miffionen durch Priefter des Ordens der Re 


bemptoriften, da dieß dem Sinn der vom Eultminifterium erlaffenen 
SInftructton zur Ausführung des Jeſuitengeſeßes entſpreche. 

„ (Breußen) Im Sundewritt und auf der Inſel Alien ift feit 
einiger Zeit eine ziemlich lebhafte Agitation unter der deutſchen Be⸗ 
völferung im Gange für ausbrüdliche Beleitigung des Art. 5 bes 
Prager Friedens. " 

„ (Breußen.) In Hadersleben und Sonderburg-Apenrade fällt eine 
Erſatzwahl zum Abgeordnetenhauſe wieder auf bie däniſchen Partei⸗ 
führer Ahlmann und Kryger und zwar bier mit 182 gegen 28, Dort 
mit 185 gegen 25 Stimmen. Die deutſche Partei bildet bemmad) 
in Nordſchleswig immer noch nur eine fehr Feine Minderheit. 

„ (Heffen.) Wiederzufammentritt des Landtag. Der Minifter- 
präfident Hofmann legt das Programm des neuen Minifteriums fol 
gendermaßen dar: 

„Da die großh. Regierung in ihrer neuen Zufammenfegung heute zum 
erſten Male vor diefer Berfammlung erjcheint, jo liegt mir, den das Ber» 
trauen unſeres allergn. Qandesherrn an die Spike der Geſchäfte berufen Het, 
die Pflicht ob, Ahnen, m. h. ER in kurzen Zügen die von Sr. I. H. dem 
Großherzog ausdrüdlich gutgeheißenen Grundſätze kundzugeben, nad) melden 
die Regierung fortan die Berwaltung des Landes zu führen beabfidtigt. Benz 
ih dabei zunähf das Verhältniß zum deutſchen Reiche ins Wuge fafle, 
fo ift der Weg, den wir zu geben haben, Kar vorgeseiähnet. Die großen Er- 
eigniffe der Jahre 1870 und 1871 haben Deutihland die langerſtrebte Ein- 
heit und zugleich eine Machtſtellung verſchafft, wie e8 fie in früherer Zeit 
foum jemals einnahm. Kein deutiches Land aber hat mehr Urſache gehabt, 
die Grundung des deutſchen Reichs mit aufrichtiner Freude zu begrüßen, als 
gerade Heſſen. Denn Heſſen war der einzige deutiche Staat, defien Gebiet 
von der Main⸗Linie durchſchnitten wurde, Die Schwierigkeiten, die hieraus 
entftanden, find noch zu lebhaft in Ihrem Gedächtniſſe, als daR ich fie bier 
ausführlich jchifdern follte. Bei dem raſchen Voranſchreiten der norddeutſchen 
Buntesgefeggebung mußte der Zuftand der Theilung unſeres Landes in cin 
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dem Bunde angehöriges und ein demſelben fremdes Gebiet, trok aller Berträge, 
vie man zur Ausfüllung der Kluft zwiſchen Nord⸗ und Südheflen abi, 
anf die Dauer geradezu unhaltbar werden. Aus diefem Zuſtand Bat bie 
Gründung des Reiches uns erlöst, und es iR ſchon deßhalb natürlidh, daß in 
Helen lebhafte Sympathien für Kaiſer und Rei vorhanden find, Die Re 
gierung weiß, daß fie mit den Befinnungen der überwiegenden Mehrzahl der 
Bevöllerung des Landes übereinſtimmt und daß fie ** das Intereſſe des 
großh. Ba am Bellen wahrnimmt, wenn fie ihre Pflichten gegen das 
Reich mit voller, freudiger Hingebung an die großen nationalen —* aben des 
deutichen Gemeinweiens erfällt und wenn fie in demjelben Geiſte das hr dur 
die — — gewährte Recht der Mitwirkung bei den gemeinjamen 
deutlichen enbeiten ausübt. Was jodann die inneren Berhältnifie bes 
Zandes enge, Te A es zunachſt die Reform des Wahl geſetzes, hinfichtlich 
deren die Regierung Ihre Mitwirkung in Uniprud nimmt. Die Regierung 
offt, daß es gelingen wird, auf der Brundlage des von ihr umgeänderten 
twurfes zu der dringend wünfchenswerihen baldigen Vereinbarung über das 
neue Wahlgeje zu gelangen. Richt minder if es der Wuni der Regierung, 
daß von den Ihnen bereits vorliegenden Bejeges-Entwürfen insbejondere dies 
jenigen, welche auf die Gemeindenusgaben, auf die Penflonirung der Givil- 
beamten und auf die Beloldungen der Geiftlihen ſowie der Lehrer beziehen, 
no auf dem gegenwärtigen Landtage erledigt werden möchten. Außer dieſen 
bereits in Verhandlung begriffenen Gegenftänden find in der nädhften Seit 
noch eine Reihe wichtiger Aufgaben zu löfen. Es wird fi darum handeln, 
veränderte Perjonal» und Beloldungsetats auf Grundlage einer mögliäft ver- 
einfachten Berwaltungsorganifation zu entwerfen. Zugleich wird die Regie⸗ 
rung ihr Beſtreben darauf richten, Einrichtungen zu treffen, durch welde bie 
Bevölkerung zur Theilnahme an der Berwaltung in größerem Maße, als es 
bisher geſchehen war, herangezogen wird. Einer befonderen Sorgfalt bedarf die 
weitere Behandlung der tirälihen Berhältnifie, ſoweit das Staatsintereffe 
dabei in Verrat Tommi. Es gilt, unter vollfändiger Wahrung der Glau⸗ 
bens- und Gewifiensfreiheit, die Rechte Sr. k. H. des Großherzogs aud den 
kirchlichen Bemeinjhaften gegenüber aufredit zu erhalten und zur Förderung 
des confefftionellen Friedens in Anwendung zu bringen. Der evangelijhen 
Kirche des Landes ftebt eine Reugeftaltung ihrer Berfaffung bevor. Erft 
wenn diefe Reugeftaltung vollzogen ift, wird auch daß Verhältniß des Staates 
ir evangeliſchen Kirche neu geordnet werden lünnen. Was die Tatholiiche 
irdge betrifft, fo wird e8 vor allen Dingen darauf anfommen, den Rechts⸗ 
boden für das —— zwiſchen Staat und Kirche, ſo weit erforderlich, auf 
dem Wege der Geſetzgebung, wieder Far und ſicher zu ſtellen. Die Säule 
und das Unterrichtsweſen überhaupt in allen feinen Abſtufungen wird von der 
Regierung, die von der Wichtigkeit 25 Zweigs der dffentlihen Verwaltung 
durchdrungen iR, mit dem regſten Eiſer gefördert werben, insbejondere wird 
dafür elorgt werden, daß bie Berhältnife, welche in Bezug auf das Bolts- 
gefehlichen Regelung Denfirien, fo fehleunig wie möglich im: 
der Fr georbnnet werden. Es verfteht fih von jelbft und bes 
deß halb Saum einer Verfiderung, daß die Regierung es ſich angelegen fein 
Taflen wird, aud den materiellen Intereſſen des Bandeß gerecht zu werden, 
die Lanbreirthicaft zu heben, Kandel und Indbuftrie zu pflegen und den ſchwie⸗ 
rigen Fragen, welche eh Lage und die Beſtrebungen ver Urbeiterflaffe 
angeregt it die ejamtet zuzuwenden. Die Regierung ver⸗ 
hehlt ſich die gen ae ufgabe nit, allein fie gebt mit der Zu- 
verfiht ans Wert, welche aus dem Bewußtſein redlichen Strebens entipringt 
Es iR keine Varteiregierung, m. 56., die vor Ihnen flieht. Es ift eine 
sierung , die fein anderes Programm hat, als das Wohl bes Bandes, und 
die voii I6 auf die Unterfiigung aller derjenigen glaubt zählen zu dürfen, 
weldgen dieſes Wohl am Kerzen Liegt und welche glei der Regierung wunſchen, 
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mit Gottes Hilfe die reihen Keime der Wohlfahrt, die unfer Land in ſich 
birgt, zur vollen Entwidelung zu bringen und Heſſen zu einem treuen un) 
fräftigen und deßhalb angejehenen und geehrten Mitgliede der deutſchen Etas- 
tenfamilie zu machen.“ 

Bezüglich der neuen Wahlgefebvorlage ſprechen fi die Ausihür 
beider Kammern im Einverftändniffe mit der Regierung für die Bei⸗ 
behaltung des Zweikammerſyſtems aus. 


„ (Breußen.) Der Unterrichtsminifter erläßt an die Schufbehörden 
eine Verfügung mit einläßlicden Beftimmungen über das Voltksſchul- 
Vräparanden« und Seminarweſen, durch welche die berufenen Stich!’ 
ihen Schulregulative bejeitigt werden. Das Ziel der Bolfsjchule 
wird höher geftedt und die Ueberladung des Gedächmiſſes mit reli- 
gidiem Memorirftoff wird weſentlich eingejchränft. 
„ (Preußen) Die offizielle „Prov.-Correip.“ äußert ſich über bie 
Dentichrift der Biſchöfe in zwei einläßlichen Artifeln. Der erfle kenn⸗ 
zeichnet die Denkfchrift mehr im Allgemeinen, wührend der zweite deyu 
beftimmt ijt, die Yolgeruugen zu ziehen, welche daraus für das Ber: 
balten de3 Staates gegenüber der latholiſchen Kirche hervorgehen. 
Sn der Charalteriftit der Denkſchrift heißt es zunächſt: „Die Dar- 
legung der geiftl. Auffaffungen und Anſprüche it in dieſer Schrift jo rüdaltlo:. 
jo abfolut, jo jcharf, wie bisher noch in keiner Öffentlien Kundgebung beut- 
ſcher Bilhöfe dem Staate gegenüber. Feder Uebergriff gegen die bürgerlichen 
Gelege, der bisher von einem einzelnen Bilchofe begangen worden, jeder ſtreitige 
geiftliche Aniprud, der an irgend einer Stelle erhoben worden, wird jegt ven 
der Geſammtheit der Bifchöfe als gemeinfame Angelegenheit der katholiſchen 
Kirche aufgenommen und als unbedingtes Rei behauptet und vertreten; all 
Maßregeln, welche die Regierung jeit Jahr und Tag ergriffen, alle Schritte 
der Verwaltung und der Geſetzgebung werden als rechtswidrig und die Auf- 
lehnung gegen diejelben für berechtigt erflärt.” Dann wird die Verficherung 
der Bilhöfe: die gegenwärtigen Wirren feien für fie plöglih und gegen Er- 
warten bereingebrodden, al& eine unwahre bezeichnet und daran erinnert, „mil 
wie ſchweren Sorgen die Biſchöfe dem vaticanifchen Concile entgegengingen, 
durch welches nach ihrer eigenen bangen Erwartung die gegenwärtigen Mirrea 
nothwendig herbeigeführt werden mußten“ ; wie Biſchof Ketteler, „der die jekige 
Dentichrift verfaßt haben fol”, von der päpftlihen Unfehlbarleit Damals 
fagte: „fie ſei der Kirche Ehrifli dem Ramen und der Sade nach unbelanrt 
und erft in lehter Zeit ausgedacht worden, ihre Berkündigung aber würde 
etwas Unerhörtes fein"; mie die Bilhöfe auf dem Concile gegen das Ber 
fahren der Mehrheit proteftirten, „um die Verantwortung für die unglüd- 
lichen Bolgen, welde daraus ohne Zweifel in kurzem hervorgehen würden, 
vor den Menſchen' und vor dem furdtbaren Gericht Gottes von fig abzuleh⸗ 
nen®, und dem Papfle dringend vorftellten: e8 ſei geradezu „unmöglich, tie 
bürgerliche Gejelligaft nach der vom Concil aufzuftellenden Regel zu gefal- 
ten”, und e8 „werde dahin fommen, dab die Katholiten als Feinde des Etar- 
tes gälten, weil fie im Gewiſſen gehalten feien, danach zu tradhten, daß ale 
Staaten und Völker dem römijhen Papft unterworfen werden.“ Endlich 
wird auf den eben veröffentlichten Brief Hefele's auß dem Jahre 1870 ver 
wielen, der das denkbar ftärkfte Zeugniß gegen das jekige Berhalten der Bi⸗ 
ſchöfe genannt wird, und aus dem Allem folgender Schluß gezogen: Wera 
die Bilchöfe fich hinterher „aus überwiegenden Gründen ihres Tatholifchen Be⸗ 
wußtſeins und vermuthlih nad ſchweren Gewiſſenskämpfen“ in die Rerfür- 
digung der neuen Lehre gefligt hätten, jo könnten fie doch die Thatſachen, \:: 
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fie ſelber ausdrücklich bezeugt, und bie folgen des vaticaniidhen Beſchluſſes, 
‚die fie Har vorhergejehen, nicht mit ihrer Unterwerfung einfach hinwegſchaffen. 
„Sie wußten es und haben es ſelbſt bezeugt, dab die bürgerliche Geſellſchaft 
ih dein Sprude des Papftes nicht beugen könne und werde; wollen fie trotz⸗ 
dem, nachdem fie jelbft fich gebeugt, es in fchweren Kampf verjuchen, auch 
den Staat, auch das deutjche Reih unter den Willen Roms zu beugen, fo 
wird doch dur ihr eigenes unauslöichbares Zeugniß die Thatſache beſtehen 
bleiben, daß diefer Kampf nicht plötzlich, nicht durch den Staat heraufbeſchwo⸗ 
ren iR, jondern Durch das vaticaniiche Concil.“ 

Sin dem zweiten Artifel wird davon ausgegangen, daß die Denkſchrift den 
entichievenften Beweis gebe, daß die Bilchdfe ſich unbedingt und rüdhaltlos 
dem Willen der romiſchen Curie gebeugt hatten und alle folgen der vatica⸗ 
niſchen Beſchluſſe dem Staate gegenüber zu ziehen entichlofien feien. „Diele 
gemeinfame unzweideutige Kundgebung des deutſchen Episcopats, heißt es 
weiter, muß aud die fetten Zweifel und Bedenken über die Stellung ſchwinden 
laſſen, weldye die Regierung des deutſchen Reichs, fowie die deutichen Landes⸗ 
regierungen der römiihen Gurie und der ihr willenlos folgfamen Geiſtlichkeit 
gegenüber einzunehmen haben.” Im Bertrauen auf den gefunden Sinn des 
Volkes und auf die feitgegründete Kraft des Staatsweſens habe die deutidhe 
Regierung bisher davon Abſtand genommen, ihrerfeits die Grundlagen der 
ſtaatlichen Beziehungen zur Kirche zu verändern, jo lange nicht in dem that- 
ſächlichen Verhalten der deutichen Geiſtlichleit unmittelbare Anläfle dazu her» 
vorgetreten feien. Das Einjchreiten des Bilhofs von Ermeland gegen einen 
Religionslehrer und die Losſagung des Weldpropfte® Ramszanowsli von feinen 
Raatlicden Pfligten hätten fie in die Nothmwendigleit verjeßt, Maßregeln der 
Abwehr gegen die geiftlihen Uebergriffe zu treffen. „ALS jodann der Geift 
des Widerſpruchs und der Auflehnung dur eine Kundgebung des Papſtet 
gegen die Regierung des deutſchen Reichs geradezu ermuntert wurde, mußte 
die Regierung erfennen, daß die Abwehr geiftlider Uebergriffe nicht mehr 
auf den einzelnen Tall zu beichränfen, jondern der ganze Zuſammenhang der 
ſtaatsfeindlichen Tirdhlihen Bewegung int Auge zu behalten fei.” Die dem⸗ 
zufolge zur Geltung gelangten Auffaffungen, Abſichten und Entſchließungen 
der Regierung hätten Durch den jehigen berausfordernden Schritt der Bilchöfe 
eine neue und gewichtige Beftätigung erhalten. „Wenn die preunifche Regie 
rung — führt der Artikel fort — es nad) dem Erlaß der Berfafiung vom 
31. Januar 1850 im Vertrauen auf die damaligen Beziehungen zu den kirch⸗ 
lichen Sewalten zunächſt unterlaften bat, den Artikel 15, nad welchem „„die 
evangeliihe und die romiſch⸗katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religions- 
Geſellſchaft ihre Angelegenheiten jelbftfländig ordnet und verwaltet”, in feiner 
Bedeutung und Tragweite durch ausdrüdliche Ausfüihrungsgefete (wie fie ſonſt 
faſt zu allen Ahnlichen Berfafiungsbeftimmungen ergingen) näher feftzuftellen, 
jo ift es jetzt, nachdem die Bilchöfe das Gebiet der kirchlichen Angelegenheiten 
eigenmädtig zu beflimmen und willtürli auszudehnen verſucht haben, uner- 
laßlic) geworden, durch unzweideutige und unantaftbare Staatsgefehe diejenigen 
Gebiete zu regeln, welche nicht lediglich Angelegenheiten der Kirche find, ſon⸗ 
dern zugleich irgend eine Beziehung zum bürgerlichen und flaatlicden Leben 
haben. Es liegt der Regierung auch jegt fern, wie Für Bismard in einer 
jeiner Reden ſagte, dogmatiſche Erörterungen über die Wandelungen, melde 
in Bezug auf die Slaubensjäte der kath. Kirche vorgegangen fein fünnen, zu 
beginnen. „Jedes Dogma, aud) daS von uns nicht geglaubte, welches Mil⸗ 
lionen Landsleute theilen, muß für ihre Mitbürger und für die Regierung 
jedenfall heilig frin. Aber wir können den Anſpruch auf die Ausübung eines 
Theils der Etaatsjouveränetät den geiftlihen Behörden nicht einräumen, und 
fo weit fie diejelbe etwa befitten, fehen wir im ntereffe des Friedens un ge« 
nöthigt, fie einzuſchränken, damit wir neben einander Plat; haben, damit wir 
in Ruhe mit einander eben können.”" Das jetige Auftrelen der Biſchöfe 
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wird unzweifelhaft dazu helfen, das Wort des Reichſkanzlers raſcher zur Gr» 
fülung gelangen zu lafien, „„da& die Regierung gegenüber den Anſprüchen. 
melche einzelne Untertfanen Str. Maj. des Königs von Breußen geiftlihen 
Standes fiellen, daB eB Landesgefeke geben könne, die für fie nicht verbindlid 
jeien, das die Regierung ſolchen Anſprüchen negenüber die volle einheitliche 
Eouveränetät mit alfen ihr zu Gebote fiehenden Mitteln aufreht erhalten 
werde und in diefer Richtung auch der vollen Unterflügung der großen Maio- 
rität beider Confeffionen fiher ſei.“ „Die Souveränetät ſchließt die Prop.⸗ 
Gorreip.* unter Citirung einer anderen Aeußerung des Fürſten VBismard, 
kann nur eine einheitliche fein und muß es bleiben: die Souveränetät der 
Beiehgebung !" 

17. Ott. (Preußen.) Nach ziemlich Tangtvierigen Unterbandlungen wir. 
Geh. Rath und Profefjor Hermann in Heidelberg zum Präſidenten 
des Oberkirchenraths berufen. 

18. „ (Breußen) Im Wahlfreije Krotofhin (Poſen) fiegt der von 
Erzbiſchof Ledochowski unterftüßte polnische Candidat Probft Jazdzewli 
mit mehr als 6700 Stimmen in einer Wahl zum Reichstage. Auf 
den Oberpräf. vd. Horn, den Banditaten der deutſchen Partei, fallen 
nur ca. 2000 Stimmen. 

19. „ (Medlenburg.) In Schwerin beginnen die von ber Regierung 
auf dem vorigen Landtag angefündigten und durch Ermählung einer 
ſtändiſchen Deputation vorbereiteten ſog. commiffarifch-deputatifchen Ver⸗ 
bandlungen über die Dlodification der beftehenden Verfafſung. 

20. „ (Breußen.) Der Landtag tritt wieder zufammen, hauptſächlich 
um im Herrenhauſe die neue Kreisordnung endlich zum Abſchluß zu 
bringen. 

22. „ (Hejjen) I. Kammer: nimmt das neue Wahlgefeg ſchließlich 
mit 40 gegen 6 Stimmen an. 

„—31. Oft. (Preußen) Herrenhaus: Debatte über die Kreigorbuungs- 
vorlage. Die Commiffion trägt auf Ablehnung an und die feudale 
Partei feht alle Kräfte daran, die Vorlage wirklich zu Fall zu bringen. 
Graf Eulenburg vertritt die Regierung und die Vorlage aufridtig, 
aber nicht allzu energifch, indem ex wenigftens Gonceffionen im Detail 
in Ausficht ftelt, nur gänzlich ablehnen folle das Haus die bem 
dringenden Yorberungen ber Zeit entjprechende Borlage nidt. Die 
feudale Majorität betrachtet die Frage offenbar nicht ſowohl als eine 
politiiche Diachtfrage, jondern die Frage der Vertheilung der Steuern, 
der Wunſch auch für Chaufſeen, welche unmittelbar dem Grunbbefik 
Vortheile verichaffen, die Hauptlaft auf die allgemeinen Perfonalfteuern 
zu wälzen, und fchließlih die Erhaltung der ganz und gar unmöglid; 
gewordenen Erb» und Lehnſchulzen geben den Ausſchlag. Bezüglich 
des Iekten Punktes erflärt der Minifter den Antrag der Eommilfion 
für ganz und gar inacceptabel und bittet Dringend, ihn doch abzulehnen, 
erhält aber von Kleifl-Rikom die unummwundene Antwort: „Das ifl 
uns ſehr gleichgiltig; wir werben noch mehr Beſchlüſſe faſſen, die ber 
Herr Minifter für inacceptabel erflären wird.” Wirklich follen bie 
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Erb» und Lehnſchulzen mit 72 gegen 64 Stimmen beibehalten werben. 
In anderen Punkten ift die Majorität der Feudalen viel größer. 
Fürſt Bismard bleibt in Barzin und entfpricht der Hoffnung, er 
werde dem Willen der Regierung den Feudalen gegenüber den nötbigen 
Nahdrud geben, nit. Erflärung des Miniſters Eulenburg vor der 
Schlußabſtimmung. Der größte Theil der Minderheit erffärt, gegen 
das Geſetz jlimmen zu wollen, weil die Vorlage durch die Commiſſions⸗ 
anträge gänzlich verftümmelt worden fei. In namentlicher Abftimmung 
wird darauf die Vorlage im Ganzen mit 125 gegen 18 Stimmen 
abgelehnt. Dagegen wird ber Antrag Below uuf provinzielle Regelung 
der Kreisordnung mit der großen Majorität von 100 gegen 64 
Stimmen angenommen. Ungebeure Aufregung in allen Kreifen: Die 
öffentliche Dleinung bezeichnet das Ereigniß fofort und übercinflimmend 
als eine Berfaffungstrifis. 


Der Antrag der Mehrheit der Commiſſion lautet: „Das Herrenhaus 
wolle 1) in Erwägung der großen Verſchiedenheit der Berhältniffe in den 
einzelnen Provinzen, 2) in Erwägung ferner, daß in dem Gejeke vom 24. Mai 
1853 Urt. 3 ausdrücklich vorgeihrieben ift, daß zur Fortbildung der Kreis⸗ 
Berfafjungen bejondere provinziele Geſetze erlaffen werden follen, 3) in Er» 
wägung endlih, daß auch für die neuen Provinzen die Kreisverhältnifie im 
Jahre 1267 provinziell geregelt worden find, unter Ablehnung des Gefek- 
entwurfs beichließen: die königliche Staatsregierung zu erjudden, zur Ports 
bildung der Sreisverfafjungen in den ſechs öftlihen Provinzen beiondere 
provinzielle Gejegentwürfe dent Landiage vorzulegen.” Referent v. Kröder 
motivirt den Antrag der Commijſion in ausführlicher Weile. Zum Schluſſe 
faßt er feine Bedenken gegen vie Borlage in folgenden Sägen zufammen: 
Das Geſet würde dur die ſog. Selbftverwaltung den Krieg der Arbeit wider 
das Eapital und des Capitals wider die Arbeit, wozu jett bereits der Anfang 
gemacht ift, weſentlich verallgemeinern. Man will die „Selbfiverwaltung“ 
durch erwählte oder ernannte Perſonen, die nicht unmittelbare Staatsbeamte 
find, ausüben Lıflen, one zu bedenfen, daß dieß vielleicht in großen Städten, 
aber leinesfalls auf dem platten Rande, wo geeignete Berfonen fehlen, aus⸗ 
führbar if. Weiner Anfiht nad involvirt die Vorlage ein Mißtrauen gegen 
die bewährten Tönigliden Beamten, ignorirt die großen Roften, welche durch 
die neuen Einridtungen den Gemeinden auferlegt werden, und übt ſchließlich 
einen Zwang gegen Perfonen aus, die ſich dieſen ihnen aufgebürdeten Yemtern 
nicht unterziehen fünnen oder wollen. v. Zedlig, ebenfalls ein Gegner der 
Borlage, erblidt in der Einführung derjelben den Untergang „uniereß vor⸗ 
zuglichſten Inſtitutes, des Inftitutes der Landräthe. Bon mehreren Seiten 
werde großer Werth darauf gelegt, daß daB Belek durch Bereinigung aller 
Barteien zu Stande gelommen ſei. Im Grunde genommen ſei es jedoch nur 
ein Compromiß. Nach der Anfiht der Liberalen fei e8 eine Etappe, auf ber 
immer weiter gegangen werden werde, und zwar bis zur confeiflonslofen 
Schule. Graf Brühl wendet gegen die Vorlage ein, daß fie die letzte erb⸗ 
fiche Obrigfeit — mit Ausnahme der Krone — aus dem Stante hinaus- 
werfe. Minifter Graf Eulenburg: Ich halte es für ganz unausführbar, 
auf dem Wege der provinziellen Gejeßgebung, wie es der Commiſſionsentwurf 
vorſchlägt, die Kreisordnungsfrage zu löfen. Ich glaube, daß zwiſchen den 
alten Provinzen fo viel Homogenität beftcht, daB es durchaus gerechtfertigt 
ift, nur eine Kreisordnung für alle zu jchaffen. Ich muß mit Beſtimmtheit 
erflären, daß der Eonmilfionsantrag für die Regierung nicht annehmbar if. 
Ich denke au, er wird eine Majorität im Haufe nicht finden, fondern man 
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wird im Oanzen geneigt jein, zunädhft den Gommilfionsbericht zur Grundlage 
einer eingehenden Berathung des vorliegenden Entwurfes zu mahen. Ser 
Sonımiffionsberiäht will die aud von ihm anerlannten feglerhaften Zuftände 
und Schäden der alten Organilation, ohne an ihren Grundfeflen zu rütteln, 
einfach reparirt wiſſen. Ich gebe zu, dab bis zu einer Reihe von Yahren 
diefer Weg der richtige gewejen wäre, und beflage, daB er damals nicht ein« 
geihlagen wurde; allein e8 find nunmehr über dieſe fehlerhaften Zuflinde 
neue, großartige politifde und ſtaatliche Zuftände gefommen, die das Bebärf- 
niß der Berbeflerung nit bloß dringender gemacht, jondern aud den Weg 
und die ganze Richtung der Verbeiferung geändert haben. In biefem Wugen- 
blidde, indem der Ruf der Selbftverwaltung nicht bloß als officidfe Redensart 
in die Welt gejchleudert wird, jondern bereit ein im Bolle durchaus lebendiger 
geworden ift, da kann und will die Regierung demfelben ihre Ohren nicht 
veripließen. Die Leute verwalten fi jelbft in der Familie, in der Commune, 
fie wollen e8 auch in größeren Kreiien, und wenn der Staat fi dieſer Be 
obachtung nicht entziehen kann, jo ift er auch verpflichtet, für die Quelle, vie 
dort ſprudelt, den rechten Trichter zu conftruiren, der fie zuſammenfaßt und 
leitet. Ein vollftändiges Losreiken von Den, was wir bißber gehabt Haben, 
fann auch ich nicht zugeſtehen. Wir können eine Analogie des Alten con- 
firuiren, wir können gejellichaftliche Gruppen zujammenfaflen; aber freilich 
Stände im alten feudalen Sinne können wir nicht aufrecht erhalten, ich Halte 
ein jedes derartigeß Beftteben für vergeblih. Ueber Detailfragen wird man fi 
verftändigen können; ich muß aber als Princip der Regierung, von dem fie 
nicht abgehen kann, hinftellen, daß fie eine IImgeftaltung der Kreisvertretungen 
verlangt. Sie kann 1) auf eine ftändifhe Aenderung im bisherigen Sinne 
nicht eingehen, und jie muß 2) dabei ftehen bleiben, daB dieſe Kreisvertretungen 
aus fich jelbft heraus Inſtanzen conftruiren, welde die Selbfiverwaltung 
durchführen. Der Staat will, daß ein Theil derjenigen Functionen, deren er 
ſich bis jegt allein bemächtigt bat, auf die Organe der Selbftverwaltung über- 
gebe. Darin liegt fein Mißtrauen gegen die Beamten; im Gegentbeil, es 
liegt darin nur ein großes Vertrauen in die Richtbeamten. Dabei wird aber 
die Regierung niemals zugeben, daß durch die Selbfiverwaltung die Autorität 
des Staateß untergraben werde. Finden Sie in dieſer Richtung eimas Be 
denflicdes in dem Entwurf, fo wird die Regierung bereit jein, fih Verbeſſe⸗ 
rungen anzujchließen. Ich halte alle freibeitlihen Bewegungen innerhalb des 
Staates, in dem man lebt, für berechtigt, aber ich halte aud) dafür, daß ſtets 
der Staat die Verpflichtung habe, die flarfe Hand feiner Autorität darüber 
zu halten. Mit der Theorie des bloßen laisser faire und laisser aller haben 
wir ſchon auf jocialem Gebiet traurige Erfahrungen gemacht, fie würden nod 
ihlimmer fein auf communalem. Ich denfe aber, ın dem Entwurf ifl jene 
Berpflihtung und Aufgabe des Staates hinreichend verireten. Xheurer wird 
die Verwaltung, das gebe ich zu; aber der günftige Ausfall des StaatShaus- 
haltsetats febt uns in den Stand, genligende Mittel zu bewilligen. Wir 
wollen bei Abmeffung der Summen, die auf die einzelnen Provinzen zu vers 
theilen find, die Einwohnerzahl von Hannover, Heilen und Raflau zu Grunde 
legen und vergleichsweife die übrigen Provinzen darnach dotiren. Wir wollen 
außerdem zu Kreisverwaltungszweden eine Summe von 12,500 Thlr. für 
den Kreis, alfo im Ganzen ca. 1!/s Millionen Thlr. hergeben. Ich kann 
zum Sclufie nur jagen: Ih möchte dur diefen Entwurf die allgemeine 
Dienftpfligt, die auf dem militärischen Gebiet Deutichland jo groß gemadt 
bat, auf das bürgerliche Gebiet Übertragen. Auch bier allgemeine Tienfipflicht, 
das ift die Parole, die ich ausgebe und die ich bitte anzunehmen. Graf yur 
Lippe (Yuftigminifter zur Gonflictszeit): Der Entwurf ziele dahin, den 
aroßen Grundbeſitz auf Rull zu rebuciren, der große Brundbefig folle feine 
alte Bedeutung verlieren. Man müfle vielmehr dem Grunbbefig bie reale 
Bedeutung wiedergeben, und deßhalb wunſche er, daß das alte germaniſche 
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Erbrecht bei Immobilien wieder hergeftelli werde. Der Entwurf verdante fein 
Daſein dem parlamentarifchen Despotismus, diefer aber zerflöre mehr als der 
Despotismus im abfoluten Staate. Der Entwuri wolle ferner den königlichen 
Beamten beilommen, indem man ein anderes Perfonal ſchaffe, das jenen 
Soncurrenz made. Man wolle aljo neben dem fiehenden Heer die Bürgerwehr 
wieder einführen. (Bravo.) Er halte e8 daher für feine Aufgabe, den reißen- 
den Fluthen des Fortſchritts die Bruft entgegenzuftemmen und zur Ablehnung 
des Entwurfes zu mahnen. dv. Kleiſt⸗Retzow erinnert an die Berdienfte 
der Rreiscorporationen, befonders im Jahre 1848, und an die „glänzenden 
Zeiten“ des Gonflicts des Minifteriums mit der liberalen Ridhtung des Parla⸗ 
ments, Auch damals jeien die Kreiscorporationen die Stühe des Minifteriums 
geivefen. In Zeiten der Bebrängnig werde man fi) ſchon wieder nad ihnen 
fehnen. est aber fei das Miniflerium durch die liberale oder vielmehr radi⸗ 
cale Rihtung mit den Unfichten Waldeck's gedrängt. Er müfle auch zu be- 
denken geben, daß die königliche Macht nur dann zu erhalten fei, wenn fie 
den höchſten Berg unter umgebenden Bergen und Hügeln bilde. Wenn aber 
Die Obrigfeit dem Butsbefiger entzogen werde, entflehe im Lande eine radicale 
Atmoiphäre. Endlich werde die Polizeiverwaltung viel theurer werden. Deß⸗ 
halb, meine er, müſſe man dem Entwurf ein rundes Nein entgegen feben. 
Minitter Graf Eulenburg: Die Regierung muß den Standpunlt der 
Gegner der Vorlage für unhaltbar erachten. Stände in dem Sinne, wie fie 
jetzt exiftiren, find in der neuen Kreisordnung nicht mehr vorhanden; ſchon 
deßhalb nicht, weil eben aus den Kreißvertretungen die Inſtitution der Kreis⸗ 
ausſchüſſe hervorgehen joll, melde die Gegner ſelbſt zu meiner großen Be: 
friedigung als eine gutgedachte und hoffentlich wirkſame anjehen. Wenn die 
Ausſchufſe wirken jollen, dürfen fie nicht aus ſtändiſchen Vertretungen hervor» 
gehen, fondern aus der Mitte der Bevölkerung. Sie jagen: die Stände find 
Glieder, die Beine des Stantes. Allein die Stände, die Rittergutsftände, leiden 
an vielen Mängeln. Die NRittergutsbefiger haben eine große Anzahl von 
Nittergütern. die nicht mehr das find, was fie waren, und da3 find an dieſen 
„Beinen” die podanriftifhen Erideinungen. Ich will den Stand in dem 
Sinne, daß er ein Glied, cin Bein, ein Stügpunft des Staates fein joll, ge 
wiß aufredht erhalten, aber nicht dadurch, dag ich ihn abſchließe, jondern daß 
ich die einzelnen Stände einander gegenjeitig zugänglid made, und darum 
will ih nicht mehr von fländiihen Bliedern in dem Sinne reden, als dieß 
bisher der Fall war. Ich will dadurd die Bevölkerung heben, während man 
fie dur) das Gegentheil niederdrückt. Der Bauer bleibt allerdings Bauer, 
aud wenn er zwei große Bauernglter hat, aber er muß es bleiben, wenn ihn 
Das Belek ewig zum Bauern ſtempelt. Er Tann aber ein Rittergutöbefiger 
werden, wenn wir ihm die Schranken öffnen und ihn nad und nad) in die 
große Geſellſchaft einführen. Sie haben mit Recht hervorgehoben, daß wir 
für die Ausſchüſſe nicht genug geeignete Leute finden würden, aber mit den 
Pflichten und Rechten wird au ihre Kraft wachſen. Laſſen Sie fie eintreten 
in die Kreisperfammlungen, und Sie werden aus den bisherigen Bauern 
nachher noch einen Schlag Menſchen heranziehen, der e8 wohl würdig ift, im 
Kreistage zu figen. Ich ſchließe mid jo viel wie möglich der bisherigen In⸗ 
Ritution an. Daß die Kreistage bisher ihre Pflicht erfünt haben, babe ich 
ja ſchon gefagt, aber mit Unrecht wirft man mir vor, daß ich eine durchaus 
geſunde Inſtitution bejeitigen wolle. Ich will fie nicht bejeitigen, ich will fie 
verbefiern. Die Principien waren richtig, die Manipulationen wirkſam, jet 
aber, glaube ih, find fie e8 nit mehr. Es kann für Krieg und Frieden 
feine höhere Aufgabe geben, als immer aufs Schärffle darüber zu wachen, 
daß wir immer an der Spige bleiben und feinen Andern vorwärtslommen 
Iaffen. Unſere jegige Tätigkeit ii Innern ift unter den gegenwärtigen Um⸗ 
Händen nicht mehr ausreichend; die Staatsregierung muß ſich bemühen, etwas 
Underes an deren Stelle zu ſetzen. Nur deßhalb if die Regierung bemüht, 
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die Kreisflände zu reorganifiren. Ich muß den Borwurf, als ob die Reg 
rung bei diefem ganzen procedere fein anderes Motiv gehabt habe, als 
liberalen Parteien Raum zu gewähren, abjolut zurückweiſen. Richt liberale 
Barteien wollen wir Raum geben, jondern Anſchauungen, die in einer Se 
ſich gebildet haben, in der die Weltgeſchichte, wie in den letzten zehn Jahren, 
ein ganz andere Geſicht befommen hat. Wenn wir Maßregeln norichlagn, 
die den Anſchauungen diefes Hauſes liberal erfcheinen, jo find wir nicht liberal 
geworden, fondern bilden uns ein, erſt recht conjervativ zu fein, indem wır 
die nothwendigen Berbefferungen zur richtigen Zeit und in der richtigen Form 
zur Anwendung bringen. Sie fagen: wir geben gegen die alten Sreißtage 
jegt vor, wo die Tage ruhig find; wir würden fie noch einft vermiſſen! Ex 
haben in dem Conflict einen guten Dienſt geleiftet, und wenn ein Genflut 
wiederlommt, jo werden wir noch nad ihnen rufen. M. 9., der Gonflid — 
war er denn ein Streit, deſſen Folge weiter nichts ıft, als daß der Beſiegte 
nad Revanche ſchreit? Ich glaube nit. Ach nlaube, der Conflict war ein 
Zänterungsproce für alle Parteien, und allen Parteien werden Daraus Ber- 
theile erwachſen und find ihnen erwachſen. Gerade auf dem Boden beiten, wes 
wir während der Gonflict#zeit gelernt haben, iR eine Reihe der Geiee entitanten, 
die in den lehten ſechs oder acht Jahren emanirt worden find. Allerdings 
eniwidelt fi faft über jeder. Geſetzgebung, die liberalere Anihauungen zur 
Geltung bringt, eine gewiſſe radicale Atmoſphäre. Gerade in den Yusführungs- 
periovden liegt die ganze Echwierigleit. Aber jcien Sie ficher, fie iR voräber- 
gehend. Berzweifeln Sie darum nicht, haben Sie mehr Muth, als Sie zu 
haben feinen Sie vertheidigen bisher Beſeſſenes als gut und wellen ſich 
dem Beſſeren verjchließen; Sie haben den Muth nit, Sie haben das Zu⸗ 
trauen nicht zu der Bevölferung, welches die Regierung bat. Mit denfelben 
Gefühlen haben wir gefämpft, als wir in den Krieg gingen. Wir find midt 
fiegeßgewiß geweſen, wir haben die Möglichkeit eineß argen Reverſes voraus- 
geliehen. Über wir hatten die Ueberzeugung, daß wir, wenn einmal geidhlagen, 
uns deſto glorreidher wieder erheben würden. So wollen wir e8 auch jegt 
machen! Beriuden Sie es nur einmal mit der Kreibordnung! Damit 
fchließt die Generaldebatte. Nah Schluß der Specialdebatte und vor ber 
Schlußabſtimmung erklärt der Minifter Graf Eulenburg: Gie werden 
jetzt zu beſchließen haben, ob die nun im einzelnen angenommene Borlage der 
Gommilflon im Ganzen al3 befcitigt angefehen werden foll oder nicht. Wenn 
Sie die Geſetzvorlage im Ganzen verwerfen, jo ift fie dadurch für dieſe Seſſion 
befeitigt und kann nit mehr in dieſes Baules gebracht werden. Yallt Ihr 
Beſchluß fo aus, fo würde unter anderen Verhältniſſen vielleiht die Timifjfton 
des Minifteriums, ſpeciell desjenigen Minifterß, der mit der Führung dieſer 
Angelegenheit betraut wurde, die Folge fein. Sie werden uns zuirauen, daß 
wir, wenn wir irgend eine Förderung ber Sache darin ertennen lönnten, keinem 
Augenblid Anfland nehmen würden, unjere Dimilfion zu den Füßen Er. 
Majeftät niederzulenen. Allein die Sache fteht in diefem Falle anders. 
Se. Majeftät hat ſich Überzeugt, das das Zuſtandekommen einer auf ven 
Principien der Regierungsporlage beruhenden Kreisordnung eine Roihwendig- 
feit ift, und in diefer Ueberzeugung werden Sie jedem neuen Miniſterium 
ganz diefelbe Aufgabe ftellen, die uns odgelegen hat. Wenn Sie den Beſchluß 
faffen, die Vorlage abzulehnen, fo wird die Seifton unmittelbar geichloffen 
und eine neue Seffion einberufen werden, in weldher die Kreisordnung zu ber 
erften Vorlagen gehören wirt. Wir find von der NRothwendigleit der Durqh⸗ 
führung derfelben im Einverſtändniß und mit voller Zufimmung Sr. Majeät 
fo überzeugt, daR wir diefe Aufgabe nicht fallen lafien, fondern 

werden, fie zu erreichen durch alle Mittel, weldhe die Berfaflung uns gewährt. 
v. Kleiſt⸗Retzow: Die Worte des Herrn Minifters nöthigen mich meiner 
ſeits zu einer Erflärung: Es wird nun geradezu erflärt: wenn das Hans 
nit unbedingt das annimmt, was man ihm vorlegt, fo follen alle Mi 
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angewendet werden, um e8 dazu zu zwingen. Wenn jo etwas geſchieht, wenn 
fo etwas offen erklärt werben kann, dann, muß ich jagen, hört freilich die 
Freiheit, dann hört jede Seibftftäntigkeit dieſes Haufe auf. Wir. unjererfeits 
aber find entichlofien, nad unjerem beften Wiflen und Gewiſſen, bei einer Vor⸗ 
Tage, welde die Grundverfaffung unjeres Landes betrifft, diefe Grundſäule 
unfereß Landes nicht aufzugeben. Gie willen e8 ja alle, meine Herren, wir 
haben niemals jo geſtanden, und Reben auch heute nicht fo, daß mir meinen, 
daß von irgend einem Beidhluffe dieſes Haujes das Bleiben oder das Gehen 
eines Minifteriums abhängt; im Gegentheil, wir müſſen eine folde Durch⸗ 
führung des conftitutionellen PBrincips, die uns für unfer Land gar nicht 
paſſend erſcheint, für äußerft bedenklich halten, aber, meine Herren, wir ftehen 
doch fo, dak wir jagen müflen, die Grundverfafiung unjeres Landes erſcheint 
uns mebr werth als das Miniflerium, und dekhalb kann ich heute nur bitten: 
ſtimmen Sie mögligft wie ein Mann zur Wahrung der Selbftändinfeit des 
Haufe und mit dem Bewußtſein, daß Sie die Folgen Ihres Beichlufies allein 
dem Miniſterium zu überlafien haben, gegen den ganzen Entwurf. 


25. Dit. (Preußen) Abg.-Haus: nimmt die Gefchäftsordnung des Reichs⸗ 


29. 


tags an, doch mit Beibehaltung der Rednerlifte. 

„ (Breußen) Der Minifter des Innern, Graf zu Eulenburg, 
bietet in Folge der Haltung des Herrenhaufes in der Kreisordnungs⸗ 
frage dem Kaijer feine Entlafjung an. Der Kaijer nimmt fie indeß 
nit an, ergreift vielmehr eine Gelegenheit, ji dem Grafen Brühl 
gegenüber neuerdings ſehr nachdrücklich für die abfolute Nothwendigfeit 
der Durdführung der Vorlage auszujprehen. Das Herrenhaus 
nimmt darauf feinerlei Rückſicht und fährt vorerft fort, die Vorlage 
zu verflümmeln, um jie ſchließlich ganz abzulehnen. Bereits ſpricht 
man allgemein von einem Pärsſchub und hält die bez. Ernennung von 
50 neuen Herrenhausmitgliedern für erforderlid. 

» (Bayern) Die Regierung geht endlih dem Schwindel der fog. 
Dachauerbanken in Münden (Spibeder und And.) energiſch zu Leibe, 
indem fie zunächſt öffentlich vor demjelben warnt. 

„ (Württemberg) U. Sammer: fchlägt dem König drei national 
Sefinnte für die Präfidentenwahl vor. 

„ (Hejjen.) I Kammer: flimmt dem neuen Wahlgejeßentwurf auch 
ihrerjeit3 mit geringen DModificationen bei. 

„ (Breußen.) In Folge der Haltung der Regierung dem Herren⸗ 
haus gegenüber in der Sreisordnungsfrage gibt aud der Landiwirth- 
ſchaftsminiſter v. Selchow, der, noch ein Miniſter aus der Conflictszeit, 
mit der feudalen Bartei geht, feine Entlaffung ein. Graf Roon ver= 
langt die feinige aus Gejundheitsrüdfichten. Bezüglich der eingetretenen 
Minifterfrifis erflärt ſich die Spenerjche Ztg. für die früher von Bismard 
gerühmte engl. Einrichtung, wonad die einzelnen Reffortminifter nicht 
bloß dem Parlament, jondern aud dem Mlinifterpräfidenten gegenüber 
verantwortlich ſeien, wodurd allein ein einheitliches und homogenes 
Minifterium möglich werde. 

„ Da fi unter den Unterzeichnern der biſchöflichen Denkſchrift vom 
Sept. d. 3. auch der Name des Biſchofs Hefele von Rothenburg findet, 
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ſo veröffentlicht die „Aachener Zeitung” ein Schreiben, welches derſelbe 


unterm 11. Nov. 1870 an das damals bereit8 unter Yübrung des 
Prof. Dr. Bauerband in Bonn beftehende Comit& der rheinifchen Alt 
tathotifen gerichtet hat. Diefe Altlatholifen hatten an mehrere von den- 
jenigen Bijhöfen, welche auf ber erften Yuldaer Eonferenz (mo bie 
Unterwerfung unter das Unfehlbarkeitsdogma beichloffen wurde) nicht 
erihienen waren, jo an den Erzbiichof von Bamberg und an Hefele, die 
Anfrage gerichtet: was nun zu thun fei. Darauf antwortete der Xetere: 

Hochverehrte Herrn! Kür Ihre freundliche Zuſchrift vom 4. d8. Mies. 
beftens dantend, beebre ich mich, Ihnen meine Anſchauung über unfere trau- 
tige Lage ganz offen vorzutragen. Ich kann mir in Rottenburg jo wenig 
wie in Rom verhehlen, daß das neue Dogma einer wahren, wahrbaftigen, 
bibliſchen und traditionellen Begründung entbehrt und die Kirche in unbe 
rechenbarer Weile beſchädigt, fo daß letztere nie einen berberen und töbtlicheren 
Schlag erlitten hat als am 18. Juli d. J Aber mein Auge ıft zu fchwad, 
um in diefer Roth einen Rettungsweg zu entveden, nachdem faſt der ganze 
deutiche Episcopat fo zu fagen über Nacht feine Ueberzeugung geändert hat 
und zum Theil in jehr verfolgungsfüchtigen Infallibilismus übergegangen iR. 
Ich ſehe mit Schreden, daß demnächſt in allem Neligiondunterrichte Deutjch⸗ 
lands die Infallibilitäl als das Haupt» und Primärbogma des Chrifenthums 
wird gelehrt werden, und ih kann mir den Schmerz der Eltern wohl vor: 
Rellen, welche ihre Kinder ſolchen Schulen überlafien müflen. ber alles 
Sinnen und Denken über dieje Noth Hat mich bisher nicht weiter geführt als 
zu einer Rorm fir meine eigene PBerfon. ch werde das neue Dogma in 
meiner Diöcefe nicht verfünden, und faktiſch wird in ihr nur von wenigen 
Geiſtlichen infallibiliftiich gelehrt. Weitans die meiſten ignoriren daS neue 
Dogma, und das Bolk kümmert fi, ganz wenige — bejonderd Adelige — 
ausgenommen, gar nicht um dasſelbe und ift fehr zufrieden, daß der Biſchef 
darliber ſchweigt. Defto unzufriedener if nıan von der andern Eeite, und 
die Folgen für mich werden nicht lange auf ſich warten laflen. Ich will lieber 
den Stuhl als die Ruhe des Gewiſſens verlieren. Solche Abſchlachtung der 
Einzelnen hätte nur verhütet werden können, wenn der geſammte deutiche 
Episcopat fi der Berfündung des Dekr widerjett hätte Vis unita for- 
tior. Ich Hatte in Rom die Hoffnung, daß ſolches wenigſtens annähernd 
geihähe. Jetzt ift e8 ganz anders geworden. Ich will aber gern, Ihrer We 
reife gemäß, mit ben wenigen nod renitenten Bilchdfen Deutihlands und 
Oeſterreichs, ſowie mit den Ungarn in Eorrefpondenz treten, un wo möglıd 
eine einheitliche Aktion zu erzielen. Nur kann ich mich großer Hoffnung nicht 
bingeben. Unter den Biihöfen der Schweiz find alle Infallibiliften, mit Aus⸗ 
nahme Greith's in St. Gallen. Er wird e3 fo lange wie möglich machen, 
wie ih, aber wenn man ihm einmal das Mefier an den Hals ſetzt, wird er 
fich unterwerfen (ich ftche mit ihm in Correſpondenz). Die Ungarn verichangen 
fi Hinter ihre PBtegierung und dem „Non placet“; hier wird das Tefret 
gewiß nicht verkündet, aber ob die Ungarn zu einer weiteren gemeinfamen 
Altion bereit find, ift mir nach meiner Correſpondenz mit Ungarn freilid 
zweifelhaft. Ebenſo konnte ic von Dupanloup feine offene Erklärung darfiber 
erhalten, was er ſchließlich thun werde. Wlles das lautet freilich jehr peſſi⸗ 
miſtiſch; aber bei alle dem fcheint mir noch das Beſte die dilatio quam ma- 


“ xima — Bögerung ohne förmliches Schisma, defien Folgen unberedhenbar 


find. Wo die Rot) am größten, ift Bott am nächſten. Die Zönerung fdhlicht 
aber die Richtunterwerfung ein. Wird darauf mit Kirchenftrafen geantwortet, 
fo müflen wir, glaube ich, uns denjelben quoad ordinem exteruum fügen, 
wenn wir au ihre innere Berechtigung und ihre Geltung der Gott nicht ans 
erlennen. Schließlich bemerkte ih noch, daß umſere ſchriftliche Wiederholung 
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des „Non placet“ am 17. Juli gegen die lette Form des Dekretes gerichtet 
war; dieß gegen Gern v. Retteler. Benehmigen Sie die Verſicherung aus- 
gezeichneter Hochachtung und innigfler Theilnahme, worin ich verbarre Ihr 
ergebenfter Dr. v. Hefele, Biſchof v. Rottenburg.“ 

Eine längere Auslafiung der offizidfen preußiſchen Brov..Gorreip. gegen 
den Biſchof Ketteler von Mainz und über den obigen Brief des Bilchofs Hefele 
fchliekt damit: „Tie deutichen Bilgöfe können nur wüniden, dab die Alten 
über das Concil und über ihr Verhalten zu demjelben möglihR bald ge⸗ 
fehloffen werden lönnten; denn wo man dieſelben auch aufichlagen möge, 
Uberall findet man nur unwiderlegliche Zeugnifle von der traurigen Rolle, 
welche fie dort geipiclt haben, unwiderlegliche Zeugniffe von der Haren Vor⸗ 
ausficht der hereinbrechenden Gefahren und Wirren, aber zugleid von der 
Schwäde und den Mangel an Muth, dem Unheil zu wehren.” Prof. Rein» 
tens in Bonn richtet an Biſchof Hefele ein offenes Sendſchreiben in dem er 
die grellen Wideriprücde in den verjchiedenen Weußerungen derjelben ſcharf 
hervorhebt und damit fließt: „If es Ihnen, wie Sie jagen, gelungen, bie 
„innere Ruhe“ durch Aufopferung Ihrer beffern leberzeugung zu gewinnen, 
jo wird es Ihnen do nicht gelingen, fe zu bewahren. In Ihrer Diöcele 
bat Clerus und Volk fi innerhalb zwei Jahren wenig geändert. Daß bie 
Fäübinger Lotholijch-theologiiche Fakultät insgeſammt nicht an die Unfehlbar- 
keit des Papſtes, ex sese, non autem ex consensu Ecclesise, glaubt und 
Dagenen lehrt, iſt notoriſch: verſuchen Gie, diefelbe zum Belennen und Lehren 
des Infallibilismus zu zwingen, und Ihre innere Ruhe ift bin, wenn Sie 
aud nur auf zwei Charaktere innerhalb diefer Corporation ſtoßen. Wagen 
Sie es, Ihren Piarrelerus zum offenen Belenntniß des vaticaniſchen Dekrets 
zu nöthigen, und verloren ift Ihre „innere Rube.* Gins haben wir Ihrer 
Erklärung zu danken. Sie haben den Eindrud der Fuldaer Denkſchrift für 
die Staatsregierungen verſchärft. Diefe werden endlich einjehen, daß es mit 
der Belörderung „nit conpromittirter*, „milder“, „vermitielnder Perjönlich- 
Leiten“ auf die Bilhofsftühle nichts iſt. Weber wird die preußiſche Staats⸗ 
regierung den polnifhen Wonfinnor v. Wolanski — der Übrigens nicht cin» 
mal eine jolde Perfönlichkeit it — zum Nachfolger Ramszanomstli’s machen, 
noch den badenfilhen Hrn. Alzog auf den erzbiihäfliden Stuhl von Freiburg 
fegen. Sie werden überhaupt einjehen, daß jeder von Rom approbirte Biſchof 
in feinen Lehren und Handeln feine eigene Ueberzeugung und Gefinnung mehr 
Dat, daß da aller Patriotismus eitel Schein und Trug if, daß der Hr. Bi⸗ 
ſchof Roms Lehren lehrt, Roms Parolen ausgibt, hart oder milde iſt auf 
Befehl der fremden Gurie Die Staatsregierungen werben endlich erkennen, 
Daß, wer um Bilchof zu werden, dem Papfle den berüchtigten Vaſalleneid 
leiſtet, in welchen er ſechs Mal diefen feinen Herrn nennt und nur Pflichten 
gegen dielen beihwört, — in feinem Innern fein Deuticher mehr fein kann, 
fondern einzig und allein ein Organ romiſcher Interefien in Deutichland.” 
Aud die vom Kölner Altlatholifencongrek eingelette Gommilfion erläßt 
eine Antwort auf die Denkſchrift der Biſchöfe, aus der folgender Punlt von 
politifcher Bedeutung hervorgehoben werden mag: „. ..5) Die Behauptungen 
der Denkſchrift Über die päpftlicde Auffafſung des Verhältniſſes von Staat und 
Kirche enthalten, im Hinblide auf die befannten zahlreichen Stuhlſprüche der 
Bäpfte von Gregor VII. bis auf den Syllabus Pius IX., auf die Theorien des 
päpfliden Organs Civiltä cattolica, auf die Eingabe der Biſchofe vom 
10. April 1870 an das „vaticaniiche Concil“, Unmwahrbeiten, die um fo ſchwe⸗ 
rer ins Gewicht fallen, als die Unterzeichner wifien müflen, daß die Soupcräne« 
tät des Papftes über alle menſchliche Creatur, die Ungiltigfeit jedes vom Papfte 
verworfenen Staatsgejeges, die abjolute Verpflichtung der Fürften, dem Bapfle 
zu geboren, durch ihre Unterwerfung unter das Dogma des 18. Juli 1870 
feitven nad der eigenen am 10. April 1870 confatixten Erklärung für fie 
ein unabänderlider Blaubensjag if,“ 
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— O8. (Bayern) Das „Paffauer Tagblatt“, dad Organ bes dortigen 


Biſchofs, befümpft anhaltend und nachdrücklich daS politiiche Gebahren 
der ultramontanen Partei und Preſſe und die Agitation Der jogen. 
katholiſchen Bauernvereine, ftcht aber darin in ber geſammten |pecifitd 
katholiſchen Preſſe Deutfchlands ganz allein. 

„ Prof. Friedberg in Leipzig veröffentlicht ein Buch: „Die Grenzen 
zwiſchen Staat und Kirche und die Garantieen gegen deren Berlekung”, 
das als Grundlage der von ber preußifchen Regierung im Spätjommer 
zur Berathung beigezogenen Conferenz von Kirchenrechtslehrern und 
al3 Vorläufer der von der preuß. Regierung in Ausfiht genommenen 
Gejebesvorlagen behufs Wahrung der Rechte des Staats gegen die 
Uebergriffe der katholiſchen Kirche betrachtet wird. 

Der Berfaffer führt den Leſer an der Hand der Geſchichte durdh 'alle 
Länder und Zeiten, und zeigt, daR der Kampf zwiſchen den Rechten res 
Staats und den auf das kanoniſche Recht geftägten Präientionen der kath 
liſchen Kirche feit vielen Jahrhunderten und überall gelämpft wurbe, wo die 
fatholifche Kirche Überhaupt zu nennenswerther Bedeutung gelangte, und zwing: 
ihn zu der Ueberzeugung, daß der Kampf, in den daS neue deutſche Reich in 
fo erbitterter Weife verwidelt wurde, fein neuer, ſondern cin uralter if, ur 
daß die Kampfesweiſe der Curie und des Ultramontunismus, ebenjo wie die 
Waffen, die dem Staat in jenem ſtampfe zu ®ebote flehen, nur dann rin 
richtige Verhältniß auch von Seiten der berufenen StaatSmänner werde fin 
den fönnen, wenn dasjelbe auf Grund der hifloriihen Forſchung gewonnen 
wird. Wohin man mit abfiraften Gonftruftionen über das Verhäliniß vor 
Staat und Kirche lommt, dariiber Ipricht fih die Verfaſſung mehrjad in 
Iharfer, faft bitterer Weile aus, bejonders bei Belegenheit der Beipredhuns 
der ſtaatskirchlichen Zuftände Belgiens, des bejanmernswürdigen Eldorados 
kirchlicher Freiheit. 


1. Nov. (Preußen) Die Regierung ſchließt den Landtag. Eine fat. 


Berorduung beruft denfelben auf den 12. d. M. wieder ein. Im der 
Zwilchenzeit ſoll der Pärsſchub erfolgen. Die offiziöſe Preſſe erflärt, 


die Stellung Preußens in Deutichland fordere zur rafcheften Bermittelung 
oder Beleitigung der vom Herrenhauſe beraufbeihmorenen Genenfäge auf. 
Preußen babe den Beruf zur Einigung Deutſchlands in der Eintrocht feiner 
intelektuellen Kräfte gefunden und müffe diefes koſtbare Gut durch ſein Vor⸗ 


angehen auf der betretenen Bahn bewahren. Es würde feiner Beſſimmung 


untreu werden, wenn der Reim einer Disharmonie nicht beim Entfiehen be 


feitigt würde. 

- u (Medlenburg.) Die fog. commiflarifch -dDeputatiichen Berband- 
ungen über die von den beiden Regierungen vorgejhlagene Berän: 
derung der Verfaſſung Haben zu feinem Nefultat geführt, Da bie 
landſchaftlichen Mitglieder die Negierungsporlage mit aller Entſchie⸗ 
denbeit als völlig ungeeignet abgelehnt haben. 

„ (Baden) In Tolge des auf dem lebten Landiag zu Stande 
gelommenen Gejehes, dag den Mitgliedern religiöfer Orden und Gon- 
gregationen die Lehrthätigkeit in Großherzogthum unterfagt, ergeht ein 
Minifterialerlaß,, nach welchem dieſelben ihre bisherige Lehrthätigfeit 
binnen vier Wochen einzuftellen haben. 
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2. Rov. (Baden.) Die Regierung erläßt eine neue Verordnung bezüglich 


— 


der Staatsprüfung der Geiſtlichen, durch welche die dießfällige Ver⸗ 
ordnung von 1867 ermäßigt wird, um der erzbiſchöflichen Curie ent⸗ 
gegen zu kommen. Der Erzbisthumsverweſer Kübel erklärt ſich jedoch 
damit nicht zufrieden und verordnet „daß es den Geiſtlichen und Can⸗ 
didaten des geiftlichen Standes nad wie vor unterfagt bleibe, fi 
irgendiwie bei diejer Staatsprüfung zu betbeiligen.“ 

Shen im Februar ds. Ars. fand zwiſchen einem biihöflihen und einem 

Regierungscommiflär eine Beiprehung Ratt, in welder die Regierung dem 
Ordinariate beachtenswerthe Vorſchläge zur Erzielung eines beiterjeitö ge⸗ 
wünſchten Einverſtändniſſes machte. Biſchof Kübel hielt ſich indeſſen verpflichtet, 
in Rom vorher um Inſtruktion zu bitten, und theilte dieß der Regierung mit, 
Der Regierung ſchien indeß die Sache zu lange zu dauern, und fo erfolgt 
am 2. Nov. der Erlaß, melder die frühere Verordnung theilmeije abändert, 
ohne jedoch die fpäteren Abmadungen ganz zu berüdfiätigen. Unterdeſſen 
war aber aud die Entihließung von Ron eingetroffen, und nun legt der 
Erzbisthumsverweſer Biſchof Kübel „im ausdrüdlihen Auftrage refp. 
im Ramen des apoftolifhen Stuhles“ Verwahrung gegen die berührte 
Berordnung vom 6. Septenber 1867 und vom 2. d. M. ein, weil dadurch 
das „im göttlichen, natitrliden und pofitiven Rechte begründete unveräußerliche 
Recht der Kirche“? verlett erjcheine, die Erziehung und Leranbildung der Geiſt⸗ 
lichen felbftändig zu leiten, über deren Befähigung und Anſtellung zum Kir: 
hendienft frei zu entſcheiden. Es wird aljo vorerfi der alte Krriegszuſtand in 
diefem Punkte aufrecht erhalten bleiben. Darunter zu leiten hat cigentlicd) 
nur die niedere Geiſtlichkeit, denn viele Mitglieder derfelben müfen Pfarrver- 
weſer bleiben, weil der Staat feine Pfründen nur ſolchen gibt, welche die 
Prüfung gemadt haben. Tas aber ift von Ordinariatswegen verboten. Alſo 
aud eine Art Temporalieniperre. 
„ (LippesDetmold) Der Verſuch des neuen Cabineisminiſters 
v. Flottwell, die Zuſtände des Ländchens auf Grundlage der (in ihrer 
Rechtsbeſtändigkeit beſtrittenen) Verfaſſing von 1835 in geordnete 
verfaſſungsmäßige Bahnen zu lenken, iſt geſcheitert. Der Miniſter er⸗ 
läßt darüber folgende Bekanntmachung: 

„Die Erwartung der Staatsregierung, daß die ausgejchriebenen Land» 
tagsmwahlen eine für die Herbeiführung friedlicher Zuſtände günftine Ausficht 
eröffnen würden, ift nicht in Grfüllung gegangen. Nachdem in einigen 
Wahlbezirken des 2. und 5. Standes gar feine Wahl zu Stande gelommen 
it, und von den in den übrigen Wahlbezirfen Bewählten die Übermicgende 
Mehrzahl zwar die Wahl angenommen, demnächſt aber in einer zu Lemgo 
abgehaltenen Berjammilung erklärt bat, an den Berathungen des Landtags 
nicht teilnehmen zu wollen, iſt die Staatsregierung nicht in der Lage, dielen 
Landtag zu berufen. Eie ift deßhalb genöthigt, ohne Mitwirlung einer 
Zandesveriretung die Staatsgeſchäfte fortzuführen, und wird 
dieß mit dem vollen Bewußtjein ihrer Berantwortlicgleit jo lange thun, bis 
es gelingt, einen beichlußiähigen Landtag dur die Wahl von Männern zu 
bilden, welde ein Mandat zun Landtag annehmen — nicht um es niederzu⸗ 
legen, fondern um e8 zum Bellen des Landes auszuüben. 


”„» (Breußen.) Ber Reg.-Präf. der Provinz Sachſen, v. Wibleben, 
wird in Folge feiner Haltung als Mitglied des Herrenhauſes der 
Kreisordnungsvorlage gegenüber zur Dispofition geftellt. 

v„ (Preußen) Der Cult» und Unterrichtsminifter legt dem Staat$e 
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minifterium eine Reihe von Gejekentwürfen als eventuelle Borlage | 
an den Landtag vor, um die Rechte des Staats gegenüber den Au 
ſprüchen der Kirche zu wahren und energiſch durchzuſetzen. | 
5. Nov. (Elfaß-Lothringen.) Beginn des Militärerjaggefchäftes. 
„» » (Luxemburg) Eröffnung der Kammerfeifion. Der Statthalir 
Prinz Heinrich betont in der Thronrebe: | 
„Die lugemburgifche Rationalität, welche während der legten Jahre fo oft 
bedroht erſchien, findet eine neue Bürgichaft in der Erflärung, welche in Folge 
der Convention vom 11. d. 3. (mit der deutichen Reichſregierung über vn 
Vetrieb der Iuremburgiigen Gijenbahnen) von den Mädten des Lonbener 
Bertrages abgegeben wurde und in der fie die durch diefen Vertrag von ihmen 
eingegangenen Verpflichtungen als fortwährend fortbeſtehend betrachten.“ 


Die clericale Mehrheit der Kammer ift mit dem Eifenbahuvertrag 
mit Deutſchland, der die franzöfiiche Oſtbahngeſellſchaft befeitigt und 
die deutſche Betrieb3commiffion zugelafien bat, unzufrieden. Bei der 
Präfidentenwahl unterliegt der clericale Eanditat mit einer einzigen 
Stinme. 


»„» " (Sadfen) ID. Kammer: Berathung der liberalen Vorlage einer 
neuen Organijation der inneren Verwaltungsbehörden (ſächſiſche Kreis: 
ordnung). Ein Gegenantrag der Gonfervativen wird mit 61 gegen 
11 Stimmen abgelehnt und die Vorlage im Wefentlichen ohne Mo- 
dififation angenommen. | 


Der Entwurf gebt dahin, die Juſtiz von der Berwaltung auch im der 
unterflen Inftanz zu trennen, den 122 Gerichtsämtern die Berwaltungsgeidäite 
zu nehmen, ihnen nur die gerichtliche Polizei und die requifitionsweife vorzu⸗ 
nehmende Abhörung von Zeugen, fowie Bereidigungen und Berpflidhtungen 
zu belaflen, dagegen die Amtshauptmannichaften auf 30 zu vermehren, ben 
Amtshauptmann mit einem gewählten Bezirtsausfhuß zu umgeben, den Land⸗ 
gemeinden faſt die ganze Polizeigewalt zu übertragen und als obere Inſtanz 
an Stelle der jegigen collegialen Kreisdireltionen Kreishauptmannſchaften ober 
großen bureaufratiichen Apparat zu feten. 


6. „ (Preußen) eußerungen der offiziüfen Blätter über einen Pärs⸗ 
ſchub und eine Reform des Herrenhaufes: 

Die „PBrov.»Eorreip.” bemerkt, daß „wenn die Regierung dei KEbnigs von 
diefer Machtbefugniß (des Pärsichubs) in gegenmwärtigem Falle Gebrauch macht, 
es zugleih mit der Abſicht und Wirkung geichehen müſſe, daß das Herren⸗ 
haus in Zulunft vor ähnlicher Berläugnung feiner Gtellung und feines Be 
rufs, und damit zugleich vor der Rothwendigfeit erneuter äußerer Einwirfung 
bewahrt bleibe.” Daran antnüpfend fchreibt die „Rorpd. Allg. Ztg.“: „Eine 
folge „Bewahrung* kann dem Herrenhaufe nur durch eine Reform, welche 
auf dem Wege der Geſetzgebung zu erzielen wäre, zugefichert werden; und es 
it wohl fraglos, daß eine Oppofition, deren politiicder Einigungspunft zu- 
glei ein corporatives Intereſſe birgt, immer den Borzug der größeren Ge⸗ 
ſchloſſenheit Haben und durch geichidte Benutzung derielben die Meajorität, 
wenn fie diefelbe jegt verliert, wieder in ihre Hände befommen fünnte. Cb- 
FA die Staatsregierung zunächſt ihre dringendfle Sorge der dringenden 
Aufgabe, nämlich der KreiSordnung, zugewendet haben muß, jo if doch faum 
zu bezweifeln, dab ſchon jegt auch die Reform des Herrenhauſes aus einem 
befimmten Gefihtspuntt ins Auge gefakt if. Es fcheint uns ſelbſtverſtänd⸗ 
IQ, daß, wenn das Herrenhaus in Zukunft vor Außerlichen Einwirkungen, 





Pas dentſche Reid und feine einzelnen Glieder. 221 


v 
wie eine ſolche jetzt nöthig geworden iſt, bewahrt bleiben fol, in ihm das 
eminent corporative Intereſſe in daB geziemende Außere Berbältnik zu dem 
Gejammtinterefie gebracht wird, wie die jchon früher einmal in der Abſicht 
der Staatsregierung lag. Rur dadurch wiirde dieſem immerhin beredhiigten 
Intereſſe die gefährliche Verführung erſpart werden, fich jelber niit dein Staats⸗ 
interefje zu verwechſeln.“ 


6. Rod. (Bayern) In Münden erlafien die Polizei und der Magiftrat 


eine gemeinjame Belanntmadung gegen die fog. Dachauer Banken. 


» (Braunjhmweig) Die Staatsregierung ſchließt mit einem Ber⸗ 
finer Conſortium einen Verkaufsvertrag bezüglich der dem Staate ge- 
börigen Brauntohlengruben unter Vorbehalt der Zuftimmung des Lands 
tags ab. Der Kaufpreis beträgt 1,535,000 Thlr. 


» (Hefjen.) Schluß bes Landtags. Rede des Minifterpräfidenten 
v. Hofinann: 


„She ih, dem von Gr. kgl. Hoheit dem Großherzog mir ertheilten aller» 
böchften Auftrag zufolge, den gegenwärtigen Landtag für geichlofien erfläre, 
kann ih nit umhin, einen furzen Rüdblid auf die jetzt zu Ende gehende, 
nahezu vierjährige, Seffton zu werfen. Als im Nov. 1863 der 20. Landtag 
eröffnet wurde, konnte niemand die weltgeihichtlichen Creigniffe vorausfehen, 
welche jeitvem vor unjeren Bliden fi entroflt und eine durchgreifende Umge⸗ 
Raltung der politiſchen Verhältniſſe Deutichlands und damit auch unferes 
engeren Baiterlandes herbeigeführt haben. An dem Striege gegen Franlreich 
bat fi das Großherzogthum, gleich den anderen deuifchen Staaten, mit feiner 
ganzen Kraft beihelligt. Zu den großen Erfolgen des Krieges trugen die 
großherzoglihen Truppen ihren Theil in rühmlichſter Weiſe bei; Leider ift 
uns auch ein ſchwerwiegender Antheil an den ſchmerzlichen Opfern, welche der 
Krieg gefördert hat, nicht eripart geblieben. In dem thatkräftigen Bemühen 
die Leiden des Krieges zu mildern, ift die Bevölkerung des Qandes hinter 
feinem anderen deutſchen Staat zurüdgeblieben. Bor allem aber gebührt 
Ihnen, den Ständen des Landes, das Zeugniß, daß Sie ſich der großen Zeit, 
welche in die Dauer der Landtagsjeffion fiel, würdig erwielen haben. Gie 
haben von vornherein und während des Kriegeß mit patriotiichen Eifer der 
Regierung die Mittel zur Betheiligung an der Kriegführung gewährt. Sie 
haben in demjelben Geifle den Verträgen, auf deren Grund das deutiche 
Neich neu aufgerihtet worden ift, die verfafjungsmäßige Zuftimmung ertbeilt. 
Sie haben ferner weſentlich dazu beigetragen, die Schwierigkeiten des Weber» 
ganges in die neuen Zuftände zu überwinden. Nicht minder find bezüglich 
der inneren Angelegenheiten des Landes eine Neihe wichtiger Maßregeln dur 
Ihre thätige und einſichtsvolle Mitwirkung ermöglicht worden. In den Iekten 
Tagen no if — von anderen wichtigen Gegenfländen abgejehen, — die Re» 
form des Wahlgefeßes zu Stande gelommen, und damit für daB fernere ver⸗ 
fafjungsmäßige Leben unſeres Bandes eine neue und, jo Bott will, ſegensreiche 
Grundlage geſchaffen worden. Die beiden Kammern der Stände. haben zu 
dieſem erfreulicden Ergebniffe mit gleiger Hingebung an das allgemeine In⸗ 
terefie zuſammengewirkt, indem fie, daS Ziel der nothwendigen Berftändigung 
vor Augen, alle Anftände ſchließlich zu befeitigen gemußt haben. Fur alles 
dieß gebührt Ihnen, meine Herren, der aufrigtigfte Dank der großherzoglichen 
Regierung — ein Dank, welden ich Ramens der Regierung Ihnen ausdrücken 
zu dürfen, mic glüdlich ſchätze.“ 

„ (Preußen) Der Kaifer genehmigt die Vorjchläge des Staats⸗ 
minifteriums bezüglich der Durchſetzung der Kreisordnungsvorlage troß 


‚der Ablehnung desjelben durch dag Herrenhaus. 
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10. Nov. (Heſſen.) Beginn der Wahlagitation für die Neuwahlen zar 
I. Kammer. Landesverſammlung der heſſiſchen Fortſchritts⸗ (national 
Yiberalen) Partei und Progranım derfelten: 


„Wir fordern vor Allem rüdhalilojes und ehrliches Stehen zum wem 
deutichen Reich und entichied.ne Unterfiügung des Reiches im Kampfe gegen 
alle ihm feindlichen Beſtrebungen. Bon diejenı Gefichtspunfte aus fordern 
wir in dem jest entbrannten Rampfe gegen die Ultramonianen, die vorberkien 
Gegner der deutſchen Kinheit, entjchiedenes Auftreten. Senn das Berhalten 
der Ultramontanen führt unter dem Dedmantel der Religion zur Verfeindunz 
der verſchiedenen Gonfeifionen, zur Ehwächung des Reiches. Wir beiradien 
den Frieden zwilhen allen religidjen Belenntniffen als Borbebingung cine 
fegensreihen Entwidlung unjeres großen Baterlandes und erftreben fett reii- 
gidfen Haders Sleihberehtigung und Eintracht der verſchiedenen Glaubens⸗ 
genofien. Wir verlangen für unfer Großherzogtum ehrliche Erfüllung der 
ihm gewordenen freiheitlihen Zulagen. Wir verlangen rege Förderung des 
wirtbichaftlicgen MoHies und Revifion der Steuergeiehnebung. Insbeſondere 
muß Selbftändigleit der Gemeinden und Bezirke, Vereinfachung der Etaats« 
verwaltung und Erlaß eine zeitgemäßen Kirchen und Sculgeieges endliq4 
und ohne Berzug erlämpft werden." Die Bürgichaft für eine aufridztige Ne⸗ 
form findet der Aufruf in der Entfernung derjenigen Perſönlichkeiten, „welde 
den Beift des geftürzten Syitems zu lange veriraten, um in einem beficren 
wirten zu können.“ 


„»_ » (Ruxemburg.) Landtag: Annahme einer Antwortsadrefle auf bie 
Thronrede. 


Zu 6 5 der Adreſſe, bes Inhaltes, die Kammer fei erfreut über die 
Erfiärung der Sarantiemädte, da durch diefelbe die Autonoınie Luxemburg's 
eine neue Bürgichaft erhalten habe, wird von Simous das Amendement ge 
ftellt: die Kammer ſei erfreut über den Abſchluß des Vertrages vom 11. Juni 
zwiſchen der deutichen Neichäregierung und Luxemburg (bezüglich des Betriebes 
der Eifenbahnen des Großherzogthums); fie habe ſtets die Ueberzeugung ge» 
hegt, daß unter den gegebenen Umftänden dieſe Yöfung der Angelegenheit als 
die geeignetfte beiradgtet werden müſſe; die Beſorgniß, welche in Betreff der 
Erhaltung der Autonomie unter der Bevölkerung beitanden, jei ganz ae 
ſchwunden in Folge der einftimmigen Erklärung der Garantiemächte. BDieies 
Amendement wird jedoch nad) langer Debatte mit 26 gegen 9 Stimmen ab 
gelehnt. Bon der „Qugemb. Ztg.“ wird als bemerfensiwerther Borgang her- 
vorgehoben, daß ſich bei der Erörterung über den Simon'ſchen Vorſchlag der 
Abg. Knuff der deutſchen Sprache bedient habe; jolches jei in der Sammer 
feit 20 Jahren nicht vorgelommen; aud einer der übrigen Rebner fei dem 
Beiſpiele gefolgt. 

„—11.Nov. (Preußen) Der Minifter des Innern verhandelt unb 
und einigt fi mit einer Anzahl von PVertrauengmännern auß dem 
Abg.⸗Hauſe, ſämmtlich Mitglieder der früheren Commiſſion des Hauſes, 
über einige Modiftlationen in der vom Herrenhauſe abgelchnten Kreit- 
ordnungsvorlage. Die fo vereinbarte Vorlage ſoll dann im Herren⸗ 
Haus (mit Hülfe eines Pärsſchubs) ohne alle und jede Modifikation 
Ducchgefeht werden. 


12. „ (Breußen) Wiedereröffnung des Landtags. Thronrede durch 
den Siriegäminifter v. Roon: 


„Da die Hoffnung geſcheitert iſt, die Reform der Kreisverfafſungen nad 
Wiederaufnahme der im Juni vertagten Selfion zum Abſchluß zu dringen, 
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erachtete e8 die Regierung Sr. Majeſtät des Königs für geboten, die in biefer 
Beziehung fruchtlos gebliebene Seſſion zu jchliegen, um in einer neuen jene 
widylige und dringende Aufgabe zur Löjung zu bringen und Ihnen neben 
denjenigen Gejetentwürfen, welche Ihnen bereits in der eben verflofienen Sef- 
fion zugegangen waren, andere geießgeberiiche Aufnaber von Bedeutung zu 
unterbeiten. Sie wiſſen bereit3 and der früheren Vorlage des Etantshaus- 
baltsetats für 1873, dab die finanzielle Zange Preußens eine durchaus befrie- 
Digende it und daß nicht allein die Mittel vorhanden find, un den auf dem 
Gebiete der ‚gejammten Etantöverwaltung hervorgetretenen Ausgabebedürf⸗ 
nifien in weitem Umfange gerecht zu werden, fondern auch, um erhebliche 
Summen zur Bildung von Provincialfonds, zur Gewährung von Wohnungs» 
neldzufhüfien an Staatsbeante und zur außerordentlichen Tilgung von Staats- 
ſchulden zur Berfünung zu ftellen. Zugleich geftattet die finanzielle Lage, an 
der Abficht feitzuhalten, den weniger wohlhabenden Einwohnerklaſſen eine um⸗ 
faffende Steuererleihtung zu Theil werden zu laffen. Ein Gefehentmurf wegen 
Abänderung des Geſetzes vom 1. Mai 1251 betreffend die Einführung einer 
Klaſſen⸗ und Eafjificirten Eintommenfteuer wird Ahnen unverzüglich zugeben. 
(+8 werden ferner Borlagen gemacht werden, welche beflimmt find, die Bes 
ziehungen der Staates zu den Relinionsgefellfcaften nad verjchiedenen Rich» 
tungen klarzuſtellen. Bor allem aber werden Sie wiederum mit der Umge⸗ 
ftaltung der bisherigen Kreiseinrichtungen befaßt werden. Die Regierung Sr. 
Majeſtät des Königs ift fe durchdrungen von der Nothwendigkeit, diefe Re- 
form, deren Ausführung durd Bereitfiellung der dazu erforderlichen Geld» 
mittel erleichtert wird, als Grundlage der Löfung mannigfüdher anderer Auf⸗ 
gaben des Staates ins Leben zu rufen. Es wird Ihnen der Entwurf einer 
Kreisordnung vorgelent werden, worin unter Feſthalten der weſentlichen Grund⸗ 
lagen des früheren Entwurfes eine Reihe von ſolchen Veränderungen vorges 
Schlagen ift, deren Rothwendigleit oder Zweckmäßigkeit fih aus den bisher 
ftattgefundenen Berathungen ergeben bat. Die Regierung Sr. Majeftät des 
Königs Hofft auf das Zuverſichtlichſte, eine alljeitige Vereinbarung über den 
Entwurf zu erreihen, und ift entichlofien, die Durchführung dieſer bedeut⸗ 
famen Aujgabe durch alle Mittel, welche die Berfafjung der Monarchie an die 
Sand gibt, zu fihern.”. 


12. Nov. (Bayern) In Münden begibt ſich, in Folge erhobener lagen, 


eine Gerichtscommiſſion, von Polizeibeamten und Gendarmen begleitet, 
zur Spitzeder'jchen Dachauerbank, um Einſicht von dem Gefchäftsbetrieb 
zu nehmen. Die Straße, in welcher die Bank liegt, wird militärifch 
abgeiperrt und auch fonft find militärifche Vorſichtsmaßregeln ge⸗ 
troffen. 

„ (Breußen) Abg.Haus: Die Fraltion der National⸗liberalen 
beſchließt in einer Parteiverfammlung einftunmig, der Kreisordnung 
in der Yaflung, wie fie zwiichen den Vertrauensmännern der Fractionen 
und der Regierung vereinbart worden ift, zuzuftiinmen. 


„» (Sadjen.) IL Kammer: genehmigt in der Schlubabjtimmung 
die drei Gefekvorlagen betreffend die Bezirfsvertretungen mit allen 
gegen 17, betreffend die Organifation ber Verwaltung mit allen gegen 
14, und betreffend das Strafverfahren bei polizeilichen Vergeben mit 
allen gegen 10 Stimmen. 
„ (Medliendburg.) Eröffnung des Landtags in Malin. Unter 

den Abgeordneten hat dießmal auch der Gommercienratd Salomon als 
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Vertreter von Neuendorf feinen Sig eingenommen, das erfte Dal, ba 
ein Israelit an den Verhandlungen des Landtags als vollberedhtigtes 
Mitglied Theil nimmt. 


14. Nov. (Preußen.) Die Kreuzzeitung unter der neuen Rebaction des 


16. 


Hrn. dv. Nathuſius erklärt ſich entiieden gegen alle Nachgiebigkeit 
der feudalen Partei bez. der Kreisordnungsfrage. 


» (Bayern) Das „Paſſauer Tagblatt”, das Organ des Biſchoft 
von Paſſau, greift die ultramontane NAgitation al3 „ultramontane 
Vollscomödie* immer energijcher an, 


namentlid auch „ven Bauerngeneral® Frhrn. v. Hafenbrädl und die 
Pfarrer Mahr in Ebermannftadt und Pfahler in Teggendorf, indem er ge 
radezu meint: „O vollendete Berftellung! Wan fieht, dak Pfarrer Mohr 
eben au mehr das Zeug zu cinem Schauſpieler hätte als zu einem Priefer, 
wie der Deggendorfer Stadtpfarrer Pfahler lieber Senfenmännerbiltator wäre, 
als Pfarrer in Deggendorf.“ 


Das Blatt fteht aber in feiner Belämpfung ber ultranıontanen 
Agitation fortwährend ganz einfam da. Alle anderen ſpecifiſch fatho- 
liſchen Blätter erflären fich gegen fein Vorgehen. 


„ (Sadfen) I Kammer: Berathung des Volklsſchulgeſezes: Die 
in der Regierungsvorlage (de8 Minifters v. Gerber) von der II. Kamı- 
mer angebradhten Mobdififationen werden faft alle gegen eine nur jehr 
geringe Minorität verworfen, namentlich die Confeſſionalität der Volls⸗ 
chule wird wieder hergeftellt. 


Im Laufe der Debatte jpricht der Führer der Majorität der I. KRammer, 
vd. Erdmannsdorf, offen aus, daß, wenn die Volksſchule confeifionslos gefaltet 
werde, er und feine Gefinnungsgenofien das Boltsjchulgejeg und alle anderen 
Drganilationsvorlagen der Regierung verwerfen würden. Die Lage iſt in der 
That folgende: entweder fommen alle die fruchtbaren Reformen in der Schul⸗ 
geiekgebung, der Stadt- und Landgemeindeordnung, der inneren Behörden- 
organifation, der Kreisorbnung, der Grenzregulirung zwiſchen Staat und 
Kirche zu Stande, oder die ganze Landiagtſejſion ift mit Unfrudtbarkeit ge 
ſchlagen. Alle diefe Bejegentwürfe bedin;en, tragen und unterflügen fi gegen- 
feitig fo, daß fein einziges in praxi eingeführt ‘werden kann ohne das andere. 
Diefer innere Zufammenhang wird ſchon dadurch bewieſen, daß jede Kammer 
ihre Beſchlüſſe nur bedingungsmweile gefaßt bat. So tuüpft die II. Sammer 
ihre Zuftimmung zur Errichtung des evangelifchen Landesconfiloriums an 
die Borausjegung einer gleichzeitigen Einführung deS von ihr amendirten 
Scäyulgejegel. Tie I Kammer aber will ebenfalls auf das Landeßconſiſtorium 
verzichten, wenn ihr der Wille nicht beim Schulgelege gethan wird. Dice 
bedingungsweilen Genehmigungen find Vorfichtsmaßregeln jeder Kammer, um 
Schließlich nicht die Getäufhte zu fein. Die Regierung fucht fo viel als mög⸗ 
li zu vermitteln. Ob es ihr gelingen wird, ift indeß bereit# jehr zweifelhaft. 
„ (Breußen.) Abg.-Haus: der Minijter Des Innern legt demjelben 
wiederum den Entwurf ber Sreisordnung, einen Gejeßentwurf betreffend 
Dotirung der Provincialverbände und das Budget für 1873 vor. 


Minifter des Innern: Zum drittienmale lege ih Ihnen den Entwuri 
einer Kreisorbnung vor. Bei der Berathung des letzten Entwurfs im Serren- 
hauſe bat fi überall ein Einverftändnig mit der Regierung nicht herausgeſtellt 
Die Hoffnung, zu einem ausgleichenden Nefultate durch das Hinüberſchieben 
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des Entwurfs von einem Hauſe zum andern zu gelangen, bat fi auch nicht 
erfüllt. Es kommt daher jet darauf an, den Entwurf aufs Neue in Angriff 
zu nehmen, und eß war Zeit für die Regierung, mit Beſtimmtheit Dur den - 
neuen Entwurf klar zu legen, welche Beichlüffe des Abgeordnetenhauſes ihr 
annehmbar ericheinen, welche nit. Die Zahl derjenigen Beidhlüffe, welde 
die Regierung geändert zu jehen wünſcht, ift nicht groß, aber fie legt auf ihre 
Abänzerungsporichläge um jo größeren Werth... Worauf es jegt anlomımt, 
das if ein vollfländiges Einverſtändniß zwiſchen der Regierung und dem Ab⸗ 
georbneienbaufe. Die Regierung hat gegeben, was fie kann, und fie fordert 
jet, was fie muß. Thun Sie nun das Ihrige! ch gebe mich nicht bloß 
ter Hoffnung, ich gebe mich der feften Zuverfit hin, daß das Abgeordneten⸗ 
haus die Lage verſtehe und wirflih Hand in Hand mit der Regierung einem 
Befegentwurfe von jo enormer Bedeutung die Wege bahnen wird. In dem 
Sefetentwurf, welcher die Dotation der Provinzialverbände betrifft, Schlägt die 
Regierung vor, ein Beleg zu genehmigen, durch welches eine Summe von jähr- 
ii 3 Millionen Thlr. zur Verfügung geftellt wird, erftlih um die Provin⸗ 
zialverbände derjenigen Provinzen, die bisher mit Fonds noch nicht dotirt 
find, alfo Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachſen, 
Schleswig⸗Holſtein, Weſtphalen, die Rheinprovinz, den Stadtkreis Frank⸗ 
furt a. M. und die hohenzollernichen Xande, mit Fonds zur Selbitverwaltung 
auszuftaiten, und zweitens um ſowohl diefe Berbände als den Provinzialverband 
von Hannover und die Gommunalverbände von Kaflel und Wiesbaden in den 
Stand zu jegen, zur Durdführung der Streisorbnung, wenn nad Maßgabe 
deiten, was für die 6 öftlihen Provinzen zu Stande fommın fol, aud die 
andern eine Krrisordnuͤng erhalten, die erforderlichen Beihilfen zu gewähren. 
Die Bertbeilung der Summe auf die einzelnen Provinzen muß Ipäterer Feſt⸗ 
jegung vorbehalten werden. Vorgeſchlagen wird überhaupt nur, zu jagen, 
dag 3 Millionen Thaler zu dein genannten Behufe überwielen und bei der 
Generalſtaatskaſſe verwaltet und verzinst werden follen biß zu dem Augen 
blide, wo ihre Verwendung in Wirljantfeit treten kann, d. h. wenn nament- 
lich die Provinzialvertretungen derartig organifirt find, wie fie nach der’ Kreis⸗ 
ordnung organifirt werden müſſen. Die Uebermeilung fernerer Mittel wird 
vorbehalten, ſoweit nemlich eine gewiſſe Ablöfung derjenigen Laften, die jegt 
auf der Staatslafle ruhen, an bie Provinzen wird flattfinden können. Es 
kann fi die Abbürdung wohl bis zur Höhe von 2! MIN. fleigern, wenn 
die Wegelaften, die jet auf der Staatslaffe ruhen, an die Provinzen heran» 
treten werden. 


17. Rov. (Heſſen.) Die Sefuitenniederlaffung in Mainz ift nunmehr 
ganz aufgehoben und feinem der betreffenden Väter der fernere Auf- 
enthalt im Lande geitattet. Biſchof Ketteler verliest darüber von der 
Kanzel eine Erklärung, in der er ſich über die gegen die Jeſuiten 
bewiefene Härte ſchwer beflagt und denfelben vor der Gemeinde ein 
feierlicheß Lebewohl nachruft. | 

Die Ehriftophspfarrei it nunmehr vom Biſchof durch einen „Reltor” (ein 
den Drganilationsbullen „Provida solersque“ und „Ad Dominici“ und den 
fie ansführenden en Verordnungen ganz unbelanntes kirchliches 
Amt), der zugleih Graf und päpftliher Kammerherr ift, proviſoriſch beſetzt 
worden. Gegen dieje Manipulation, durch welche die Herftellung der Pfarrei 
in geſetzlicher Yorm abermals verzögert ilt, hat das Minifterium die landes« 
herrlichen Rechte gewahrt, wie aud die Zuſchüſſe des Staats und der Stadt 
zu der Gongrua diejer Pfründe (je 250 fl. jährlich) fiftirt bleiben. 

Das Minifterium des Innern erläßt folgendes Ausjchreiben an bie 
Kreisämter: 


15 
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„Nach einen uns zugelommenen Hirtenbrief, erlafien von den Biſchof ver 
Mainz an die Beiftlichkeit und die Gläubigen jeines Kirchenſprengels, ſoller 
auf gemeinſchaftliche Anordnung der in Fulda verfammelt geweienen Bilchsſe 
von Allerheiligen (1. Rov. I. 3.) bis zur Waftenzeit nächſten Jahres, wie in 
allen tatholiiden Gemeinden Deutichlands, jo aud in denen des Großherzoz⸗ 
thums, öffentliche Bebete für „die Anliegen, reip. Bedrängniſſe der katholijchen 
Kirche in Deutſchland“ ftattfinden. Inhaltlich befagten Hirtenbriefs ſcheinen 
zwar mit der befagten Andacht keine Predigten — Berfündigungen oder Er 
drterungen — verbunden zu fein, aber immerhin wollten wir Ihnen empiec- 
Ion, wie überhaupt auf die Sanzelvorträge, auch auf die befagten Andechts 
übungen in geeigneter und wenigſt möglich auffälliger Weile Ihr Augenmert 
zu richten und, falls neben dem Gebet auch Borträge x. vorlommen foRten, 
von etwaigen bei letzteren fich ergebenden Zumiderhandlungen gegen ver 
8 130 a des Strafgeſetzbuches anber, jowie zugleich an da8 zuſtändige Sericht. 
Anzeige zu machen.” 


18. Nov. (Sadfen.) IL Kammer: nimmt das jog. Eonfiftorialgefeg unter 


Vorbehalt mit 42 gegen 23 Stimmen an. 


Nicht mit Unrecht leitet der Abg. Kraufe die Debatte mit der Ueber⸗ 
jeugung ein, daB „dieß der ſchwierigſte Gegenſtand fei, der jemals im dielem 
Saale behandelt werden kann.” Belanntlid war feiner Zeit von der Synode 
ein Kirchengeſetz, die Errichtung eines evangeliſch⸗lutheriſchen Zandesconfike- 
riums betreffend“, mit der Regierung vereinbart worden, und letztere hatte 
beim Zujammentritt der Stände von diefen ohne weiteres die Mittel dazu 
verlangt. Da war fofort die Frage aufgetworfen worden: ob denn nicht dieſes 
Kirchengeſetz“ erft der Zuftimmung der Stände zu unterbreiten fei, und die 
erfte Deputation erhielt dengemäß Auftrag die Frage in Erwägung zu ziehen. 
Nun wollte zwar die Regierung bei den Deputationsverhantlungen micht zu- 
neben, daß das fragliche Geſetz, um rechtsgiltig zu werden, einer Genehmigung 
der Stände beblirfe; indefien fie brachte doch Ichließlih am 15. Febr. den „Ent- 
wurf eineß Geſetzes, die Publikation des Kirchengeſetzes wegen Erridätung eimes 
evangelijch- Iutherifchen Landesconfiftoriunms betreffend” ein, und nun nimmt 
denn auch die zweite Kammer dieſes Geſetz nad) den Borichlägen der De 
yutation mit 45 gegen 23 Stimmen an. Rur ſoll e8 nidt eher in Wirk 
jamleit treten, als bis die Geſetze über das Volktſchulweſen und Aber die 
Drganijation der Behörden für die innere Verwaltung eingeführt find. In 
der Debatte warnen die Abg'. Kraufe und Ludwig nachdrücklichſt dor dem 
für die Staatsſouveränetät gefährliden Geſetze. Kraufe insbefondere mad 
wiederholt darauf aufmerffam, daß der Entwurf und das Syſtem ver Regie 
rung darauf hinauslaufen, nicht etwa die evangelifch-Iutherifche Kirche vom 
Staate zu trennen und auf ihre eigenen Füße zu flellen, fondern für 
gewifle Gebiete des Staats, die an das Kirchliche grenzen, eine von der ber» 
jafjungsmäkig geordneten Landesgewalt getrennte neue Gewalt zu fchaffen, 
„eine Gewalt, melde, nach dem Glauben der Regierung, gewifien Beitrebungen, 
die wir nicht genehmigen können, einen befieren Rüdhalt bieten ſoll, als die 
Stände dieſes Landes. Wir fönnen uns gar nit verbeblen, daß. jobald wir 
dieſes Gejeg genehmigt haben, trotz des Oberauffichtsredhtes des Staates von 
einer Staatögemalt in der evangelilchelutheriichen Kirche nicht mehr die Rede 
jein kann, jondern daß in allen einjchlagenden fällen daS Non possumus 
vom Miniftertiih uns entgegentönen wird, und daß wir gu hören befommen 
werden, wie diefe und jene Angelegenheit wieder eine Sache der Kirche fei, die 
uns nicht mehr anaehe... Nach dem Gefegentwurf wird e8 in Zulunft we 
jentlih von der Zufammenjegung der Synode, einer dem heutigen Leben umd 
den lebendigen Befttebungen des Volfs entfremdeten Köorperſchaft, abhängen, 
wie wir mit unjerem Bolfsunterriät, unferem Eherecht und anderen Dingen 
fahren werben.” Ludwig, ber die in der erfien Sammer gefallene Erklarung 


ey nn en a 





Pas dentfge Reich und feine eimeinen Glieder. 297 


v. Erbmannsdorf: dab aus allen liberalen Befegvorlagen nichts werben würde, 
wenn man nit den confeifionellen Charakter der Volktſchule acceptire, als 
eine unerhoͤrte Provocation bezeichnet, betont zuletzt die gegen die Reichsgeſetz⸗ 
gebung gerich:ete Tendenz des Geſetzes. Die ſächſiſche Regierung, meint er, 
ignorire überhaupt gefliſſentlich alles, was im Reich palfire, und der Landtag 
untergrabe dur fein Verfahren das menige an Macht, was uns das Reich 
noch gelaffen. Aus der Mitte der Kammer werden diefe Bedenken von dem Bice- 
präfidenten Streit und dem Referenten belämpft. Lebterer, Prof. Biedermann, 
findet fie durd) den Gewinn mindeftens aufgetwogen, der aus der mit der Errich⸗ 
tung des Landesconfiftoriums zum Abſchluß gelangenden Durdführung des 
großen Prineips der Trennung von Kirche und Staat für beide Theile er- 
wachſen werde. Streit macht der Befürchtung negenüber, daß mit dieſem 
Gelege die ſtaatliche Geſezgebung fich jedes Einfluftes auf die evangelifch-Iuthes 
riſche Kirche begebe, geltend, dak der Staat nad) wie vor die Hand auf dem 
Geldbeutel halte: er werde nie feine Zuftimmung dazu ertbeilen, daß dem 
Kirchenregiment und der Synode ein Beſteuerungsrecht eingeräumt werde. 
Gultusminifter dv. Gerber gibt auf Anregung des Bicepräfidenten die 
Erflärung ab, daß das vorliegende Publicationsgejeg in feiner Weile den 
Charakter eines Eoncordats zwiſchen Kirche und Staat tragen jolle, ſochaß 
die flaatlihe Geſezgebung an deſſen Abänderung oder Aufhebung behindert 
wäre, daß das Kirchengeſetz, um deffen Publication es fi handle, auch von 
der Regierung nicht als Belek im verfaffungsmäßigen Sinne betrachtet werde, 
und daß dasjelbe nur auf Perjonen und Anftalten der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche fi beziehe. Gegen die Ausführungen des Abg. Ludwig wendet ſich 
der Eultusminifter in einem längern, von der Rechten mit lebhaften Beifall 
aufgenommenen Bortrage, in welchem er die durd die neuefte Geſetzgebung 
vollzogene und in der Errichtung des Landesconfiftoriums gipfelnde Loslbſung 
der Kirche, ihreß Regiments und ihrer Berwaltung aus der Berquidung mit 
dem faatliden Organismus als den nothwendigen Abſchluß einer langen und 
Retigen Entwidelung ſchildert. Webrigens wird auf Untrag des Abg. Lud⸗ 
wig, obwohl der Gultusminifter dringend von der Annahme desfelben 
abräth, beſchloſſen, der Regierung zu erllären, daß die von ihr mit der Synode 
zu treffende Vereinbarung über die Art der Ausübung des Aufſfichtsrechts der 
Kirche Über den Religionsunterricht die Genehmigung der Stände bebürfe. 

Sn der Breffe wird mehrfach hervorgehoben, daß Sachſen mit diejem Ge⸗ 
feg einen Weg betrete, den Preußen, nachdem er dort 20 Jahre lang zu nichts 
Butem gefliprt, eben jet wieder unter den größten Schwierigfeiten und den 
heftigftien Kämpfen verlafie. 


19. Nov. (Sadfen.) I. Kammer: verwirft die Regierungsporlage für 
Steuerreform mit allen gegen nur 4 Stimmen. 


Der vom Abg. Genſel ausgearbeitete Bericht zeichnet ſich durch Klarheit 
und Gründlichfeit aus. Die Kammerverhandlung jelhft bietet das feltiame 
Scdaufpi.1, daß alle fonftigen Parteinnterjchiede verſchwunden find, und fi 
ſtatt defien neue Allianzen und neue GBegenfäge bilden. Der Finanzmini⸗ 
ftex tritt jogleich mit der Erflärung hervor, daß die Regierung nichts dagegen 
habe, wenn — ihre Vorlage abgelehnt würde. Sie habe endlich einmal einen 
pofitiven Borfchlag machen wollen. Am liebften hätte er das preußiſche Syſtem, 
eine contingentirte Grund» und Gewerbefteuer, und als Ergänzung eine Glaffen- 
und Bewerbefteuer vorgeichlagen. Da er aber dafür, mwenigftens nad früheren 
Verhandlungen zu urtheilen, keine Ausficht auf Erfolg gehabt, fo ſchlage er 
eben die Ertragsfteuer vor. Die gänzliche Ablehnung der Grundſtener, des 
Chaufſeegeldes, der Stempelfteuer zc. würd: mehr ſchaden als nilken, denn das 
Großcapital treibe man damit auß dem Lande. Uebrigens vermweije er auf 
Preuren, wo man fih wohl gehütet habe, eine Progreifion einzufithren. Der 
Anfiht des Minifterd entgegen beionen Günther und Rentzſch, hierin 
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„Nach einen uns zugelommenen Hirtenbrief, erlaflen von dem Biſchof vo 
Mainz an die Beiftlichleit und die Gläubigen feines Kirdheniprengels,. Tolle 
auf gemeinſchaftliche Anordnung der in Fulda verfammelt gewefenen Biſchöf 
von Allerheiligen (1. Rov. I. 3.) bis zur Faſtenzeit nächſten Jahres, wie iı 
allen Latholiihen Gemeinden Deutichlands, jo aud in denen des Großherzog 
thums, Öffentliche Gebete für „die Anliegen, reſp. Bebrängnifie der katholiſcher 
Kirche in Deutſchland“ Hattfinden. Inhaltlich befagten Hirtenbriefs ſcheinen 
zwar mit der bejagten Andacht feine Predigten — Berlündigungen ober Gr- 
drterungen — verbunden zu jein, aber immerhin wollten wir Ihnen empfeb- 
Ien, wie iiberhaupt auf die Kanzelvorträge, auch auf die befagten Andachts⸗ 
übungen in geeigneter und wenigft möglich auffäliger Weile Ihr Augenmert 
zu richten und, falls neben dem Gebet aud Vorträge x. vorlommen jollten, 
von etwaigen bei letteren ſich ergebenden Zuwiderhandlungen gegen den 
8 130 a des Strafgefegbucdhes ander, jowie zugleich an das zufländige Bericht, 


Anzeige zu machen.“ 


18. Nov. (Sachſen.) II. Kammer: nimmt das ſog. Confiftorialgefeg unter 


Vorbehalt mit 42 gegen 23 Stimmen an. 

Nicht mit Unrecht leitet der Ubg. Kraufe die Debatte mit der Ueber⸗ 
zeugung ein, daß „diek der jchwierigfte Gegenſtand fei, der jemals in diefem 
Saale behandelt werden kann.” Belanntlid war feiner Zeit von der Synode 
ein Kirchengeſetz, die Errichtung eines evangeliſch⸗lutheriſchen Landesconfifto- 
riums betreffend“, mit der Regierung vereinbart worden, und letztere hatte 
beim Zujammentritt der Stände von diefen ohne weiteres die Mittel dazu 
verlangt. Da war fofort die Frage aufgeworfen worden: ob denn nit bieies 
Kirchengeſetz“ erft der Zuftimmung der Gtände zu unterbreiten ſei, und die 
erfte Deputation erhielt dengemäß Auftrag die Frage in Erwägung zu ziehen. 
Nun wollte zwar die Regierung bei den Deputationsverbantlungen nicht zu⸗ 
geben, daß das fragliche Geſetz, um rechtsgiltig zu werden, einer Genehmigung 
der Stände bedürfe; indefien fie brachte doch ſchließlich am 15. Febr. den „Ent- 
wurf eineß Geſetzes die Publikation des Kirchengeſegzes wegen Errichtung eines 
evangelijch« lutheriſchen Landesconfiftoriung betreffend” ein, und nun nimmt 
denn auch die zweite Kammer dieſes Beleg nad den Borfchlägen der De 
yutation mit 45 gegen 23 Stimmen an. Rur fol e8 nicht eher in Wirt- 
jamkeit treten, als bis die Geſetze über das Volktſchulweſen und über die 
Drganijation der Behörden für die innere Verwaltung eingeführt find. In 
der Debatte warnen die Abg'. Kraufe und Ludwig nachdrücklichſt vor dem 
für die Staatsjouveränetät gefährlihen Belek. Krauſe insbefondere mad 
wiederholt darauf aufmerkjam, daß der Entwurf und das Syſtem der Regie 
rung darauf hinauslaufen, nit etwa die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche vom 
Staate zu trennen und auf ihre eigenen Füße zu flellen, ſondern für 
gewiſſe Gebiete des Staats, die an das Kirchliche grenzen, eine bon der ber 
fajjungsmäßig geordneten Landeögewalt getrennte neue Gewalt zu jchaffen, 
„eine Gewalt, melde, nach dem Glauben der Regierung, gewiflen Beftrebungen, 
die wir nicht genehmigen können, einen befieren Nüdhalt bieten ſoll, als die 
Stände diejes Landes. Wir können uns gar nicht verbeblen, daß, jobald wir 
diejeß Bejeh genehmigt haben, trotz des Oberauffichtsrechtes des Staates von 
einer Staatsgemalt in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche nicht mehr die Rede 
fein kann, jondern daß in allen einichlagenden {Fällen daß Non possumus 
vom Miniftertiih uns entgegentönen wird, und daß wir zu hören befommen 
werden, wie dieje und jene Angelegenheit wieder eine Sache der Kirche fei, die 
uns nit mehr anche... Nach dem Gejekentwurf wird es in Zulunft we 
jentlih von der Zuſammenſetzung der Synode, einer dem heutigen Leben und 
den lebendigen Beltrebungen des Volls entfremdeten Köorperſchaft, abhängen, 
wie wir mit unferem Bollsunterriät, unferem Gherecht und anderen Dingen 
fahren werden.” Zudwig, der bie in der erfien Kammer gefallene Grflärung 
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v. Erbmannsdorf: daß ans allen Tiberalen Geſetzvorlagen nichts werben wärbe, 
wenn man nicht den confejfionellen Charakter der Vollktſchule acceptire, als 
eine unerhörte Provocation bezeichnet, betont zulegt die gegen die Reichtgeſetz⸗ 
gebung gerich:ete Tendenz des Geſethes. Die ſächſiſche Regierung, meint er, 
ignorire überhaupt geflifientlic alles, mas im Weich paifire, und der Landtag 
untergrabe dur fein Berfahren das wenige an Macht, was uns das Reich 
noch gelaſſen. Aus der Mitte der Kammer werden diefe Bedenken von dem Bices 
präfidenten Streit und dem Referenten befämpft. Lebterer, Prof. Biedermann, 
findet fie dur) den Gewinn mindeftens aufgewogen, der auß der mit der Errich⸗ 
tung des Landesconfiftoriums zum Abſchluß gelangenden Durchführung des 
großen Princip der Trennung von Kirche und Staat für beide Theile er⸗ 
wachſen werde. Streit madt der Befürchtung negenüber, daß mit dieſem 
Gelege die ſtaatliche Geſetzgebung fich jedes Einflufies auf die evangelifch-Luther 
riſche Kirche begebe, geltend, daß der Staat nad wie vor die Sand auf dem 
Geldbeutel Halte: er werde nie feine Zuftimmung dazu ertheilen, daß dem 
Kirdhenregiment und der Synode ein Beſteuerungsrecht eingeräumt werde. 
Gultusminifter vd. Gerber gibt auf Anregung des Bicepräfidenten die 
Erflärung ab, daB das vorliegende Puhlicationsgeje in einer Weile den 
Charakter eines Concordats zwiſchen Kirche und Staat tragen folle, jombak 
die flaatlihe Geſetzgebung an deſſen Abänderung oder Aufhebung behindert 
wäre, daß das Kirchengeieg, um deffen Publication e8 ſich handle, auch von 
der Regierung nicht als Geſetz im verfaffungsmäßigen Sinne betrachtet werde, 
und daß dasjelbe nur auf Perjonen und Anftalten der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche fi beziehe. Gegen die Ausführungen des Abg. Ludwig wendet ſich 
der Eultusminifter in einem längern, von der Rechten mit lebhaften Beifall 
aufgenommenen Bortrage, in welchem er die durd die neuefte Beiekgebung 
vollzogene und in der Errichtung des Landesconfiftoriums gipfelnde Losloſung 
Der Kirche, ihreß Regiments und ihrer Verwaltung aus der Verquickung mit 
dem ſtaatlichen Organismus als den nothwendigen Abſchluß einer langen und 
ſtetigen Entwidelung ſchildert. Uebrigens wird auf Antrag des Abg. Lud⸗ 
wig, obwohl der Eultusminifter dringend von der Annahme desjelben 
abräth, beſchloſſen, der Regierung zu erflären, daß die von ihr mit der Synode 
zu treffende Bereinbarung über die Art der Ausübung des Wuffichtsrechts der 
Kirche über den Religionsunterricht die Genehmigung der Stände beblrfe. 

In der BPreffe wird mehrfach hervorgehoben, daß Sachſen mit diefem Ge⸗ 
feg einen Weg betrete, den Preußen, nachdem er dort 20 Jahre lang zu nichts 
Gutem geführt, eben jet wieder unter den größten Schwierigleiten und den 
heftigften Kämpfen verlaffe. 


19. Nov. (Sadjen.) II. Kammer: verwirft die Regierungsvorlage für 
Steuerreform mit allen gegen nur 4 Stimmen. 


Der vom Abg. Genſel ausgearbeitete Bericht zeichnet ſich durch Klarheit 
und Gründlichkeit aus. Die Kammerverhandlung jelbft bietet das ſeltſame 
EShauipi.1, daß alle jonftigen Parteiunterſchiede verſchwunden find, und fi 
Ratt deſſen neue Allianzen und neue Begenfäge bilden. Der Finanzmini⸗ 
fter tritt fogleich mit der Erklärung hervor, daß die Negierung nichts dagegen 
habe, wenn — ihre Vorlage abgelehnt würde. Sie habe endlich einmal einen 
pofitiven Vorſchlag machen wollen. Um liebften hätte er das preußiſche Syſtem, 
eine contingentirte Grund⸗ und Gewerbefteuer, und als Ergänzung eine Elafien- 
und Gewerbefteuer vorgeichlagen. Da er aber dafür, wenigftens nad) früheren 
Verhandlungen zu urtheilen, keine Ausfiht auf Erfolg gehabt, jo ſchlage er 
eben die Ertragsfteuer vor. Die gänzliche Ablehnung der Grundſteuer, des 
Chaufjeegeldes, der Stempelfteuer zc. würde mehr jhaden als nilgen, denn das 
Großcapital treibe man damit aus dem Lande, Uebrigens vermweile er auf 
Preuten, wo man ſich wohl nehütet habe, eine Progreffion einzufthren. Der 
Anficht des Minifter8 entgegen beionen Günther und Rentjzch, hierin 
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Abereinſtimmend, daß der Entwurf fi) denn doch wejentli von dem Elaborate 
der Teputatton unterſcheide, und was die Vertreibung des Großcapitals anbe- 
lange, jo möchten reiche Fremde lieber das Land verlafien, als daß die Armen 
nit Steuern überbürdet würden. Günther ift für eine Mannichfaltigkeit der 
Steuern nad) einen Syſtem, nicht aber nad) verſchiedenen, wie ſolche der Ent- 
wurf aufftcle; er befürwortet insbejondere das Syſtem einer ergänzenden Gin- 
fommenfteuer, verbunden mit Grund» und Gemwerbefteuer. Wenn die Tändlichen 
Abgeordneten heute der reinen Ginfommenfteuer zuneigten, jo geichehe dies 
nit aus der Veberzeugung von der Vortrefflichkeit derjelben, jondern weil 
die jegigen Steuerverhältniffe unerträglich jeien. Bei der Schlußabſtimmung 
wird, nachdem ſchon jämmtliche von der Mehrheit jowoh! als von der Min⸗ 
derheit und einzelnen Abgeordneten geftellte Anträge gefallen find, aud die 
Einführung der allgemeinen Einkommenſteuer mit 33 gegen 32 verworfen, 
während die Regierungsvorlage nur vier Stimmen erhält. Ta fomit gar 
fein Refultat erzielt worden, jo bleibt weiter nidyts übrig, als daS ganze Ma⸗ 
terial der erften Kammer zu Üüberweijen. Sort dürfte viefleiht ein vom Abg. 
Penzig eingebradter Vermittlungsantrag angenommen werden, da fi mit 
demjelben auch der Finanzminifter einverflanden erflärt. Dieſer Antrag lau⸗ 
tet: „An Stelle eines Theile der Gewerbe⸗ und Perfonalfieuer, ſowie zum 
Erſatz eines Theils der bisherigen Grundfteuer, ift eine allgemeine Glahen- 
und Einlommenfteuer einzuführen. Bis zu welder Höhe die Getverbe- und 
Perſonalſteuer, jowie die Srundfteuer, zu deren Yusgleihung in fi eine neue 
Abſchätzung der Liegenichaften und Gebäude vorzunehmen ift, noch borläufig 
beibehalten werden joll, ift bei der erfimaligen Auflegung der Glaffen- un) 
Einlommenſteuer genauer feftzuftellen. Zuſchläge zur Grundfleuer werden nicht 
erhoben.” Treten beide Kammern diefem Antrag bei, fo will die Regierung 
dem nächſten Sandtag eine Vorlage mit verfuchsweiler Eintommenfleuer maden. 


19. Nov. (Helen) Ein den Schülern der betreffenden Anſtalten jofort 


mitgetheiltes Dkinifterialrefeript verfügt, 

die fofortige Auflöjung ver fog. Marianiſchen Gongregationen und ver⸗ 
bietet mit Hinweiſung auf die Schulgeſetze unbedingt jede Theilnahme an 
diefen Vereinen, fowie an Bruderihaften, Sodalitäten und Singlingsvereinen, 
unter Strafe fofortigen Ausichlufies aus der Unfall. Den Direltoren der 
Gymnaſien, Realſchulen u. |. w. wird die ftrengfte Ueberwachung zur Pflicht 
nemadt. Auch der Eintritt in derartige Vereine unter anderen Yormen und 
Namen if verboten. 


20.—23. Nov. (Preußen) Abg.-Haus: Erſte und zweite Berathung 


der von der Regierung definitiv modifizirten und von den Vertrauens 
männern des Abg.-Haufes acceptirten Kreisorbnungsvorlage. Diefelbe 
wird ſchließlich, nach Ablehnung aller Amendements der feudal⸗conſer⸗ 
vativen und der Fortſchrittspartei, welche Iektere den früheren Com⸗ 
promiß wieder berzuftellen verfucht, unverändert mit einer Mehrheit 
von 195 Stimmen angenommen. 

Die Debatte ift jehr lebhaft, Tebhafter als man bei der Wusfichtsloflgfeit 
aller Amendements erwarten konnte. Die Spaltung der feudal-confervativen 
Partei und der Begenjat ihrer beiden Hälften zu einander und wieder zu den 
Freiconſervativen tritt jcharf hervor. Bei dem Paragraphen Über die Bildung 
der Amtsbezirke, der gegen die früheren Beichlüffe eine veränderte Faffung 
erhalten hat, werden die verjchiedenartigften Interpretationen laut. Das Auf 
treten des Minifterd Eulendburg if in dieſer Beziehung unſicher. In der 
vertraulichen Beſprechung hatte Eulenburg ordenbed die Erflärung abge 
geben, daß er die jetzt im Geſetz geftrichenen Minimalziffern in die Ausführungs- 
inſtrultion hineinjreiben werde. Diefe Erklärung if Dffentliches Geheinmiß. 
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Landrath v. Meyer erklärt aber dem Miniſter nun rund heraus, e8 wäre 
Berfidie, wenn jo verfahren würde. Eulenburg ſchweigt dazu, bis ihn Virchow 
zum Reden zwingt. Da gibt er denn die etwas matte Erklärung ab, er werde 
in die Ausführungsinftruftion hineinſchreiben nicht etwa, daß er die Ziffern 
auch jegt noch als maßgebend eradhte, jondern daß das Abgeorbnetenhaus bei 
feiner erfien Beſchlußfafſung über die Kreißordnung auf diefe Ziffern Werth 
aelegt habe. Diefes Verhalten motivirt neuerdings das Mibtrauen, welches 
Birchow Ramens der Tortichrittspartei einer Ausführung der Kreißorbnung 
dur den Minifter entgegenſtellt. Eulenburg erwidert darauf, daß im All» 
gemeinen derjenige Minifter zur Ausführung am Geeigneiften fei, der das 
Geſetz gemacht habe. Freilich ſteht feit, daß die befleh Seiten des Geſetzes 
nicht von ihm, fondern von den Amendements Lasker's herrühren. Lasker 
hebt mit großem Nachdruck den gewaltigen Fortſchritt hervor, der mit der 
Borlage nunmehr endlich errungen ei, während Virchow jharf betont, daß 
Die Kreisordnung nur als ein erfter Anfang liberaler Reformen gelten fönne 
und daß ihr Hauptverdienft darin beftehe, daß fie Überhaupt in die bejtehenden 
Zuftände einmal Breiche lege. Laster hat perjönlich für dieſe Kreisordnung 
fo viel gearbeitet und gekämpft, daß es fich piochologiich wohl erklären Laßt, 
wenn ihm jet der Triumph größer erfcheint, als er vielleicht in Wirklichkeit 
genannt werden kann. Der im Hintergrund flehente offenbar nunmehr ges 
fiderte Pärsſchub veranlaft die Feudalen zu rüdfichtslofen Auftreten gegen 
Die Regierung. Der pommeriſche Witter&gutsbefiger v. Wedell wirft dem 
Miniſter vor, daß er unter confervativer Firma liberale Politik treibe. Bon 
dieſer Seite fcheint man in der That der Regierung gegenüber die Brüden 
als abgebrochen anzuſehn. Mallindrodt kokettirt im Namen der Glericalen 
bald mit den Polen, bald mit dem Herrenhaus, bald aud mit der Regierung, 
wie e8 gerade paßt. Als er die perfönliche Einmiihung des Königs in die 
Sade erwähnt, flimmt ihm die Linke bei. Der Präfident Forckenbeck ver 
zieht Teine Miene, weil er jene Rede des Königs gegen den Grafen Brühl als 
unter Verantwortung der Minifter geſprochen erachtet. 

Die Regierung legt dem Haufe den erjten der vom Staatsmini- 
fterium beſchloſſenen kirchlich⸗politiſchen Geſetzentwürfe, denjenigen über 
bie Grenzen bes Rechts zum Gebrauche kirchlicher Straf» und Zucht⸗ 
mittel, vor. 


21. Nov. (Preußen) Abg.Haus: die allgemeine Rechnung über den 


22. 


25. 


26. 


Staatshaushalt für 1868 gibt dem Abg. Richter (Hagen) zu heftigen 
Ausfällen gegen die Verwaltung des fog. Welfenfonds und Die daraus 
unterhaltene offiziöje Preſſe Beranlaffung. 

„ (Breußen.) Ein Broteft gegen ben bannoverfhen Paftor Grote 
bringt allerlei merkwürdige Enthüllungen zu Tage, da es der Kron⸗ 
anwaltichaft oſſenbar nicht allein um die Verurtdeilung Grote’ zu 
thun ift, jondern weit mehr um eine Unterſuchung gegen die Welfen- 
partei und um Bloßlegung ihrer Verbindungen und Agitationen. 

„ (Sadfen.) IL Sammer: genehmigt den Antrag der Regierung 
auf limgeftaltung der Oberrechnungslammer nad dem Vorbild der 
preußiſchen. 

„Greußen.) Abg.⸗Haus: Dritte Leſung der Kreisordnungs⸗ 
vorlage. Virchow motivirt die Stellung der Fortſchrittspartei, welche 
troß der Ablehnung ihrer Amendements für die Vorlage ſtimmen 
werde. Die Vorlage wird darauf in namentlicher Abſtimmung mit 
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288 gegen 91 Stimmen angenommen. Dagegen flimmt ber größte 
Theil des clericalen Gentrums, die Polen und der entſchieden feubal- 


gefinnte Theil der Rechten. 

In der Debatte beftreitet der Minifter des Innern den Gonfervativen 
gegenüber, daß die Regierung einen unerlaubten Drud auf das Herrenhaus 
ausgeübt habe: die Regierung habe nur den großen Werth betont, welchen 
fie auf die Vorlage lege. Ueber die Mittel zur Sicherung des Gejehes im 

baufe Lafie ſich hier nicht discutiren. Der WMinifter fragt, ob das 
errenhaus oder die Rechte des Abgeorbnetenhaufes, als die Urmeeorganije- 

n in Frage' geweſen, gegen die Auflöfung des Abgeorbnetenhaufes polemi⸗ 
firt Habe ? Die Regierung halte die Kreisorbnung für genau fo nothwendig, 
wie feiner Zeit die Urmee-Reorganifation, und bedaure, daß ein Theil der 
Rechten dieß nicht anerfennen wolle. Wenn man an die Dienfte erinnert werde, 

die Eonfervativen in der Eonfliktszeit dein Minifterium geleiftet, jo münc 
er an das erinnern, was die Regierung damals für die Eonjervativen gethan 

Die Außerfte Rechte befeitigt Die gemäßigte Ridytung im Borftande 
der Fraction gelegentlich der Neuwahl desſelben. Die Scheidung der 
beiden Elemente der Fraction wird dadurch eine vollendete Thatſache. 
Die Gemäßigten conflituiren fih als eine bejondere Fraction unter 
dem Namen der „Nationalconfervativen“. 


27.—28. Nov. (Preußen) Abg.-Haus: Debatte über die clericalen In⸗ 
terpellationen von Reichenfperger betreffend ben katholiſchen Religions 
unterricht am Braunsberger Gymnafium und von Mallinfrodt betreffend 
bie angebliche Berfafjungswidrigfeit des Erlaſſes des Eultminifters 
vom 15. Juni d. 3., der die Mitglieder geiftlicher Eongregationen 
und Orden von der Lehrtbätigfeit an öffentlihen Schulen ausſchließt. 
Rede des Unterrichtsminiftere Fall. Beide Interpellationen werden 
dur motivirte Tagesordnungen mit 264 gegen 83 und mit 242 
gegen 83 Stimmen befeitigt. 


Die Fractionen des Abgeorbnetenhaufes, mit alleiniger Ausnahme des 
clericalen Gentrums, waren über dieje Anträge in Beratbung getreten, und 
haben fi durch Bertrauensmänner dahin verftändigt, die Anträge durch fol- 
gende niotivirte Tagesordnungen zu befeitigen. I. In Erwägung, 1) daB das 
Haus der Abgeorbnieten feine Veranlafjung bat, zur Zeit eine Entſcheidung 
über die gegenwärtig die Tatholifche Sirche bewegenden dogmatiſchen Streit: 
fragen zu treffen, 2) daß durch die Anordnung der Staatsregierung der Zwang 
zum Beſuche des Religionsunterrits des Dr. Wollmann bejeitigt iR, und 
zwar genau in der Weiſe, wie die Antragftcller dieß in dem Untrage vom 
12. Tecember 1871 verlangt haben, geht das Haus der Abgeordneten über 
die Anträge der Abgeordneten Reichenfperger und Genoſſen zur Tagesordnung 
über. IL In Erwägung, 1) daß bisher fein Geſetz die Bedingungen regelt, 
unter denen die Zulafiung zu dem Amt eines Öffentlichen Lehrers erfolgen 
fol, und daß nad Art. 112 der Berfaffungsurktunde und dem hiernach gil- 
tigen Nechtszuftande die Regelung und nähere Erläuterung ber Bebingungen 
im Berwaltungswege zuläjfig eriheint, 2) daß ferner, foweit ein Geſetz nicht 
entgegenfteht, e8 zur Aufgabe der Berwaltung gehört, feftzuflellen, unter 
welchen Umftänden die Uebernahme des Lehramts neben einem ſonſtigen Be 
ruf ausgeihloffen oder ausnahmsweiſe zugelafien werden ſoll; 3) dag endlich 
das Haus ber Abgeordneten den Grundjag, Mitglieder geiſtlicher Congrega⸗ 
tionen und Orden von dem Amt eine Öffentlien Lehrers fernzuhalten, dem 
Intereſſe des Öffentlichen Unterrichts und dem Äufſichtörechts des Giaats ent⸗ 
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fpreigend findet und den Erlaß des Minifiers vom 15. Juni 1872 billigt, gebt 
das Haus der Abgeordneten über den Antrag der Abgeordneten v. Mallindrodt 
und Genofien zur Tageßordnung über. 

Unterrichtsminiſter all: Urt. 4 der Berfafiung („die öffentlichen 
Aemter find ... für alle dazu Befähigten gleich zugänglich”) ſoll verlegt jein. 
Der Behimmung des Urt. 4 gegenüber fteht jedoch freied Bekätigungsredht des 
Staats gegenüber; der Art. 24 („der Staat fiellt aus der Zahl der Be 
fühigten die Lehrer der dffentlihen Vollsſchulen an”) erfennt diejes Recht, 
das Met der Auswahl jogar aus den Befähigten theoretiih an. Dem 
®rundfage nad, if der Urt. 24, obwohl nod nicht vollfländig ausgeführt, 
bereits geltendes Recht, örtlich zutreffend in allen denjenigen Fällen, in tel» 
hen der Staat felbft den Lehrer zu beftellen hat, in Form des Beflätigungs- 
rechtes in allen übrigen. Ob aber die Beſtätigung ertheilt werden foll, das 
liegt nah dem Gejeg in der gewifienhajten Prüfung der Staatsgewalt. Sie 
bat die Grunde zu prüfen, aus welchen die Betätigung zu verſagen ift. Ge⸗ 
meinigli wird fi die Prüfung lediglich auf den einzelnen Wall erfireden; 
aber wenn zablreihe Borgeichlagene in von ihnen gewählten Berhältnifien 
fliehen, die die Staatsregierung bei pflihimäßiger Prüfung unter allen Um⸗ 
Ränden für unvereinbar erachtet mit dem Lehramt, dann ift es doch wohl ihr 
Met, offen den Sag allgemein auszufprehen. Das Gegentheil würde ein 
Berfahren fein, welches man vielleicht nicht ganz offen nennen könnte Es if 
aber nicht bloß ihr Recht, fondern auch ihre Pfliht und zwar um der Be 
troffenen willen, damit fie fih nit in der Form, die das unftatihaft macht, 
den XZehrberuf widmen, damit fie, wenn es angeht, die Beziehungen Idfen, 
die e8 unmöglich machen, fie anzuftellen. Die meiften der betroffenen Perſonen 
gehören fog. Gongregationen an, die ein zeitliche Gelübde leiften, das nad) 
Wblauf einer gewiſſen Zeit erneuert werden muß. Bey Betreffende braucht 
dann eben nur das Gelübde nicht zu erneuern. Man hat darauf hingewieſen, 
daß es fi) hier in der Hauptſache um das ſchwache Geſchlecht handle. Aller⸗ 
dings handelt es ih nit um die ſehr geringe Zahl der jog. Schulbrüder. 
Bas aber die Frauen anlangt, befteht, ſoweit ich babe ermitteln können, nicht 
eine einzige geſetzliche Beſtimmung, welche davon handelt, daß das Lehramt 
Brauen zugänglich if; ale Belege Iprehen nur von Männern. Daß Leh⸗ 
rerinnen in fo reihen Maße an den Schulen fungiren, das haben Gründe 
der Zweckmäßigkeit hervorgerufen, daß beruht auf Anordnungen der Verwal» 
tung. Ich follte nun meinen, daß ein ganzer Zweig des Schulweſens, der 
nur auf Berwaltungsbefimmungen beruht, au im Berwaltungswege geän- 
dert werden könnte, ohne dab man eine Berfafiungs- oder Geſetzesverletzung 
vorwerfen darf. Dan kann jagen: die Maßregel ift ungerecht, und fann aus⸗ 
führen, fie habe feinen ®rund für fih; aber man kann nicht behaupten, fie 
fei gegen Berfafiung und Gele. Was nun die innern Gründe der Verfügung 
betrifit, waren es nicht padagogiſche Gründe im engeren Sinne, die den Aus⸗ 
flag gaben. Es handelt fh um mittelbare Staatsdiener, und Staatsdienern 
im Allgemeinen wird je nad ihrer Stellung die bejondere. Pflicht durch das 
Geſetz, ich meine durch das Landrecht, auferlegt, den Bortheil, die Gicherheit, 
Das Wohlergehen des Staates zu fördern. Ih habe mich nun fragen müſſen: 
Eönnen Schulfchweftern die ihnen durch dieſes Geſetz geftellte Aufgabe Idfen ? 
gewähren fie eine Burgſchaft dafür, daß fie die ihnen zur Erziehung Anver⸗ 
frauten zu folder Freiheit, zu folder Treue zum Baterland, zu ſolchem Ge⸗ 
horjam gegen die Geſetze des Vaterlandes, zu joldem Bewußiſein der Ange- 
börigfeit, der Hingebung an das Baterland erziehen werben, daR dereinft der 
Schwerpunkt für ihre Anfchauungen und Gefinnungen, der entſcheidende Be⸗ 
Rimmungsgrund für ihr Eireben und Wirken innerhalb der Grenzen des 
Baterlandes Liegt und nit außerhalb? (Bebgafteh Bravo lints) Die 
Staatsregierung Bat, es if ja noch fein Jahr ins Land gegangen, einen Kampf 
Bier gefchlagen, der wahrlich kein leichter war. Sie hat zu erkennen gegeben, 
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welch gewaltiges Gewicht fie darauf Iegt, dab. fie die Schulaufſicht in ihrer 
Hand habe und wirlfam üben könne. Kat man nun wohl bie Bärgichaft, 
dat den Ordensangebörigen gegenüber die Schulauffiht in der Wirtiamfat 
geübt werden Tann, die nöthig iR? Ich habe alle diefe Fragen nicht bejahen 
tönnen, id) habe mir vergegenmwärtigt, dab ein feierliches Gelübde die beirci’en- 
den Berfonen an ihre Gemeinſamkeit bindet, fie bindet zum unbebingten Ge 
horjam gegen die Oberen, und mande Obere find nit einmal Ungehörige 
diefes Staates, haben nicht aus unntittelbarem Mitleben ein rechte Berftänd- 
niß für das Weſen dDiefes Staateß. Andere Obere nehmen für fih das Rest 
in Anſpruch, zu enticheiden, wie weit fie den Stantsgejeßen unterwärfig jeien, 
und andere — die Zeiten haben es allmählich vorbereitet, aber jener BVeſchluß 
vom Jahre 1870 Hat es abgeichlofien — haben die hervorragende Freihcit 
und Selbfändigkeit im Lande nicht mehr, die fie vorher beſeſſen. Auf Per⸗ 
fonen, die dur Gelübde derartigen Oberen unterworfen find, bat der Etaut 
geringen Einfluß, jein Lob und fein Tadel iſt von untergeorbneier Bedentung, 
eine wirkungsvolle Aufficht ift da nit zu üben. Was ich in Bezug auf die 
Abhängigkeit jage, gilt nit bloß von denen, die cinem cigentliden Erden, 
fondern auch von denen, die den Gongregationen mit zeitlichen Gelübden ange⸗ 
hören. Ich finde da einen materiellen Unterfdjied nicht, denn das Gellibde it 
niemals unerneuert geblieben, um den Beruf der Lehrerin weiter zu führen. 
Wie abhängig die Perfonen find, wie ihre ganze eigene Berjönlichkeit in diejem 
Berhältni verloren geht, daB zeigen die bezüglichen Verträge. BDiefelben 
ftellen übereinflimmend in der Nheinprovinz, in Weſiphalen, Preußen, Schle⸗ 
fin Sige auf, wonad der Bertrag nicht mit der einzelnen Perjon, nein 
mit der Oberin oder der Genoſſenſchaft geſchloſſen if. Lie Oberin erwuüplt 
und beruft nad ihren freien Ermeſſen. Es beißt (e8 if das ein niedriger 
Ausdruck, aber er ſteht wörtlich in den Verträgen): Die Genoſſenſchaft Relit 
die Lehrer. In allen äußeren Beziehungen werden die Angelegenheiten von 
dem Pfarrer als Stellvertreter der Oberin geleitet. Weberall jehen Sie An: 
fänge klöſterlicher Einrichtungen, und dieje wachen, denn nad den Berträgen 
ſoll jede Bacanz wieder bejegt werden mit folden Schweſtern. Gin Bertrag 
ift mir vorgelegt worden, der mic) auf den Gedanken geführt hat, mich zu 
fragen: handelt es fi bier noch um eine dffentlihe Schule oder vielmehr 
um eine rein Kirchliche Anftalt, die auch hineingreift in die zweifellofen Ge 
biete der Staatögewalt. (Redner verliest das beixeffende Altenftüd.) Dieß 
ift aud meinem Herrn Amtsvorgänger nicht unbelannt geweſen; and er hat 
ſchon, nicht Iange bevor er aus dem Amte jchied, fi) die Frage ernflich vor- 
gelegt, ob es möglich fei, in diefen Zuftänden weiter zu verharren, und einer 
Regierung gegenüber ausgeiproden, daß unter keinen Umfländen mehr cin 
Bertrag zugelaffen werden werde, der Beitimmungen gewifier Art enthalte. 
Bei der dann dur mich jortgefeten Prüfung der Frage bin ih allerdings 
von anderen Geſichtspunkten geleitet imorden als mein Amtsvorgänger und 
insbejondere auch der Minifter v. Bethbmann-Hollwen, deſſen Rekript bier ver- 
leſen worden ift. Ich mache kein Hebl daraus und ſpreche meine Ueberzeugung 
dahin aus, daß zu einem guten Theil die Staatsregierung felbft ſchuld an 
diefen Zuftänden ift, und ich will mich dieſer Verſchuldung nicht auch theil⸗ 
baftig machen. Ich bin der Meinung geworden, e8 müſſe ein Schritt geihan 
werden, der nicht bloß ein Scheinfchritt if, ein halbes Berfahren enthält. 
Eine allgemeine Berfügung, wie fie Hr. v. Mübler an eine jpezielle Regierung 
erlafien, wäre leicht gu umgeben geweſen. Nur eine burchgreifende Berfügung 


. tonnte helfen. So lange Ste die Schulſchweſtern zulaffen, wandeln Gie den 


Geift, melden ich vorhin ſtizzirt babe, niemals. Das find die Brlnde, die 
mi, felbft abgejehen von den augenblidiihen Berhältniffen, dahin geführt 
haben, bieje Verfügung zu cerlaften. Aber was fonft noch in Betracht Fam, 
war dieſes: Es iſt gar nicht zu verfennen, daß ein ftetiges Wachſen der Orden 
und Orbensftationen vorhanden if. Im Jahre 1869 exiſtirten in Preußen 
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im ®anzen 826 Stationen mit 5826 Köpfen; die Zufammenflellung der Iekten 
Schematismen ergibt, abgefehen von den SYefuiten, 892 Stationen und 8050 
Köpfe. An öffentlichen Schulen find im Ganzen — der Reg.⸗Bezirk Koblenz 
it nicht mitgerechnet — beinahe achthalbhundert geiftliche Behrerinnen ange» 
ſtellt. An Brivatanftalten find reichlich 900 thätig. Alles das erwogen, bin 
id zu ter Ueberzeugung gelangt, daB es die höchſte Zeit geworden, cimen 
Riegel vorzufhieben; es iſt meine Pflicht geweſen. Und das ſage ih Herrn 
v. Mallindrodt — er fprad von Gefunden, Kranken, von Furſtlichkeiten und 
Dienerſchaft —, id kann ihm verficdern, daß die Stelle, auf die er wies (Bis⸗ 
mard), von der Verfügung nichts erfahren bat, als bis fie den Regierungen 
mitgeteilt war. Sch nehme die Verantwortung zunächſt auf mich. Ich gebe 
zu, daß mit diefer Verfügung eine gewiſſe Härte verbunden war. Die Ber- 
fügung enthält jedoch Beſtimmungen, welche die Härten erheblich mildern. Wo 
eine Gemeinde nicht reih genug if, das für das Schulweſen aufzumwenden, 
was der Staat für reiht hält, find aud geräumige Friften gewährt, iheilweije 
ganz don der Durdführung der Verfügung abgeftanden worden. In der 
Denkſchrift von Yulda wird, um dieß zum Schlufle zu berühren, mit Bezug 
auf diefe Verfügung ausgeiproden, es handle fih um eine Kränkung der 
Ehre der katholiſchen Kirche und Religion. Es ift eigenthümlich, hier den 
Ausdrud Ehre zu gebrauchen, wo es fih um Rechtsfragen handelt. Die 
katholiſche Kirche fpricht aus: „Es if löblich, daß man ſich dem Dienft der 
Ordenscongregationen widme um der Übrigen Angehörigen der Kirche willen“ 
— Das auszujprechen, hat fie ihr volles Recht, und dieles wird in feiner Weile 
geiämälert, aber wenn fie verlangt, daß die Inftitutionen, welche fie für fi) 
als heilfam erffärt, nun ohne Weiteres auch vom Etaate angenonımen vers 
den follen, da begibt fie fih auf einen Boden, auf dein die StantSregierung 
fie nicht lafſen kann. (Bravo!) Wenn die Latholifche Kirche, wie jeder andere 
Angehörige des Staats, ſich dem Staatsgefeß beugt, fo geichieht nur, was 
von ihr verlangt werden muß. Wie die Unterwerfung unter die Stantögeiche 
eine Berlegung der Ehre enthalten fol, das vermag ich nicht einzujehen (Leb⸗ 
baftes Bravo! Hinte.) Rein, es handelt ih um ganz etwas Anderes: die 
Kirche verlangt von Staat die Anerkennung ihrer Inflitutionen mit Wirkung 
auf das finatlihe Gebiet. Es handelt fi nicht um Ehre, fonvdern um Recht; 
ja e8 handelt fih noch um die meitere Verwechſelung von Net und Macht 
und, infoferne man in der Macht ein Intereſſe einer Kirche erfennt, wiederum 
um eine Verwechſelung von Intereſſe und Recht. Dieſer Punkt ift aber der 
Angelpuntt, um den fi unfer ganzer Kampf gegenwärtig dreht; ich weile 
das Wort Kampf nicht gurüd, er ift uns aufgezwungen worden. Wir haben 
uns die Trage vorlegen milffen: iſt der Kampf aufzunehnen? und haben fie 
bejaht; wir jcheuen es nicht, auch fo ſchweren Verhältnifien gegenüberzutreten, 
wie fie fih gegenwärtig entwideln, Berbältnifien,, die fi) zeigen im Auftreten 
der Bilchöfe, in der Bewegung, welche ihre Denkſchrift in die Gedanken des 
Volles hinüberzuleiten bemüht ift, in den Agitationen des Mainzer Vereins, 
in den Banderverfammlungen , wo fortwährend davon geredet wird, daß das 
Hecht und die Ehre der Kirche verlegt werde, während es fih nur darum 
Gandelt, dem Staate das Seine zu gewähren. (Bravo! line) Wir find 
un jehr wohl der Bedeutung des Kampfes bewußt, ein Schritt in diefem 
Kampfe war die Berfügung vom 15. Juni. Wir werden ben Rampf 
nicht fiegreih durdführen, wenn wir allein bleiben, wir brauchen da8 Rand, 
und darum bitte ih Sie: werfen Sic den Antrag WMallindrodt ab, und 
fpreden Sie Ihr Einverftändniß mit der Verfügung vom 15. Juni aus, 
(Stürmilcher Beifall.) 


28. Rod. (Sachſen.) L Kammer: mobificirt den Gefeßesentwurf über die 
DOrganifation ber Behörden ſehr weſentlich und nimmt ihn jo mit 
23 gegen 22 Stimmen an. 


234 


Pas deutfge Rei und ſeine einzelnen Glieder. 


29. Nov. (Preußen) Minifterkrifis wegen der Frage des 


80. 


Pärsfhube. 

Graf Eufenburg iſt entſchieden für, Graf Roon und v. Selchow find 
gegen einen folden. Ber König ſchwankt. ine Eonferenz mit 
Wührern des SHerrenhaufes ergibt indek, daß ohne Pärsſchub die 
Durchbringung der Kreisordnungsvorlage zum DMlindeften nicht ſicher 
if. Graf Roon und v. Selchow verlangen ihre Entlaffung. 
„ (Württemberg.) IL Kammer: beendigt nad) vierwödiger Dauer 
der Debatten die Berathung des Steuerreformgefehes. 
„ (Breußen.) Der König Hat fich fchlieklid für den Pärsſchub 
als unausweichlide Maßregel entſchieden: es werden 25 nene Mit 
glieder in das Herrenhaus berufen. 
„ Preußen.) Die Regierung fährt fort, das Schulauffichtsgeiek 
in den polnischredenden Theilen von Poſen, Weitpreußen und Ober⸗ 
ſchleſien ſehr energiſch durchzuführen. In Oberfchlefien iſt die Schul⸗ 
aufſicht den Geiſtlichen faſt ganz entzogen. 
„ (Elfab-Lothringen) Das Militärerſaßgeſchäft in den Reichs 
landen ift nunmehr beendigt. Es haben fih im Ganzen 7454 
Pflichtige geftellt, von denen 3392 als tauglich befunden wurden. 

Nach feiner Bevölkerungszahl hätte Elfak-Lothringen feeiti ein Jahres⸗ 
contingent von 5296 Wann ftellen ſollen. Indeß übertraf die erreichte Ziffer 
doch die Erwartungen, die man unter den obwaltenden Umfänden hegen kounte. 
zumal die vielen Freiwilligen nicht unter jener Zahl begriffen find und bie 


Regierung alle diejenigen, die in der franzöfifchen Armee im Sriege gedient, 
für nit militärpflictig ertlärt hatte, 


Prag wird an die Univerfität Bonn berufen. 

„ (Württemberg) Der (entfchieden particulariftiih gefinnte) Ca⸗ 
binetSchef des Königs, Freiherr v. Egloffftein, wird feiner Stelle ent- 
hoben. 

„ (Breußen.) Der Verein tatholijcer" Edelleute Deuſchlands über- 
reicht dem fußfpendirten Feldpropſt (Armeebifchof) Namszanowsli demon- 
ftrativ gegen die Regierung Stab und Mitra, welche Infignien dem⸗ 
felben ftaatlicherfeit3 abgenommen worden waren. 

„ (Bayern) Die Regierung Iegt den Landräthen Poflulate für 
Aufitellung fachmänniſch gebildeter Kreisicholarchen (Kreis-Schulinfpel- 
toren) in jedem Regierungsbezirk und für Aufftellung weltlicher Bezirks 
ſchulinſpektoren vor, da fi) nach der Anficht der Regierung in man- 
hen Bezirken geeignete Geiftliche für das Amt eines Schulinfpeltors 
nicht fänden. 

Die Aufftellung weltliher Schulinfpeltoren war einer der Hauptpunfte, an 
welchem im Jahre 1868 das Schulgeleg in den Kammern ſcheiterie. Seitdem 
verfuchte die Staatsregierung einzelne Verbeſſerungen des Schulweſent, fo weit 
es innerhalb der Geſetzgebung möglid war, auf dem Br age fer 


führen. Um den dringenden Bedu weiter ab j 
Schritt durch die —e mat —e— ke De —X bieten auch vn 


. Dec. (Preußen) Der altlatholiiche Kanonift Prof. v. Schulte in 
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troß der heftigen Oppofition der in ihnen figenten Pfarrer, mit großer Mehr⸗ 
beit die Sand. In Riederbayern wird das Poſtulat dagegen abgelehnt. 


5. Dec. (Preußen) Die offiziöfe Prov.-Gorrefp. äußert ſich über den 
erfolgten Pãrsſchub folgendermaßen: 

„Diefer Schritt war nothwendig, zunächſt um das Bufandelommen der 
Kreisordnungsreform,, für melde die Regierung des Königs ihre Autorität 
eingeſetzt hat, zu fihern, aber aud über diefen nächſten Zwed hinaus, un 
den fehlen Entihluß der Krone zu befunden, die meitere nothwendige Ent» 
widelung der preußiichen Einrichtungen nicht zum Stillftand bringen zu laffen. 
Das Herrenhaus if in dem Zujammenhange unjerer Staatseinrichtungen 
allerdingß dazu berufen, einem überflärzenden Drängen zu Reformen einen 
beilfamen Widerfland leiften und in ſolchem Geiſte auch der Krone unberech⸗ 
tigten Zumuthungen des Abgeorbnetenhaujeß gegenüber zur Stüge zu dienen ; 
aber nimmer kann e3 die Aufgabe eines Oberhaufes in dem föniglichen Preu⸗ 
Ben fein, ſich auch joldden Veränderungen und Berbefferungen der Geſetzgebung 
bindernd entgegenzuftellen, welde im Rathe der Krone feit geraumer Z:it 
reiflih erwogen und als nothiwendig erlannt worden.... Daß Legteres in 
Bezug auf die jegt beabſichtigte Berwaltungsreform der Ball if, darüber 
konnte Riemand im Zweifel fein.... Die Regierung des Königs iſt es daher 
ſich jelbft und dem Bande, fie ift es auch dem Abgeordnetenhauſe, welches mit 
einer feltenen Einmüthigfeit faft aller Parteien auf die Abſichten und Geſichts⸗ 
punkte der Regierung eingegangen ift, ſchuldig, das Gelingen der alljeitig vor⸗ 
bereiteten Reform und deßhalb die Borlage in ihrer nunmehr vereinbarten 
Geftalt nicht wieder in Frage flellen zu laſſen. Die Krone hat aber bei dem 
Gebraude ihres Rechts zugleich eine Rückſicht auf Die Ueberzeugungen der bis⸗ 
berigen Mehrheit des Herrenhaujes ſelbſt geübt. Es hat freilih an Berfudyen 
aus den biäher widerftrebenden Kreifen des Herrenhauſes nicht gefehlt, den 
Gebrauch jenes auberordentlichen Rechtes Seitens der Krone dadurch abzu⸗ 
wenden, daß eine veränderte Haltung des Hauſes in jeinem bisherigen Be⸗ 
Rande in Ausficht geftellt wurde. In der That liegen Anzeichen vor, daß ein 
Theil der bisherigen Mehrheit ſich nur durch irrthümliche Gerüchte über die 
Auffaffungen und Wunſche innerhalb der Regierung felbft zur Theilnahme 
an den ſchroffen Beihlüfien des Hauſes hatte beſtimmen laflen, daß dagegen 
jegt, wo über die entichiedenen Abfichten der Regierung fein Zweifel mehr ob» 
woltet, die Zahl der ausdrücklich Widerfirebenden ſich erheblich vermindern werde. 
Über abgejehen von der politiichen Unmöglichkeit, den Entwurf der Kreisordnung 
noch einmal den Abänderungsverjudhen einer zweifelhaften Mehrheit preiszu- 

- geben, bielt c8 die Regierung des Königs auch der Würde des Herrenhaujes 
jelbft mehr entipreddend, daß die veränderten Beſchlüſſe von vornherein unter 
der Mitwirkung neu berufener Mitglieder gefaßt würden, als unter dem an⸗ 
ſcheinenden Zwange einer fortdauernden Drohung gegen das Haus. Wenn 
auch die verjöhnlidderen Stimmungen vieler Mitglieder nicht ohne jeden Ein» 
fluß auf die Entjchliegungen der Regierung bleiben Lonnten, fo erſchien es doch 
im Intereſſe aller Theile geboten, die Hoffnungen und Erwartungen in Bezug 
auf die neue Berathung nicht ausſchließlich oder vorzugsweife auf jene innere 
Umfimmung zu gründen.” . 


6.— 7. Dec. (Preußen) Herrenhaus: Debatte über die Kreisorbnungs- 
vorlage. Die Feudalen befämpfen diefelbe mit Erbitterung. Das 
erste Amendement, welches fie ftellen und das der Minifter des Innern 
für unannehmbar erflärt, wird in namenilicher Abftimmung mit 114 
gegen 87, aljo mit einer Mehrheit von 27 Stimmen verworfen. Zwei 
weitere Amendements werben ebenfalls abgelehnt, worauf fie alle wei⸗ 
teren Amenbements zurüdziehen und auf jede fernere Discuffion ver⸗ 
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jihten. Das Geieh als Ganzes wird in ber Schlußabftimmung bei 
Ramensaufruf mit 116 gegen 91 Stimmen, alfo mit einer Mehrheit 
von doch nur 25 Stimmen, angenommen. 


6.— 7. Dec. (Braunjhweig.) Eröffnung des Landtags. Eröffnungsrede des 


Staatsminiſters v. Kampe. Schreiben des Staatsminifteriums an 
die Pandesverfammlung bez. der Erbfolge. 

In der Erdffinungsrede des Staatsminiflers werden beſonderßs ve 
Stellen mit Iebhaften Beifall aufgenommen: die erfte ftellt bei der überaus 
günftigen Finanzlage des Landes cine Steuerermäßigung in Ausficht; die 
jweite eine Vorlage die Aufbeflerung der Lehrergehalte betreffend, Die dritte 
betont die Bereitwilligkeit zu allem, was die Kräftigung des deutichen Reichs 
erfordere, freudig beizutragen. In Tem Schreiben des Staatsmini- 
fteriums, in welchem der Landesverfammlung anheimgegeben wird, von der 
vom vorigen Randtage gewünidten Bildung eines ſog Etiftungfonds Abſtand 
zu nehmen, finden fi zur Begründung dieſes Antrages folgende Site: „Tas 
Herzogthum bildet zufolge 8 1 der neuen Landſchaftsordnung vom 12, Cie 
ber 1832 einen durch dasfelbe Brundgejet verbundenen, im Urt. 1 rer Ver⸗ 
faffung des deutichen Reichs anerkannten untheilbaren Etaat, deſſen Regierung 
laut 8 14 der neuen Landichaftsordnung in dem fürſtlichen Geſammthaude 
Braunfchweig-Liineburg nach der Lincalerbfolge und dem Rechte ter Erfigeburt 
im Mannesftamme und nad defien Erlöſchen auf die weibliche Linie vererbt 
wird. So wenig hiernach abzujehen ift, wie das Herzogthum mit einem an- 
deren und namentlih dem Stante Preußen follte vereinigt werden Tünnen, 
jo undenkbar erjcheint e8, dag — diefe Möglichleit denroh vorausgeiekt — 
mit einer ſolchen Bereinigung der, nur dur Eroberung herbeizuführende 
Verluft der Selbftändigfeit des Herzogthums verbunden fein könnte, da gegen 
Eroberung die Reichsverfaſſung eine unüberfteigliche Schrante bie. Mit 
der Gewißheit dauernder Selbſtändigkeit des Herzogthums fhwinden aber alle 
diejenigen Beſorgniſſe, welche für die finanziellen Einridytungen des Bandes 
aus der Aufhebung feiner Selbfländigfeit herzuleiten gejucht find. Wenn 
man indeß auch einen Rechtsbruch, woburd das Herzogtum unter VBefeitigung 
feiner Selbftändigfeit einem größeren Staate einverleibt würde, für möglich 
erachten wollte, jo würden die hieraus für die finanziellen Berhältnifie des Lan- 
des entftehenden Gefahren durch den errichteten Stiftungsfonds nicht abgewandt 
werden, weil — wie bereits bei den betreffenden Berbandlungen auf dem 
vorigen Landtage mit Recht hervorgehoben it — für eine in das Land lom- 
mende fremde Macht, welche defien Berfaflung nicht reſpektirt, es gleichgiltig 
if, ob befondere Fonds vorhanden find oder nicht, indem fie ſodann auch 
deren Borhandenfein ſchwerlich beachten würde.“ 

» (Breußen.) Die niederheſſiſche Orthodoxie, d. 5. die von einer 
Anzahl orthodoger Pfarrer der niederhefliihen Kirche in Verbindung 
mit gleichgelinnten Laien gebildete Phalanz, Hat fi in aller Form 
al3 eine politiiche Partei organifirt und ein Programm aufgeftellt, 
welches die Bilmar’fhen „Heifiigen Blätter” in einem bie „Raatsrechtliche 
Vofttion” der Bilmarianer beſprechenden Artikel veröffentliden. Die Huupt- 
ftelle lautet: „Wir haben aus unjerer Befammtrihtung niemals Hehl ge» 
macht, jondern fie von vorn herein Har befannt und ans Licht geſtellt. Wir 
baben e8 offen ausgeſprochen, daß unjere Sympathien dem Preußenthume 
und dem neuen deutſchen Reiche wegen der Grundlage, auf die fi) beide ge 
—* und wegen der moraliſchen und materiellen Schäden, die in ihrem Ge- 
olge find, nicht gehören, fondern daß wir, getreu den gehbeiligten Traditionen 
unſerer deutſchen und insbejondere unferer beifiiden Bergangenheit, ein neues 
Deutſchland erhoffen auf den Grundlagen eines gereihten und wahren Fode⸗ 
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ralismus; wir haben e8 offen ausgefproden, daB wir darum die Hoffnung 
auf die Rüdtehr der depoffedirten ssürften zu dem Thron ihrer Väter nicht 
aufgegeben haben.” Die Hoffnung zu erhalten und zu verbreiten, erachtet die 
Partei für ihr erſtes Ziel und ihre wichtigfte Aufgabe, mit der fie fi vor 
Baterland, Gerechtigkeit und Fortſchritt legitimiren will. Es fei, jchreibt das 
genannte Blatt weiter, wiederholt an die Parteigenofien die Warnung ers 
gangen, gelindere Saiten aufzujpannen,, da man demnächſt mit Nüdficht auf 
den „bis zu den höchſten Regionen gedrungenen Scandal” mit aller Strenge 
vorgehen werde; man könne und werde fid) jedoch hierum nicht kümmern. 


8. Dec. (Preußen) Vorgehen der Regierung gegen den Erzbilchof Les 


dochowsti von Poſen. 

Der Erzbiſchof erließ am 17. Sept. einen Hirienbrief, durch welchen ein 
MWeihgottesdienft angeordnet wurde, um die Erzdidceſe Poſen⸗Gneſen unter den 
Schut des jüßeiten Herzens Jeſu zu ftellen. Der Hirtenbrief behauptet u. a.: 
„daß die Kirche Chriſti überall verfolgt und ihr Anjehen mißachtet jei.” Und 
nachdem da3 ganze Eulturleben der heutigen Geſellſchaft als Sünde, Berirrung 
und Bosheit gebrandmarft worden, jagt der geiftlihe Oberhirt: „Mit 
Schmerzen jehen wir die fi mit jedem Tage nichrenden Schwierigkeiten, un⸗ 
ſeren katholiſchen Kindern eine fatholifche Erziehung zu geben, mit Schmerzen 
fehen wir die Vertreibung der froınmen und erleuchteten Kloftergeiftlichkeiten, 
deren gewifienhafte und hingebende Thätigkeit jo viele wohltgätige Früchte ge⸗ 
bracht hat.” Die Staatöregierung ließ die katholiſchen Neligionglehrer und 
Direktoren von katholiſchen Lehranftalten vom Provincial» Schul» Collegium 
wegen Berlejung des Hirtenbriefeß verantwortlich vernehmen. Gegen den la- 
tholiſchen Neligionslehrer am Pofener Seminar wird die Disciplinarunter- 
ſuchung wegen eigenmächtigen Vorgehens bei Verleſung des Hirtenbriefß ein- 
geleitet. Die Gymnaſialkirche in Poſen und alle vonr Staat refiortirenden 
katholiſchen Kirchen der Ardividcehe Pojen und Gneſen werben am Sonntag 
geſchloſſen, und nicht geduldet, daß man in denjelben um Befreiung „von den 
Berfolgungen der gegenwärtigen Staatögewalt” bitte. 

„ (Medlendburg.) Landtag: Verlefung des Comitteberichts in der 
Berfafjungsangelegenbeit. 

Derjelbe ift ſehr umfänglih. Die ritterfchaftlichen Mitglieder der Com⸗ 
mitte ſprechen fih darin für mweitere Verhandlungen auf Grund der von den 
Regierungen vorgefchlagenen Modificationen der Verfaffung, fobald die Regies 
rungen fi hierüber unter fi volfländig geeinigt haben würden, aus, während 
von den landſchaftlichen (bürgerlien) Mitgliedern die reine Ablehnung der 
ganzen Propofition eınpfohlen wird. Im Einzelnen iſt daraus zu bemerken, 
daß, was die Landesvertretung betrifft, die Bürgermeifter, mit Ausnahme eines 
einzigen, welcher ſich der ritterichaftlichen Anſicht von der principiellen Zuläffig- 
feit der Errichtung eineß, vielleicht einem oder dem andern der beiden beftehen« 
den Stände zu incorporirenden dritten Standes angeichloffen hat, ſich auf die 
bei Belegenheit der conmifiarifch:deputatifchen Verhandlungen abgegebene, auf 
ein modernes Repräfentativjuftem hinzielende Erflärung zurüddeziehen. Den 
Verzicht auf das unbejchräntte Iandesherrliche Gejeßnebungsrecht in den Dos 
manien räth die Gomitte auch für den Fall zu accepticen, daß die Verfaſſungs⸗ 
änderung nicht zu Stande fommen follte, wogegen fie der Meinung ift, daß 
es in Unfehung der fog. gleihgiltigen Sachen, wobei die landesherrliche Ge⸗ 
jeggebung nur an die Einholung des ratbjanıen Bedenkens, nicht an die Zus 
fimmung der Stände gebunden ift, hierbei verbleiben müſſe, falls die Regie⸗ 
rungen auf dem Wenfall der itio in partes bei Geldbewilligungen aus ges 
meinfamen Sandesmitteln beharren jollten. Große Verſchiedenheit mwaltet in 
den Anſichten der Eommitte über die finanziellen Punkte der Regierungbvor⸗ 
Inge ob. Während von den ritterfhaftlichen Mitgliedern drei unter fidh wieder 
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verſchiedene Bota abgegeben find, bie alle mehr oder weniger erheblidh von 


den Regierungsporfählägen abmweidhen, find ſämmtliche landſchaftliche Mitglieder 


der Gommitte darin einverflanden, daß auf die proponirte Ausſonderung eine 
fürftliden Haushaltsgutes aus dem Domanium nur dann einzugeben ei, 
wenn die entipreddende Veränderung der Landesvertretung zu Stande fommı 
und legterer eine vollſtändige Controle rüdfihtli des nicht ausgeſchiedenen 
Theils de8 Domaniums zugeftanden werde. 


9.—11. De. (Sadfen.) II. Kammer: lehnt bei der zweiten 


11. 


” 


12. 


des Vollsfchulgefebes die von der I. Kammer gefaßten Beichlüffe über 
die confeffionelle Stellung ber Volksſchule mit 41 gegen 26, über das 
obligatorifche Schulgeld mit 49 gegen 18, über die Zulaſſung firdi. 
Stiftungen zur Erridtung von Schulen mit 61 gegen 6 Stimmen ab und 
hält auch bezüglich der Wahl der Lehrer durch die Gemeinden und 
bezüglih der Ortsjchulauffiht durd) einen von der Regierung ernann- 
ten Injpeftor ihre früheren Beichlüffe gegen die I. Kammer aufredt. 


u (Medienburg.) Landtag: beſchließt mit 117 gegen 73 Stim- 


men, den Gommitteberiht über die Grundzüge einer Mobification der 
Landesverfaffung vorerjt dem Drude zu übergeben. Die überflinm- 
ten Liberalen nehmen bei der ungewöhnlichen Entichließung, eine Bor: 
lage vor ihrer definitiven Genehmigung dem Drud zu übergeben, eine 
ihnen verfajfungsmäßig zuftehende Separatabftimmung vor, deren Re 
jultat die pure Ablehnung der Regierungsvorlage iſt. 

» (DOldermburg.) Landtag: Spricht fi einftimmig zu Sunften von 
Diäten für die Mitglieder des deutſchen Reichstags aus. 


„ (Deutfches Reid.) Die dritte Milliarde der franzöfiidden Kriegs- 
entſchädigung ift nunmehr vollftändig bezahlt. 


„ (Württemberg) JI Kammer: nimmt die Steuerreform in be 
finitiver Abftimmung mit 64 gegen 17 Stimmen an, bewilligt da- 
gegen für Eifenbahnbau nur 11,8 ftatt der von ber Regierung ur« 
iprünglich geforderten 20 Millionen Gulben. 


„  Siebjig Delegirte deutſcher Comité's der „Alliance isratlite uni- 
verselle“, die auf Einladung des Berliner Comite in Berlin zufammen 
getreten find, beichließen fait einftimmig: das bisherige Verhältniß 
vollitändiger Abhängigkeit von Paris zu löſen und eine ſelbſtändige 
Allianz für Deutſchland mit dem Hauptjik in Berlin zu gründen. 

Auf diefe jo den moraliſchen und intellektuellen Foriſchritt der Juden 
fördern und allen bebrängten Glaubensgenofien wirffame Hilfe angedeiben 
laſſen. Nur die in ſchwacher Minderheit vertretene extrem orthodore Partei 
Ipriht und ftimmt gegen den Beſchluß und für die abfolute Beibehaltung des 
Pariſer Abhängigkeitsverhältnifies. Eine Commiſſion wird mit der Ausar⸗ 
beitung von Statuten und der Anbahnung von Zweigvereinen in allen Orten 
Deutichlands beauftragt. Geſchloſſen wird die Verſammlung vom Borfiten- 
den,. Dr. Lazarus, mit folgenden Worten: „Die Yuden find durd ihr Schick⸗ 
fal berufen, daß Princip einer über alle Glaubensunterjchiede hinausgehenden, 
reinen, freien und opferbereiten Humanität zu verbreiten, da fie mit dem Geiſt 
und den Ideen faft aller Völker der Erde in Berlihrung kommen.“ 
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12. De. (Bayern) Die Kreisregierung von Oberfranfen entſpricht dem 


13. 


— 


14. 


15. 


Wunſche des oberfränkiſchen Landraths um Errichtung eines proteſtan⸗ 
tiſchen Schullehrerſeminars durch Umwandlung desjenigen in Bamberg 
in ein paritätiſches. 

„ (Deutjhes Reich.) In Berlin tritt eine Conferenz der Juſtiz⸗ 
minifter von Preußen, Bayern, Württemberg, Sahjen und Baden 
unter dem Vorſitze des preußiſchen Juftizminifter8 v. Leonhardt zus 
fammen, um fi wo möglidh über die Frage der Gerichtsorgunifation 
und der Errichtung eines oberiten Reichsgerichts zu verftändigen. 

» (Breußen.) Der König vollzieht die neue Sreisordnung für 
die ſechs Öftlichen Provinzen. 

„ (Württemberg) IL Kammer: Gelegentlich einer Berathung 
über Eijenbahnpetitionen erffärt der Regierungscommiſſär, die Regie 
rung halte an dem Principe feit, Eifenbahnen im Allgemeinen nur 
auf Staatskoften zu bauen und werde daher Bahnen, die an auswär« 
tige Bahnen anſchließen, auf württembergijchem Gebiete Privatgefell- 
ſchaften nicht überlaflen. 


» (Breußen.) Fürft Bismard kehrt von Barzin wieder nad) Berlin 
zurüd. 

»„ (Breußen.) In der Disciplinarunterfuhung gegen den katho⸗ 
liſchen Feldpropſt, Biſchof Namszanowsfi, bejchließt der Disciplinar» 
gerichtshof, entgegen dem darauf gerichteten Antrag des Vertheidigers, 
mit großer Mehrheit, daß er allerdings in der Sache competent jei, 
daß aber feine Schulbbarfeit des Angeſchuldigten vorliege, mit Aus⸗ 
nabme eines untergeordneten Falles, in weldhem der Tyeldpropft ohne 
Urlaub eine mehrtägige Reife angetreten hat, wofür auf einen Verweis 
erfannt wirb. 

Segen diefe Entigeidung kann noch Berufung an das Staatsminifterium 
eingelegt werden, welches letztere jedoch nicht auf Amtsentjegung erfennen darf, 
und bisher regelmäßig in Disciplinarunterfuchungen nicht Berfchärfungen, ſon⸗ 
dern Milderungen der erſtinſtanzlichen Erkenniniſſe hat eintreten laflen. Die 
über den Bilchof von der Regierung verhängte Susipenfion wird indeß von 
derfelben nad) wie vor aufrecht erhalten. 

„ (Sadfen.) I Kammer: nimmt die von ihr gegenüber ben libe⸗ 
raleren von der HI. Kammer genehmigten Entwürfen der Regierung 
(des Minifters v. Noftik) ſehr weſentlich modificirten Organiſations⸗ 
geſetze mit großer Mehrheit an, die revidirte Städteordnung gegen 3, 
das Beförberungsorganifationsgefeß gegen 7 und bie Landegemeindes 
gemeindeordnung gegen 5 Stimmen. 

„ (Breußen) In Berlin Tiegt das Unweſen des Gründerthums 
augenblidiih in den Iebten Zügen. 

» Bayern) Schluß ber Sejjion der Landräthe. In allen hatten 
die Freunde eines befonnenen, aber entſchiedenen Fortſchritts bie 
Mehrheit. 


240 


Das deutfhe Rei und feine einzelnen Glieder. 


Ein Stimmenverhältniß zwiſchen ultramontanen und liberalen Boflsber: 
tretern, wie es zur Zeit im bayeriichen Landtage befteht, findet ſich in feinem 
der Kreislandräthe. Die Intelligenz un) ter größere Befig, jowie die beim 
dere Beriretung der Städte haben au in denjenigen Zandestheilen, welche Die 
eigentlichen Rekrutirungsbezirke für den clericalen Lanpflurm in der Abgeord⸗ 
netenfammer find, bei der Wahl der Landrathsmitglieder ihren naturgemähen 
Einfluß geäußert und jo findet fi 3. B. im oberpfälziihen Zandraihe eine 
ganze Neihe freifinniger Vertreter, während die Bertreter des Kreiſes im ber 
Abg.⸗Kammer fänmtlih auf der rechten Seite figen. Diefer Zuſammenſetzung 
entſprechend find auch die dießjährigen Verhandlungen und Beichlüffe fa aus- 
nahmslos entichieden liberal. Das energiiche Auftreten der ſchwäbiſchen und 
oberbayeriſchen Kreisregierungen für die Sache des Volksunterrichts hat Die 
volle Billigung der Streisvertretung gefunden. Anderswo hat man der Se 
bung der Volksſchulen durch beſſere, befonders weltliche und techniſche gebildete 
Freisichulinipeftoren allen Beifall gezollt und nur die rechtliche Frage zu Pe 
denten Anlaß gegeben, ob es fih Hier um eine Kreislaſt oder allgemeine 
Staatslaft handle. Bon Seiten der katholiſchen geiftliden Mitglieder ver 
Landräthe ift gegen die jo nothmwendige Berbeflerung des Bolksichulmeiens, 
welche ohne tüchtige und ihrem Tienft vollftändig gewidmete Inſpektoren nicht 
ins Wert gejegt werden kann, da und dort Proteft und Widerſtand erhoben 
worden, aber e8 haben die Lundräthe nicht fo viele und jo einflußreiche geiſt⸗ 
liche Herren in ihrer Mitte als die ultramontane Hälfte der Abg.-Rammer, 
und fo dienten jene Berwahrungen nur dazu, den liberalen Charakter der be 
treffenden Landraths⸗Beſchlufſe in helleres Kicht zu fegen. Während die Kreis⸗ 
Vertretungen jo bemüht waren, für daß geiftige Wohl des Bolls und nameni- 
lich des heranwachſenden Geſchlechts zu jorgen, haben fie aud nicht verjäumt, 
durch neue, erhöhte Leiftungen für Seilanftalten, Krantenhäufer u. |. w. das 
wichtige Werk der Öffentlichen Gefundheitpflege zu fördern. Bielfad wird 3. ©. 
durch Kreiszufcpifie Kleinen, ärmeren Gemeinden die Erhaltung von ärztlicher 
Hilfe erleichtert. Der Landrath der Pfalz hat fih bezüglich der Tabaffteuer- 
Erhöhung in erfter Linie einſtimmig gegen die Erhöhung der Steuer außgeipro- 
chen, fieht diefelbe aber bei den im Bundesrath obwaltenden Anſchauungen als 
faum mehr zu vermeiden an, und Hat deßhalb an die baycriihe Regierung 
die Bitte gerichtet: für diefen Fall im Bundesrath wenigfiens dahin wirken zu 
wollen, daß die Erhöhung eine mäßige fei, daß das Verhältniß zwiſchen der 
Steuer und dem KEingangszoll auf Tabak in einer Weiſe feftgeftellt werde, 
welche dem inländiſchen Tabalbau die Goncurrenz mit dem ausländiſchen 
Tabak noch ermöglicht, und daß endlich bei der Ausfuhr die Steuer zurüd- 
vergütet werde. 


16. Dec. (Preußen.) Fürſt Bismard bittet den König um Enthebung 


von feiner Stelle als Minifterpräfident. 

Die Zeitungen ftreiten Über die Bedeutung des Ereignifies und feinen Zu⸗ 
fammenhang mit der obmwaltenden Minifterfrifis, ob der Furſt feine Entlafung 
gegeben habe, um. die ungeheure, auf ihm ruhende Arbeitslaft und Berant- 
wortlichkeit zu erleichtern und demgemäß beabfihtige, fi von den fpeciell 
preußifchen Angelegenheiten mehr oder weniger zurüdzugiehen oder ob er nicht 
vielmehr eine andere Organtijation des preußiſchen Staatsminifteriums und 
für fi) eine noch einflugreichere Stellung in demfelben, etwa wie in der Reih$- 
regierung oder wie fie dem Präfidenten dev Cabinets in England zufteht, an- 
ſtrebe; ferner dariiber, ob der Fürft für oder gegen die Kreisordnungs vorlage. 
für oder gegen eine Reform des Herrenhaufeß geweſen jer und fei, und wie 
weit wenn überhaupt die Trennung der oberften Xeitung der preußijchen und 
der Neichsregierung möglih und thunlich jei. 


„—17. De. (Medienburg.) Landtag: Berathung der Berfaflungs- 


vorlage. Bizüglih der Frage einer Modification der Vertretung wird 
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von der Landſchaft mit 27 gegen 11 Stimmen die Propofition ber 
Regierungen abgelehnt, von der Ritterfchaft mit 141 gegen 47 Stim- 
men angenommen. Ebenſo die proponirte corporative Ordnung ber 
Domanialämter und die näheren Beziehungen des dritten Standes. 
Tagegen werden die Goncefjionen der Regierungen bezüglih der Ge⸗ 
jeßgebung von beiden Ständen acceptirt. Bezüglich des Finanzweſens 
lehnt bie Ritterſchaft das Budgetfuftem mit 83 gegen 67 Stimmen 
ob. Im Plenum beider Stände wird fodann die Verfaffungsvorlage 
im Ganzen von der Landſchaft abgelehnt, während die Nitterfchaft 
fi mit den allgemeinen Grundprincipien der Vorlage einverftanden 
erflärt. 


17.—19. Sept. (Sachſen.) U. Kammer: beharrt gegenüber der I. Kammer 
auf ihren Beichlüffen bezüglich der Behördenorganifation, der Städte 
und der Gemeindeordnung. Demnach hat das ſog. Vereinigungsver⸗ 
fahren zwijchen beiden Kammern einzutreten. 


18. „ Deutſches Reid.) Graf Wesdchlen wird interimiftifch zum 
Geihäftsträger am Hofe des Königs von Italien ernannt, da bie 
Stelle eines Gefandten feit dem Tode des Grafen Braffier unbejebt 
geblieben ift. 


„»  „ (Breußen) Abg.⸗Haus: Initiativantrag betreffend Aufhebung 
der Mahl» und Schlachtſteuer: 

Der Yinanzminifter hebt hervor, daß die Staatsregierung die Aufhebung 
der Mahl- und Schladtfteuer als Staats- und Gommunalfteuer dringend 
wünfde, deren Aufhebung als Eommunalfteuer aber ohne Einvernehmen mit 
den ſtädtiſchen Behörden für unbillig halte Die drüdendfte Steuer jei die 
unterfie Stufe der Glaffenfteuer. Der Finanzminifter weist nad, daß im 
Sabre 1871 auf jeden Thaler diefer Stufe eine Execution nothiwendig gewor⸗ 
den ei; die Regierung könne die Aufhebung der Mahl⸗ und Schladhifteuer 
nicht bewilligen bevor die Sicherheit gegeben ſei, daß dieſe drückendſte Steuer 
an deren Stelle nicht eingeführt werde. Der Miniſter ſchließt: Wenn man 
fagt: „Es wurde 22 Fahre Feine Klage im Parlament über dieſe Steuer ge» 
füßrt“” fo entgegne ih: If es dann nicht ein Glück, daß im dreiundzwanzig⸗ 
ften die Regierung aus freier Initiative auf den Schaden hinweist? (Beifall.) 
Die Mehrheit beichließt die Ueberweiſung der Vorlage an die Claſſenſteuerge⸗ 
fegcommijfion. 


"»  » (Breußen.) Der greife Prediger Sydow in Berlin wird wegen 
rationaliftiicher Anfchauungen über die Geburt Jefu, die er in einem 
wiſſenſchaftlichen Vortrage dargelegt hat, vom Gonfiftorium der Pro- 
vinz Brandenburg mit 5 gegen 4 Stimmen abgefeßt. 

„» „ Württemberg) I. Kammer: erflärt fi mit 53 gegen 21 
Stimmen für die Einführung einjähriger YBudgetperioden. 

19. „ Deutſches Reich.) Schluß der Conferenz der Juſtizminiſter. 
Bezüglih der Gerichtsorganiſation ift zwar in den wejentlichften 
Punkten eine Verjtändigung erzielt worden, nicht aber bezüglich der 
Errichtung eines oberften Reichsgerichts. Dem diepfälligen Antrage 
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Preußens ift nur Baden beigetreten, wührend Bayern, Württember: 
und Sachſen ihn abgelehnt haben. 


19. Dec. (Preußen.) Sitzung des Staatsminifteriums unter dem pri= 


20. 


21. 


ſoriſchen Vorfige Roons, um dem Kaiſer Borfchläge bezüglich dei 
Entlafjungsgefjuhs Bismards als Minijterpräfidenten zu unterbreiter. 
Roon bat feine Demilfion zurüdgenommen, während an der Annahm⸗ 
derjenigen des Landwirthſchaftsminiſters von Selchow nicht gezwei⸗ 
felt wird. 

„ (Breußen.) Abg.Haus: Der Handelsminiſter v. Itzenpliß bringt 
eine Vorlage ein wegen einer großen Eiſenbahn, welche die Herſtellunz 
einer Verbindung zwijchen Eydtluhnen und Dieb bezweckt. Die Kofler 
werden auf 120 Mil. Thir. berechnet. 

Bon diejer Linie ift die Strede Eydtluhnen- Berlin, ebenjo die Diedenhofen: 
Mey fertig; auszubauen find: 1) die Streden Verlin⸗Wetzlar über Etolber; 
und Eſchwege (Weyhlar⸗Lahnſtein ift ebenfalls fertig); 2) Hanau⸗Friedberg 
3) Godelheim⸗Ottberger; 4) Welmer- Dortmund; 5) Harburg-Hannover; 6 
Saarbrüden-Reunlicden; 7) Schluß der Berliner Berbindungstahn Tu 
Koften für die Strede Berlin⸗Wetzlar betragen 50 Millionen Thlr., für der 
Net der Bahn 20,750,000 Thlr.: die Koften für die übrigen Strecken belauir- 
fi$ auf 10,192,000 Thlr., ferner für ein zmeites und drittes Geleile er‘ 
3 Millionen Thlr., für Betriebsmaterial und Berfiderung auf I Mill. Thlie. 
„ (Hejlen.) Reſultat der Neuwahlen zum Landtag: Die Yortichritti- 
(nationalliberale) Partei bat entichieden die Majorität (von wenigjien? 
26 Stimmen) errungen, die conjervativ-fiberale Partei zählt etwa 1? 
Stimmen, die ultramontane bat es troß aller Agitation bes Gleru: 
nur auf 4 Stimmen gebradt. 

(Sadjen.) Ausgleihungsverfahren zwijchen der I. und IL Kammer: 
Die Deputation der I. Kammer macht bezüglich des Vollsſchulgeſetze? 
nicht ganz unweſentliche Conceſſionen, beharrt aber auf der Eoni- 
fionalität der Volksſchule. Die Entſcheidung ber Kammern foll er 
nad Neujahr erfolgen. 

„ (Deutfhes Reid.) Bundesrath: genehmigt die Seemannsorb- 
nung nad ben Beichlüffen des Reichstags. Preußen ift dafür und 
mit ihm die Binnenjtaaten, während die übrigen Seeuferflaaten ohne 
Erfolg dagegen ftimmen. 

„» (Preußen) Der König nimmt bie Demiffion Bismards als 
Miniiterpräjidenten an. 


Handſchreiben des Königs an Für Bismard: „Auf Ihren 
Antrag in dem Berichte vom 20. d. M. will Ih Sie von dem Präfidium 
Meines StaatSminifteriums hierdurch entbinden. Sie behalten den Bortrag 
bei Mir in den Angelegenheiten des Reichs und der auswärtigen Politik und 
find, im Falle Ihrer Behinderung an der perfönlidden Theilnahme an einer 
Sigung des Staatsminifteriums, befugt, Ihr Botum in den die Sntereften 
des Reichs berührenden Angelegenheiten, unter Ihrer Berantwortlidleit, durd 
den Präfidenten des Reichtkanzleramts, Staatsminifter Delbräd, abgeben zu 
lafien. Ter Borfig im Staatsminiflerium geht an den älteften Staatsminifter 
über. Das Gtaatsminifterium Habe id hiervon in Kenntiniß gefickt. Werlin, 
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den 21. December 1871. Wilhelm. Fürſt v. Biſsmarck. Un den Präfidenten 
des Staatsminiſteriums Fürſten v. Bismard.“ 


Breußiiche Blätter maden Yarauf aufmerfjam. daR nad) dem obigen Texte 
der Cabinetsordre bei der Uebertragung der Funktionen vom Fürften Bismard 
auf feinen Nachfolger das Wort „Minifterpräfidentihaft” verloren gegangen 
und mur der „Borfig im Staatsminifterium” übrig geblieben fei und daß es 
ſcheine, als müſſe man darin, wie in der Nichtnennung des Grafen Roon — 
es iſt nur ſchlechthin von „dem äfteften Miniſter“ die Rede — die Abſicht, 
die Stellung des Borfigenden im Staatsminifterium etwas herabzudrüden, 
erbliden. Selbft die Prov.-Corr. hebt die Beränderung ausdrücklich hervor. 


31. Dec. (Preußen) In Poſen werben brei Mifjionspriefter auf Grund 


23. 


des Jejuitengefeged ausgewieſen. 

„ (Medlendurg.) Vertagung des Landtags. Es bleibt vorerſt 
ungewiß, ob die Regierung die beabfichtigten Berfaffungsmobdificationen 
fallen laſſe oder ob fie verjucden werde, beide Stände zu einem gemein 
ſchaftlichen Befchluffe zu vermögen, der wenigftens eine Fortſeßung der 
B:rbandlungen auf commiſſariſch⸗deputatiſchem Wege ermöglichen würde. 
„ (Heffen.) Eröffnung des Landtags. Thronrede des Großherzogs: 


„Meine Herren Stände! Ich habe Sie dießmal zur Eröffnung bes Land» 
tags um Mich verfammelt, weil Jh Ihnen perfönlih auszudrüden wünfchte, 
welche hohe Wichtigkeit ch den Aufgaben beimefle, die Sie in der bevor⸗ 
Rehenden Seifion zu bewältigen haben werden. Wenn auch ein anjehnlicher 
Theil der Staatsaufgaben an das deutidhe Neid) übergegangen ift, wie die 
zur Behauptung der nationalen Stellung und zur Förderung der Wohlfahrt 
Deutihlands nothwendig war, jo werben Sie doch aus dem Umfang und der 
Bedeutung der an Sie gelangenden Borlagen erkennen, daß den einzelnen 
deutichen Staaten noch ein meites Gebiet jenensreicher Wirkſamkeit und ſelbſt⸗ 
fändiger Entwicklung geblieben if, zu deſſen Pflege e8 der umfidtigen und 
bingebenden Mitwirkung der Stände dringend bedarf. Den Zujagen gemäß, 
die auf dem vorigen Landtag von Meiner Regierung gemacht worden find, 
wird eine Reihe von Gejettesuorlagen Ihrer Beratung und Beſchlußfafſung 
unterbreitet werden. Die bereits ausgearbeiteten Entwürfe eines Gelege über 
die innere Verwaltung und Bertretung der Kreiſe und der Provinzen, einer 
Städteordnung und einer veränderten Tandgemeindeorbnung haben den Zweck, 
der Bevölkerung eine erweiterte Theilnahme an ven Geſchäften der Staats⸗ 
verwaltung, den Gemeinden eine freiere Bewegung in der Bermaltung ihrer 
eigenen Angelegenheiten einzuräumen. Ein Geſetz über die Berhältnifie der 
Boltsjhulen fol diejen wichtigen Zweig des öffentlichen Lebens, unter fyeft- 
haltung des Srundjages, daß die Leitung des Volksſchulweſens dem Staat 
obliegt, zeitgemäß regeln. Auch Über die rechtliche Stellung der Kirchen und 
kirchlichen Vereine im Staat iſt ein Geſetzentwurf in der Wusarbeitung bes 
griffen, der Ahnen im Laufe der Sigungsperiode vorgelegt wird.... Ich 
wünjche lebhaft und hoffe zuverſichtlich, daß e8 Ihnen, Meine Herren Stände, 
gelingen wird, die großen Aufgaben, welche Ihnen geftellt find, in Ueberein⸗ 
fimmung mit Meiner Regierung znm Segen des Landes zu erledigen. Deines 
landesherrlihen Wohlwollens wollen Sie ji verfichert halten.“ 


„» (Heifen) I. Kammer: erffärt ſich in ihrer Antwortadreffe auf 

die Thronrede einjtimmig bereit, den Großherzog in feinem Streben 

nad Erhaltung und Kräftigung des deutſchen Reichs zu unterftüßen. 

„ BDeutides Reid) Die Reichsregierung ſtimmt Frankreich 

bezüglid) ſeines nunmehrigen Wunſches nad) Aufhebung des Paßzwangs 
16° 
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aud) an ber beutfchefranzöfifchen Grenze zu, vorausgefeßt, daß ti 
Maßregel ichon auf den 1. Jan. 1873 in Kraft trete. 


26. Dec. (Deutſches Reich.) Bundesrath: Der Ausſchuß erklärt ſich fr: 


27. 


29. 


30. 


weitere Einziehung bisheriger Landesconjulate. 
„ (Preußen und Medlenburg) Abſchluß der Verhandlunger 
zwiſchen beiden über eine Militärconvention, welche die bisherige Son: 
derftellung des mecklenburgiſchen Contingentes ganz aufhebt. 
„ (Preußen) Die Regierung verbietet den Zeitungen den Abdrud 
der Allocution des Papſtes vom 23. d. M. mit feinen vehementen 
Ausfällen gegen Preußen und das deutſche Rei (f. unter Rom) um 
läßt diejenigen, die e8 doch thun, mit Beſchlag belegen. 
„ (Breußen.) Schließung ber bisherigen Spielbank in Wiesbaben. 
„ (Deutfdhes Reich.) Der interimiftiihe Vertreter des Deutichen 
Reiches am päpftliden Hofe zu Rom, Legationsfefretär Lieutenant 
Stumm, erhält als Antwort auf die päpſtliche Allocution vom 23.d. 
den Befehl, in Urlaub zu gehen, zeigt dieß dem Earbinalftaatsfefretä: 
Antoneli an und reist fofort von Rom ab. 
„ (Breußen) In dem GStreite zwifchen dem Herzog v. Gramont 
und dem Grafen Beuft über die Haltung Oeſterreichs unmittelber 
por und nad der Kriegderllärung Frankreichs an Deutichland vom 
18. Juli 1870 bejpricht die offiz. „Norbd. Allg. Ztg.“ den Gleichmuth 
der preußifchen Zeitungen gegenüber den Gramont'ſchen Enthüllunges 
und findet die Urfache davon in der Zuverſicht auf die freundnachbarliche 
Geſinnungen des heutigen Oeſterreich⸗ Ungarns und deſſen dauerhaftes Einver⸗ 
nehmen mit Deutſchland. Das Blatt ſagt nach einer entſchuldigenden Aeuße⸗ 
tung Über den Grafen Beuſt, deſſen Antecedentien fein Geheimniß ſeien, und 
der als öͤſterreichiſcher Minifter berechtigt geweſen fei, gegen Deutichland auf- 
zutreten, wenn da8 maßgebende Intereſſe Oeſterreichs ſolches vorzuichreiben 
geichienen habe: „Gehen wir über eine Recrimination von bloß hiſtoriſchen 
Interefie zur Tagesordnung über, auf weldher das von ben beiberfeitigen Re 
gierungen getheilte, von den Zebensinterefien beider Nachbarreiche gleichmäkig 
dietirte Verlangen fteht, das jekige dauernde Einvernehmen zu einem dauer» 
den zu geftalten.* 
„ (Breußen.) Der allgemein geadhtete Rektor Gittermann in Serien 
(Oftfriesfand) wird wegen freier religiöfer Ueberzeugungen vom Gon- 
jiftorium in Aurich in Unterfuhung gezogen. 
„ (Deutihes Reid.) Die vom Bundesrath berufene Commiſſion 
zur definitiven Feſtſtellung des Entwurfs einer ProceBorbnung in bür- 
gerliden NRedhtäftreitigleiten für das deutſche Reich veröffentlicht den 
von ihr außgearbeiteten Entwurf einer deutichen Civilproceßordrung 
nebft dem Entwurf eines Einführungsgefehes. 

Das Werl beiteht aus zwei Bänden, von denen ber erfte di eheniwärfe, 
der zweite die —ã derſelben enthalt. Das —e ae 
Bande lautet: „Der Bundesrath beihloß in feiner Sigung vom 8. Mai 1871: 
„1) Zur definitiven Feſtſtellung des Entwurfs einer Procekorbnung in bär 
gerlichen Redisftreitigleiten für das deutſche Reich wird eine Gommiffien von 
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zehn Yuriften berufen; 2) der Borfigende wird aus der Mitte der Commiſſion 
von dem Reihslanzler ernannt, fofern ſich nicht der k. preußiiche Juſtizminiſter 
Dr. Leonhardt zur Uebernahme des Vorfiges bereit finden läßt; 3) die Com⸗ 
milfion wird ihren Berathungen den von dem k. preußiſchen Yuflizminifter 
aufgeftellten Entwurf einer deutſchen Civilproceßordnung von 1871 in Ver⸗ 
bindung mit dem von der früheren norddeutſchen Bundescommilfion ausge⸗ 
arbeiteten Entwurf von 1870 und den fonfligen einfchlägigen Iegislativen Vor⸗ 
arbeiten zu Grunde Tegen.” Zu Mitgliedern der Commiſſion wurden vom 
Bundesrath gewäglt: 1) der k. preußifche Geh. Oberjuftigrath und vortragende 
Rath im Yuftizminifterium Dr. Fall zu Berlin; 2) der k. preußiiche Ober- 
tribunalsrath Frhr. v. Diepenbroif- Gröter zu Berlin; 8) der k. preußiiche 
Appellationsgerihtsrath Pland zu Celle; 4) der Zuftizratd Dorn, Rechtsan⸗ 
walt bei dem Obertribunal zu Berlin; 5) der Juſtizrath v. Wilmomwsti, 
Rechtsanwalt zu Breslau: 6) der k. bayeriſche Appellationsgerichtsrath und 
Referent im Yuflizminifterium Dr. Gottfried Schmitt zu Münden; 7) der k. 
ſächfiſche Geh. Juſtizrath Abelen zu Dresden; 8) der k. württembergiſche 
Obertribunalsrath v. Kohlhaas zu Stuttgart; 9) der großherzoglich badiſche 
Miniſterrialath im Juſtizminiſterium Dr. Alb. Gebhardt zu Karlsruhe; 10) 
der großherzoglih mecklenburg⸗ſchweriniſche Minifterialratd v. Amtsberg zu 
Schwerin, und der k. preuß. Stadt- und Kreisgerichtsrath Hagens zu Danzig 
und der k. preußiiche Kreisrichter Polenz zu Sprottau als Schriftführer bei- 
gegeben. Rachdem ter f. preußifche Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, dem Wunſche 
des Bundesrath entiprechend, den Borfig angenonımen hatte, trat die Com⸗ 
milfion am 7. Sept. 1871 in Berlin zuſammen. Ihre Berathungen nahmen 
die Zeit vom 7. Sept. 1871 bis zum 7. März 1872 in Aniprud. Bei Be 
binderung des k. preußiſchen Yuftizminifter8 Dr. Leonhardt wurde der Borfig 
von dem k. bayerifchen Appellationsgerichtsrath Dr. Schmitt geführt. Ber 
l. ſachſtſche Geh. Juſtizrath Abeken ſchied in Folge jeiner Ernennung zum 
k. ſächſiſchen Juſtizminiſter am 7. Oct. 1871 aus der Commiſſion. An Stelle 
desjelben wurde vom Bundesrath der k. ſächſiſche Appellationsgericjtspräfident 
Klemm zu Zwidau gewählt. Der k. preußiiche Geh. Oberjufttzrath Dr. Yalt 
verbfieb auch nad) feiner im Januar 1872 erfolgten Ernennung zum k. preuß. 
Staatsminifter und Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angele⸗ 
genheiten Mitglied der Commilfion. Die neuern Prozeßgeſetze und Prozeßgeſetz⸗ 
entmwärfe, fowie die auf Die Reform der Eivilproceßgejeggebung beztigliche Literatur, 
bat die Commiſſion bei ihren Berathungen in den Kreis ihrer Erwägungen ge 
gezogen. Die dem k. preußiſchen Juftizminifterialentwurf einer deutichen Eivil- 
procekordnung von 1871 zu Grunde Tiegenden Brincipien find von der Con⸗ 
miffion im weſentlichen adoptirt worden; dagegen haben die einzelnen Beſtim⸗ 
mungen diefes Entwurfs ihrer Mehrzahl nach, ſowohl in ſachlicher als auch 
in redactioneller Beziehung, Abänderungen erfahren. Außer dem Entwurf 
einer Civilproceßordnung ift von der Commiſſion auch der Entwurf eines Eins 
führungsgefeges berathen und feftgeflellt. Bei ihren Beſchlüfſen über die Rechts⸗ 
mittel, insbejondere über die Oberrevifion, ift die Commiſſion in ihrer Mehr⸗ 
heit von der für präjudiciell erachteten Borausjegung ausgegangen, daß über 
das Rechtsmittel der Oberrevifion nur ein Reichsgerichtshof enticheiden werde. 
Aus Rüdfiht auf diefe Borausfegung beichränft der Entwurf gegenüber den 
in großer Zahl beftehenden Provincial-, Local⸗ und Statutarrechten der ein» 
zelnen Bundesftaaten die Zuläffigkeit der Oberrevifion auf die Bälle der Ber- 
Ießung ſolcher Rechtsnormen, deren Geltung fi über den Bezirk des Revi⸗ 
fionsgerichts hinaus erftredt (Entwurf der Procekordnung 8 498), behält 
jedoh Ausnahmen vor (Entwurf des Einführungsgejehes 88 4, 3) Bon der 
Terftellung diefer Ausnahmen hat die Commilfion abzufehen beichlofien, in 
der Erwägung, daß fie für die Vollftändigkeit derfelben nicht einftehen könne, 
und demgemäß dem Bundesrath anheimgeben müflen, durd die Regierungen 
der einzelnen Staaten ermitteln zu laͤſſen, welche Rechtänormen fiber den Bezirk 
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eines Nevifionsgerichts hinaus gelten, deren Berlekung gleichwohl aber rah 
dem der Oberrevifion zu Grunde liegenden Gedanten zur Begründung dirks 
Rechtsmiltels nicht geeignet iſt, beziehungsweife welche Rechtnormen nicht über 
den Bezirk eines Reviſionsgerichts hinaus gelten, deren Verletzung gleichwobl 
aber zur Vegründung der Oberreviſion geeignet if.” 


— De. (Elfaß-Lothringen.) Der Reichskanzler legt dem Bundesratb 
einen Gefeßentwurf über das Unterrichtswefen in Elfaß-Lothringen vor, 


der dieſes den Anſprüchen der katholiſchen Kirche und den fadiih 
beftebenden Zuftänden gegenüber durchweg und entichieden der Aufſicht 
bes Staates unterftellt. 


Der Entwurf lautet: „S 1. Das geſammie niebere und höhere Uxter- 
richtsweſen (enseignement primsire et secondaire) wird unter die Aufſicht 
und Leitung der Staatsbehörden geftellt. Die beftehenden Beftimmungen über 
die driliche Beauffihtinung des niederen Unterrichtsweſens bleiben bis auj 
weiteres in Kraft. Staatliche Genehmigung if erforderlih: 1) zur beruis- 
oder gewerbsmäßigen Ertheilung von Unterridt, 2) zur Gröffnung einer 
Säule, 3) zur Anftellung eines Lehrers an einer Schule. Beſtehende Schulce 
tönnen durch die Bermaltungsbehörden geichlofien werden, wenn fie den Paat- 
lien Anordnungen über Sinrihtung und Lehrplan nicht entſprechen. S 
Mer ohne die im 8 1 vorgefehene Genehmigung berufs» oder gewerb&mäsig 
Unterricht ertheilt oder eine Schule eröffnet oder an einer von ihm gehaltener 
oder geleiteten Schule einen Lehrer anftellt, deigleihen wer an einer wegra 
Nichtbefolgung der Raatlihen Anordnung geichlofienen Säule den Unterrict 
fortſetzt oder fortfegen läßt, wird ınit Geldbuße bis zu 100 Thlrn. beftraft. 
Die Befugniß der Verwaltungsbehörden zur Schlickung der Schule if vom 
richterlichen StrafurtHeile unabhängig. 8 3. KTiejenigen Perſonen, welde 
auf Grund eines ter im Art. 25 des Geſetzes Über das Unterrichtsweſen vom 
15. Mär; 1850 aufgeführten Befähigungstitel mit der berufß- oder gewerb# 
mäßigen Ertheilung von Unterricht bereit begonnen haben, deßgleichen die 
jenigen,, welche den bisherigen Geſetzen gemäß eine Schule erdiinet haben, be 
dürfen zur Fortſetzung diefes Berufes oder Gewerbes einer ſtaatlichen Bench: 
migung nidt. Lehrer an beftehenden Schulen, welche feinen der Acfähigunes- 
titel des angeführten Art. 25 befiken, haben binnen einer von dem berprö- 

denten zu beflimmenden Friſt die dur $ 1 des gegenwärtigen Geſetges er⸗ 
orderie Genehmigung nachzuſuchen. F 4 Der Reichskanzler iſt ermächtigt. 
über die Prüfung und Qualification der Lehrer, über die Organiſation und 
ben Lehrplan der Schulen, insbeſondere die Unterrichtsſprache und die oblig.: 
toriſchen Lehrgegenſtände bei einer jeden derſelben, endlich über die Prüfungen 
der Schüler NRegulative zu erlafen und deren Befolgung dur Inipeltionen 
zu ſichern. Gr ift ferner ermächtigt, über dus bei Schließung von Schulen 
zu beobachtende Verfahren Anordnung zu treffen. Er fann diefe Vchugniäe 
auf den Oberpräfidenten von Elſaß⸗Lothringen übertragen.” 

Ten beigefügten Motiven zufolge umfaht nad den zur Zeit der Ver- 
einigung von Eljak-Lothringen mit dem beutfchen Reiche geltenden franzän- 
ſchen Beſtimmungen daß enseignement secondaire die Lyceen und Gemeindr- 
Gymnaſien (colleges communaux), jowie die von Privaten gehaltenen An- 
falten für den Secundärunterricht, einſchließlich der &coles secondaires ecele- 
siastiques; das enseignement primaire die Normalſchulen (Lehrerſeminare, 
ecoles normales primaires), die öffentlichen und Privat + Klementaridyulen 
(&coles publiques ct libres), die Mädchenſchulen (Ecoles de filles, die pen- 
sionnats primaires, die fogenannten &coles primaires superieures, die Hand- 
werker⸗ und Fortbildungsſchulen (ecoles d’adultes et d’apprentis), die Be 
wahranftalten (salles d’asile) und einen Theil der gewerblihen Schulen 
(&coles professionnelles). Ueber die Nothwendigleit, das enseignement 
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secondaire et primaire der ſaatlichen Aufficht und Leitung zu unterflellen, 
jagen die Motive folgendes: „Diefer ſtaatliche Einfluß if ein Gorrelat des 
Schulzwangs, mit deſſen Einführung dem Staate die Berpflihtung erwächſt, 
für die zwedentfprechende Einrichtung des Schulweſens Sorge zu tragen; er 
iſt außerdem nothwendig, um zu verbüten, daß diejenigen Schulanſtalten in 
Eljaß- Lothringen, welche gegenwärtig der Einwirkung des Staates in we⸗ 
ſerttlichen Beziehungen entzogen find, den Behand der dffentlihen Schulen und 
Die Erreihung ihres Zwedes gefährden. Die Privat» und geifllicden linter- 
zichtsanfalten, auf welde dieß zutrifft, galten ſchon vor der Einverleibung 
Des Landes in daS deutſche Reich als ein bejonders wirkſames Mittel zur 
Defeigug franzöfiſchen Weſens; fie werden auch jetzt noch mit Vorliebe von 
Den der deutfchen Regierung ahgeneigten Elementen der Bevölkerung geförbert 
und beihidt. Die Fortdauer diefes Zuftandes würde der deutſchen Regierung 
eines der wichtigſten Mittel, das deutſche Nationalbemußtjein wieder zu be» 
Leben, entziehen und den geiftigen Anſchluß an Beutichland in einer für die 
- Raatlide Ordnung und Sicherheit bedenklichen Weiſe erſchweren. Die beftehende 
Gefehgebung gewährt aber nicht die Möglichkeit, darin Wandel zu Schaffen, 
weil fie der Controle und Leitung des Staates nur einen beſchränkten Spiel» 
raum läßt. Jeder, welcher ein beflimmtes Alter, eine gewifle Befähigung 
und feine Unbejcholtenheit nachweiſt, kann ohne Hejondere Genehmigung der 
Staatsregierung eine Primär» oder Sekundärſchule errichten. Tie Aufficht 
des Staates beichränft ſich bezüglich des Unterrichts allgemein darauf, daß 
derſelbe nichts enthalte, was der Moral, der Berfaflung und den Geſetzen zu- 
widerlaufe.. Die von geiflliden Orden geleiteten Mäpchenerziehungsanftalten 
unterlagen bisher thatjädhlich nur der Inſpektion durch Geiſtliche. In den 
geiftlichen Anftalten für Selundärunterridt bedürfen weder Leiter noch Lehrer 
eines Befähigungsnachweifes, nur die Errichtung neuer derartiger Anftalten 
iR von der Genehmigung der Staatsbehdrden abhängig. Die Geiſtlichen der 
cultes reconnus endlih dürfen ohne brevet de capacit6 oder certificat de 
stage.al8 PBrimärlehrer fungiren und je an hödhftens 4 junge Leute, die für 
&coles ecclesiastiques beflimmt find, Seltundärunterridht ertheilen, obne den 
Vorſchriften des Unterrichtsgeſetzes unterworfen zu fein.“ 


— De. (Preußen) Der Eultminifter bat ſchon vor einiger Zeit an 
bie Löniglichen Regierungen Auftrag gegeben, als Material für ein 
Geſetz über die Errichtung von Kirdhenvorftänden und Gemeindever⸗ 
tretungen für die Fatholifhen Kirchengemeinden genaue Weberfichten 
fammeln zu laſſen „über die mit der Verwaltung des örtlichen Kirchen- 
vermögens in den einzelnen Gemeinden betrauten Organe und ihre 
Befugniffe, ſowie über die Betbeiligung der Kirchenpatrone bei der 
gebachten Verwaltung.” 


Die Regierungen haben dem entipredgend Verfügungen an die Landräthe 
und diefe an die ihnen untergeorbneten Organe erlafien. Am ausführlichſten 
find die zu bearbeitenden Fragen in einer landräthlichen Verfügung aufgeftellt, 
welche aus Weſtphalen veröffentliht wird. Sie lautet: „Höheren Orts ift 
eine Ueberfiht über die mit der Verwaltung bes drilichen Kirenvermögens 
in den einzelnen katholiſchen Gemeinden betrauten Organe und ihre Befug- 
miffe, insbejondere genaue Auskunft Uber folgende Punkte gefordert: 1) Die 
Art der Beflellung der jogenannten Kirchenvorfieher, Kirchenväter, Kirchen⸗ 
meifter, ob diele erfolgte durch Wahl der Gemeinde (wobei das Nähere über 
die Wahlberehtigung, Art der Wahl, Nothmwendigleit der Betätigung ꝛc. 
anzugeben), durch Ernennung, Berallung oder Präfentation der Patrone, oder 
endlich durch einfeitige oder in welcher Weiſe faltiſch oder rechtlich beſchrankte 
Ernennung der geiſlicen Behörden, ob und inwiefern bei der durch Driite 
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geübten Beſtallung die geiftlichen oder die Staatsbehörden concurriren, N 
ob und in welcher Weile Beftallungen für die Kirchenvorſteher u. |. w. eu: 
geftellt und die Legteren in ihr Amt eingeführt werden; 2) die Qualihla::: 
zu den erwähnten Aemtern; 3) die Dauer bes Aıntes; 4) die Qanbhab:r; 
der Disciplinargewalt über "die gedachten Verwalter, namentlich die Grimde. 
aus denen ihre Entlafjung erfolgen fann oder thatfählich erfolgt; 5) die &e 
fugnifje der Kirchenvorfteher, namentlich in melden Fällen dieſe durch die Mr: 
wirkung refp. Gontrole einer weiteren Vertretung (Repräfentanten, Bahr 
räthe “) eingeſchränkt find, und mie biele concurrirende Vertretung gebi!r. 
wird. Das Amt, reip. Bürgermeifterei, veranlafie ich in Folge deifen, wi: 
über die bervorgehobenen Bunte bezüglich der dortigen katholiſchen Gemeirde 
Auskunft zu ertheilen, und ſehe derjelben bei der Kürze der mir für Wie 9 
——n geſtellten Friſt jedenfalls innerhalb 10 Tagen entgegen. De: 
ndrat 


Dadurch aufgeichredt erläßt der Biſchof Martin v. Paberborz 
einen Proteft an den Gultminifter und verbietet den Pfarrgeiitlid-: 
geradezu jede Mitwirkung zur Ausführung der von der Staatärenir 
rung erlaffenen Anordnung : 

„Die Gefihtspuntte, nach welden die Pfarrer den von ihnen gefordert: 
Bericht erftatten jollen, Iaflen erkennen, daß der Entwurf fih über ein Gebut 
verbreiten wird, über welches jeither die rechtmäßigen Organe der katholiiche 
Kirche entweder jelbftändig ‚ oder im Einvernehmen mit den Staatsbehörden. 
für die Pfarrgeiftlicen und Kircdenvorftände bindende Anordnungen getrofe: 
haben. Seitdem die Katholiken meiner Didceje mit der Krone Preußens ver- 
einigt, begiehungsweife wieder vereinigt wurden, haben die königlichen Behörde 
in den die Kirche betreffenden Angelegenheiten, jelbft wenn diefe das Gewis: 
und bie faum zu berechnende Bebeutung bes nun beabfihtigten Geſetzes aud 
nicht entfernt erreichen, fich mit meinen Amtsvorgangern ‚ oder mi mir ir 
Berbindung gejegt; — ein gemeinjames, den inneren Frieden erhaltendes un) 
förderndes Zufanmenmirten auf den fich berührenden Gebieten war die erfren- 
Ihe Folge Der Entwurf würde, unter der Annahme, daß er die den Pfar⸗ 
rern vorgelegte Frageobjekle behandelt, Angelegenheiten in feinen Bereich ziehen, 
deren jeibftändige Ordnung und Berwaltung die Berfafiungsurfunde nad 
einem Klaren Wortlaut, defien Auffafiung jeitens des Staates dur Mim- 
ferialrefcripte eine, jede Mißdeutung ausſchließende Erklärung erhalten har. 
der romiſch⸗katholiſchen Kirche zumeist, und demnach jede einjeitige Anordnung 
eines Andern auf dem bezeichneten Gebiet unzuläjfig macht, und als eine Ber 
Iegung der Verfaffungsurkunde erſcheinen läßt. Em. Excellenz reihe ich, als 
das anerfannte rechtmäßige Organ der katholiſchen Kirche der zu meinem Ri:- 
thumsſprengel gehdrenden Landestheile der Monarchie, Hiermit ganz ergeben? 
meine Berwahrung ein gegen die durch den mehrgedachten Entwurf beab- 
fihtigte einjeitige Behandlung kirchlicher Angelegenheiten, und füge ebenmäßig 
die Erklärung bei: daß mid Recht und Pflicht unabweisbar beflimmen, den 
Bfarrgeiftlichen jede Mitwirkung zur Ausführung der deßfallfigen, ohne mein 
Zufimmung erlaflenen Anordnungen zu unterſagen.“ 


— Dec. (Breußen.) Die Rekrutenmannſchaften der polniſchen Erſaßbezirke 


der Provinz Poſen werden auf die Truppen der wefllicden Provinzen 
vertheilt, Die poſenſchen Regimenter dagegen vorzugsweife aus Deut- 
ſchen refrutirt. 


(Preußen) Die Regierung erläßt bie erite allgemeine Inſtrul⸗ 


Hon für Durchführung der neuen Kreisordnung in ben ſechs öftlichen 
Provinzen, 
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— Dec. Elſaß⸗Lothringen.) Die Regierung orbnet die fofortige He» 
vifion der Wahlliiten an behufs der im fünftigen Jahr vorzunehmen- 
den Wahlen der Generalräthe. 


„ 683 ergibt fi, daß dur die Verlegung der oberften Leitung der 
Internationalen nad Newyork (j. Holland) der bisherige Führer der 
Bewegung in Europa, Karl Marr, keineswegs bei Seite gejchoben 
wurde, fondern daß er für Europa nit nur ın der Spike ber 
Bewegung bleibt, fondern ſich durch die Verlegung in Wahrheit nur der 
Gontrole manchmal unbequemer Gollegen entledigt hat. 

Der New» Porter Rath der Internationalen hat als Nachfolger des früheren 
Londoner NRathes ein Edict an die europäiihen Bundeszweige, Ausſchüſſe und 
Sektionen gerichtet, nad) welchem fofort Ramen, Adreſſen, Beſchäftigung, Alter 
und fonflige Einzelheiten über jolche Mitglieder einzureichen find, welche fi 
dazu eignen, als Wgitationsagenten für die Geſellſchaft zu dienen. Die beiref- 
fenden Berichte find nah Rew-Pork zu fenden, doch ſoll behufs Betätigung 
der gemachten Angaben eine Abſchrift gleichzeitig an Karl Marx in London 
geben. Es bedeutet diefer Befehl, daB die genannten Agenten nur Beglau- 
bigungsichreiben erhalten, wenn fie Karl Marx genehm find, daß fie mit ihm 
in fletem Berfehr bleiben muſſen, und daß er für die Folge als Selbſtherrſcher 
die ganze Bewegung leitet, ohne dur die Genofien gehemmt zu fein, denen 
er früher, von Zeit zu Zeit mentigfiens, das Compliment maden mußte, ihre 
Meinung einzuholen. In Frankreich treten diefe Agitationsagenten mit großer 
Willkur auf, Roßen Mitglieder ohne Urtheil und Recht aus, und löjen nad 
Belieben Zweige, Ausihüfle und Sektionen auf, um alle vernünftigen und 
gemäßigten Männer auszuiceiden. 





II. 
Die Oeſterreichiſch Angarifde Monardie. 


10. Yan. GOeſterreich.) Die amtliche Zeitung veröffentlicht den Red- 
nungsabſchluß über den Staatshaushalt für 1870. Derjelbe it 
außerordentlich befriedigend: ftatt der präliminirten fl. 317,241,200 
waren fl. 355,570,518 aljo über 38 Millionen mehr in die Kaſſen 
gefloffen; dagegen wurden 8 Millionen weniger, als veranjcdhlagt, 
ausgegeben. Das Gefammtergebniß ftellt fi daher um 461 Mil. 
günftiger beraus. 

Das Seit 6 Jahren conftatirte ſtetige Steigen der direkten wie der imbireften 
Staatseinnahinen beweist, daß der Volkswohlſtand in geſundem Wachtthume 
begriffen if und daß man es dabei feinedwegs mit einer nur zufällig gän- 
fligen, bloß ephemeren Erſcheinung zu thun hat. 

13.—15. Jan. GOeſterreich.) Reichsrath, Abg.⸗Haus: Adreßdebatte. 
Der Entwurf der Commiſſion ſucht die Regierung bezüglich Der Wahl- 
reform über die in der Thronrede des Kaiſers gemachten Zufagen 
hinauszudrängen. Erflärung- des Minifterpräfidenten Fürſt Auerfperg. 
Erflärungen der Polen, der Slovenen und der Tyroler. Die Ants 
wortsadreſſe wird ſchließlich mit allen gegen die Stimmen ber Polen, 
SIovenen, Dalmatiner und Tyroler angenommen. 

Die entſcheidende Stelle des Ubrepentwurfs lautet: „.... Dagegar er 
ſcheint es nad den Erſchütterungen, welche die jüngfte Vergangenheit mit ſich 
brachte, und bei der durch fie gewonnenen Klarfiellung der Lage und der fi 
neltend machenden Aniprüde, als unjere dringende Pflicht die Regierung ix 
ihrem Streben, den verfafjungsmäßigen NRechtszuftand zu befefligen, vertrauens» 
vol zu unterſtützen, und vereint mit derfelben dahin zu wirken, daß die Ver⸗ 
fafſung fefte Wurzel faſſe. Dieß kann aber nach unjerer dur die Borgänge 
der Iehten Zeit immer mehr gefeftigten Ueberzeugung nur dadurch geſchehen. 
daß die Reichtvertretung in felbfländiger, von dem Belieben der Bandtage um 
abhängiger Weife gebildet wird. Auch wir erbliden hierin die unmittelbare 
Berlörperung des Öfterreiz iichen Etaatsgedantens, und nicht minder die Ge 
wäbrleiflung des unbeftreitbaren Rechtes der treu zum Reid und zu ſeiner 
Berfafiung ftehenden Vevöllerung eines jeben Landes, in dem Reichſrathe ver- 
treten jein — ein Recht, welches ihr durch Mißbrauch des verfaffungsmäßigen 
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Wahlmandats nicht vereitelt werden darf. Es wird von der Bevdllerung 
ſchwer empfunden, daß Jahr für Jahr in fandtäglichen Berfammlungen die 
Trage der Beihidung des Reichſsraths einen Gegenſtand des Etreites bildet, 
und damit unaufhörlid neue Kriſen und Erſchütterungen über das Reich 
heraufbeſchworen werden. Mit der dringend nothwendigen ruhigen und ftetigen 
Entwidlung des Öffentlichen Lebens ift es nicht vereinbar, daß die Zufälligfeit 
der Betheiligung oder Richibetheiligung einiger wenigen Perjonen an dem 
Wahlacte nit nur für das MWahlergebniß in der betreffenden Wahlgruppe 
den Ausſchlag gibt, ſondern geradezu von entiheidender Bedeutung ift für 
das Zuftandelommen einer verfaffungsmäßigen Vertretung des Reihe. Rur 
wenn der Neichsrath von den Landtagen gelöst, und damit den Parteien die 
Möglichkeit und Hoffnung genommen wird, von den Landtagen aus immer 
und immer wieder Reichſrath und Berfafiung in Trage ftellen zu können, 
kann erwartet werden, daß der unfruchtbare ftaatsredhtlidge Hader in den Bande 
tagen verſtumme, und daß fich die Bewohner eineß und desjelben Landes im 
Samdtage zu gemeinjamer frieblicher Arbeit vereinigen, und dadurch das ges 
rechte Verlangen der Bevölkerung nad frudtbringender Thätigleit der Lands 
tage befriedigen werden. Die Löfung des Reichsraths von den Vandtagen 
und die dadurd bewirkte Sicherung und Kräftigung der Gentralvertretung 
wird es erleichtern über die beiondere Berüdfichtigung Galiziens in der Geſetz⸗ 
gebung uud Verwaltung, jomweit ſolche durch die eigenthümlichen Berbältnifie 
dieſes Königreiches gefordert wird, die erwünſchte Verfländigung herbeizuführen, 
und fo dieſe Angelegenheit zugleich mit jener der Wahlreform zum endgilligen 
Abſchluß zu bringen.” Im Gegenfage zu früheren Fällen if die Debatte 
dießmal nichts weniger als eine große Redeſchlacht: die Wührer der Berfafi« 
ungspartei ſchweigen, den Referenten Herbſt ausgenommen, vollſtändig und 
die Verhandlung beihräntt ſich demnach auf die Darlegung der Stellung der 
verfchiedenen Nationalitätengruppen, welche die Minderheit tes Haufes bilden, 
dur ihre Vertreter. Ertlärung des Minifkerpräfidenten: „Tie 
Regierung hält es für ihre Pflicht, ehe in die Speeialbebatte eingegangen 
wird, gegenüber dent vorliegenden Adreßenwurf ihren Etandpunlt mit jener 
Offenheit darzulegen, den fie fi in allen ihren Kundgebungen und Hand⸗ 
lungen zum Grundjage gemadt hat. Mit der allerhöcdften Thronrede bat 
das Programm, zu defien Durdführung die gegenwärtige Regierung von Sr. 
Mai. berufen worden ift, jeinen Ausdruck gefunden. Es find darin ſowohl 
die Ziele, weldhe die Regierung anftrebt, als die Wege angegeben, auf welchen 
fie diefelben mit der Unterfiügung des hohen Reichsrathes zu erreichen hofft. 
An diefem Programm werten und müflen wir unwiderruflich fefthalten. In⸗ 
jofern in der Beantwortung der allerhöchſten Thronrede durch den vorliegen» 
den Woreßentwurf der jeigen Regierung cin VBertrauenspotum ausgeiprocdhen 
wird, weiches wir mit freudigem Dank entgegennehnen würden, dürfen wir 
darin die Erklärung erbliden, daß dieſes Programm in feinem Ganzen und 
in den Grundzügen feiner Durchführung die Zuſtimmung dieſes hohen Hauſes 
gefunden habe, und daß mir auch auf die Unterftügung desielben rechnen 
lönnen. Ullerdings befteht aber zwiſchen der allerhochften Thronrede und dem 
vorliegenden Adrebentwurfe feine vollfländige Gongruenz, fowohl was den 
Nüdblid in die Vergangenheit, als was den Ausblid in die Zukunft ande» 
langt. Während in erfterer Beziehung die Regierung gewünſcht hätte, daß 
über das Vergangene und Abgetbane ein Schleier geworfen werde, behält fie 
fih in letter Veziehung vor, ihre Abfichten, ſowohl was die Sache jelbft, als 
was die Vorgangsweiſe anhelangt, in jenem nahe bevorfichenden Moment 
auszujprechen, in welchem pofitive Vorlagen als greifhares Eubftract der Ber» 
handlung vorhanden fein werden. Die Regierung gibt fi) übrigens der 
Hoffnung „bin, auf diefe Art die vollftändige Uebereinfiimmung und das har⸗ 
moniſche Zuſammenwirken mit dem hoben Reichsrath in der entſprechendſten 
Weiſe zu fihern.* Der Untrag der Polen («„zerkowali) will den in der 
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Untwortsadrefie feftgehaltenen Zufammenhang zwifchen der Wahlreform ı= 
dem galiziſchen Unsgleih, fo daß der Iektere nur flattfinden fol, wenn de 
Polen der Wahlreform ihrerfeits zuflimmen, wieder zerreiken und gebt babe 


dahin, einfach zu jagen: „wir find bereit liber die beiondere Beridkitigan 


Galiziens in der Geſetzgebung und Verwaltung, ſoweit folde durch die gem 
thumlichen Berbältniffe des Königreiches gefordert wird, die erwünſchte Ber: 
ftändigung herbeizuführen, und fo dieſe Angelegenheit zum endlichen Übſchluj 
zu bringen.“ Erflärung der Slovenen durd den Abg. Pollufaor: „36 
bin ermächtigt im Namen meiner Gefinnungsgenofien auf diefer Seite be 
Haufes die Erklärung abzugeben: daß wir im Iniereſſe einer gerechten m» 


lichen Bleichftellung der Länder der öflerreichiihen Monarchie für das Ummte | 


ment ber polnifchen Abgeordneten nur mit dem Vorbehalt Rimmen werke. 
daß in gleicher Weife allen übrigen Ländern und Völfern unter Werädi- 
tigung ihrer befonderen Berhältniffe die ihren hiſtoriſchen und natiomale 
Eigenthümlichkeiten entſprechenden Rechte eingeräumt werden.” Ber Yllıı 
der ulramontanen Tyroler, P. Greuter, verherrlit zwar zumädl 
den Foderalismus, doch iſt e8 ihm weniger um dieſen als um die Yuterefien 
der katholiſchen Hierarchie zu thun, indem er fchliekt: „Eines aber gebe iqh 
doch zu bedenken. Sie erbarmen fi auch des niedern Clerus. Gr if err. 
jehr arm. Aber ich rufe e8 im Namen diefes armen Glerus laut aus (mi 
großer Emphafe): Kieber fol er verhungern! (Schallendes Gelächter im 
ganzen Haufe.) Ya, lieber verhungern (erneuertes Gelächter), ja verhungern! 
Er ſollte mithelfen, daß den Biſchöfen nad) göltlicher Aufgabe nicht mehr dus 
Recht Sei, die Priefter hinauszufenden in das Land? Er foll mithelfen, bat 
das Eigenthum der Kirche dur Gefegentwürfe angegriffen werde? Uns ge 
winnen Sie dadurch nicht, aber Sie mögen erfchreden vor dem Worte „Yuter 
nationale” : diefe Partei wird Sie mit Vergnügen hören; denn wenn Sie bi 
reihen Klöfter und Stifte nehmen um fie den Hungrigen zu geben, dann er: 
innere ih Sie, daß es noch andere Hungrige zu fillen gift. Sie wollen dr 
Loſung des Concordats? Sie mögen ihre Unträge an ſammtliche Ulniverk- 
täten ſchicken — bevor Sie nit die Einwilligung des Gefangenen im Batican 
haben, haben Sie doch nichts; folange Sie diefe Sanction nit haben, Eiunen 
Sie nur den Riß erweitern; was das aber heißen will, daB haben Gie jey 
erfahren. Sie haben mit den Nationalen gerug zu thun; went Sie die Ke⸗ 


tholifen no zur Oppofition rufen, dann werben Sie fehen, was eine kathe 


liſche Oppofition if. (Heiterkeit) Ecclesia occidi potest, vinci autem non 
potest. Wenn wirklich diefer Boden der Boden der Berfländigung iR, jo mil 
ich warten, ob Tyrol wieder wie ein Wichenbröbel behandelt wird, dann habe 
ih das Recht zu jagen: wir find gelommen zur Verfländigung, ſtatt dieber 
2 gr uns aber diefe Worefle gegeben, und wir werden willen, was wir zu 
thun haben.“ 


Herrenhaus: nimmt feine Antwortsadreſſe, die ſich eng an bie 
Thronrede anſchließt, einftimmig an. 


— an. Der gemeinfame Minifter des Auswärtigen, Graf Andraſſy, ſpricht 


gegenüber einer Deputation des MWiedener katholiſchen Gafinos, Frhen 
von Stillfried und Gen., feine Anficht über bie gegenwärtige Lage 
bes PVapftes dahin aus: 

Er feinerfeits müfle fih zu der Anſchauung befennen, daß e8 feinen katho⸗ 
liſchen Staat gebe, der in der Lage wäre, dem heiligen Bater ein bleibendes 
Aſyl zu gewähren, welches demjelben im Intereſſe der Tatholiichen Religion 
und zur Uusübung feiner geiftliden Macht auch nur jene Bortheile bieten 
Eönnte, welde ihm jeine gegenwärtige Stellung in Rom gewährt. Was der 
andern Theil der eben gehörten Aeußerung betreffe, fo wühten die Herren 
gewiß aus eigener Erfahrung, daß es feinen Sonderan in Europa gibt, der 
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von einem lebhafteren Gefühle der Pflicht durchdrungen wäre, als der Kaiſer 
von Defterreih. „Aus dieſem Bewutziſein können bie Herren volle Beruhigung 
Darüber jchöpfen, "daß Se. Maj. gewiß in feinem Fall etwas unterlaflen würde, 
was ihm jeine Stellung als Tatholiiher Souverän zur Pfliht machen foltte. 
Aber die Herren werden begreifen, daß eben dieſes Pflihtgefühl Sr. Mai. 
Das Wohl jeiner Unterthanen, und daher die Erhaltung des Friedens der 
Monardie, welde die Borfehung ihm anvertraut, als feine aflererfte Aufgabe 
erſcheinen laſſe. Was ihn, Er. Maj. Minifter, betreffe, fo kennen die Herren 
fein Programm : es ifl der Frieden nad innen und außen: er lönne daher 
den Anſchauungen der Herren nicht beipflihten, und finde fi) nit berufen 
von diefer Richtung abzugeben. „Sie wiflen, meine Herren”, fuhr der Mi⸗ 
nift ungefähr fort, „id bin ein Freund der Maren Situationen. Ihre Vor⸗ 
ftellungen werben nur dann Mar, wenn Sie in einen praltiſchen Vorſchlag 
auslaufen. Erlauben Sie mir daher, daß ic bezüglich deſſen, was Sie von 
der Occupation gejagt, die praftiihe Frage an Sie richte: find Sie der Meis 
nnd, daß es unfere Aufgabe wäre, nad Italien einzumarſchiren?“ Der 

precher der Teputation erwiederte: daB es ber die Grenzen feiner Aufgabe 
och fih über eine folde Frage zu Außern, worauf Graf Andrafig bemerft: 
die Kritik ſei eben bier leichter als pofitive Vorſchläge, womit er übrigens 
Den Derren feinen Borwurf wachen, jondern eben nur die Sachlage confla- 
tiren wolle. 


5. San. (Ungarn: Eroatien.) Eröffnung des Landtags. Die nationale 


L7. 


19. 


29. 


Partei hat in demjelben entjchieden das Uebergewicht. 


„ (Oefterreid.) Reichsrath, Abg.-Haus: ſetzt auf den Antrag von 
Herbſt einen Berfaffungsausfhuß nieder zur Berathung der in der 
Thronrede angefündigten Vorlagen, welche eine Abänderung der Ber- 
fafjung bezweden, fowie der in derfelben Hinfiht aus der ‘Mitte des 
Hauſes geftellten und etwa noch zu ftellenden Anträge. Der Ausſchuß 
wird aus 30. Mitgliedern beftehen. Die galiziihe Landtagsrefolution 
(Antrag Zyblikiewicz) wird demſelben fofort überwiejen. 


„ (Ungarn: Ervatien.) Der Landtag wird ſchon wieder aufgelöst 
durch ein -Faijerliches Refcript, worin erflärt wird, daß im Hinblid 
auf die im September erlafjene Kundgebung ber "Bandtagsmitglieder 
und ber darin verneinten Legalität ber Ausgleichsgeſetze bon biejem 
Landtag fein gebeihliches Wirken zu erhoffen fei. 


„ (DOefterreic.) Der Kaifer nimmt bie AntwortSabreffe des Abg.⸗ 
Hauſes kalt entgegen. 

„Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.Haus: Der Verfaſſungsausſchuß 
ſetzt ein Subcomit von 7 Mitgliedern behufs Behandlung der gali« 
ziichen Trage nieder. 

„ (Ungarn) Der Minifterpräfident Graf Lonyay ruft neuerdings 
croatiſche Vertrauensmänner behufs einer Verftändigung nach Peſth ein. 


5. Sehr. (Ungarn) Der Berjud eines Ausgleichs mit Groatien fchei« 


9. 


tert abermals. 


„Oeſterreich.) Reichstag, Abg.-Haus: Die Regierung legt dem- 
ſelben als erfte Maßregel gegen bie Yöderaliften ein Nothwahlgeſeß vor: 
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‚Benn aus dem Landtag in den Reichſsrath gewählte Abgeordneie währen 
der Reichſsrathsſeſſion ihr Mandat als Landtags- oder als Reuhsraibs- Uhr 
ordnete niederlegen, oder in $yolge dauernder Verhinderung als aus dem 1» 
geordnetendauje ausgetreten zu betrachten find, farm der Kaijer die Bornsym 
neuer Wahlen unmittelbar dur die landtagswahlberedtigten Gebiete. Siäne 
und Körperihaften nah Maßgabe des über Durdhführung unmittelbare 
Wahlen in das Abgeordnetenhaus beſtehenden Gefege$ anorbnen.“ 


10. Febr. Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.-Haus: Das Subeomite bei 


Verfaſſungsausſchuſſes hat den Entwurf eines Ausgleichs mit Galizien 
feſtgeftellt. Die Polen lehnen jedoh die daran gefnüpften Bedie 
gungen ab. 


In dem Elaborat des Subcomits wird dem galiziihen Landtag eine Reck 
von nrateriellen Zugeftändniffen gemadht, durch welche deflen Autonomie jows‘: 
auf dem Gebiete der Verwaltung als der Geleggebung namhaft erhöht wir:. 
Das Begehren, die Zandesregierung dem Landtage verantwortlid zu make 
befindet fih unter den zugeftandenen Punkten nit. Gicht man indeß zur 
die in den drei erſten Abjchnitten des Ausyleihsentwurfes vorgeichlagen: 
Erweiterungen der galizifhen Autonomie vom praltilgen Standpunfte an, ie 
ericheinen diejelben als ausreichend, um aus Galizien ein faſt unabhängiges, 
mit den Reichseinrichtungen nur loſe verbundenes, jelbfländiges Gemeinde 
zu machen. Nachdem die Polen ſchon vor einigen Jahren den alleinigen Ge⸗ 
brauch ihrer Landeßſprache in Schule und Amt durchgeſetzt, fol ihnen der In 
terricht nun vollfländig, die Civil⸗ und Gerichtöverwaltung in ihren widtic- 
ften, weil mit den Volle in unmittelbarer Beziehung ftehenden Zategerin 
und die Civil» und Strafgefeßgebung ebenfalls beinahe in allen Maleries 
überantwortet werden, in denen diefelbe im täglichen Leben fi geltend malt: | 
dazu wird dem Kronlande eine bejondere Bertretung im WMinifterrum, em: 
beiondere Abtheilung des oberften Yuftizhofes eingeräumt; das Land erhält 
ein eigenes Budget, und feiner felbftthätigen Entwidelung wird bamtit en 
Spielraum geöffnet, wie ihn ſelbſt ein ganz unabhängiger Staat nur Selten 
haben wird, da bei letzterem mancherlei Rüdjigten und Umfände hemmend 
eintreten, die bei einem nad außen bin in feiner Beziehung verantiwortlider 
Provincialftaat jch:verli vorfommen können. Es ift leicht zu ermeflen, welder 
Tendenz die Erweiterung der Autonomie Galiziens in erfter Linie zu Diener 
haben würde. Die- Polen haben mehr al3 das ihnen Gebotene im Namen 
ihrer Rationalität beanſprucht, und die Pilege ihrer nationalen Jnterefer 
wäre fomit die mejentlichite Aufgabe, welche die adminiftrative und die intel 
lettuelle Selbfländigfeit Galiziens zu erfüllen bitte Das Subcomite Reli 
daher wohl mit Necht an die polniſchen Abgeordneten die Frage: ob fie ge 
neigt feien, ſich zu verpfliäten, als Entgelt für jene Gonceifion feinerzeit im 
Neichsrathe für die direften Wahlen zu ſtimmen. Dr. Zyblikiewicz Holt hierüber 
Clubbeſchluß ein und erklärt auf Grund desfelben: die Polen würden uuz 
und nimmer für direfte Wahlen flimmen. In Folge deſſen bleibt jener Bunt: 
der Relolution, welcher verlangt, daß dem Lemberger Landtage das ausjſchlie⸗ 
fende Recht eingeräunt werde, tiber die Mobalität der Beihidung des Reid 
raths aus Galizien zu beichließen, unerledigt. Die Frage der direften Wahlen 
it mithin für und gegen die Polen offen. Ferner beantragt das Comite. 
daß die Zugeftändnifie nicht früher Neichögeje werden dürfen, als bis fie ter 
Lemberger Landtag in die Landesordnung inartifulirt dat. Darurd wir! 
dieier gendthigt, zu erklären, ob er durch die Gonceljtonen befriedigt ſei oder 
nit. Die Polen erheben dagegen das Bedenken, das hiezu im Landtage eine 
2/5, Mehrheit bei Anmelenheit von °/s der Mitglieder nöthig und daß dieie 
unſicher jei, weil die Ruthenen die Sitzung verlafjen und die polniſchen Bauern 
gegen die Inartifulirung ſtimmen könnten. 
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1. Wehr. (Defterreih.) In Wien conftituirt ſich eine altkatholiſche Ge⸗ 


meinde unb ſucht bie Genehmigung ber Regierung dazu nad). 

„ (DOefterreid.) Nah dem Muſter der ungarifchen ift nun aud 
die cigleithanijche Landwehr in 14 Brigaden formirt und find bereits 
bie Brigadebefehlshaber, Oberften und Generale des Ruheſtandes, für 
den Fall der Mobilifirung ernannt. 


„ (Defterreid.) Reichsrath, Abg.-Haus: Die Polen erflären fid 
im Berfafjungsausichuß gegen das Nothwahlgeſeß, deſſen Spike auch 
gegen fie gerichtet ſei. 

Grflärung des Minifterpräfidenten: Man jagt, man fchenle den 
Miniſtern Bertrauen, aber ihren Ausiprüchen wird kein Bertrauen geſchenkt. 
Ich habe wiederholt verfidert, daß die Regierung fo bald ale möglich die 
Wahlreform in’s Werk ſetzen werde, aber die Regierung behält fi) den ge- 
eigneten Moment der Durchſetzung vor. Dieſer ift jelbfiverftändlid dann ges 
geben, wenn die erforderliche Zweibdrittel- Mehrheit zur Durchbringung diejet 
Geſetzentwurfet erreichbar fein wird. Dieß zu erreichen ift eben unſere Sorge. 
Die Mittel jedoch, wie e8 geichehen fol, fünnen wir nicht an die nroße Glocke 
Hängen. Ich bitte, überzeugt zu fein, daB das Minifterium die Wege, die es 
zu wandeln hat, volllonmen überdadt und berathen bat; denn ich glaube, 
daß ein jedes Minifterium , welches fich feine Wege vorjchreiben Tieße, bereits 
politisch abgefodht hat. Würde man uns die Wege dennoch vorzeichnen wollen, 
jo müßten wir lieber die Geſchäfte geſchicktern und fähigern Händen überlafien. 
Ich kann nur wiederholt verfidhern, daß uns die Wahlreform ebenfo dringend 
am Kerzen liegt, als jevem Mitgliede des hohen Hauſes. 


„Ge0ſterreich.) Die nieberöfterr. Statthalterei 'verfagt der Con⸗ 
flituirung der Wiener altlath. Gemeinde ihre Genehmigung. | 
„ (Ungarn: Eroatien.) Ban Bebelovic wird feiner Stelle enthoben 
und der rüdfichtslos unioniftifch gefinnte Bacanovic zum locum tenens 
ernannt. 

„ (DOefterreid.) Reichrath, Abg.-Haus: Die Regierung legt dem⸗ 
ſelben eine neue Strafprozeßorbnung nebft Einführungsgefeß vor und 
einen Gejeßesentwurf betr. zeitweilige Einftellung der Wirfjamteit der 
Geſchwornengerichte. 

Der letztere lautet in feinen Hauptbeſtimmungen: „Die Wirkſamkeit der 
Schwurgerichte Tann hinfichtlich aller ihnen zugewieſenen ftrafbaren Handlungen 
oder einzelner Urten derjelben zeitweilig für ein beſtimmtes Gebiet eingeſiellt 
werben, wenn daſelbſt Verhältniffe obwalten, welche Diek zur Sicherung einer 
unparteiiichen und unabhängigen Rechtſprechung als nothwendig erſcheinen laffen. 
Die Einftelung erfolgt durch kaiſerliche Verordnung unter Gegenzeichnung des 
Bejammt-Minifteriums. Sie muß binnen einem Jahre wieder aufhören, ſo⸗ 
ferne nit ein Geſez die Regierung ermädtigt, fie noch durch längere Zeit 
fortbeftehen zu laflen.” Bei der Einbringung des Entwurfs bemerlt der Ju⸗ 
ſtizminiſter Dr. Glaſer über die Tendenz defielben: „Bon dem Aunenblide 
art, wo die Ueberzeugung fi Bahn bricht, daß die Jury von politifhen Mo⸗ 
tiven geleitet wird, daß der Geſchworene ſich berufen fühlt, Ausprud zu geben 
feinen politifen, nationalen und confeffionellen Ueberzeugungen, wenn jomit 
fich der Bahn Bahn bricht, daß er ein Berräther an dieſer Ueberzeugung 
wird, wenn er nicht als unwahr erllärt, was er als wahr erlennt — dann ' 
treten Zuflände ein, welche nur dahin führen künnen, daB das Geſet durch 
die Geſchwornengerichte niedergebracht wird. Pflicht der Regierung iſt es, jene 
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Umſtände zu erwägen, welche den Foribeſtand der Jury unmöglich made 
tönnen. Dazu fol die zeitweile Einftellung ihrer Wirkſamkeit dienen. Um 
die Inftitution für die Dauer zu retten, müflen jene Momente unterbunse 
werden, die den Terrorismus erzeugen, biß dieſer nachgelaſſen hat.“ 

18. Sehr. (Defterreih.) Die Regierung macht den dalmatiniſchen Abs 
orbneten, um fie für das Nothwahlgeſetz zu gewinnen, eine Reihe wa 
Conceſſionen. 

Halbofficiell werden folgende namhaft gemacht: Einführuug der ferbo-free- 
tiſchen Sprache in den Aemtern, Belegung der wichtigſten Stellen mad der 
Wunſchen der Landesvertretung, Hebung der Vollsihulen durch ſtaatliche Erb 
vention, Bau der dem Lande fo dringend nothwendigen Eiienbabmen, endlih 
Entfumpfung der Narenta-Bezirke. Außer dieſen Zugefländnifien wird ad 
das weitere angeführt, daß die de facto beſtehende Befreiung der berühtine 
Boccheſen vom Militärdienft fortdauern fol. Wenn diefe den Dalmatıkker 
Deputirten zugefagten Eonceifionen, namentlic was die Einführung der ſerb⸗ 
kroatiſchen Sprade und die Belegung der wichtigften Aemter betrifft, zum 
Bollzug fommen, wird freilich die italienifche Städtebevölferung, die immer 
gut Öfterreihiich und verfaflungstreu gefinnt war, empfindlich vor den Ker 
geftoßen werden. Die Hauptpunkte find indeß doch die Eiſenbahn⸗ und de 
NRarenta-Regulirung, die im Intereſſe des ganzen Kronlandes und in dem- 
jenigen ®ejammtöfterreich3 liegen. Die Ingenieure, welde die Worarbeite 
machen follen, geben au fofort nah Dalmatien ab. Die ganze Berftäni- 
gung if ein Öffentliches Geheimniß. 

20. „ Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.-Haus: Debatte über Das Noth- 
wahlgeſetz. Dasjelbe wird mit 104 gegen 49 Stimmen, aljo mi 
der nothwendigen ZweidrittelSmehrheit angenommen. Die fog. jung 
deutſche Fraction der Berfaffungspartei ſtimmt ſchließlich doch mit 
dieſer für das Geſetz. Die Polen, vollzählig erſchienen, ſtimmen de- 
gegen, ber Abg. Grocholski motivirt ihr Votum in ſchroff ablehnender 
Weiſe. Mit den Polen ſtimmen auch die Slovenen und Tiroler gegen 
das Gefeh; dagegen treten die Südländer, Dalmatiner, Trieſtiner. 
Yftrianer und Görzer mit der Berfaflungspartei für dasſelbe ein. 
Das Geleh wird als der Edjtein der ganzen, gegen den Föderalismus 
einzufchfagenden Action angejehen. 

(Defterreid.) Der Eultminifter v. Stremayr ridtet im Ein- 


fatbolifen: 
Die als „altkatholiſch“ bezeichnete Bermegung innerhalb der kath. Kirde 
bat der Regierung infolange keinen Anlaß zu irgend einer Ingerenz gegeben, 


als diefe Bewegung auf innerkirchlichen Bebieten verblieb und lediglich vu 


verftändnig mit den Minifterien des Innern und der Juſtiz ein Cir 
cularjchreiben an bie Statthalter, betreffend bie Berhältniffe der Ar 


Nechtsbeſtand dogmatiſcher Sätze betraf. In jüngfter Zeit hat jedoch dieſe Br . 


wegung die rein kirchlichen Gebiete überjchritten und in jene äußeren Redt:- 
bereiche hinübergegriffen, für welche nicht die Kirchen», jondern die Etac: 
gefege maßgebend find. Die Regierung fieht fih daher — in unmittelbarer 
Fuürforge für eine Reihe der wichtigſten bürgerlihen Intereſſen — veranlast. 


den Standpuntt Harzuftellen, welden fie in diefer Angelegenheit einnimm:. 


fowie den k. k. Behörden das dießbezüglich durch die Gejege gebotene Berhalte: 


zu bezeichnen. Die Regierung muß die fog. Altkatholiken infolange als inner: 


halb der katholiſchen Kirche und auf dem Boden des geſchichtlich herauscar- 
ftalteten kirchlichen Geſammtorganismus ftehend betrachten, als diefelben nis 
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in Gemäßheit des Urtilel 6 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 ihrem Wustritt 
aus der Kirche den vorgefähriebenen Ausprud gegeben haben. Würde ein 
folder Schritt feitens der „Ultkatholiten” rechtsförmli vorgenommen, dann 
ſtanden denjelben allerdings jene Rechte offen, welche Artikel 16 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867 einräumt, während bezüglich ihrer Ehe⸗ 
Schließungen, Ehe-Aufgebote, überhaupt bezüglich aller ihrer Givilftands- Ute 
das Beleg vom 9. April 1870 maßgebend fein würde. mfolange aber ein 
folder Schritt nicht geſchehen if, kann die Regierung zur Ausübung jener 
Nactlichen Funktionen, welche der Seeljorge-Beiftlichkeit der gefehlich anerlannten 
Bekenntniſſe anvertraut find, nur diejenigen Priefter als legitimirt anjehen, 
welche nach den beſtehenden Geſetzen und kirchlich⸗ſtaatlichen Einrichtungen als 
Die ordentlichen Seelſorger jener Bekenniniſſe erſcheinen. Es entbehren daher 
insbeſondere alle von ſog. altlatholiſchen Geiſtlichen geführten Civilſtandsregiſter 
(Kaufe, Trauungs⸗ und Sterbe⸗Matrikeln) der dffentlichen Eigenſchaft und 
Staubwärdigfeit und iſt dieſen Geiſtlichen die Fuhrung derartiger quafisamte 
licher Regiſter und die Ausſtellung von Zeugniſſen über die daſelbſt eingetra⸗ 
genen Ulte unter Androhung der gejſetzlichen Folgen zu unterſagen. Es ſteht 
ferner zu gewärtigen, daß von ſolchen Geiftlihen geſchloſſene Ehen von den 
zuftändigen Gerichten für ungiltig erklärt werden. Denn bei dem offenbaren 
Mangel eines geieglich anerfannten Organismus der Altkatholiken kann weder 
die Berfammlung jener Bläubigen als ordentliche Pfarrgemeinde, noch ihr 
Seelſorger im Sinne des Geſetzes angejehen werden. Es find ſowohl Braute 
Leute als Seelforger, unter Hinweifung auf die Strafbefimmungen wegen Ein- 
gehung gefeignidriger Ehen ſowie auf die nachtheiligen civilrechtligen Folgen 
ungiltiger Eheichließungen, zu belehren und ift eventuell weiterhin das gejeg- 
Lie Amt zu handeln. 


21. Febr. (Ungarn.) Unterhaus: Beendigung der Debatte über die Bank⸗ 
frage. Mit 180 gegen 120 Stimmen wirb befchlofien, 

den Finanzminiſter anzumweilen, daß er mit dem Sinanzminifter der 
im Reichsrathe vertretenen Königreihe und Länder in Berbindung fee und 
im Einvernehmen mit demjelben einen Gejegentwurf über die Art und Weiſe 
Der Balutaregelung ausarbeite und der Legislative vorlege; daR er ferner da- 
für jorge, daß, bis dieß geichehen könne, der Banfnotenverfehr ein Central⸗ 
organ im Lande gewinne, defien Direktion im Sinne der feiner Zeit durch die 
Geſetzgebung zu genehmigenden Statuten unter der gejeglien Oberaufficht 
und Gontrole der ungarifchen Regierung unabhängig vorgehe, und welches 
Organ Über die zur Dedung des wirklichen Crediterforderniſſes der Länder 
Der ungarijchen Krone entſprechenden Summen verfügen ſolle. Die Unträge 
auf Gründung einer jelbiiftändigen ungariſchen Bank find demnad abgelehnt. 
Minifterpräjident Graf Lonyay konſtatirt im Laufe der Sitzung, daß 
Die ungariſche Regierung keinerlei Verpflichtung gegenüber der Rationalbant 
Abernommen babe, und erklärt, daß es das Beſtreben der Regierung ſei, dem 
Sande eine geregelte, jelbfifländige, von der ungariſchen Regierung überwadhte 
und den wirklichen Grebitaniprüden Ungarns Genüge leiftende Rotencireulation 
zu verſchaffer: Auch die Regierung wunſche die Regulirung der Baluta, fie 
verlange jedoch, daß ihr in diefer Beziehung genügende Zeit gelaflen werde, 
da ein plöglidder Uebergang nicht ohne Erſchütterungen möglich ſei. Schließ⸗ 
Li betont der Minifterpräfident die Nothwendigkeit, ein Uebereinkommen mit 
der Rationalbank zu verjuchen. Erf bei einem Miklingen defielben könne zur 
Gründung einer ſelbſtſtändigen ungariſchen Bank geſchritten werben, 

Beginn der Debatte Über die von der Regierung vorgelegte Wahle 
reform. Nicht weniger al3 60 Mitglieder der Linken haben fi als 
Redner gegen ben Entwurf eingejchrieben und ihr Führer Tisza be 
ginnt die Reihe mit einer heftigen Philippifa. Der Minijter des 
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Innern Toth ftellt die Gabinetsfrage. Der Geſeßesentwurf if de 
Linken und äußerſten Linfen namentlich dadurch anftößig, daß er ein 
Erhöhung des Wahlcenſus und eine Verlängerung der Mandatsdere 
auf fünf Jahre feſtſetzt. 

23. Fehr. (Oefterreid.) Reichsſsrath, Abg.-Haus: erflärt die Sike der 
nicht erjchienenen czechiſchen und feudalen Abgeorbneten aus Böhmen, 
Mähren, Krain und Steiermark für erledigt behufs von Remmahlen 

Verfafſſungsausſchuß: lehnt den Antrag von Zomaszel (Bukowina) 
über die jämmtlichen Forderungen der Polen und das ganze Elaberet 
der Subcommilfion zur Tagesordnung überzugehen, mit allen geger 
2 Stimmen ab, nachdem der Minifter v. Laffer ſich entichieben de» 


gegen ausgeſprochen: 

„Die Regierung halte an dem Programm der Thronrede feR, und m 
derjelben fei_die Bereitwilligfeit zur Veilegung des galiziſches Streites au 
geſprochen. Nur ſeien zwei Geſichtspunkte im Auge zu halten, nämlich: deß 
die Wunſche im Reichſrath geltend gemacht werden, was thatſächlich gejchehes 
ſei, und daB nur ſolche Wunſche Beachtung finden, welche durch die bejonderen 
Berhältnifie Galiziens begründet feien und dos Intereſſe des Reiches mit 
ſchädigen. Die Regierung babe ihre Bereitwilligleit erklärt, dic im verfaffung® 
mäßigen Wege vorgebrachten Wünfche zu erwägen, das Abgeorbnetenhaus habe 
den Abſchluß des Gtreites für erwunſcht erklärt. Hieraus ergebe fidh Die Er⸗ 
wägung, daß die Regierung ein wichtiges Intereſſe daran habe, die 3 
heit der einzelnen Theile dur Erfüllung ihrer Wunſche, jowelt Diefelben mit 
dem Reichsinterefie vereinbar find, anzuftreben, und bie Erwägung, daß, zad- 
dent durch die ſtaatsrechtlichen Streitigfeiten das Berfaffungsgebäude immer 
im Schwanken erhalten würde, endlich in dieſer t Begichung durch 
der mit dem Reichsintereffe vereinbarten Wunſche eine Feſtigung eintreten möge. 
Er erkläre fid) daher auf das Iebhaftefte gegen den Uebergang zur Kagttor» 
nung und für ein objeltiveß Eingehen in die Berathung des Elaborats des 
Eubeomitd’s. Der Uchergang zur Tagesordnung würde bedeuten, daß die 
naliziichen Wünfce den Beblirfnifien Galigiens nicht entiprechen und unser 
einbar feien mit dem Intereſſe des Reiches. * 


26. „ (Defterreid.) Der Eultminifter Stremayr ſpricht fih im Ber 
faffungsclub fehr cinläßlih über die Stellung der Regierung zu ber 
Frage des Altkatholicismus nad) feiner Auffaffung aus: 

Begen den im Abgeorbnetenhaufe einzubringenden Antrag auf 

einer Commilfion zur Beurtheilung der rechtlichen Stellung der altlatheli 
(Gemeinden erflärt fih Dr. v. Stremayr nit, allein fein Standpunkt if ein 
von der Anihauung der Aittatholiten über ihre „otelung ee verſchie⸗ 
dener. Er jpricht feine Anſicht dahin aus, daß das innere Weſen der 
lijchen Kirche durch Annahme des Dogma's von der ã — ein 
anderes geworben ſei; allein der Staat habe es innerhalb feines Gebietes 
mit der Außeren Erjgeinungsform der Kirche zu thun, und dieſe fei allerdings 
unverändert geblieben, die äußere hierarchiſche Organiſation jei diefelbe, wie zuver. 
Deßhalb könne fi der Staat nicht darauf einlaflen, zu erkennen, wer den echten 
Glauben bewahrt habe, ob die Altkatholifen oder bie Anhänger der Infelibil 
tät, Ter Staat Fönne daher auf die Altkatholiken nur dann die Befimmungen 
der Staatögrundgejete in Anwendung bringen, wenn fie fi als ſelbſtſtändige 
Religiondgenofienihait Ionftituiren, was befanntli die Witfatholifen perhert 
tecirten, da fie fi als bie eigentlichen Katholiken betrachteten. Bon dieſe 
Auffaffung geleitet, beantwortet ber Miniſter aud die Frage über das Gig» 
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thum am Kirchenvermbgen und bie Berleihung von Pfründen: auf das Faktum 
bingewicden , daß in Böhmen bereits eine ganze Pfarrgemeinde bis auf zwei 
Berfonen, den Pfarrer und eine andere Perjon, fih als alttatholiich elärt 
haben, erflärt der Miniſter, daß er auch in dieſem Falle den Genuß der be⸗ 
treffenden Pfründe dem infallibiliftiiden Pfarrer zueriennen müffe; die weitere 
Frage aber, wie fi die Regierung verhalten würde, wenn aud der Pfarrer 
mit der ganzen Gemeinde fih altkatholiſch erklärt hätte, —ã ãe— — der Mi⸗ 
nifter dahin, daß dann allerdings der Pfarrer im Beſitze der Pfründe zu 
djägen wäre. Ueber den Religionsunterricht befragt, ob altfatholiiche Eltern 
angehalten werden könnten, ihre die Öffentliche Schule beiuchenden Kinder an 
dem Unterrichte eineß infallibilififcjen Religionsichrers theilnehmen zu laſſen, 
antwortet Dr. v. Stremayr bejahend. Endlich lommt aud die Giltigkeit der 
vor einem altlaibolifchen Priefter geichloffenen Ehen zur Sprade, und der Mi⸗ 
nifter gibt feine Anfiht dahin ab, daß derfelbe allerdings nicht als der or» 
dentliche Seeljorger, vor weldem nach dem bürgerlichen Geſetzbuch die Ehe, 
um giltig zu jein, geichloflen werden muß, anzuſehen jei, da der Staat als 
ordentlien Seeljorger nur denjenigen betradgten könne, der als jolder von 
der Kirche Heiiellt worden jei. Allein für den Aittatholifen öffne fi ein Weg, 
eine giltige Che ohne Beichwerde ihres Gewiſſens einzugehen, vermittels der 
Noth-Givilche. Ein altkatholiiches Brautpaar brauche ſich nämlich nur zu 
dem ordenilihen Seelforger zu begeben und ihm die Bitte um Einfegnung 
der Ehe vorzutragen, jedoch beizufügen, daß es an das Dogma der Unfehl⸗ 
barkeit nicht glaube; vermweigere, wie anzunehmen, ber infallibiliſtiſche Piarrer 
aus diefem Grunde die Einfegnung, dann fei der Wall eingetreten, daß die 
Eheſchlietzung vom Pfarrer aus einem vom Staatsgejeke nicht anerlannten 
Grunde verweigert werde, und fei die Eheſchließung vor der Givilbehörhe zum 
Iäffig: wolle daß Brautpaar dann nod der kirchlichen Einfegnung der Che 
nad feinem Gewiſſen theilhaftig werben, fo Lönne es diefelbe nadträglich vom 
alttatholifgen Seeljorger vornehmen Taffen. 


1. Mär. (Deſterreich.) Reichsrath, Abg.-Haus: Der Petitionsausfchuß 


deſſelben befindet bez. der eingelaufenen zahlreichen Petitionen um Er⸗ 
laffung eines Geſetzes gegen den Mißbrauch der Kanzel (ähnlich dem 
Kanzelfttafparagraphen im deutſchen Reich), daß die beftehenden Straf 
gejeße volllommen ausreichen und beichliekt, 
im Hauje zu beantragen, die Regierung folle die politifchen Behörden an⸗ 
weiſen, politilcde Agitationen der Geiſtlichkeit von der Kanzel herab ſtreng zu 
überwadhen, und die Staats anwaltſchaften inſtruiren, bei vorlommenden Miß⸗ 
brauchen das Geſet in vollem Umfange in Amwendung zu bringen. Gleich⸗ 
zeitig ſoll die Regierung zur Einbringung der in der Thronrede verheißenen 
—— — Vorlagen aufgefordert werden. 


„ (Oeflerreid.) Neihsrath, Abg.-Haus: Die Regierung verlangt 
von denjelben einen Credit von einer halben Million Gulden behufs 
einftweiliger Unterſtüßung des hülfsbedürftigen kath. Curatklerus. Die 
Biſchöfe find mit der Maßregel ganz und gar nicht einverftanden. 

„ (Defterreid.) Reichsrath, Herrenhaus: nimmt das Nothivahle 
geſetz mit 73 gegen bloß 10 Stimmen, alfo mit weit mehr al3 Zwei⸗ 
Drittelmajorität an. 

„ (Ungarn) Unterhaus: nimmt die Wahlreform endlich doch we⸗ 
nigftens im Princip mit einer Mehrheit von 42 Stimmen an. Der 
Abgeordnete Helfy (eigtl. Heller) erflärt aber fogleich im Namen der 

17° 


260 


Grfierreig-Angarn. 


äußerften Linten, das Zuſtandekommen des Gejekes in ber Spece⸗ 
bebatte durch Reden verhindern zu wollen. Nah der Gefchäftzer- 
nung des Hauſes ift die Majorität nicht berechtigt, den Schluß x 


Debatte zu beichließen. Beginn eine parlamentariihen Standala ob 


Gleichen. 


8. März. Die beiden Miniſterien, das trand« und Das cisleithaniſche, fi-h 


darüber einig, den von ber franzöfiiden Regierung verlangten Abir- 
derungen des öſterr.⸗ranz. Hanbelsvertrags ihre Zuflimmung zu wer 
fagen. 
„ (Ungarn.) Unterhaus: Wahlreformfrage: Yortgang des parla⸗ 
mentariſchen Scandals. | 

Die Generaldebatte hatte am 5. März mit Unmahme des Entwurfes «ls 
Grundlage für die Specialdebatte geichlofien. Mittlerweile hatten 32 „U: 
undvierziger” dur Ehrenwort und Unterſchrift fih verpflichtet, um jeden 
Preis die Einführung des Geſetzes zu verhindern und — da es fein anderes 
Mittel gab — in der Specialdebatte es tobtzureden. Bor der Gpecinldebeit 
famen aber noch zwei jelbfifländige Anträge. der Gommiffion zur Berhar» 
lung; diefelben verlangten von der Negierung, fie möge ein Geſetz Aber dx 
SIncompacibilität eines Abgeordnetenmandates mit einem von der Regierung 
abhängigen Beamtenpoften „jogleih* und ein Gefe zur Verhütung von Wahl: 
excefien „wo möglich” noch in dieſer Eaifon einbringen. Im Principe wurden 
aud) diefe Anträge und zwar einfiimmig angenommen, dod) verlangte £. Er 
monyi, daß auch der Ießtgenannte Bejegesentwurf fogleich vorgelegt, behandelt 
und daß fodann alle drei Gefege unter Einem zur Sanction gebradht werden 
jollten. Nicht weniger denn zwölf Parteigenoffen unterftügten diefen Untreg 
in langathmigen Reden, wobei e8 zu gegenjeitigen Incriminationen lam. 


Helfy kündigte gereizt den Beſchluß feiner Partei jegt öffentlih an und Eike 


nady nannte die Deafiften insgefamnt „Betrüger“, den Miniſter Toth „ehr 
los“. Unter endlojem Lärm, Geftampfe und Getöfe ſchloß der Präfident dick 
Berfammlung ; die „Linke“ Hatte ſich bisher paffio verhalten. Am folgende 
Morgen (6. März) bradte das „Peiter Journal? die Nachricht, die Deal: 
Partei beabfihtige als Gegendemonftration gegen die am 10. März hier Rat! 
findende Kandesconferenz der Linken ihrem Führer Deat einen ſolennen Fade 
zug zu bringen; der Deakclub ſelbſt hatte fidy geeinigt, die Taltil der Oppe 
fition durd) Permanenz- Erklärung des Haufes zu paralyfiren. In der Gigung 
vom 6. März brachte audy die Regierung die beiden verlangten Gefekesentwärie 
ihon ein. Um folgenden Radmittag follte um 4 Uhr das Leihenbegängnik 
des Abgeordneten Gouda von der Außerften Linien flattfinden und Gjenany 
beantragte deßhalb, die Sigung am 7. fon um 2 Uhr zu fliehen. De 
gegen verlangte Zonyay, daß ſodann auch um 5 Uhr Abends eine Gigum 
fattfinden jolle. Die Linke befämpfte diefen Antrag in langen Reben, verlangt 
dann namentliche Abflimmung und, als dieſe abgelehnt wurde, namentlicde 
Abſtimmung darüber, ob namentlihe Abflimmung zu erfolgen babe. Der 
Antrag Lonyay’s wurde natürlich angenommen, und es wurde nun Die am 
vorigen Tage abgebrodene Debatte fortgeſetzt. Die Linke verlangte wieder 


namentlihe Abſtimmung und begann von Neuem ein unerträglicheß Iangwie 


riges Zungengellapper. Auch diefe Sikung blieb refultatlos und ging unter 
großem Larm auseinander. Inzwiſchen hatte die Nachricht des „Peter Journal“ 
die Eonftituirung mehrerer Comité's zur Folge gehabt, welche ihrerjeits Fackel⸗ 
züge für Tisza, Ghiczy ze. arrangiren wollten; der Kampf im Barlamente 
fand jonad) in der Stabtbenölferung Wiederhall. Ueber einflimmiges Berdid 
des Dealclubs mußte zudem Toth feinen Iegten kaum eingebrachten Gejeget- 
entwurf zurädgiehen und anbererjeits ſchloß fi die gemäßigte Linfe num vol 
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ftändig der Tallik der Außerfien Linken an. In der Sitzung vom 7. März 
verlangte zuerſt Helfy Satisfaktion für den Ausdruck „indisirei”, der geflern 
an feine Partei war gerichtet worden. ine lärmende, ſtürmiſche Eontroverje 
entftand darüber, die fidh erft legte, ala der Präfident zu Tefigniren drohte, 
Erf jest konnte über den Commiſſionsantrag abgefiimmt werden. Bei Firi- 
rung der nähften Tagesordnung begann indeß der alte Speltafel neuerdings, 
drei Redner der Linten verlangten unter Drohungen die Zurfidnahme des 
MWahlgefeges: Majoros fagte, die Rechte begehe einen „Raub an den Volks⸗ 
rechten“ und Lonyay warf er vor, daß er bei Bahnconceffionen feine Familie 
verjorge. Der doppelte Orbnungsruf mwedte einen Sturm nuf der Linken, 
Sonyay erblaßte und zitterte vor Erregung, Ne Rechte ſchrie und flampfte, 
Die Linfe hinwieder hrüllte, hinüber und herliber flogen die gemeinften Sottijen 
und Schimpfnamen, zwanzig Redner verlangten zugleih das Wort, ein fürm- 
Lider Sturm gegen da8 Präfidium wurde eröffnet, alles tobte, jchrie und 
ſtampfie wüſt durcheinander, drohende Geberden, begleitet von fchrillen Tönen, 
waren daS einzige, wa8 wahrgenommen werden konnte. — Dem früheren Be- 
Tchluß gemäß fand um 5 Uhr Abends wicher eine Sigung flatt, wobe man 
endlich zur Auffiellung einer Tagesordnung kam. Doch kaum ift daß ge 
ſchehen, beantragt E. Simonyi, die allfälligen Abenpfigungen jedes Mal um 
9 Uhr zu fliegen. Die Linke verlangt wieder namentlihe Abftimmung, 
welde die Ablehnung des Antrags ergibt. Da plöglic frägt Matyus: „Wie 
Iange werden wir dann heute ſitzen?“ Lazar beantragt Schluß um 9 Uhr, 
Szapary um 11 Uhr, die Linke verlangt wieder namentlie Abflimmung für 
beide Anträge. Lazar's Antrag wird verworfen, Szapary (Deatiit) zieht feinen 
zurüd, aber Nemeth (Linke) nimmt ihn wieder auf, damit feine Partei &e- 
Legenheit bat, ihn zu befänpfen. 11 Redner zumeifi von der Linken ſprechen 
darüber, jo daß der Rechten die Luk nad Permanenz-Erflärung des Hauſes 
vergeht. Rah Mitternaht fällt es Györfiy ein, zu fragen, ob heute geftern 
oder geftern heute jei, und um halb 2 Uhr noch ſprach ein Redner in vol» 
lem Pathos für den Antrag auf Schluß der Sigung um 11 Uhr! Trofl- 
Ios und grimmig ging Lonyay von einem Abgeordneten zum andern, welche 
großentheils in den Corridoren herumlärmten; ein Theil von ihnen jchlief 
auf ihren Bänlen außgeftredt, ein anderer hatte den Salon des Duäftors in 
einen Schlafjaal umgewandelt und fi dort auf Matragen hingeworfen, bis 
ein Slodenfturm fie alle aufs und in den Sigungsjaal jhredte, wo die Linke 
foeben nad der Beſchlußfähigkeit des Hauſes gefragt hatte, was fie wenigftens 
jede Stunde viermal that: und erft gegen 2 Uhr konnte die Sigung geichloffen 
werden. Die Aufregung war eine ungeheure, felbft der Kaiſer hatte fich regel» 
mäßig Bericht erftatten lafien. Am 4. in aller Frühe jchon fand ein Miniſter⸗ 
rath flat, Man. beihloß, ein Compromiß zu verjuden. Die Parlaments- 
figung wurde denn auch nad einer viertelflündigen geheimen Berathung aufs 
gehoben, darauf folgten alljeitige Partei⸗Conferenzen, Lonyay wanderte von 
einem Glub in den andern, ſodann wieder Miniflerrath und zwar unter Borfig 
des Kaiſers, Abends große Gonferenz der Deal» Partei. Minifter Lonyay 
dankte für die Unterfügung und erbielt dagegen fo deutliche Kundgebungen 
des Bertrauens jeiner Partei, daß fi die Sigung zu einer fürmlidden Ovation 
für Lonyay und die Regierung geftaltete. Die Debatte über Lonyay's Aktions⸗ 
plan dauerte zwei Stunden; die Partei verpflichtete jedes Mitglied auf Ehren- 
wort, den Inhalt diefer Debatte nicht in die Deffentlichkeit zu bringen. Das 
Miniflerium erhielt plein pouvoir bezüglich feines ganzen Altionsplanes. Die 
Zinte hat num folgenden Berzettlungsplan feftgeftellt: Die Deputirten der Linken 
reichen nacheinander Interpellationen ein, die dann ſtundenlang motipirt werben. 
Seder einzelne Deputirte verfieht fid mit einer Maſſe von PBrivat- Petitionen, 
feien diejelben noch fo komiſch und abjurd; diejelben werden mit Einbegleitungs» 
reden veriehen. So geht es in der heutigen Sitzung burd viele Stunden; 
die Rechte verhält fih vollſtändig ruhig; der Präfident greift nicht ein, um 
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feinen Sturm zu probociren. Die Sigung iR im Wllgemeinen ſehr erren 
Menſchenmaſſen umgeben das Haus. 

10. März. (Ungarn) Lanbesconferenz ber Linfen in Peſth. Bankett de 
Linten und ber äußerften Linken: Glüdwunfd-Telegramm an Kofi, 
Die Line macht mit der äußerften Linken gemeinfame Sache geger 
ben Wahlreform-Gefeßentwurf. 


12. „ (Defterreid). Verſammlung ber böhmiſchen Biidhöfe in Pur 
um fi) über die ihnen durch die beabfichtigte Unterjlüung ber » 

' dren Geiftlichfeit von Seite des Staats drohende Gefahr zu —*— 

18. Oeſſſerreich.) Ein kaiſ. Patent lͤſt nunmehr den (in ſeiner Mehr: 
heit noch czechiich-nationalsfeubalen) böhmifchen Landtag auf. Bar: 
füllt das legte Stüd der Hohenwart'ſchen Aera und foll der Wahlreform 
des Reichsraths die erforderliche Ziweidrittelmajorität gefichert werden. 


14. „ (Defterrei.) Reichsrath, Abg.-Haus: Weitere Berathungen des 
Verfaflungsausfchufies über den galigiihen Ausgleich. 

Erflärung des Minifierpräfidenten: „Eine gänzlich mikverfkanden 
Aeußerung des Hrm. Yinanzminifters hat die Beſorgniß wachgerufen, als liege 
es in der Abſicht der Regierung, nad Abſchluß des galiziihen Ausgleichs mc 
der Ausgleihepolitit aud in anderen Ländern fortzufahren. Diefer Borans- 
jegung muß id im Namen der Regierung auf das Entſchiedenſte entgegen 
treten; ein ſolches Borgehen liegt der Regierung volllommen fern und * 
ihr auch ſtets fern bleiben. Die Regierung hat vielmehr die feſte 

ung, daß eben durch die endliche lung der galiziichen Frage — 
füberatißifcer Richtung ein fehr fehler Riegel vorgeichoben werde. Die 
gierung war deßhalb bisher auf das Eifrigfte befirebt, den —— * 
gleich einer befriedigenden Bollendung entgegenzuführen, und wird auch fünf 
in dieſer Weiſe fortfahren.” Der Fuürſt lehnt deßhalb den Sisfra’fchen Un- 
trag, wonad) der Ausgleich nur gleichzeitig mit den direkten Reihsrathswahlen 
ins Leben treten follte, Namens des Miniſteriums unbedingt ab, mdem ct 
bemerft: Der Antrag fei geeignet, das Programm des Riniferiums zn 
ftoßen, ohne daß feine Annahme der Einführung der direkten Wahlen irgend⸗ 
wie die Wege ebnen Lönnte. 

Dagegen wird ber Antrag des Subcomité's, daß das Geſeß be; 
ber Galizien zu gewährenden Conceffionen erſt dann in Wirffamtei: 
zu treten babe, wenn basjelbe im Wege ber Landesgefehgebung Ga: 
liziens als ein Beltandtheil der dortigen Landesorbnung einverleib: 
jei, angenommen , nachdem der Minifterpräfident erflärt hat, daß die 
Regierung auf dicſer Einverleibung beſtehe. 

15. _ „ (Ungarn) Unterhaus: Fortgang des parlamentariien Stan- 
dals: Nah fünftägiger Debatte ift endlich die Frage der täglichen 
Dauer der Sifungen entſchieden und ſoll täglich Vor⸗ und Nachmittag? 
Sifung gehalten werden. Die beiden Linten bebarren indeß troßdem 
auf ihrem Entichluß, die Wahlgejebnovelle tobtreden zu wollen. 

Die Motive der Linken find Übrigens nicht ganz unftihhaltig. Die Gränk, 
warum fie dem neuen Wahlgeſetz fo heftig opponirt, find einmal bie Erhögung 
des Genius gegenüber dem durch das 1848er Wahlgeick wormirten — eine 
Erhöhung, die inden geringfügig iſt und zum größten Theil daher rührt, dark 
der neue Entwurf die Steuer und nicht den Befig oder das Einfommen als 
Griterium der Wahlfähigleit annimmt — und in zweiter Sinie der Umſtand 
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dat die anerfannt verwirrien Mablverhältnifie in Siebenbürgen durch die vor⸗ 
gelegte Novelle nicht georbnet werden. Was den Genius betrifit, jo verlangt 
zwar bie Außerfie Linke nahezu das allgemeine Stimmrecht (einige Aeußerſte 
auch das Stimmrecht der rauen); das linke Centrum würde ſich jedoch mit 
einer Herabfetung des Genius um einen Gulden begnügen, damit die Ver⸗ 
hältmihe bleiben, wie fie dermalen beflehen. Tiſza hat aud in cinem Antrag 
bei Gelegenheit der Generalvebatte bloß die Zuridziehung des Geſetzentwurfs 
von Eeiten der Regierung verlangt, um ein befiereßB Gele auf Grund voll: 
FRändiger fatiftiiger Taten zu verfafien — eigentlich für jett fi alſo für die 
Tortdauer des 1848er Wahlgeſetzes ausgeſprochen. Eiebenbürgen ſcheint haupt» 
Jahli der Stein des Anſtoßes zu fein. Die Abgeordneten aus Eiebenbürgen 
gehören zum allergrößten Theil der Teal-Partei an, und die Linke war bei 
den legten fiebenbürgifchen Wahlen faft alfentbalben neihlagen worden. Nun 
iſt die Bertheilung der Wahlbezirke in Siebenbürgen jehr ungleich (eine Stadt 
mit 3000 Ginwohnern wählt 3. 2. zwei Abgeordnete, ein ganzes Gomitat 
Bingegen nur einen). Ber Emjus im Berhältniß zu Ungarn ift zu hoch, die 
Beſtimmung der Wahlfähigkeit ganz den der Regierung ergebenen Municipals 
beamten überlaffen, die einen um jo größeren Einfluß befigen, als dort nicht, 
wie in Ungarn, engere Wahlbezirke befteben, ſondern die Municipien ſelbſt die 
Abgeordneten wählen. Bie Linke hat alje nicht Unrecht, wenn fic verlangt, 
Daß die Berbältnifie in Siebenbürgen geordnet werden; nebenbei hofft fie auf 
in Folge diefer Ordnung einige Sitze zu erlangen. Die Teal-Bartei hin- 
gegen, die in Siebenbürgen ihre Hauptflüge findet, will an ven beſtehenden 
Berhältniffen nichts geäntert wiflen; daher die heftige Oppofition nenen das 
neue Wahlgeſetz von der einen, die hartnädige Bertheidigung deilelben von 
der andern Geite. Die Linle begreift, daß der neue Entwurf in Folge der 
geänderten Beflimmungen im eigentlichen Ungarn und der nicht geänderten 
Beſtimmungen in Siebenbürgen ihr nadtheilin, ja nefährlih fe, und im 
Sintergrunde des Wahlgefees lauert überdieß der Entwurf Über die Berlän- 
gerung der Mandatsdauer auf fünf Jahre, eine Mafregel, die, im Verein 
mit dem neuen Wahlgeſetz, jelbft die Exiſtenz der Linken zu gefährden im 
Stande wäre. Wird aber die Wahlgeſetznovelle verhindert, dann kommt der 
Entwurf über das fünfjährige Mandat gar nicht zur Verhandlung. 


15. März. Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.-Haus: genehmigt die von ber 


18. 


19. 


Regierung geforderte halbe Million Gulden behufs Unterftübung ber 
vielfach ganz elend beſoldeten niedern Geiftlichkeit. 

„ (Defterreid.) Reichſsrath, Abg.-Haus: Der Berfaffungsausichuß 
nimmt den von Seite der Regierung befürtorteten Antrag de3 Sub- 
comite’s für den galiziichen Ausgleich, wonach die Art der Beſchickung 
des Reichsraths buch Galizien erſt gelcgentlih der Wahlreform des 
Reichsraths feftgeftellt werden foll, mit 15 gegen 12 (morunter ſämmt⸗ 
liche polnische) Stimmen an. Damit ift der Antrag Giskra betr. die 
Gleichzeiligkeit der Einführung direkter Reichsrathswahlen und des ga⸗ 
liziſchen Ausgleichs abgelehnt. Bezüglich des finanziellen Verhältniſſes 
zwifchen Galizien und dem Reiche fol nad) dem von Rechbauer ge- 
ftellten und vom Minifterium befürworteten Antrage eine fünfjährige 
Revifion flattfinden. Damit ift die galizifche Trage im Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſe erledigt. 

„ (Defterreid.) Reichſsrath, Adg.-Haus: befchließt ohne Debatte 
auf den Antrag des Ausfchuffes bez. der zahlreich eingegangenen Pe⸗ 
titionen wider den Mißbraud der Kanzel: 
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die ſammilichen Petitionen an das Miniſterium zur eingehenden Prüfung 
und Würdigung der darin geidjilderten Zuftände abzuireten,” dasſelbe aber 
zugleich aufzufordern, die unterflehenden politiſchen und Juſtizbehörden zur 
genauen Ueberwachung der durch den Mikbraud der Kanzel von Seiten des 
Elerus begangenen Strafgejeg-Berlegungen und zur fofortinen Handhabung 
der beſtehenden Strafgejege anzumeiien; aud wird das k. k. Minifierium drin» 
gend angegangen, die in der allerh. Thronreve vom 28. Dez. 1871 in nähe 
Ausficht geftellten, durch Lölung der mit dem heil. Stuhle beflandenen Gon- 
vention in Bezug auf die Verhältnifie zwiſchen der katholiſchen Kirche umd der 
Staatsgewalt nothiwendig gewordenen Geſetzesvorlagen zur verfaffungsmäßigen 
Behandlung einzubringen. 


22. März. (Ungarn.) Unterhaus: Der parlamentariide Skandal bez. der 


23. 


Wahlgejebvorlage dauert fort. Eine Eonferenz der Deal-Partei mit 
ber Linken bleibt rejultatlos. 

„ BDefterreid.) Reichſsrath: Beide Häufer genehmigen die Er- 
höhung des Triedensftandes der Cavallerie. 

„ (Defterreih: Böhmen.) Beginn der Wahlagitation für den Land- 
tag. Ein Wahlaufruf der Tyeudalen wird von der Regierung mit 
Beſchlag belegt. Gegen den Verſuch, einzelne Grundeigenthümer durd 
Voltsmaſſen zur Stimmabgabe in czechiſchem Sinne zu preffen, muß 
Militär verwendet werben. Die patriotiſch⸗okonomiſche Gefellichaft, 
bie von den Feudalen als Agitationgmittel bemüht werben foll, wird 
aufgelöft. 


12. April. (Ungarn.) Unterhaus: Die am 22. Febr. begonnene, durch 


16. 


den parlamentariiden Standal der beiden Linken jo lange hinge⸗ 
zogene Wahlgeſetzdebatte kommt enblih doch zum Schluß und wird 
ber erfte Paragraph derjelben mit einer Majorität von 44 Stimmen 
angenommen. 

Der Sieg der Deab Partei if indeß ohne praftiihen Werth. Das Gehe 
kommt doch nicht mehr zu Stande und die beiden Linken haben ihren Zwed 


boch erreicht. Der Präfident theilt mit, daß der König den Reichstag Dienfkaa 


in der Burg zu Dfen fchließen werde. Madaratz erllärt hierauf im Namen 


der ganzen Adtundvierziger- Partei, daß er, jolange die ſchwarz⸗gelbe Fahne 


auf der Burg wehe, nit nach Ofen gehen werde. Ueberdieß gebiete bes 
Geſetz, daß der Reichstag in Perth geichlofien werde. 


„ (Defterreih: Böhmen.) Die Regierung fährt fort, der feubal- 
nationalsclericalen Agitation für die Landtagswahlen ſehr energiich ent 


gegenzufreten. Die verfaftungstreue Partei macht große Anftrengungen, 
fich die Majorität im (den Ausfchlag gebenden) Großgrunbbefite zu fichern. 
„ Oefterreid.) Der Gemeinderath von Wien erklärt fi mit 
allen gegen 2 clericale Stimmen für die Ausweifung der nad) Defter- 
reich nicht zufländigen, in Oeſterreich ſich aufhaltenden Jeſuiten. 

„ (Ungarn) Schluß der Seſſion des Landtags: Thronrede des 
Kaiſers. Zu großer Befriedigung der Ungarn wird auch das Diplo» 
matiſche Corps in Wien zu der Feierlichteit eingeladen. 


Die Thronrede weist auf den vor drei Jahren perjönlih durch den Kaiſer 
exdfineten Reichttag hin und hebt hervor, daß die beide Hälften der Monardie 
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gleigmäßig betreffenden Angelegenheiten ſchon während fünf Jahren im beften 
invernehmen mit Erfolg erledigt wurden. Der gegenwärtige Reichätag babe 
der ihm zu Theil gewordenen Aufgabe, das geiftige und materielle Landes» 
wohl zu fördern, durch Regelung des Gerichtsweſens und der Verwaltung 
entſprochen. Dieſelbe führt die geihaffenen Belege über die Ausübung der 
ricpterlihen Gewalt und Berantwortlichkeit der Richter an und betont, daß 
die Organifirung der Gerichte erfter Inſtanz und die Trennung der Juſtiz 
von der Adminiftration die öffentliche Sicherheit erhöhen und den Credit be» 
feftigen werben, daß ferner die Regelung der Municipien und Gemeinden, 
bafirt auf dem Brundjage der Selbfiverwaltung, die genaue Befegvollziehung 
fiherte und Stantsverwaltung und Municipal» und Gommunalverwaltung in 
Harmonie bradte. Ferner wird der fortichreitenden endgiltigen Regelung der 
Befigverhältnifie, der Foͤrderung der Öffentlichen Intereſſen, der Hebung des 
Wohlſtandes dur die vom Reichstage votirten einichlägigen Geſetze über zwed- 
mäßige Berwendung der bedeutend geftiegenen Öffentlichen Binnahmen und 
durch die für Berbefjerung des Gerichtsweſens und des Unterrichts, für Cultus⸗ 
zwede, Ergänzung des Eifenbahnneges, Umgeftaltung des Franzenskanals und 
für Hebung der Hauptfladt votirten namhaften Beträge erwähnt. Die Thron- 
rede gedentt jodann der bereitwillig bewilligten Poften zur Entfaltung des 
Inſtitutes der Landwehr und betrachtet es als einen Beweis für die Zunahme 
des Wohlflandes, daß Alles ohne Erhöhung der Steuern und ohne Contra⸗ 
hirung unproduftiver Anleihen bewerkfielligt wurde. Angeſichts der theils an- 
gebahnten, theils thatfähhlih in Angriff genommenen Provinzialifirung der 
Militärgrenze wird die Hoffnung ausgeſprochen, daß der Zeitpunkt nicht mehr 
fern fei, wo fein Bruchtheil der Bevdlkerung des Reiches mehr exiſtiren wird, 
der die verfafjungsmäßigen Nechte nicht in vollem Maße genießen könnte, be 
dauert, daß durch Bereitelung der Berhandlung in der letzten Zeitperiode 
des Reichstages die genaue Feſtſtellung des Wahlgefeges, die Regelung der 
Haupiſtadt, fowie die Sanctionirung anderer von der Regierung eingebrachter 
-gemeinnüßiger Gefegentwürfe nicht erfolgen konnte und fügt bei, es werde dic 
Aufgabe des nächſten Reichstages fein, das Berfäumte nachzuholen und für 
Sicherſtellung der verfaffungsmäßigen Verhandlungen zu forgen. Die Thron» 
rede fließt: „Das mit den auswärtigen Mächten gegenwärtig beſtehende qute 
Berhältnig läßt zuverfichilich hoffen, daß der bald einzuberufende Reichstag 
die auf Grundlage fanctionirter Gejege begonnene Arbeit unter den Segnun- 
gen des Friedens weiterführen werde. * 


26. April. (Defterreih: Böhmen.) Eröffnung bes Landtags. Das Re 
fultat der Landtagswahlen entſpricht den gehegten Erwartungen : die, 
deutſche Bevölkerung hat überall verfaffungstreu, die czechiſche national 
gewählt; doc war die verfallungstreue Minderheit auch in den über» 
wiegend czechifchen Kreiſen ftärter als bisher. Der ausichlaggebenbe 
Sroßgrundbefi wählte in beiden Gruppen Tiberal: die Minderheit 
enthielt fi der Abftimmung unter Proteſt. Der Landtag meist alfo 
wieder eine entſchiedene Mujorität in verfaffungstreuem und Tiberalem 
Sinne auf. Die czechiſchen Abgeordneten erfcheinen in demfelben nicht. 


2. Mai. (Defterrei.) Conferenz der Biſchöfe in Wien. Diejelbe be= 
jchließt eine Eingabe an den Eultminifter. | 

Dieſelbe if ziemlich umfangrei). Im Eingange derjelben wird der Sat 

aufgeftellt: „Gonfeffionslos if religionsloz.“ Die Auffiht über Neligiofttät 

und Sittlichleit der Schuljugend müfle der Kirche newahrt bleiben, und deß⸗ 

alb dürfe in den diefe Beziehungen betreffenden Fragen ihr Einfluß auf die 

hr⸗ und Schulbücher nicht geſchmälert werben. Religion und Sittlichkeit 
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feien jet der Willlür der weltlichen Schulbehbrden preißgegeben. Getietfunk 
und Gewifienhaftigfeit verſchwinden. Ungefihts jolder Zufänte mühe We 
confelfionellen Eulen wieder in ihre Rechte eingefeht werden. Die Liege 
über Irreligiofität der Schule werden nun folgendermaßen fortgefegt: „& 
mehrt fi die Zahl der Lehrer, welche ihre Gtellung mikbraudgen, um fir 
den Unglauben und die Verachtung der Religion Propaganda zu machen; es 
mehri fi die Zahl folder, welde dieſen Frebel an der Jugend mit Reigender 
Frechheit begehen.” Es wird als unzuläifig bezeichnet, dak in katholijhe 
Ländern Proteflanten und Juden als Lehrer angeftellt werden, und die Re 
gierung folle erklären, daß nichtkatholiſche und jüdiſche Lehrer an Tatholrichen 
Säulen nicht angeftellt werden dürfen. Ferner wird als durdaus unzuläm; 
bezeichnet, daB in ganz ober vorwiegend katholiſchen Schulen Lehr- und Lie 
bücher gebraucht werden, aus welchen jede Erinnerung on die Lehren und Em 
richtungen der kath. Kirche und ſelbſt an das Chriſtenthum iorgfältig ausgemerz 
it, und aud in diefer Beziehung Abhilfe von der Regierung verlangt. u 
Betreff der religiöfen Uebungen werden folgende Sätze aufgeſtellt; Lie Leiter 
der Schule haben Sorge zu tragen, daß die Echuljugend a) an den feſtgeſegien 
Tagen zur Prüfung (nämlich Religions-Prüfung) ericheine, und zwar im ber 
Kirche oder auch in der Schule, je nachdem der Biſchof es anorbuet; b) der 
weltlichen Schulaufficht ſeht e8 nicht zu, bei dem Religions⸗Unterrichte zum 
Zwede der Beauffigtigung befielben anweſend zu fein; c) wenn die Regiermms 
e8 für nothwendig erachtet, den Religionslehrer von einer StaatSanftelt zu 
entfernen, fo muß fie fi) gegenwärtig halten, daß er die Ermädtigung zur Slar- 
bens. und Gittenlehre nit von der Staatsgewalt, fondern von feinem Bi 
ſchofe empfangen hat, und muß ſich daher mit diefem in’s Einvernehmen jehen. 
Indeſſen ift die Behörde befugt, ihm, was er von ihr empfangen hat, nämlid 
Stimme im Lehrkörper und den Gehalt, zu entziehen, aber von ber Wil: 
ſamleit als Religionsiehrer hat die Schulbehörde den Seelſorgeprieſter, ver 
an den Bolksſchulen Religion Iehrt, nicht auszuſchliehen; fie wende ſich, wenn 
fie dieß thun will, an den Biſchof. Als das Heinfte Maß der für die Schler 
einzubaltenden Religions-Uebungen wird bezeichnet: 1) Die Schuliugend bei 
täglich bei der heiligen Mefle zu fein. Nach gegebenen Umfländen werden die 
Biihdfe auf Ausnahmen von der Regel eingehen. 2) Das Gebet ver um 
nad der Schule. 3) Viermal im Jahre das heiline Buß» und Ultarsiaire 
ment. 4) Die Theilnahme an der Frohnleichnams⸗ und Markus-Brozeikon 
und an den drei Bitt⸗Tagen. Die heftigſten lagen richten fi aber gegen 
die Lehrer-Bildungsanftalten. Ueber biefelben wird gejagt: Man hält fidh en 
eine Behre und Pädagogik, welche den höhern Urſprung bes ver⸗ 
läugnet. Die Gebete verſchwinden. Mehrere der größten und wichtigfien Lehrer 
Bildungsanftalien ftehen mit der Anſicht der Regierung, daß bie Lehrer Re 
ligion haben follen, in grellem Widerfprude; fie find jo beſchaffen, als wär 
es darauf angelegt, den Lehramts⸗Candidaten den Tatholiihen Glauben zu 
rauben. Lehrbücher, welche die Geſchichte zu Bunften des Protelantismus 
und der Aufllärerei fälfchen, zielen darauf ab, die katholiſche Kirche zu einen 
Zerrbilde gu maden, die göttliche Offenbarung in das Reich der Mythen zu 
verrociien. Allerdings wird die Erziehungslehre bis jetzt noch nirgendS vom 
Standpunkte des erklärten Materinlismus vorgetragen, aber von dem einef 
verſchwommenen Deismus; die Wichtigkeit der Raturwiſſenſchaften wird mit 
einer für liberal geltenden Uebertreibung angepriefen und dabei deutlid 
efagt: Bott und die menſchliche Seele gehören dem Reiche der Di gm. 
Der theoretifche und praktiſche Materialismus if gegenwärtig die ſchlimmſte 
Seuche der Beifterwelt. An manden Orten werden bie Lehramts⸗Candidaten 
zu feinen Religions-llebungen verhalten. Hie und da find von den Tebungs- 
ſchulen die Andachtsübungen ausgeichloffen. Diefeß kennzeichne den Geiſt, in 
welchem ſolche Anftalten geleitet werden. Auch über die Preſſe wird geflagt 
und namentlich über die Xehrertage, wo „Diefterweg und feine Epigonen bes 
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“ 
große Wort führen“. Bier geſchehe Alles, was geſchehen kann, um den Lehrer 
der Religion und feinem Berufe zu entfremden. Er hört bier verkünden, daß 
der Lehrerfkand die Sendung babe, dur die „rechte Jugendbildung“ dem 
Chriſtenthum ein Ende zu machen und e6 als eine Forderung aufflellen, der 
von Gott abgefallenen Vernunft die Bahn zu ebnen. Die Veſoldung, welde 
ein folder Welten-Erneuerer anzuſprechen hat, joll der Größe jeines Berufes 
entipredien. Aber von der Zufriedenheit mit dem ihm beichiedenen Lohne iſt 
jegt leine Rebe mehr. Um eine ſolche Verſammlung beſuchen zu Lönnen, exe 
halten die Lehrer, wie mit Bedauern conftatirt wird, Urlaub, mandmal aud 
Geldunterſtützung!“ „So Heben die Dinge”, Ichließt die Eingabe, „und wenn 
wir Abhilfe heiſchen, jo find es nicht die Intereſſen der Kirche allein, für die 
wir unfjere Stimme erheben.“ 


5. Mai. (Defterreih: Böhmen.) Landtag; Wahlen in den Reichsrath: 


7. 


9. 


16. 


von 54 Gewählten gehören 40 der verfaſſungstreuen Partei an. 


„ (Ungarn) Wahlagitation: Die Slovalen, Serben und Rumänen 
ſchließen fi in ihren Berfammlungen zu S. Marton, Großbelskered 
und Arad der Linken an. 

„ (OÖefterreid.) Wieberzufammentritt des Reichstags. Die Res 
gierung fann nunmehr in demjelben für Die Wahlreform auf eine 
Zweibdrittel-Majorität zählen. 

„ (Ungarn) Reife des Kaifers in das Banat. Die 5. Pforte 
begrüßt ihn bei Diefer Gelegenheit, Serbien dagegen auffallender Weiſe 
nit. 

„ (Oefterreid.) Reichsrath, Abg⸗Haus: genehmigt in dritter Le⸗ 
fung einen Gefeßesentwurf betr. den Religionsunterricht an den Volls⸗ 
und Mittelſchulen. Interpellation Rechbauer. Anttvort des Eultminifters 
über das Verhältniß zu den Bilchöfen. 

Nechbauer und mehrere andere Redner nehmen von dem Geſetzeſsentwurf 
Beranlafiung, auf die Haltung hinzuweiſen, die der Eultminifter ſeit einiger 
Zeit in religidfen ragen beobachte, eine Haltung, die bereits in weiteren 
Kreiſen Anlaß zu Beſorgniſſen gegeben hätte Der Eultminifter ergreift das 
Wort zu feiner Rechtfertigung und bemalt: „Es ift zwar nicht ausprüdlicd, 
aber doch mit ziemlich beflimmten Hinweiſen angebeutet worden, daß die Re⸗ 
gierung fih bereit auf einer abſchüſſigen Bahn befinde (Rufe links: Ya), 
nicht bloß deshalb, weil fie ihr wiederholt gegebene Verſprechen nicht durch 
die jofertige Einbringung der Vorlagen hinſichtlich der confeffionellen Ange⸗ 
legenheiten gelöst habe, fondern auch — und das wurde nicht blos im Haufe, 
fondern aud in den öffentlichen Blättern angedeutet — wegen der befanntlid 
in legter Zeit Rattgehabten Gonferenzen der Biſchöfe. Ich bin in der Lage, 
in diefer Beziehung eine beftimmie Erklärung abzugeben, die Erklärung näm⸗ 
li, daß ich mit den Mitgliedern der ohne Zuthun der Regierung zuſammen⸗ 
getretenen Eonferenz der Bijchöfe keine Verhandlung gepflogen, auch nicht An⸗ 
laß genommen habe, mid mit denjelben in Verlehr zu jegen, daher um fo 
weniger eine Zuficherung gegeben oder irgend welche Gonceifion gemacht habe. 
Wohl habe ich in den letzten Tagen Eingaben erhalten, welche von der Mehr⸗ 
zahl der öfterreichiichen Bilchdfe gefertigt waren, und worin insbejondere Bin- 
fichtlich des NReligionsunterrichtes an den Schulen und Lehrerbildungsanflalten, 
binfichtlich des Religionsbelenntnifjes der Lehrer, hinfichtlih der behaupteten 
Verbreitung des Unglaubens in der Schule und der Wehrpflicht des geiftlihen 
Gtandes fpecielle Bitten ausgeiprodden waren; aber ich Tann mit Befriedigung 
confatizen, dab dieſe Eingaben im Vergleiche mit früheren, meiſt nicht un 


268 


deſterreich· Angarn. 


mittelbar an die Regierung gekommenen Pelitionen ſich durch Berſohnlichten 
ihrer Haltung aus zeichnen und daß fie, wenn gleich in Wahrung des befannira 
kirchlichen Standpunttes, nicht auf eine Abänderung der beſtehenden Ger: 
gerichtet find, fondern die Beſtimmungen diejer Gejeke zum Wusgengepunt: 
der geäußerten Wünſche nehmen. Was deren weitere Behandlung anbelangt. 
jo kann id) verſichern, daß die Regierung bei pflichtgemäßer, eingehender Pri: 
fung der Eingaben an den Schulgefegen nad Wort und Simn tren ſeß⸗ 
balten wird. ... . Es if jehr ſchön, an das Wort „freie Kirche im freies 
Staate” anzufnüpfen, um fih ein ideales Bild von diefen Berhältuiffen zu 
ſchaffen. Es ift recht jhön, in dieſer Beziehung — Eie erlauben mir es ge 
xade zu jagen — Phraſen an die Stelle von beſtimmt formulirten Rormean 
zu ſetzen. Es haben fih die Regierungen der vorgeichrittenfien Böller Ex- 


ropa's Jahre, Jahrzehnte lang mit Fragen beichäftigt, welche nad Yuflöfune 


des Eoncordats nun der Loſung harren. Wollen Sie der Regierung zumauthen, 
daß fie jet, wo fie eben fih erſt zu conjolidiren in der Xage war, jet, wo 
e8 darauf angekommen if, der Regierung endli ein der Berfaffung ent- 
ſprechendes Parlament gegenüberzuftellen, daß fie jebt ſchon ohne eingehente 
Prüfung der Verhältniffe, ohne Berückſichtigung aller derjenigen Schwierig⸗ 
teiten, welche bei der Löſung diefer fo wichtigen ragen entfichen, jofort uns 
leihthin irgend eine Vorlage gemacht hätte? Hätten Sie nicht in dieſer Be 
ziehung dann felbft einen Zuftand der Regierung in die Schuhe geſchoben. 
welcher jett ſchon im Voraus al3 ein verfahrener Karren bezeichnet wird! 
Eden wir wollen vermeiden, daß der Karren nicht verfahren werde, aber 
darum müſſen Sie uns Zeit zur Eonjolidirung laffen.” — Die liberale Preſſe 
kann inzwilchen in der Eingabe der Biſchofe ein verjühnliches Entgegentommen 
kaum erfennen und findet die Erklärung des Eultminifters, daß von den Säul- 
geſetzen nichts geopfert werben folle, recht tröftli, nur fei es ſchlimm, dar 
diefe Schulgefee bis jet nrößeren Theils nur auf dem Papier fänden, alio 
die Ihatjächlichen Verhäliniſſe derart jeien, daß man dem GleruS feine Zuge 
Rändnifie zu machen brauche, fondern deſſen volle Zufriedenheit ernte, wenn 
man e8 jo beim Alten laſſe. Die Aeußerungen des Minifterd legten foger 
die Bermuthung nahe, daß zwiſchen der Regierung und dem Gard. Rauſcher 
dießfalls geradezu eine Urt Abkommen getroffen worden fei. 


23. Mai. (Deſterreich.) Reichsrath, Abg.- Haus: Verfaſſungsausſchuß 


über die galizifche Frage. Die Regierung geht damit um, noch bevor 
dies Ausgleichs⸗Elaborat an den Reichstag gelangt, ben galigifchen 
Landtag zu einer Aeußerung über dasjelbe zu veranlaffen. 
Erflärung des Miniflerpräfidenten: „Die Regierung hat beim 
MWiederzufammentritt des Reichſrathes die verfchiedenen Eoentualitäten in's 
Auge gefabt, die bei der Behandlung der galiziihen Angelegenheiten eintreten 
fönnen, und zwar in der Abſicht, die Sache raſch vorwärts zu bringen. 
Sie hat aud die Frage des Zufammentritts, jei es aller Landtage, fei es des 
galiziſchen allein, in Erwägung gezogen. Dabei beihäftigt fie auch der Ge- 
danke, daß dem galiziihen Landtage die Gelegenheit gegeben werden Könnte, 
fih. Über die ihm zu machenden Gonceifionen gutadhtlih zu Aukern. Cine 
Beſchluß in diefer Richtung bat jedoch die Regierung nicht gefaßt, und Tomnte 
ihn auch nicht fafien, weil fie nicht vorherjehen Tann, wie weit die Ungelegen- 
eit in beiven Käufern noch gebracht werden wird; follte die Regierung aber 
auch ein Gutachten vom galiziichen Landtag begehren, fo wird damit weder 
den Beſchluſſen des Reichſsrathes vorgegriffen, noch dadurch die begehrte In» 
artitulirung in die Kandesorbnung aufgegeben, an der die Regierung Reis 
offen und unummunden feflgehalten hat. Auf alle Bälle kann id) den Herren 
die Verfiherung geben, daß e8 der Regierung nicht einfallen kann, eitwas zu 
unternehmen, was gegen das Berfafiungsrecht wäre, ober über die Gompelenz 
der Regierung hinausginge. Was die Beunruhigung der Gemüther anbelangt, 
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fo muß die Regierung die Verantwortung dafür jenen Elementen zuſchieben, 
Die eben eine fortwährende Heke in Scene jegen müſſen, um bei der Bevölke⸗ 
zung daS Bertrauen zum Minifterium zu untergraben. Treu dem Wahl- 
ſpruch: „Der Zwei heiligt das Mittel“, werden dazu alle nur möglichen 
Berdächtigungen gebraucht, um als DOfter oder Pfingſtgeſchenk dem Publikum 
offerirt zu werden. Einmal ift e8 ein Tleiner Berfaflungsbrud oder ein ge- 
heimer Pact, dann eine Uneinigkeit im Schoße des Minifteriums, eine Minifter- 
Erifis. Zeigt fih nad kurzer Zeit die Unwahrheit folder Gerüchte, fo fagt 
mon einfach: die Regierung wende alles an, un das abzuläugnen und zu 
vertufhen, was gegen ihren Willen in die Oeffentlichkeit gelangt if. Wenn 
Daher die Angft vor dein Berfaffungsbruc die Gemüther beunruhigt hat, fo 
kann ih den hoben Ausſchuß verfiern, daß dieſer Verfaſſungsbruch von der 
Regierung jo gut vertuſcht worden ift, daß er im Schoße des Minifteriums 
nicht einmal empfangen, viel weniger geboren wurde.” 


! 25. Mai. (Defterreih: Böhmen.) Furchtbare Waſſernoth, hauptſächlich 


auch in dem rzechiſchen Theile des Landes. In Wien conftituirt fich 
aus den Reihen der Berfafjungspartci ein großes Hilfscomite. 
„ODeſterreich.) Reichſsrath, Ag. Haus: Der Ausſchuß beichließt 
auf den Antrag Rechbauer's mit 5 gegen 4 Stimmen, dem Haufe 
die Ablehnung der von der Regierung eingebrachten Novelle zum Land- 
wehrgejeß zu beantragen. Die Regierung, um einen Drud auf das 
Abg.⸗Haus auszuüben, erflärt, bezüglich diefer Angelegenheit die Ea- 
binetsfrage ftellen zu müllen. 

Die mweientlichfte Beſtimmung der Rovelle gebt dahin, die Stärke der cis⸗ 

Leithanifhen Landwehr, Tirol und Borarlberg mit ihrer jelbftftändigen Or⸗ 
ganilation ungerechnet, auf 81 Bataillone Infanterie, je 1 oder 2 Schwadronen 
für jeden Ergänzungs-Bezirt eines Gavallerieregiment8 und eine Abtheilung 
berittener Schügen feitzujegen ; fie verfügt jodann ſchon in Frieden die Auf» 
Rellung von Bataillons⸗ und von Cavallerie⸗Inſtruktions⸗Cadres. Der beiref- 
fende Ausſchuß erachtet nun die bisherige Organiſation der Landwehr als voll⸗ 
Zommen zweckentſprechend und will demgemäß über die Regierungsvorlage um 
fo mehr zur Tagesordnung übergehen, als viefelbe einen jährlichen Mehrauf- 
ward von ſtark 1 Million Gulden bedingen würde, 
„ (Ungarn: Eroatien.) Die Landtagswahlen find im Ganzen zum 
Nachtheil der Regierung in Peſth ausgefallen. Das Berhältniß der 
Nationalen zu den Unionijten ift bei ben 75 Gemwählten ungefähr wie 
3 zu 2. 

Die Hoffnungen, welchen man fi hingab, durch den eniſchieden unioniſti⸗ 
Then Banus-Stellvertreter Bacanovich eine unioniſtiſche Tandtagsmehrheit zu. 
fammenzubringen, haben fi nicht erfüllt; der Banus-Stellvertreter hatte den 
Bogen allzu ftraff geipannt, fo daß ſchließlich Theile der eigenen Partei ab» 
fielen und ihn im Stiche Tießen. Die Unioniften werden im Landtag etwa 25, 
die nationale Partei etwa 51 Stimmen befigen. In Slavonien wurden die 
unioniſtiſchen Eandidaten jeht, wie auch bei den früheren Wahlen, ſammilich 
Durdgebradt, dafür erlitt die Regierung in den croatiſchen Comitaten, wie 
nit minder in dem ehemaligen Bellovarer Komitat — ehemal. Regiments- 
bezirk — eine Niederlage nach der andern. In Agram felbft wurden die drei 
Gandidaten der Unionspartei geſchlagen und ift hierbei der Banus-Stellvertreter, 
der aud als Candidat aufgetreten war, durchgefallen. Indeß meint man in 
Peſth, das es ſchließlich doch moͤglich fein werde, die Landtagsmehrheit in 
Agram unioniſtiſch zu geſtalten, da man ſich der Hoffnung hingibt, daß die 
Birilſtimmen beſitzenden Magnaten ſammtlich mit der Regierung ſtimmen 
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werben. Es figen im croatiihen Landtag mit Birilkimmen 9 Obergeipame, 
9 geiftl. Würdenträger und etwa 30 Magnaten. Die Obergeipane Fimusrten 
begreiflihd mit der Regierung, dafür find —* die Geiſtlichen national. Wes 
die Magnaten betrifft, jo haben 8 bis 10 derſelben fiets mit der Rational 
partei geftimmt, ebenjo viele mögen der Regierung ergeben fein, ber Re 
pflegte bis jetzt ſtets neutral zu bleiben. 


1. Juni. Baron Kübel übergibt dem Papft feine Erebitive als Bertreter 


8. 


der öſterr.⸗ungariſchen Monarchie, muß aber bald wegen Krankheit 
nach Oeſterreich zurückkehren. 

„Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.⸗Haus: Die Regierung antwortet 
endlich auf bie Interpellation Rechbauer's, betr. die längſt zugeſicherte 
Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Staat und Kirche dahin: 

„Die betreffenden Geſetzeßentwürfe find dem Reisraibe deßhalb noch nicht 
vorgelegt worden, weil die Berathungen darüber im Schoße der jo vielſeitig 
in Unfpruch genommenen Regierung noch nicht beendet find. Die Regiermg 
wird e8 jih angelegen fein lafjen, viefelben dem Neichsrathe nad, ſei⸗ 
nem Wiederzufommentritt vorzulegen. * 

„ (Defterreih.) Ber Abg. Herbft veröffentlicht einen detaillirt 
ausgearbeiteten Plan ciner Wahlreform des Reichsraths mit direlten 
Wahlen, um der öffentlichen Meinung bei Beiprehung der Trage 
endlich wenigſtens feſte Anhaltspunkte darzubieten. 
„Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.⸗Haus: Der Handelsminiſter theilt 
den Haufe offiziell mit, daß die öfterreihiich-ungarijche Regierung das 
Berlangen Frankreichs bez. einer Modification bes Handelsvertrags 
abgelehnt habe, 

indem er eine Sinterpellation, betr. die Erhebung der franzdſiſchen Edi 
fahrtsjölle (surtaxe de pavillon), dahin beantwortet, daß bei dem öffentlichen 
Verlehr der öfterreihiih-ungariichen Kandelsmarine, namentlih im Zwiſchen⸗ 
bandel mit den franzöftjchen Häfen, ein Eingehen auf den Wunſch der fram- 
zöfiichen Regierung für die öfterreiiiden Handels» und Schifffahrts⸗ Intereen 
von den nachtheiligſten Folgen, ja ein Bruch mit den von Oeſterreich und dem 
meiften andern europäiſchen Staaten befolgten Grundſätzen der rationellen Han⸗ 
dels⸗ und Zollpolitif gewejen wäre Auch auf das eingeſchränktere Berlangen 
Frankreichs den Flaggenzoll wenigfiens von Öfterreihiihen Schiffen, die aus 
transatlantijchen in franzöfiiche Häfen einlaufen, zu erheben, konnte nicht ein⸗ 
gegangen werben, weil da8 Princip unwandelbar, die Dauer der ge 
bis zu ihrem Ablaufstermin dadurch verlegt und der Zukunft präju- 
dieirt worden wäre. Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten habe, de 
die ungarijche Regierung in dieſer Frage diejelbe Haltung eingenommen , bie 
f eanide Regierung bereit3 von der Ablehnung ihres Anjudens in Kenntuig 

etzt. 


„ (Oefterreid.) Reichsrath, Ab⸗Haus: Der Landwehrausſchuß be⸗ 
finnt ſich und tritt in die Berathung der Novelle zum Landwehrgeſeß 
nunmehr doch ein. 

„ODeſterreich.) Reichsrath, Abg.-Haus: Der Verfaſſungsausſchuß 
beſchließt, der Regierung in der galiziſchen Frage die Initiative, ob 
ihr Elaborat zunächſt dem Reichsrath oder dem galiziſchen Landtag vor⸗ 
gelegt werden ſolle, zu überlaſſen. Regierung und Abg.⸗Haus ſcheinen 
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übereinſtimmend der Meinung zu ſein, daß es mit dem Ausgleich 
mindeſtens keine Eile habe. 

Herrenhaus: Die Regierung macht demſelben eine Vorlage über 
die Organiſirung der Univerfitäts=Behörden,, welche die Univerſitäten 
ihres bisherigen confeffionellstatholifhden Charalters entkleiden fol. 


7. Juni. (Defterreid.) Reichsrath, Abg.-Haus: erhöht die von ber Re= 


10. 


11. 


13. 


14. 


15. 


gierung geforderte Unterſtüßung für die Waflerbeichädigten in Böhmen 
von einer halben auf eine ganze Million Gulden. 


„ Die dfterr.-ungarifche Regierung geht auf den Wunfd der Regie- 
rung des deutichen Reichs ein, die focialen Tragen mit Rückſicht auf 
die Gejebgebung in einer Gonferenz zu beiprechen, und bezeichnet dazu 
Benollmächtigte für jede der beiden Reichshälften. 


„ (Defterreih: Steiermarf.) Wirren in ber proteftant. Gemeinde 
in Graz zwifchen ber großen Mehrheit der Gemeinde und des Pres⸗ 
byteriums einerjeit3 und dem (orthodoxen) Pfarrer Leidenfroft andrer= 
feits.” Der Oberfirchenrath in Wien nimmt Partei für den letzteren 
und überjchreitet feine Machtbefugniß,, indem er die Mehrheit des 
Presbyteriums abjeht. Die Gemeinde refurrirt gegen biefe Willkür 
an das Minifterium, das die Verfügung des Oberkirchenraths auch 
wirklich aufhebt. 
„ODeſterreich.) Reichſsrath, Abg.-Haus: "Der Verfaſſungsausſchuß 
genehmigt ben Bericht feines Referenten an das Abg.⸗Haus, betr. ben 
galiziichen Ausgleih. Es werden jedoch fofort nicht weniger als 7 
Minoritätsanträge angemeldet. Die ganze Angelegenheit bleibt in« 
deſſen bis Ende des Jahres Liegen. 
„ (Oefterreih.) Der Kaijer jancionirt die vom Reichsrath be⸗ 
jchloßene Errichtung einer Aclerbauhochſchule in Wien, der erften dieſer 
Art in Europa. 
„ Der Icon längere Zeit in -Augficht genommene Beſuch des Kai⸗ 
ſers in Berlin wird nunmehr dafelbft auf den Anfang Septembers 
förmlich angezeigt. Derſelbe ftellt fich zwar äußerlich als Gegen⸗ 
beſuch für den vorjährigen des Kaiſers Wilhelm in Iſchl dar, über 
feine Hohe politiſche Bedeutung herrſcht indeß überall nicht der mindeſte 

ifel. 
(Defterreid.) Neichsrath, Abg.-Haus: genehmigt ohne Debatte bie 
von der Regierung verlangte Erhöhung der laiſerl. Eivillifte um eine 
Million Gulden. 

Das Geſeß betr. die rechtlichen Verhältniſſe der Erwerbs⸗ und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften wird in britter Lejung genehmigt. 


„ (Ungarn: Eroatien.) Eröffnung des Landtags. Die Magnaten . 
haben den Wünſchen der Regierung entſprochen: die (freilich kleine) 
Mehrheit iſt der Regierung gefichert. 
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15. Juni. (Ungarn) Durch ein faiferlides Manifeft an die Grüner, 
welches mit dem Dank für die bisher jederzeit bewiefene Xreue der 
. Ausdrud der Ueberzeugung verbindet, daß dieſe Treue fi auch im 
den neuen DVerhältniffen bewähren werde, erfolgt die Provinzialifirung 
(vom 1. Nov. 1872 an) eined weiteren Theiles der Militärgräng 
und die Auflöfung der drei banatiichen (deutjch“, rumäniſch⸗ umd fer 
biſch⸗ Banater) Gränzregimenter und des Titller Gränzbataillons. 

17. „ (DOefterreih.) Reichsrath, Abg.-Haus; nimmt die Novelle zum 
Landwehrgeſetz an, lehnt indeß bie darin geforderten Eavallerie-Juftnif- 
tions⸗Cadres ab. 

19. „ (Deflerreid.) Reichsraih, Abg.-Haus: Antivort des DRinifter 
präfidenten auf eine Interpellation der Polen bez. des Standes der 
galiziichen Ausgleichsfrage: 

‚Sum Zwede der Beantwortung diefer nterpellation glaubt die Regierung 
vor allem einen Nüdblid auf den Gang der Berhandlungen über die in Rex 
ftebende Angelegenheit werfen zu follen. Die Regierung ift von ihrem Umts 
antritt an, in loyaler Erfüllung der in der allerh. Thronrede ausgeiprocdenen 
Abficht, für eine mit den Interefien des Sejammiftaates verträgliche Verſtän⸗ 
digung offen und entichieden eingetreten, fie hat bis zur Stunde ihr Ber 
mittleramt nicht aufgegeben. Nunmehr find die Berathungen des Berfafiung:- 
Ausſchuſſes Über die galiziſche Nefolution mit Ausnahme des mit der Wabl- 
reform in innerem Zuſammenhange ftehenven erften Punktes zum Wbkchlufe 
gelangt, und tft das Elaborat des Berfafjungs-Wusihufles zur Bollberathung 
im Reichsrathe bereit geworden. Zunächſt wird e8 aljo erforderlich fein, dem 
Reichſsrath und der Regierung die beruhigende Ueberzeugung zu vertchaffen, 
daß durch die Bewährung der beantragten Zugefländnifie die galizifche Reto 
Iution definitiv erledigt und biemit diefe Angelegenheit, der Abſicht und den 
Morten der allerh. Thronrede gemäß, endgiltig zum Abjchluffe gebradgt wird. 
Meder die bevorftehende Vertagung des Reichärathes, noch die bisher vom ver 
Regierung beobadhtete Haltung vermögen jomit irgendwie einen Anhaltspunkt 
zu bieten für die „mannigfachen Deutungen und ernften Bejorgnifle”, auf welde 
die Interpellanten hinweiſen.“ 

Das Haus verwirft nach dem Antrage ſeines Ausſchuſſes die ſofortige 
Aufhebung des Zeitungsſtempels, beſchließt dagegen diejenige der als 
„ungerecht“ bezeichneten Injeratenfteuer vom 1. Januar 1873 ab. 

Wahl der Delegationgmitglieder. 

Auch das fog. „Streichquartett”, die Abgg. Rechbauer, Demel, Groß umd 
Figuly, befindet fih wieder unter den Gewählten. Es find diek bie zähen 
Hauptopponenten des Hauſes gegen jede Erhöhung des Militärbudgets. Wirt. 
lich will man aud bereits willen, daß das Neichsfriegsminifterium von ten 

Delegationen eine ſehr ſtarke Erhöhung des MilitäretatS fordern werde. 

22. „ Geſterreich) Der Kaiſer enthebt den Erzh. Wilhelm von ber 

Stelle eines Obercommanbanten der Landwehr und ernennt den Erzh. 


Rainer zu feinem Nachfolger. 


8. Juli. (Oefterreid: Krain.) Der bisherige Landesprälident Wurzbach 
v. Zannenberg wird durch den (entihieden verfaffungstreuen) Grafen 
Aleg. Auersperg erfeßt. 
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8. Juli. Dos Verhältniß zu Rußland geftaltet fich freundlicher: Erzh. 


233. 


Wilhelm geht zu den ruſſiſchen Manövern bei Zarsloje Selo ab. 


„ (Ungarn: Groatien.) Landtag: genehmigt eine der Regierung ger 
nehme Antwort3adreffe, nachdem die Nationalpartei auf ihre uriprüng- 
liche Abfiht, ein Miktrauenspotum gegen die Regierung in diefelbe 
bineinzubringen, verzichtet bat. 


„ (Oefterreidh: Böhmen) Der czechiſche Stabtrath von Prag bes 
fchließt eine Petition an den Kaifer zu richten wegen Ereirung einer 
czechiſchen Univerfität durch Theilung der beftehenden in eine beutjche 
und eine czechijche. 


„ (DSefterreih: Böhmen.) Großes Auffehen madt eine Schrift 
des Altczechen Maly, die unter dem Titel „Erinnerungen und Bes 
trachtungen eines alten Patrioten“ erſcheint, durch ihre Geftändnifie 
über die angeblidde Loyalität der Ezechen. 


Das Bud ift ein Verſuch, die Geſchichte der cjechiſchen Bewegung zu ſchrei⸗ 
ben, und äußert ſich in der gedachten Beziehung dahin: „Das Wort „König“ 
übte auf die Ezechen fletß einen geheimen Zauber aus, e8 wirkte auf fe ganz 
anders als das Wort „Kaijer”, mit weldem Namen Re den regierenden Mo⸗ 
narden benennen. „König“ war ihnen die Perjonifilation des böhmiſchen 
Staates und der eigenen Autonomie. „Raifer” repräfentirt eine fie bebrüdende 
Regierung. „Baterland und König” war das Lofungswort, das in jedem 
national Gefinnien das feurigfte Entzüden erweckte; das Wort Kaiſer“ Hat 
ihm nie recht gepaßt. Es iſt hier am Orte, die ionft fo „außgeichriene“ Loyas 
lität der Czechen uud ihre ſprichwörtlich gewordene Hinmeigung zur Habs- 
burg'ſchen Dynaftie zu beiprechen. In unferer Aufrichtigkeit nehmen wir feinen 
Anftand, dieß Alles als bloßen Humbug zu prollamiren. Ein ähnlides Ges 
fühl war bei dem czechiſchen Volke in Wirklichkeit nie vorhanden... . . Es 
iſt eine befannte Erſcheinung, daß das Boll unter jeder verhaßten Regierung 
von der nachfolgenden eine Aenderung zum Beſſern erwartet. Wenn aber auch 
wirtlid einzelne Mitglieder der Dynaſtie beim Bolle einiger Beliebtheit fig 
erfreuten, eine Anhänglichleit an daß Regentenhaus jelbft egiftirte nie, weder 
beim gemeinen Bolte, noch bei den gebildeten Klaſſen.“ 


„ GOefterreih: Dalmatien.) Die Blätter wollen wilfen, die be= 
treffenden dalmatinifchen Gerichte hätten an die Regierung berichtet, 
daß für fie abjolut nicht3 zu thun fei, weil die Boccheſen es fi in 
neuefter Zeit zur Negel machten, ihre Streitigkeiten, ftatt fie vor die 
dfterreichifchen Gerichte zu bringen, vor einem montenegrinifchen Schieds⸗ 
gericht in Gettinje austragen zu laſſen. 

Ein amtlicher Widerſpruch gegen die Nachricht erfolgt nicht und der ſlaviſch⸗ 


nationale „Wanderer* demonftrirt, daB es eine gute alte und überaus harm⸗ 
loſe Sitte in den Bocche ſei, das Recht jenfeits der Gränze in Montenegrino 


zu ſuchen. 
„(Ungarn.) Reſultat der Landtagswahlen: Die Deakiſten haben 
19 Sitze gewonnen. Im Ganzen find 245 Deakiſten und 145 Op⸗ 
pofitionelle gewählt worden. In Beth erleidet die Oppofition eine 
eflatante Niederlage. Zum erften Dat tritt innerhalb der Deakpartei eine 
ausgeſprochen jpecifijch katholiſche Fraction auf. 

18 
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7. Aug. Der Zufammentunft in Berlin zu Anfang September, an ba 
auch der ruſſiſche Kaiſer Theil nehmen wird, geben andere Artigfeit:: 
voraus, indem der Sailer zwei rufliichen Großfürften öfterreighitt: 
Regimenter ertheilt. 

— „ (Oefterreih.) Die Regierung regt die Frage der Reform te: 
tatholiſch⸗theologiſchen Fakultäten neuerdings an. 

Ueber die Geſchichte diefer Frage in den lekten Jahren wird folgende Aus⸗ 
funft gegebın. In zwei Thronreden bereit wurde fie auf die TZagesorbaun: 
der miniſteriellen Arbeit gejett. Hr. v. Stremayr ließ in feiner erfien Mi⸗ 
nifterperivde einen Entwurf ausarbeiten, der von Döflinger gepräft und gr- 
billigt wurde; Minifter Jirecek fchnitt die weitere Fortführung der Angelegenheu 
mit den Worten ab: „Danten wir Gott, daß wir jolche theologiſche WYakuıltäten 
haben!” Zirecel ging, Stremayr kam zum zweiten Male und mit ihm der mit 
Döflingers Viſum verfehene Entwurf. Lebterer wurde im einzelnen umgear- 
beitet und liegt nun einer offizidfen Broſchire, die unter dem Titel: „Die 
Reform der katholiſch⸗theologiſchen Fakultäten Defterreihs, !Bien 1872° er 
fchienen ift, zu Grunde. Der Kern des Ganzen ruht in dem Sage: „Tier 
theoretifche Ausbildung der Gandidaten der Theologie muß eine wiflenfchait- 
li gründliche fein und das ganze Gebiet der Theologie umfaflen; dieſe Aus⸗ 
bildung ift aber ein Theil des öffentlichen Unterrihts im Staatsweien, fie iſt 
Sache der theologiihen Fakultäten und bedingt daher zu ihrem Gedeihen die 
Aufhebung der biſchöflichen Lehranftalten und der Klofterihulen.* Ber Le 
ſuch der Fakultät ift auf einen dreijährigen Curſus feſtgeſegt und erſt nad 
Bollendung der theoretiichen Studien ift der Eintritt in ein biſchöfliches Er 
minar zur praktiſchen Berufsbildung oder in ein Klofter geftattet. Da- 
mit ifl die Frage, ob Univerfitäts-, ob Seminarbildung des 
Glerus, entihieden. In der firengen Wiederherftellung ber theologiſchen 
Fakultäten als ſtaatlicher Inflitute Tiegt ein ganz bedeutender Fortſchritt, der 
noch gefteigert wird durch die Einführung der deutfchen Sprade als Bortragt- 
ſprache und durch die Ausſchließlichkeit der Anftelung der Profefforen durch 
den Staat. Was den Unterricht betrifft, wird die (Meu-) Errichtung von 
Lehrftühlen für Geſchichte der Philoſophie, theologiiche Enchllopädie, Dogmen- 
geihichte und Symbolik, Patriftit und Schulfunde beantragt. In Berbindung 
mit der Neform der theologifchen Fakultäten ift aud die Umgeſtaltung der 
Rigorofenordnung für die Doctorate der Theologie beabfitigt. Bisher warın 
die theologiſchen Doctorate im Weſentlichen bifchöflihe Hauswürden, der Bi- 
ſchof examinirte und promovirte durch eigens ernannte Gommifäre. Die 
Doctoren der Theslogie in Defterreih find nicht durd die Fakultät promo⸗ 
virt und genießen dem nicht gerade ehrenvollen Beinamen „Doctores bullati“. 

— Oeſterreich.) Die Regierung gibt ben Landesbehörden Verhal⸗ 


tungsnormen bezügli der Niederlafjung aus dem deutſchen Reiche 
ausgewiejener Jeſuiten. Der Erlaß beruft fi im Weientlihen auf 
die beftehenden Geſetze betreff8 der Gründung neuer Convente geift- 
licher Orden und Gongregationen, behält jedoch dem Minifterium die 
Entſcheidung vor, falls bejondere Anftände obwalten follten. Die 
Ertheilung der Niederlaffungsbewilligung an nichtöſterreichiſche Geift- 
liche wird dem Ermeſſen und Zalte der Statihalter überlaffen. 

12. „ Die Regierung verbietet den ſerbiſchen und anderen ſlaviſchen 


Städten die bemonftrative Abjendung von Deputationen nad) Belgrad 
gelegentlich der Mündigerflärung des Fürſten Milan von Serbien. 
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. Aug. (Ungarn.) Der nach Carlowik behufs Vornahme der Patriarchen⸗ 


wahl einberufene Kirchencongreß wird, laum eröffnet, von dem königl. 
Eommiffär, General Mollinary, auch fogleich wieder aufgelöst. 

Der Anlaß bietet die Erklärung der ſerbiſchen Biſchöfe am Bortage der 
Eröffnung, daß die Majorität des Gongreffes auf Grund der vom vorher⸗ 
nehenden Gongrefie beichlofienen Statuten, denen die ungariſche Regierung die 
Sanction beharrlich verweigert, gegen die Anweſenheit des kgl. Gommifjärs 
protefliren werde. 


Zur Schlichtung der Wirren wird in Folge des Vorgangs der 
bisherige Patriardhatsverweier Stojfowic abberufen und ein Tgl. Com⸗ 
miſſär entjendet, der auch die Verwaltung der jerbiichen Kirchengüter 
übernehmen joll, womit der Nationalpartei (Miletic) die wirkſamſten 
Waffen für ihre Agitationen entwunden werben. 


» (Ungarn: Eroatien.) Da die Regierung im Landtage doch nicht 
über eine ausreichende und fichere Mehrheit verfügt, fo wird derſelbe 
vorerft auf den 3. Nov. vertagt. 

»„ (Oefterreid: Galizien.) Eine Berfammlung von führern der 
Ruthenen beichließt in Lemberg, im ganzen Lande Bauern-Meetings 
zu veranftalten, denen nachfolgende Rejolution zur Annahme vorgelegt 
werden fol: 

„Die Ruthenen Galiziens fireben an: 1) XTheilung Baliziens in zwei ge 
fonderte Adminiftrationsgebiete: Weſtgalizien oder den polniiden Theil mit 
dem Landtag in Krakau und Oftgalizien oder den ruſſiniſchen Theil mit dem 
Landtag in Lemberg. 2) Revifion des Wahlflatuts vom 26. Februar 1861 
nad den Grundſatz: gleiche Laſten, gleihe Rechte. 3) Reviſion des Indem⸗ 
nifations» und Reluition8-Operats, auf Grund deflen die Entihädigung für 
den aufgehobenen Robot durchgeführt wurde. 4) Neviflon des Serpituten- 
flatuts und Wiederaufnahme der in vielen Gemeinden ungerecht durchgeführten 
Entlaftung der Servituten. 5) Strenge Durdführung des Brundfages, Grund 
und Boden ohne Unterſchied zu entlaften, auch in Bezug auf den Kleingrund⸗ 
befig, hiermit Entlaftung der auf den Gemeinden laftenden Servituten bes 
Bropinationsrechts, des Mahlrechts, der Fiſcherei und dergleihen, 6) Um⸗ 
arbeitung des Concurrenzgejeges für Straßenbauten, Straßenausbefferungen, 
Kirchen, Pfarr- und Schulbaulidkeiten auf gerechter Baſis. 7) Abſchaffung 
des Geſetzes, demzufolge die eingepfarrten Ortichaften zum Bau und zur Re⸗ 
peratur der Kirche und der Mutterpfarre concurriren jollen. 8) Uebertragung 
des Praſentationsrechts der Pfarrer auf die die entſprechenden Laften tragen- 
den Korperſchaften mit VBerüdfihtigung der Großgrundbefiger im Verhältniffe 
zu ihrer Steuerleiftung in der Gemeinde. 9) Aufhebung der Bezirisvertreis 
ungen und der Bezirksausihüfle 10) Einführung und Gleichberechtigung der 
ruffiniihen Sprade in Amt und Schule in Oftgaligien auf Grund des $ 19 
der Stantögrundgejege. 11) Eine totale Reorganijation der Schulbehörben 
mit gehöriger Beachtung des ruffiniichen Elements, 12) Abgeſonderte Re⸗ 
frutirung der judiſchen Bevölferung und befondere Berechnung der auf fie 
entfallenden Nekruten. 13) Einführung der Grundbüder für den Sleingrund« 
befig. 14) Gopirung der Joſephiniſchen Kataftral-Mappen und des Joſephi⸗ 
niſchen Inventars für jede Gemeinde auf Gemeindeloften.” Diefe rutheniſche 
Refolution fol im Landtage der polniſchen entgegengeftellt werden. 


4. Sept. (Ungarn.) Zufammentritt des neugewählten Reichstags. 


Thronrede des Kaiſers: 
18* 
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.... Es iſt die Aufgabe des gegenwärtigen Reichſtages, auf Grund de 
verfaſſungsmäßigen Inſtitutionen die Regelung der geſammten Organiichz 
des Staates in einer den nterefien der Nation und den Anforderungen * 
ferer Zeit entſprechenden Weile fortzuſetzen; zugleich aber quch Durch geiekiuk 
Berfügungen und zmedmäßige Inveftitionen die ortentwidlung der geifti:z 
und materiellen Intereſſen der Nation nad jeder Richtung bin zu Fördern 
Zur Loͤſung diejer großen Aufgabe bedarf e8, nebft Ihrer Weisheit, err- 
eontinuirlichen, conjequenten und ausdauernden Thätigleit, fowie, daß das U 
georbnetenhaus unter Wahrung der Berathungsfreiheit fletS regelmähig ur} 
undehindert feinem Berufe obliegen könne. Unſere Regierung wird es für 
ihre Pflicht erachten, bezüglih mehrerer hochwichtigen Gegenflände zu gerie 
neter Zeit ihre Vorlagen einzubringen. Wir haben e8 bereit bei Eröfmn; 
des jüngft verfloffenen NReichstageß hervorgehoben, wie wichtig es uns erihan:. 
daß in Folge der Umgeſtaltung der ſtändiſchen Berfafiung auch die Lrga=- 
ſation des Oberhaujes zeitgemäß modifieirt werde, unter Beibehaltung jene 
Vortheile, velche das aus der Geſchichte der Nation bervorgegangene und mi 
den höchſten Intereſſen derjelben eng verbundene Oberhaus für die Sicherurz 
eines vor Weberftürzung gewahrten Wortichrittes bietet. Lie Wahlbewegumy 
hat neuerdings erwieſen, wie unumgänglich nothiwendig bie Berbeflerung der 
Mängel und Ausfüllung der Lüden in den 1848er Wahlgelegen jei, damit 
die Wahlfreiheit auch inmitten des Wogens der Parteileidenſchaften alſſeitit 
möglichft gefihert werde. Die Verwaltung betreffend, harrt des gegenwärtige 
Reichsſstages eine bochwichtige und dringende Aufgabe, damit auf Grundlage 
der verfaflungsmäßigen Einrichtungen die Ordnung und der pünftliche Bol: 
zug der Geſetze nach allen Richtungen bin gewährleiftet werde." Die Ihre» 
rede verheißt nun eine Reihe weiterer Borlagen zu Regelung des Juſtizweſen 
zur Bejeitigung der Mängel der Preßgeſezgebung, zur ortentwidelung des 
Unterrichtsweſens, zur Förderung der volkswirthichaftlichen Intereſſen und zer 
entſprechenden Durchführung der Geſetze Über die allgemeine Wehrpflicht un 
das Wehriuften des Bandes, Die Thronrede erwähnt ferner die Fortjſchritte 
in der Provinzialifirung der ungariigen Militärgrenze, verheißt bierauf be 
zugliche und noch verſchiedene andere Vorlagen und ſchließt ſodann wie folgt: 
„Wir find überzeugt, daß Sie fi) beeilen werden, die obwaltenden günftige 
Verhältniffe für dieſe vielfeitige, auf Generation hinaus wirtende Thatigken 
auszunügen. In Unferer Thronrede, mit welcher Wir den vorigen Reid 
tag Ihlofien, haben Wir Unjerer freundfchaftlihen Beziehungen zu den an% 
wärtigen Staaten mit Befriedigung gedacht. Seitdem haben Wir neue Bürs- 
ichaften für die Yortdauer und die zunehmende Erſtarkung diefer freundidcht 
lichen Beziehungen erhalten. Wir hoffen, daß e8 Ihnen unter den Segnunga 
de8 Friedens gelingen werde, das große Werk der begonnenen Reform nich 
nur weiter zu führen, fondern mit des Allmächtigen Hilfe au glücklich zu 
vollenden. 


5. Sept. (Ungarn) Der bisherige Eult- und Unterrichtsminiſter Pauler 


— 


15. 


16. 


übernimmt das Juftigminifterium und wird im Unterritsminiftermm 
durch den Schwager des frühern (Baron Edtvds) v. Trefurt, erfet. 


Dreikaiſerzuſammenkunft in Berlin. 


„ (Ungarn.) Unterhaus: bei den Delegationswahlen fiegt neuer 
dings ausſchließlich Die Deakpartei. 

„ Eröffnung der Delegationen in Peſth. Die Regierung legt dem 
jelben das Budget für 1873 und ein dießmal fehr befcheidenes Roth⸗ 
buh vor. Das Budget weist eine ftarle Mebrforberung für dei 
Militär auf. 


” 
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5. Sept. Der Raifer empfängt die Delegation und erwiebert auf die An- 


4. 


ſprachen der Präfidenten berfelben, indem er die erhöhten Militär- 
forderungen betont: 
„Die günftige Lage der auswärtigen Berhältnifie des Reiches und die er⸗ 
freulichen Beziehungen zu den Rachbarſtaaten geftatten Meiner Regierung die 
an Ihre Opferwilligleit auf jenes Maß zu beſchränken, welches die 
Sicherheit der Monardie, die Erhaltung und Entwidlung der geſetzlich nor» 
mirten Wehrkraft als nothwendig ericheinen lichen. Die Borlagen find das 
Ergebnik einer gemeinfamen Berathung mit den Regierungen beider Reichs⸗ 
Hälften. Sie beruhen auf gewifienhafter Prüfung und der gereiften Erfah» 
zung der legten Jahre.“ 


”„ Ungarn.) Unterhaus: Die Regierung legt demfelben das Bud⸗ 
get für 1873 vor. Dasfelbe weist ein Defizit von nicht weniger als 
621, Mill. aus. 


» Der gemeinfame Dinifter des Auswärtigen, Graf Andraffy, Spricht 
NH im Budgetausſchuß der öfterr. Delegation fehr einläßlich über die 
auswärtige Politik des Reiches aus. 


Zunächſt erflärt er in Folge einer Anterpellation Bistras: Bei Beani⸗ 
wortung der geftellten Frage wolle er fi daran Halten, daß der Brund- 
gedanke der Tragen des Vorredners in dem Intereſſe der Verſamm⸗ 
fung an der Erhaltung des Friedens beruhe. Rad feinem (des Minifters) 
Dafürhalten ſuche man umjonft oder doch nur prefär die Garantie des Fries 
dens in den momentanen Beziehungen zu einem auswärtigen Staate. Die 
ficherſte Sarantie fei die eigene Politit des Staates. In diefer Beziehung 
Habe bei uns häufig eine Urt Schleier darüber gelegen, und man frage fi 
zeitweilig, ob nicht eine andere Politit möglich oder gar angezeigt geweien 
wäre. Die Monardie fei in der glüdlichen Zage, feit Langen bereits zu be⸗ 
fiehen, fie brauche nur erhalten und in Innern entwidelt zu werden. Sie 
habe dasjenige verloren, was fie nicht zu erhalten vermochte und was aud) 
zu ihrem Gedeihen nicht nothwendig war; fie fei außerdem an fidh groß ge 
nug, um neuer Erwerbungen entbehren zu Tönnen, fie fönne und dürfe aber 
nichts mehr verlieren. Es wäre ein abfoluteß Vergehen gegen die Intereſſen 
der Monardie, unfere Aufgabe anders aufzufaflen. Zur Frage Übergehend, 
ob und welche Unterſchiede zwiſchen der Politik feines Vorgängers im Amte 
und der feinigen obwalten, bemerkt Andrafiy, daß der Erftere die öſterreichiſch⸗ 
ungarische Politik in feiner legten Rebe im Juli vorigen Jahres wohl fall 
ebenfo gekennzeichnet Habe, wie er jelbft die feinige bezeichnen müſſe. Höchſtens 
fei ein Unterfchied nur in dem Worte, indem Redner feine Politik nicht ſowohl 
eine Politik der freien Sand, als vielmehr eine Politik mit gebundener Marſch⸗ 
route nenne, und diefe ſei der Friede mit Allen, in erfter Linie mit unferen 
Nachbarſtaaten. Wenn man conjelturell unferer Politik ſogar andere Ziele 
Reden und uns territoriale Erweiterungen zumuten wolle, dann müſſe er 
fragen, welche Objekte follten uns denn beftimmt fein und welcher Reichshälfte 
ſollten wir diefelben zugejellen ? Sie müfjen gerade zwiſchen beide hineingelegt 
werden, und wir lämen dann vielleiht ſprichwörtlich zwiſchen zwei Stühlen 
auf den Boden zu fiten. Set diefe unfere innere Situation aber richtig 
aufgefaßt, fo ernäbe fih dann die äußere Politit von ſelbſt. Die möglichen 
Zielpuntte der Politit Oeſterreichs⸗Ungarns feien aljo: dem Gtaate jagen zu 
Tonnen, die Opfer, die man von dir verlangt, follen den Frieden ſichern; dem 
Landmanne jagen zu fünnen: beftelle ruhig deine Felder, fie jollen dir nicht 
zerſtampft werden; die Städte verfihern zu Tönnen: bauet eure Käufer, fie 
werden nicht zerflört werden; dem Capital die Berfiherung zu geben; es möge 
„angelegt und umgejegt werden angefichts des gejegneten Friedens. Das ficher 
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zu Rellen ſei Aufgabe des Staates. Wohl könnte man ſagen: Das ſind W 
tagsaufgaben, die der Ambition eines WMinifters nicht genügen Fännen. Rex: 
halte dieß aber für eine Aufgabe, die, wenn fie nlüdlic gelöst werte, ai 
der hödften Ambition eines Minifters genügen müfle. Ger Minifter verwer: 
fih jedoch gegen ein etwaiges Mikverfländnig bei diefer Berficherung u 
Aufftelung des Programmes an ſich ſei wohl leicht, deſſen Durkhführen 
aber etwaß fchwieriger. Die letztere ſei bevingt durch das Bertraum int: 
Tendenzen des Staates und in das Gefühl feiner Kraft. Um des Enz;e 
in Wirklichkeit zu erreichen, feien zwei Dinge nothiwendig: man mıüfe u 
Ueberzeugung beibringen, daß man als Freund verläßlih und als Feind cr 
fährlich fein könne. Das erftere fei die Yufgabe des WMinifters des Weuben. 
das zweite jene der Delegationen, derjenigen, weldje die Opfer zu brina- 
haben. (Beifall.) Was die fpecielle Trage über die Beziehungen Oeſterreic 
Ungarns zu anderen Staaten beireffe, jo wolle Rebner, obwohl er bei te 
Brefle in dem Renommee flehe, zu großes Gewicht auf die Bewahrung % 
Geheimnifſes zu Iegen, doc erklären, dab er durchaus feinen Glauben az :z 
Wirkung der Geheimhaltung habe, indem er der Ueberzeugung ſei, de rc“: 
Bolitit, deren Endzwede geheimgehalten werben müſſen, oft des GBehenun”s 
kaum werth fei. (Beifal.) Was nun die concrete Frage anbelange, ob *:: 
madungen und welcderlei Art bei der Monarchen⸗Zuſammenkunft in Verla 
zu Stande gelommen feien, fo erklärt der Minifler, daß e8 gar nie in de 
Abſficht der Zuſammenkunft gelegen, politifche Abmadungen zu treffen, jonder: 
daß die Abſicht Sr. Majeſtät lediglich dahin ging, den aufridtigen guten %- 
ziehungen zu dem neu conftituirten Deutihland dur den Belud in Ber.: 
einen Maren Ausdrud zu geben. Abmachungen hätten daher feine Ratigchr- 
den, wohl aber hätten die Minifter ihre Anichauungen gegenjeitig ansgetaui:: 
und es lönne conftatirt werden, daß diefer DMleinungsaustauid in beiden Kid 
tungen ein volllommen befriedigender fe. Un der Aufrichtigkeit des Wunicde: 
nad Erhaltung des Friedens könne in feiner Richtung hin ein Zweifel er 
kommen. Wie allgemein befannt, habe er bei feinem Amtsantritte eine gar“ 
undefinirbare Spannung in dem Berhbältniffe zu Rußland vorgefunden. ir 
Meinungsaustaufh in Berlin babe auch Hiefür Beruhigung und nament:“ 
die erfreulihe Wahrnehmung geboten, daß gewiſſe panflevifiiide Tendenja 
die es fih fortwährend zur Aufgabe machten, die beiden Staaten mit einan!«: 
in Gegenjag zu bringen, in den maßgebenden Kreifen des großen Rachbarreiche 
feine Unterflügung finden, fo daß bei vertrauensvoller Abwägung der gegeniat- 
gen Intereffen auch die gegenfeitige Auffafjung eine Vertrauen erregende genar: 
werden lünne Was Italien anbelange, jo lege er auf die freundſchaftlichee 
Beziehungen zu diefem Staate den größten Werth. Diefelben jeien uns vollc-- 
men erhalten und beftehen gegenfeitig in vollem Maße. Der einzige [chwirn: 
Punkt diefer Beziehungen wäre das Berhältniß der römiihen Gurie zur ıt= 
lieniſchen Regierung. Hier war die Öfterreihifch-ungariiche Regierung bemü.: 
durch vollflommene Offenheit und Darlegung ihrer wirklich aufrichtigen *— 
finnungen ihre Anſichten annehmbar zu machen, ohne dem bereitigten Re 
tionalgefühle nahezutreten. Die Regierung habe die ganz gleiche und ofen! 
Sprade nad beiden Seiten hin geführt, weil ihr Auftreten nur im bie 
Art ein für beide Theile nügliches Reſultat in Wusficht ſtellen konnte; * 
babe hiebei Alles vermieden, was als ein von Außen kommender Drud der 
Rationalgefühle berechtigten Anſtoß hätte bieten und das zu erreichende Sic. 
zur Verftändigung zwiſchen beiden Theilen erjchweren Iönnen. Gr (Rednea 

könne nur conftatiren, daß dieſe Sprade von Seite der italieniigen Rec: 
gierung vollem Berftändnifie und aufrichtiger Würdigung begegnet fei. Ueber 
die Beziehungen zur Türkei äußerte fi der Dlinifter im Weſentlichs 
dahin, daß er diefelben nur als die befien bezeichnen Tönne. Die von Leiter: 

reich· Ungarn befolgie Politif fei dem Driente gegenüber eine traditionelle, vcı 
der abzuweichen umjoweniger ein Grund vorliege, als fie den Vortheil der 
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Verlaßlichkeit für ſich babe. Dieß ſchließe aber nicht aus, daß wir mit ben 
übrigen ändern des Orients, die theils integrirende Theile des türkifchen 
Reiches theils ſelbſtändige Staaten find, die beften Beziehungen aufrecht zu 
erbalten beſtrebt find und das regfie Wohlmwollen für ihr Gedeihen und ihre 
Entwidlung bethätigen. Unſere Beziehungen zu allen diefen Ländern könne 
er als ſehr erfreuliche bezeichnen. In ähnlicher Weile jprady fih der Minifter 
über Serbien aus, deflen Für und Regierung zwar mit Oeſterreich auf 
freundſchaftlichem Fuße fliehen, in deſſen Mitte aker eine gewiſſe Partei egi« 
fire, welche auf die Berfeindung der Monardie mit Serbien hinarbeite. — 
Bon bedeutiamen Werthe war die Entgegnung des Grafen Undrafiy auf die 
Anfrage Grocholski's, welder bei vieler Gelegenheit aus der offiziellfien 
Quelle erfahren wollte, ob in Berlin über die Organifirung der galiziichen 
Berhältnifie, wie in polniſchen Blättern verlautete, gewiſſe Zuficherungen ges 
macht worden jeien, und der deßhalb, wahrjheinlih um diejen Hauptzweck zu 
maskiren, den Minifter interpellirte, ob in Verlin au ragen der inneren 
Bolitit in den Kreis der dort gepflogenen Berhandlungen gezogen worden 
fein. Graf Andrafiy erklärt hierauf in ebenjo offenherziger, wie fireng 
conftitutioneller Weile, daß dieß nicht der Tall geweſen, und daß es überhaupt 
gegen feine Örundjäge fei, fi) in die inneren Berbältnifie eines Staates ein» 
zumengen, oder eine folcde Einmengung zu geſtatten. — Rod wird Graf 
Undraffy von Gistra darüber defragt, welche Stellung er als Minifter 
des Aeußern der Jeſuitenfrage gegenüber eingenommen habe Der Minifter 
beantwortet diefe Interpellation in etwas geſchraubter und ausweichender Weile, 
indem er betont, daß diefe Angelegenheit eigentlich nicht in fein Reſſort ein« 
ſchlage. Bei diefem Anlaſſe dementirte er auch in entichiedener Weije die ihm 
in den Mund gelegte Phrafe von dem „Schießen mit Stanonen unter die 
Spagen”, indem er hinzufügte, dak er diefe Worte erft jegt als erfunden 
bezeichne, weil es in Oeſterreich fo viel zu dementiren gebe, dak man bamit 
faft nicht fertig werde. Bezüglich der ihm vorgeworfenen Geheimtbuereien 
mit dem Rothbuche ertlärte Graf Andrafiy, er ſei zwar ein Freund der Oef⸗ 
fentlichkeit, Doch gebe es gewiſſe Dinge, die ohne Verlegung fremder Empfind- 
lichkeiten, insbejondere gegenüber befreundeten Regierungen nicht gut verlaut- 
bart werden könnten; auf dieſe Rüdficht jei auch der bejchräntte Inhalt des 
Rothbuchs zurüdzuführen. Im Ganzen, fo ſchloß Graf Andrafiy jein Expoje 
nochmals, müfle man aus Deſterreich einen Staat machen, defien Allianz ge- 
jucht, deſſen Feindſchaft gefürchtet werde. 

26. Sept. Oeſterreichiſche Delegation: der Budgetausihuß derſelben lehnt 
die für Erhöhung der Präfenzzeit eingeftellte Mehrforderung im Mi⸗ 
fitäretat für 1873 nad lebhafter Debatte, obſchon Andrafiy und der 
Kriegsminiſter nachdrücklich dafür eintreten, ab. 

Tie Frage betrifft den Gardinalpunft des diesjährigen Kriegsbudgets, die 
Mehrforderung von 3,761,511 fl., welche der Kriegsminifter et, um den 
Friedensſtand der Armee jo mweit zu erhöhen, daß alle Wehrpflichtigen, von 
denen bisher ein Theil nach zweijähriger und ein noch geringerer Bruchtheil 
nach adtmwöchentlicher Präſenz entlaflen wurde, durch volle drei Jahre unter 
den ahnen gehalten werden fünnen. Der Reichsrath hat es bei Votirung 
des Wehrgeſetzes verſäumt, ein Mazimum der Friedenspräſenz feitzuftellen, 
der Kriegsminifter ift deßhalb in der Lage, mit einer folgen Forderung an 
die Delegation heranzutreten, ohne dab ihm ein gejeglidhes Hinderniß im 
Wege lebt. Unter ſolchen Umſtänden ſtemmt fi) der Ausſchuß mit aller 
Macht gegen die beantragte Mehrforderung. Es wird darauf hingewielen, 
daß die Staatsfinanzen eine ſolche Ueberbürdung nicht ertrilgen, daß, nachdem 
wiederholt die Organifation der Armee für vollendet erflärt worden fei, die 
bisherigen Anfäge für die Erhaltung der Truppen auch genügen müßten, 
und daß, wenn in den Vorjahren kein Grund vorhanden geweſen, den Friedens⸗ 
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80. Sept. Ungarische Delegation: Der Bubgetausfhuß desfelben bewilligt 


wuülnnſche er auch nod die Stellung der ungariſchen Regierung zur Fragt 


Orherreigeingern. 


Rand zu erhößen, die and gegenwärtig nit der Fall fen müe. ie 
Rriegsminifter beruft fi auf die Erfahrungen der legten Kriege, auf w 
Beiſpiel der anderen Staaten, in weldhen die Differenz zwiſchen dem Krieß 
und Friedensflande geringer fei, als in Defterreih; er wird aud von der 
Grafen Undrafiy auf das Lebbaftefte unterflügt; allein der Ausſchuß alt de 
Hand feR auf dem Gädel der Steuerträger. Die Delegirten Gistre, Yırk. 
und Herbſt jegen den Ausführungen des Kriegsminifters den heftigſten Wir: 
fand entgegen. Der Letztere zumal betont, daß von einer Erkößung de 
Griedensftandes um etwa neun Prozent unmögli die SPriegstidhtigfei ie 
Armee abhängen könne Bei der Abflimmung wird denn auch die order 
der Kriegsverwaltung mit 16 gegen 4 Stimmen abgelehnt. Dr. Rehbenr. 
welcher über diefe Frage referirt hat, berichtet au über Den zweiten The. 
des Heeresbudgets: „höhere Commanden und Stäbe." Er erklärt ſich gezer 
die ungerechtfertigt große Anzahl von Beneralen in der Armee und beantrac:, 
indem er die Pofition des Borjahres (1,750,000 fl. gegen 1,962,477 1.) fi: 
genligend erflärt, einen Abftrih von 192,000 fl Der Kriegsminiſſer ver’ 
theidigt feine Bofition, indem er den Antrag als einen unmotivirten Baxuſchel⸗ 
Abſtrich bezeichnet. Allein Dr. Herbſt entgegnet ihm, daß die Poſition de 
Vorjahres ſelbſt als ein genügender Grund für den Abftriy gelten Ham 
Die Delegation müſſe daran fefthalten, daß die einmal als genligend erfanntn 
Unfäge fortan als Bafis zu gelten hätten. Gegenfland einer befonderen Te 
batte in diefem Titel if die Stelle des Urmee-Infpeltors (welche 3. 3. Err 
berzog Albrecht verſieht). Es Fallen ziemlich ſcharfe Worte in Bezug «= 
diefen Poften. Gistra And Rechbauer bezeichnen die Stelle geradezu all 
Aberfluffig And überdieß den conflitutionellen Einrichtungen nicht entfpredien. 
Gleichwohl begnügt fi) der Ausſchuß damit, den beantragten Abſtrich vor 
—X hen obne bezüglich des heanftandeten Poſtens eine fpecielle 

zu treffen. 


einerfeit3 die vom Budgetausfhuß der öfter: Delegation abgelehnt 
Mehrforderung im Militäretat für Erhöhung der Präfenzzeit. 

Die Majorität des Ausſchuſſes iſt offenbar ſchon von vornherein für die 
Bewilligung gewonnen. Lonyay, UAndrafiy und Serlapolyi find im Rama 
der Regierung erſchienen. Paul Sennyey fragt aber die Minifter, sb 
ihnen etwa finanzielle oder politiihe Momente belannt feien, die auf die From 
der „SHeranziehung des Jahres « Refruten» Eontingents der Linien⸗ Infanteri 
und Jagertruppe zur dreijährigen Dienfizeit" Bezug Hätten. Außer diden 
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überhaupt kennen zu lernen. Zuerſt nimmt das Wort Kerkapolyi (da 
ungariſche Finanzminiſter): Allerdings fei die Summe jährlich wiederfehrende 
33a Millionen, von welchen 1’ Millionen auf Ungarn fallen, eine ſehr br 
deutende. Ob diefe zu beiwilligen fei oder nicht, das enticheiden zumeiſt mil 
tärifche und politiiche Nüdfichten. Die Finanzlage Ungarns fei nicht fo ſchlecht. 
als die Blätter fie darftellten, wenn fie momentan aud) nicht gerade glänze 
genannt werden könne. Lonyay hebt bejonders die politiiden Womenk 
hervor. Er babe in Gegenwart des Kaiſers nad langen Kämpfen mit ven 
Rriegsminifter zugeſtimmt, daß die bejagte Erhöhung ins Budget aufgenom- 
men werde; e8 ginge nun nicht gut an, diefe Erhöhung von Gelten der un 
gariſchen Delegation zu verweigern. Ungarn müſſe den Beweis liefern, def 
es ſelbſt mit beinahe unerſchwinglichen Opfern für die Stärkung und militi- 
riſche Schlagfertigfeit der Monarchie einzuftehen wife Zum Schluß fügt 
no Undrafig einige Bemerkungen über moraliſche Pflichten und politice 
Nüdfichten hinzu und die „Winanzconferenz“ conftituirt fi) als Keeres- Ant 
Ihußfigung. Der Bräfident verfündet, daß die Regierung über die Finanz 
lage „befriedigende Wufichlüffe" gegeben Habe und fonft auch ſowohl pelitiik 
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als militäriiche Gründe dafür befike, die vom Striegsminifter geforderte Er⸗ 
Höhung des Triedenflandes zur Annahme zu empfehlen. Darauf wird bie 
Erhöhung des Friedensftandes mit Majorität angenommen. Nachdem damit 
der Kriegäminifter feine hauptſächlichſte Budgeipoſt gefichert hatte, läßt er ſich 
zu Zuſagen herbei. Für die Bewilligung der geforderten Millionen danfend, 
fest er nahbrüdiih auseinander, wie nothiwendig und erjprießlich dieſe Er- 
böhung des Friedensftandes fei und daß mit derfelben die feit Jahren in 
Ausführung begriffene Armee» Drganifation den Abſchluß finde. Das jett 
vorgelegte ordentliche Budget !önne Für frriedenszeiten als Normalbudget bes 
trachtet werden. Preiserhöhungen und Bertheuerungen der Xebensmittel aus⸗ 
genommen, fei das jegige Budget jo zufammengeftällt, daß das Krriegsmini⸗ 
ferium mit demfelben fein Auskommen finden könne. Selbſtverſtändlich ruft 
dieſe freiwillige Erklärung Befriedigung hervor. Auf Antrag eines etwas 
mißtrauiſchen Mitgliedes der Delegation wird fie indeß doch ſogleich vollinhalts 
lich zu Protokoll gebradht.* 


3. Dt. Oeſterreichiſche Delegation: bewilligt den Dispofitionsfond von 
440,000 fl., auf den Graf Beuſt ſ. 3. verzichtet hatte, den nun 
aber Graf Andrafig wieder fordert, ungefchmälert. 


3.—9. Od. (Oefterreid.) Kongreß der füberaliftiichen Partei in Wien. 
Diefelbe einigt fich über folgendes Programm : 

„Die Nedhtspartei, wie fie ſich nennt, tritt em in Raatsrehtlider 
Hinſicht: I. Für die Aufrechterhaltung der Einheit und Untheilbarfeit der 
Monardie unter dem angeftammten allerhöchſt regierenden Herrſcherhauſe auf 
Grund der pragmatifhen Sanction; II. für die Aufredhterhaltung der Selbft- 
ſtändigkeit, geſchichtlichen Gigenberehtigung und Integrität aller einzelnen 
Königreide und Xänder des Neiches; III. in organiſcher Tortentwidelung diejer 
beiden Thatſachen für Ordnung des Öffentlichen Rechtes in Land« und Reichs⸗ 
verfafjung auf riftlicher Grundlage. Zur Erreihung dieſes Zieles hält fie 
für nothwendig die Anerkennung und Durchführung folgender Brunbfäge: 
1. Das Landesredht Tann anders nicht abgeändert werden, al8 von dem recht⸗ 
mäßigen Landtage mit Zuftimmung des Monarchen; 2. das Recht der Legis⸗ 
lative ſteht virtuel dem Rande, beziehungsweife dem Landtage im Vereine mit 
dem Monarchen zu; 3. die Kegislation Über jene Angelegenheiten, welche ihrer 
Natur nah als gemeinfam erfannt werden, wird an eine Berfammlung von 
Deputirien der Landtage abgetreten. In allen nicht als gemeinſam erklärten 
Angelegenheiten wird die Gejegebung durch den Landtag im Vereine mit dem 
Monarchen geübt. Den Landtagen bleibt e8 vorbehalten, falls ein weiteres 
Bedürfnig nach Vereinbarung in der Geſetzgebung unter allen oder einigen 
Ländern anerfannt wird, damit jene unter Wahrung der Selbſtbeſtimmung jedes 
Bandes zu beirauen. 4. Die Adminiſtration ift rückſichtlich der gemeinſamen 
Angelegenheiten einem Minifterium übertragen, deſſen Wirkungstreis jedoch fich 
nicht über den Bereich derfelben hinaus erfireden kann. Die Apminiftration 
aller nicht als gemeinfam erklärten Angelegenheiten wird durch eine im Rathe 
der Krone vertretene Randesregierung beforgt. Das Minifterium ift für die 
Berwaltung der gemeinfamen Angelegenheiten der Deputirten-Berfammlung, 
die Randesregierung aber für die Verwaltung der nicht nemeinfamen Ange⸗ 
legenheiten dem Landtage verantwortlid. 5. Die diefen Grundſätzen entipre- 
chende Stellung jedes Landes zum Monarchen und zu den übrigen Fönig- 
reihen und Ländern wird durch ein zwildhen dem betreffenden Landtage und 
der Krone zu vereinbarendes Landesgrundgeſetz geregelt. 6. Es find den Ber- 
bältniffien und Bedürfnifien der Länder wirklich entiprechende Wahlordnungen 
mit gerechter WAusdehnung des Wahlrechts und mit moͤglichſter Erleichterung 
der YHusäübung desjelben: herzuftellen. Ueber die Schulfrage: Die Geſetz⸗ 
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gebung in Sachen der Schulverfaffung gehört in die Competenz der Lan 
unter der Sancdion des Monarden. Die Regelung der Schulgelegerz:: 
liegt daher außerhalb des Kreifes der gemeinfamen Aktion der öſterreich 
Rechtspartei. Nachdem aber die dermaligen Schulgeſetze und Bersrbnusge 
1. in das unantaftbare Net der Familie in Saden des Unterrichtes r- 
der Erziehung durch Schulzwang und Sculftener zu Bunften confeilon:!rc 
Schulen eingreifen; 2. das Recht der Ränder auf autonome Regelung back 
Swei wegen der ðeſezgebung durch Centraliſation debſelben aufheben, 3. das Xcx 
irche und aller geſetzlich anerkannten Gonfeifionen auf Seltendmade:: | 

* denſelben weſentlich gebührenden Einfluſſes auf die Schulverfafhiung ax 
Schulleitung namentlich durch Beeinträchtigung des Beſtandes und der Te 
grändung confeſſioneller Schulen, ſowie durch Verwendung des für confeſſiecch 
Säulen gewidmeten Vermögens zu Gunften confeſſionsloſer verlegen un> le 
jeitigen: jo erfennt die öfterreichiiche Rechtspartei eine durdigreifende Wbssr 
rung dieſer Geſetzgebung al ein weſentliches Bedürfniß. Ueber diem 
tionale Frage: Die Rechtspartei tritt ein: 1. Für volle Gleibereditiam | 
aller Nationalitäten im dfientlichen Leben, vorzüglic in der Schule, im Im 
und in Beziehung auf politische Rechte; 2. der Schut der nationalen Vie 
ritäten wird durch eigene mit denfelben auf den Landtagen zu vereinbart 
und den betreffenden Bandesgrundgeiegen zu inartieulirende Rationalitätengrz 
gewährleiftet. Betreffend die firhlihen Berhältniffe: 1. Die öl 
reichiſche NRechtspariei fteht ein für die Eigenberechtigung und freiheit der ie 
tholifchen Kirche, jowie überhaupt für die Rechte und Freiheit aller geſctlih 
anerfannten Religionsgenofienihaften und für die unabhängige Berwalnz 
ihres Vermögens und ihrer Stiftungen. 2. Infofern die Regelung des Ir 
hältnifjes der Kirche und der geſetzlich anerfannten Religionsgenofienjdahn 
zum ſtaatlichen 2eben Gegenfland der weltlichen Gefeggebung ift, gehört rm 
Gompetenz der Landtage unter Sanktion des- Monarchen.“ | 

9.—10. Oct. Oeſterr. Delegation: Entjcheidende Beratbung über bie nr 
Reihsminifterium in Webereinftimmung mit ‘den beiden Minifiterin 
geforderte Erhöhung des Militäretats. Die Führer der Verfaffung 
partei, Giskra, Herbſt, Breftel und Rechbauer ſprechen ſich nachdrücliq 
gegen die Bewilligung, die Reichsminiſter Andrafiy und Kuhn ehem 
nachdrücklich für diefelbe aus. Schließlih wird indeß auf den I 
trag von Gablenz die Bewilligung mit 32 gegen 24 Stimmen m% 
geſprochen. 

Gistra als Berichterſtatter der Commiſfion tragt auf Ablehnung a: 
Das Militärbudget zeigt feit Jahren ein nambaftes Unfchwellen. Im Jeht 
1369 belief fi auf Brundlane des neuen Wehrgeſetzes der Truppenftand «ui 
215,000, heute auf 251,000 Mann ohne Grenzer. Im Jahr 1869 wurde 
Ordinarium bewilligt 68,5 Millionen, im Jahr 1870 70, Millionen, 181] 
76,4 Millionen, 1872 79,3 Millionen, und heuer werden 86 Millionen begeht. 
Als die Regierung das Wehrgeſetz einbrachte, hatte die Kriegäverwaltung er 
weder nicht den leberblid iiber die Gonfequenzen oder forderte ſtückweiſe wei 
fie nicht wagte, mit jo riefigen Anforderungen zu lommen. Die Gohiaärenn 
der Armee ift das durchgreifende Gefühl Tämmtlicher Delegirten. Dan be 
trachtet fie nicht als nothwendiges Uebel, fondern als gleichberechtigtes Orgen 
im Staatsweien. Ber Ausichuß hat daher alles bewilligt, was dem 
Manne zu gute fonımt, fühle fi aber verpflichtet, unbegründete Unforderan 
gen zurückzuweiſen. Ye rüdfichtslofer früher in den Sädel der Gteuerträgt 
gegriffen wurde, deſto ſparſamer müfje man jet fein. Als das — | 
berathen wurde, find 20,5 Millionen in Wusficht geftellt worden, jet werden 
85 Millionen, alfo um 5 Millionen mehr, beantragt. Ihn unterfägt 20 
mentlich Herbſt in ausführlider Rede. Der Kriegsminiker FRKe 
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fkAuhn ſucht zunächſt die Einwendungen einzelner Borrebner gegen die Er⸗ 
- Hödung des Präſenzſtandes zu widerlegen, und hält namentlich Herbſt gegen⸗ 
über die Unficht aufrecht: daß es zur lingeredhtigleit werde, wenn von ben 
Soldaten, für welde eine dreijährige Präfenzzeit beſtehe, die einen eine fürzere, 
die anderen eine längere Zeit hindurch bei der Fahne behalten werden jollen, 
erläutert die NRoihwendigleit einer längeren tüdhtigen Schulung der Truppen 
aus der Berichiedenheit der jegigen bon der früheren Gefechtsweiſe, und ſucht 
auch vom volfswirthichaftlicden Standpunkt aus nachzuweiſen, daß die Erböh- 
ung des Präfenzflandes nicht nachtheilig jel, da man die Armee als eine Schule 
für das Bolt betrachten müfje, und von den bedeutendſten Nationaldlonomen, 
wie 3. B. Stein, zugegeben werde, daß man die Ausgaben für die Armee 
als unproduftive nicht betrachten dürfe. Schließlich erflärt der Kriegsminifter 
auf ausprüdliche Ernüdtiguug des Kaifers, und im Namen der Regierung, 
daß das gegenwärtige Budget ein Rormalbudget fein folle, und empfiehlt mit 
einem Appell an die Opfermilligleit und anerfannte Baterlandsliebe der Mit⸗ 
glieder der Delegation die Anträge der Regierung auf das eindringliäfie. 
Straf Andrafiy: Ich würde gern in diefer, mein Refiort nicht unmittel- 
bar berähbrenden Frage die Geduld der Verſammlung gar nit in Anſpruch 
nehmen, wenn nicht meiner kundgegebenen lieberzgeugung in dieſer Trage 
Gründe unterfiellt worden wären, die ich nicht acceptiren kann. Zur klaren 
Beurtheilung der Sache muß ich mir drei ragen flellen: 1) Wird turd die 
richtige Ausnütung der dreijährigen Dienflzeit der militäriihe Werth und 
die Kriegstüäcdtigkeit derart erhöht, daß fie andern’ ebenbürtig wird? 2) Sind 
Die europäiichen Verhältnifie derart, daß wir diefe als nothwendig erlannte 
Maßregel umgehen können? 3) Sind die Staatkfinanzen in der Lage, die 
hiezu nöthigen Opfer zu bringen? Die erſte Frage findet ihre bejahende Be⸗ 
antwortung in der vom Kriegsminiſter gegebenen Klaren, deutlichen und ge⸗ 
treuen Darftellung. In Belreff der zweiten Frage müſſe er vor allem den 
principielen Sag aufftellen, daß der Ausiprudh des Minifters des Aeußern 
niemals die Grundlage für die Organiſation der Armee bilden könne Graf 
Androfiy verwahrt fi) gegen die allgemeine Vorausſetzung, als wohne dent 
Miniker des Aeußern gleichſjam als einer Battung von Laubfroſch der Inſtinkt 
inne, jede WBelterveränderung wahrzunehmen. Derartige miniflerielle Wetter» 
propheten haben ſich fehr häufig als falſche erwieſen, und der Minifter des 
Aeußern müſſe in feinen bezüglichen Ausſprüchen am meilten vorfichtig fein, 
weil er die ſchwarzen Wollen, die er anzeigt, zugleich anzieht (Schr gut!), 
weil er dadurch, daß er den Staat von der Gefahr avdertirt, ihm felbft die 
Möglichkeit derjelben auch auf den Hals bindet. Er wolle jevod von dem, 
was er im Ausichuß in Betreff der Lage nad außen gefagt, nicht ein Wort 
zurücknehmen. Er wiederhole erneuert: daß er daß Ziel und das Rejultat 
der Berliner Zufammenlunjt als ſolches betrachten muß, welches den euro» 
paiſchen Frieden zu ftärlen geeignet ifl. Er wiederhole erneuert, daß die Ber- 
hältniffe Oeflerreih- Ungarns zu allen maßgebenden Staaten jehr gute genannt 
werden lönnen, und er die fee eberzeugung babe, daß fie auch gute bleiben 
werden, jolange die Politik treu befolgt wird, welche er nicht einfach als die 
feinige bezeichnen will, die vielmehr aus den gejund aufnefaßten Interefien der 
Monarchie mit bedeutender Kraft rejultice, nemlich die Politik des Friedens. 
(Beifall) Daraus aber könne niemand die Gonfjequenz ziehen, daß er den 
europäischen Frieden auf Jahre hinaus garantiren Türme. Dieß Tönne nie⸗ 
mand. Gr muſſe vielmehr in Uebereinftimmung mit dem Abg. Greuter den» 
jenigen Loſchmann als einen fchlechten bezeichnen, der daraus, daß er und 
auch andere principiell gegen eine Tyeuersbrunft find, das Argument gegen die 
rechtzeitige Beiſchaffung der Löfchrequifiten herleiten wollte. Vertrauen verdiene 
derjenige, der jagt: Ich werde tracdhten, daß Hein feuer entftehe; entficht es 
aber, dann werde ich möglichft raſch löſchen; gebt mir jedoch früher die nd- 
Ihigen Apparate und Kräfte dazu. Graf Andraſſy weist tarauf hin, daß die 
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mit anderen Staaten angelnüpften Beziehungen ſich in Tritiicdden Bomenie 
nur dann als feſt und verläßlich erweilen, wenn man die ausreichende Ste 
mitbringt. Es iſt dieß eine realiftiihe Politik, aber fiz iR die einzige, bie ox 
Tauſchungen bewahrt, bejonders wenn fie Hand in Hand geht mit Dem ehr 
lichen Willen, den Frieden aufrecht zu halten. Die finanzielle Frage beireden 
Graf Andrafiy von dem Moment an als bejahend beantwortet, alS der Un 
Ihuß die vom Frhrn. v. Gablenz beantragte Einvernefmung bes ciSleiihen> 
ſchen FYinanzminifters als nicht ndthig ablehnte. Er Tonnte derfelben tem: 
andere Deutung geben, als daB man von der Leiflungsmöglichleit vom fınaz 
ziellen Standpunkt überzeugt fe. Er wolle hiemit dem Ausſchuß durdens 
feinen Vorwurf machen. Graf Andrafig weist hierauf mit einzelnen Zimen 
nad), daß die derzeitigen Anforderungen der Sriegsverwaltung weit unter 
jenem Maße find, als fie eß in den Sechziger Jahren waren, wo die Etärk 
der Urmee noch bei weitem nicht den derzeitigen Stand vorgezeidgmet hatte, 
was befonders gegenüber der alljeitig jehr fühlbaren Steigerung der Therer⸗ 
ungsverhältnifie wohl ein ſehr beachtenswerther Yactor ſei. Graf Uudrem 
wiederholt hierauf in ganz entjchiedener Weile die vom Kriegbminifter abge 
gebene Erllärung: daß die diekiährigen Unforderungen der Krieg 

als ein feſter Rahmen eines Normalbudgets für das gefammt: 
DOrdinarium zu betrachten jeien, und will diefer Erklärung ein um I; 
größeres Gewicht vindiciren, als fie vom Minifierium aus eigenen freie 
Willen und aus aufrichtiger Ueberzeugung abgegeben wird. Graf Andre 
wiederholt daher außdrüdiih, da innerhalb derjenigen Summen, welche die 
Regierung von der Delegation anſpricht, auch für die nächſten und die weite 
ren Jahre, abgejeben von ganz außerordentlicden Veränderungen ber Geldrer⸗ 
hältniffe für das Ordinarium das volle Auskommen werde gefunden werden 
Graf Andrafiy weist hierauf auf die während der Debatte wiederholt ange 
deutete Solidarität der Regierung dem Kriegsbudget gegenüber, und beiont 
beionders, daß die Regierung dur die angenommene Stellung abfolut feim 
Breifion üben wollte, vielmehr nur eine conftitutionelle Pflicht erfülle, indem 
fie dem für die Urmee zunächſt beforgten Kriegsminifter die für die Steuer 
träger forgenden übrigen Miniſter an die Seite ftellte und fchließt unit den 
Worten: „Es möge mir erlaubt fein, zu betonen, daB die Argumente, die pen 
Seite der Regierung geltend gemacht wurden, ſich nicht als eine Preifion dar⸗ 
ftellen, wie man dieß anzubeuten verfuchte, fondern als Urgumente, Die, tweız 
fie von beiden Eeiten objectiv erwogen werben, mit wenigfienß gleichem Ge 
wicht in die Wagichale der Entſcheidung fallen dürften.“ Berichterftatter Gis⸗ 
tra kommt darauf zurüd, daß es fih nicht um die Näüglichkeit der Maßregel. 
fondern um deren NRothwendigleit handle. Die Rüslicgkeit Tünne man zuge 
ben, nicht aber die Nothwendigkeit, welche auch nicht von den Miniftern dar- 
gethan ſei. Man gehe wieder jo vor, wie in früheren Jahren, daß man Rd 
ein Ziel ftede, ohne zu erwägen, daß man jpäter feinen Irrthum eingefichen 
müfle. Wenn der Minifter des Aeußern geſagt hätte, das heurige Budget ki 
ein Normalbubget, wie daß preußiſche mit 65 Mil. Thlr., jo ließe fidh Darkber 
reden, fo aber ift unfer Extraordinarium unberechenbar. 

So zu jagen die gefammte verfafiungstreue Preffe, in Wien und den 
Provinzen, ift mit dem Vorgehen der Yührer der Partei dießmal nicht ein⸗ 
verfianden und findet dasfelbe in dem Wugenblide, da vie Wahlreforufrage 
des Meichsraths in Ausficht ſtehe und die Partei alles und einmüthig daran 
fegen jollte, diefe glücklich nach oben und je unten burdäzufegen, zum min⸗ 
deften inopportun gegenliber der Sachlage, daß offenbar beide Minifterien dem 
Raifer das Wort gegeben hätten, das gemeiniame Minifterium in dieſer 
Frage zu unterftügen und den Militäretat unverfürzt durchzuſegen; durch 
ihre Oppofition erſchwerten aber die Parleiführer die Stellung des dod 
von ai Partei einmätdig unterflügten Minifleriums Uuersperg gegenüber 

m Railer. 
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9. Det. (Deiterreid.) Die Regierung ermannt ſich endlich gegenüber 

| den Willfürlichleiten der (vom Stuate doch mit ſchweren Opfern ga⸗ 
rantirten) Privateifenbahnen und deren Verwaltungsräthen zu einer 
energiihen That, indem fie die Lemberg-Ezernowiger Bahn mit Se- 
quefter befegt. 

1. „ (Ungarn) Unterhaus: beendigt die am 28. Sept. begonnene 
Debatte über die Antwortsadreſſe. Großer Eindrud der Rede des 
confervativen Magnaten Baron Sennyey, in dem Viele fofort das 
Haupt eines bevorftehenden conjervativen Minifteriums zu fehen meinen. 
Der Minifterpräfident Graf Lonyay wird wegen der , Familienbahnen“ 
und der ſelbſt als ‘Minifterpräfident noch beibehaltenen Verwaltungs⸗ 
rathsftellen ſcharf angegriffen. Schließli aber wird der Entwurf ber 
Deakpartei mit 185 gegen 101 Stimmen angenommen. 

19. „ Ungarifche Delegation: nimmt das Militärbudget einflimmig an. 

22.— 24. Oct. Die Delegationen einigen fi über die noch gebliebenen 


Differenzen. Der Kaifer ertheilt den Beichlüffen fofort feine Geneh- 
migung, worauf die Seſſion geſchloſſen wird. 

26. „ Bebpvollmächtigte der Regierungen beider Reichshälften unterzeichnen 
in Wien ein Protofoll bezüglich der feit einiger Zeit ventilirten Bank⸗ 
frage, das biejelbe vorläufig dahin regelt: 

1) Es wird bie Einheit der Wahrung für beide Reichstheile anerlannt; 
e8 wird jede Einrichtung, welche diefe Einheit ftört oder mit der dfterreichifchen 
Rationalbant über die Bedingungen der Verlängerung des Privilegiums, 
giltig für die beiden Reichötheile, Verhandlungen einzuleiten hindert, ausge 
ſchloſſen; es find diefe Verhandlungen vorerft mit der Öfterreichiichen National⸗ 
bank in Wien zu beginnen. 2) Die Nationalbank ift unter Intervention der 
dfterreihiichen Regierungen einzuladen, fofort für die ungariichen Filialen jene 
Dotationserhöhung eintreten zu laſſen, welche die dfterreichiichen Filialen jeit 
1867 erhalten haben. (Dieſe Erhöhung beträgt, proportionirt berechnet, für 
Ungarn vier Millionen Gulden.) 3) &8 haben von beiden Regierungen ent» 
jendete Kommilfionen mit einer Commilfion der Rationalbant behufs Ver⸗ 
handlung mit derjelben zufammenzutreten. Die Berhandlungen über den 
ſtaats rechtlichen Theil werben damit nicht als abgeihlofien betrachtet. Alle 
Detailfragen werden in fpäteren Verhandlungen ſtets auf die angenommene 
Baſis der Einheit der Währung, auf den angenommenen Grundſat bloß einer 
Banknote in beiden Reichthälften zurüdgeführt werden. Darauf foll auch, 
wenn alles fonft geregelt ift, als Schlußftein eine Bankalte und vor berjelben 
die Einigung bezüglich der 80⸗Millionenſchuld erfolgen. Der Zuſchuß von 
vier Millionen an die ungarischen Filialen fol als Beweis des Entgegenkom⸗ 
mens, als Zeichen, dab die Nationalbank den Kriegszuftand nicht fortiegen 
will, gelten. Die vier Millionen würden dann ſchon am 1. November in 
Ungarn eintreffen. 


80. „ (Defterreid.) Der in einem Preßprocefie gegen den altkatholi= 
ſchen Pfarrer Anton in Wien gerichtlich verurtheilte Pfarrer Scherner 
wird vom Kaiſer fofort und ohne daß berjelbe darum nachgeſucht hätte, 
begnadigt. 

— „ (Ungarn: Eroatien.) Der Iehte ber latholiſchen Biſchöfe, bie 
feiner Zeit das Unfehlbarleitsbogma auf bem vaticanifhen Concil 
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bekämpft haben, Biſchof Stroßmayer v. Diakovar, unterwirft fich 
endlich auch. 


2. Nopb. (Ungarn.) Die croatiſche Regnicolar » Deputation macht einen 


10. 


12. 


18. 


Vorſchlag zu einer Modification des Ausgleichs von 1868, der indeß 
den Ungarn völlig unannehmbar erſcheint. 

„ (OSefterreid.) Eröffnung der Landtage in ſämmtlichen Sron- 
ändern Cisleithaniens. In Böhmen und Mähren erfcheinen Die ce 
chiſchen, in Dalmatien die autonom⸗italieniſchen Abgg. nicht. 

„ (Ungarn) Die Regierung ſchließt zu Dedung des Defictts ein 
Anlehen von 54 Mill. zum Curſe von 74 ab. 

„ (Ungarn) Unterhaus: Verhandlungen des Deakclubs über die 
Verhandlungsſprache der hauptſtädtiſchen Repräfentenz. 

Die Tebatte erfolgt gelegentlich eines Bejegentwurfs betreffend die Orga⸗ 
nifation der Hauptflädte, indem ein Abg. deuticher Herkunft, Namens Steiger, 
eine für das Renegatenthum fehr beſchämende Scene herbeiführt. . Er ſiellt 
nämlich den Antrag, daß die Berhandlungsipradhe der Repräfentanz der Haupt 
ſtadt ausſchließlich die magyariiche zu fein habe. Gegen diefen Antrag, wo 
durch die deutſche Sprade, die Mutteriprade von mehr als zwei Dritteln 
der Bevölkerung Peſt⸗Ofens aus den Beratbungen der hauptftädtiichen Duni» 
cipalvertretung nänzlich verbannt würde, fprechen die Magyaren Gorovde und 
Franz Deal. Erfterer betont, daß er im Intereſſe feiner eigenen Rationalität 
feine Beindfeligfeit gegen die Deutichen wünſche, die bisher nie feparatiftiide 
oder gegen den ungariihen Staat gerichtete Beſtrebungen befundet haben. 
Deal tt: er fei gewiß ein ebenfo guter Ungar wie andere, aber er fei älter 
als diefe und ſehe daher die Dinge ruhiger an. Wäre die ungariſche Ra- 
tionalität bedroht, fo würde er für den Schuß derfelben alles aufbieten, ſowie 
er ſeinerzeit das Tragen der ungarifchen Kleidung billigte als eine Demon- 
ftration gegen die antinationale Richtung der Regierung, die heute bereits 
überflüffig geworden. Er wolle indeh Niemandem Zwang anthun. Die Spradgen- 
frage wird denn auch im Club nicht entichieden, fondern als offene erklärt, 
für welche Jedermann nad) feiner Weberzeugung im Reichstage eintreten Tönne. 
„ (Ungarn) Erzbiſchof Haynald ſpricht im Peſther Komitat um- 
fonft zu Gunften der Jefuiten. 

An der Eongregation des Comitats kommt nemli ein Wufforderungs 
reiben der Städte Hermannftadt und Arad un Unterflägung ihrer an ben 

eihstag gerichteten Petition gegen die Einwanderung der Sefuiten zur Ber- 
Iefung und hiezu nimmt Erzbiſchof Haynald das Wort, um in zweifündigem 
Bortrage die Jefuitenfrage nicht nur Ungarns, fondern aller Länder zu be 
ſprechen. Ungarn hätte den Jeſuiten, welche frühere Könige beriethen, viel zu 
verdanken. Heute noch leifteten fie burdy Erziehnng der Jugend, beifpielsweiie 
in Ralocja, bedeutendes. Daß Teutichland fie nusgewieien, habe darin feinen 
Grund, daß „Bismard dasſelbe nun auch im BProteftantismus einigen wolle”. 
Nach Haynald beantragt Bullner, die zwei Petitionen nicht nur zu unterftügen, 
fondern eine eigene Petition um die gejetliche Beſchränkung der Einwanderung 
der Zefuiten an den Reihätag zu richten. Der Antrag wird unter ſtürmi⸗ 
ſchem Zuruf angenommen. 


„ Ungarn.) Unterhaus: Gemwaltiger Scandal gegen den Miniſter⸗ 
präjidenten Graf Lonyay. Lonyay verlangt vom Dealclub Genug 
thuung, fonft müſſe er zurüdtreten. Der Club tritt fofort zuſammen 
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und ebenſo bie Miniſter, die in dieſem Fall zum Miniſterpräſidenten 


ſtehen. 

Anlaß gibt die Beantwortung einer Interpellation betreffs der Beeidigung 
eines Richters der königlichen Berichtstafel, Batagliarini. Nach einem provis 
ſoriſchen Geſetze werden die Fiumaner Procefie erfter und zweiter Inſtanz von 
der Gerichtstafel in Per entjchieden. In Fiume verfteht Niemand magyariſch; 
die ungarifche Negierung hat deghalb den Fiumanern den Gebrauch der ita- 
fienifchen Amtsſprache zugeftanden. Run aber verflehen die Beiſitzer der Peſter 
Gerichtshöfe nicht italieniſch; es mußten deßhalb aus der Hafenſtadt Richter 
berufen werden, welche wieder nicht magyariich können. Die Beeidigung der 
Berufenen erfolgte in magyariicher Sprache, d. h. die Schmörenden ſprachen 
iedeß einzelne ihnen vorgeſprochene Wort der Eidesſormel nad. Bei Referaten 
ift ſolche Comodie unmöglid. Herrn Batagliarini wurde deßhalb das Referat 
in der einzigen Sprache geftattet, welche in Peft wic in Fiume den anftändigen 
Menſchen geläufig ift: der deutſchen. In diefem Sinne beantwortete der 
Zuftizminifter Peuler die SInterpellation des Deutichenfreilers Gjernatony. 
Tiefer, mit der Antwort nit aufrieden, fagte, die Regierung fördere die 
Germanifation. Sie jei jo wenig ungariſch, daß jie feine Exiſtenz⸗Berechtigung 
habe; denn daß die Minifter fih Häufer bauten und Güter laufen, jei keine 
Siſtenz⸗Berechtigung. Darauf folgten ſtürmiſche Nufe: „Zur Ordnung!” 
Minifterpräfident Graf Lonyay erhebt fi) ganz bleich, ſetzt ſich wieder nieder 
und winkt dem Präfidenten. Um die Minifter bildet fich eine Gruppe deali- 
ſtiſcher Abgeordneter. Vice⸗Präſident Perczel fordert den Redner auf, feine 
gegen die Regierung gerichtete Worte zu interpretiren. Cſernatony: Gut, ich 
will interpretiven. Ih ſage (ſcharf auf Lonyay hinſehend), daß in Ungarn 
ſich jedermann begütern und bereichern darf nach Belieben, jedoch Minifter 
nicht ohne Mißdeutung. Hier iſt die Sache jedoch umgekehrt. Hier wird 
jedermann arm, und die Minifter bereichern fi. (Erneuerter Sturm. Große 
Verwirrung. Rufe links: Gſchaftlhuber! Wucherer! Rufe rechts: Das iſt 
eine Schmach! Das darf nicht geduldet werden! Zur Ordnung!) Giernatony 
(nad) langer Unterbredung fortfahrend): Ich verdächtige nicht, ich ſpreche bloß 
meine Anſicht aus Über die rajche Bereicherung der Minifter. Der Vorſitzende 
ertheilt dem Minifterpräfidenten in einer perſonlichen Angelegenheit das Wort. 
Konyay: Gegen die Art und Weile der Verdächtigung, die ſich eingebürgert 
zu baben ſcheint, erhebe ich das Wort. Auf den Angriff jelbft babe ich nichts 
zu erwidern. Deine Antwort hierauf ift die Beratung. (Händellatichen, 
Eljen rechts.) Ein folder Menſch, wie der Kerr Abgeorbnete, defien Ber: 
nangenheit Ich nicht ventiliren will (Schweigen links), wagt e8, gegen ein in 
folch reiner und ehrlicher Arbeit verbrachtes Veben, wie das meine, derlei An⸗ 
lagen vorzubringen; ich wiederhole: darauf bleibt mir nur eine Antwort, die 
Beratung. Ich babe ſchon dreißig Jahre früher eine politiiche Rolle geipielt, 
als er jene That begangen, worüber jo kurioje Meldungen circuliren, und die 
mein Freund Bitto erzählen könnte, der Augenzeuge war. (Stürmijcher Bei- 
fall rechts.) Jedoch im ntereffe der Würde des Hauſes möge, wenn wieder 
dergleichen geidhieht, dem Redner das Wort entzogen werden. Gfernatony 
(verwirrt): Mein bitiges Temperament war vielleiht ſchuld daran, daR ich 
vorhin etwas heftig geſprochen habe. Nett ſage ich jedoh dem Herrn Mini« 
RRerpräfidenten ganz rubig, daß auf feinen Angriff meine Antwort nur die 
gleiche fein Tann: die Verachtung. Auf das, was er hier vorgebracht, will 
ich nicht weiter zurückkommen. Es urtheile hierüber das Haus. Auch berufe 
ich mich auf den geweſenen Präfidenten des Hauſes, auf Somfid. Uebrigens 
jage i nur daß eine: jo wie der Minifterpräfident geiprochen, jo jpricht fein 
anftändiger Menſch. (Furchtbarer Lärm; von beiden Seiten verlafien die Abs 

eorbnete ihre Sitze; Schreien; Läuten.) Ghiczy beantragt den Uebergang zur. 
—— omſich: Ich fage bloß, daß über das, was hier geſprochen 
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wird, nicht ein Einzelner, ſondern das Haus zu urtheilen hat. Unter den 
noch fortdauernden Lärm beeilt fi) der Vorfitende, die Sikung zu jchlichen 
Die Abgeordneten bleiben trogdem noch lange im Haufe. Grote Gruppe 
disputiren in den Gorridoren und noch auf der Strafe. Die Aufregung it 
eine ungeheure. Lonhay wird frank nad Haufe gebradt. Sogleich nah 
Sigungsihluß findet eine Heine Konferenz der Dealiften im Landhaufe felit 
flatt. Lonyay läßt erklären, daß, wenn ihm nit volle Genugthuung werde, 
er fofort zurüdtreten müfle Später verfammeln fih die Miniſter und be 
ſchließen, für Lonyay’s Sache folidariih einzuftchen, nachdem ohnedieß vom 
ganzen Miniflerium ebrenrührig geſprochen worden. 

Das Motiv zu Cſernatony's Angriff gegen Lonyay gab zunächſt wohl cm 
allgemein verbreiteteß und auch von einem Organ der Oppofition wieberge 
gebenes Gericht, Graf Lonyay babe bei der Verpachtung der dem Giant ge 
hörenden Bajda-Hunyader Kohlenwerte einen Privatgewinn von einer Million 
gemacht, ohne daR der Behauptung von Seite Lonyay's oder der Regierung 
auch nur mit einer Silbe widerfprocden worden wäre und die Anfidht über 
haupt eine allgemeine ift, daß Lonyay feine Privatintefien mit den Intereſſen 
des Staates nur zu gut und nur zu gewandt zu vereinigen wille. 


20. Nov. (Ungarn.) Unterhaus: Der Deakclub gibt dem Dlinifterpräfidee- 


25. 


ten Lonyay die verlangte Genugthuung nicht, jondern beſchließt ledig⸗ 
ih einen Antrag auf Veränderung der Hausordnung, um jolde 
Standale fünftig unmöglih zu machen. Die Oppofition beichliekt, 
dem Antrag jofort einen ſolchen auf einfache Revifion der Hausord⸗ 
nung entgegenzufeßen und jenem fo die Spite abzubreden. 

„ (Ungarn.) Unterhaus: Efernatony erffärt, daß er einjehe, Fehler 
begangen zu haben und da ihm die Ehre des Haufes ebenfo am Herzen 
ftege, gejtebe er ein, daß er eine Rüge verdient habe. Graf Lonyay 
erflärt hierauf, daß er nad diefer Aeußerung fich für verpflichtet Halte, 
zu beantragen, daß die Motivirung des Antrages Korizmics’ (de 
Deakclubs) weggelajien werde. Tisza beantragt aud) die Weglaffung des 
auf die Reviſion des 1848er Geſetzes bezüglichen Paſſus. Schließlich 
wird denn auch der Antrag Sorizmics’ mit Weglaffung diefer beiden 
Theile einftimmig angenommen. Der Gompromiß iſt nur eim for 
meller und bie Ueberzeugung allgemein, daß Lonyay’s Stellung uns 
haltbar geworden ſei. 


2. Dec. (Ungarn) Die Stellung des Minifterpräfidenten Lonyay if 


definitiv unhaltbar geworden. Das ganze Cabinet verlangt neuerdings 
feine Entlaffung, doch ohne diefelbe an diejenige des Minifterpräfiden- 
ten zu knüpfen. Auch ein Iebter Verſuch, den Deakclub zu einem 
Vertrauenspotum für Lonyay zu bewegen, fcheitert. Der Raifer nimmt 
die Demiffion des Minifterpräfidenten an und beauftragt den Handels 
minifter Szlavy mit der Neubildung des Minifteriums. 

Graf Lonyay legt das gemeinfame Demiſſionsgeſuch feinen Gollegen zur 
Unterfertigung vor, allein fie erflären einftimmig, daß fie die Formulirung 
nit acceptiren lönnen. Es fteht nämlich in dem Geſuche, die Minifter bitter 
um ihre Enthebung, weil fie „alle zufammen und jeder einzeln“ nicht jenes 
Vertrauen der Partei befigen, welches zu eriprießlihem Wirken nötbia iR. 
Die deſſort⸗Miniſter haben aber durchaus nicht die Ueberzeugung, dab ii: 
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jeder einzeln nicht das Bertrauen der Partei beiten, vielmehr willen fie ganz 
gut, daß das Mißtrauen der Partei feine Spige ausſchließlich gegen den Chef 
des Gabinets richtete. Sie fortern daher, daß die Worte „alle zujammen 
und jeder einzeln“ weggelaflen würden, und Braf Lonyay muß aud noch diefe 
fette Demüthigung über ſich ergeben laſſen und fi dem Wunſche feinec Col⸗ 
legen fügen. In diefer geänderten Yaflung überreicht Graf Lonyay das von 
allen Miniftern unterzeichnete Demiffionsgefudh und fcheidet ſchließlich allein 
aus. Inzwiſchen bleibt er im Dealclub und bildet fortan mit feinen unbes 
Dingten Anhängern eine befondere Fraction innerhalb defielben, in welcher 
he ie er dem neuen Minifterium vielfache Schwierigkeiten zu machen be: 
mäht if. 

5. Dec. (Ungarn.) Unterhaus: Lonyay erhält vom Deakclub nachtraglich 
doch noch eine Art Genugthuung: 

Derjelbe hält im Club eine längere Rede, in welcher er erklärt, er werde 
als unabhängiges Parteimitglied das Wohl des Baterlandes fernerhin, wie 
bisher, zu fördern beftrebt fein. Deak ſpricht ih ſodann ſehr anertennend 
über Lonyay's Wirken aus, conflatirt, daß er die gegen denjelben laut gewor- 
denen Berdähtinungen nie geglaubt habe, und drüdt jeine freude darüber 
aus, daß er feine fernere Mitwirkung verſprochen habe. Der neue Minifter- 
präfident Szlavy empfiehlt fi und feine Gollegen jeinerfeits der Unterſtützung 
der Partei, welche ihm Deak zujagt. 

7. „ tOefterreid.) Schluß der Sejfton der Landtage. Im Allgemeinen 
haben ſich dieſelben überwiegend mit den Angelegenheiten des betref⸗ 
fenden Kronlandes beſchäftigt, ohne in die allgemeine Politik einzu- 
greifen. Der Landtag von Böhmen namentlich beräth ruhig in Ab⸗ 
weſenheit der czechiſch⸗feudal⸗clericalen Partei. Nur in Tirol madt 
die clericale Partei einen mißlungenen Verſuch gegen das Diinifterium. 
Diefes legt dem galiziichen Landtag das Ausgleichgelaborat des Ver⸗ 
faſſungsausſchuſſes des Abg.-Haujes des Reichsraths nicht, wie es 
früher beabfidtigte, vor. Die Regierung benüßt die Gelegenheit, durch 
die Statthalter mit den einflußreichiten Mitgliedern der verfchiebenen 
Landtage über die Wünfche der einzelnen Kronländer bez. der Wahl- 
reform des Reichsraths ſich in's Benehmen zu ſetzen. 

Der niederdflerreihiihe Landtag Hat beichlofien, die Zahl der 
Zandtagsabgeordneten der Stadt Wien um 9, die der Tandgemeinden um 
5 zu vermehren. Der Antrag auf Erlaß eines Landesgefeßes, welches dem 
Wiener Bemeinderath die Aufnahme des von demſelben beichlofienen 63 Mil- 
lionenanlehens geftattet, wurde angenommen, die projectirte neue Gemeinde⸗ 
wahloronung für Wien dagegen mit 37 gegen 27 Stimmen verworfen. Der 
Grund der Ablehnung lag darin, weil dur jene Gemeindewahlordnung das 
im Gemeinbeftatut normirte Syflem der nad der Höhe der Steuer zu bilden- 
den (drei) Wahltörper befeitigt werden jolltee Wan hielt e8 für bedenklich, 
ein jo gewichtiges Präjudiz zu Ihaften, da es nicht außer dem Bereich der 
Möglichkeit liege, daß eine jpätere Regierung es geradezu in ihrem Snterefie 
gelegen finden Tönnte, anderen Städten zum Nachtheile des deutichen verfaf- 
jungstreuen XTheiles der Bevölkerung jenes Recht einzuräumen, welches die 
Großcommune Wien als Ausnahme für fih in Aniprud nimmt. Der Mehr» 
heit erjchien überdieß der gegenwärtige Augenblid, in weldem die Einführung 
direlter Reichſsrathswahlen mit Beibehaltung des Gruppenſyſtems den Ausbau 
und die Sicherung der Verfaffung herbeiführen fol, am wenigften geeignet, 
dur Genehmigung der vorgelegten Wahlordnung der Reihshauptftadt die 
erfte Abweichung pon den bisherigen Brundfägen der Gemeinde⸗Geſetzgebung 
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und den Principien der utereffen- Vertretung ins Leben zu rufen. Verse 
genehmigte derfelbe einen Antrag auf Erwirlung eines Geſetzes gegen bie En- 
wanderung jremder Jeſuiten mit allen gegen 2 Stimmen nad erregier Te 
batte, in welcher der Bertheidiger der Jejuiten zur Orbnung gernfen werben 
mußte, weil er den Kaiſer Joſeph einen Schwachkopf nannte. 

DO beröfterreidh: befeploß die Aufhebung des Schulgeldes gegen den Wider⸗ 
ſpruch des Biſchofß Rudigier und der Glericalen mit 27 gegen 19 Stimm. 
Biſchof Audigier fah durch die Aufhebung des Schulgeldes Kirche und Giast 
gefährdet, da man hiedurch mit beiden Züßen in den Gommunismus hinen- 
ipringe und andererfeit8 der Kirche die religidfe und fittlidde Erziehung der 
Kinder entziehe. Der Bilchof verfiel dann in eine endlofe Jeremiade über bir 
confeifionsiofe Echule und den Schulzwang. Keine Staatsgewalt. meinte er, 
werde den Schulzwang durdführen Tönnen; fein Nero und Diocletian hätte 
diejeß vermodt; denn Bater und Mutter fönnen nicht gezwungen werden, ihr 
Kinder in Säulen au ſchicken, wo fie Gefahr an Blauben und den guten 
Sitten laufen. Auch die Wahlen in den Reichſsrath lönnen nur gegen ben 
Widerſpruch derfelben Partei vorgenommen werden. 

Steiermart: berieth gleichfalls Aber die Aufhebung des Schulgeldes. 
beſchloß aber, die Entſcheidung auf die folgende Sefflon zu verſchieben. Die 
Heine ſloveniſche Minderheit verſuchte wiederholt nicht ohne Heftigkeit ſich gel- 
tend zu machen, ohne indeß durchzudringen. 

Salzburg: hob gleichfalls das Schulgeld auf, aber wie in Oberöfter- 
reich nur gegen den Widerfprud des Erzbiſchofs und der Glericalen mit 15 
gegen 9 Stimmen. 

Kärnthen: Der Landtag beſchloß, eine Petition um Uusweifung der 
Sefuiten an den Reichsrath zu richten. 

Böhmen: Bel der Eröffnung des Landtags fehlten ſammtliche czechiſche 
Abgeordnete und auf die Aufforderung bes Oberſtlandmarſchalls, ihre Sig: 
im Landtag einzunehmen, richteten fie fatt defien ein Memorandum an ven 
Landtag, in weldhem fie ihre Abweſenheit begründeten. Um folgenden Tage 
erfchienen indeß doch zwei czechiſche Abgeordnete und richteten fofort eine Imter⸗ 
pellation an die Regierung. Der Oberſtlandmarſchall verlangte jedoch vorher 
von ihnen die Ableiſtung des Handgeldobnifſes. Dieſes verweigerten fie und 
verließen unter Proteft den Saal. Schließlich erliärte der Landtag vie 84 
czechiichen Abgeordneten ihrer Site verluftig. 

Mähren: Auch hier erſcheinen die ezechiichen Abgeordneten im Bandtage 
nit und erlaffen dafür ihrer 31, die Biſchbfe an der Spitze, eine mit ber- 
jenigen der böhmifchen Czechen weientiich identiſche Erflärung. 

Schleſien: Auch hier erklärte ſich bie kleine clericale WRinderbeit gegen 
die Vornahme der Reihsratbswahlen. 

Tirol: Sofort nad Eröffnung des Landtags interpellirten bie Cleriealen 
be3. der Einberufung des Rektors der Univerfität Innsbrud und verhinderten 
e8, daß demfelben das Handgelöbniß abgenommen wurde. Ihr Beſchwerde⸗ 
punkt beftand darin, daß, während nad dem bergebraditen Turnus in diefem 
Jahre ein Profeffor der Theologie — d. i. ein Zefuit — zum Reklor der 
Univerfität, welcher nach der Landeßordnung zugleich geborene Mitglied des 
Landtags ift, gewählt werben jollte, der Unterrichtsminiſter in Folge einer 
Petition der drei weltlichen Fakultäten der theologiſchen Fakultät das Recht, 
den Rektor zu ftellen, entzogen bat: und da der jeweilige Reltor der Univer- 
fität eo ipeo Mitglied des Landtags if, fo betrachten bie Interpellanten den 
mit Umgehung der theologifchen aus der jurifliichen Salultät gewählten Brof. 
Ullmann als nit zum Gig im Landtage legitimirt. - Die anflößige minifte 
rielle Verordnung aber flügte fi darauf, daß die Jeſuiten, melden ſeit dem 
Sahre 1857 ausiäließlich die theologiſche Fakultät in Innsbrud übertragen 
ift, weder vom Raifer ernannt, noch auf die Gtaatkgeiehe beeidigt werben. 
Sie werben einfad) vom Borland der Ordensprovinz für die Sehrlangeln nam- 
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haft gemacht und galten in Folge deſſen bisher als ordentliche Profeſſoren, 
waren als ſolche aud vom akademiſchen Senat anerkannt. Dem Berlangen 
der Elericalen entſprach der Statthalter Graf Taaffe allerdings nicht, fchonte 
fie aber in ziemlich auffallender Weiſe. Statt der Landtagsmehrpeit alsbald 
ihre Interpellation mit der entichiedenften Zurüdiweifung zu erwidern und dann 
die Seſſion zu ſchließen, woraus der Bortheil erwachſen wäre, direkte Reichs⸗ 
rathswahlen anordnen zu können und dabei flatt der vom Landtage gewählten 
NReihsrathsmitglieder, melde doch nicht in das Abgeordnetenhaus eintreten, 
wenigfienß einige der Reihsrathäfige für die Verfafiungspartei Ju gewinnen, 
ließ er zuerft auf feinen ausdrücklichen Wunſch die Reihsrathswahlen durch 
den Landtag vornchmen, welche denn aud richtig auf lauter Glericale und 
Waälſche fielen, und ertheilte dann erft die Erflärung der Regierung auf die 
Sinterpellation. Dieſelbe lehnte die Beantwortung der lehteren, welde den 
verfafjungsmäßigen Wirkungskreis des Landtages überjchreite und darum un 
geſetzlich ſei, ab und forderte den Landeshauptmann (YandtagSpräfidenten) auf, 
feiner geſetzlichen Pflicht nachzukommen und dem liniverfitätsreltor das Ge⸗ 
I56niE abzunehmen. Run aber verlangte der Etatthalter von dem (clericalen) 
Landeshauptmann keineswegs wenigftens eine beflimmte Erklärung, ob er die 
Eidesabnahme vornehmen wolle oder nicht, um im Berneinungsfalle den Land» 
tag jofort zu fchließen, jondern ließ die clericale Mehrheit gewähren, alß fie, 
um die Eidegabnahme zu umgeben, die Sigung fofort ſchloß, damit man 
„die Mittheilung der Regierung in gebührende Erwägung ziehen könne”. In 
der nächſten Sigung erihien nun die Mehrheit gar nicht, fo daß der Land⸗ 
tag, weldem jene eine Erklärung eingefandt hatte, wonach fie von allen Gik- 
ungen fern bleiben wolle, an denen Rektor Ullmann Theil nehme, beſchluß⸗ 
unfähig war und die Maßregel der Regierung, melde nunmehr den Landtag 
im allerhöchſten Auftrage ſchloß, eine völlig wirkungslofe, weil überflüffige 
wurde, 

Balizien: Die Regierung legte dem Landtag das Elaborat des Ber- 
fafjungsausfchufies des Abg.⸗Hauſes des Reichßraths nicht vor, obgleich fie eß 
doch früher beabfichtigt Hatte. Dagegen ftellten die Ruthenen einen Antrag, 
der Landtag möge fih zu Bunften direkter Reichſsrathswahlen ausſprechen. 
Die polniſche Majorität verwirft ihn jedoh mit 101 gegen 19 Stimmen. 
Ebendieſelbe beſchließt, eine Worefie an die Krone zu richten, in welcher zwar 
die befannten Yorderungen der früheren Wdrefie nicht wiederholt, aber doch 
ausbrüdlich erwähnt werden. Auch hier gelangte die in fo vielen Landtagen 
ventilirte Frage der Aufhebung des Schulgeldes zur Beratbung und wurde 
beſchloſſen, daß Schulgeld aufzuheben und die in Folge davon für die Volfs- 
ſchule erwachſenden Mebrloften auf die einzelnen Gemeinden, beziehungsweile 
das Land, zu vertheilen. Ebendasſelbe geſchah im Landtage der Bulowina, 
deſſen Majorität entichieven der verfafiungsfreundlichen Partei angehörte. 

Krain: Der Landtag beſchloß eine Adreſſe an die Krone gegen die von 
der Regierung dem Reichsrathe bereits zugefagte Wahlreform des Reichsraths. 

Dalmatien: Die autonom«italieniiche, verfaffungsfreundlicde Partei ere 
ſcheint im Landtage nit. Indeß erweist fi auch die nationale Majorität 
in Folge der gelegentlih des Nothwahlgeſetzes ihren Abgeorbneten von der 
Regierung gemachten Zujagen vorerfi auch ziemlich verfafjungsfreundlich. 

7. Dec. (Ungarn.) Unterhaus: Die Majorität vergewaltigt gerabezu bie 
PMinorität in der Frage der Verhandlungsſprache de Vertretungsför- 


pers der Hauptfladt und zwar in ganz fcandalöjer Weile. 

Am Wege des Compromifieß war man übereingelommen, bei Gelegenheit 
der Berathung dieles Gejekedentwurfs über die Spradenfrage nicht viel zu 
Sprechen. Der Commilflonsantrag lautet dahın, die magyariſche fiir die aus⸗ 
ſchließliche Amtsſprache zu erklären, wozu das Amendement geftellt wurde, 
das magyariihe Idiom zur ausſchließlichen Berathungsſprache zu machen. 
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12. Dec. (Defterreih.) Wiederzujammentritt des Reichstag. Die Ab— 
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16. 
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Stürmijches Eljen von beiden Linken und einem geringen Theile der Kerr. 

er Referent des Central⸗Ausſchuſſes will ſprechen, wird jebodh vom Läre ı 
lange übertäubt, bi8 er auf's Wort verzichte. Darauf will der Regie 
vertreter (Miniſter Toth bat fish ſelbſt abſentirt) ſprechen. (Sturmijche Rt 
Berzihten! Das Antendement ift angenommen!) Siebzehn fächſiſche Dar: 
eilen zum Präfidenten mit einem Antrage, den Paragraph Über die Errade: 
frage gänzlich zu ſtreichen. (Wortdauernder Lärm.) Neuerdings veriudt ’r 
Regierungsvertreter zu ſprechen. Der Lärm erftidt feine Worte. Der a 
fident ftellt im unaufhörlichen Tumulte die Abflimmungsfrage bezüglich de 
Commijlionsantrages. (Stürmiſche Rufe. Wir wollen ihn mit, wir nee 
da8 Amendement!) Der Präfident, dadurch eingejchlichtert, ſpricht, ohne am 
—— Abſtimmung durch Aufftehen vorzunehmen, die Annahme des Ua 
ements aus. | 








geordneten von Tirol und Vorarlberg fehlen im Abg.-Haufe. *ı 
Regierung legt demjelben einen Gefeßesentwurf betr. die Forterhebum 
der Steuern (bi8 nad) Berathung des Budgets für 1873) vor, te 
Finanzausſchuß tritt fofort zur Vorberathung des Geſetzes zufamme 
und beichließt, auf Genehmigung befielben anzutragen. 
Die Regierung ladet eine Anzahl hervorragender Mitglieder de 
Abgeordnetene und des Herrenhauſes zu Conferenzen über den vr 
ihr ausgearbeiteten Entwurf eine Geſetzzes für direlte Wahlen be 
Abg.-Haujes ein, nachdem dieſer Entwurf bereitß in Folge der Br 
ſprechungen mit den einflußreichiten Mitgliedern der verfchiedenen Land 
tage während ber Seifion berjelben im Einzelnen etwas modifict 
worden ift. 
„ (Defterreid.) Reichsrath, Abg.-Haus: Die erfte Conferenz mi 
Abgeordneten über die Wahlreform conftatirt, daß die Regierung nid! 
gejonnen ift, Galizien von der Wahlreform unberührt zu lafien mi 
jo diefem Kronland eine ganz bejondere Stellung in Eigleithanien 
gewähren. 
„Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.-Haus: Die Regierung fnip: 
mit ben Vertretern Galiziens bejondere Unterhandfungen an, um fie, 
gegen gewiſſe Zugeftändnifje, zu veranlafien, die Ausdehnung de: 
Mahlreform auch auf Galizien fi) gefallen zu laſſen, ohne deßhaldo, 
wie die Czechen, aus dem Reichsrathe auszuſcheiden. 
„Oeſterreich.) Reichsrath, Abg.⸗Haus: Die Regierung fordert 
für die Koſten der bevorſtehenden Welt-Induſtrieausſtellung in Wien 
zu den bereits beivilligten 6 noch weitere 7 Millionen und es zeigt 
ih alsbald, daß auch diefe Summe für den wirklichen Mebrbedari 
noch um wenigfteng zwei Millionen erhöht werden muß. 
„ (Oefterreih.) Reichsrath, Abg.-Haus: Der Polen-Elub Ich 
die Unterhandlungen mit dem Minifterium über einen Ausgleich ba. 
der Wahlreform ab. 
„ (Ungarn) Unterhaus: Die Regierung ift neuerdings bemüht, die 
deutſche Sprache zu verbrängen unb durch die magyariſche zu erſegen. 
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Der Eommmnications» Dinifter Tisza beantwortet die Interpellation Th. 
MPechy's bezüglich Erhebung der ungariſchen Sprade zur Amtsiprache der in 
Ungarn befindl: hen Eiſenbahnen und erllärt, er habe ſchon vor längerer Zeit 
Die Verordnung erlafien, daß, vom 1. Jan. 1874 angefangen, die in Ungarn 
befindligden Eifenbahnen die ungariſche Sprache als Amtsſprache zu benligen 
Haben. Außerdem habe er die übliden Drudjorten mit ungariigem Text 
druden lafien und den Eijenbahnen zugelendet; auch habe er e8 ihnen wie 
derholt an’8 Herz gelegt, für die Verbreitung der Kenntniß der ungariſchen 
Sprade bei ihren Beamten zu forgen. In Folge deſſen Haben ſchon drei 
Bahnen ungariide Sprachlehrer angeſtellt. Die Linke ruft diefen Ausfüh⸗ 
rungen lauten Beifall zu. 


I. Dec. (Defterreih.) Der Wahlreformentwurf ift noch nicht definitiv 
Teftgeftelt und foll daher auch erſt nad) Neujahr im Reichsrathe von 
Der Regierung eingebradht werden. Inzwiſchen veröffentlicht der Abg. 
Menger eine Scizze der politiichen Bedeutung deffelben für Oefterreich 
und ber fünftigen Stellung der Verfaſſungspartei in rein fachlich ge 
baltener Weife, die im Wefentlichen folgendes darlegt: 

Vorerſt gibt er eine kurze Schilderung der Erfahrungen, welche in Bezug 
anf die politiiche Zujammenfegung der Landtage und des Reichsrathes unter 
den verſchiedenen Minifterien gemacht wurden, und leitet auß den Ergebniffen 
der Bergangenheit die Grundfäge ab, welche für eine zweckbewußte Wahlreform 
notbwendig jeien. Nach den bisherigen Wahlrejultaten ergeben fi) bet dem 
Beftande der jekigen Wahlorbnungen unter einem verfafiungstreuen Minifte- 
rium 119 verfaffungstreue und 84 verfaffungsgegnerifche Reichsraths-Abgeord- 
nete, und unter einem föberaliftiihen Minifterium 65 verfafiungstreue und 
138 föperaliftiiche Reichsvertreter. Es fteht ſonach fehl, daß unter der Herr- 

des derzeitigen Verfaſſungsſyſtems jedes Miniftertum in der Lage if, 
die Majorität im Abgeordnetenhauſe zu erlangen. Einem verfaffungstreuen 
Miniftertum ſteht die zu Verfaffungsänderungen nothwendige Zweidrittelmehr- 
heit nur dann zur Berfügung, wenn eine Anzahl von Berfaffungsgegnern 
abweſend ift; umgelehrt aber ſteht einem foderaliſtiſchen Minifterium eine 
fihere Zweidrittel-Majorität in Ausfit, wenn es den vollen Regierungeinfluß 
geltend machen will. Unter diefen Umſtänden weist der Berfafler der Wahl- 
reform den Zweck zu: der VBerfafiungspartei eine gefiherte Majorität, welche 
unfer Berfaffungsleben von dem Belieben wechſelnder Minifterien befreit, zu 
ſchaffen. Diele Forderung ift der Kernpunkt der Wahlreform⸗Gedanken, melden 
die Broſchüre Ausdruck gibt. Denn: Loslöfung des Neichsratheß von den 
Landtagen, Verdoppelung oder doch Vermehrung der Ubgeorbnetenzahl, Kräf⸗ 
tigung der Einheit des Reiches, Schub der deutſchen Rationalität und Ueber⸗ 
antwortung der politiſchen Hegemonie an diefelbe find nur die Borberjäte, 
welde in dem vorermähnten Anfprud an die Wahlreform ihren Abſchluß 
finden. Den Grund der wechſelnden Majorität findet der Berfafler in der 
eigenthiämlichen Stellung des Großgrundbefitzes, in welcher Gurie der Re⸗ 
gierungseinfluß nach Umfländen in der Form der von der Öffentlichen Moral 
Verworienen Ehabrus-Actionen feine größten ummwälzungsmädtigen Erfolge 
erringt. In diefer Eurie Liegt daher der Schwerpuntt der Wahlreform. 
Bevor der Berfafler feine eigenen Vorſchläge für die Wahlreform entwidelt, 
nibt derfelbe eine Eritifch vergleichende Darftellung der bisher veröffentlichten 
BWahlreform-Entwärfe, nämlich jener von Giskra (aus der Minifterzeit), Rech⸗ 
bauer, Herbſt, Knoll. Jener Giskra's hat die einfache Verdoppelung der Ab» 
geordneten (406) zur Grundlage Nach demjelben würden die Berfaflungs- 
treuen auf Grund der den bisherigen Wahlrefultaten entſprechenden Berech⸗ 
nungen des Berfaffer8 über eiwa 170 (morunter 15 galiziſche Bauern), die 
Berfaffungsgegner üher 146 fihere Stimmen verfügen; an 90 Stimmen fliehen 
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der jeweiligen Regierung zur Verfügung GHerbfi’s Entwurf befirt auf ver 
Beibehaltung der gegenwärtigen Abgeorbnetenzahl, wogegen die Bermehrar 
in der Urt erfolgen fol, dag auf je 100,000 Einwohner ein Wbgeorbane 
entfällt, jo daß die Zahl der Abgeordneten auf 399 erhöht würbe, bei tere 
Bertheilung die Hauptftädte vorerft nad ihrer Bevollerungszahl beridiichtigt. 
die Übrigen Übgeorbneten nah dem Berhältniß von 1 : 2 auf Stadt m 
Land vertheilt würden. Der Knoll'ſche Entwurf, welder ebenfalls bie Ber: 
doppelung der gegenwärtigen Bertreterzahl in Ausficht nimmt, fucht mebe 
der bloßen Bevblkerungsziffer aud die Steuerkraft zu i 

dem Herbſt'ſchen Entwurf würden von 899 Abgeordnelen 169 der 

partei angehören, 181 der Partei der Berfaffungsgegner, 49 würben mit ben 
jeweiligen Miniſterium fimmen. Rah dem Knoll'ſchen Entwurf entfielen est 


406 Abgeordnete 202 Berfaflungstreue, 155 Berfaffungsgegner, 49 kn 


zur Dispofition des jeweiligen Minifleriums. Der Rechbauer yche Entwur 
laßt nur annäherungsweife eine Abſchätzung feiner Wirkungen zu: es Yürften 
von 406 Abgeordneten 161 verfaffungstreu, 217 verfafjungsfeindblidh, 28 zmei- 
felhaft jein. Alle diefe Entwärfe haben den Borzug vor der jegigen Berfei- 
jung voraus, daß die Vertreter direlt gewählt werden und daß die Berfaffung“- 
partei immer ein Drittel der Stimmen im Ubgeorbnetenhaufe Haben wird, je 
daß fle vor einer gewaltſamen Berfafjungsänderung geſchützt if. Wber Teine 
diefer Entwürfe fihert der Berfafjungspartei eine conflante Mehrheit, welder 
von dem Berfaffer aufgeftellten Forderung der Knofl’ide Entwurf am nädke: 
tommt, da er der Berfaflungspartei die Hälfte der Mandate als geſichert zu 


ertennt. Der Berfaffer iſt nun beftrebt, dieſen Hauptmangel in ſeinen Bar 


Ihlägen zu heben, wobei er geſteht: „es hieße ſich einer ſchweren Selbfitän- 


hung bingeben, wenn man tiefgreifende radikale Uenberungen des gegemsär- 


tigen Wahlipftems erwarten wollte.” Derfelbe will demnach nur das Grred>» 


bare anftreben. Er verlangt zunähft, daß die Zahl der Ubgeorimeim au 


der Großgrundbeſther⸗Curie nicht vermehrt und daß, um die Zahl der von dem 
jeweiligen Minifterium abhängigen Stimmen thunlichſt zu vermindern, bei der 
Wahl in diefer Gurie das Ruſſel'ſche Abftimmungsverfahren angewendet werde. 
welches darin befleht, daß jeder Wähler wohl die der Geſammtzahl der zu 
Wählenden entiprechende Anzahl von Ramen auf feinen Wahlzettel ſchreibt 
jedoch das Recht hat, denſelben Ramen mehrmals zu fchreiben. Es of alis 
das bei der legten engliſchen Wahlreform verfudhsweile eingeführte Syſten 
der Minderheits- Vertretung in der Gruppe deB Großgrundbefiges zur Un 
wendung fommen. Ber Berfafier bereijnet, daB nad dieſem Syſtem bei 54 
Großgrundbeſitz ⸗ Vertretern unter einem verfafiungstreuen Minifterium 29 Ber- 
fafjungstreue und 25 Berfafjungsgegner, und umgelehrt unter einem födere: 
liftiſchen Minifterium 25 Berfaflungstreue und 29 Berfaffungsgegner gewählt 
würden. Der Spielraum für die Actionen des jeweiligen Miniſteriums un) 
für Chabrus⸗Geſchäfte wäre danach in der That auf ein Minimum beichränlt, 
und da dag praktiſche, in Berfafiungsfragen erfahrene England das Soßen 
der Minoritäts-Bertretung acceptirt babe, bürfe der Vorſchlag nicht von vorn⸗ 
berein als unpraltiih abgewiejen werden. Doch iR es fraglich, ob die ein⸗ 
feitige Anwendung befielben in der einen Eurie dem Vorſchlag mit Müdfict 
auf feine Ausführbarkeit juf zu flatten kommt. Bezüglich der Bermehrung 
der Abgeordneten will der Berfafier die Ziffer von 400 und eine Gombinatior 
der VBevdllerungszahl und Steuerleiftung beziglich der Vermehrung der Ab- 
georbneten iedes einzelnen Kronlandes angenommen willen, nad) welchem Modus 
auf Niederdfterreih die überaus große Ziffer von 78, hievon auf Wien die 
Ziffer von 32 enifiele. Nach diefer Eombination wären folgende Wahlrefultate 
zu erwarten: 219 Berfafiungstreue, 156 Berfafiungsgegner, 25 Zweifelhafte 
Hienach hätte die Berfafjungspartei eine ſichere Mehrheit von 219 gegen 181 
wenn man bie Zweifelhaften zu den Gegnern rechnet) ſelbſt unter einem ver» 
affungsfeindlichen rium, und die Zahl der dem jeweiligen Miniſterium 
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zufallenden Stimmen wäre auf das geringſte Ausmaß herabgeſegt. Bemer⸗ 
kenswerth iR, daß der Verfaſſer auch eine ausgleichende Bermehrung der Ab⸗ 
geordneten der Sandelsianmern von 14 auf 24 beantragt, wobei berjelbe 
Altliberale und Jungdeutſche im Abgeordnetenhauſe daran erinnert, daß 
eine heranwachſende politiiche Potenz. wie daß Urbeiterthum, einfach zu igno⸗ 
riren fiherlich die ſchlechtefte Politik wäre”. Gr jchlägt daher vor, bei den 

ndelslanımern Arbeiter» Sektionen einzuführen, welchen „eine für den An- 
fang mäßige Anzahl von Abgeordneten (4) zuzugeſtehen wäre, weil bei einer 
folden Reform mit Borfigt vorzugehen if”. Diefer Gedante, der nur prin- 
eipiell, nit auch in den Wirkungen von Belang if, dürfte bei der gegen⸗ 
wärtigen Reform, wo man alljeitig jo viel als möglich an das Begebene ſich 
anſchließen zu wollen ſcheint, kaum zur Seltung kommen. In einem Anhang 
behandelt der Berfafier den Laffer’ihen Reformentiwurf, deſſen Ergebniffe fi 
folgendermaßen darftellen: Bon 323 Mandaten dürften etwa 113 in den feften 
Beſitz der Berfafjungspartei, 127 in jenen der Berfafjungsgenner gelangen ; 
53 Mandate find beiden Parteien erreihbar. Der Berfafler fakt fein Uriheil 
über diefen Wahlreform Entwurf dahin zujammen: daß berfelbe die Berfaf- 
fungspartei vor einer föderaliftiiden Zweidritielmehrheit ſchütze, aber das Haupt» 
übel beflehen Iaffe, daß das jeweilige Miniſterium nach Belieben eine gefügige 
Barlaments- Majorttät fchaffen inne Die entſcheidende Majorität würden 
auf in Zukunft die (35) Stimmen des böhmijhen, mährifchen und oberöfter- 
reichiſchen Großgrundbefiges geben. BDiefe Mängel zu bejeitigen, ſei Aufgabe 
der Berfaffungspariei. rabfegung der Zahl der Vertreter des Großgrund⸗ 
befiges oder doch Einführung des Ruſſell'ſchen Abfimmungsverfahrens in diefer 
Gurie, Berflärfung der Bertreterzahl der verfaffungstreuen Lañdgemeinden, 
endlich ſachkundiges Borgehen bei Eintheilung der Wahlbezirke wären hier 
insbejondere ins Wuge zu faflen. 

26. Dec. (Defterreid: Tirol.) Ein Erlaß des Eultminifters verfügt, 
daß die Yefuiten das neue Ordenshaus in Tramin zu räumen und 
ben Kloſterverband in Eppan aufzugeben baben. 

— „ (Üngarn: Groatien.) Bifchof Stroßmayer v. Diakovar verkündet, 
nachdem er fich jelbft der römischen Eurie unterworfen hat, nunmehr 
das Unfehlbarkeitsdogma auch in feiner Diöcele. 

— „Der ehemalige franzöfifche Minifter des Ausw., Herzog v. Gra- 
mont, greift in den Parifer Blättern Defterreih und feinen damaligen 
Reichskanzler, Graf Beuft, wegen ihrer Haltung vor und nach bem 
Ausbruche des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges im Juli 1870 an und 
wirft ihnen mit großem Nahdrude vor, die Frankreich in befter Form 
gemachten Zuficherungen einer Eooperation gegen Deutſchland nicht ge⸗ 
belten zu haben. Die offiziöfe preußiſche Prefje, die feiner Zeit ben 
Grafen Beuft wiederholt und nachdrücklich angegriffen hatte, erflärt, 
daß jeht die Frage nur mehr von hiſtoriſchem Intereſſe ſei und auf 
das gegenwärtige Verhältniß zwifchen dem deutſchem Reich und der 
öfterreichifch-ungarifchen Monarchie feinen Einfluß haben Lönne. 


II. 


Auferdeutfhe Staaten. 


— — — — 





1. Dortugal. 


12. Yan. Eröffnung der Kammern. Thronrede des Königs. 


Die Thronrede Hindigt einen Plan zur Reform einiger Berfaffungsartifel 
an, welde, ohne die Ratur des Staatsgrundgeſetzes zu ändern, die von den 
Fortiritten der liberalen Ideen unferer Zeit erheiſchten Berbefferungen nad) 
fih führen wird. Ebenſo wird die Regierung Gefegentwärfe fiber eine aus» 
gebehnte Decentralifation der Berwaltung, über den niederen und höheren 
Bollsunterriht, über die Staatszujhäffe für Eultus und Geiftlicfeit und 
über Strakenbau vorlegen. 

Die wichtigſte Ankündigung betrifft offenbar die Berfafiungsreform. Do 
verfügt daß gegenwirtige Minifterium über eine nur geringe Mehrheit in der 
Abgeordbnetentammer. In der Pairskammer bat die Regierung fi eine Stüge 
durch verſchiedene Berufungen gewonnen. 


2. April. Die Regierung ſchließt mit zwei englifhen Compagnien eine 


20. 


Gonvention ab behufs Herftellung eines Cabels zwiſchen Liffabon und 
Brafilien, das Diadeira und Cap Verde berühren fol. 


„ Da die Regierung in den Kammern nur über eine ſchwache und 
unfidere Majorität verfügt, jo bat fie auf die meiften der angekün⸗ 
digten Gejeßentwürfe und Reformen verzichten und ſich begnügen 
müſſen, eine Reihe von Steuererhöhungen durchzuſetzen, die das dieß⸗ 
jährige Deficit von 3000 Kontos für das nächſte Jahr um 2300 
Contos vermindern follen. 


4. Mai. Schluß ber Kammerfeflion. Die Regierung bat die Erhöhung 


der Salzſteuer, die das Deficit um weitere 300 Contos vermindert 
hätte, nicht durchzubringen vermocht. Die Stimmung im Lande iſt 
indeß eine ſchon über die beſchloſſenen Steuererhöhungen ſehr unzufrie⸗ 
dene und die Regierung hat allerlei Truppendislocationen getroffen, 
um Vorfällen wie 1866 vorzubeugen. 


26. Juli. In Liffabon wird eine Verſchwörung entdeckt, was zu zahlreichen 


Berbaftungen Anlaß gibt und zu ſtarken militärifchen Vorſichtsmaß⸗ 
regeln. Der Hauptangeflagte ift der Marquez dv. Angoja. Die 


300 Jeriugel. 


Verſchwornen follen den Gerichten, Angoja der Pairskammer zur W 
urtheilung übergeben werden. 


15. Sc. Da der Präfident der Pairslammer, Marquis v. Loulé ſich 
weigert, die Pairsfammer über Angoja urtheilen zu laſſen, fo wir 
er feiner Stelle enthoben und der Marquis dv. Avila an feine Eid 
ernannt. 


29. Nov. Die Pärslammer erfärt fi im Procefie Angoja für competent 
und beichließt den Proceß vor ihren Schranten verhandeln zu laſſen 
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21. Ian. Die progreififtifchradienle Partei der Cortes beſchließt einftimmig, 
ihren Führer Ruiz Zorilla zu ihrem Gandidaten für das Bräfidium 
des Haufes zu machen und damit wo möglich eine Entſcheidung gegen- 
über dem progreſſiſtiſch⸗ conſervativ⸗ unioniſtiſchen Miniſterium Sagafta 

herbeizuführen. 

Zorilla erklärt in einer Rede, es ſei dffentlidh bekannt, daß das Miniſterium 
Sagaſta beabſichtige, nit zuerſt die Wahl eines Präfidenten auf die Tages⸗ 
ordnung jegen zu laflen, um feinen gegenwärtigen Einfluß in den Gortes burdh 
deren Bureau zu bewahren für den Ball, daß die Abſtimmung über eine 
andere Frage es ndthigen jollte, feine Entlafiung zu nehmen; man miülfle 
daher auf augenblidliche Bornahme der Präfidentenwah! dringen, wozu die 
Ordnung des Haufe genügenden Anhalt biete „Es wird fein Beſchluß ges 
faßt werden, das verbürge ich eu), ehe die Präfidentenfrage gelöst if. Ich 
weiß nicht, was die Regierung dann thun wird, denn id) vermag nicht in bie 
dunkle Tiefe ihres Gewiſſens zu ſchauen; doch wenn auß ihrer Niederlage keine 
Krifis hervorgeht, wenn fie die Gewalt nicht vor den Stufen des Thrones 
niederlegt, der ihr diefelbe übertragen hat, jo möge fie im Voraus wiſſen, 
daß ihr die Mehrheit der Kammern nebft ihren Präfidenten gegenüber ſtehen 
wird. Wenn dagegen der Monardy uns berufen jollte, um unferen Rath zu 
vernehmen, fo werden wir ihm die Wahrheit jagen, die volle Wahrheit... . 
Wir müflen diefen Kreis von kleinlichen Nichtswürdigkeiten und Berleumbungen 
durchbrechen, in dem unjere Feinde uns einzufchließen trachten, indem wir zeigen, 
daß wir und wie immer um den Thron ſchaaren als fein feſteſtes Bollwerk. 
Werden wir befiegt, jo laßt uns ohne uns zu ereifern, ohne zu überftürgen 
und ohne übereilte Berabredungen zu treffen, die unberechenbare folgen haben 
önnten, unjere Bartei zufammen berufen und das Geeignete beichließen. Ohne 
irgendwie den hohen Berechtiamen der Krone zu nahe zu treten, glauben wir, 
daß die progreififtiicdepemoeratifche Partei ein Anrecht hat, die Geichide unjeres 
Baterlandes zu leiten. Wenn wir uns irren, wenn die Regierung nicht une 
jeren Händen anvertraut wird, wenn wir nicht berufen werben, die Politik 
durchzuführen, deren das Land nad unferer Meinung bedarf, fo ifl wenig 
daran gelegen; wir werden dann zu den Wahlverfammlungen geben, uns ents 
ſchloſſen in den gejeglihen Kampf ſtürzen, und früher oder ſpäter wird der 
Triumph unfer fein. Wenn man uns bei den Wahlen Hindernifie in den 
Weg legt, wenn wir die volllommene Ueberzeugung gewinnen, daß es unmög- 
lich und unfinnig if, gegen Ungejeglichleiten und Gewalthtätigkeiten zu kampfen, 
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dann werden wir uns wieder verfammeln, um bie Beſchlüſſe zu fallen, weide 
die Umftände erbeifchen.“ 

Die Stärke der verfchiedenen Fraclionen der Corte wird don den Blätter 
folgendermaßen angegeben: 109 Radicale, 58 Garliften, 54 Yöberativ - Rezw- 
blicaner, 40 minifterielle Brogreffitten, 37 Grenzer, 24 dynaſtiſche Moderabet 
18 Wlfonfinos, 11 Ganoviftas (abwartende Alfonfinos), 9 neutrale Bregre- 
fiften, 1 einheitlider Republicaner. 

Die Blätter aller Barteien beichäftigen fi mit einem Briefe Des nader- 
refiſchen Garliften Mutquiz, der rüdfichtslos die tiefen Spaltungen inmerbalb 
jeiner Partei aufdedt. Die Earliftiiden Zeitungen tragen unfreiwiliiger Weik 
dazu bei, die Enthüllungen zu vervollfländigen. Mutquiz weist nad, daß ein 
großer Theil der Partei dur den überwiegenden Einfluß der Geiflichten 
einen theokratiſch⸗ abſoluten Gharafter angenommen babe, der in fchrofkem 
Widerſpruch jtehe zu den Traditionen der alten ſpaniſchen WMonardie. die anf 
Boltswahl begründet geweſen fei, die Autonomie der Provinzen anerfanzt 
und die Kirche beftändig dem Staat untergeoronet habe. 


22. Jan. Wiederzufammentritt der am 17. Nov. 1871 vertagten Gortes. 


23. 


Sagafta entwidelt da8 Programm der Regierung. Eine Fo 
führt zur Kataſtrophe: das Cabinet unterliegt mit 121 gegen 172 
Stimmen und gibt dem König feine Entlaffung ein. 

Das Programm Sagafta’s iſt nichts weniger als klar trog vieler libe⸗ 


. xaler Phraſen, indem e8 zugleich eifrig nad dem Glerus ſchielt und nebenbei 


natürlich verficdert, daß der Aufftand auf Euba unterbrüdt ſei. Ginige Re 
ner greifen das Programm an und Sagafta will antworten. Der Bir 
präfident Serrera gibt ihm auch jofort das Wort, während nod ein oppoh- 
tioneller Abgeordneter ſpricht. Die Mehrheit der Kammer verweigert inbeh, 
ihn zu hören und ein Abgeordneter beantragt, ein Mikbiligungspotum gegen 
den Bicepräfitenten. Sagaſta madt die Ablehnung biefes Botums am einer 
Gabinetäfrage; daB Botum wird indeß doch mit 172 gegen 121 Stimmen 
angenommen. Beide Parteien, Minifterielle und Oppofition, wollten übrigens 
eine Auflöfung der Kammer, da beide der Ueberzeugung find, daß in dieſer 
eine compalte Majorität nicht erreichbar jei. 


„ Der König nimmt, dem Rathe des Marſchalls Serrano folgend, 
die Demilfion des Cabinets nicht an und verordnet die Auflöfung ber 
Gortes unter Anordnung von Neuwahlen auf den 2. April. 


9. Fehr. Die Regierung regt beim engliſchen Gabinet die Vereinbarung 


18. 


aller Staaten zu einer Convention gegen die jog. Internationale an. 
England Iehnt den Vorſchlag ab. 

„ Im Folge innerer Differenzen im Minifterium und den bdasjelbe 
ftügenden Fractionen der Unioniften und der Sagaſtiniſchen Progreſſt 
ften gibt Sagafta neuerdings dem König feine Entlafjung ein. Sur 
gafta wird mit der Neubildimg des Cabinets beauftragt und ſeßt das⸗ 
ſelbe aus 5 Unioniften und 3 Sagaftinern zufammen. Die Unioniften 
haben ihn alfo gezwungen, ihnen das Uebergewicht zu überlafien. 

„» Die progreffiftiich-radicale Partei unter Führung Zorrillas be⸗ 
fchließt, für die Wahlen mit allen Oppofitionsparteien gemeinfame 
Sade zu madıen. 


11. März. Ein Aufruf der carliſtiſchen Partei, unterzeichnet von Candido 
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Nocedal, Bilbofola, Tamayo und Bicente de la Hoz ermahnt bie 
Wähler, an den Urnen zu erfcheinen, um die Regierung zu flürgen 
und damit den Boden für. die Errichtung des „reinen“ ſpaniſchen 
Konigthums frei zu machen. Bezeichnend ſchließt der Aufruf mit den 
Worten: „Der Herzog von Madrid (der Prätendent Karl VIL) bat 
geſprochen. Rarliften an die Urnen; fpäter, wohin Gott ung ruft!” 


— März In Madrid befichen z. 3. nit weniger als 7 proteſtantiſche 


Gapellen mit mehr ala 2000 eingejchriebenen Mitgliedern. 
„ Durd die Spaltung der früher einigen progreſſiſtiſchen Partei in 
Sagaftiner und Zorilliften hat diefe an Anjehen und Einfluß gewaltig 
eingebüßt zum Vortheil der Republilaner einerſeits, der Garliften an- 
derſeits. Die Blätter conflatiren namentlich das getvaltige Anwachſen 
der letzteren. 


. April. Allgemeine Gorteswahlen. Das offizielle Refultat ergibt für 


14. 


15. 


Die Deputirtenfammer 229 Minifterielle (Sagaftiner und Unioniften) 
137 Oppofitionelle (Republilaner und Garliften) und 18 Zweifelhafte 
(mworunter 10 Alpbonfiften), für den Senat 114 Minifterielle und 
39 SOppofitionelle. | 
„ 88 wird eine carliſtiſche Schilderhebung erwartet. Die Regierung 
beſchließt deßhalb alle beurlaubten Unteroffiziere und Soldaten fofort 
einzuberufen. 
„ Die Schiberhebimg der carliftiichen Partei fteht wirklich bevor. 
Der Prätendent Earl VIL (Herzog von Madrid) erläßt durch feinen 
Serretär Don Emilio de Arjona als „Befehl” an die „katholiſch⸗mo⸗ 
narchiſche Eentraljunta” in Madrid (j. 11. März) folgendes Manifeft: 
„Un Se Erz. Don Candido Rocedal, Bicepräfiventen der Centraljunta. 
Exicien ! Der Herzog von Madrid Hat zu beſchließen geruht, daß die car⸗ 
liſtiſche ——* feinen Gig im Congreß einnehme. Die große Rational⸗ 
partei hat fi — F Ic gezeigt, indem fie eine geſetzliche Form an- 
nahm, welche ihre en veriverfen, um auf dem von ihren Gegnern 
ſelbſt gewählten Bm —— Die Ergebnifſe haben bewieſen, daß die 
läderlide Gomdbie des iberafißmus einzig und allein dazu dient, die natio⸗ 
nale * zu falſchen, die Rechte, welche er ſelbſt verfündet dat, nichtig 
zu machen, die Lüge ins Parlament, die Trauer in den Schoß der Familien 
zu tragen. Der Herzog von Madrid proteftirt Angefiäts folder Unorbnungen 
heute vor dem Lande, indem er feine Bertreter abberuft; morgen wird er auf 
dem Boden protefliren, welden ihm das unterbrüdte Baterland und die Sehn⸗ 
fucht feines ſpaniſchen Herzens zeigen. Der Herzog von Madrid will auch, 
daß ganz Europa die Grunde kenne, welche feine Haltung rechtfertigen, damit 
die dfentliche Meinung bei Beurtheilung der Ereigniſſe in Spanien nicht fehl⸗ 
eife. Die carlifilde Partei, melde die große Mehrheit der Spanier dar 
Bent, weist offen, wie ihre Brundfäge es erheiſchen, die Kunftgriffe der Libe⸗ 
ralen, der Borhut des Petroleums und der geſellſſchaftlichen Auflöfung, zu⸗ 
rüd. Der Herzog von Madrid wunſchte um jeden Preis den erften Flinten⸗ 
ſchuß zu vermeiden, der nicht nur ſpaniſches Blut vergießen fondern vielleicht 
das Signal zu ernften Berwidlungen in Europa geben wird. Er mußte den 
Kampf auf dem Boden ſelbſt annehmen, auf welchem feine Feinde den Kampf 
wollten. Die carliftiide Partei, gehorjam dem Wort ihres Königs ſtellie ſich 
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waffenlos in den Comitien, mo die Gewaltihaten einer unvollsthumſlichen Be 
gierung und der Dold ihrer Feinde fie erwarteten. &s iſt hier nicht der Cr, 
bon den Zwangsmitteln, den Komödien, den blutigen Unordnungen zu fpreder. 
welche man anmwandte, um zu verhindern, daß die ſpaniſche Mehrheit ihre 
wahre Bertretung in: Eongreß babe. Die revolutionäre Regierung veridhlicht 
ung die Thüren der Scheingefeglichleit, durch welche fie jelbft eingefegt worden 
Dem Herzog von Madrid und der farliftiihen Partei bleibt nur nod ker 
Meg der Waffen übrig, um die Ehre, die Würde und die Unabhängigfeit ber 
Nation zu vertheidigen. Der Herzog von Madrid kommt nicht, um ewmer 
langen Bürgerkrieg zu entzünden ; durch einen kurzen und entfgeidenten 
Kampf hofft er das Baterland zu retten und vielleicht den Weg zu zeigen, 
welcher zum Heile der Gefellihaft führt. Der Herzog von Madrid verlang 
angefichts der Welt den |berbefehl über die Borhut des großen Tatho- 
lifhen Heeres, welches das Heer Gottes, des Thrones, des Gigenthums, 
der Familie if. Der Herzog von Madrid und mit ihm die Mehrheit der 
Spanier, ihr Herz zu Gott erbebend und ihre Augen auf das lingläd des 
Baterlandes, auf die Beklemmungen Europa’s beftend, rufen ihre Landslente 
auf, um die Fahne fi zu fchaaren, auf der die Worte glänzen: Gott, Baier 
land, König; fie wenden fih an die Öffentliche Deinung der ganzen ZBelt und 
werden deren mädtigen Beiftand erlangen.“ 


17. April. Der Herzog v. Montpenſier erflärt fi nun doch wieber für 


21. 


bie Thronanjprüche des Prinzen Alphons. 

Es geſchieht dieß in einem für die Deffentlichkeit beflimmien Briefe an 

einen feiner reunde, den Marques von Gampo Sagrado. Nachdem er de 
Gründe angegeben, warum er eine Gandidatur für die Gorteß nicht habe an⸗ 
nehmen wollen, ſchließt der Herzog: „Wenn jedoch inmitten der Eonflifte, mi 
welchen uns die Zukunft bedroht, durd die unwiderſtehliche Kraft der Ereig⸗ 
niffe oder auf Grund der herrichenden Geſeze Spanien berufen würde, nod 
einmal über feine Geſchicke zu verfügen, fo glaube ich, daß die conflitutionelie, 
angetammte und erbliche Monarchie, welche in der Perfon des jungen Prinzen 
Alfonſo ihren reditmäßigen Vertreter bat, allein dem ſchwergeprüften Spanien 
eine breite Grundlage für den Bau feiner modernen und unverjäbrbaren In⸗ 
flitutionen gewähren und unter der Yegide einer ſtarken und geadteten Regie 
rung die wahre Freiheit fihern kann, welche die Bürgſchaft aller Zortichritte 
und die Ordnung, welde die erfte Vedingung aller Freiheiten iR. Ohne 
perjönliche Anfprüdie, ohne einen anderen Ehrgeiz, als den, meine Familie 
auf den Stufen des Thrones den Play einnehmen zu ſehen, weldgen ihr die 
alten Erbfolgegeſetze ftets angewieſen haben, werde ich nicht geflatten, daß mein 
Name irgend einer anderen Bartei zur Fahne diene. Paris, 17. April 1872 
Anton v. Orleans.” 
» Beginn des carliftiichen Aufftandes. Auf richterlichen Befehl wer- 
den in Madrid 8 Mitglieder der carliftifchen Eentraljunta und ebenio 
in den Provinzen’ die meiften carliftijchen Junten verhaftet. Die Ne 
gierung ſchickt Delegirte ab, weldhe in den Provinzen, wo carliſtiſche 
Banden fich zeigen, den Belagerungszuftand einführen jollen. Zunädit 
wird bderfelbe in Biscaya und Navarra erflärt. Die Carliſten ber 
baupten in einigen Heinen Gefechten das Feld. Diaz de Rada, ein 
ehemaliger General ber fpanifchen Armee unter der Königin Iſabella. 
von Don Carlos zum Oberbefehlshaber der baskiſchen Provinzen und 
Navarra’3 ernannt, erläßt folgenden Aufruf: 


„Spanier! Der König, unfer erhabener Kerr, hat mid mit folgendem 
Shreiben vom 14. April beehrt: „Mein lieber Rada, die Stunde der Ent 
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ſcheĩdung hat geihlagen. Die echten Spanier rufen ihren rechtmäßigen König, 
und der König beeilt fi, diefem Rufe zu folgen. Ich befehle alio, daR die 
allgemeine Erhebung Spaniens am 21. d. M. unter den Rufen: Nieder mit 
den Fremdlingen! Es lebe Spanien! ftattfinde. Ich werde einer der erſten auf 
dem Ehrenpoften fein. Die mir folgen, werden fi um König und Baterland 
wohl verdient gemacht haben; die mich befämpfen, werden allein für daS ver⸗ 
goffene Blut verantwortlih fein.”” Meine Anıwort an Se. Maj. verſpricht 
ihm Treue und fofortige Ausführung feiner Befehle. Bis auf den heutigen 
Tag habt ihr viele Beweiſe von Gehorjam und Disciplin gegeben, ihr habt 
ftiflichweigend gelitten und immer die Entrüftung unterbrüdt, die ihr über 
die Ungeredtigkeiten, Tyranneien, Berfolgungen eines abenteuerifchen Fürften 
empfunden, eines Würften, der ſich nicht geſcheut hat, den Thron des heiligen 
Ferdinand zn befteigen, fi) die legitimften Rechte anzumaßen und alle heiligen 
und geweihten Orundjäge mit Füßen zu treten. Der König hatte euch befohlen, 
zu warten, und ihr habt gehordht. Heute ruft er euch zu den Waffen, und 
ihr ſchaart euh um die Fahne: „Gott, Vaterland und König!”, denn fein 
Wille entipriht dem lebhafteften Wunjche eures Herzens. Zu den Waffen alfo, 
tapfere Ravarrer und Bewohner der baskiſchen Provinzen; bald werben wir 
den Sieg dapontragen, welcher für immer eure ehrwürdigen Fueros, Frieden, 
Glüd und die wahre Freiheit unſeres Baterlandes fihern wird. Es lebe die 
Religion | Es lebe Spanien! Es lebe Karl VIL! Rieder mit den Fremd» 
Lingen!“ 


23. April. Die Majorität des Congreſſes Hält unter dem VBorfige bes Ad⸗ 


24, 


mirals Topete eine Borverfammlung, der 149 Abgeorbnete und 54 
Senatoren beimohnen. Rios Rofas, der zum Präfidenten der Deputir- 
kammer bdefignirt ift, Sagaſta und Serrano geben beruhigende Ber- 


fiherungen. Sagafta erflärt, daß die Regierung für die Ordnung ' 


einftehe und daß fie über genügende Kräfte verfüge, um die Aufs 
ſtändiſchen das Gewicht des Geſetzes fühlen zu laſſen. 
„ Eröffnung ber Cortes. Die Republifaner und die Radicalen haben 
ihre Siße eingenommen, die Carliſten dagegen nit. Thronrede bes 
Königs: 

vu... Eine Partei, welche die Legitimität des modernen Rechtes leugnet 
und eine hartnädige Feindin der Staatseinrichtungen ift, die fi) das fpanifche 
Bolt in der Ausübung feiner Souveränetät gegeben, hat fi, nachdem fie in 
den Wahlcomitien geihlagen worden, mit den Waffen in einigen Provinzen 
erhoben. Meine Regierung hat die Borlehrungen getroffen, die ihr die wirk⸗ 
famften ſchienen, um die Rebellion raſch zu erfliden. Durch eine friſche und 
traurige Erfahrung von der mehrfach erwieſenen Fruchtlofigkeit der von ihren 
Vorgängern in ähnlichen Fällen geübten Milde überzeugt, ift die Regierung 
entichloffen, in der Züchtinung der beharrlidhen Feinde der Freiheit und der 
unverbefierlicden Störer der dffentlihen Ordnung unerbittlich zu fein; wenn 
die gewöhnlichen Mittel nicht ausreichen, wird fie fi an Sie wenden und 
von Ihnen die nötbigen Vollmachten verlangen, um die Herrſchaft des Ge⸗ 
fees auf einer feften Grundlage wiederberzuftellen.” Die Thronrede ſpricht 
hierauf die fette Hoffnung aus, dem Aufftande bald ein Ziel geſetzt zu fehen, 
lobt die Haltung, Diseiplin und Leiftungen der Armee und flieht: „Meine 
Regierung wird Ihnen ihre Alte im Hinblid auf die Herflellung der Geſetz⸗ 
lichkeit in ihrem ganzen Umfange und ihrer ganzen Reinheit unterbreiten. 
Ihre Sade, m. H. Senatoren und Abgeordnete, ift es, zu prüfen, zu er. 
drtern und zu entieiden. In Ihren Entſchließungen merde ich eine Richt⸗ 
{nur für mein erhalten, einen Leititern für mein Vertrauen und einen 
Wegweiſer juchen, um meine Sefinnungen mit denen dieſes edlen Volkes in 
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Einklang zu bringen. Diefem Rolzen Volle werde ig, wie ich jdhon Bei ci 
nicht minder feierlihen Anlaſſe ale dem heutigen gejagt habe, niemals mi 
aufdrängen; aber niemals aud ſoll dieſes Volk mich befchuldigen, dem Pole, 
den ich nad feinem Millen einnehme, im Stiche gelafien oder die Blidem, 
weldhe die Berfaffung mir auferlegt, hintangejegt zu haben. Dieſe Pfidım 
werde ich vielmehr mit der Loyalität und Ausdauer zu erfüllen wiſſen, meld 
id der Ehre meine Ramens ſchuldig bin.“ 

Rios Roſas, der minifterielle Gandidat, wird mit 168 gegen 84 
Stimmen zum Präfidenten der Deputirtenfammer gewählt. 


25. April. Marſchall Serrano wird vom König zum Generafiffimus de 


29. 


gegen die aufftändiichen Garliften aufgebotenen Truppen ernannt zal 
geht fofort nad) Navarra ab. 
„ Marjdall Serrano beginnt feine Operationen gegen die Carſiſte 
von Zafalla in Navarra aus. 


2. Mai. Don Earlos zieht, von General Rada empfangen, in Bara eu 


und erläßt zwei Proclamationen, von denen die eine an das ſpaniſche 


Voll, die andere an die Armee gerichtet ift: 

‚Spanier! Ich bin in eurer Mitte Ich will mein Lehen eurem Glud 
weihen, Spanien weiß e8, die ganze Welt weiß es mit ihm. Die Grunbiäge, 
weldhe auf mein Banner eingeichrieben wurden, find afbefannt, jo daß ich Fr 
feierlich für proclamirt halten kann. Es find diefelben heiligen Principien 
die uns einft jo boden Ruhm gebradt und uns allüberall Hochachtung ver« 
ſchafften. Ihr alle ſeid die Opfer einer kühnen Minderheit, die euch das Jod 
eines Fremden auferlegte. Ich komme, um euch zu reiten, um eure Woh. 
fahrt, eure Schwerkraft in der Welt und eure nationale Unabhängigkeit zu ver⸗ 
mehren. Jeder BlutStropfen, den man vergieken wird, if eine Wunde, ve 
man meinem Herzen zufügt; denn mein Herz ift eins mit dem eurigen und 
eins mit dem Baterlande. Spanier! Der König ruft euch alle, ohne Aus⸗ 
nahme, auf daß ihr eu um das nationale Banner ſchaart. Unſere 
fchrieben in feine Balten: Mit Gott für König und Vaterland. Beugen wir 
unjer Haupt vor Gott, ehren wir feine Priefler und Wltäre, und Gott wir 
uns Muth verleihen, um unfer Unternehmen mit Seil zu Irdnen! Gimen 
wir uns unter dem Rufe: „Rieder mit den Fremden!“ und das Gebrüll des 
ſpaniſchen Löwen wird die Männer der Revolution, wird die Schleppträger 
Italiens erfhreden. Spanier! Kommet alle zu mir, und wenn ihr kommt 
und wenn ihr einig feid, jo wird e8 eurem König ein Leichteß fein, euch den 
Brieden, die Hülle, eure Gerechtigſame (fueros) und die wahre Freiheit zu 
verleihen. Carlos.” 

„Soldaten! Durd vierzig Generationen habt ihr vom Vater auf ven 
Sohn, als tapfere Soldaten und Spanier, das heilige euer der Unabhäm 
gigfeit bewahrt, mit eurem edlen Blute ſchriebt ihr taujend heidenmithige 
Thaten von Sagunt bis Baylen in die Blätter der Geſchichte ein. Und mic 
auf der Halbinſel allein habt ihr eu mit Ruhm bededt; denn ihr führte 
da8 lorbeerumfrängte ſpaniſche Banner von Otumba bis nad Vepanto. De 
mals waren die Könige wirkliche Herzoge, und der grobe Mantel des Eal- 
daten war ein Adelstitel. Dieſe Zeiten find nicht mehr. Die Revolution er 
niedrigte eure Tugenden und verwandelte euch in Soldlinge im Dienfle ge 
meinen Ehrgeizes. Heute, nachdem der ſpaniſche Stolz verloren gegangen, 
nachdem die Tischplin gelodert und die Wahrheit verfannt worden, feildem 
der Berrath triumphirt und der Wutbichrei, den unfere Väter aus den Tiefen 
ihrer Gräber außftoßen, ungehört verhallt, heute duldet ihr das Joch des 
Fremden, heute weht euch eine Fahne voran, die nicht mehr daß Banner ber 
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Selden zweier Welten if. Goldaten! Euer legitimer König ruft eu, um 
euren Ruhm, eure Disciplin, eure Ehre und eure alte Größe neu erichen zu 
lafien. Das Banner, welches mein Arm ergriff, und das ich niemals fallen 
Laffen werde, iR das Banner unferer Ihnen, das Abbild unferer Unabhängig⸗ 
feit und unferer Eroberungen. Soldaten! Wenn der Fremdling euch gegen 
mid marſchiren läßt, und wenn ihr e8 wagen folltet, auf euren König euer 
zu geben, jo werde ich eure Tapferleit Reis bewundern, aber die Rationalehre 
beweinen. Ihr werdet allzeit meine geliebten Kinder fein, und darum rufe id 
euch zu mir als Freunde, um euren verloren Übel, eure vergefiene Zucht, 
euren gejchwundenen Ruhm wieder zu erringen; um mit euch, die ich als die 
Beſten ehre, das Baterland zu erreiten, will ih, König und Soldat, Rolz 
Darauf, immer eure Uniform zu tragen, meine Ehre darein fegen, alle Drange 
al mit end zu ertragen. Soldaten! Ich rufe eud als euer Bater. Kommet 
alle zu mir: Mit Gott für König und Baterland. Carlos.“ 


2. Mai. Die republilanifhe Partei in Madrid befchließt, ſich gegenüber 


4. 


11. 


12. 


18, 


15. 


dem Kampfe zwijchen der Regierung und ben Carliſten vorerſt neutral 
zu verhalten und aus dem Gongrek nicht auszutreten. 


» Die unter dem Commando des Don Carlos vereinigten carliftifchen 
Banden Navarra’s werben bei Oroquieta (im Aronbiffement von Pam⸗ 
plona) von General Moriones vollftändig geichlagen. Der carliftifche 
General Rada tritt nah Frankreich über, Don Earlos verſchwindet 
vollſtändig vom Kriegsichauplag, um bis Ende des Jahrs nicht wieder 
aufzutaudden. | 
„ Gortes: Der Finanzminiſter legt die Budgeis für 1872 und 
1873 vor. Das wahrſcheinliche Deficit beläuft fih auf 114 Mil 
lionen Peſetas: die Ausgaben betragen 662, die Einnahmen nur 548 
Millionen. 


„Marſchall Serrano hat die carliftiihden Banden Nabarra's größten- 
theils unterdrüdt und wendet fi) nunmehr gegen Biscaya, wo Bilbao 
faft eine belagerte Stadt ifl. 


Cortes: Die Regierung legt denſelben einen Gejeheßentwurf vor, 
der fie zur Einberufung von 40,000 Mann ermächtigt. 


„ Statt des Prätendenten erfcheint nunmehr der Bruder deſſelben, 
Alpbons, und erläßt folgendes Manifeft: 


„Spanier ! Bom König mit dem Auftrage beebrt, euch feinen Willen kund⸗ 
zugeben, drängt es mid, als Oberbefehlshaber der Armee, meiner Freude, 
im eurer Mitte zu fein, und zugleich dem feiten Bertrauen Ausdruck zu geben, 
welches ih in eure Mitwirkung für den Triumph der guten Sache jege, deren 
Symbol die dur ganz Spanien wehende Fahne mit der Devife „Bott, Bater- 
land und König” ift. Nein, es gibt Leinen Spanier, der fein Land liebt und 
deffen heißeſter Wunſch es nicht wäre, der tiefen Erniebrigung zu entgehen, in 
welche uns diejenigen, die man mit Unrecht die Liberalen nennt, geſtürzt haben. 
Diefe Liberalen bekennen Brundjäge, die von ihren Handlungen himmelweit 
verjchieden find. Gie treiben mit dem Worte Freiheit Mißbrauch; denn in 
ihrem Namen begehen fie die größten Unthaten, in ihrem Namen zwingen fie 
Geſetze auf, und knechten die Nation unter dem ſchändlichſten Deipotismus, 
Willkür, Gewalttpätigleit Werfolgung des Katholicismus, Zerftörung der 
Kirchen, Verkauf ihrer Güter, um ihre Habſucht zu befriedigen — dieß die 
Thaten, welche fie kennzeichnen. Wenn ihr daran zweifelt, jo blidt auf den 
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Höglihen Zufland der Finanzen; ein Bankerott fcheint unvermeidlich Tu 
der Milliarden, welche verfchlungen werden, vernadjläffigt man die heiliche 
Pflichten. 3 Milliorden Realen werden jährli veraußgnbt! Um das Rei 
voll zu maden, wird das Goncubinat der legitimen Ehe eurer Rinder v<: 
gezogen, und dieß. um gewiſſe Völker nachzuäffen. Iſt dieß nicht eine Edmad 
für unfer ſchönes Spanien? Laßt uns einen jolden Zuftand nicht länger er⸗ 
tragen. Rein! Tawım zu den Waffen, Spanier! Denn es gibt fein anders 
Mittel, um unfere Würde und Unabhängigkeit wieder zu erobern und ww 
Herrſchaft der Gerechtigkeit und des Gefehes auf immer zu begründen. 3 
den Waffen aljo! Die Armee, welche ganz aus unferen Brüdern beſteht, win 
nicht wagen, die Hand genen uns aufzuheben, um eine fremde Dynaſtie um 
die Männer, welde am Ruder zu bleiben fie unterflüßen, zu vertheidigen 
Diefe Männer wollten eu zum ſchändlichen Werkzeug ihre Ehrgeizes madkr. 
Die friedliden Einwohner der Städte, wa8 immer ihre politiſche Meinunz 
fei, haben nichts von uns zu fürchten. Unſer hochherziger König kennt feicı 
anderen Feinde, als diejenigen, welche gegen ihn in den Kampf ziehen; er hei 
weder perjönliche Veleidigungen zu rähen, noch hegt er Gefühle des Haſſes 
Sein einziger heißeſter Wunſch if: unfer unglüdlihes Vaterland zum retter, 
es von dem Joch, unter dem es feufzt, zu befreien und ibm die wahre, die 
chriſtliche Freiheit wieder zu erobern, welde die Rationen mädtig, glädiih 
und gefürdtet macht! Der Infant von Spanien und Generalifimus Ylpbens 
von Bourbon und Defterreich.* 


16. Mai. Die Abgeordneten und Senatoren ber progrejliftiich-radicalen Parte: 


22. 


beichließen, eine Entſcheidung bezüglich eines Austritts ihrer Partei 
aus den Cortes vorerft zu vertagen. 

„ Das Eabinet Sagafta gibt in Folge eines ganz fcandalöfen „Ber 
ſehens“ feine Entlafjung. 

Das Gabinet hatte von den Eortes für ein angebliches Birement vom ? 
Mid. Nealen Indemnität verlangt, die Anträge des Nepublilaners Morene 
Rodriguez und des NRadicalen Romero Giron gegen die Bewilligung waren 
verworfen worden und die Annahme der eingebrachten Indemnitätsbill ſchie 
gefihert. Da kam, entweder einer Aufftadelung der Oppofition in die Fabe 
gehend oder aus anderen nicht aufgellärten Urſachen der für die Frage nieder 
gelegten Commiſſion ein immenfer Altenſtoß als confidentielle Belege aus dem 
Minifterium des Innern zu Daraus rgab fi dann, dab dieſes Geld ge 
braucht hatte für die Wohloperationen,® für die geheime Polizei x. und de 
feine Caſſe leer war, fi) an die Caſſe der Eolonien, die eine Urt von Depo⸗ 
fitenfafje ift, gewendet und 2 Mil. Realen (ca. !s Mil. Fres.) von ihr ent⸗ 
lehnt hatte. Die Belege nun für die Verwendung der Summe befanden aus 
einer ganzen Reihe von Berichten von Bolizei« Agenten, die da beweifen, bis 
zu welchem Grade ſich die Polizei Über die Regierung, die fi ihrer bedient, 
luftig maden kann. So ift 3. B. befannt, daß die republilaniihe Partei 
jede Theilnahbme an der carliftiichen Bewegung abgelehnt hat; ihre Führer, 
die H9. Piy Margall, Figueras und Gaftelar, haben eigens eine Broflamatioe 
in diefem Sinn erlafien. Die Polizei berichtete dagegen: die Republikaner 
hätten eine Berathung gehalten, in der Hr. Gaflelar gleich damit begonnen habe, 
die Plünderung der Bank zu beantragen, und in der man nur noch darüber 
geftritten, ob man nur das Geld oder auch die Barren wegnehmen folle. 
Huf der andern Geite jollte ih Hr. Zorilla, der frühere Premier des Königs 
Amadeo, in eine Verſchwöͤrung mit den Häupiern der Internationale einge 
laſſen haben, die darauf abzielte, alle Fabriken von Gatalonien in Brand zu 
fteden. Gin dritter PoligeioAgent erzählt von einer Zuſammenkunft der re- 
dicalen und republilanijchen Parteiführer bei der Gräfin Montijo, der Mutter 
der Raijerin Eugenie, wo es fih um die Mittel und Wege handelte, den 
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Prinzen Ulfonfo, den Sohn der Königin Iſabel, auf den Thron zu erheben. 
Das Driginelifte an diefer Thätigfeit der Polizei ift aber, daß fie ſich nicht 
bloß auf die befannten Gegner der Regierung, fordern auf alle ihre eigenen 
Mitglieder, auf die Cherbefehlshaber ‘der Armee, ja, auf den König ſelbſt er- 
Frei. Ein Agent, der feinen Lohn auch ehrlich verdient haben will, hinter: 
bringt, daß der König, da er kein Vertrauen in die ſpaniſchen Generale babe, 
dem König Bictor Emmanuel, feinem Bater, geſchrieben habe: er möchte doch 
bei dem Kaiſer von Deutſchland zwei Generale für ihn ausbitten. Ein an 
Derer Agent hat mehrere politiihe Perfönlichkeiten aus der Oper zu einem 
Adjutanien des Marſchalls Serrano begleitet, wo man übereingelommen jei, 
Ddaß ter Marſchall den Oberbefehl über die Rordarmee übernehmen und |päter 
bei feiner Rückkehr den Sohn der Königin Iſabel mitbringen follte. Bon dem 
General Rey endlich, der in demjelben Eabinet Kriegäminifter war, behauptet 
Die Bolizei: er habe fi ſchriftlich verpflichtet, an die Spite der carliftiichen 
Bewegung in der Manda zu treten. Kurz, die geheime Polizei überwachte 
alle Welt, die Minifter, die Generale und den König felber, und die Abſchriften 
aller auf der Poſt mit Beſchlag belegten und geöffneten Briefe wurden der 
Eommilfion Aberreiht. Der Inhalt der fog. Belege ward, obgleich fie nur 
eonfidentiell mitgetheilt worden waren, fofort befannt. Das Minifterium batte 
ſich lächerlich gemacht und war geradezu unmöglid geworden. Der König 
beruft nad einander die Präfidenten beider Käufer zur Audienz und Sagaſta 
gibt feine Demiſſion ein. 
4. Mai. Nachdem dem Marſchall Serrano in Bilbao von den Earliften 
Anerbietungen,, fi zu ergeben, zugegangen find, erflärt er fi in 
Der fog. Convention von Amorevieta geneigt, ihnen den Indult (Ver⸗ 
zeihung) zu bewilligen, wenn fie am folgenden Tage an beflimmt 
bezeichneten Orten ihre Waffen niederlegen würden. Eine Anzahl 
Banden Iegen auch wirklich ihre Waffen nieder, aber Tange nicht alle. 


Die Convention von Amorevieta lautet: Nachdem ich mit D. Fauſto 
de Urvuiza und D. Yuan E. de Urue, welche zugleih im Namen des D. An- 
tonio Arguinzoniz handelten, Mitgliedern der Kriegsdeputation der Herrſchaft 
Biscaya, über die ehrenvolifien Mittel mich beiprocden babe, um dieſem Lande, 
dem Opfer des unheilvolifien Bürgerkrieges, den Trieben zu geben, und im 
Eintlange mit der Belanntmadung, welche ich bei der Uebernahme des Com⸗ 
mando’s diefer Armee erlafien, fowie Eraft der mir verliehenen außerordent⸗ 
Ligen Vollmachten, mache ich folgende Zugeſtändniſſe; 1) Befreiung von aller 
Strafe für Diejenigen, die in Viscaya zu den Waffen gegriffen haben. Die 
fi unterworfen haben, Tönnen frei von aller Berantwortlichkeit heimkehren 
und werden von ihren Bürgermeiftern, welche dazu von biefem Beneralquartier 
ays ermächtigt werden, die entfprechenden Amneſtieſcheine erhalten. 2) Ein- 
begriffen in diefe Strafbefreiung find die Mitglieder der Kriegsdeputation, ihre 
Unterbeantten und alle anderen Perſonen, die ein Amt, Unftelung oder Dienft 
ausgeübt oder direlt oder indirelt an dem Aufftande Theil genommen oder 
ihn gefördert haben, aud) wenn fie aus der Emigration ber ins Feld gerüdt 
find, und ebenfo Diejenigen, welche ihren Poften oder Amt verlaffen haben. 
Wer in das Ausland zu gehen wünfdht, wird bis zur Grenze freies und ſicheres 
©eleite erhalten. 83) In Bezug auf die Erhebung dffentliher Gelder, welche 
der Herrſchaft Biscaya gehören oder ſich auf fie beziehen, werden die Generals 
junten (PBrovinzialftände) von Guernica, welche fi) gemäß den Landesrechten, 
dem Brauche und der Gewohnheit verjammeln werden, das Nöthige beſchließen. 
4) Frei von Strafe find Alle melde die Waffen führen und fie ausliefern; 
gleicher Maßen die Anführer, Offiziere und Mannſchaften der Truppen, welde 
fih den Banden angeidhloffen haben, auch wenn fie aus der Emigration her⸗ 
kommen. Die Unführer und Offiziere können mit dem Range, melden fie 
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vor ihrer Theilnabme an dem Uuffiande innehatien, in die Urmee yurlk 
treten. Die Mannfchaften bleiben zur Berfügung der Regierung, aber frei mm 
allen Strafen. 5) Diefe BVeflimmungen treten in Kraft von dem Wugenbli 
an, wo die Waffen an den von mir im Einvernehmen mit der Kriegſde 
tation bezeichneten Punkten niedergelegt fein werden. 6) Die Herren vor de 
Rriegsdeputation und die Abrigen Vertreter geloben, in Zukunft, jo wiel vo 
ihnen abhängt, neue Unruhen, Aufflände oder Erhebungen, weldje den Bir 
lichen Frieden der Provinz Rören Tönnten, zu vermeiden. Umorewice (Jr 
noza), 24. Mai 1872. Gez.: Francisco Gerrano. 


25. Mai. Der König überträgt dem Admiral Topete die Reubilbung de: 


27. 


28. 


Gabinets. Topete jelbft übernimmt in demjelben die PBortefeuilles der 
Marine und des Kriegs, ſowie das Präſidium. Alle Welt iſt ini« 
überzeugt, daB die beiden letzteren dem Marſchall Serrano beflimm 
und aufgeboben bleiben. 


„Triſtany erfcheint in Satalonien, um den carliſtiſchen Banden mei 
Einheit und Nachdruck zu geben, und erläßt folgende Proclamatire: 

„Satalanın! Endlich bin ich in eurer Mitte ch lomme mit demielbe 
Blauben ich vertheidige diefelben Rechte und diefelben Principien, wie che 
mals: fie allein vermögen die Leiden unſeres Baterlandes zu beichwören, we. 
ches ie die Beute der Ufurpation und Willfär iR. Guer Patriotisums un 
euer Muth Haben fi) ebenfalls nicht geändert. Kommet alle herbei! u 
termen uns ja recht gut, ihr waderen Bewohner diefer Berge! Gedenklt ur 
ferer Siege auf den Schlachtfeldern von Avino und Garbona ; wir Titten de- 
mals diejelben Strapazen, Tiefen dieſelben Befabren; ihr jeid die würdigee 
Ablömmlinge der Almogavarres, an der Spige eurer Bataillone wird nitö 
mid aufhalten können. Gatalanen! Gebt auf Spanien, aus deſſen Scheir 
fo viele Helden hervorgegangen find! Einer Handvoll Übenteurer zur Leute 
erträgt e8 das Joch eines fremden ercommunicirten Prinzen, eines Ublimm- 
lings jenes Hauſes Savopen, deſſen Ahnen, ehrgeizige und elende Bajallr. 
unjern Königen auf ihren Triumphzügen die Schleppe trugen. Blidt cr 
Spanien, welches die neue Welt civilifirt, fo viele Länder, fo viele Edit 
beſeſſen hat; ſeht feine Golonien in Gefahr, Handel und Gewerbe ermaikd. 
feine Geſetze mit Fußen getreten, feine Tempel geplündert! Bereinigen wu 
unjere Unftrengungen, um unfer theures Baterland, das uns ruft, zu reiten 
und entfalten wir unfere Fahne mit der edlen Devile: Bott, Vaterland, Käaie! 
Schon if fie von dem würdigen Erben des heiligen Ferdinand und Btecobede's 
in Navarra und in den baskiſchen Provinzen aufgepflanzt, und bald win 
auch fein erbabener Bruder, der Infant Don Alphons, der tapfere Soldet 
von den päpftliden Zuaven, fie in diefen Provinzen entrollen, welche von jche 
der angeftlammten Monarchie ergeben waren. Bu den Waffen, Gatalanen! un 
fämpfen wir, bis das Baterland glüdlih in eine neue Wera des Friedens, 
des Wohlftandes und weiſer Sparſamkeit geleitet iR. Gatalanen, das Baier 
land if in Gefahr! Zu den Waffen! Eilt herbei und unſer Ruf fei: & 
lebe die Religion! Es lebe Spanien! Es lebe der König! Nieder mit dem 
Fremdling! General Triftany, Graf von Avino.“ 


„ Serrano erläßt einen Bando an die Earlifien: wer ſich binnen 
brei Tagen nicht unteriwerfe, werde vor die Kriegsgerichte geftellt und 
einfach erfchoflen werden. Der Erfolg ift indeß ein fehr geringer. 
„Serrano wird zum Minifterpräfidenten und Kriegäminifter ernannt 
und geht ohne Verzug nah Madrid ab. General Echague verläht 
biefes, um an feiner Stelle ben Oberbefehl zu übernehmen. 
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. Juni. Deputirtenlammer: lehnt einen von fieben theils rabicalen, theils 
republitaniſchen Abgeorbneten eingebrachten Antrag auf ein Tadelsvotum 
gegen den Kammerpräfidenten Rios Roſas mit 165 gegen 51 Stim- 
men ab. Zorilla erklärt feinen Austritt aus der Kammer und daß 
er fortan jeder politifchen Thätigkeit entfage, „einmal, weil er das 
Vertrauen in den von ihm gehofften Erfolg ber Revolution ver- 
Ioren habe, und weiters, weil er in ſich die Energie nicht fühle, melde 
für einen Führer der Radicalen in ben kritiſchen Verhältnifſen des 
Moments und angefichtS der bevorfiehenden Eventualitäten nöthig jei”. 


„ Serrano leiſtet dem König den Eid als Präfident des Cabinets 
und Kriegsminifter. 

Die Deputirtenlammer genehmigt die Bonvention von Amorevieta 
und billigt die Handlungsweife Serrano’3 mit 140 gegen 22 Stim- 
men, obgleich die öffentliche Meinung fi im Ganzen gegen dieſelbe 
ausgeiprochen hat. Auch der Senat genehmigt fie fait einftimmig, 
nachdem Serrano erflärt hat, daß in Biscaya nicht eine einzige Care 
Yiftenbande mehr vorhanden jet. 

In Wahrheit ift jedoch die Lage in den Nordprovinzen durch die 

Gonvention nur wenig verändert worden. Die carliftiichen Banden 
find noch faft ebenfo zahlreih, wie zuvor. ine derjelben erjchießt 
ihre Führer, Galle Vater und Sohn, weil fie jene Convention ein« 
gegangen haben. 
„ Eine Berfammiung der Mehrheit der Eortes, ber die Minifter 
beiwohnen, beichließt, der Regierung Vollmachten zu übertragen, „um 
Die Öffentliche Ruhe berzuftellen“. Große Aufregung in Madrid. Der 
König ſcheint geneigt, den Wünſchen Serrano's zu entſprechen. 

Die offiziöfen Blätter deuten an, daB an eine fofortige Aufhebung der 
Berfaffung nicht gedacht werde, daß man jedoch diefe Maßregel zu ernreifen 
beabfichtige, jobald es nothwendig ericheine. Niemand verhehlt fi, daß der 
dadurch geihaffene Zuftand einer Diktatur ähnlich jehen würde, wie ein Ei 
dem andern. Gleichzeitig treffen Nachrichten ein Über den immer weiter um 
fich greifenden Earliftenaufftand. In Gatalonien werden die Earliften-Streit- 
Eräfte auf 8000 Mann ah Städte, welche vorher nie carliſtiſch waren, 
wie Tremo, Bendrel, Manrefa find bereits der Tummelplag ziemlich flarfer 
Banden. Gie reifen bis vor die Thore von Reus und Tarragona. Die 
amtlichen Berichte meldeten zwar von Siegen Über die Banden, aber die 
Banden verſchwinden nit. Da fie In Navarra die Päfle inne haben, jo kann 
von ihrer wiederholt angekündigten Umzingelung nit die Rede fein. Diefe 
Nachrichten mußten in Madrid die böchfte Aufregung bervorbringen, und in 
dieſer Stimmung joll am 12. die Adreßdebatte im Gongreß beginnen. Dean 
erfährt auf, daß an dieſem Tage im Palaft unter dem Borfik des Königs 
ein Minifterrath Rattgefunden, in dem der König fi) von der Nothwendigkeit, 
das Miniflerium mit der politiiden und der finanziellen Diktatur zu beflei« 
den, babe überzeugen lafien. Sofort rufen die republifaniichen Blätter ener- 
giſch zu den Waffen, die Organe der radicalen Partei predigen laut den Auf⸗ 
ruhr gegen die Dynaſtie. 

» Der König, dur die allgemeine Stimmung in Madrid doch be 
denklich gemacht, verweigert die am Tage zuvor Serrano und ber 
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Regierung balb und halb gemachte Zuſage und weigert füch, ein Tr 
fret zu unterzeichnen, das Serrano eine Art Diktatur übertragen bir: 
Das ganze Cabinet gibt feine Entlafjung, bie au; ohne Zaubern av 
genommen wird. Die Corte fehen ihre Sikungen vorerfi aus, hi 
ein neues Minifterium gebildet ſei. Zorilla, ber fi auf fein Lamb 
gut bei Tablabo zurüdgezogen bat, wird telegraphiſch nach Der Haus 
ftabt berufen. 


18. Juni. General Fernandez de Eorbova bildet ein neus Miniſteri 


14, 


16. 


aus den Reiben der radicalen Partei, zu deſſen Prafidenten Zorik: 
defignirt ift, wenn er dazu bewogen werden lönne. 

Die nächſte und größte Schwierigfeit für das neue Cabinet Liegt derz 

daß nicht auch gleichzeitig die Gortes, die in Folge der Beeinfluffung de 
Wahlen durh Sagafla in ihrer entichievenen Mehrheit aus Sagaftinern ur 
Untoniften beſteht, aufgelöst werden können, da die Berfaflung dieß erft die 
Monate nad ihrem Zufanmentritt geftattet, die jegigen Gortes aber erfi au 
22. April eröffnet wurden. 
„ Die Eortes treten wieder zu einer Sitzung zufammen, aber nr: 
um die Ernennung des neuen Minifteriums zu vernehmen unb c: 
Dekret entgegenzunehmen, das fie auf unbeftimmte Zeit vertagt, ıv> 
durch die Unmöglichkeit der Regierung, mit einer ihr feindlichen Me 
jorität zu regieren, umgangen wird, bi8 die Cortes aufgelöst werke 
önnen. 


„Zorilla kommt in Madrid an und läßt fi doch bewegen, dei 
Minifterpräftdium wieder anzunehmen. 

Die bisherige Majorität der Cortes, 194 Abgeordnete und 4° 
Senatoren erlafien eine Erflärung, durch welche die Auflöfung de: 
Corte wo möglich noch abgewendet werden foll: 

„Die Senatoren und Abgeorbneten, welche die parlamentariide Mehrhe 
in den beiden Kammern bilden, bedauern in tieffter Ehrfurdt den Gebrauch 
den Se. Maj. der König von feinen Eonftitutionellen PBrärogativen machen zu 
mäflen glaubte, indem er ein neueß Gabinet ernannte und die Seſſion x: 
gegenwärtigen Gorteß ſuspendirte. Dieſelben fühlen fih in Erfüllung ihr: 
hohen politiſchen Pflichten gedrungen, zu erllären, daß das Miniflerium cır: 
ſchwere Berantwortlichleit auf fi genommen hat, indem e8 der Krone rirtk. 
die Sefflon der Cortes in einem Auyenblide zu juspendiren, wo deren Be: 
Rand jo befonders nothig ſchien zur Löfung der verichiedenen ſchwebenden Frage: 
binfigtli der Finanzen, der Herſtellung der öffentlicden Ruhe, der Stellver⸗ 
tretung in der Armee und der ölonomilchen Tage Euba’s. Dieſelben halten 
fih nad reifliher Erwägung aller dieſer Punkte für verpflichtet, ihre mu 
Bezug darauf gefakten Beſchlüſſe zur Kenntnig der Oeffentlichkeit zu bringen. 
damit Niemand den Verdacht hegen könne, daB die Mehrheiten der beiden gr 
ſetzgebenden Koͤrperſchaften der Regierung, wer immer fie bilde, Hinderniſſe = 
denjenigen Fragen in den Weg legen wollten, welche, über den Parteien Fehent. 
das ganze Land direkt intereifiren. Damit die Regierung zur gejeglichen Er 
hebung der von den Cortes zu bewilligenden Steuern fehreiten, Damit fie des 
Gele über die Stärke der Armee zur Ausführung bringen und die ſchwierige 
Frage der dkonomiſchen Lage der Inſel Euba befriedigend löſen Tönne, erfläres 
die Unterzeicäneten, als aufrichtige Anhänger der befiehenden Ordnung der 
Dinge, daß fie in allen diefen Fragen bereit find, die Regierung Eräftig zu 
unterflügen. Wenn das verantwortlie Miniflerium dieſes patriotifdge Uner⸗ 
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bieten ablehnen follte, fo wird das Land den Bruch der Geſetze als um fo unver- 
zeihlicher verurtheilen, je weniger dazu eine Rothwendigleit vorhanden war.“ 

Die Regierung geht nicht darauf ein. Die Cortes bleiben ver» 
tagt, um |. 3. aufgelöst zu werben. 


1. Juni. Im Anflug und zur Unterflübung des erft jebt befannt ge- 


wordenen Briefe des Herzogs von Montpenſier vom 17. April zu 
Sunften feines Neffen Alphons criaffen 230 Generale, Abgeordnete, 
Senatoren, Granden, Financiers zc. eine ziemlich vage Erklärung zu 
Sunften diefes Brinzen. 

Rah Darlegung eines gemähigt conftitutionellen Programms erflären fie, 
Daß „der Thron des heiligen Ferdinand und der katholiſchen Könige nur von 
einem Ablönımling diefer berühmten Fürſten befliegen werben dürfe“, und. 
daß für die Dauer der Minderjährigkeit des Prinzen Alphons die Regentſchaft 
Des Herzogs von Montpenfier die beften Bürgfchaften für ein ſtreng conflitu- 
tionelles Syſtem gewähren würde. 


„ Zorilla erflärt in einem NRundjchreiben an die Gouberneure der 
49 Provinzen gegenüber den Angriffen der Gonfervativen, die ihm 
geradezu Umfturzpläne zuſchreiben, er werde nur mit der Berfaflung 
regiren, und entwidelt da3 Programm der Regierung und der pro«= 
greififtiih radicalen Partei, die im Einverftändniß mit der Krone das 
Ruder zum zweiten Male übernimmt. 


Das Cirkulär beginnt damit, daß die eben zum zweiten Male an die Res 
gierung gelangte progreſſiſtiſch⸗ demokratiſch⸗ radicale Bartei die Grundjäge diefer 
legteren wieder aufnimmt und aufrechthalten wird, ſowie diefe Principien in 
der —— vom 24. Juli und in dem Girkulär vom 4. Auguſt v. J. 
von demjelben Sabinete durch feinen damaligen Präfiventen und Minifter des 
Innern — der e3 auch heute wieder ift — kundgegeben wurden. Nichtsdeſto⸗ 
weniger ſcheine es, angeſichts getoiffer, diefer Bartei falſchlich unterjchobener 
Abſichten, nothiwendig, ihren wahrhaften Borjägen und den von ihr in Aus- 
fit genommenen Mitteln und Wegen Öffentlichen Ausdruck zu verleihen. Als 
im Juli vorigen Jahrs das radicale Gabinet die Leitung der Geſchäfte über⸗ 
nahm, habe man hoffen können, e8 werde fich eine wahrhaft conjervative Partei 
legal formiren und damit die für daß conftitutionelle Leben nöthige harmo⸗ 
niſche Wechſelwirkung der beiden berechtigten Parteien geichaffen werden. Allein 
hiezu war die damalige Dauer des radicalen Gabinets eine zu kurze. Die 
inzwifchen tief erjhütterte Geſellſchaft bedürfe vor Allem der Ruhe, und deren 

erbeiführung werde auch die nächſte Aufgabe des neuen Minifteriums fein. 

eßhalb werde dieſes von allen außerordentlichen Mitteln entſchieden abſehen, 
und es könne fo handeln, weil für die Wahrung der Freiheit und für bie 
Befefligung der Tynaftie die Freiheit an und für ſich genlige, die in den Ge⸗ 
fegen gegründete freiheit, welche ſowie die aus der National» Souveränetät 
bervorgegangene Dynaftie die energifchefle Vertretung und Bertheidigung bei 
diefer Regierung finden werden; dadurch werde jede Berechtigung zu irgend 
einer, wie immer Namen habenden Infurreltion entfallen. Die Religion könne 
und bürfe nicht als faljhes Schild gegen Givilifation und Freiheit dienen, wie 
dieß eben jegt zum ſechſten Dale binnen 39 Jahren geſchieht. Obſchon auch 
in diefem Kampfe die conftitutionellen Rechte nicht bejeitigend,, werde doch die 
Regierung bier die nöthige Machtentwidlung üben und erwartet ſchließlich, 
daß die offenbare Erfolglofigkeit diefer Rebellion diejenigen, von melden fie 
ausgeht, dazu beflimmen wird, von einem jo ſchmählichen Bürgerfriege ab» 
zuftehen. Uber auch wenn es nicht jo käme, fei der Sieg der Regierung ein 
zweifellojer, da fie auf die Treue der Armee, der Flotte und der Bürgerwehr 
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zählen kann. Der Bewaffnung der Iekteren wird beiondere Sorgfalt gesibu 
werden. Die unverföhnlichen Feinde der September-Revolution wollen bir ſoz 
confervativen Glaffen zu den Glauben verleiten, daß die Radicalen eine * 
tung in Ausſicht genommen haben, durch melde bie gelelihefttige re 
Religion, Eigenthum und Bamilie in Gefahr gerieten: obſchon derlei fa= 
loſe Anſchuldigungen einer Untwort nit werth find, follen fie doch in dem 
Rundigreiben nicht mit Stillſchweigen Übergangen fein. Die rabdicale 
werde fi nie und niemals einer abenteuerlichen Politik bingeben, daS Band 
bedarf vor Allem der Ruhe. Nichts mehr, aber aud nichts weniger als bir 
Eonftitution ift der Teitende Gedanke, das Öffentliche Bewußtſein fordert sem 
wiegend zwei Reformen: einmal die Einführung, der Jury und weiters die 
Reorganifation des Heeres und ber Flotte auf einer Baſis, welche Die Wehr: 
fraft zu einer thatjähli nationalen Anftitution derart macht, dag die Rath 
wendigfeit des bisherigen Rekrutirungs. Syſtems entfällt.“ Die Regierung wird 
weiterß feinerlei Eingriff in die durch ben Gonftitutions-Wrtitel 21 verbärgke 
Religionsfreiheit geftatten. So wie die Sicherheit und das Gigenihum * 
Individuums, fo wird die Regierung auch das öffentliche Gigenihum, be 
Staatsſchatz, in allen feinen Phaſen Ichligen und wahren, und wird fie fh 
deßhalb mit ganz befonderem Uufgebote aller ihrer Kräfte der Herſteluug der 
zerrütteten Finanzen zuwenden; die Regierung gebt entſchloſſen an die Time 
tige, wenn aud nicht unmödgliche Lohung dieler Aufgabe, wird zur Zeit ihre 
Propofitionen vorlegen, während fie inzwiſchen bie von Ihren Vorgängern be 
abfihtigte Beſteuerung der Staatsgläubiger als eine für den Gioatäcrebit ge 
fährlihe Maßregel nicht acceptirt. In den Golonien wird fie die Rati 

und die Integrität des nationalen Gebiete zu wahren wifen. Schließlich 
empfiehlt das Girkulär den Gouverneuren ausführlih den Schug der indi⸗ 
viduellen Rechte überhaupt und des Vereinsrechtes insbeſondere; dagegen fa 
direkte oder durch Thatſachen nachgewiejene Angriffe auf die betcbenden Yu 
ftitutionen aufs Träftigfte abzuwehren, und zwar unter unmittelbarer Leber: 
weilung an bie ordentlichen Tribunale. „Die Aufgabe iR eine edle, «& gill 
die Wiedergeburt des Vaterlandes durch die Greibeit.* 


29. Juni. Ein kgl. Dekret befiehlt die Auflöfung der Gortes und orbuei 


die Neuwahlen auf den 24. Auguft, den Zufammentritt der Berfamm- 
lung auf den 15. Sept. an. 


1. Juli. Die bisherige Dajoritätspartei beider Kammern, 300 Senatoren 


5. 


16, 


und Deputirte, erlaflen einen Proteft gegen die Auflöfung Der Gorke 
als illegal und ungerechtfertigt. 
„Die Bartei Sagafla und die Unioniften beſchließen, an den Gortel- 
wablen Theil zu nehmen. 
» Bon Carlos erläßt „von der fpanifchen Grenze” aus ein menes 
pomphaftes Manifeſt an die Eatalanen, Aragonier und Balencier, m 
dem er ihnen für ben Fall feines Sieges eine füberale Eonflitwirumg 
ber Monardie in Ausficht flellt: 
Gatalanen, Aragonier, Balencter! Um 2. Mai erließ id dom Bera uni, 
vol Olaubens an die Größe der Sache, welche Gott in meine Kände gelegt 
dat, einen Ruf an alle Spanier. Was damals nur eine Hoffnung war, wire 
ald eine Wirklichkeit fein. Die Grundlagen der Reflauration des Chrome 
Neccarids ruhen auf den Zorbeeren von — Manaria, Urbaſa, Geberis, 
Mas de Roig, Arbucias, Tibiſa und Reus. Der Weg zum Sieg IR mit 
Martyrblut geträntt: Uribarri, Ayastuy, Barcia und Frauceſch haben auf 
ihm ihre unfterblicden Namen eingeſchrieben. Heute, wie damals, aber nat 


Spanien. 815 


noch vertrauensvoller, wiederhole id mit dem Etolze des Königs einer helden⸗ 
muthigen Ration: Freiwillige, die ihr edelfinnig zum Opfer berbeicilt, die 
Blide gen Himmel und auf meine Sahne gerichtet, ich bedaure ud! Sol⸗ 
daten von Pania und Bailen, die ihr blind genug feid, als Edläner dem 
Fremdlinge zu dienen, aud euren Muth bedaure id. Wein Ruf geht an 
euch alle, denn alle jeid ihr Spanier: das Werk der Befreiung hat kaum bes 
gonnen, und ſchon blidt die Welt auf uns, die Revolution zittert, und alle 
Guien find voll Freude. Ya, der Tag ift nahe, da meine ſehnlichſten Wünfche 
in Erfüllung geben werden. Ind da ich, wie ich euch Ion in meinem Mani⸗ 
fee vom 30. Juni 1869 geſchrieben habe, die Decentralifation will, jo erkläre 
ih euch heute öffentlich und feierlich, ihr unerſchrockenen Eatalanen, Uragonier 
und Balencier: vor anderthalb Jahrhunderten hat mein erlaudhter Ahnherr 
Philipp V. eure Fueros aus dem Buche der Freiheiten des Baterlandes ſtrei⸗ 
hen zu ſollen geglaubt. Was er euch als König nahm, als König gebe ich 
e8 euch wieder ; denn wenn ihr dem Gründer meiner Dynaftie feindlich waret, 
fo ſeid ihr heute das Bollwerk feines legitimen Abkommlings. Ich nebe euch 
eure Fueroß wieder, weil ich der Borlämpfer jeder Gerechtigkeit bin. Ich werde 
euch einberufen, damit wir fie durch gemeinfchaftliches Einvernehmen den Bes 
dürfniffen unjerer Zeit anpaflen, und Epanien wird noch einmal erfennen, daß 
auf der Fahne, welde die Worte „Bott, Vaterland und König” trägt, auch 
alle redytmäßigen Freiheiten geichrieben eben. Euer König Carlos.” 


17. Juli. Der Minifterpräfident Zorilla erläßt im Hinblid auf die nahen 


19. 


20. 


23. 


Eorteswahlen ein Rundſchreiben, worin er bie Nothwendigleit einer 
durchaus freien und unbehinderten Abflimmung hervorhebt und bie 
Beamten auffordert, fih nicht in die Wahlen einzumifchen und ben 
Einfluß der Regierung feiner Partei zur Verfügung zu flellen. Es 
gebe feine offiziellen Gandidaten. Der radicalen Partei müſſe es über» 
fafien bleiben, aus freiem Entſchluß Candidaten aufzuftellen, welche 
Die Politik der Regierung unterftügen würden. 

„ Mißlungenes Attentat auf den König. 

Als Nachts gegen 12 Uhr das Königspaar aus dem Garten Buen Retiro 
nah dem Palaſte zurüdtehrt, wird von fünf in der Arſenalſtraße pofirten 
Individuen auf den Wagen des Königs geihoflen, das Königspaar indeß nicht 
getroffen. Giner der Wttentäter wirb getddbtet, zwei andere werben gefangen. 
„Der König gebt in Begleitung des Miniſterpräfidenten in bie 
Rordpropinzen. 

„Auch die republitaniihe Partei erklärt fih für Betbeiligung an 
den bevorftehenden Eorteswahlen. 


‚11. Aug. Die Regierung hält bie carliſtiſche Infurreftion für „jo ziemlich“ 


! 
} 


beendigt und ertbeilt daher einer Anzahl Earliften Amnejtie, nament- 
li) den Mitgliedern der carliftifchen Gentraljunta, welche den Aufſtand 
im April duch BVerdffentlihung und Verbreitung des Aufruhrmani« 
feftes Carl's VII. einleiteten. 


”„ Die Unterfuchung gegen die Urheber des Attentas vom 19. Juli 
gegen den König ift ganz wie die frühere gegen die Mörder Prim’s 
„reſultatlos“ geblieben. 


„Die Regierung erläßt ein Dekret, weldes bie Ausführung bes 
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Geſetzes betr. die allmähliche Abſchaffung der Sklaverei in Porto X 
und Cuba verordnet. 

Das Schriftſtück füllt gegen fieben Spalten des Amtsblaites, umd bee 
aus 56 Artikeln, die in vier Gapiteln gruppirt find. Das erſte Eayikl d 
handelt die Bildung und Attributionen der Projectionsjunten, das zweite Ce 
pitel die Sklavenbeſitzer und ihre Pfligten, die Anfertigung vor Befreiung 
liften und Regiftern und die an die Freigelaſſenen zu vertheilenden Eden. 
Das dritte Capitel den Sklavenbefig, und das vierte enthält Beftinrmuuge 
über die Art der Einſchiffung der Freigelaſſenen und ihre Deportatise em 
die für Riederlafjungen in Afrika beſtimmten Pläge. 


19. Aug. Der Minifterpräfident Zorilla entwidelt in der Wahlveriomm 


lung des Diftriftes von Madrid, der ihn zu feinem Candidaten er: 
wählt hat, nochmals einläßlich das Programm der rabicalen Park: 
und der Regierung. 


Bor Allem hebt er die NRothwendigfeit hervor, die im erfien Paregrar) 
der Berfaffung verzeichnete Ausübung der individuellen Rechte aufrecht zu et⸗ 
erhalten. Zorilla verſpricht, die Regierung werde den Cortes unter der Fora 
von Geſetzesentwürfen alle revolutionären Errungenidaften vorlegen uns Thy 
hinzu, die radicale Partei werde fie gegen und wider alle burdführen. Bou 
Eleruß ſprechend jagt er, man werde vom Glerus daS verlangen, was tt 
Givilifation von ihm verlangen Tönne, indem man ihm zugleich bieemgt 
Sreiheit und Unabhängigkeit gebe, deren er bedürfe; denn, ſetzt er Hinzu, wu 
mäffen die katholiſchen Gefühle ehren, welche wenigfiens die unferer Frame 
und Töchter find. Die Golonien beireffend, betheuert er feine Hingebung cs 
die Ehre, die Würde und Integrität Spaniens. Die Finanzlage fehildert a 
als fehr bedenklich, doch wolle ex das Problem loſen. Er veripridht Eriper 
nifje. Zu untergeordneten Projekten übergehend, erörtert er die Bildung em 
Landmiliz, deren Aufgabe e8 wäre, das Beſitzthum zu fügen. Die Berfahun 
müſſe zur Wahrheit werben und unter derfelben die Freiheit und die Dyncſte 
zwei unzertrennlicd) aneinander geknüpfte Dinge fein. Seine Unficht fönne mar 
in die Worte faflen: „Achtung der Geſetze und Achtung der Gittlichleit.” De 
Regierung, die Partei, die fie unterflügt, und alle Barteien der Dyyoklm 
müflen das Geſetz achten. Er wolle fo handeln, daR die Adtung der Geſch 
eine Wahrheit werde; eher wolle er fi) von feinem Poſten zurüdzichen, ab 
ein Beleg umgehen oder verlegen. Was die Moralität betrifft, fo Img 
Zorilla nicht das Vorhandenfein von Wunden in der Verwaltung, die em 
Bernarbung bedürfen, Wunden, die niemals heilen werden, fo Iange mus 
nit den Muth und den Willen habe, fie bis auf den Grund zu fonbim 
und kräftige Heilmittel gegen fie anzuwenden. Seinerfeits ift er bereit, Us 
zu tbun, die Dinge in ihren normalen und geiunden Zufand zu bringe. 
Dazu werde er ſich abminifirativer Mittel und, wenn es fein muß, der Br 
richte bevienen. Er wüniht und will aus der Verwaltung unter einer rer 
calen Regierung eine ehrliche, ehrwürdige und anftändige Einrigiung makı. 
Den Schluß feiner Rede widmet Zorilla der Beſprechung der Bffentlichen Cr» 
nung. Die Öffentliche Ordnung beftehe nicht darin, durch Kanonenſchüſſe aä 
Arbeiterſtrikes zu antworten, Belagerungszuflände herzuftellen, die Gefangen 
Ichaft zu defretiren und die Bürger in Vorausſicht kommender Gefahren ort 
auf bloße Anklage oder anonyıne Anzeige hin zu beläfigen. Dit dien 
Mitteln erzeuge man nur allgemeine Unruhe, während mit ben entgege- 
geiekten Mitteln, d. 5. indem man die errungenen Rechte achtet, der Inſt 
es überläßt, das Geſetz gegen alle Uebertretungen des Geſetzes anzuwenden, kt 
Ordnung fi wieder von felbft made und die dÖffentlide Ruhe nit leide 
Man müffe die Ordnung durch geiehliche Mittel berfiellen. Gegen die Bar 
teien, welche aufgelegt find, aus der @ejetlichleit zu treien — und der Rear 
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glaubt, die Alphonfiften jeien bereit, e8 zu thun — wird die Regierung firenge 
Das Geſetz walten laſſen. 


2. Aug. Das Direktionscomite der republilanifhen Partei, Piy Margall, 
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Figueras, Caſtelar ꝛc. erlaffen cin Manifeft an die Partei, um fie 
noch einmal zur lebhafteſten Betheiligung an den Wahlen aufzufordern. 
Das Manifeft ſchließt mit den Worten: „In der Bolitit muß die Minder- 
heit verſchwinden. Das Princip des Zujammenhaltens, ohne welches die Par- 
teien keinen Beftand haben, will, daB die geringere Zahl geborde und — fi 
dem Wunſche der Menge unterwerfe. Bas Rejultat ver Wahlen wird der 
Dffentlihen Meinung unfere Stärke zeigen wid wird fie befähigen, nach ihrem 
wahren Werth die Lage der Monardie zu beurtheilen, und fie zum Berftänd- 
nik defien bringen, was die Demokratie morgen fein wird. Die Erfolge neuer 
Ideen für die Zukunft konnen nicht durch Worte, noch durch lächerliche Prah⸗ 
lereien, wohl aber durch die großen Manifeſtationen des ſocialen Lebens bewieſen 
werden. Beweiſet es ſelbſt, wie es die Franzoſen bewieſen haben, bei denen 
jeder Wahlkampf eine neue Niederlage der Monarchie iſt. Beweiſet eurerſeits, 
daß en Zeiten des Triumphes der demokratiſch⸗foderalen Republik gelom- 
men find.” 
„ Allgemeine Wahlen zu ben Cortes. Alle Parteien betbeiligen ſich 
an benjelben, die Carliften allein ausgenommen. Die Regierung ent⸗ 
halt ſich fait gänzlich der Beeinfluffung, jedenfalls find die Wahlen 
freier, als fie e8 je geweſen find. Dennoch ift das Reſultat für die 
Regierung durchaus befriedigend: fie kann in beiden Kammern auf 
eine entjchiedene Mehrheit rechnen. 

Es Haben im Ganzen 1,888,970 Wähler ihre Stimmen abgegeben, alſo 
nabe an 60 Prozent ſämmtlicher wahlberechtigten Spanier, ein Verhältniß, 
da8 erfahrungsgemäß in den des wärmiten conftitutionellen Pulsſchlags fich 
erfreuenden Ländern als ein jehr anfehnliches betrachtet wird. Werner haben 
von den erichienenen Wählern 1,340,000 für radicale Kandidaten geftimmt, 
aljo beinahe drei Biertel, was der Stärke der minifteriellen Gortesmehrheit 
entipricht. Atsdann folgen mit 386,000 Stimmen die Republikaner, mit 
109,000 die dynaſtiſchen Eonfervativen, und mit nur 45,000 die Alphonfinos. 
Richt minder bemerfenswerth als diefe Stufenleiter ift ferner die Beobachtung, 
daR in fämmtlichen Landſchaften, mit Ausnahme von Gatalonien, wo der res 
publifanijche Geiſt der Bevölkerung fi kundgegeben bat, die radicalen Wähler 
eine ganz auffallend höhere Ziffer darbieten, als die übrigen Parteien zuſam⸗ 
men genommen. So ftehen in Reucaftilien den 148,000 Radicalen nur 14,000 
Wähler der andern Richtung gegenüber, und ſelbſt in Andalufien wurden die 
128,000 Republilaner von den Radicalen un mehr als das Doppelte, die 
Gonfervativen gar un das Achtfache geihlagen. Ein fernerer Beweis, daß 
die jegigen Wahlen nit von der Apathie der Bevolkerung zu leiden hatten, 
iſt ein Vergleich mit denjenigen Wahlen, welde in den enthufiaftiichen Moe 
naten nach der September-Revolution vorgenommen wurden. Bringt man die 
150,000 Earliften außer Rechnung, weil fie jet principiell ſich nicht betheiligt 
haben, jo flimmten für die Wahl der conftituirenden Cortes 1,850,000 Wähler, 
alfo nicht ganz jo viel, wie diegmal. Der Vergleich endigt noch nicht: ber 
zepublilaniichen Wähler waren damals 400,000, wonach diefe Partei alſo 
einen Tleinen Berluft erlitten bat; für die Goalition der Demokraten, Pro« 
greififten und Unioniften fimmten 1,450,000, und dieje Ziffer hat die aus 
den beiden erſteren Fractionen zuſammengeſchmolzene radicale Partei jegt faft 
ganz für fi in VBeihlag genommen. Die Regierungsprefie meint daher be= 
Haupten zu dürfen: „Wir glauben, e8 liegen bier die ftärkften Zahlenbeweiſe 
vor, daß die große Mehrheit der Nation mit dem gegenwärtigen Minifteriunt 
und, was noch viel mehr bedeuten will, mit der neuen Dpnaftie zufrieden if.“ 
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26. Aug. Der König trifft von feiner Reife nadh den Rorbprovingen wer 


in Madrid ein. 

Das Reiultat war für ihn nicht unbefriedigend, doch Rand ber Can 
von Seite der Bevdlferungen hinter dem bei Gelegenheit der vorjahrigen ir 
zurüd. Selbſt die Taufende, weldde die Gegner der neuen Dyngaſtie iz ii 
vereinen, empfiengen den König, wenn aud Tall, fo doch adptungspell, m 
feine einzige unmittelbare oder mittelbare Beleidigung iR dem jungen Yürke 
zu Theil geworden. Rur der Glerus bat fi mit einzelnen ebreuhaften Eu 
nahmen gehälfig und theilweile geradezu unwärdig benommen. Ber Büde 
von Santander, das Gapitel und die meiften Pfarrgeiſtlichen hielten fh gem 
fern. Das gewöhnlide Te Deum konnte wegen Mangels an fungirabe 
Geiſtlichen nicht gefungen werden, und mehrere Kirdien waren ganz gehhleka. 
Ueberhaupt hatten fih faſt überall die Pfarrgeiftliden aus dem Starbe pe 
madt. Dagegen baben nad; den amtlidden Ungaben in der Ieten Seit ut 
weniger als 177 Geiſtliche an der Spike carlifiiher Banden geftanter Er 
nige führen noch Kleine Schaaren. In Guipußcoa zogen 42, im Biscaya 6£ 
in Ravarra 42, in Napa 6, in Zarragona 7, in Guadalajara 6, in Be 
lencia 5, in Leon 1 das Schwert und rüdten zu Felde. 


Anf. Sept. atalonien wird von den Earliftenbanden wieder fiarl be 


13. 


15. 


rubigt und aud in den baskiſchen Provinzen fangen biefelben an, f& 
neuerdings wieder zu mehren. 
„ Die Regierung ſchließt mit der Banque de Paris eimen Bertıs; 
ab auf folgenden Grundlagen: 

1) Eonvertirung der Staatsfhuld; 2) Aufnahme einer Anleihe von cm 
Miliarde Realen Seitens der ſpaniſchen Regierung: 3) Zahlung der Size 
der ſpaniſchen Schuld, einfchlieklich derjenigen für die neue AUnleihe, wäh 
5 Yahre Seitens der Banque de Paris. Der Banque de Paris dient eh 
Sarantie das gefammte Beſitzthum des ſpaniſchen Staates, 4) Die Rıgr 
rung ertheift der Banque de Paris die Eonceifion zur Gründung einer Bein 
N in Spanien und betraut jene mit allen ihren Bankgeichäften = 

anfrei 


„ Eröffnung der Eortes. Xhronrede bes Königs: 

„Mit der tiefgefühlteften Befriedigung ſehe ih mid aus Unlak weis 
feierlichen conftitutionellen Utes in Ihrer Mitte. Bei meinem Gintritk u 
diefen majeftätifchen Palaft, in weldem Sie, die von der Nation gemähles 
—— mich erwarteten, gedenke ich, daß auch ih der von den camftitziren 
den Tortes Erwählte bin, gedente ich, daB mein Recht aus den natismaln 
Willen hervorgegangen, gedenfe ih, daß in mir, im Vereine mit Ibm, die 
Allianz der Monarchie mit der Nation ſymboliſch dargefleflt iſt, und varen 
daß dieje Erinnerungen und dieſe Gedanken meine Liebe für diejeß ebelperigt 
Bolt und feine Inftitutionen, jowie mein Bertrauen in feine Geſchice su 
fteigern können, wobei in mir der Entſchluß nur noch tiefere WBurgeln Ich. 
mit Ihnen auf dem Wege der Freiheit fortzufchreiten — ein dornenboller, «8 
Rande von Abgründen hinlaufender Weg, an defien Ende uns jedoch als Zuk 
enigegenminfen: der Ruhm, die Befeſtigung der Dynaftie und die moralid 
und materielle Wohlfahrt des Bolles! Mit nicht geringerer Vehriedigr; 
tann ich Ihnen eröffnen, daß unjere Veziehungen zu den auswärtige 


Mächten, als von der wahrhaitigften Freundſchaft und dem herzlichſten Gin | 


vernehmen bejeelt, während des Rammer-Interregnums in keiner Weiſe geflör 
wurden. Gerne hätte ih Ihnen auch die Wiederherſtellung unferer frübern 
Verbindungen mit dem HI. Stuhle angelündigt. In diefem Punkte jedoh 
haben fid, zu meinen tiefen Bedauern, meine Wunſche nit verwirfid. 





— 
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ungeachtet der von meiner Regierung in diefer Richtung gemachten Unfireng- 
ungen, worüber Ihnen die diplomatifche Correſpondenz vorgelegt werden wird. 
jedoch gebe ich die Hoffnung nicht auf, eine Situation behoben zu jehen, die 
mid beirübt (me aflige). Die Weisheit und Umficht des BI. Vaters werden, 
wie ich Hoffe, ihn ſchließlich zu der Ueberzeugung führen, daß meine Verehrung 
für feine Perſon und meine Achtung für feine geiftlihde Macht ebenfo auf- 
richtig find, als mein Entſchluß fehtfteht, mit den Tchatjadyen und den Ideen 
meiner Zeit zu leben, fowie die Dekrete aufrechtzuhalten, welche die ſpaniſche 
Nation, traft ihrer nationalen Souveränetät, fi) jelber mit vollem Rechte ge⸗ 
geben Hat. — Ich habe einen Theil des Territoriums bereift und eine Anzahl 
von Städten beſucht, weil ich die Berhältniffe und Bebürfniffe eines Landes, 
welches mir die Leitung feiner Geſchicke anvertraut bat, kennen lernen und 
beuriheilen wollte Ich kam zuräd, durchdrungen von den Beweiſen liebevoller 
Unbänglichleit, mit welcher die Spanier meine gleihen Gefühle für fie erwi⸗ 
derten, und bon gerechtem Stolze befeelt, ein Bolt zu regieren, welches loyal, 
ehrenhaft, arbeitſam, der gejegliden Disciplin leicht zugänglich, zur Freiheit 
berufen und orbnungsliebend ift, und welches aud zur Wiedererlangung aller 
feiner Kräfte und Abhilfe jeiner Uebel nichts Anderes braucht als Nube, Ver⸗ 
waltung, Geſetzlichleit und Gerechtigkeit. — Glücklicherweiſe ift, ohne zu außer- 
ordentlichen Mitteln zu greifen, durd) das orbnungsmäßige Gebahren der Be⸗ 
hörden, durch die Kraft der Geſetze und Dank der Disciplin und Tapferkeit 
unjerer Urmee, jowie durch die patriotiſche Mitwirkung unſerer Bürgerwehr, 
fa in ganz Spanien jme Ruhe wieder hergeftellt, deren die Ration 
in fo hohem Grade bedarf; und obwohl einige Factionen, verleugnet von den 
Bevdlferungen und von unfern 'caderen Truppen raſtlos verfolgt, noch immer 
in Gatalonien und Afurien umberfireifen (vagan), hat doch die carliſtiſche 
Injurrection, die fi in ihren Anfängen jo drobend darftellte, aufgehört, 
die Provinzen im Norden zu beſchädigen; Provinzen, deren gutherzige Bevdl- 
ferung Bisher durch arglifiige Einflüfterungen beftridt, durch verbrecheriſche 
Predigten fanatifirt, ja häufig von Dienern des Herrn jelber in’s Feld ger 
führt — die, ihre Beſtimmung vergefjend, zu Berräthern an ihrer evanges 
liſchen Sendung wurden — nunmehr boffentli enttäufht und zur Geſetzlich⸗ 
feit zurücklehrend die Iehtere Tennen und lieben lernen, fich jelbft und dem 
ganzen Spanien ungelrübte Ruhe gönnen, der Wahrnehmung ihrer Interefien 
leben und fi des Genuſſes ihrer Privilegien erfreuen wird, die bisher flets 
geachtet wurden und deren Thatbeftand fie nur durch eigene Verſchulden ge 
führden Lönnte. Höhere Rüdfigien, die mit meinen Gefühlen volllommen 
barmoniren, haben wohl neuerdings zur Ausübung der Gnade gegen bie 
Nebellen geführt, jedoch if hiedurch die Amfurrection nicht unbeftraft, die Ge⸗ 
ſellſchaft micht ſchuglos geblieben. Allein, da nicht jelten gerade auß der Strenge 
der Geſetze eine gewiffe Straflofigkeit hervorgeht, ſtellt fi die Nothwendigkeit 
heraus, durch thatſechliche Ahndung gewifler Verbrechen die Bürgichaften für 
die Bffentlicde Ordnung in einer Urt zu verflärken, welche mit den Beblirf- 
nifien der Zelt und den ſocialen Berbältniflen im Einklange ſteht. Bon diefem 
Standpunkt ausgehend, wird meine Regierung in den erfien Tagen diejer Le⸗ 
gislatur bei Ihnen einen einſchlägigen Geſezentwurf einbringen. — Die Uns 
gelegenheiten unferer Golonien find von meiner Regierung mit verbienter 
Sorgfalt behandelt worden. Bon der Bevölkerung Euba’s einftimmie gelon- 
dert, wurden dort Maßregeln ergriffen, welche der dortigen ölonomilchen Erifis 
ein Biel zu feken und die Adminiſtration überhaupt, jowie die Provinziale 
Regierung zu orbnen geeignet find. Es werden Ihnen zur Bervollftändigung 
diefer Arbeiten gelegentlich weitere Projekte vorgelegt werden. Durch ih 
zung Äirenger Moralität in der Berwaltung, durch eine unerſchuütterlich kräf⸗ 


tige Action der Regierung, durch Handhabung der Gerechtigkeit in allen Dingen 


und für Alle wird das allgemeine Vertrauen auf das Land, die Ruhe in 
das offentliche Bewußtſein und der Friede auf der Inſel wieder einkehren. 
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Hiedurch und auf die Treue und den Heroismus unferer Kand- und Seemadt, 
auf die Ausdauer unferer Bolontäre, jowie auf den Patriotismus der Em 
wohner trauend, hoffe ich in Bälde die verbrecheriihen Anſchläge vernichtet zu 
eben, welche, den Buſen des eigenen Baterlandeß zerfleiihend, dort anier: 
Integrität bedrohen. Rur eine geringe Anzahl (escaso numero) Yufflänbiider 
unterhält noch einen Kampf, der feit vier Jahren diefe ſchöne Inſel werbeert 
und mit Blut düngt. Aber um diefen Reſt zu bewältigen, if meine Regie 
rung entſchloſſen, jo viele Soldaten und fo viele andere Hilfsmittel Ginüber- 
zufenden, als nothig fein werben, um unjerer gegründeten Ueberzeugung (razon) 
und unferen vollen Rechte (derecho) den Triumph zu ſichern. Dann, ſobald 
der Kampf beendigt und die Ehre Spaniens gewahrt fein wird — dam wird 
au für Guba die erjehnte Stunde der Freiheit und der Reformen fdplagen 
— der Reformen, die dann nicht mehr als ein Tribut der Schwäche gelten, 
fondern nur die Erflillung der feierlihen Zufagen jein werden, welche die 
Ration durch ihre conftituirenden Gortes jener Inſel gemadt bat; eine Er⸗ 
fülung, die auf anderen friedlichen Antillen bereits begonnen hat und im 
Berfolge zu der Erwartung berechtigt, daB die Bervollfländigung ihrer peli- 
tiſchen und adminiftrativen Organifation fi gefahrlos vollziehen werde. — 
Ich Iente Ihre befondere Aufmerkjamkeit auf den Zuftand der Finanzen 
des Staates; die Erifis, welche letztere durchmachen, if eine ernſte mb 
ſchwere; aber für bebarrlichen Willen, bei umfihtiger und entichloffener Ber 
handlung gibt e8 keine unüberwindlidhe Schwierigkeit. Laſſen Sie uns baber, 
anftatt in zaubernder Schwäche, mit Energie die Situation vollfländig erfahen 
und zu den Mitteln der Abhilfe fchreiten. Laſſen Sie uns mit einer Um 
Rrengung, würdig einer fo kräftigen Race wie die unferige, die bisherigen 
Mißbräuche abichaffen, den öffentlichen Dienft vereinfadden, die Yusgaben ver- 
mindern, die Quellen des Nationalreichthums erweitern, neue Bahn bredien, 
die Öffentliche Wohlfahrt fördern und damit dem Rational-Erebit unerjchiter- 
lihe Grundlagen verſchaffen. Meine Regierung wird, eine jo hochwichtige 
Aufgabe geziemend in's Auge faflend, Ihnen unmittelbar nah Gonftituirung 
des Congreſſes wahrheitsgetreue Budgeis vorlegen, welche — injoweit Die auker- 
ordentlihen Zuftände des Landes es geflatten — das Gleichgewicht fo nahe 
wie möglich berfiellen (se acerear). Meine Regierung wird Ihrer Berathung 


auch die Mittel zur Tilgung (enjugas) de Deficits angeben umd einen | 
Geſetzvorſchlag für eine Hypothelar-Bant einbringen, welde durch Gr | 


leihterung von Darlehen und Wechſelverkehr den Zinsfuß zu Gunſten vet 
Staatsichages und zum Heile der nationalen Wirthichaftsverhältniffe herab⸗ 
jegen wird. Meine Regierung wird Ihnen auch einen wohl eriwogenen Bor: 
ſchlag zu einer Vereinbarung (arreslo) mit den Staat3gläubigern unte- 
breiten, um die Zahlung der Zinfen der Staatsſchuld zu fihern, und damit 
die Preiserhöhung jener Werthe zu begründen, welche von der Gonfitutisn 
unter den Schuß der nationalen Ehre geftellt wurden. — Ruckhalt⸗ 
Iofe Darlegung der Wahrheit, ftrenge Rechtlichkeit, ftete Oeffentlichkeit, ver 
fefte Vorſatz, jeden beredtigten Anſpruch zu achten und mit dem öffentlichen | 
Vermögen unbeugfam hauszubalten, find nach Ueberzgeugung meiner Regierung 
die fiherfien Mittel, um die dffentlihen Finanzen einer Ration definitiv zu 
ordnen, die, ebenjo wie fie früher in heldenmüthigen Eroberungen und in 
ruhmvollen Entdedungen ihre Kraft übte, fih nunmehr durch Freiheit, Frie 
den, Delonomie und Arbeit groß zu zeigen beftimmt if... .“ 


einer Convertirung der Staatsſchuld vor und einer Reform des ge— 
ſammten Steuerfuftems, fowie der Gründung einer Hypothelar »Bant 





| 





behufs Sicherftellung der Couponszahlung der Staatsfhuld und ver- 
langt die Ermächtigung zu einer neuen Emiſſion confolidirter Staat:: 
Ihuld im Betrage von 250 Mil. Franc, 
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30. Sept. Deputirtenfammer: Die Regierung legt derſelben eine ganze 
Reihe tiefgreifender Geſetzenwürfe vor. Es befinden ſich darunter Ges 
ſetzentwürfe über Abjchaffung der Gonjeription und Reorganifation der 
Armee nah dem Grundfabe der allgemeinen Wehrpflicht, über Ab» 
ſchaffung der maritimen. Inſcription, über Reform des Strafprozeſſes 
uud Einführung der Jury, über die die Reform des SKirchengejehes 
und den Unterhalt des Cultus durch die Provinz und die Gemeinden 
u. f. w. 

Der neue Militärgefegentwurf des Generals Cordova ift nad dem Mufter 
des neuen franzöflichen Geſetzes ausgearbeitet, doch ift die Dienftzeit weniger 
lang, als in Frankreich. Die Regierung verlangt für die dießjährige Aus- 
hebung ein Gontingent von 40,000 Mann. Aus den dem Eultusgefekentwurf 
beigefügten Motiven ift eine Zujammenftellung der Eultus- Budgets der ver» 
jchiedenen Staaten hervorzuheben. In derjelben nimmt Spanien den erfien 
Rang ein, e8 zahlt im Berhältnik zur Bevölkerung doppelt jo viel als Frank⸗ 
reich. Für die Zukunft jollen die Beiftlihen von allen ihnen bisher übertra- 
genen politiiden und adminiftrativen Funktionen entbunden werden. Der Ges 
jegentwurf ift der erfle Schritt zur Trennung der Kirche vom Staat. 


7.—15. Oct. Deputirtenfammer: Adreßdebatte. Ein Amendement ber re⸗ 
publifanifchen Partei wird mit 161 gegen 57 Stimmen verworfen 
und die Adreſſe im Sinne der Regierung ſchließlich mit 205 gegen 
68 Stimmen angenoinmen. 


11.—17. Od. In Ferrol bricht unter den Matroſen und Arfenalarbeitern 
unter dem Aushängeſchild der Repubtif eine Meuterei in großem Maß- 
ftabe aus. Diefelbe wird vom Militär gewaltfam unterdrüdt. 

12. Oct. Ein großer Theil des ſpaniſchen Episcopats befchließt in einer 
Gonferenz in Saragofja, fih in einer Adrefje um Abhilfe der trau⸗ 
rigen Lage des Clerus an die Cortes zu wenden: 

.... Seit beinahe zwei und einem halben Jahre hat der Clerus feinen 
Heller der ihm gebührenden Bezahlung erhalten, werden die Koften des Cultus 
nur zum geringfien Theil gevedit. Während diefer langen Zeit war der Elerus 
nit nur der dur daß Concordat ihm zugefiherten Bezüge bexaubt, auch 
feine Beſchwerden blieben wirkungslos. Man möge uns erlaflen, das Elend 
und die betrübende Rage zu beſchreiben, welches ein ſolches Borgehen den Cle⸗ 
rus außgejegt hat; mir beſchränken uns darauf, zu jagen, daß Tauſende von 
Prieſtern inmitten der Mühen und jchweren Arbeiten ihres heiligen Minis 
Heriums des für ihren Lebensunterhalt unbedingt Nothwendigen entbehren 
müſſen, und geradezu ſchlechter daran find, wie der legte Taglöhner. Das 
ift die Wahrheit, das die traurige Wirklichkeit. Berückſichtigen wir aber die 
menſchliche Gebrechlichkeit, ſo müſſen wir fürdgten, daß dieſe anormalen Zu⸗ 
ſtände zu einer Schwächung, ja ſogar zu einer Vernichtung der Kirche in 
Spanien führen; doch wir vertrauen zum Glück auf die göttliche Vorſehung, 
welche den in kritiſchen Augenbliden von dem katholiſchen Clerus fletS ber 
thätigten Heroismus auch jeht wacherhalten wird; und der ſpaniſche Clerus 
gibt, gottlob, der ganzen Welt ein Beilpiel diefes Heroismus. Die Gortes 
tönnen in ihrer hohen Weisheit unmöglich fi) über die traurigen Rejultate 
täufchen, welche das Tortbeftehen einer jolden Situation in der foctalen und 
politiihen Ordnung herbeiführen müßte: denn allzu jchmerzlich ift diefe Lage 
und ohne Beilpiel in unferer wie in aller Übrigen Nationen Geſchichte. Die 
Gortes mäflen den Schmerz der Biſchöfe theilen, angefichts einer jorgenvollen 


21 


922 | Spanien. 


und fhon nahen Zukunft; fie müflen bie Nothwendigleit erfennen, 

ichreienden Uebel bald abzubelfen. Um das Wufhören diejes — 
erlangen, wenden ſich die Unterzeichneten an die Cories, überzeugt, dei ’» 
felben aus Spaniern und aus Ratholiten gebildet find. Wir wiffen, dei mer, 
um dem Glerus die ihm gebührende Bezahlung vorzuenthalten, fi auj da 
Vorwand flügt: der Gleruß weigere fi, die Conſtitution zu beichtehren; abe 


die Gortes, die Regierung jelber und ganz Spanien kennen die BD» 
tive, melde ihn daran hindern: Motive, die feiner Zeit von dem jpanıkhes 
GEpiscopat den Gorteß vorgetragen, deren Werth und Richtigkeit uns ve 
Erfahrung beftätigt wurden. Andererſeits hatte fein Beleg, Hein Dekret dem 
Glerus die Pflicht auferlegt, unter Strafe des Berluftes feiner Rechte, die 
Gonflitution des Königreiches zu beſchwören: es liegt alfo von feiner Eck 
leine Berlegung der ftipulirten Bedingungen, fein Bergeben vor, weldes .- 
galer Weije fo ftreng beftraft werden könnte, Uebrigens bat der Elerus durd 
die Gonftitution ebenfofehr das Recht, feinen paffiven Gehorſam burd an 
feiner Würde Eintrag thuenden Eid nicht ausprüdlih zu erklären, wie em 
Senator und Deputirter des Königreiches, von weldien das Befeg biefen Ei 
nicht verlangt. Die Regierung felber mußte von der Kraft diefer Urgumek 
überzeugt fein, als fie voriges Jahr die Auszahlung der Nüdftände an ver 
Glerus der Didcefen Malaga, Salamanca und anderer anorbnete, ohne dei 
die Weigerung der Eidesleiftung der Zahlung im Weg geflanden wäre. Gr 
halb hoffen die unterzeichneten Bilchdfe, daß die ſpaniſchen Cortes, fi übe 
einen kleinlichen Barteigeift erhebend, die Wichtigkeit und das Bereitigte ge 
genwärtiger Rellamation onerfennen und bie Ausfolgung ber —— 
Beſoldungen anordnen werden. Auf dieſe Weile werden fie Spamien ser 
Schande und Entehrung bewahren, denen eßs anheimfallen müßte, wenn & | 
feine heiligften Verpflichtungen außer Acht läßt.“ | 
24. Oct. Senat: nimmt auch feinerfeit3 eine im Sinne ber 

gehaltene Antwortsadreffe auf die Thronrede mit 75 gegen 19 Stin⸗ 
men af. 

Deputirtenlammer: verwirft einen Antrag auf Abichaffung der Te 
desftrafe mit 99 gegen 58 Stimmen. 

28. „ Deputirtenfammer: bewilligt der Regierung bie von ihr geforberte 

Refrutenaushebung von 40,000 Mann mit 107 gegen 52 Stimmen. 

Die Bewilligung erfolgt indeß erſt nach einer ſehr erregten Debatte. Gar» 
rider führt im Verlaufe derfelben aus, daß die radicale Partei nur durch dei 
Wohlwollen der Republikaner (ebensfähig jet, obwohl I mit der jegigen 
Rage ſich durchaus nicht würden verjöhnen laſſen. Der Min. Zorilla erwidert 
hierauf, daß ihm die Kriegserflärung der Mepublifaner keine Furcht einflöße 
und er Leineswegs an eine bevorſtehende Einführung der Republik glaube. 


10. Nov. Die Regierung ruft duch die Ernennung des Generals Hidalgo 
zum Generalfapitän ber baskiſchen Provinzen einen allgemeinen Wider⸗ 


jtand der Artillerieoffiziere hervor. 

Hidalgo war am 22. Juni 1866, als die Militär-Emente in der Gen 
Gilsfaferne ausbrad, Kapitän in der Urtillerie. Gr war der einzige wmter 
den Offizieren diefer Waffengattung, welder an der Erhebung Theil nahm, 
und konnte glüdlidher als die Sergenten, welche erſchoſſen wurden, nachden 
der Verſuch geſcheitert war, die Grenze erreichen. Nach der Revolution von | 
1868 ernannte Prim Hidalgo zum General» Major der Anfantere. Wäh- 
rend biejer Zeit kam Hidalgo dienſtlich mit feinen früheren Rameraden bon 
der Artillerie in keine Berührung, und dieſe hotten daher aud feine Gelggem 
heit, gegen ihn zu demonſtriren. Run aber kommen durd feine Ernennung | 








| 
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“2 zum Chef der Mililitärbivifion in den baskiſchen Provinzen auch die au dieſer 
- Heeresabtheilung gehörigen Artillerie-Detacdements unter feine Befehle Dieß 
- führt zum Conflict. Der Commandeur der baskiſchen Artillerie-Brigade, Blengua, 
J verläßt fofort ohne Urlaub feinen Garniſonsort und begibt ſich nach Madrid, um 
gegen Hidalgo’8 Ernennung zu proteſtiren. Die Artillerie⸗Offiziere in Vitto⸗ 
ria hören auf, ihren Dienft zu thun, und verlangen ihren Abſchied. Sämmt«- 
liche Offiziere derſelben Waffengattung in Spanien folgen ihrem Beiſpiele. 
. Alle aber erflären, daß ihre Handlungsweiſe Teinen politiſchen Beweggründen 
. entipringe, jondern Re nur vom Esprit de corps geleitet würden. Sn der 
E Naht nämlich, in welcher die Emeute in der San Bil-Kaferne ausbrach, wurde 
ein Artillerie» Offizier vor den wüthenden Soldaten in den Kajernenhof ge 
ſchleppt, ſchwer verwundet und mit dem Tode bevroht. Hidalgo kam herbei, 
„ ihn flehte der Unglückliche um Hilfe an. Hidalgo ſoll nun damals, nachdem 
\ er daS Opfer der Meuterer Talt angeiehen, gejagt haben: „ein Jeder müſſe 
fi fo gut helfen, wie er könme.” Dieſes Benehmen, und nicht jeine Theile 
nahme an der Revolution, ſoll es jein, welches die ſpaniſchen Artillerie-Offiziere 
bewegt, zu erflären: nicht unter einem ſolchen &eneral dienen zu Lönnen. 
146. Nov. Deputirtenfammer: Der Kriegaminifter General Cordova erflärt, 
— daß die Regierung dem allgemeinen Sturme der Artillerie⸗Offiziere 
gegen bie Ernennung des General Hidalgo nicht nachgeben werde, 
fondern entfchloffen fei, die ungehorfamen Offiziere nach den Kriegs⸗ 
' gejegen zu beftrafen. 
19. „ Deputirtenlammer: genehmigt mit 181 gegen bloß 20 Stimmen 
. die von der Regierung geforderte Anleihe und die Errichtung einer 
Hypotheken⸗Bank. 


24. „ Die von den Cortes genehmigte Refrutenftellung ruft in Madrid 

und einer Reihe anderer Städte, namentlih in Andalufien, Unord⸗ 
mungen hervor. Dieſelben geben von den jog. linverföhnlichen ber 

N republikaniſchen Partei aus, obgleich die Führer fie ausdrüdfich miß⸗ 
billigt haben, werden auch ohne große Mühe unterbrüdt. 


4. Der. Senat: bewilligt die Anleihe und die Errichtung einer Hypothelen⸗ 

Bank auch feinerfeits mit 67 gegen 19 Stimmen. 
Deputirtenlammer: genehmigt da8 von der Regierung eingebrachte 

Clerus⸗Budget⸗ Geſetz. 

In Folge deſſelben wird die Beſoldung des Clerus faſt gänzlich vom Staate 

abgewälzt und auf die Provinzial-Deputationen und die Ayuntamientos (Ge⸗ 

meinden) übertragen. 

„ _ n Die in ber Botihaft des Präfidenten der Verein. Staaten von 
Nordamerita, Grant, ausgeſprochene Üeberzeugung, „daß die Fort⸗ 
Dauer der Sklaverei auf Cuba ohne Zweifel die Haupturſache der 
Fortdauer der Injurrection, eine furchtbare Ungerechtigkeit, auch der 

| Grund furchtbarer Uebel ſei“, ruft die Iebhafteften Beſorgniſſe über 

| bie fernere Haltung der Verein. Staaten bez. Cuba's wach. 

'18. „ Das Minifterium iſt uneinig über die be3. ber Aufhebung ber 

Sklaverei auf Puertorico den Corte zu machende Vorlage. 

| Die Regierung hat die Genugthuung, daß die neue Anleihe dreis 

| fach überzeichnet, wird. 
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17. Dee. Zeputirtenfammer: Der Minifterpräfident Zorilla ſpricht fid ir 


19. 


20. 


21. 


22. 


nerſeits entichleden für jofortige Aufhebung der Sklaverei auf Pac: 
torico aus und die Kammer ſpricht dazu mit 182 gegen bloß 6 Ein | 
men ihren Beifall aus. 


Senat: genehmigt auch feinerfeit3 das neue Clerus⸗Budget⸗Gejen 
Die Minifter der Eolonien und der Yinanzen treten in Folge der 
Differenzen im Minifterium über die Frage einer fofortigen Aufte 
dung der Sflaverei auf Puerlorico aus dem Cabinet aus. 


„ Senat: erflärt fih mit 60 gegen 5 Stimmen gleihfall3 zu Gur⸗ 
ften einer jofortigen Aufhebung ber Sflaverei auf Puertorico. 

Deputirtenfammer: Die Regierung legt derjelben den bereits cr- 
gefündigten Gefehesentwurf über die Neorganifation der Armee und 
Abſchaffung der Eonjcription vor. 

Hienad zerfällt die ganze militäriiche Macht in die eigentliche aktive Urmer, 
die nur aus Freiwilligen refrutirt wird und nie mehr als 40,000 Mann di» 
tragen darf, und in die Neferve. Dieſe befieht aus drei Glafien: 1) der Ja 
firultionsarmee, 2) der Provinzialmiliz, 3) der Nationalmiliz. Wie tenp 
lien jungen Beute über 20 Jahre bilden die Inftruftionsarmee; ausgenm: 
men find nur jene, welche in die altive Armee freiwillig eingetreten find. Tie 
Dienftzeit in der Inftruftionsarmee beträgt 3 Jahre, kann aber unter gewifen 
Bedingungen auf 11/s oder 1 Jahr herabgeſetzt werden. Aus der erſten R> 
jerve treten die Wehrpflichtigen in die zweite, wo fie jo lange dienen, bis dx 
7 Zahre, welche für die erfte und zweite Referve zufammen die normale Dient- 
zeit bilden, voll find. Sie treten dann in die Rationalmiliz, wo fie nod we 
tere 9 Jahre zu dienen haben. Immerhin aljo ſoll aud der Spanier traf 
„Abichaffung der Eonjeription“ 16 Jahre lang Soldat fein. 
„  Deputirtenlammer: fpricht id nochmals zu Gunften ber fofortigen 
Abſchaffung der Sklaverei auf Puertorico aus. 

Die Bedeutung der Trage liegt in den Gonjequenzen für Guba, bez. Portorico 
jelber ift es in Wahrheit eine ziemlich harmlofe Affaire. Denn eritlich iR dw 
Biffer der dortigen Sklaven eben nur eine winzige, und zweitens find Die der» 
tigen Pflanzer in geringerem Grade Repräfentanten einer beftimmien Kaft, 
wie auf Euba, wo jene ſchlimme Imftitution eine vorwiegende iſt und zwilden 
beiden Racen eine verhängnigvolle Schranke aufwirft. Allein eben wegen te 
faft unausbleiblichen Gonjequenzen für Cuba if eine ſtarke Partei entjchieden 
gegen das beabfihtigte Vorgehen auf Puertorico, obgleich die Regierung mr 
jchieden erklärt, daß bez. Cuba's erft die Infurgenten die Wafſſen niedergelegt 
haben müßten, bevor e& die „Würde Spaniens erlaube, an eine gleiche Maf- 
regel für Cuba auch nur zu denen. 


”„  Deputirtenlammer: erflärt ih zum britten Mal im Princip für 
die jofortige Aufhebung der Sklaverei auf Puertorico mit 212 gegen 
14 Stimmen. 

„  Deputirtenfammer: Die Regierung bringt nunmehr den Gefehel 
enttvurf bez. fofortiger Aufhebung der Sflaverei auf Puertorico ein 
„ Der Bruder des Prätendenten Don Carlons, Infant Alphons, 
übernimmt den Oberbefehl über die carlijtiichen Streitfräfte in Gate 
lonien. 














3. England. 


Anf. Jan. Die von der nordamerifanifchen Regierung dem, am 17. Der. 


15. 


1871 in Genf zufammengetretenen, Schiedögerihte in der Alabama- 
frage übergebene Anklageſchrift wird erft jekt in England näher bes 
fannt, obgleich fie ſchon feit jenem Tage in den Händen der englifchen 
Regierung ſich befand, und verurſacht durch die in derfelben geftellten 
Entihädigungsforderungen für indireften Schaden eine gewaltige Auf« 
regung, da die Mebereinktunft mit der amerifanifhen Union in Eng⸗ 
land bisher nicht jo verftanden worden mar. 

Die engl. Preſſe Teiht dem allgemeinen Unwillen über die „unverihämten“ 

Forderungen der Union und über die eigene Regierung, daß fie ſich in der Con⸗ 
vention mit der Union jo babe hinter’s Licht führen laflen, zum mindeften 
nicht beffer vorgejehen und die Anklageirift der Union jeither wohl habe 
liegen laſſen, obne fie nur anzufehen, den ftärffien Yusdrud, der im Meient- 
lichen einftimmig dahin geht: „Nah der Berechnung der Union dürfte der 
Betrag, den England an Amerita zu zahlen hätte, leicht die Höhe von 5 bis 
600 Min. Pf. St. erreihen. Der Tribut, den Deutihland nad) einem voll- 
Rändigen Siege von Frankreich beitreibt, iſt läppiih im Bergleih mit dem 
Schadenserjag, den die Union Fraft eine Berirageß fordert, den unfere En⸗ 
ihufiaften als den Anfang einer neuen era von Frieden und Freundſchaft 
uns geiildert haben!“ 
"» Die englifhe Regierung läßt duch ihren Bevollmächtigten beim 
Genfer Schiebsgerichte ihre Replif auf die amerifanifche Prozeßſchrift 
vom 17. Dec. v. 3. einreihen, in der fie gegen Die amerilanifche 
Forderung für indirelte Verluſte proteftirt und ſich alle Rechte vor⸗ 
behält, gegen welchen Vorbehalt nichts einzuwenden zu baben bie 
Unionsregierung inzwilchen ausdrücklich erklärt hat. Die der Replik 
beigefügte Proteſtnote lautet: 

„Der unterzeichnete Agent Ihrer britannifchen Majeftät hat von Ihrer 
Mai. Regierung die Weifung, dem ..... zu eröffnen, daß diefe Regierung, 
während fie unter dem nachbemerkten Vorbehalt ihre Gegenſchrift auf die 
von Seiten der Bereinigten Staaten eingegebene Prozeßſchrift Überreicht, es 
für nothwendig eradtet, die Schiedsrichter zu benachrichtigen, daß leider ein 
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Mißverſtaändniß zwiſchen Grobbritannien und den Bereinigten Staaten Ehe 
das Weſen und die Tragweite der dem Tribunal durch den erſten Wıtrkel 1 
Washingtoner Vertrages überwieſenen Uniprüche den iſt. > 5 
verftindniß bezieht fih auf die Forderungen für indirelie Berlufte, zeide 
die Regierung ber Vereinigten Staaten unter den folgenden Titelm aufel:: 
1) „Zerluft in der Uebertragung der amerilanifhen Henbelmerize an rw 
britiche Tlagge*; 2) „Bahlung erhöhter Berfiderungsprämien‘ ; 3) „Sur 
längerung des Krieges und Bermehrung der Kriegs und Uufkendsurwr- 
drüdungs-Roften um eine bedeutende Eumme* ; welde Forderungen für = 
direlte erlufte, von Ihrer Majeftät Regierung für —— eradytet werde: 
weil ſie nicht in den Bereich noch in die Abſicht der Ucbermweifung vor bei 
Schiedsgeridt fallen. Ihre Majeftät Regierung fieht feit einiger Seit mit der 
Regierung der Bereinigten Staaten Über dieſen Segenßand in Gorrejpoede; 
und da letztere noch nicht zu einem enigiltigen Abſchluſſe gedichen if, jo Ye- 
Ihre Majeftät Regierung in dem Wunſche, mit der Entiheidung über te 
Vorderungen für direlte Berlufte wo möglich vorzugehen, es für am 


inzwifchen den Schiedsrichtern ihre (ſtreng auf die Anſprüche für direkte La | 


(uße beichräntte) Gegenſchrift in der Hoffnung zu ——— daß dieſes leĩeier 
Mißverſtandniß beſeitigt werden möge. Ihre Majeſtät Regierung wine: 
jedoch den Schiedsrichtern kund und zu wiſſen zu machen — und fie the: 
Dieß Hiemit ausprüdiih und in aller Form —, daß diefe Gegenſchrifi cher 
Bräjudiz der von Hhrer Majeftät Negierung in der erwähnten Gorrejponken; 
eingenommenen Gtellung und unter dem ausdrüdlichen Borbehalte eer Reit: 
Ihrer Majeflät für den Gall, daß zwilchen den hohen Bertragsparteien cm 
Meinungsverjcgiedenheit über den Bereich und die Abſicht der Lieberweitun 
vor das Schiedsgericht fortdauern follte, vorgelegt wird. Wenn die IUmBärk 
es ernöthigen follten, daß Ihre Majeftät den Echiebäricgtern eine weite 
PMittheilung über diefen Begenftand zugehen laſſe, jo wird Ihre Marti: 
anordnen, daß ſolche Mittheilungen vor oder an dem im Artikel 5 Id 
Bertrages beftimmten Zeitpunkte (15 Juni) gemacht werbe. 





6 Fehr. Eröffnung der Parlamentsfeflion. Thronrede der Königin: 


. Berſchiedene Mittheilungen find zwijchen meiner Regierung umdb der 
Regierung Frankreichs binfichtlich des inf Jahr 1866 abgeſchloſſenen Handels⸗ 
vertrages ausgetaufäht worden. Da die Anfichten, welche auf beiden Seites 
hinfichtlich des Werthet Ihugzöllneriiher Geſege gehegt werden, auseinander 
gehen, fo hat dieſe Correſpondenz keine Vereinbarung zur Abänderung jener 
wichtigen Gonvention zu Stande gebracht. Auf beiden Seiten indeffen ı Ras 
der ernfle Wunſch ausgeiprodden worden, daß nichts vorfommen möge, me} 
die Herzlichkeit, welche jo lange zwiſchen beiden Nationen beftanden bat, beein 
trädtigen würde... Die in Folge des Washingtoner Vertrages zum Zwede 
freundichaftlicher Erledigung gewiſſer unter dem Ramen der Alabama: Ar 
ſprüche belannten Anſprüche ernannten Schiedsrichter haben ihre erfte Ze⸗ 
fammentunft in ®enf gehalten. BDarlegende Staatsiriften find dom beiben 
Vertragsparteien den Schiesrichtern vorgelegt worden. In der auf dieſe Rate 
von den Vereinigten Staaten eingereichten Schrift find große —— 
rungen miteingej&loflen, welche meinerjeits als nicht in den Bereich der 
richter gehörig aufgefaßt werden. Ueber dieſen Gegenfland habe ich eine fremnt- 
ſchaftliche Mittheilung an die Regierung der Bereinigten Staaten veranlajt. 
— Der deutſche Raifer hat die ſchiedsrichterliche Beurtheilung der Waflergrenk 
von San Yuan übernommen, und die auseinanderjegenden Staatsihriften der 
beiden Regierungen find Sr. kaijerlichen Majeflät überreicht worden. . . . 
Die Commilfion in Washington ift ernannt worden und hat ihre Er 
ungen begonnen. Die Beflimmungen des Bertrages, welde die Ginwili- 
gung des canadilen Parlaments erheifhen, erwarten defien Zufammentrea. 


— — — — 
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Indem ich mid heimiſchen Ungelegenbeiten zumenbe, babe ih Ihnen die 
Mittheilung zu maden, daß, mit fehr wenigen Ausnahmen, Irland von 
ernſten Berbrechen frei geblieben if. Das Geſchäft in jenem Theile des ver: 
einigten Königreiches ift regfam, und der Yortichritt des Iandwirthichaftlichen 
Gewerbfleißes iſt bemerkenswerth. Ich bin ebenfalls im Stande, Ahnen 
Slül zu wünigen — ſoweit die gegenwärtige Erfahrung ein Urtheil ges 
ſtatiet — zu der merfliden Berminderung in der Zahl der ernfleren Ver⸗ 
brechen ſowohl, als der gewohnheitsmäßigen Verbrechen in Großbritannien. 
Meine Herren vom Haufe der Gemeinen! Die Hauptvoranſchläge für das 
tommende Jahr find aufgeftelt und werden Ihnen fofort vorgelegt werden. 
Ich hoffe, daß fie dielelben den Umfländen des Landes angemefien finden wer» 
den. Bie Lage der Staatseinnahmen bietet günſtige Anzeichen von der Rad 
frage nad Beihäftigung ſowohl, als von den allgemeinen Berhältnifien des 
Volkes — Unzeihen, welche dur eine nicht unbeträchtlihe Abnahme des 
Bauperismus bekräftigt werden. Es wird Ihre Aufmerkſamkeit auf verſchie⸗ 
dene Borfchlige von anerkannt nationalem Intereſſe gerichtet werden. Dar⸗ 
unter wird fi eine Vorlage zur Verbeflerung des Volksſchulwejens in 
Schottland, eine Borlage zur Regulirung der Gruben und Bergwerle, eine 
Borlage zur Amendirung des fog. Schenkwirthſchaft⸗Conceſfionsſyſtems und 
Ihliehlich eine Borlage über die höheren Gerichts- und Appellhöfe befinden. 
Insbeſondere wird eine Bill, melde zum Hauptzweck die Einführung gehei- 
mer Wahlabſtimmung bat, zugleih mit einem Geſetzvorſchlag, welcher 
fih auf Beltehung bei Parlamentswahlen bezieht, unverzüglich Ihnen vor- 
gelegt werben... .* 


6.—7. Fehr. Unterhaus: Adreßdebatte: Disraeli greift die Potitik der 
Regierung heftig an, namentli werde er die Ballot-Bill befämpfen, 
und rügt die Beflimmungen des MWasbingtoner Vertrags, wofür die 
Regierung verantwortlich ſei. Wenn die Regierung den ausfchweifen- 
den Forderungen Amerifa’s mwiberftehe, werde biefelbe vom Parlament 
und vom Land unterftüßt werben. Gladſtone meist die gegen ihn 
gerichteten Angriffe zurüd, nimmt die volle Verantwortlichkeit für den 
Vertrag auf ih, zählt die Amerika gegenüber ſchon gemachten Zuge. 
fländniffe auf und bezeichnet Die Nachforderungen als unannehmbar, felbft 
bon einem Bolle, das durch Krieg und Nationalunglüd tief gefunfen 
wäre. Die Adreffe wird ohne Abflimmung angenommen. 

Oberhaus: Adreßdebatte: Sranville erflärt: obihon England bes 
züglich des franzöfifhen Handelsvertrages bereit fei, allen gerechten 
Anforderungen zu entſprechen, fo ſei e8 doch nicht geneigt zu Rüd- 
Ihritten, die den Freihandel betreffen. Bezüglich der Alabama⸗Frage 
werde Die Regierung die Landesrechte nicht opfern, jedoch alles für 
eine befriedigende Löfung thun. 


8. „ Unterhaus: Die Regierung legt bemfelben bereit ben Geſetzes⸗ 
entwurf für Einführung der geheimen Wahlabftimmung (Ballot) vor. 


» » Der Bicelönig von Indien wird auf den Adamaninfeln von einem 
Fanatiker ermordet. 


12. „ Unterhaus: Die Regierung bringt auch die ſchottiſche Schulvor- 
lage ein. 
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16. Sehr. Unterhaus: Zweite Lefung der Ballot-Bil. Ein Antı w 


20. 


27. 


Verwerfung wird abgelehnt, die zweite Lefung mit 109 gegen :? 
Stimmen beichloffen. 

Oberhaus: lehnt ein Tadelsvotum wegen der (angeblid) gejehet:- 
gen) Ernennung Collier’3 nad langer und jcharfer Debatte nur =: 
89 gegen 87 Stimmen ab. 

„ Unterhaus: Iehnt auch feinerfeit3 ein Tadelsvotum wegen ber Er 
nennung Gollier’8 nur mit 268 gegen 241 Stimmen ab. 


„ Lord Northbrook wird zum Bicelönig von Indien ernannt, «E 


Nachfolger des ermordeten Lord Mayo. 


1. März. Unterhaus: lehnt einen Antrag Sir Roundell Palmer’s au 


11. 


Gründung einer großen Rechtsſchule als Mittelpunkt der beftehenden, 
noch ganz mittelalterlihen und rein praftiihen Anftalten, der iv. 
Inns of Courts, mit 116 gegen 103 Stimmen. ab. 

„ Die Regierung lehnt die Anregung Spaniens zu gemeinjomr 
Bemühungen der europ. Regierungen behufs Unterdbrüdung der I 
Internationalen, deren leitender Ausſchuß feinen Si in London but. 
ihrerjeit8 ab, womit die ganze Anregung fällt. 

„ Unterhaus: Debatte über das Militärbubget für 1878 und tb: 





dumit von der Regierung vorgefchlagene Reorganijation der brittilder 


Landarmee. Ein Antrag auf Verminderung der Effektivſtärke der fr 


- benden Armee um 20,000 Mann wird mit 234 gegen 63 Stimm 


abgelehnt, ebenjo ein Antrag auf Verminderung um 10,000 Was: 
und die Reorganifation, die eine Vermehrung der engliichen Streit. 
träfte durch eine neue Örganijation und Gombination der ſtehender 
Armee mit der Rejerve und den Miligen bezwedt, mit großer Mehr: 
heit angenommen. 

Die neue Organijation enthält wenigftens die Elemente für eine zeitgemät 
und kraftvolle Armee und zeipt, daß auch England dem allgemeinen Zuge da 
Staaten des Eontinents fi nicht entziehen kann, wenn es auf feinen berei 
tigten Einfluß im Nathe der Großmächte nicht definitiv verzichten will Tx 
territoriale Eintheilung und Rekrutirung, weldde durch die neue Organtatı 
eingeführt wird, ift fein neuer Gedanke, fondern den deutſchen Einrichtunges 
nachgebildet. Mit Mühe und Gefeidlichkeit find die vorhandenen Regiment 


der Bußtruppen, unter Benügung gegebener bifloriicher Antnäpfungen, jo com- 


binirt, daß für jeden der 66 Infanteriebezirke, in die das vereinigte Königreiä 
eingetheilt iſt (8 in Irland, 9 in Schottland und 49 in England und Malsı. 
ein Feldlinienregiment von zwei Bataillonen geichaffen ift, von weldgen je ei 
abmwechjelnd im colonialen oder indiſchen Dienft abweiend fein wird. Ein ſchwathes 
Erjagbataillon mit permanentem Cadre hat die Rekrutirung und erſte Ansti- 
dung ber Rekruten fowohl für diele beiden Lintenhataillone, als auch für zwei 


demſelben Bezirk angehdrige Milizbataillone zu beforgen. Das Erſagbataille 


(Depot Eentre) enthält zugleih eine Anzahl Linienoffiziere und Eergente, 
welche bei Einberufung der Miliz in diefelbe übertreten, fo daß auch hiedurd 
eine Gleichartigkeit der Ausbildung und Führung zwifchen Milig und Linies 
truppen angebahnt if. Die „Bolunteers“ jedes „Berwaltungsbrigadebejirti‘ 
Reben wie die Milig unter der Inſpektion des Oberfl-Kieutenants der Link, 


| 
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welder Commandeur des „Depot Centre” iſt. Wiligmänner mögen nad Prüs 
fung beim Erjagbataillon zu jeder Zeit in die Linie Übertreien, oder nad ber 
endeter Dienfizeit zur Milizreferve floßen. Ausgebildete Eoldaten kännen ſchon 
vor Ablauf der Gjährigen Vienftzeit, falls fie es wünfden, zur Armeereſerve 
mit einem kleinen Sold verjeßt werden. Bei gutem Betragen werben ihnen 
weitere Gcpitulationen auf 6 Jahre geftattet, nach deren Ablauf fie in die 
Miliz gehen dürfen. Gine größere Anzahl von Reſerven und engere Berbin- 
dung von Linie und Miliz jellen auf dieſe Art geichaffen werden. In Kriegs⸗ 
zeiten wird jeder Rekrut verpflichtet, auf Befehl in der Miliz, wie in einem 
der Linienbataillone de& Bezirks, gleichwohl wo, zu dienen, während fonft die 
Miliz nur durch freiwilligen Entſchluß des Bataillons in corpore, oder dur 
beionderes GBejeg zum Dienft in auswärtigen Ländern herangezogen werden 
fann. Die theoretiihe volle Kriegsftärke der Linien» wie der Milizbataillone, 
wie man fie aud) durch abgekürzte Dienftzeit und fchnelle Heranbildung von 
zahlreicheren Referven in 5—6 Jahren wird erreichen Zöunen, beträgt 1000 
Unteroffiziere und Gemeine. Sieht man von den Specialtruppen (7 Batail- 
Ione Fußgarde, 8 Bataillone Schügen, nämlich Rifle Brigade und 60. Rifles, 
Ingenieure, Artillerie und Gavalerie) vorläufig ganz ab, jo wird jeder der 
66 „Adniniftrative Brigade-Diftritte* mit einer durchſchnittlichen Bevölkerung 
von 200,000 männlichen Seelen 2 Miliz- und 2 Linieninfanterie» Bataillone 
durd freiwillige Werbung aufzubringen haben, d. 5. falls die Refrutirung 
unter dem neuen Syſtem beſſer geht als bisher, jo wird Großbritannien inner» 
halb der genannten Zeit Über etwa 264,000 Mann nıehr oder weniger gut 
außgebildeier Fußtruppen für das Tyeld, 66 Depotbataillone und etwa 132,000 
Niflevolunteerd (2 Bataillone pro Brigadebezirk) verfügen, die gleich ausge⸗ 
rüftet, bewaffnet und fommandirt find. Militäriſche und andere Zeitſchriflen 
haben zwar getadelt, daß die Eintheilung der Rekrutirungs⸗Bezirke nad) der 
Schablone gleicher Zahl männlicher Bevölkerung geichehen ift, und prophezeien 
in den Fabrikdiſtrikten mit hohen Löhnen ein Fehlſchlagen der lokalen An⸗ 
werbung; Hr. Cardwell ſpricht fich jedod bei der Debatte jehr hoffnungsvoll 
aus und erklärt fi für einen entjchiedenen Anhänger der freiwilligen Armee⸗ 
Ergänzung, da diefelbe zum Ruhm Alt-Englands flet3 ausgereicht habe und 
er die allgemeine Zwangspflicht überdieß für undurdführbar halte Es wird 
fih aber erft zu zeigen haben, ob das Land, und namentlich die untern Claſſen, 
ongeficht8 der ftädtiichen Induftrieverdienfte und der colonialen Landpreile, die 
Disciplin und Inappere Lebensweiſe des Soldaten aus Putriotismus freiwillig 
annehmen werden. Ohne das Jutrefien diefer Erwartung wird die Regierung 
ih doch bald zur allgemeinen Wehrpflicht nad englifhem Geſetze, d. h. zum 
Ballotiren für den Dienſt in der Miliz — ver conltitutionellen Referve, wie. 
der Kriegsminifter fie nannte — entſchließen milſſen, um nicht den weiten 
Rahmen, den fie geihaffen, leer zu laſſen. Mit Rüdfiht auf diefe Eventua- 
Ität find aud offenbar die Eintheilungen der Bezirke nach Bevölkerungsquoten 
erfolgt, was in einzelnen fällen, wie ja auch in Deutſchland üblich, eine Ueber⸗ 
tragung von Mannſchaften, Rekruten wie Rejerven, nicht ausſchließt. Card» 
well’3 Reorganilation hat übrigens neben modernen Nahbildungen vieles mit 
dem Landwehr» und Strümperiyftem Preußens aus dem Anfang des Jahr⸗ 
hunderts gemeinſam; iſt es doch derſelbe Zweck — die ſchnelle Heranbildung 
von Reſerven mit geringſten Koſten und in kUrzeſter Zeit ohne viel Aufſehen 
— der beiden zu Grunde liegt. Gelingt der Plan, jo wird die brittiſche Re⸗ 
gierung in 5—6 Nahren wieder ein Wort in der Weltpolitif mitreden können, 
da fie dann die Golonien mit mobilifirten Milizen befegen und eine gute Armee 
von 150— 200,000 Mann nach Indien, Kleinafien, dem Eontinent oder Kanada 
ſchicken kann, während 300,000 Mann Stanımtruppen, Milizen und Volun⸗ 
teers, für die FKüftenvertheidigung eingeübt find. Bis dieß gejchehen ift, wird 
man lapiren und fi ebenſo wie aus der Pontusfrage aud) aus der Alabamas 
Angelegenheit herauszuziehen juchen; denn mit höchftens 60,000 Mann, die 


— — | 


für eine Egpedition disponibel find, mit ungelibten und ſchwachen Riders. 
fowie mit einer Reorganifation, die bis jett bloß auf dem Papier Recht. LE 
fih nur einen Gegner imponiren, der ſelbſt ungerüftet iſt und merer 6ch | 
noch Zeit und Luft zum Kriege bat. 


15. März. Frankreich Tündigt England in aller Form den Handeltvertee 
bon 1860. Ä 


19. „ Unterhaus: Ein Antrag des republifanifch gefinnten Sir Eharkt 
Dilfe auf Rechnungsablegung von der Eivillifte der Königin und de 
Ausgaben für Hofchargen führt eine flürmifche und geradezu ſcande⸗ 
-Töfe Scene herbei. Der Antrag wird mit allen gegen 4 Stumm 
abgelehnt. | 

Die Neugierde und die Erwartung des Publikums find fdhon vor ve 
herein auf’3 äußerfte geipannt. Die Gallerien find bis auf das Ichte Eddie 
eingenommen. Die Peers haben den ihnen angewielenen Raum ebenfalls vel- 
ftändig befekt, und das Haus ſelbſt ift zum Erbrüden vol. Die Debatte Ihe 
den Antrag erhält ein aufregendes Borfpiel, indem Lord Bury mi kim 
lichem Ernſte den Eid der Treue verliedt, welchen die Mitglieder des Hark 
zu leiften haben, und an den Sprecher die Frage richtet: ob ein Bitghe 
welches fi als Republitaner bekannt habe, wohl feinem Eide trem jeit ie 
Erwiderung des Sprechers fchneidet diefen Zwiſchenfall fur ab, nachden dw 
Oppofition diefe Brage mit einem wahren Beifallsſturm aufgenommen fe 
Der Sprecher erllärt einfach: es fei nicht feine Sade, zu beſti ‚nes 
verträglich oder unverträglich mit dem Eide der Mitglieder ſei. Aus dem 
Schoße der unabhängig liberalen Partei ertönt Beifall, als er bimzujegl: a 
ſehe in dem von Sir Charles Dilke angekündigten Antrage feine Berigmy 
des Eides der Treue. Als diefe Einleitung bejeitigt if, erhebt ih Sir Eher 
les Dilke, um feinen Antrag auf Unterfugung über die verſchi 
der Givillifte zu begründen. Denjenigen, welchen eine ſtürmiſche demokratiide 
Anſprache erwartet haben, ift eine flarfe Enttäufchung beſchieden, wenigen 
für den Anfang verläuft die Sade fehr ruhig, gefickt, nüchtern und jeliR 
troden. Man hat einem Angriff gegen die Monarchie enigegengefehen, zu) 
der Antragfteller beſchränkt ſich auf die finanzielle Seite der Trage. Er nt 
ſchuldigt fh, daß er einige irrige Angaben in der Provinz gemacht, ww 
weist aus Präcedenzfällen nad, daß in vergangenen Tagen von be 
Staatsmännern ähnliche Unterſuchungen gefordert worden jeien, und daß mn 
ihnen darum Feine ſchlechte Beftnnung zum Vorwurf gemadt babe. Weiler 
hin ſucht er darzuthun, daß die Krone mandhe frühere Vefigungen, wei 
eigentlich durch die Eivillifte verwirkt feien, wieder an fidh genommen und vw 
durch ihren Vertrag mit dem Volke gebrodden babe. Am Schluſſe bemerfi 
der Redner unter einiger Heiterkeit: er bedaure, daß Hr. Diron die Gede 
nicht zur Sprache gebracht habe. Während er unter einem wahren Gehesl 
das Wort ergriffen hat, wird einiger Beifall von Seiten der unabhängigen 
Liberalen bemerklich, als er wieder Plag nimmt. Ihm find in feinen Ua 
einanderjegungen verfchiedene Ungenauigleiten mituntergelaufen, und Glad⸗ 
ftone bat unter jolden Umftänden in feiner Ermwiderung leichtes Spiel WU 
er am Schlufle das Haus auffordert, dem Antrag eine unbedingte Wblchuum 
entgegenzufeen, bricht ein Sturm von Zurufen aus, wie er in folder Cm 
flimmigfleit nit oft im Parlament vernommen wird. Doc der eigeniliht 
Lärm fol erfi noh kommen. Kaum bat der Premier —— — as 
Hr. Auberon Herbert, der Bruder des conjervativen Grafen v. Carnarden 
auffteht, um den Untrag Dilke's zu unterflügen. Run bricht eim fürdterlider 
Aufruhr aus, indem daß Haus, hauptjähli die Oppofition, augenideinid 
gelonnen if, ihn nicht zu Wort fommen zu laften. Sobald g:: been 

ort zu ſprechen fucht, bricht ein allgemeines Geheul aus. Tritt almahlık 
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die Stille wieder ein, fo if eine weitere Gilde das Zeichen zu einem neuen 
Gebrill. Bergebens ſucht der Sprecher die Ruhe berzufiellen. Seine An⸗ 
Frengungen werden nicht beachtet. Inzwiſchen flebt der Ungefochtene wie ein 
Tels im Meere und behauptet feinen Play, benügt auch eine moınentane 
Pauſe, um fi ſelbſt als theoretiichen Republikaner zu beiennen. Gin neues 
Wuthgeſchrei erfolgt, und während einiger Minuten iſt ſchlechterdings nichts 
vernehmlich, als ein wüfes Getümmel, in weldem daß, im Unterhaufe nur 
felten gehörte, Ziſchen ſcharf durddringt. Darauf verläßt eine bedeutende An⸗ 
zahl von Mitgliedern der Oppoſition ihre Pläge, und es werden ernfllidhe 
Berjuche gemadt, das Haus auszuzählen. Allein damit ift anfcheinend der 
Regierung nicht gedient, und dreimal nadeinander wird da3 Experiment ver- 
geblich gemadt. Enplih, als nichts belfen will und aud das tollſte Sehen! 
den Redner nit zum Schweigen bringen ann, bringt Lord E. Cecil dem 
Sprecher förmlich zur Kenntnik, daß Fremde im Haufe feien. Auf dieje Mits 
theilung bleibt nichts anderes übrig, als die Sallerien zu räumen, und un⸗ 
gefähr eine Etunde bleibt das Haus ſich felbft überlaffen. Während diejer 
Zeit ſpricht ungeachtet aller möglichen Unterbredungen — ein iriſcher Baronet 
ſoll fi Hinter dem Stuhle des Sprechers durch das täuichendfle Hahnenkrähen 
bervorgethan haben — Hr. Herbert. Ein Antrag auf Bertagung wird mit 
261 gegen 23 Stimmen abgelehnt. Als die Stenographen wieder zugelaflen 
werden, if man eben mit dielem Antrage beſchaftigt, und es nimmt darauf 
das Wort Prof. Fawcett, fonft au einer von den vorgeſchritienſten Radi- 
calen de8 Haujeß, der aber wegen jeiner Mikbilligung der Dille'ihen Reden 
in der Provinz gegen den Antrag ftimmen zu müſſen erflärt, befonders auch 
aus dem Grunde, weil die Frage des Republilanismus nicht an eine jo elende 
Beranlafiung wie ein Zank über den kgl. Hofftaat geknüpft werden dürfe. 
Endiih kommt es Über den Antrag zur Wbllimmung: gegen denjelben 276 
Stimmen, dafür außer dem YAntragftellee und feinem Sekundanten nur Sir 
W. Lawſon und Ainderfon (Glasgow). 


20. März. Unterhaus: Gladftone lehnt die Einmiſchung des Parlaments 


25. 


26. 


29. 


in die weitere Behandlung der Alabamafrage gegenüber dem Genfer 
Schiedsgericht wicderholt und fehr entſchieden ab. 


„ Unterhaus: Der Schatzkanzler Iegt das Budget vor, welches bie 
Ausgaben auf 71,313,000, die Einnahmen auf 74,915,000 Pf. St. 
veranfchlagt, mithin einen Ueberſchuß von 3,602,000 Pf. St. ergibt. 
Der ES haplanzier ſchlägt eine Herabſetzung des Eingangszolles auf 
Kaffee und Cichorie, ſowie der Accife für Cichorie um die Hälfte vor, 
ferner Verminderung der Einfommenfteuer um 2 Pence, Abichaffung 
ber Hausfteuer für Speicher, Comptoire und Läden, deren Jahres- 
miethe unter 20 Pf. St. geſchätzt wird. Hiedurch wird der Ueber- 
ſchuß des vorjährigen Staatshaushalts auf 362,000 Pf. St. rebu- 
art. Die Staatsſchuld hat fich feit 1869 um 12,740,000 Pf. St. 
vermindert und beträgt nun 792,746,000 Bf. St. 


‘„ Unterhaus: genehmigt die vom Schabfanzler vorgefhlagenen Steuer« 
ermäßigungen in folge der Ueberſchüſſe des vorjährigen Staatshaus⸗ 
haltes. 


.Die Bewegung unter den ländlichen Taglöhnern in der Grafſchaft 
Barwid Führt zur Bildung eines den Gewerkvereinen nachgebildeten 
Verbandes, welcher in einer zu Leamington abgehaltenen Berfammlung 
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in's Leben tritt und den Namen Warwickshire Agricultural Lab- 
rers’ Union annimmt. 


In feinen Sagungen bezeichnet diefer „Land» Arbeiterverein von Be 
ſhire „als oberfien Ziwed die Hebung ver focialen Rage der länblidgen Urbeur 
bevölferung durch Erzielung höherer Röhne, die Verminderung der regelmäize 
tägliden Arbeitäftunden auf böchftens zehn, die Verbefierung der Wohzer:: 
und die Erleichterung der Auswanderung. Bei Lohnſtreitigkeiten fol verruk 
werden , diefelben durch ein aus dem Berbande und den Wrbeitgebern julem- 
menzufjegendes Schiedögericht zu erledigen. In den Borfland ſoll jeder Jurp 
verein don mindeftens 50 Mitgliedern einen Bertreter wählen; auch \eler 
demjelben drei Mitglieder aus den Gewerfvereinen von Leamington zugeck 
werden, jedodh ohne Stimmredt. Ein von jeh8 PBarlamentsmitgliedern (ter 
unter SFigmaurice, Diron, Mundella, Thom. Hughes) unterzeichnetes — 
welches vor der Verſammlung verlefen wird, preiſt den Landarbeiters "2 
Bortheile eines richtig organifirten Verbandes, ermabnt fie aber, bei em 
etwa erzielten Lohnerhdhung nit fillzufteben, jondern “Sooperatinverbizk 
und Sparlafien anzulegen, zur Durdführung des Schulzgwanges beizuirze 
und befonder8 auf die Errichtung von Schiedsgerihten hinzuarbeiten. | 

| 


2. April. Beſuch Disraeli’8 in Dianchefter. Derjelbe wird in dieſer Stett 
bie bisher für einen Hauptfik des Liberalismus galt, mit auffallenden 
Enthuſiasmus empfangen und gefeiert. | 

9. „ Unterhaus: Debatte über cinen Antrag Fowler, der die Abicheitum 
der Primogenitur und der andern die freiheit des Grunbeigentiwz: 
beſchränkenden Feſſeln verlangt. Der Antrag wird von Disraeli ur! 
den Landedelleuten, Tories und auch Whigs, mit Heftigleit zurüdge 
wiefen, aber ſchließlich doch nicht mit gar zu großer DMajorität ve 
worfen. Gladſtone erklärt den Antrag für nicht zeitgemäß, droht aber 
den Sarfagmen Diäraeli’3 gegenüber doch mit der Einbringung em 
Landbill, wozu die Verhältniffe wohl Anlaß böten. 

11. „ Unterhaus: John Bright erjcheint vorübergehend wieder im Hark 
und nimmt feinen Plaß nicht da, wo das Herfommen die abgetretenen, 
aber das Gabinet noch unterftüßenden Minifter hinweist, fondern feine 
alten Siß below the gangway als unabhängiger Liberaler ein. 

12. „ Unterhaus: Lawiſon's Antrag: die Königin folle fi allen Ver⸗ 
trägen entziehen, welche England die Nothwendigleit einer Kriegsfüb 
rung auferlegen können, wird mit 126 gegen 21 Stimmen abgelehet, 
nachdem Lord Gladftone erflärt hat: fragliche Verträge verpflidter 
nit zum Sriege, fondern geben nur das Recht, einzufchreiten. 

Auf eine Anfrage erklärt Gladftone: die engliiche Gegenfchrift m 
der Alabamafrage werde Mitte des Monats dem Genfer Schiedsgerich 
unterbreitet werben, fie fei von einer Note begleitet, welche England 
alle Rechte vorbehalte und die Verhältniſſe erfläre, unter denen bie 
Borlegung der Gegenſchrift flattfinde. General Schenk fei Hienou be 
nachrichtigt worden. Gladſtone fügt Hinzu: er glaube, daß Sche! 
dich der Regierung der Union mitgetheilt habe, und daß lektere di 
Meinung bege, daß die Parteiftellung hiedurch nicht berührt werde. 
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Disraeli fragt an: ob die Regierung bereit fei, die die Alabamafrage 
betreffenden Aftenftüde vorzulegen, damit das Land davon überzeugt 
werde, ob die indireffen Schadenanſprüche direkt oder indirelt aner- 
fannt werden. Gladſtone erflärt: die englifhe Gegenſchrift mit der 
begleitenden Note werde balbmöglichft vorgelegt werden, nicht aber die 
übrige Correſpondenz, weil die Antwort de3 Cabinets der Union auf 
eine engliide Note vom 20. März nod ausſtehe, eine Mittheilung 
über die Politif der englifchen Regierung vor Eintreffen der ameri= 
fanifhen Antwort aber unthunlich fei, wie denn überhaupt ein ber- 
artigeg Verfahren unfreundlich und ungeeignet fei, die Freundſchafts⸗ 
gefühle zu fördern, welche die beiberfcitigen Regierungen zu pflegen 
bemüht freien. Die Politik der Negierung hänge vom Charalter der 
rückſtändigen amerikaniſchen Antwort ab. 

Oberhaus: Lord Granpille erflärt: die Regierung babe bejchloffen, 

die Gegenjchrift in der Alabamafrage jo einzurichten, daß ausſchließ⸗ 
lich die direften Schadenanſprüche beſprochen werden, nebft der Er- 
Härung, daß England fih den Rüdtritt vom Schiedsgericht vorbe- 
halte, falls die gegenwärtigen Schwierigfeiten fortdauern. 
. April. Uebereinftimmend mit der einmüthigen Anſicht der öffentlichen 
Dreinung Spricht fih auch J. Bright, ein entjchiedener, erprobter und 
auch anerlannter Freund der nordamerifaniiden Union, in einem 
offenen Briefe gegen die fogen. indireften Anſprüche der Vereinigten 
Staaten aus. 

. Was nicht durch Mare Belege bewieſen werden Tann, kann ficherlic 
nicht zum Öegenftand eineß Urtheilsſpruchs gemacht werden. England wird 
nicht dor einen Gerichtshof gehen und einen Spruch verlangen, den es nim« 
mermehr annehmen wird, wenn er unglinftig ausfällt. Ein in Saden der 
indirekten Anſprüche zuerfannter Schadenerfag wird nimmermehr bezahlt wer⸗ 

en 


„ DOberhaus: Lord Ruffel fündigt eine Rejolution an, melde ge⸗ 
radezu fordert, daß die Arbeiten des Genfer Schiedsgerichts eingeftellt 
werden jollen, bis Amerifa feine indirekten Anſprüche zurüdgezogen 
babe. 

„» Die engl. Regierung reiht beim Genfer Schiebägericht ihre weitere 
Prozeßſchrift ein, zugleih mit dem formellen Protejt gegen bie Be⸗ 
handlung der indireften Anſprüche Amerika's, alfo nur mit förm⸗ 
lichem Vorbehalt aller Rechte und ohne Prajudiz bez. der von ihr 
eingenommenen Stellung. 

UUnterhaus: nimmt einen von conſervativer Seite geſtellten Antrag, 
ber eine beffere Vertheilung der auf den Grunbbefiß entfallenden Steuer- 
laften bezwedt, nad) langer Debatte gegen den Widerftand der Regie 
rung mit 259 gegen 159 Stimmen unter großem Jubel der Con⸗ 
fervativen an. 

„ Unterhaus: Berathung der Ballotbill im Comittee. Die Regierung 
erleidet, da die unabhängigen Liberalen fi von ihr trennen, eine 


England. 


ziemlich empfindliche Niederlage, erflärt jedoch, die Bil darum bo 
nicht zurüdziehen zu wollen. 


25. April. Unterhaus: Debatte über Fawcett's Dubliner Univerfitäts-Bi. 


Das Minifterium erflärt fie aus Rüdjichten für die irifche Tatholiike 
Bartei zur Cabinetöfrage und will fie daher nicht zur Gomiteberatkuz; 
zulafien, fondern im fünftigen Jahre darüber felbft eine Borlage rim 
bringen. 

Profeſſor Kawcett’s Antrag verlangt: 1) die Abſchaffung der refigiäken 
Tefts, wie fie wenigftens theilmeije für die englifchen Univerfitäten ſchon be 
ſchloſſen ift, und 2) die vollftändige und ehrliche Durdführung des weltfichen, 
fein religidies Glaubensbekenntniß berüdfigtigenden Erziehungsigfens ax ker 
Univerfität von Dublin und den damit verbundenen Colleges. Ka die er 
verfitätsprivilegien ſich biß jegt in den Händen der proteftantiichen Gtaatätrde 
befinden und die Teils ihre Epige gerade gegen die Katholiken Tehren, ie 
jollte man denten, daß diefe gegen eine fo liberale Maßregel nicht viel Küsten 
einzuwenden haben. Die Bil ift ſchon dreimal vor dem Unterhauſe geiweien. 
In 1870 wurde fie von Hrn. Bladflone, der in ihr nur eine natürliche Ge 
jequenz feiner iriſchen Kirchenbill hätte ſehen follen, jo barinädig befämpk, 
daß fie gar nit zur Abflimmung gelangte; im Jahre 1871 hatte der Prem 
feine principiellen Einwendungen mehr zu maden, aber er behauptete, daß vr 
Seifion ſchon zu weit vorgerüdt fei, um die Durdführung einer fo wichtigen 
Makregel zu geftatten; in diefem Jahre war die Bil mit ungeheuren Meer 
heiten bereit durch die erfle und zweite Lefung gegangen, und es erſchien felbl- 
verftändlich, daß fie Beleg werden würde. Daher war die Ueberraſchung des Pal 
Iitums und der Parlamentsmitglieder nicht gering, als fie durch einen officicke 
- Artikel benachrichtigt wurden, daß die Regierung im Mini 





habe, aus der Fawceit'ſchen Bill eine Gabinetsfrage zu maden und dur ven 


Marquis v. Hartington eine Refolution einzubringen, von deren Unmabme ver 
Beſtand des liberalen Cabinets abhänge. Die Rejolution follte ih mit der Ub 
ſchaffung der Teils in der Theorie einverflanden erflären, aber die praftiike 
Loöͤſung der iriſchen Univerfitätsfrage für die Regierung felbR beanfpruchen 
d. h. für nächſtes Jahr veriagen. Fawcett verfudt nun, den Weidist 
der Regierung rüdgängig zu maden und fie zu veranlaflen, doch einen Tag 
für die Behandlung feiner Bill anzufegen. Er beſchwert ſich bitter darüber 
und erllärt: ehe der Premier den Gegenfland zu einer Cabinetſfrage gemadi, 
jeien drei Viertel der liberalen Mehrheit der BIN günftig geweien, als abe 
der genannte Schachzug gethan worden, fei ein Mitglied nah dem andern zu 
ihm gelommen, mit der Erllärung, daß liberales Regiment denn doch mehr 
als die Dubliner Univerfititsfrage zu berüdfichiigen fei, und wenn nichts am 


dereß übrig bleibe, als zwiſchen beiden zu wählen, jo mäfle die Univerkiäi 


Dublin an einen Ort gehen, den er nicht erwähnen wolle, womit der Profefter 
nad engliſchem Spradgebraud zart die Hölle andeutete. Er erflärt: daS eug- 
Bolt liebe ein offene und unparteiifches Berfahren, und wenn die Regierung 
bie ihm entgegengeichleuderte Kerausforderung nicht annehme, fo erfläre we 
dadurch, daß fie verwirrt und beflürzt jei, und baß fie entweder gar feine 
Bolitit oder eine Politik habe, welche zu befennen fie ji fürdte 
Die Oppofition, die ein Uebriges gethan hat, jeden treffenden Hieb in der Rede 
des radicalen Profefſors mit lebhaften Beifall zu begrüßen, bricht bei dicker 


£ritit über die Bolitit des Minifteriums in einen wahren Sturm zuſtimmen- 


der Rufe aus. Der Premier, der von den minifteriellen Bänlen laut be 
grüßt wird, erinnert feinerjeit an die iriſche Landfrage, und bemerkt: wie ie 
Regierung in diefer Angelegenheit genen das Teuer Stand gehalten babe, ie 
werde fie e8 audh ferner thun, um nicht ihre Projekte durch unzeitine Enthü'- 
lung zu verderben. Den Borwurf Fawcett's, daB man ihn unverjehens ı.: 
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Der Gabinetöfrage überrafcht, erwiederte Hr. Bladflone mit einem Hinweis auf 
Des Profefiors eigene Aeußerung. daß feine Bill zweimal dur die Drohung 
Des Minifteriums, abzudanken, vereitelt worden ſei. Es jei ihm nichts darüber 
befannt, daß derjelbe einem Mitglied der Regierung vorgelegt worden oder 
auf einer unmittelbaren Mittheilung bafirt fei. Uebrigens aber, fügte er hinzu, 
würde er, falls er zufällig einen Herrn von der Prefie getroffen hätte, ebenjo 
wenig ein ®eheimnik aus dem Entihluk der Regierung in der Unterhaltung 
gemadt haben, als er e8 im Geſpräch mit jeinen Freunden geiban; and jekt 
erlläre er unverhohlen: die Regierung betrachte die Entiheidung des Haufe 
in der Univerfitätsporlage als eine Eriftenzirage, lehnt e8 nochmals ab, für 
die Borlage einen Tag anzufegen, aus dem einfachen Grunde, weil er feinen 
Tag zur Berfügung babe, und ftellt den Gedanlen, daß ein Tag überhaupt 
die Bil reiten fönne, als lächerlich hin. 

April. Die Preſſe ift darüber einig, daß die Stellung des Minifteriums 
Gladſtone in Folge der wieberholten Heinen Niederlagen und der Hal« 
tung der unabhängigen liberalen Fraction ihm gegenüber etwas un⸗ 


ficher geworden ift. 


. Mai. Unterhaus: verwirft das Frauenſtimmrecht mit 222 gegen 143 
Stimmen. 
„ Unterhaus: Die Regierung bleibt in der Berathung ihres Gefeh- 
entwurf3 über den Vollsunterricht in Schottland eneuerdings in ber 
Minderheit, indem ein Amendement über den Vollsunterricht in der 
Bibel mit einem Mehr von 7 Stimmen angenommen wird. 

Oberhaus: ‚Lord Ruſſel willigt auf Granville's Wunfch in die Ver⸗ 
tagung feines Antrags auf Siftirung ber Arbeiten des Genfer Schieds⸗ 
gericht? ein, da die Regierung bie Hoffnung nährt, ſich mit der Unions- 
regierung über die Differenz freundichaftlich zu verfländigen. 

z3. „Parlament: Die Regierung gibt in beiden Häufern beruhigende 
Erklärungen über die Lage der Aabamafrage ab: die engliihe Re⸗ 
gierung babe der norbamerifaniichen einen Vorſchlag zur Klarftellung 
der gegenfeitigen Anfichten und ber Bedingungen, unter welchen beide 
fih über die Entſcheidung der Sache durd ein Schiedsgericht verſtän⸗ 
“Digt haben, unterbreitet und Präfident Grant babe den englijchen Vor⸗ 
ſchlag bereits dem Senate vertraulich vorgelegt, was „einer Annahme 
und Genehmigung beffelben durch den Präfldenten faft gleichkomme“. 
Der Borfchlag ſelbſt wird dem Parlament indeß nicht mitgetheilt und 
bie Regierung bittet nur, in dieſem Augenblid von jeder weitern Des 
batte abzufehen. 

Der Bang der Angelegenheit iR im Weſentlichen folgender: Als im Mai 
1871 der überjeeifche Telegraph die Nachricht von dem Abſchluß und der Unter- 
zeichnung des Washington » Bertrags nad England bradte, war der Jubel 
über daß, angeblich uud officiell als befriedigend gepriefene, ende des langen 
Haders fo groß, und die Berbrüberungsgefühle fanden innerhalb und außer» 
halb des Parlaments einen jo Jauten ſtürmiſchen Auſsdruck, daß die Stimme 
der Vernunft madıtloß verhallte. Die vernünftige und, wie der Erfolg lehrte, 
richtige Auffaffung der Transactionen beihräntte fi damals auf Bord Aufiell 
und Korb Cairns. Jener glaubte, auf feine lange officielle Erfahrung geftügt, 

Urſache zu haben, den Danaeın zu mißtrauen, und weigerte fi daher, in 
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den allgemeinen Jubel mit einzuftimmen, obgleich ihm felbft die Brände ic 
dunfeln Argwohns nit zum klaren Vewußtſein gelommen zu fein ide 
Mit dem Haren VBewunßtſein dagegen warnte Lord Erains vor den Yärä:rr 
denen man ſich Binzugeben im Begriff fer, und er wies mit feinem iche? 
juriftifchen Verftande nah, daß der gepriefene Mashmgion « Berirag wert = 
feinem Wortlaute, noch in den molivirenden Protofollen indirelte Emchet 
gungsanſprüche ausihließe. Veide Stinnnen wurden faun gehört, ſicherna 
nicht beadhtet. Während in England Titel und Orden über die Ritr!iere 
der Washingtoner Vertragscommiſſion auögegofien wurden, verhielt ſich 120 
rita auffallend HIN und genot, wie man in England wähnıe, feine Bernie 
gung in geziemender Ruhe. Es trat aud aus feinem unheimlicden Schweige 
nicht eher heraus, als im Tecember 1871, wo fi das Echiedsgeridt in Ari 
eenftituirte, und von Leiden Mächten tie „Cases“ eingereidht werden mein 
Auffallender Weile fand der amerikaniſche , Fall“, obglad er nid war :z 
indirelten Claims in einer nie zuvor angedeuteten Ausdehnung feſthielt icr 
dern auch eine förmliche zufammenhängende und fcharfe Anklage des eng!icer 
Verhaltens vor, während und nach dem Bürgerkriege brachte, anfangs im Vr:- 
land faft gar feine Beachtung. Das Publifun befand fi damals in feinr- 
Yoyalitäts-Telirium über die Krankheit des Prinzen von Wales, und de ®- 
nifter hielien e8 offenbar wochenlang nit einmal für der Mühe wertb, 3 
Aktenſtück nur zu lefen. Als endli der Inhalt und die Tragmeite der I» 
klagealte die aligemeine Bleichgiltigkeit Überwunden hatten. begann Lord Grm 
ville mit der in der Thronrede angekündigten „freundfhaftliden Mitthaluns‘ 
an die Regierung der Verein. Staaten die neue diplomatiide Gampagme, = 
weldher von beiden Eeiten die Theorie der „ Ditverfländniffe” als die bequemt 
Waffe gehandhabt wurde. Am 18. Januar beichloß die englifche Regierum 
im Cabinetsrathe, daß fie das Recht, die indirelten Entihädigungsforberune 
in die ſchiedsrichterl ichen Verhandlungen einzufchließen, nit anerfenne ı=: 
als unverträglih mit Sinn und Mortlaut des Washingtoner Bertrages te 
tradhte, und am 3. Februar jchidte Lord Granville jeine freundichaftliche R-- 
theilung nad) Amerika ab, in welcher er den Cabinetsbeſchluß anzeigte. Terz 
gingen verjchiedene erörternde und erflärende Depeichen zwiſchen beiden Regie⸗ 
rungen hin und her, bi8 am 14. März die eigentliche Antwort von Ameria 
einlief, welche erflärte, daß der Präfident der Berein. Staaten mit der Urt: 
faffung der brittiihen Regierung nicht übereinzuftinnmen vermöge; aber je 
glei in Höfliher Form zu ferneren Mittyeilungen ermuthigte. Darauf art 
wortete Lord Granville am 20. März, indem er den Sinn des Washingtor: 
Vertrages einer ausführlicderen Unterjuhung und Erklärung unterzog. Uxır: 
den 16. April expedirte Hr. Fiſh jeine Erwiderung in einer umfangreider 
Depeſche, von welcher Lord Granville im Oberhauje fazte, daß fie alle me- 
teren Verhandlungen hoffnungslos machen würde, wenn fie nicht durch em 
fpätere Mittheilung telegraphiich überholt worden wäre. Durch diefe erflärt 
fi) Amerika geneigt, ein Uebereinlommen zu treffen, das die indirekten firr- 
derungen der Jurisdiktion des Schiedsgerichts entziehe und eine principiele 
Garantie gegen alle ähnlichen Anſprüche für die Zukunft gebe. Im Laufe der 
Berbandlungen über die befte Form, in der ein folder Bertrag abaridi:*: 
werden fünnte, befann fi der Präfivent der Verein. Staaten jedoch eine 
andern und zog fih von der Stellung, die er eingenommen hatte, fo m“ 
zurüd, daß nad) den officiellen Aeußerungen, die in England und in Amel: 
verbreitet wurden, die Verhandlungen als abgebrodyen betrachtet werden kerr 
ten. Noch in der elften Stunde wurden fie von der engliichen Regierung. de 
vom Parlament gedrängt wurde und eine offene Ausſprache nidyt länger !:« 
ausſchieben Zonnte, wieder angelnüpft. Am 10. Mai händigte Lord Grar: .: 
dem General Schend eine lange Depeſche ein. Dieſe wurde jofort wörtlid :: 
Hrn. Fiſh telegraphirt, vom Präfidenten am 11. feinem Cabinet zur e= 
gehenden Tiscufſion vorgelegt, und am 12. Morgens war die Antwort jcht 
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in den Händen der engliſchen Regierung, von welcher fie ſehnlichſt erwartet 
wurde. So rettete die Schnelligleit des Telegraphen daß Gladſtone'ſche Eabinet 
aus einer bedenklichen Lage, indem fie ihm einen plaufibeln Grund zur Zu⸗ 
rüädhaliung der dem Parlament verjprochenen Aktenſtücke und zur abermaligen 
Hinausſchiebung der drohenden Debatte Lieferte. 

8. Mai. Die engl. Regierung nimmt den Zufaß des Senats der Verein. 
Staaten zu der von ihr vorgejchlagenen Zufak= Convention betr. die 
Alabamafrage nit an und verlangt eine Abänderung deijelben. 


9. „ Große Verſammlung der ländlichen Arbeiter in Leamington unter 
dem Borfite Diron’s. Es find dabei 18 Graffchaften vertreten und 
wird bejchloffen, die Bilbung einer nationalen Union der ländlichen 
Handarbeiter zu unternehmen. 


0. „ Unterhaus: nimmt die Ballot- Bil in dritter Lefung mit 274 
gegen 216 Stimmen an. 


„ Der irifche Richter Keogh erklärt die Wahl in Galmay, durch 
welde der Gapitän Nolan in’3 Parlament gewählt worden war, für 
ungiltig wegen gejeßwidriger Umtriebe des kath. Clerus, durch welche 
fie zu Stande gebracht worden jei. 

Die Angelegenheit macht gewaltiges Aufjehen und der ultramontanen Partei 
in Irland wird durch das in diefer Sade abgegebene Urtheil eines Tatholi- 
ſchen Richters ein empfindlier Stoß verſetzt. Der Richter fieht fi zu der 
Erffärung gendthigt, daß die Wahl gewonnen wurde dur die erftaunlichfte 
geiſtliche Tyrannei, welche die ganze Geſchichte priefterlicher Intoleranz je auf- 
meist. Der Erzbiſchof von Tuam, der Biſchof von Galway, der Bilchof von 
Glonferet und eine große Anzahl von Mitgliedern ihrer Geiftlichleit werben 
eineß organifirten Verſuches, das freie Wahlrecht der Wähler zu vernichten, 
beſchuldigt. Viele Priefter hätten wiſſentlich falſch geſchworen und ein Pater 
Cowan nicht gezögert, zu erllären, daß der katholiſche Elerus, wenn nöthig, 
den Beichtſtuhl zur Beeinfluffung der Wahlen benühen würde, fall® die ges 
beime Abftimmung bei Wahlen eingeführt würde. Nichter Keogh Hält es für 
feine Pflicht, ſolche Gefinnungen zur Kenntniß des Parlaments zu bringen. 
Der irifche Pobel in Galway verhöhnt daher das Bildniß des Richters Keogh 
und verbrennt e8 dffentlih. Die engliſche Prefie ift dagegen einftimmig in 
dem Berlangen nach ſchleuniger und energiicher Abhilfe folder Uebelſtände. 


3. Juni. Oberhaus: Lord Granville gibt über den Stand der Alabama- 
frage eine ſehr wenig fagende Erflärung ab. Die Unterhandlungen 
mit der Union feien noch nicht zum Abjchluffe gediehen, jo daß ihm 
anter ſolchen Verhältniſſen einftweilen noch ber Mund verſchloſſen jei. 
„Binnen zwei oder drei Tagen mülle allerdings ein entjcheidender Be⸗ 
ſchluß gefaßt werden.” Die öffentlihe Meinung fürchtet oder hofft 
ziemlich laut, daß diefer ſchließlich in nicht? anderem als in einem 
Rücktritt Englands von dem ganzen Bertrage werde beftehen Tünnen. 

Der amerikaniſche Staatsjefretär Yılh hatte am 27. April wiederholt er» 
Härt, Amerika „lafle fih zu feiner Zurüdziehung feiner Rechtsdarſtellung her⸗ 
bei, fondern nur zu einer Uebereinkunft, kraft deren feine Geldanſprüche für 
die bezuglichen (mittelbaren) Belhädigungen erhoben werden jollten; wobei e8 
dem Gerichtshofe überlafien bleiben müfle, dasjenige Urtheil über den Gegen⸗ 
ftand abzugeben, das ihm geeignet dünfe” Am 4. Mai telegraphirte Herr 
Fig wiederum: Präfident Grant vermöge „Leinem Vorſchlage zuzuftimmen, 
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aus dein man irgendwie annehmen oder folgern Bune, dab er irgend welche 
in der amerikaniſchen Rechtsdarſtellung niebergelegte Unipräche von ber Nechts- 
zuſtändigkeit des Gerichtshofes zuridziehe”. General Grant beharre wielmehr 
darauf, daß der Berichtshof volle Freiheit babe, „über alle vorgebradien Un- 
{prüche ein Erlenniniß abzugeben". Selbſt der von Granville vorgeichlagene 
Zuſatz⸗ Urtitel — und das if das Merlwürdigſie an der ganzen Inter 

lung — läßt über den angebeuteten Streitpunft ein jonderbares Dunkel. In 
dem Zufat- Artikel wird gejagt, England beharre auf der einen, Umerita auf 
der andern Rechtsanſchauung, was die Auslegung des Washingtoner Bertrages 
betrifft. Amerika huldige ferner, nad wie vor, dem Grundſatge, daß Unfpräde 
für mittelbare Beſchädigungen rehtlidh erhoben werden könnten. Umerile wolle 
jedoch „für die Zukunft” von folden Anſprüchen gegenüber England abfächen, 
unter der Bedingung, daß England gegenüber Amerika in ähnlidem alle 
dasjelbe thue. Daß aber Amerika in Gemeinſchaft mit England das Schieds⸗ 
gericht anweiſen wolle, Aber die Rechisirage (von Beldentihädigungen abgeſehen) 
fein Urtheil abzugeben, davon ſteht au im Zuſatz⸗ Artikel nichts, obwohl 
durch dieſen allen ferneren Streitigkeiten ein Ende gemacht werden follte. Gleich⸗ 
wohl hat der Senat auch noch an diefem fo unvolllommen gefaßten Sufaz- 
Artikel Uenderungen gemacht, welche die engliiche Regierung nicht annehmen zu 
fünnen glaubte. Die amerikanische Regierung, durch den Senat gebunden, 
glaubt ihrerfeit3, in Zugeſtändnifſen nicht weiter gehen zu dürfen. 





4.—6. Juni. Oberhaus: Debatte über den Antrag Lord Ruffel’s auf 


Siftirung der Arbeiten des Genfer Schiebögerihts. Der amerifanifde 
Geſandte erflärt in einem Briefe an Lorb Granville, daß, wenn ber 
engliihe Zufagartifel von der norbamerifaniichen Union angenommen 
würde, die indireften Anſprüche allerdings und für immer befeitigt 
wären. Obgleich nun bie dießfälligen Unterhandlungen noch ſchweben 
und der Zufaßartifel noch nicht vereinbart ift, fo erflärt Lord Ruſſel 
doch, feine Motion einftweilen zurüdziehen zu wollen. 


10. Juni. Die engliihe Regierung bat die Hoffnung aufgegeben, ſich nod 


rechtzeitig (vor dem 15. d.) mit der Unionsregierung über ben Zufah- 
Artikel zum MWashingtoner Vertrage verftändigen zu fünnen, unb deß⸗ 
halb an die Tektere das Verlangen geftellt, am 15. d. M. in Genf 
gemeinfam den Antrag zu ftellen, das Schiedägeriht möge ſich auf 
8 Monate vertagen. Amerika ift-indeß darauf nicht eingegangen, in⸗ 
dem e8 erflärt, 

feiner Anficht nad könne die Friſt in dieſer Weiſe nur durd einen neren 
Bertrag verlängert werden; wenn jedoch die Schiebßrickter auf Das eimfeitige 
Anſuchen Englands hin in die Bertagung einwilligten, jo habe Umerifa nichts 
dagegen einzuwenden. Rur an dem Geſuch betheiligen will fi) Amerika nid. 


15.—20, Juni. Das Genfer Schiedsgericht weigert ſich entſchieden, auf 


eine Vertagung bis zum Frühjahr einzugehen, und beſchließt, die in 
bireften Anſprüche ber Verein. Staaten in der Alabamafrage zurüdzw 
mweilen, mit der Erklärung, daß biefelben zurückgewieſen worden wären, 
auch wenn ſich feine Dleinungsverjchiebenheit betreffs berfelben zwiſchen 
den beiden Regierungen ergeben hätte. Der Vertreter Amerila’s wird 
telegraphiſch angewiefen, fi) damit einverftanden zu erflären. Schluß⸗ 
rede des Vorfigenden des Schiedsgerichts, Grafen Sclopis, über bie 
Situation. Vertagung bes Schiebsgerichts bis zum 15. All. 
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Die Schiedsrichter verpflichten fih vor allem durch feierlichen Hand⸗ 
ſchlag, über die Vorkommniſſe in den bevorſtehenden Sitzungen nichts in die 
Deffentlicgleit zu bringen. Die erfte Frage hierauf iſt die von England ans 
geregte Trage einer Bertagung bis zum Fruühjahre. Dieſe Verſchiebung der 
Ungelegenheit hätte nicht nur der Sache ſelbſt geſchadet und die diplomatifche 
Bolemil, die mit der Zeit einen immer bitterern Ton annimmt, in’s Unend⸗ 
liche verzogen, fie hätte auch den Brundjag der friedlichen Schlichtung inter- 
nationaler Wirren, defien erflie Anwendung im Großen eben in Genf verfucht 
werden joll, bedeutend discreditirt. Daher wollen die Schiedsrichter ſich durch⸗ 
aus zu keiner ferneren Verſchiebung verfländigen und erklären, ehe die Sitz⸗ 
ungen eröffnet werden, den Bertretern der’ fireitenden Parteien, fie würden 
lieber darauf verzicgten, ihr Amt auszuüben, als fi dur eine Verſchiebung 
vor der ganzen Welt eine Bloße zu geben. Dieje Lategorifche Erklärung hat 
zur Folge, daß England auf die Bertagung verzichtet, wenn auch vorerſt noch 
nicht formel. Dagegen will Amerika ebento darein willigen, die Yorderungen 
in Betreff der indirelten Schäden zurüdzunehmen oder vielmehr ſich dem Ent- 
ſcheide des Gerichtshofes in dieſer Sina! zu unterwerfen. Das Schiedsgericht 
entſcheidet in dieſem Sinne. Präl. Graf Scolpis verliest folgende Erklärung: 

In Folge des Geſuches, welches der Vevollmächtigte der k. brittiichen Re⸗ 
gierung an die Schiedsrichter gerichtet hat, macht der Präfident des Tribunals 
im Namen der Schiedsrichter folgende Mittheilung. Die Schiedsrichter ſchicken 
voran, daß fie bei den Bemerkungen, welche fie zu machen im Begriffe find, 
nur den ihnen vorliegenden Antrag des brittiichen Bevollmächtigten auf Ber- 
tagung bis ndthigenfalls zum Monat Februar des nächſten Jahres, ſowie die 
Gründe diefeß Geſuches — nämlih die Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der 
k. brittiicden Regierung und der Regierung der Vereinigten Staaten über die 
aus dem Washingtoner Bertrage hervorgehende Gompetenz des Tribunals in 
Bezug auf die in der Prozeßſchrift der Vereinigten Staaten aufgeftellten For⸗ 
derungen wegen erlittener Berlufte unter den verſchiedenen Titeln: 1) Berlufte 
bei der Uebertragung des amerifaniihen Handels an die brittife Flagge, 
2) erhöhte Verfiherungsprämien, 3) Verlängerung des Krieges und Vermch⸗ 
rung der Ausgaben für den Krieg und die Unterbrüdung des Aufſtandes — 
und ferner die von Ihrer Majeftät Regierung gehegte Hoffnung, daß fi bei 

inreihender Zeit eine Löfung der fo entflandenen Schwierigkeiten dur den 

bſchluß eines Zuſatzvertrages zwiſchen den beiden Regierungen finden laflen 
würde, im Auge haben. Die Schiedsrichter haben nicht bie Abficht, eine Mei⸗ 
nung über den flreitigen Punkt in Betreff der Auslegung oder Tragmeite des 
Vertrages zu Außern. Es jcheint ihren jedoch auf der Hand zu liegen, daß 
der wejentliche Zwed der Bertagung der fein muß, den beiden Regierungen 
die Gelegenheit zu einem Beſchluſſe zu geben, ob die fraglichen Anſprüche der 
Entſcheidung der Schiedsrichter unterbreitet werben follen oder nit, und daß 
ferner eine Verſchiedenheit der Auffafſung zwiſchen den beiden Regierungen 
über diefen Punkt die Bertagung jeder nützlichen Wirkung berauben und nad 
einer Verzögerung vieler Monate, während welder beide Rationen in dem 
Zuftand peinliger Spannung bleiben würden, ein Ergebniß zur Folge haben 
würde, welches aller Borausfiht nad beiden Regierungen gleich beflagenswerth 
erſcheinen müßte, nämlich das völlige Scheitern diefes Schiedsgerichts. Unter 
fo bewandten Umſtänden halten die Schiedsrichter es für recht, zu erklären, 
daß fie nach forgjamfter Prüfung alles Deffen, was von Seiten der Regierung 
der Vereinigten Staaten in Betreff diefer Anſprüche vorgebracht worden, jeder 
einzeln und alle insgefammt zu dem Schlufle gelommen find, daß diefe An⸗ 
ſprüche nah den auf ſolche Fälle anwendbaren Srundfägen des Volkerrechtes 
feine gute Grundlage für die Zuerkenaung eines Erſatzes oder für eine Scha⸗ 
denrechnung zwiſchen Nationen bilden und nad ſolchen Grundſätzen von der Ber 
rüdfihtigung des Tribunals in der Urtheilsſprechung gänzlich auszuſchließen 
wären, wenn nicht zwilchen den beiden Regierungen eine Meinungsverjchieden- 
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heit über die Gompetenz des Tribunals in diefem Punkte beſtände Ya Hui 
auf die Erledigung der übrigen Aniprüdhe, gegen deren Erwägung durch 35 
Tribunal von Seiten der ?. brittifchen Regierung fein Einſpruch erhoben zer 
den ift, haben die Schiedsrichter es wünſchenswerth erachtet, den Parteien vice 
Ausdrud ihrer Anſichlen über die hier aufgeworfene völkerrechtliche Frage we: 
zulegen, damit die Regierung der Bereinigten Staaten nad; dieier Erllärur: 
des Tribunald erwägen möge, ob ein Meg in Bezug auf bie obgenammır 
Anſprüche eingeihlagen werden Tann, wodurd da8 Tribunal der Rothiwentig 
feit überhoben würde, über das vorliegende Geſuch der k. brittifchen Regierun: 
zu entſcheiden.“ 

Nach Berlefung diefer Erffärung fragt der Präfident die Bevollmächtigter 
ob fie etwas zu bemerken hätten. Lord Tenterden's Antwort ift ein einfades 
Nein. Davis dagegen bittet um Auffchub, um feine Regierung von der Er⸗ 
flärung in Kenntniß zu ſetzen und deren Entſchließung über diefelbe zu ver- 
nehmen. In der Sikung vom 25. madt Davis folgende Mittheilung: 
„Die von dem Tribunal einzeln und insgefammt abgegebene Erflärung fiber 
die von den Bereinigten Staaten eingereihten Anjprüde . . . (folgen bie oben 
aufgezählten drei Kategorien) wird von dem Präfidenten der Berein. Etasim 
als ein beftimmtes Urtheil der Schiedsrichter Über die wichtige nölferrechtlice 
Frage angenommen. Ber Bevollmädtigte der Vereinigten Staaten ik ermäd 
tigt, zu fagen, daß die Vereinigten Staaten in Folge deſſen nicht mehr au! 
den obgenannten Forderungen vor dem Tribunal beftehen, urd daß dieſe For- 
derungen von der Berüdfichtigung bei irgend einem zu fällenden Eprude an 
geichloffen werden können.” Nun ift die Reihe an Lord Tenterden, Anftruf 
tionen einzuholen, nad deren Eintreffen er am 27. erklären kann, daß vie 
engliide Regierung in der Erflärung der Schiedsrichter nichts finde, dem Fe 
nicht nad) ihrer bisherigen Auffaflung volllonımen zufimmen lönnte; daß ſie 
ferner, nachdem der amerikaniſche Bevollmächtigte feine Erklärung abgegeber. 
ihr Vertagungsgeſuch zurücknehme und die Prozeßreplif vorzulegen bereit ic: 
unter der Vorausſetzung, daß das Tribunal die befagten Anſprüche für ans 
geſchloſſen von feiner Berathung erkläre und diefe Erklärung in das Protokoll 
der Verhandlungen aufnehme. Letzteres geſchieht. Tenterden überreicht jene 
Prozeßreplit unter Zufimmung des Schiedsgerichts und des amerikaniſchen 
Bevollmädtigten. Graf Sclopis hält darauf einen Bortrag Über die Widtis- 
feit der Funktionen des Tribunals, und hiermit kann das regelmäßige [dies 
gerichtliche Verfahren als erdffnet angefehen werden. Der Bortrag des Bri- 
fidenten des Schiebsgerichts lautet im Weſentlichen folgendermaßen : 

„In dem YAugenblid, wo der Knoten diefer Verwidlungen, welde die Uns 
führung des Washingtoner Vertrags zu verhindern drohten, im Begriffe leht, 
durchhauen zu werden; in dem Augenblid, wo unfere Arbeiten im Begriffe 
ftehen, ihren freien und regelrechten Gang zu gehen — erlauben Gie mir 
vielleicht, meine Herren und verehrten Herren Eollegen, daß id Ihnen die Ber- 
fiderung gebe, wie ſehr ich die hohe Ehre zu jchägen weiß, mit Ihnen in einem 
Tribunal zu figen, auf welches die Augen der civilifirten XBelt gegenwärtig 
gerichtet find. . . . Das Zufammentreten diefes Tribunals if an und für ſich 
Ion ein Zeichen, wie die Ideen, welche die Politik der fortgeſchrittenſten Ra- 
tionen leiten, eine neue Bahn genommen haben. Wir haben ein Zeitalter er- 
reicht, in welchem ein Geift der Mäßigung und ein Gefühl der Bleichheit an⸗ 
fangen, in der erhabenen Sphäre der Politik die Tendenzen einer alten Routine 
zurüdzudrängen, die zugleich willfürlih und infolent war... . . Es foll ein 
Verſuch gemacht werben, die unerbittlichen Principien des Geſetzes auf die auf 
regenden Tragen der Politif anzuwenden. Die Geſchichte der Gegenwart wird 
pofitiv zeigen, daB jelbft in der Hitze der Iebhafteften Vorwürfe die Bälker 
beider Länder es niemals verfäumt haben, einem Ausgleich, wie er den Sreun- 
den von Frieden und Fortſchritt annehmbar ift, den Weg offen zu lafſſen. Trog 
ber unvermeibliien Länge diefer Unterhandlungen und der Thatſache, daß fe 
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von den wechlelnden Strömungen der öffentlichen Meinung beeinflußt wurden, 
mwurde die Wirkung diejer großherzigen Bemühungen keinen Augenblid außer 
Augen gelaffen. ... . Hoffen wir, daß diefe Borausjegungen, denen wir ung 
heute bingeben dürfen, fih in Zukunft erfüllen. . . . Die Eivtlifation follte 
auf eine jolde ihrem Einfluß dargebrachte Huldigung flolz fein, und verzwei« 
feln wir nicht etwa darum, weil die Frage, zu deren Löſung wir berufen 
worden, erſt nach einer langen Agitation ihren Weg zu uns gefunden hat. 
Erkennen wir lieber die Wichtigkeit der uns vorgelegten Schriftftüde und der 
Argumente an, mit welden fie unterflügt worden find. Lange Unterfuchungen 
endigen meift mit den befriedigendften Löfungen, wie die am forgfältigften 
mit dem Senkblei unterſuchten Flüſſe für die Schifffahrt am ficherfien find. 
Las Bölferreht ift nur zu oft als ein rutſchender Sand angejeben worden, 
auf welchen e8 unmöglich fei, ſicheren Schrittes vorzugehen. . . . Der Gegen⸗ 
fand unferer Berathungen verlangt ein ebenjo vieljeitiges wie ernfleg Stus 
dium. Wir haben ihn von verjhiedenen Geſichtspunkten auß zu prüfen: bald 
mit der breiten Auffafiung des Staatsmannes, bald mit dem genau unter» 
ſuchenden Blicke des Richters auf der Gerichtsbank, und jederzeit mit einem 
tiefen Gefühl der Gerechtigkeit und mit abfoluter Unparteilichkeit. ... . Das 
Tribunal verläßt fih auf die Unterflügung der Sadmalter der beiden vor 
den Schranken erjchienenen Parteien und der hervorragenden Redtsautoritäten, 
deren Ramen allein ein binreichendes Lob find... . Mögen wir die Erwars 
tungen der Mächte, welche uns mit ihrer Wahl geehrt haben, vollfländig er⸗ 
füllen. Mögen wir mit Gottes Hilfe eine Miffion erfüllen, welche langen und 
peinlichen Differenzen ein Ende macht, auf die Erhaltung des Weltfriedeng und 
auf den Fortichritt der Civiliſation vielleicht nicht ganz ohne Einfluß if...” 


17. Juni. Oberhaus: verftümmelt die Ballotbill in erbarmungsiofer Weiſe 


26. 


29. 


und die Regierung erleidet eine Niederlage nach der andern. 

Die erſte Schlacht entbrennt über Abfchnitt IT., zu dem der Herzog von 
Richmond ein Amendement ftellt, welches die geheime Wahlabftimmung bei 
der Wurzel angreift. Na diefem Zuſatz wären die Wahlzettel zu numeriren 
und überhaupt fo einzurichten, daß eine Controle möglich ſei und feſtgeſtellt 
werden könne, ob Niemand unter falfdem Namen geftimmt habe. Der Mar 
quis v. Ripon befämpft diefen Vorſchlag auf's Entjchiedenfte und hebt unter 
Anderm hervor, daß die Numerirung der Wahlzettel auf der Vorderſeite es 
den Wahlagenten geftatte, ſich zu vergemifiern, wie jeder Wähler geſtimmt 
habe. Der Führer der Oppofition läßt fi durch diefen Hinweis beflimmen, 
fein Amendement dahin abzuändern, daß die Zettel nicht auf der Vorder⸗, 
fondern auf der Nüdfeite numerirt werden ſollten. Vergebens bekämpft die 
Regierung auch diejes Amendement lebhaft. Als man zur Abftimmung über- 
gebt, ift das Haus flark beſetzt. Disraeli und eine ziemlich bedeutende Anzahl 
von Unterhausmitgliedern haben ſich eingefunden, um das Ergebniß mit an» 
zuiehen, und das Amendement gebt mit 162 gegen 91 Stimmen durd. Die 
Dppofition wirft aud weiterhin Alles vor ſich nieder und verarbeitet die Bill 
in erbarmungslojer Weile. Der Herzog v. Richmond -rüdt mit einer Weihe 
weiterer Amendements hervor, welche den Zwed haben, die Borlage in dem 
Sinne abzuändern, daß es dem Wähler anbeimgeftellt bleiben ſoll, ob er heim» 
lich oder offen feine Stimme abgeben wolle. Auch diefe Amendements gehen 
troß des Widerfpruches der Regierung durch. 


„Oberhaus: genehmigt die gründlich mobificirte Ballotbill in dritter 
Leſung. 

Unterhaus: lehnt eine Annexion der Fidſchi-⸗Inſeln mit 135 gegen 
84 Stimmen ab. 
„ —2. Yuli. Unterhaus: Debatte über die vom Oberhaufe verftüm- 
melte Ballotbill. Diejenigen Aenderungen, zu benen die Regierung 


Unglası. 
im Oberbaufe ihre Zuftimmung gegeben hat, werden genehmigt, dk 
jene dagegen, die da8 Oberhaus gegen die Regierung burdhgefeht be. 
ohne Weiteres verworfen. 
Die ſchottiſche Schulvorlage wird in dritter Lefung genehmigt. 


4.—15. Juli. Internationaler Congreß für das Gefängnißweien in Londor 
8. Juli. Oberhaus: gibt im Weſentlichen bez. der Ballotbill nach, beharri 


10. 


12. 


jedody darauf, daß das Gefek vorerft und gewiſſermaßen als Berinä 
nur bis zum Jahre 1880 gelten folle. 

Zu der Kauptfrage, ob die geheime Abftimmung zwangsweile — 
oder dem Belieben jedes einzelnen Wählers überlaſſen werden ſolle, erln 
Lord Ripon als Vertreter der Regierung, dieſe müſſe mit dem Unterhene 
auf der obligatoriihen Einführung beflehen, da das gegentheilige Unmdenz 
des Oberhauſes den nanzen Charakter der Vorlage zerſtbre. Der 
Richmond dagegen behauptet, die große Mehrzahl des Volles ſei wicht * 
die geheime Abſtimmung. Mit dem Amendement des Lords tenmuen U: 
die ihre Stimme geheim Halten wollten, dieß thun. Denjenigen, die offen ı: 
Rimmen wünfchten, möge man die Selegenheit hiezu nicht nehmen. Ber He 
v. Rothumberland bedauert, bei diefer Gelegenheit gegen die coniervetix 
Partei fimmen zu mäflen. Er fehe das Ballot nicht mit —— Uuge ar 
aber gegen das Nebeneinanderbeſtehen von geheimer und offener Uhfimmuz; 
je nad) dem Belieben des Einzelnen, gebe e8 viele Einwendungen. Lord Bra:: 
ville bemerkt, er könne ſich kaum denken, daß bas Oberbaus, defien Er 
erblich feien, es auf einen Eonflilt mit dem Unterbaufe anfommen laſſen wel: 
über eine Frage, welde den Wahlmodus des Unterhauſes betreſſe. Bei ve 
Abſtimmung ſprechen 138 Stimmen fi für Beibehaltung, 157 für Eireiduy 
des Umendements aus, jo daB die Regierung eine Mebrheit von 19 Eimmn 
bat. Dann handelt e fih um das vom Unterhaufe gleichfalls verwertr: 
Amendement des Oberbaufes betr. die Beſchränkung der Beltungädauer ic 
Borlage biß zum Jahre 1880. Lord Ripon beantragt die Streichung dirs 
Umendements, wogegen Kord Beauch amp, der Bater defielben, dafür Ipr'4 
Das Geſetz fei weiter nichts, als ein Experiment, und müfle deßhalb im 'aer: 
Zukunft beicgränft werden. Ihm Fimmen bei der Abflinnnung 117 Pe 
bei, gegen 58, fo daß die Regierung mit 59 in der Minderheit bleibt. 
„ Der Gemeinderat von Dublin beihließt, eine Petition an des 
Barlament zu richten um Enthebung bes Richters Keogh in Galmer, 
der, ſelbſt KHatholif, den Muth gehabt hat, die Wahlagitationen des 
fatholifchen Elerus zu brandmarken. Derſelbe fehrt unter flarfem pr 
lizeilichem Schuge gegen den iriſchen PBöbel nah Irland zurüd. 
„ Ober» und Unterhaus können fi bez. der Ballotpill nicht gen 
verfländigen, weßhalb eine Sonferenz aus beiden Häuſern zujamme: 
treten muß, was fchließlich zur Verftändigung führt. 
„ Der Generalanwalt von Irland kündigt nad dem Beſchluß de 
Regierung die ftrafrechtliche Verfolgung von 24 unter den 36 Per 
onen an, welche der Richter Keogh geſetzwidriger Wahlumtriebe be 
Schuldigt hat. Es befinden fi) darunter ein Biſchof und 19 katbe⸗ 
liſche Priefter. 
„ Unterhaus: Peel interpellirt die Regierung darüber, was fie ke 
treff Des Geſezes von 1829 über ben Aufenthalt der Jeſuiten = 
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England zu thun gedenke, bie er in eine Linie mit den Communiſten 
ftellt, ja für nod gefährlicher erflärt und indem er auf die Auswei⸗ 
fung derſelben aus Deutichland hinweist. Gladſtone erwidert, Die Re⸗ 
gierung müſſe ſich's ernftlich überlegen, bevor fie das Geſeß ausführe. 

Rad dem Geſetze von 1829 Tann ein Jeſuit in England nur durch Ge⸗ 
fegübertretung Duldung finden. Dennoch halten fi in Großbritannien, na- 
mentlich aber in Irland, zahlreiche Yefuiten anf. Das Belek war eben nie 
mals ausgeführt worden. 


Ä 24. Juli. Unterhaus: lehnt die Abſchaffung der Todesftrafe mit 167 gegen 


25. 


54 Stimmen ab. 


„ Mnterbaus: Debatte über die Affaire des irifchen Richters Keogh. 

Uripränglih fanden fich zwei Anträge gegenüber: der eine verlangt eine 
Arenge Durchführung des Gorruptionsgejeges auch gegen iriſche Bilchöfe und 
irische Priefler und Schuß der richterlichen Unabhängigkeit in der Perſon des 
ſchwer gelränkten Richters Keogh, der andere (der ſog. iriſchen Brigade) ver- 
langt dagegen Abjegung des mikbeliebigen Richters wegen Mißbrauchs feiner 
Umtsgewalt und ungereifertigter Beleidigung des Priefterfiandes einer an⸗ 
erlannten Religion dur parlamentariiden Machtſpruch. er erftere Antrag 
iR durch die Maßregel der Regierung von 28. d. M. inzwiſchen gegenftanvs- 
108 geworden und wird daher fallen gelafien. Tür den andern Antrag haben 
die Iren Hrn. Butt, den Urheber und Leiter der jog. Home⸗Rule⸗Bewegung, 
zu ihrem Führer erloren. In Irland und vor dem iriſchen Publitum hatte er 
fih den Ruhm eines ausgezeichneten Rebners und eines würdigen Nachfolgers 
D’Connel’s erworben, rechtfertigt aber dieſen Ruf mit feiner erftern größe 
ren Parlamentsrede entjchieden nicht, indem er von allen und einigen anderen 
Dingen ſpricht, dagegen in weiten Umkreiſen um die eigentliche Frage herum- 
nebt. Die Regierung überläßt die Vertheidigung des Richters ihrem Attornay⸗ 
General, Sir J. Coleridge, der den leichten Beweis liefert, daß das Unterhaus 
fein Disciplinargericht für die Richter und daher incompetent jet, felbft wenn 
der Untragfteller dargethan Hätte, daß in diefem Falle Brund zum Einfchreiten 
vorhanden wäre, was er jedoch nicht gethan habe. So eifrig iſt er bemüht, 
die Debatte in trodenen jurififchen Argumenten verlaufen zu laffen und von 
der eigentlichen GStreitfrage abzulenten, dab ein anderer Advolat, Hr. James, 
feine Enträftung nicht länger zurüdzuhalten vermag und die principielle Bes 
deutung der Frage mit fiegreicher Beredfamleit vor das Haus bringt. Indem 
er das Raatsgefährliche, Geſetz und Recht untergrabende oder hochmüthig mit 

Ben tretende, Verfahren der katholiſchen Geiſtlichkeit aus den Gerichtsalien 
nad Verdienſt brandmarkt, nimmt er fi des ſchmachvoll mißhandelten, mu- 
thigen und unparteiifchen Richters mit einer Wärme an, die das fchläfrige 
Haus elektrifirt und zu ſtürmiſchen Veifallsrufen hinreißt. Ueber den unmittel- 
baren Ausgang des Prozeſſes nibt er ſich freilich Feinen Ylluflonen bin. „Uber 
— fo jhlieht er — es if nicht die techniſche Verfolgung oder die Chance des 
Berdicts einer iriſchen Jury, worauf wir hoffen dürfen, um Schuß gegen die 
defiehenden großen Uebel zu finden, fondern die Stimme der bffentlichen Mei⸗ 
nung , die fi in das Mittel legen muß. Daher hoffe ih, daß dieſes Haus 
der bffentligen Meinung einen furchtloſen Ausdruck geben wird, um jene über- 
müthige Prieſterherrſchaft zu Ichren, daß in dieſem Lande Teine andere Unter» 
thanen⸗ Abhangigkeit als die vom Souverän, und fein anderer Gehorſam als 
der gegen die Belege geduldet wird.” Die Debatte wird jet Iebendig. Hr. 
Gladſtone wänfet, fie auf die eine Sitzung zu beſchränken, um ihre Trag- 
weite abzuſchwächen; aber das Haus verlangt die Bertagung. 


6. Aug. Unterhaus: Der Minifter Grant Duff Iegt bemfelben das inbifche 


Budget vor. Dasſelbe weist für das Jahr 18701 einen Ueberſchuß 


Enslen). 


von 1,400,000 Pfd. aus und ftellt für das Taufende Jahr em 
folden von 250,000 Pfd. in Ausfiht. Der Miniſter veriheidigt t: 
indische Einlommenfteuer und erflärt: daß die indifche Bevöllerung ;- 
frieden jei und das Land einen gedeihlichen Auffchwung nehme; e: 
fei kein Grund zu Belorgniffen vorhanden. 


9. Aug. Unterhaus: Schluß ber Debatte über die Angelegenheit des ir 


10. 


chen Richter Keogh. Das Begehren ber Irländer wird verworice 


Der Oberſekreiär von Irland, Marquis dv. Hartington, tritt für Keogh: 
Berhalten ein, welches die Regierung zu einer Entlafjung deffelben aus der 
Amte nicht im Entfernteften bereditige, und belämpft den Butt'ſchen Unir:z 
welcher die Entlaffung begehrt, auf das Entſchiedenſte. NRamentlich werut « 
die irifchen Parlamentsmitgliever davor, dab fie dur ihre Haltung im der 
Sade Keogh's zu dem Glauben Anlaß gäben, als ob fie priefterliche Eintchüd: 
terungen begünftigten und die Prieſter in ihrer Abfiht, die geſetzliche Wal 
freiheit vermöge ihrer feftgegliederten DOrganifation zu beeinträdtigen, unt: 
Nügten. Nach langer Debatte wird der Butt'ſche Antrag mit 126 gegen > 
Stimmen abgelehnt. 


„ Schluß der Parlamentsſeſſion. Thronrede der Fönigin : 


..... Ich bin erfreut, Ihnen anzuzeigen, daB der Gireit, der zwiſcher 
meiner Regierung und der Regierung der Bereinigten Staaten in Fo⸗zt 
der Borbringung der amerikaniſchen Anſprüche für indirefte Berlufte umt:: 
den Beflimmungen des Vertrages von Washington entftanden war, durch eu- 
freie Erklärung der Schiedsrichter, die gänzlich den Anſichten entipridgt, weld« 
ih Ahnen bei Eröffnung der Seifion ankündigte, beigelegt worden if. Ir 
Uebereinfiimmung mit Ihrem Vorgehen Seitens des vereinigten Köonigreich 
hat das Parlament von Canada die Belege angenommen, welche nötbig fir: 
um dem Bertrage innerhalb der Dominien Wirkung zu geben. Alle dark 
diefeß Inftrument in Ausfigt genommenen Borlehrungen find ſonach jet r 
der Vorbereitung begriffen, und es gereicht mir zur Befriedigung, dab du 
von demfelben behandelten Begenftände einem vollfländigen Einvernehmen je: 
ſchen zwei verwandten Rationen fein Siuderniß mehr in den Weg legen. E:: 
ich bei Beginn der Seifion zu Ihnen geiprocden, babe ich von der franji: 
filden Regierung die formelle Kündigung erhalten, welde den Handels 
vertrag von 1860 zu Ende bringen wird. Jene Regierung bat jedoch eiec: 
Wunſch nad weiteren Unterhandlungen fundgegeben. Bei jedem Depeſcher 
wechjel über diefen Gegenfland werde ich mid) leiten laffen von einem erıtı 
Wunſche, den berechtigten Anſprüchen meiner Unterthanen Beachtung zu ſichern. 
von dem freundjchaftlichen Gefühl, welches die beiden Bänder jo lange vereinig: 
hat, und von meiner Ueberzeugung in Betreff der moraliſchen ſowohl wie te: 
materiellen Bortheile, welche ein Jeder aus cinem freien gegemjeitigen Verked: 
herleitet.* Die wicdtigften Gegenflände der inneren Gejeggebung, welde i: 
der abgelaufenen Seſſion erledigt worden find, werden in folgenden Eägr: 
behandelt: „Das Geſetz für die LXolalifirung der Armee (Einführung ve 
preußiſchen Territorialſyſtems) ftärkt das Vertbeidigungsweien des Landes ua: 
wird dadurch unentbehrlidde Hilfe leiften, jene wichtigen Reformen zu Wege jr 
bringen, welche vom Parlament gutgeheißen worden find. Das Geſetz, melde 
das Ballot einführt, wird dazu beitragen, die Unabhängigleit des Wähler: 


ebenſo zu fichern, wie den ruhigen Verlauf und die Reinheit der Barlamentk 


wahlen. Obſchon Sie in der gegenwärtigen Seſſion nit im Stande geweer 
find, irgend eine Maßregel zuu Reife zu bringen, welche gegen die Beſtechli— 
feit bei der Wahl der Barlamentsmitglieder gerichtet if, fo ſehe ich doch m: 
Bergnügen, daß der verwandte Gegenftand der Municipalwahlen Ihre Ani. 
mertjamteit gefunden hat, und daß Sie mir ein Befeg vorgelegt haben, meldet 
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darauf berechnet ift, den beſtehenden Uebelſtänden Einhalt zu thun, und welches 
ein Tribunal einjegt, um die Biltigleit folder Wahlen zu prüfen. Durch das 
ſchottiſche Unterrichtsgefeg haben Sie für weitere Ausdehnung und für 
größere Wirkfamteit des linterrichts der Jugend in ganz Schottland gejorgt, 
in Uebereinftimmung mit den gewifienhaften und tief wurzelnden Ueberzeug⸗ 
ungen des Volkes und mit den Principien religiöfer Freiheit.“ Endlich ver- 
dient nod am Schluſſe der Thronrede die Mahnung Beadhtung: „Während ich 
Ihnen herzlich zu der Lebhaftigkeit von Handel und Induftrie Glüd wunſche, 
Hoffe ich, e8 wird beberzigt werden, daß Zeiten von ungewöhnlid raſchem 
Wechſel in den Breifen der Lebensmittel und in dem Werthe der Arbeit au 
Zeiten find, in welden die Ausübung von Mäßigung und Vorbedacht mehr 
als je geboten erſcheint.“ 

Die öffentliche Meinung ift darüber einig, daß das Minifterium am Schluffe 
der Parlamentsieffion nit flärker, ſondern entſchieden ſchwächer daftehe in 
Folge der mehrfachen Kleinen Niederlagen, welche es im Laufe der Seffion er« 
litien hat, während auch die dazwiſchen fallenden einzelnen Nachwahlen zum 
Parlament mei für die Regierung ungünftig und zu Gunften der Trias 
ausfielen. Was dem Miniflerium glüdlich über die Seifton hinaushalf, if 
die Alabamafrage, welche das Interefie der Öffentlichen Meinung von den hei» 
miſchen Ungelegenbeiten abzog. Einen Wugenblid ſchien indeſſen auch dieſe 
Frage dent Miniſterium Gladſtone gefährlich werden zu ſollen. Die Lage 
wurde kritiſch im Anfang des Juni, als es fi} berausfiellte, daß felbft der 
von Lord Granville auf den Wunſch des Präfidenten Grant vorgeichlagene 
Supplementery Zreaty die indirelten Entſchädigungsanſprüche der ſchiedsrich⸗ 
terliden Gompetenz nicht entziehe. Der Augenblid ſchien gekommen, wo Lord 
Ruffel, der lange die Regierung mit einem Mißtrauenspotum im Oberhauſe 
bedroht hatte, feinen Antrag endlich verwirklichen zu müflen glaubte Am 
4. Juni begann daher eine große Debatte im Oberhaufe, weldyer die über dem 
Miniflerium Gladſtone wachende Borjehung kein Ende zugedacht hatte. Ver 
gemäßigie Lord Derby fühlte ſich gedrungen, zu zweifeln, ob die Amerifaner 
nad dem Washingtoner Bertrag und dem von Bord Granville vorgeſchlagenen 
Amendement nicht das Recht auf ihrer Seite haben. Lord Cairns hielt dieſes 
Recht fogar mit dem ganzen Gewicht feiner Advokaten⸗Beredſamkeit aufrecht, 
und Lord Salisbury ging fo weit, den ganzen Plan der ſchiedsrichter lichen 
Entſcheidung zu verdammen, während Lord Ruſſel ſich bitter befchwerte, daß 
er von den Ameritanern als ein Zafchendieb behandelt und beichinpft worden 
fei. Die Vertreter der Regierung ſelbſt wußten nichts zu ihrer Bertheidigung 
zu jagen: Lord Branville beſchwor das Haus, erft das Refultat der Verhand⸗ 
lungen abzuwarten und dann das Minifterium zu flürzen. Kurz, es ſchien, 
als wenn nichts eine entſcheidende Niederlage der Regierung verhindern Könnte. 
Uber zwiſchen Naht und Morgen legte ſich wieder die ſchon fo oft in Requi⸗ 
fition gejegte Borfegung in das Mittel. Am 6. Juni, wo die vertagte De- 
batte fortgefegt werden jollte, erſchien Lord Granville mit einem Wltenftüde, 
in welchen General Schend im Namen des Staatsjetretärs Fiſh erklärte, daß 
es dem Präfidenten nur um den Abichluß des Ergänzungsvertrages zu thun 
fei, und daß er im Boraus auf alle indirekten Entihädigungsaniprücdhe ver- 
zichte, um dem beflehenden Vollerrecht eine principiele Verbeſſerung zu ſichern. 
Der Debatte war fomit die eigentliche causa entzogen, und fie unterblieh. 
Aber zur elften Stunde erhob ſich eine neue, fcheinbar unliberwindliche Schwie⸗ 
rigleit. Der amerikaniſche Senat hatte den Zujag-Artilel mit Amendements 
angenommen, welche dem englifchen Gouvernement mit Recht jo bedenklich er» 
fchienen, daß die ganzen Unterhandlungen zum Stillftand gelangten. Der Ber- 
trog ſchien nun wirflid am Ende angelommen zu fein. Nichtödefloweniger 
ſchickte England feinen Schiedsrichter und feine Agenten rechtzeitig nach Genf, 
wo dann die Schiedsrichter „aus eigenem Antriebe” erklärten: daß fie indirekte 
Entjhädigungsforderungen, auch wenn fie zur Borlage kommen jollten, nicht 


u — 


gen könnten, weil ſolche mit dem internationalen Wei ummerzzip 
lid wären, worauf fi), momentan wenigfiens , alleß dieſſeits wma jeufeitS % 
Oceans in Wohlgefallen und Brudergefühle auftöfte und die Wlebeme - Ber 
bandlungen, welche das Miniftierium Gladſtone jo oft gefährbeien, ih Til 
li als fein Rettungsanter erwiefen. 


15. Aug. Unruhen in Belfaft, indem bie proteftantifchen Drangiken > 
römifch-tatholifhe Proceffion aufhalten und angreifen, obgleid jeme am 4 
15. Juli und 12. Auguſt ihre Demonſtrationen ohne lnterbrediemg 
batten Balten können. Der Aufruhr beſchränkt ſich übrigens auf de 
niebrigfien Voltsffaffen, doch müſſen in Eile herbeigezogene Truppen 
bie Maſſe mit Gewalt darnieberhalten. 


15. Sept. Das Genfer Schiedsgericht über die Alabamafrage, das em 6. 
d. M. feine Arbeiten beendigt bat, verfündet feinen Urtbeilsiprud be. 
der direften Schabenderfaganfprüdhe Amerika’s 


Derſelbe lautet nach den einleitenden perfönfichen und 388 Legi⸗ 
tionen: „... Das Schiedsgericht, ra auf Urt. 6 u. 7 des 
don Washington: In Betradt: daß die Schiedsrichter nad) Urt. 6 det Bar 
trages fi bei Beurtbeilung der ihnen vorgelegten Fragen an die Drei im Be- 
trage aufgeflellten Regeln und an diejenigen Srundjäge des —— m 8 
ten haben, welche, ohne mit dieſen Regeln im 
Richtern als auf den Fall anwendbar anerlannt worden And: In Betredt. 
daß bie „nöthige Sorgfalt“, von welder in der erfien und briiten ber ge 
nannten Regeln die Rede if, von den neutralen Regierungen im genamız 
Berbältnik zu den Gefahren angewendet werden muß, welche für dem eimen 
oder andern der Triegführenden Theile aus der er ang elhaften —— de 
Reutralitatspflicht von ihrer Seite entfichen Wenen; In Betracht: 
Umftände, unter welchen die Verhäliniſſe, die den Es des 
bilden, fi} ergaben, derart waren, daß fie die ganze Sorgfalt Ihrer Prikiigen 
Mejchät betreffend bie Unwendung der von der Königin re 13. Mei 1861 


Tufgchoben werden Tönnen mittelft —* einer re A die die hung 
welche aus der Reutralitätsverlegung Kutzen sieht, nadsträgli dem Schiff em 
theilt: daß der legte Schritt, mit welden das i 
lich als ein Grund für bie red des Eau 
mation der Berlegung nit das Mittel fein kann, ben Urheber der Berka 
von Schuld zu reinigen; In Betradt. daß das ori der Exterriterie 
Iität der Kriegsſchiffe nicht als abjolutes Recht in das Bölferreiit aufgensm- 
men worden ift, fondern vielmehr nur als Zugeſtändniß des —— rt Bericht 
und des gegenjeitigen Zuvorkommens unter ben verfchiebenen 
deßhalb nicht zur Rechtfertigung neutzalitätswibriger Haudlungen —52 
werden kann; In Betracht: daß der Umſtand, —8* die neutrale Regierung 
nicht vorher aufmerkſam gemacht worden iR, nicht als eim Deriehen 
die völlerrechtliche Uebung gelien kann in foldhen Fällen, in welchen das 
feine Berurtyeilung jelbft mit ih führt; In Betracht: : Voß nun der Ber 
proviantirung mit Kohlen eine der zweiten Bertragsregel, nad; welchet mewtrele 
Häfen oder Bewäfler nicht als Baſis für die Geeoperationen eines der frirg 
führenden Theile benügt werden dürfen, widerſprechende Natur verleihen, 
Set einiger ern unter beiondern Berumfinnungen * ee Bei 
onen, die bdiefer Ratur eutiprechen dor gegangen ; it 
Rädjigt darauf, was das Schiff, Alabama? beirifit, dab ih aus ala 
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Thatjachen,, beireffend den Bau des Schiffes, welches zuerſt im Hafen von 
Liverpool als Rr. 290 bezeichnet war, jowie betreffend feine Bemannung und 
YAusräftung in der Nähe von Terceira, dur Vermittlung der zu dieſem 
Zweck aus England entfendeten Schiffe „Agrippina“ und „Bahama” ſich Mar 
ergibt, daß die engliiche Regierung biebei für Erfüllung ihrer Neutralitäts- 
pflicht nicht die ndthige Sorgfalt angewendet hat, daß fie e8 namentlich unter- 
ließ, trotz officieler Mittheilungen und Reklamationen von Seite der diplo⸗ 
matiſchen Agenten der Bereinigten Staaten während des Baues des Schiffes 
Rr. 290, zur reiten Zeit entipreddende Präventivmaßregein zu treffen, und 
daß die Befehle für Beſchlagnahme des Schiffes, welche fie ſchließlich ertheilte, 
jo fpät erfolgten, daß fie nicht mehr vollzogen werden konnten, Mit Rüd» 
ſicht darauf, daß die nach dem Auslaufen des Echiffes zu deſſen Berfolgung 
und Wegnahme angeoroneten Maßregeln fo unvolllommen waren, daß fie Leit 
Refultat erzielten, weßhalb fie nicht als genügend für die Entlaftung Groß⸗ 
britanmiens von der auf ihm haftenden Verantwortlichleit angejehen werben 
innen; Mit Rückſicht darauf, daß trog der mit dem Schiff „290° von 
England aus begangenen Reutralitätsverlegung das gleihe Schiff, jpäter als 
der conföderirte Kreuzer „Ulabama” bekannt, bei verichiedenen Gelegenheiten 
in den Häfen briltiicher Eolonien freien Zugang fand, flatt daß gegen dasfelbe 
in jedem unter brittiiher Jurisdiktion ftehenden Hafen, wo immer das Schiff 
fi blicken Tieß, Hätte eingefäritten werden follen: Mit Rudficht darauf, 
daß die brittifge Regierung den Mangel an der nöthigen Sorgfalt nicht da⸗ 
mit rechtfertigen kann, daß es ihr an legalen Mitteln zum Einfchreiten gefehlt 
babe, da fie diefelben befak: — find vier Schiedsrichter aus den an- 
gegebenen Gründen und der fünfte mit befonderer Motivirung 
der Anſicht: England habe hier durch Unterlaffung gegen die erfle und 
dritte der in Urt. 6 des Washingtoner Vertrags aufgeſtellien Negeln gefehlt. 
Mit Radjiht darauf, das Schiff „Wlorida“ betreffend, daß aus allen That» 
ſachen, betreffend den Bau des „Direto” im Hafen von Liverpool und fein 
Yuslaufen, Thatfachen, die trot der Anzeigen und NReflamationen der Agenten 
der Vereinigten Staaten nicht die Anwendung geeigneter Maßnahmen zum 
Schutz der engliſchen Neutralität von Seite der engliichen Behörden veran⸗ 
laßten, fi ergibt, daß die Regierung Ihrer brittifchen Majeſtät es verſäumt 
bat, die nöthige Sorgfalt fiir die Wahrung der Neutralität anzuwenden; daß 
aus allen Thatfachen bezüglich tes Aufenthalts des Oreto“ in Raflau, des 
Auslaufens aus diefem Hafen, der Werbung von Matrofen, der Berprovian- 
tirung und Ausrüſtung dur das engliſche Schiff „Prince Alfred“ in Green 
Cai fi auf Seite der brittiichen Golonialbehörden Bernadyläffinung der Pflicht 
ergibt, daß troß der Berletzungen der brittiichen Reutralität dur den Oreto“ 
diefeß Schiff, jelbft als es als conföderirter Kreuzer „Wlorida” belannt war, 
wiederholt freie Aufnahme in engliichen Eolonialhäfen fand; daß die gericht. 
liche Breilprehung des „Dreto” in Raffau England von feiner völterrechtlichen 
Berantwortlichkeit nicht befreien Tonnte; daß endlich aud die Thatfache des 
Einlaufens der „Florida® in den conföberirten Hafen von Mobile und ihres 
Berweilens in diefem Hafen während 4 Monaten die Berantwortlileit Groß» 
Britanniens nicht aufheben kann: iſt das Schiedsgericht mit 4 gegen 1 
Stimme der Unfigt, daß Großbritannien durch Unterlaffung gegen die Pflichten 
der erfien, zweiten und dritten Regel des Art. 6 des Washingtoner Vertrages 
gefehlt Habe. Mit Rückſicht darauf, was das Schiff „Shenandoah” bes 
trifft, daß aus der Abfahrt des Kauffahrers „Sen-Ring“ von Bondon und 
aus der Umwandlung diejes Schiffes in einen conföderirten Kreuzer unter dem 
Ramen „Shinandoah” in der Nähe der Inſel Madeira fi ergibt, daß von 
daher der brittiichen Regierung zwar nicht vorgeworfen werden fann, ihre 
Reutralitätspflichten vernadhlälfigt zu haben; daß aber aus der Thatſache des 
Unfenthalts des „Shenandoah” in Melbourne und namentlich aus der, wie 
die brittiſche Regierung jelbft zugibt, in diefem Hafen heimlich vorgenommenen 
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Bernehmung feiner Bemannung ſich eine Nadläffigleit auf Seite der britiäke 


Behörden ergibt: it das Schiedsgericht einflimmig der Unficht, daß Gr : 


britannien weder dur Thun noch Lafien den in den drei Regeln des Urt 
des Washingtoner Vertrags aufgeftellten oder burd die vollerrechtlichen Grae 
jäge, die mit diefen Regeln nicht im Widerſpruch fichen, fatuirten Pier 
mit Rückſicht auf das Schiff „Shenandoah” zumidergehandelt habe, bever 2:4 
felbe in den Hafen von Melbourne einlief; eine Mehrheit von 3 gegen 2 Etrr- 
men ift aber der Anficht, daß Großbritannien durd) Unterlafiung die Pin 
der zweiten und dritten der angeführten Regeln bezüglich des gleichen Ecktz 
nach deſſen Einlaufen bei Hobfons Bay Yerlegt habe und daher verantwer:;ä 
jei für die von diefem Schiff nad) feiner Abfahrt von Melbourne den 18. Ab 
ruar 1865 begangenen Handlungen. Was die Schiffe Tuscaloofa (Teue 
oder Hilfsichiff des Alabama), Clarence, Tacony, Archer (Tender des Fleri:u. 
betrifft, it das Bericht einftinmig der Anfit: daB die „Xenders" se 
Hilfeſchiffe als Accefforien der Hauptichiffe zu betrachten find und daher us 
wendig dem Schidjal diejer folgen; es treffen fie daher die gleichen Beit:n- 
mungen wie diefe. Betreffend das Schiff „Retribution” hat das Gerigt m 
der Mehrheit von 3 gegen 2 Stimmen gefunden, daß Großbritannten were 
in Thun noch Laflen die Pflichten der drei Regeln des Washingtoner Bar: 
trags oder der entiprechenden völferrechtlichen Grundſätze verlegt habe. Te 
gleiche Urtheil fällt das Gericht einftimmig, betreffend die Schiffe: „Gew: 
gia*, „Sumter”, NRafhville”, „Tallahafiee”' „Ehidamanga‘. Was die Shi 
„Sallie‘, Jefferſon Davis”, „Mufic‘, „Bolton“, „B. 9. Joy“ betrifft, 3 
das Gericht einftimmig der Meinung, diejelben jeien aus Mangel au %e 
weismitteln von feinen Berathungen auszuſchließen. Betreffend das von ka 
Vereinigten Staaten formulirte Entigädigungsgefud iR das Gericht mit de 
Nuckficht darauf, daß die Koften „der Verfolgung“ mit den allgemeinen Krien⸗ 
foften der Vereinigten Staaten zufammenfallen, mit der Mehrheit von 3 gege 
2 Stimmen der Anfiht, daß von daher den Bereinigten Staaten eine Eur 
ſchädigung nicht zuerfannt werden könne In Betracht, daB der „entganger 
Gewinn" nicht Gegenfland einer Gompenfation jein kann, da es ſich bei den⸗ 
jelben um zufünftige und ungewifle Dinge handelt, iſt das Gericht einſtin⸗ 
mig der Anſicht, daB auch von daher den Bereinigten Staaten keine Eutih 
digung gebühre. In Betracht, dab für Ermittlung eines billigen Gries 
des erlittenen Schadens die doppelten Rellamationen außzuſcheiden und dx 
Nellamationen für Frachten nur zugulafien find, fo weit fie Rettofradt de 
treffen ; daß e8 recht und vernünftig if, in einem billigen Berbältuik Zure 
zu berechnen, daß nad Geiſt und Buchftaben des Washingtoner Bertrags des 
Spftem der Zuſprechung einer Summe en bloc der Zuweifung der weiter 
Verhandlung an das dur Art. 10 des Vertrages vorgeiehene Gericht der 
Aſſeſſoren vorzuziehen und daher von der Vefugniß des Urt. 7 des Vertrages 
Gebrauch zu maden if, jpriht Das Gericht mit der Mehrheit von 4 gega 
1 Stimme den Bereinigten Staaten en bloc die Summe von 15 Millivan 
500,000 Dollars in Gold zu, als Entihädigung, welde Grokbritennier fk 
alle vor daß Gericht gebrachten Anſprüche zu bezahlen bat, nad Boriaräi 
des Art. 7 des Vertrages. Gemäß Art. 6 des Vertrages erflärt Das Ge⸗ 
richt damit alle im Vertrag erwähnten und dem Gerichte unterfleliten U» 
fprühe für ganz, abjolut und definitiv regulirt. Es erklärt 
ferner jede der betreffenden Reklamationen, fei ihm diefelbe notificirt, präſer⸗ 
tirt oder unterftellt worden oder nicht, für jetzt und alle Zukunft als defi⸗ 
nitiv geregelt, erledigt und nit mehr zuläljig. — Kraft def 
ift daS gegenwärtige Urtheil in doppeltem Original ausgefertigt und von da 
Schiedsrichtern, die ihm ihre Zuſtimmung gegeben, nad Art. 7 des Bertr 
ges von Washington unterzeichnet worden. Alſo geſchehen im Stadthaus jı 
Genf (Schweiz) am 14. des Monats September im Jahre des gem 187% 
C. 9. Wans. 5. Sclopis. Stämpfli. Vicomte d’YHajube, — Schied⸗ 


—— — ———— —— —— — — —— — — — — — — an 
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richter für England, Sir Alerander Cockburn, fehte feinen Namen aus Mo- 
tiven nr unter das Urtheil, denen der Gerichtshof Gerechtigkeit widerfah⸗ 
ren lie.“ 


. Oct. Dos iriihe Parlamentsmitglied Butt, der Führer der neuen 


KHome-Rule-Bartei, hält in Limerid vor einer Wählerverſammlung eine 
Mede, worin er fi für eine gejonderte Negierung Irlands und für 
eine föderative Verbindung ausſpricht. Im Falle Irlands Anfprüde 
nicht berüdfichtigt würden, werde er fi mit feinen freunden zum 
Handeln vereinigen. Ueber die Mittel zur Erreihung dieſes Zieles 
glaubt er vorläufig mit feiner Anſicht zurüdhalten zu follen. 


„ Der Abjchluß mit Frankreich betr. eine Modification des Handels⸗ 
vertrags von 1860 fteht bevor. Diele Handelslammern des Landes, 
diejenige von Mandefter voran, proteftiren gegen den neuen Vertrag, 
joweit die Beftimmungen deſſelben bis jet befannt geworden find. 


„ Der Raijer von Deutfchland entjcheidet als von beiden ftreitenden 
Theilen, England und den Berein. Staaten von Norbamerifa, er- 
wählter Schiedärichter über die jog. San Juanfrage und zwar dafin, 
daß von den beiden Auslegungen des Vertrags vom 15. Juni 1846 
die amerifanifche Auslegung die richtige fei und die Grenze mithin 
durch den Haro⸗Kanal zu laufen habe. Die öffentlihe Meinung muß 
der Gewifienhaftigfeit und Unparteilichleit des deutſchen Kaiſers in der 
Motivirung feines Schiedsſpruchs Gerechtigkeit wibderfahren laſſen, em⸗ 
pfindet e8 aber doch tief, daß England fchlichlih wie in der Alabama- 
frage jo aud in diefer gegen die Verein. Staaten eine Niederlage er⸗ 
fabren babe. 


Der Sachverhalt ift in Kürze folgender: Am 15. Juni 1846 wurde zu 
Washington zwiſchen den Vereinigten Staaten und England ein Berirag ab» 
geſchloſſen, durch welchen das weltliche Ende der dur ganz Rorbamerifa 
laufenden Grenze zwijchen den Gebieten der beiden Mächte regulirt jein follte. 
Die lange Linie diefer Grenze war durch verſchiedene Verträge ſtückweiſe gegen 
Weſten vorgerückt worden. Durch die am 30. Nov. 1782 zu —* abgeſchlofſene 
Convention zwiſchen den Vereinigten Staaten und Großbritannien war die nord⸗ 
liche Grenze der erfieren durch die großen Seen biß zum norbweftlicden Puntte 
des Walderſees gezogen worden. Für den Wall, daß fpäter die Grenze weiter 
auszudehnen jei, jchreibt jener Vertrag eine gerade Linie von dem bezeichneten 
Punkte nah Weiten vor. Der norbweitlihe Punkt des Walderjeeß Tiegt nahe 
dem 50ften Grade nördlicher Breite. Jedes Necht auf Land ſüdlich von biefer 
Linie war damit von England aufgegeben. Eine praktiſche Bedeutung erhielt 
diefe Beſtimmung, als im Jahre 1803 die franzöfiiche Republit das weit nad 
Norden ſich erſtreckende Bebiet Vonifiana an die Vereinigten Staaten abtrat, 
wodurch diefe nun au in den oberen Miffiifippiländern zu Nachbarn der 
Engländer wurden. In den wegen der Grenze geführten Unterhbandlungen gaben 
die Amerikaner freiwillig den 49ſten Grad nörblidder Breite zu, und durd 
den Bertrag vom 20. Oft. 1818 wurde demnad der Parallelkreis des 49ſten 
Grades nördlicher Breite als Srenzlinie zwiſchen beiden Gebieten weflmärts 
bis zum Felſengebirge feftgeftellt, die Weiterführung aber aus Rückſicht auf 
Spanien für 10 Jahre verſchoben. Die ſpaniſchen Rechtsaniprüche im Norden 
don Mexiko und namentli am flillen Meere reichten weit über den 49ften 
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Srad hinaus und hätten bis gegen den 5EöRen Brad geltend gemadgt era 
Innen. Nachdem aljo bald darauf durch den Bertrag vom 22. Bebr. 1%: 
Epanien feine Anjprüde auf das Land nörbli vom 42ften Brad vom Ir 
tanjasflufie bis zum ftillen Meere an die Bereinigten Staaten abgetreten beit, 
waren dieje im äußerſten Weiten des Melttheils weit über den 4Min Br 
hinaus zu Territorialbefig berechtigt. Bis 1826 blich indefien die Gremzirage 

ruhen, und als fie wieder zur Anregung kam, erklärten die Bereinigten Giache 
abermals freiwillig fih mit Weiterführung auf der Linie des 49ſten Brei 
grades zufrieden gefiel. Dan muB dabei zur Beurtbeilung des Yolgente 
ins Auge fallen, daß die Amerikaner damit den Engländern ein Geſchesk medien. 
Tie bezeichnete Linie durchſchneidet jedoch, jenjeit der Weſtlüſte des 

die BancouversInfel, welche England ganz zu befigen wünidte. Die Ber 
einigten Staaten ihrerjeits legten auf den Beſitz der ſüdlichen Hälfte wider 
Sinfel keinen Werth. Sie zeigten fi hier abermals zu einer Gonceikon ge 
neigt, und im Jahre 1843 wurde von Seiten des amerikaniſchen Gehenkirz 
in Zondon der engliihen Regierung das pofitive Anerbieten der Ueberlaffung 
der ganzen Vancouver⸗Inſel gemadt. Die Grenze follte aljo auf dem 4% 
Breitengrade fortlaufen biß in den die Wefllüfte des Gontinents beipilensen 
Meeresarnı, und an dieſer Stelle eine Biegung nad Süden machen, dark 
weldye die ganze Vancouver⸗Inſel England zufiel. Der Vorſchlag emihei 
abermals ein von Seiten der Vereinigten Staaten Gngland angebotme 
Geſchenk. England Tieß fih das Geſchenk gefallen, ohne hab’ Dank zu ſegen 
Als ob die Sonceifion auf feiner Seite wäre, formulirte es auf diefer Gran» 
lage einen Grenzvertrag, den e8 den Bereinigten Staaten vorſchlug; Nick 
nohmen den Vorſchlag an, ohne am Wortlaute eine Silbe zu verändern, ım 
der Vertrag wurde am 15. Juni 1846 zu Washington unterzeichnet. Bi 
ift der Vertrag, über deſſen Sinn der deutiche Kaiſer als Schiedsrichter zu > 
ſcheiden gehabt hat. Derſelbe beftimmt, daß die Grenze zwiſchen den beider 
feitigen Territorien auf dem Parallelkreife des 49;ten Brades nördlicher Brei 
weftwärts fortgeführt werden fol „bis zur Mitte des Kanals, weldyer dei 
Feſtland von der Vancouver⸗Inſel trennt, und von da nad Süden Hin kur 
die Mitte des gedachten Kanals und der Meerenge von Yuca bis zum Stile 
Ocean.“ Die Angelegenheit ſchien entichieden, als zu Anfang des Jahres 184° 
Lord Balmerflon Beranlafiung nahm, dem Bertrage eine atien ze 
geben, durch welche außer der Vancouver⸗Inſel auch noch ein Dutzend größer 
und kleinere andere Inſeln an England fallen ſollten; darunter die Inſel Ser 
Juan, nad welder der damit beginnende Streit den populären Namen ke 
San⸗Juan⸗Frage erhalten hat. Durch diefe Inſeln if der im Bertrage gar 
allgemein bezeichnete Hauptkanal in zahlreiche Arme getbeilt, und bie Frage 
war nun die, ob die Worte des Vertrages auf den Tleineren öfficdhen oder 
auf den größeren weſtlichen Arm zu beziehen ſeien. Jener entipradg der Be 
gehrlichkeit der Engländer, welche dafür, man flieht nicht recht, zu welden 
Zwede, den Ramen „Straße von Rofario” fälſchten, — einen Ramen, der 
einem ganz andern, weiter ndrdlich gelegenen Gewäſſer angehört; — biefer 
war mit der ganzen Geſchichte der Angelegenheit in Uebereinfiinnmung, ned 
welcher die Vereinigten Staaten eben nur den ihnen gehörenden Tüdlichen Thei 
der Bancouder-Anjel, und nit mehr, an England haben verichenten wollen, 
— zugleih aber auch mit der geographühen Ratur der Gegend, imjofern 
unter dem Kanal, durd) defien Mitte die Grenze laufen ſoll, nur der größte 
breitefte, tieffte der verjhiedenen Arme verftanden fein lann, in melde das 
ganze Binnengewäfler getheilt if. Das ift der Kanal von Karo, uns für 
diefen bat der kaiſerliche Schiedsrichterſpruch entichieben. 


21. Oct. Die Regierung, im Begriff, den neuen Handelövertrag mit rar’ 


reich abzufchließen, fordert die Handelsfammern noch ausdrücklich ı 
Meinungsäußerungen über den vereinbarten Entwurf auf. 


r 
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: Ro. Unterzeichnung des neuen Handelsvertrags mit Frankreich zu Lon« 


don. Derfelbe wird indeß erft perfelt, nachdem beiderjeitige Commiffäre, 
die in Paris gufammentreten follen, fi) über Die neuen Tarifbeſtim⸗ 
mungen im Detail geeinigt und die franzöfifhe Nationalvderfammlung 
denjelben genehmigt haben wird. 
„ Lord Sranville hält beim Lorbmayors-Bantett eine längere Rebe. 
Diefelbe berührt die inneren Verhältniffe gar nicht, dagegen hebt fie 
bez. der auswärtigen bervor, 

daß der Genfer Schiedsſpruch lediglich eine Beldfrage fei und die Ehre 
Englands durchaus nicht berühre, die Echadenerfagiumme müſſe man ohne 
jeden Groll zahlen. Bezüglich der San-Juan-Brage äußert Granville: daß 
Die Tragweite der Entſcheidung ungemein übertrieben worden ſei und gedenkt 
dabei der mähfamen und gewiffermaßen undankbaren Aufgabe, welche der 
KKaiſer eines großen, biederen, geiftig bochbegabten und bochgeftellten Volles 
mit dem Schiedsrichteramt übernommen, mit Worten der wärmften Anerken⸗ 
nung und boden Befriedigung. Auf den et mit Frankreich übers 
gehend, äußert er, daß derjelbe im Weſen den Grundſäthen und Principien 
des Freihandels entſpreche. Die Redner jchließt mit der Verſicherung, die 
Hegierung werde Englands Ehre und mterefien wahrnehmen, und mit dem 
Zaun, daß für England und alle übrigen Nationen der Frieden erhalten 

eibe. 

„ Cardinal Eullen fordert dur ein Runbjchreiben die Tatholifchen 
Seiftlihen Irlands auf, die Contracte zwiſchen den Schulnorftehern 
und den Lehrern nad der neuen, von der Unterrichts-Commilfion vor⸗ 
gefchriebenen Form nicht zu unterzeichnen. 


„ Die englifhen Truppen räumen die Injel San Juan, die burd) 
den Schiebsfprud bes beutichen Kaiſers den Berein. Staaten zuge 
ſprochen worden ift. 

„ Sir Bartle Frere erhält die Miffton, buch Unterhandblungen mit 
dem Sulten von Zanzibar den Sklavenhandel an ber Oſtküſte Afrika’s 
wo möglich zu unterbrüden. 


„ Hr. Romayne, an Maguire’s Stelle zum Parlamentsmitglieb für 
Cor! gewählt, hält an feine Wähler eine Rede im Sinne der fog. 


HomesRule-Bartel. 

Der Redner warnt vor den Whigt, welche die gefährlichfien, weil im 
Werborgenen ſchadenden, Feinde fein. Er ziehe die Eonjervativen vor, die 
wwenigftens im offenen Rampfe die irifche Partei belämpfen. Redner freut ſich 
Ziber feinen Wahlfieg, weil daraus hervorgehe, daß Irland eniſchloſſen fei, die 
Zeitung feiner Interefien felbft zu übernehmen. Gr ſei fein radicaler Polis 
tier, und nur gezwungen, eine radicale Hilfe für Irland zu fuchen, weil bie 
Regierung dasfelbe unterbräde, und nur unter Drud Gutes für Irland ges 
t Ein Unhänger Bladftone’s jei er nicht, und wenn feine Wähler 
Die eiwa geglaubt haben, jo fei er bereit, fein Mandat fofort niederzulegen. 
Er werde fih vollſtändige Wreibeit vorbehalten und fo lange mit Partei» 

enofien arbeiten, bis England das billige Unerbieten einer Föderation mit 
—* angenommen habe 


„Die katholiſchen Biſchofe Englands richten eine Zuftimmungs- und . 
Ermunterungsabrefie an den deutſchen Episcopat in feinem Kampfe 
gegen den Staat. 
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1. Dec. In Sheffield findet eine fleine Verſammlung flatt, welde ex 
republifanifche Conferenz vorftellt und dazu beftimmt ift, eine Yatr 
dung ſämmtlicher republifanifhen Vereine anzubahnen und ein Fr 
gramm zu verfafien, welches eine hinreichend breite Grundlage er 
um alle wahren Reforınfreunde zu vereinigen. 

Der BVorfigende findet für nöthig, zur Erklärung zu bemerlen: mu 
Clubs jeien zu arm, um die Reifeloften für einen Delegirten zu eridwiesn 
Diefelben Hätten indefien Vollmacht gejandt, jo daß aud in ihrem Kırn 
abgeftimmt werden könne. Es wird u. A. beichloffen, eine nationale rerab⸗ 
kaniſche Brüderichaft zu bilden, deren Programm in folgenden Punkte r- 
halten ift: Allgemeines Wahlrecht aller Erwachjenen, gleigmähige Wahlbez:“ 
Abſchaffung der Staatskirche, volftändige Trennung der Schule von der Kirk 
Erklärung des Grundeigenthums als Befig der Nation, Fürzere PBarlammt 
Diätenzahlung für die Mitglieder und Begründung der republifanijchen Sic) 
form durch geſetzliche Mittel. Lehterer Ausdrud wird nur nad einigem Fir: 
ftande von der Mehrheit durchgeſetzt. Es wird ferner als republifaniihe Flet: 
grünsweiß-blau genehmigt und ein Rath von fünf Mitgliedern gewählt, :C 
für die nächſten jech8 Monate feinen Sig in Nottingham haben fol. 

15. „ Die fämmtlihen irifhen Biſchöfe wirfen dahin, die Schulen 
in abfoluter Abhängigkeit von der Geiftlichleit zu behalten. Com: 
mit der Regierung bez. der Gehaltszulagen für die Lehrer. 

Diefe Zulage fol in der Form einer Remuneration nach dem Grade de 
Leiftungen ertheilt werden. BDiejelbe wird indeß abhängig gemadt von Er. 
Zufage der Schulverwalter, den Lehrern eine dreimonatlicye Kündigung!‘ 
zu geben. In einigen Didcefen hatten die Schulverwalter den betrefene 
Nevers bereitwillig genug unterzeichnet, allein neuerdings haben fig die ümr 
Tichen irifchen Biſchöfe und Erzbiſchöfe in diefer Angelegenheit verfländigt, !« 
Geiftlichfeit den nöthigen Drud anzulegen. Diejenigen geiſtlichen Edalmr 
walter, welche ſich bereit8 anheiſchig gemadt hatten, den Lehrern eine ® 
monatliche Kündigungsfrift zu gewähren, haben unter dem Ginflufe der Fr 
\chöfe denn auch neuerdings ihre Unterfchriften zurüdgenommen. Barauf de 
fieht fi die iriſche Schulcommiffion veranlakt, an die Regierung zu berikie 
die ihrerfeitß bei ihrer Pofition beharrt, feine Zulagen zu gewähren, wohn 
die betreffende Zujage nicht ertheilt wird. 


4. Frankreich. 


4. San. Nationalverfjammlung: beftellt die Eommiffion für Vorberathung 
des vom linterrichtsminifter Jules Simon vorgelegten (jehr vorfichtis 
gen) Geſetzesentwwurfs über die Organifation des Unterrichtsweſens faft 
aus lauter (clericalen) Gegnern deſſelben. Bon 15 Mitgliedern find 
13 fon zum Voraus und principiell gegen den Entwurf und nur 
2 dafür. Die Kommilfion beitellt denn auch jofort den Biſchof Du⸗ 
panfoup zu ihrem Referenten. 

7. „ In Barid wird der entichiedene Republilaner Bautrain mit 121,158 
Stimmen zum Mitgliede der Nationalverfjammlung gewählt, Victor Hugo 
unterliegt mit 93,423 Stimmen. Die Bonapartiften, Legitimiften und 
Drleaniften bringen e8 zufammen nur auf 36,000 Stimmen. 

8. „ Nationalverfammlung : jebt die Reihenfolge der Steuerdebatten feit 
und will demnad mit der Steuer auf Mobiliariwerthe beginnen, bier- 
auf berathen, ob es möglich fei, die beftehenden Steuern zu erhöhen, 
und ſchließlich die Steuer auf Rohftoffe in Erwägung nehmen. Thiers 
ſpricht filh dabei von Neuem gegen eine Einfommenjtener aus und er⸗ 
Härt, es fei unmöglich, die bejtehenden Steuern durch Zufchläge hin⸗ 
reihend zu erhöhen; er ſei überzeugt, daß der Staat die Befteuerung 
der Robftoffe nicht entbehren fünne. Die Debatte nimmt ſchon am 
folgenden Tag ihren Anfang. 

9_ 19. Jan. Nat.-Berfammlung: Schluß der 12tägigen Debatte über bie 
Steuerfrage. Diejelbe geftaltet fi faft gänzlich zu einem Kampf für 
und gegen die Beiteuerung der Rohſtoffe und die Frage der Schuß« 
zölle. Hr. Thiers tritt wiederholt und aufs nachdrücklichſte für „feine 
Idee“ der Rohftoffbeiteuerung ein, ebenfo fein Yinanzminifter Pouyer- 
Quertier. Thiers dringt wiederholt auf Schluß der Debatte, was in- 
deß jedesmal abgelehut wird, ſchließlich darauf, daß die Rohſtoffbeſteue⸗ 
rung wenigflens im Princip genehmigt werde und erwartet zuverſicht⸗ 
Yih eine Mehrheit dafür von ca. 40—50 Stimmen. Es wird jedoch 
mit 367 gegen 297 Stimmen bejhloffen, das Princip einer Steuer 
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auf die Rohſtoffe fih zwar vorzubebalten, aber erſt alle am 
Mittel, um das Finanzſyſtem in’3 Gleichgewicht zu bringen, a 
prüfen und erft dann zu jenem zu greifen, wenn fein anders 3 
aufgefunden werden könne. Hr. Thiers ift außer fi über dieſe fe 
berlage und will zurüdtreten: die Minifter geben ihm noch am Ner 
ihr Entlaſſungsgeſuch ein. 

Die Spannung auf den Ausgang der Debatte und namentlich den ie 
jcheid über die Rohftoffbefteuerung iſt eine allgemeine und fleigt währen x 
Tebatte von Tage zu Tage. Bon vornherein wird befürdtiet, daß Kr. Tes 
zurüdgutreten entichlofien jei, wenn er mit jeinen Anträgen nicht durdireg 
Vielfah if man der Anfiht, daß die Hartnädigkeit des Präftdenien = de 
Trage der Rohſtoffe weniger auf der Beſorgniß beruhe, daß er ohne dirkelia 
die nöthigen Mittel für den Staatshaushalt nicht aufbringen förme, als er 
feinem feften Willen, den engliichen Sandelsvertrag zu fündigen, bein ar 
fchiedenfter Gegner er ſtets geweſen. Hr. Thiers mar von jeher ein eimgrinier 


Schutzöllner und aufeine Art Schußzoll geht aud fein Projekt nur, sbeich 


er es jeinerfeits läugnet. Freilich will er die neue Steuer nur den imlie» 
chen Eonfumenten auflegen, da er dur Einführung dei Drawbads die Yx 
fuhr jogar zu begünftigen glaubt. Zum mindeften geht jeine entſchiedene Abi 
dahin, den Handelsvertrag mit England zu lündigen, um zur Abſchafra 
des Syftems der Zollverträge und zur Einführung besjenigen der Zollgech 


gebung zu gelangen. Sein Yinanzminifter, Ponyer-Quertier, dagegen entpEi 


fih ganz ununmwunden ala Schugzöliner, der er, der große Rouener Fabrilee 
von jeher war. Auf der andern Seite finden in den Indbufirie-Bezirken ie 
Projekte des Hrn. Thiers den lebhafteften Widerſtand und wollen große zz 
zahlreiche Interefien von einer Küindigung des engliichen Handelsvertrags nu 
willen. Wußer den Induftrieftädten Paris, Lyon, Marfeille, Havre, Moubes 
haben fich der Generalrath des Herault, die Ackerbau⸗Geſellſchaft der Birk 
gegen die Regierungsvorſchläge, von 60 Kandelsfammern haben fi zur : 
dafür, 55 dagegen erklärt. Auch die aderbauende Bevöllerung fürdiet de 
Schädigung ihrer Interefien: die Weinprobucenten fürdten den engL Wer 
zu verlieren, ebenfo die anderen, welde Schlachtvieh, Geflügel, Eier, Guter 
und Früchte dahin Überführen. Der Ausfubrhandel in diefen Produkten he 
gerade in den legten zehn Jahren ungeheuer zugenommen. Der Blair m 
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Debatte: Hr. Thiers: Ich glaube, bemerkt zu haben, daß die Kauc 
endlich das Bebürfnik fühlt, zu einem Entſchluſſe zu gelangen, und fo wd 
ih denn aud die Gonclufionen der Regierung darlegen. Sie haben geiche. 
daß alle in Vorſchlag gebrachten Steuern der Reihe nach feine Gnebe fine 
fonnten, und gleihmwohl handelt es fi darum, unter aufßerorbentlichen Ber 
hältnifien das Bleihgewidt in unferm Budget zu erhalten. Man ſah Ki 
zuerft nad Griparnifien um. Wozu, fagte man, jo viele Ausgaben für de 
Armee? Wozu die Amortifirung? Was die Heereseinrichtungen betrifft, I 
waren wir am Rande eines Abgrundes eingeidlafen und hatten feit Yreäy 
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Jahren nur ven Yllufionen gelebt; Sie werben feiner Zeit ſehen, daß hier 
Eriparniffe nicht durchzuführen find. Die Amortifirung ihrerfeits bat eben« 
falls nur zu lange gerubt; übrigens gelten die für diefelben präliminirten 
200 Millionen thatjählich nur der Bank, welder wir im allgemeinen Intereffe 
und zudem aud auf Brund eines ausdrüdlichen Geſetzes gerecht werden müffen, 
damit fie baldmöglihft ihre Metallgahlungen wieder aufnehmen könne. (Gebr 
gut!) Der Ihnen vorliegende Entwurf des Zinanzminifters ift nicht von mir 
jelbfi ausgearbeitet worden, aber ich bin nach reifliher Prüfung zu der Ueber⸗ 
zeugung gelangt, daß er unter den gegebenen Umſtänden die befte Loſung ent⸗ 
Halt. Es genügt, die von anderer Seite vorgebradhten Projekte zu überbliden. 
Die Erhöhung der direkten Steuern träfe zu: ſchwer den in einem fo großen 
heile des Landes von der AInvafion heimgeſuchten Srund und Boden. (Richtig !) 
Die bewohnten Gebäude zu befteuern ift ebenjowenig räthli, wenn man weiß, 
wie viel Miethen ſeit 1’/s Jahren nicht bezahlt worben find. (Oho!) Die 
Berzehrungsfteuern können ebenfalls faum eine neue Erhöhung ertragen: Kaffee, 
Alkohol, Tabak, auch das Boftporto find an der Grenze des Möglichen ans» 
gelangt, und es if ſchon erfreulich genug, daß biefe Steuererhöhungen zu» 
mei die an fie gelnüpften Erwartungen noch übertroffen haben. Wir braus 
Ken aber nun einmal noch 250 Millionen. Da bieten fih uns als leidlichſte 
Hilfsquelle die fremden Gewebe, der Zuder, die Zundhoͤlzchen, das Papier 
dar; fie lönnen zujammen etwa 621 Millionen liefern. Für die Abrigen 
200 Millionen bringt nun die Regierung eine Steuer in Vorſchlag, die in 
Franfrei lange Zeit beftand, Niemand unglücklich machte und dafür der 
Induftrie zu unerhörtem Wohlſtande verhalf. Man dachte allgemein zunachſt 
an die Eintommenfteuer. Sie werden bemerkt haben, welde Zurüdhaltung 
wir den verichiebenften Steuervorſchlägen gegenüber beobachteten; hier aber 
mußten wir ein entihiedeneg: Nein! Rein! entgegenhalten. (Heiterkeit) Wo 
das Prinzip falſch ift, da gibt e8 keine Linparteilichleit mehr, da muß man 
Farbe befennen. Der Socialismus hat zwei Formen. Auf dem flachen Sand 
it er ganz unmöglih: denn hinter jedem Felde fteht dort der Bauer mit 
feinem Gewehr und vertheidigt ſich ſelbſt. Der Socialismus tritt entweder 
in der Form von Arbeiter » Eoalitionen oder in der Form der Einkommen⸗ 
feuer auf. (Sehr gut! reits; Unruhe links.) Die legtere mag unter ihren 
Anhängern jehr viele ehrenwerthe Leute zählen; ihrer Natur nad if fie nur 
eine der Inlarnationen des Socalismus. Die Eommilfion ſchlug ihrerfeits 
eine BeReuerung der Mobiliarwerthe vor; ich möchte dielelbe, da fie für den 
Geldmarkt empfindlih ift, nur als en-cas, als eventuelles Zufluchtsmittel 
gelten lafien; fie trüge auf nur 32 Millionen und brädte eine Inquiſition 
mit fih, wie die Einkommenſteuer. So ſah fi denn für den Reſt au die 
Commiſſion gendthigt, die Rohfloffe in’ Auge zu faflen. Sie flug eine 
Sprogentige Steuer ohne Drawbad vor, und gelangte damit nur zu einem 
Erträgnifie von 50 Millionen. Davon abgejehen, ftehen diefer Steuer auch 
die Handelsverträge entgegen. In der Uebereilung, mit welder man, lediglich 
politiſchen Nüdfichten gehorchend, diefe Verträge abſchloß, ließ man fih zu 
einer Beſtimmung herbei, derzufolge, wenn wir ein Meter Tuch mit 1. Sr. 
befteuern, das Ausland diefelbe Steuer, den fog. Compenjationszoll, erheben 
darf. Dagegen if jegt nichts zu thun. Wir dringen jegt allerdings auf die 
Loſung wiejer Handelsverträge oder doch auf eine gründliche Revifion derfelben. 
Wenn man die von uns vorgeihlagenen Modifitationen nit annimmt, fo 
werden wir mit Bergnügen auf dieje Verträge verzichten, von denen man ja 
in England ſelbſt jagt, Daß man auf fie feinen Werth legt, und daß man fie 
fi von Frankreich habe aufdringen laſſen. (Heiterkeit) Hr. Deſeilligny bat 
uns eine Steuer auf die Handelsumſätze und Hr. Elapier eine Steuer auf bie 
verarbeiteten Stoffe vorgefhlagen. Beide ſcheinen mir chimäriſch und unaus- 
führbar. Ein Zuſchlag zu den direlten Steuern würde fi ſchon eher empfeh- 
len, wie denn im Prinzip eine alte Steuer immer einer neuen vorzuzichen if. 
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Aber daran hätte man in Borbeauz denken ſollen; jetzt iſt es für diejes I: 
zu jpät; die Steuerrollen find ſchon ausgeſchrieben. Dan wollte anderr-3 
nur die Perſonal⸗ und Mobiliarfteuer erhöhen: das würde aber nur 30 E. 
Iionen bei 2—8 Millionen Spejen ergeben. (Widerſpruch) Eo gelangen vw: 
zu dem, wa8 man „meine Steuer” zu nennen beliebt; fie ifl Die mmeinige, ze 
ich feine befiere tenne. Sie würde 160-180 Millionen ergeben, leicht ur 
heben fein und fi in unendliche, ganz unmerkliche Bruchtheile aufläfen Te 
Drawback hat feine Nachtheile; es Öffnet, fagt man, Deiraudationen Thür =: 
Thor: der Staat nimmt das auf fi. Es if darum nicht minder eine wer 
Ausfuhrprämie und bat fi in der Prariß bewährt. Was wird bie Eime 
3. B. unfern Baummollen thun? m YAuslande werden fie ihres Gedmalt 
halber immer gejucht fein; nach innen aber ift die Wirkung jo unbebester 
daß 3. B. das Hemd eines Arbeiter nur 2 und das Kleid einer jjran ew 
dem Volke nur 6 Sous theurer zu flehen fommen wird. Ich fordere Ex 
heraus, eine vortheilhaftere Steuer zu finden. (Oho!) Bedenken Sie ei 
daß wir in der nächſten Zukunft unjere Wollen gegen die Concurrenz der ser 
rikaniſchen werden ſchützen müſſen. Diefen Ehuß gewährt unfere Steuer. um) 
für den Staatsſchatz (auf Wollen allein) 26 Millionen. Für Seide fickt 4 
die Sade höher: man wird für ein Kleid von 150 Fr. (d. i. für den <r"” 
zum Kleide) 12 und für ein Kleid von 600 Fr. 18 Fr. zulegen müſſen. Fi 
das etwa übertrieben? Die Seiden werben 27, Leinen und Hanf 7—8, ie 
Ganze 97 oder in runder Ziffer und ſchlecht gerechnet 75 Millionen irager 
Unjere Handelsumfäte berechnet Hr. Defleilligny auf 100 Milliarden; das ü 
eine viel zu hoch gegriffene Ziffer. Wir haben Grund, zu glauben, def tı 
nur 20 Milliarden betragen. Wechjel werden jährlih nur in der Höhe r: 
17 Milliarden in Umlauf gejegt. Eine leihte Steuer auf Duittungen m: 
möglich, und fie trägt auch gute Reſultate; wollte man aber jede Tr ir 
beſteuern, fo hieße das unerbörte Quälereien herbeiführen, und es wäre dar 
in unferem Lande gar nit mehr auszuhalten. (Zufiimmung und Wideriprud.: 


Noch einmal, unfere Induftrie hat ihre Hauptflärfe in der Güte und dem Ce | 
\hmad ihrer Erzeugnifie, nicht in ihrer Billigfeit. Darum verdient fie ei 


Vergütung, die wir ihr mit unjerer Steuer gewähren. Vie von Hrn. Clavier 
porgeichlagene Beſteuerung der Rohſtoffe beruht auf Hypotheſen, und wie wil 
man in den meiften Inbuftrien den Augenblick beſtimmen, wo der Attikel 
fertig und für die Steuer reif iſt? Nein, ſchenken Sie uns — ih will m: 
fagen Vertrauen, aber nur ein wenig Wohlmollen. Wir haben uns ja, we 
Sie fehen, auch in der Bankfrage nicht getäuſcht: der Preis des Goldes fl 
feither nur zurüdgegangen. Greifen Sie uns unter die Arme. ch verlange 
gleichfalls von Ihnen, den Pakt von Bordeaug aufrecht zu erhalten. Wem 
Sie diefen Pakt aufgeben würden, jo weiß Gott, weldde Uinglüdsfälle über 
Sranfreich hereinbrechen könnten. Ich beſchäftige mich mit keiner Partei, je 
dern mit Frankreich. Für Frankreich allein babe ih Fürſorge. Man muf 
nicht vergefien, daß wir uns vor Gefahren zu hüten haben. Es if nidt de 
politiicde Anarchie, die uns bedroht; was uns bedroht, ift die geiftige Anerche 
Es gibt feine noch fo bizarre Anficht, welche fich heute nicht an's Tageslicht 
wagte. Darin liegt die Gefahr. Möge es fih um Berwaltungsmaßregeln, 
um die Armee, Finanzen, um irgend einen Gegenſtand handeln, fo gibt es 
fein Brinzip, daß früher als richtig anerkannt geweſen, welches man herte 
nicht anzufechten unternimmt. . . . Man bat von Freiheit nnd liberalen Ge 
finnungen geſprochen. Mich kann man in diefer Beziehung nicht verbädtigen. 
Wenn ich die Regierung vertheidigte, jo geſchah es hauptſächlich dann, wem 
fie in Gefahr war. Gewöhnlich habe ich die Freiheit vertheibigt, und eb iR 
nicht auf diejer Seite (auf die linfe Seite deutend), wo ich verbädtig fer 
follte. Uebrigens ift heute die Freiheit nicht in Gefahr. Es ift eher die Einkert 


unjerer Anfichten. Die Regierung iſt auf ſtürmiſcher See; fie madt alle ihn 


Anftrengungen, um fi) oben zu erhalten. Die Regierung if die Smanatie 
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der Berfammlung und fie wird nicht 10 Minuten lang Ihrem Willen wider- 
ſtehen. Sie können unter diefer Regierung nit einen YAugenblid lang an 
der Sreiheit zweifeln; höchftens Tönnen Sie in die Regierung Zweifel ſetzen. 
Aber ich bitte Sie, haben wir die Einheit des Geiſtes; nehmen wir ungeadiet 
ciniger Unbequemlichkeiten das an, was uns gerecht ericheint, und werden wir 
nicht zum Gelächter der Völker, indem wir eine Ration von Echwägern find, 
die in der Außerften Gefahr nur mwideripredden und zu keinem Ziel kommen 
können. Ih will Ihre Freiheit nicht vermindern, aber ich made, wie Sie, 
von meiner Freiheit Gebrauch; ich gebraude die meinige, indem ich mich er» 
Ichöpfe, einzig und allein in dem Zweck, das Gute zu thun, und in den pa⸗ 
triotiichften Abfichten. Johnfton: Der Hr. Präfident der Republil hat gel⸗ 
tend gemadt, daß die von der Commiſſion vorgeſchlagene Iproc. Befteuerung 
ad valorem durch die Handelßverträge unterfagt wäre, wogegen diefe dent Res 
gierungsprojelt einer 20proc. Befteuerung mit Drambad nichts entgegenhielten. 
Diele Behauptung entipridt nit dem Texteder Verträge. (Redner verliegt 
die einfchlägigen Beſtimmungen.) Die Regierung kann die Einfuhr von Roh» 
ſtofſen nit befteuern, ohne die einheimischen Rohftoffe mit derjelben Steuer 
zu belegen, wenn fie auf fremde Wollen 90 Gent. erheben will, muß fie aud 
von der franzöfiihen Wolle 90 Gent. fordern, was ein harter Schlag für 
unſere Biehzudt wäre. Dan kann ohne Zweifel die Verträge kündigen; aber 
Darüber vergienge ein Jahr, jo daß man heuer die neue Steuer noch nicht 
erheben könnte Thiers: Die fremden Cabinete haben bis jetzt die Verträge 
in demfelben Sinn ausgelegt, wie wir; will man ihnen denn eine Waffe zu 
Sinterpretationen an die Hand geben, die unjeren Intereſſen zuwider liefen? 
Der Eompenjationszoll wurde niemals beftritten; man weiß im Auslande, 
daß Frankreich feine Tarife nicht aus bloßer Laune oder Bosheit verändern 
wird. Wozu aljo hier Bemerkungen vorbringen, deren ſich die engliſche Di- 
plomatie bemäcdhtigen könnte, um uns Schwierigleiten zu maden? Man be= 
Denke, daß man hier vor der Deffentlichkeit Ipricht! Herzog Decazes muß 
ebenfalls dem Präfiventen der Republil mit aller Achtung jagen, daß er fi 
gärrt hat. Hr. Gafimir Périer felbft hat anerfannt, daß man unterhandeln 
möüfle, um eine Befleuerung der Rohftoffe einführen zu koöͤnnen. Die auß- 
wärtige Diplomatie weiß daS von jelbft und erfährt von uns nichts Neues. 
Im Wege der Unterhandlung mit den fremden Mächten wird man aber leichter 
den Borjchlag der Eommilfion, als den der Regierung durchſetzen. Die Wahr- 
heit ift, daß die Regierung mit aller Macht auf die Kündigung der Verträge 
Hinorbeitet,, daß ift der Punkt, der uns von ihr irennt. Dan unterbandle, 
aber man treibe es nicht zum Bruce; die Intereſſen unferer Ausfuhr find 
widtig, und das Ausland würde e8, wenn wir uniere Conceſſionen zurück⸗ 
nähmen, an Reprefialien nicht fehlen laſſen. Thiers: Es handelt ſich bier 
nit um Freihandel oder Proteltion. Wir wollen feine neue wirthſchaftliche 
Revolution durchführen, obgleich wir jene von 1361 für eine unglüdliche halten. 
Meine College Caſimir Berier wollte nur jagen, dak wir aus Anftandsrüd- 
fichten England unjere neuen Tarife mittheilen müſſen. Bergefien Sie nicht, 
weil Sie denn als Freihändler ſprechen, daß der Handelsvertrag Frankreich 
ohne öffentliche Discuffion aufgegwungen worden ift und das größte Unheil 
in unferer Induftrie angerichtet hat. Die Eiſenfabrikanten find ruinirt, der 
Seehandel ift ſchwer geihädigt. Wenn die Lage der Induftrie im Augenblide 
eine beflexe ift, jo ift dieß doch nur ein vorübergehender Zuftand. Rod ein- 
mal: England erkennt die Gompenfationszölle an, und Sie brauden einen 
Fariftrieg nicht zu befürchten, wenn Sie den Bertrag kündigen. Wie ſchädlich 
ift in demfelben nicht 3. B. die Clauſel von den meiftbegänftigten Nationen! 
Wenn wir unſere Handelsmarine wieder aufrichten wollen, jo kann die kleinſte 
Macht des Mittelmeeres, fo Tann Monaco felbft ſich vermöge diefer Clauſel 
dem wiberjegen. Nennen Sie mir, ich muß e8 immer nur wiederholen, eine 
beflere Steuer, als die von uns vorgejchlagene, und ich werbe mich ergeben. 
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Buffet: Es waltet über einen Punkt ein Mißverſtendniß wor: der Sl, in 
Sie 3. B. auf fremde Wolle einführen 3 wollen, ift fein Gompenjatisusjsl; © 
iR, jobald nicht aud die einheimiſche Wolle befleuert wird, ein wahrer Ed 
zoll. (Sehr ridtig!) Darum verlangt England mit RMecht Die Bktikeiuzr 
Ihrer Eompenjations Tarife, weil es nöthigenfallg Einipradge erheben wi 
Sinanzminifter Bouger-DQuertier; Wenn Sie daß von uns praysmı 
Steuerigftem auch in feinem Neſte votiren, jo erzielen Sie 650 Milieu x 
einer Erſparniß von 8 Millionen in der Erhebung; ; greifen Sie bagıga 3 
einer Erhöhung der direlien Steuern, jo legen Sie uns 75 Zillienm um 
Koften auf. Der leitende Gedanke der Regierung iſt: Die —— * 
rungsmittel, wie Brod, Fleiſch und Salz, ſowie die hauptſächlichſen Gib 
mittel der Induſtrie, alio Eifen und Kohlen, zu verfhonen. Die Steret w 
die Rohſtoffe iſt nichts Neues. Dieſelben Fabrilanten, welche jest gegen ui 
auftreten, haben fi) ihr ganzes Leben lang zu andern Theorien beiamnt, zei 
dieſen haben fie die fchönen Bermögen zu danken, deren fie ſich heut erfree 
(Unrube.) Frankreich genoß unter dem alten Edukzol-Regine des hödke 
Wohlergehen: warum follen wir alfo, der Hr. Präfident ber Republl ı:: 
ih, die Ueberzeugungen unfere8 ganzen Lebens verläugnen? Es handelt "5 
hier aber gar nit einmal um Schuszoll oder Freihandel, ſondern lese: 
um eine fiscalifhe Maßregel. Wir haben e8 mit einer Induſtrie zw ther 
welche gar nichts zahlen will. (Lärın.) .. . Run, welches andere Syſtem hal 
Sie vorzufhlagen? Doch nur die Eintommenfteuer, welche em Bestes 
verworfen if, oder die Decimen zu den vier direlten Steuern: Grund ze 
Boden find aber ſchon genug und zu viel belaftet, namentlich durch Die Lehr 
tragungs« und Erbſchaftsſteuern; fie verdienen alle Schonung. Vie Giee 
auf die Rohſtoffe befteht überall, außer in England, wo die Fabrikenten re 
Mancheſter um für ihre ungeheure Produktion Abſatz zu finden, die Cm 
eurrenz mit allen fremden Mächten unternahmen. (Stimmen. „Sazı nt: 
Darauf eben kommt es an!) England hat jein Schutzſyſiem und feine E&* 
fahrtsafte jo lang aufrecht erhalten, bis es unbeftrittener Herr bes Hanke! 
und der Meere war. Biel näher liegt für uns die Analogie nıit den Ber 
einigten Staaten. Dieſe wählten, als fie den Bürgerkrieg hinter Fich hatte: 
das Protectionsipftem und lichen ſich durch die engliihen Borfeilungen nit 
beirren. Wäre es nicht in der That unerträglih, wenn ein großer Eins 
nicht die Wolle mit einem Gentime belegen könnte, ohne die Erlaubaik de⸗ 
Auslandes einzuholen? Und das nennt man Freiheit! In UAmerifa bei x 
Brotection nicht bloß der Induſtrie, jondern aud dem Uderbau gut sur 
ſchlagen: die Douanen trugen dort jährlich eine Milliarde in Gold eim. Fi: 
den Eonjumenten ift die ganze Frage ohne Bedeutung: der Preis der ick 
bat fi oft verändert, ohne daß der Gonfument etwas davon profitirte. (lin 
ruhe) Solde Wahrheiten hören freilich die Herren Freihandler nicht gerw: 
aber das Publitum möge nur wiſſen, daß die Steuer nicht eßs, fondern um 
die Mittelperfonen trifft. In dem trefflicden Buche des Hrn. % Blay übe 
die Urbettslöhne kann man lejen, daß unjere Arbeiter auf dem Lande nit 
mehr als 10 Br. jährlich für ihre Bekleidung ausgeben; wir willen, daß ft 
diefelbe gerade nicht durch zu häufige Wajche ruiniren. (Heiterfeit.) Bon x 
Seide jagt man, fie werde nichts tragen; wie fommt es denn, daß die Lyon 
Inbuftrie uns ſchon ein Pauſchale von 10 Millionen angeboten hat? Kur. 
unfer Project if noch dasjenige, welches für das Land am leichteften zu tragen 
it: die Armen werden wenig und die Bermögnenden den weitaus größten Theil 
beizufteuern haben. Der Minifter wendet fi) den Steuervorſchlägen zu, weide 
von anderer Seite gemacht worden find. Die Gewerbefteuer zu erhöhen, if 
unmdglid, da ſchon ohnehin tie Nüdftände hier nroß genug find, am da 
ee —* wir, ie Gore ra nicht rühren, und die Einfommn- 
euer ift dur ein Votum hoffen re immer geri I aber ge 
währe man dem Uderbax ein Entgelt für die Dienfe, —* * der Iebufti 
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leiſtet! Dieß zur Untwort auf die allerliebſte Rede, welche Hr. Joubelt ger 
Halten Bat, und wegen deren ih ihm mein Compliment made. 

Um leuten Tage der Debatte ift die Berfammlung Außerft aufgeregt und 
15R fich beftändig in neue Gruppen auf, jo daß es den Rednern beinahe un» 
mögiig if, fih Gehör zu verſchaffen. Der Minifier des Innern, Cafimir 
Porier: Als Verichterflatter der Budgetcommilfion habe er ſich bereits gegen 
Das Begierungsprojeft ausgeſprochen und bei feinem Eintritt in das Minifte- 
rium ausdrücklich in diefer Hinficht feine Borbehalte gemacht. Run glaube er 
aber einen Ausgleich vorſchlagen zu lönnen, in welden die Regierung ihrer- 
feit3 zu milligen bereit fe. Man erkenne die Steuer auf die Rohftoffe im 
Prinzip und als Ergänzung der übrigen Taren an, ernenne eine Commiffion 
zur Prüfung der Tarife und unterfude inzwifchen alle andern Steuervorſchläge. 
Marcel Barthe formulirt diefen Vermittlungsvorſchlag genauer in folgendem 
Antrage: Die Rationalverfammlung läßt die Beſteuerung der Rohftoffe im 
Brinzip zu, joweit diefelbe die für das Bleichgewicht des Budgets erforderlichen 
Staatseintänfte ergänzen kann; eine Gommilfion von 15 Mitgliedern joll die 
Tarife prüfen, jedoch nicht eher ihren Bericht erflatten, als bis das Haus 
über alle andern Steuerprojette ſchlüſſig geworden if. (Sehr gut! auf der 
einen, Lärm auf der andern Seite.) Lucien Brun, ein Mitglied der Außer- 
fen Rechten, aber in diejer Frage von den meiften feiner Parteigenoffen ab» 
weichend, macht fi) zum Dolmetſch einer Berfammlung von Delegirten der 
frangöfifgen Inbuftriepläge, die foeben in Berfailles abgehalten worden und 
zu folgendem Beichiuffe gelangt if: „Die unterzeichneten Bertreter der fran- 
zöflien Induſtrie, von dem Wunſche befeelt, ihre Schuld an das Baterland 
abzutragen, andererfeit8 aber auch den Aufſchwung der vaterländiſchen Ge⸗ 
werbe nicht gehemmt zu ſehen, erflären, daß der Handel und die Induſtrie 
bereit find, die 165 Millionen, welde die Regierung ſich von der Eteuer 
auf die Robftoffe veripricht, mittels einer Steuer auf ihre Umſäre aufzubrin- 
gen, deren Ziffer von einer Sommilfion der Nationalverſammlung zu beftim- 
men wäre.” Die 60 Unterzeichner dieſes Beſchluſſes, jagt der Redner, find 
vermöge ihrer Stellung in der Handelswelt zu einem foldden Unerbieten voll- 
kommen ermächtigt, und jeden Augenblick firömen aus den Induſtrieplätzen 
die Beitritiserflärungen zu. Präfident Thiers: Als ich geflern das Wort 
ergriff, geſchah es in der Abſicht, der hier eingeriffenen Verwirrung ein Ziel 
zu jegen. Dieſe Discuffion jäet nur Aufregung im Lande und läßt uns vor 
Europa in einem traurigen Lichte erſcheinen. (Sturmiſche Unterbrechung.) Ich 
hätte gewünjcht, daß man der Regierung die von ihr nachgeluchten Hilfsquellen 
etwas bereitwilliger zur Berfügung geflellt hätte. Die Discuffion ift erjchöpft, 
und wir müflen endlich zu einem Schlufie gelangen. Ich habe Ihnen gejagt: 
lafien wir die Ziffer der Steuer no aus dem Spiel, aber erfennen wir fie 
im Prinzip an, dann werden Sie ſehen, daß die im Lande ausgebrocdhene Bes 
wegung zum größten Theil nur eine Tünftlihe if. Das auf die Rohſtoffe 
entfalende Quantum kann möglicher Weile durch andere Steuern vermindert 
werden, fo etwa durch eine Erhöhung der Mobiliarfteuer oder Dur den Stem- 
pel auf Falturen oder endlih durch einen Decime auf die Mobiliarwerthe; 
e8 genügt, wenn Sie unjern Vorſchlag einftweilen nur im Prinzip zulafien. 
Sie Finnen mir nicht verdenten, wenn ich ein feites Programm habe; man 
kann nur mit feſtem Willen und unerſchütterlichen Ueberzeugungen regieren. 
Auch hätte id, wenn ich nur meinen Eingebungen gefolgt wäre, ſchon vor 
einigen Tagen die Gabinetsfrage geftellt; doch ließ ich mich hievon durch meine 
Gollegen abbringen, deren Rathichlägen ich mich nicht verichließen will, und 
fo hat Ihnen der Minifter des Innern einen Bermittlungsvoriälag gemacht. 
Auf diefen antwortete Hr. Lucien Brun mit einem Gegenprojekt, einer Offerte 
im Namen von 60 Induſtriellen ohne Mandat, die ſehr rechtſchaffene und 
patriottiche Beute jein mögen, wenn es aber zum Zahlen fommt, ohne Zwei- 
fel von ihren Hintermännern im Stich gelafien werden. Ehedem brachten 
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die Zünfte in Zeiten der Roth dem König ihr Gelb dar; eine blshe Jich 

von 50 oder 60 Kaufleuten fann mir aber, wenn es fi um eme Sue 

von 165 Millionen handelt, nicht genügen. Diefe Herren bring md ı: 

ein Gteueriyflent, welches von der Gommilfion ſchon gerichtet if. Oder gauı 
Sie wirklich, daß unjere Kaufleute fi täglıh unb von Sjebermam in :- 
Bücher jehen Laffen werden? Der Vorſchlag if ohne Werth und, gerste kaız 
gelagt, lindiſch. (Kaärm.) Run, m. 9., erheben Sie fih über Goxbermmedn 
die fünftlich auf's Aeußerſte gereizt find und jedes Schamgefühl verlor iv 
ben! (Heftiger Widerſpruch; Beifall auf der äußerſten Reiten.) Zerar 
antragt folgende Rejolution: „Die Rationalverjammlung beſchließt. inden ı 
da8 Princip einer Steuer auf die — vorbehält, Daß eine Gemmft« 
von 15 Mitgliedern die vorgelegten Tarife und die durch dieſe Eteser cc" 
geworfenen Fragen prüfe; doch jol zu diefer Steuer nur dann gegrifen we- 


den, wenn fein anderes Mittel, das Budget in's Bleihgewidt zu bringen w 


funden worden if.” Der Minifter des Innern erklärt, daß die Neger; 
fih dem Antrage Barthe anſchließe, Thiers jelbf wiederholt, es mühe > 


gemacht bleiben, daß das Prinzip der Rohmaterialfteuer zugelaſſen m: = 


der Einkommenſteuer verworfen fei. Darum entiprecdhe der Barthe'ihe Ix::: 
am beiten dem Standpunkte der Regierung. In der Abflimmung wir ;r- 
nächft der Borrang des Antrags Barthe mit 360 gegen 318 Stimm =: 
worfen, dann der Antrag Yeray mit 367 gegen 297 Stimmen angensuez 


Dafür fiimmt ein Bruchtheil der Nechten, die große Mehrheit der bera | 
Gentren und die ganze Linke; dagegen die äußerfte Rechte, einige here: 


ragende Ramen aus dem Centrum, wie Prinz Joinville, Ricard, Yules de 
und der Minifter Jules Simon, die legten Beiden, ihre freihandleriſchen © 


finnungen von ehemals verleugnend; der Herzog von Aumale, die Deyutne | 


Bautrain, Picard u. A. enthalten fi der Abflimmung Die Berjamulm 


geht in wahrer Beſtürzung über ihr eigenes Werk auseinander. Thiers. ier 
man, fei durch feine Niederlage bis zu Thränen aufgebracht worden und iv 
finde fi in der bedenklichſten Aufregung. „Die franzdfiihe Induſtrie“, hei 
er dor mehreren Abgeorbneten geäußert, „babe fih ſchmählich benommen ı=: 
gezeigt, daß fie nichts VBeſſeres werth fei, als das ihr jeit zehn Jahren zur 
erlegte Regime, aber fie wird es bitter bereuen.” In Paris ſchwirres de 
Abends vie beunruhigendſten Gerüchte umber: Hr. Thiers wolle ſich aber 
zurüdziehen, man babe ſchon dem Hrn. Br&vp und dem Herzog von Aus: 
die Präfidentfchaft angeboten u. dgl. 


19. Jan. Der ehemalige kaiſerl. Staatsminifter Rouber bewirbt fi m 


Corſica um einen erledigten Sig in der Nationalverfammlung. Pro 
gramm der bonapartiſtiſchen Partei: 

„Wähler von Gorfica! Nach willfürlichen oder ungeſetzlichen Berzögerungn 
welche die unparteiſche öffentlide Meinung verlegen und fränfen mußten, ü 
das Dekret, das euch zur Wahlurne ruft, endlich erſchienen. Diefe Wahl a 
nicht bloß eine Entiheidung zwiſchen politilchen Bewerbern, fie erhält durs 
die ihr vorangegangenen Thatjahen einen außerordentlihen Gharalter, zieh 
Bragen des Ehrgefühls und der periönlichen Würde mit ins Spiel, und m 
Ah zu einem Verdict über gewifle Alte und gewiffe Männer geflalten. In 
der That ift Eorfica feit dem Monat Oktober nicht zu qualificirenden Mat- 
regeln unterzogen worden. Ein außerorbentlidher mmifjär roubte dem &- 
neralrath durch Drohung die Freiheit feiner Entichliegungen. Mehrere dar 
Wahl ernannte Vertretungen wurden aus bloßer Laune aufgelöst. Welcheidene 
Beamte, Richter felbft, die ih in langem Dienfte bewährt hatten, waren 
blindem Haß und gemeinftem Ehrgeiz aufneopfert; mit ungerechten Abjekuncen 
und einer ungewohnten Entfaltung militäriicder Gewalt juchte man euren Muth 
zu eriüttern und euren Willen zu beugen. Die Inhaber einer vorübergehm 
den Regierungsgewalt machten aus ihrem Ziele kein Hehl: fie wollten ca 
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zwingen, eure Verehrung für eine Dynaſtie abzuſchwören, welche durch das 
allgemeine Stimmrecht auf den Thron erhoben und durch einen ſchmählichen 
Aufſtand geftürzt worden if. Nun nehmt ihr euer ſouveränes Recht wieder 
an eud, und euer Botum wird, davon bin ich überzeugt, eine erfie Benug- 
thuung für die Opfer, eine erſte Züchtigung für die Bedrücker, es wird die Be- 
träftigung eurer Unabhängigleit, die freie Kundgebung eures Bedauerns und 
euzer wohlbegrändeten Hoffnungen fein. 3a, eurer Hoffnungen! Denn 
die Ration bat fih noch nicht über ihre Zulunft erklärt, und fie allein fann 
nad fo viel ſchuldbaren Revolutionen das Berfafiungsreht des Landes feſt⸗ 
ftellen. Oder heißt es eiwa die Gegenwart verleumden, wenn man anerfennt, 
daß in ihr Alles ungewiß und dunlel ift, und daß die Intereſſen befländiger 
Unruhe ausgeſetzt find? Haben wir nicht fortwährend das herzzerreißende Schau⸗ 
ſpiel von Rancunen, Schwächen, Ausgleihen, unfrucdtbaren Unftrengungen 
und gefährlichen demagogiſchen Umtrieben vor uns? Unter diejer Verwirrung 
und Ohmmacht ſchleicht fih, langſam oder raſch, die Zerfegung aller gefell» 
jchaftlichen Kräfte ein. Es wäre eine verhängnikvolle Täuſchung, wenn man 
Das Keil in vorübergehenden Aushilfsmtitteln oder in zweideutigen Gonıbina- 
tionen fuchen wollte, Frankreich würde damit weder Credit, noch Sicherheit, 
noch Unfehen gewinnen. Das Baterland kann innern Zwift nicht mehr er» 
tragen, ohne zu Grunde zu geben. Die höchfte Pflicht der Parteien if, ihm 
ihren Widerfland und Ehrgeiz zu opfern, ehrfurchtsvoll die oberſte Entſchei⸗ 
dung des Rationalmwillens einzuholen, dann ſich aufzulöjen oder unter 
der heilfamen Autorität der definitiv ernannten Regierung zu verjöhnen. Die 
Ordnung, diefe Freiheit Aller, kann fortan feine andere Grundlage haben. 
Wenn wir aud nur noch kurze Zeit für diefe große Wahrheit taub bleiben, 
fo wird fie uns durch bittere Leiden unferes Stantsweiens in Erinnerung ge: 
zufen werden. Im Ramen diefer Ueberzeugungen wende ih mich an euren 
Patriotismus. In diefem Kampf it mein Name ein Symbol, meine 
Gandidatur diejenige eines Freundes der Berbannung und des 
Ungläds; fie ftellt fi unter den Schug eures politiichen Bekenniniſſes, fie 
wendet ſich an den Adel und Stolz eurer Geſinnungen.“ 

20. Ian. Rationalverfammlung: Hr. Thiers verlangt feine Entlaffung in 
Folge feiner Niederlage vom vorhergehenden Tage. Die Verſammlung 
bejhließt indeß fofort eine Tagesordnung, die ihn zur Zurüdnahme 
feines Entſchluſſes bewegen ſoll. Thiers gibt nach und er ſowohl als 
die Minifter bleiben. 

Die große Mehrheit der Berfammlung hatte doch nicht geglaubt, daß 
Thiers feine Entlafjung wirklich) fordere und um rein commercieller und in« 
duftrieller Interefien willen Frankreich einer jo gefährlichen Krifis preisgeben 
werde. Die Verſammlung ift faft vollzählig. Ter Präfident liest das Schreiben 
des Hrn. Thiers, das kurz gefakt ift und keinerlei Motivirung gibt. Batbie 
(Rechte) verlangt nun das Wort, um folgende Tagesordnung in Vorſchlag zu 
bringen: „In Erwägung, daß die Berfammlung in ihrem geftrigen Beſchluſſe 
fich darauf beſchränkt hat, eine ſtaatsbkonomiſche Frage zu referviren; daß ihr 
Botum in keiner Weije als ein Votum des Mißtrauens oder der Feindſelig⸗ 
Zeit gegen die Regierung betrachtet und nicht die Verweigerung der Unterfiägung 
in fih jchließen Tann, welche fie inımer der Regierung gewährt: geht die Ver⸗ 
fammlung zur Discuſſion der verſchiedenen Steuerprojefte, die ihr vorgelegt 
worden find.“ Batbie wunſcht, daß die Verſammlung fi in ihre Abtheilun⸗ 
gen zurüdziehe, um eine Sommilfion zu ernennen, weldye über den Vorſchlag 
beichließen wird. Er hofft, daß die Annahme dieſer Tagesordnung die Regie 
rung beflimmen wird, im Amte zu bleiben. Die Tagesordnung wird ziemlid 
beifällig aufgenonmen. Die Berfammlung beflimmt jedoch, daß man jofort 
Über den Antrag diskutire und fich nicht zuerft in die Abtheilungen begebe. — 
Defeilligny fordert die Kammer auf, fofort eine Tagesordnung zu votiren, 


m 
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weldhe beiage, daß das Bolum vom 19. Jamar die Eintracht zuiihe 
Regierung und der Kammer nicht babe flören können, da es nur ei 
ölonomilde Tragweite babe. Eine lange anhaltende Aufregung 
diefen Antrag. Es entipinnt fih nun eine kurze Discuffion Ba 
vor, feinem Untrage die Worte hinzuzufügen: „daß die Sammer ei 
Aufruf an den Patriotismus des Präfidenten der Republik erlaffe 
Entlafjung verweigere‘. In Folge diefer Erklärung werben bi 
aeSorbnungen zurüdigezogen. Ver Antrag von Batbie mit 
faſt einſtimmig angenommen. Rur ungefähr zehn Mitglieder 
gegen. Die Aufregung in der Kammer iR äußerfi groß. — 
der Rationalverfammlung überbringt dem Präfiventen der 
f&luß der Kammer. Bice- Präfident Benoift d'Azy erfatte dan 
Milfton bei Thiers Beriht. „Die Entlaſſung des Herrn Präfidenten ı 
zurüdgezogen zu betrachten.” (Beifall auf der Rechten und in 
Der Zwiſchenfall ift alfo befeitigt. Einige Schritte, um Thiers 
waren übrigens in den Fractionsverfammlungen bereits geiban iso 
Nachfolger deſſelben waren ſowohl Gréͤvy, der Präfident der Ratioan 
lung, al8 der Herzog von Aumale in Vorſchlag gebracdt werden. 
waren für Errichtung eines Triumvirats, weldes aus Grévy, U 
Mac Mahon beftehen ſollte. Daß eß Thiers mit feiner Entleffung 
war, if übrigens nicht anzunehmen. Er gab fie nur, weil er t 
fiher war, daß man fie nicht annehmen werde. Seine 

ganzen Tages war im ganzen feine ſehr würbige. Er hatte 
Heinen Salon des praſidentſchaftlichen Palais zurädgezogen, we 
Mignet und dem General Uppert, dem Obercommandanten vor 
befand. Dort empfing er alle die, weldhe famen, um ihn zu bitten, fein 
Entlaſſung zurückzunehmen. Zuerſt kamen die verſchi i 
Thiers blieb aber feſt. ge Galmon, der ihm Kenninik von der > 
nung gab, welche die Berſammlung votirt, hatte nicht mehr GIAd. Wis aber 
die Minifter fi den Bitten des Herren Galmon anſchloſſen, wurde Thiers 
etwas weidher, und er gab vollſtändig nad, als endlih ber Vorſtand der 
Beriammlung mit tiefen Büdlingen eriien, um ibm die Tagesorbuung ja 
überreichen. Trogig blieb er bi8 zum Schluß; er nahm zwar feine Eat 
laſſung zurüd, aber er fügte kalt Hinzu: „Schugzöliner bleibe ih doch, wei 
ich von jeher geweien bin!“ 
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21. Yan. Prinz Napoleon wird wieder zum Mitgliede bes Generalcati 


22. 


28. 


von Ajaccio gewählt. 
„ Nat.» Berfammlung: mählt zwei Commiſſionen von je 15 Mir 
gliedern, die eine für Prüfung der Frage betr. Beſteuerung ber Rob 
ftoffe, Die andere betr. die Kündigung bes engliſchen Handelsver⸗ 
trags. 
„Nat.⸗Verſammlung: Die Commiſſion erflärt ſich mit 10 gegen 5 
Stimmen für Kündigung des engliſchen Handelsvertrages. 
Der Minifter des Heußern Graf Remufat, gibt darüber eine längere Er- 
Härung ab. Er jegt die Beweggründe auseinander, weldhe die Uuflünbigung 
der Verträge wunſchen laſſen. Der Grund liegt darin, daß Franukreich ge 
nötbigt if, feine Zoljäge zu erhöhen, um jeinen finanziellen Bebärfnifen ge 
recht zu werden. Die Regierung kann aber die Zolljäge nicht antaflen, wenn 
fie fi nicht vorher mit den Mächten geeinigt hat, welche 
mit ihr abgeſchloſſen haben. Seit fieben Monaten hat die ierung mä 
England Unterhandlungen angelnüpft, um zw rein fisfalifchem Zwei zur 
Mopification der beftehenden Zolfäge zu gelangen. Diele Nation antwortete 
immer, daß fie Frankreich in feinen finanziellen Maßregeln unterflägen welle 
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daß fie jebod nicht in alle von ihm verlangten Modificationen einwilligen 
Eönne, ohne den Anſchein zu haben, einen Schritt nah rädwärts zu thun und 
fi von den Doltrinen des Freihandels zu entfernen. Sie zieht vor, daß 
ihre Serupel in diefer Beziehung von Frankreich ſelbſt Hefeitigt werden, indem 
dieſes durch das Auffündinen der Verträge ihr die ganze Freiheit zum Unter⸗ 
handeln gibt. Was die franzöfiiche Regierung anbelangt, jo weist fie mit 
aller Energie den Gedanken zurüd, die Fahne der Proteltion wieder aufpflanzen 
zu wollen. Sie verlangt nur die Auffündigung, um die für die Finanzen 
nothwendigen Bermehrungen der Zollfäge leichter zu erhalten Mit einem 
orte, die Regierung hat nur einen Gedanken: für Frankreich die Freiheit 
feiner Zolljäge wieder zu erlangen. Die Regierung protcflirt energiſch gegen 
Die Anklage, als beabfihtige fie eine ſtaatsdkonomiſche Eontre-Revolution. Die 
Bereinigten Staaten haben ſich ebenfalls durd die Erhöhung der Zollſätze ge- 
reitet, wenn man dieſes Syftem ausführt, jo wird Franfreich ebenfalls gerettet 
werden. So die Erflärungen des Minifters. Mehrere Mitglieder verlangen 
die Mitteilung der Dokumente betreff$ der Unterhandlungen. Remuſat ver 
weigert dieſelbe. Er ſetzt Hinzu, daß die Commiſſion Über den Gtand der 
Ungelegendeit vollftändig unterrichtet fe. Johnſton bemerkt hierauf, daß 
man auch ohne die Auflündigung der Berträge unterhandeln könne Wenn 
man niüpt den geheimen Gedanken babe, auf das Schutzzollſyſtem zurückzu⸗ 
fommen, fo fei es unnöß, diefelben aufzufündigen. 

3. Jan. Das Kriegsgericht verurtheilt im Proceß gegen die Mörder der 
Geiſeln während der Kommune einen ber Angellagten zum Tode und 
andere zu verfchiedenen Freiheitsitrafen; fünf werden freigeiproden. 

„— 80. Jan. Nat.-Berfammlung: Debatte über die von der Commilfion 
noch erweiterte Regierungsvorlage bez. der Handelsmarine und zum 
Schub berfelben gegen fremde Concurrenz. Das Gejeg wird mit an⸗ 
fehnliher Majorität angenommen. Hr. Thiers erringt damit für 
feine Schubzollideen unmittelbar nach feiner principiellen Niederlage 
einen erften praftiichen Sieg. 

Der weſentliche Inhalt dieſes Entwurfs ift: das im erfolg der Hans 
delöverträge eingeführte liberale Syftem von 1866 fol wieder aufgehoben 
werden; die fogenannte Franzöfirung fremder Schiffe, d. i. der Anlauf eines 
fremden Schifſes und die Uebernahme desjelben unter franzöſiſcher Flagge, 
fol einem erhöhten Zoll, bemefien nah dem Tonnengewichte des Fahrzeugs, 
unterliegen; die unter fremder Flagge nad Ürankreih gelangenden Waaren 
und Raturalien ſollen mit einer Zuichlagstage belegt werden, von weldgen die 
unter franzöfiicher Flagge eingeführten Frachten befreit bleiben; endlich die 
Robprodulte, welche aus den europäifchen und namentlich den englifchen Entres 
pots, flatt direkt von ihrem Urſprungsorte, nad Frankreich kommen, follen 
ebenfalls einer befonderen Steuer unterzogen werden. Johnſton, Abg. von 
Bordeauz, führt, wie in der Debatte über die Rohſtoffe, aus, daß angeſichts der 
beſtehenden Verträge die Vorlage in der nächſten Zeit gar nicht ausführbar fei: 
die Öflerreih. Flagge 3. B. bleibt kraft des Vertrags von 1867 bis zum Jahr 
1877 von jeder Taxe befreit. In der Sache jelbft ſucht Redner vom Stand» 
punkt feiner Mandanten auszuführen, daß der franzdfiihe Seehandel im 
Großen und Banzen feit 1866 nur gewonnen habe, und durch die vorge. 
ſchlagenen Zölle nur zu Gunften der griechiſchen, der öſterreichiſchen und 
namentlich der italienischen Marine ruinirt werden würde. Elapier verwahrt 
fh als Vertreter von Marjeille, wie jein College von Borbeaug, gegen die 
Wiederherſtellung der alten Zaren. Man jagt: unfere Marine jet ruinirt. 
Das ift nit wahr. Ruinirt find nur die Leinen, nur die Segelſchiffe, und 
gegen den Fortſchritt der Zeit läßt ſich nicht anlämpfen. Das Problem if 
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ift, nicht verrottete Privilegien wiederberzuftellen, fondern unjere Blarm =: 
drei unerläßlichen Eigenichaften, mit Leiftungsfähigteit, Raſchheit amd Ar 
mäßigfeit, auszuftatten. (Sehr gut! links.) Die Handelsfammern ven B-- 
feille und Havre find darüber einig; wir wollen feine PBroteftion, fesdcı 
Freiheit. Acloque, Abg. des Ariege- Departements, erffärt RG für :: 
Regierungsvorlage und wünſcht namentlih einen ſtärkeren Schutz für de⸗ 
zum Sciffsbau beflimmte Eiſen. Babin-Ehevaye, Abg. von Razz. 
unterftügt die Negierungsporlage und gibt einige pofitive Data über be 
Nuckgang des franzöfiichen Seehandels. Fraiſſinet fragt ſich dagegen: 
woher der Reichthum fo vieler Schiffsrheder in allen franzöfifgern Häfen fomzz. 
Schutzzolle werden gegen die Yortichritte des Scifisbaues nichts amsrıder. 
die Güte des Schiffes ift eine jo wichtige Sade, daß man ſich troß ber ii 
an das Ausland wenden wird, wenn die einheimilche Yndbuftrte Hunter em 
jelben zurüdbleibt. Der Eonfument wird dann den Zoll bezahlen, um = 
Mheder wird doch nicht vorwärts kommen. (Beifall linls.) Rend-Bricıe. 
Abg. der Meurthe: Alles das ändert nicht, daß unfere Marine leidet, name: 
lid an einem immer wachſenden Mangel an Ausfuhrfrachten. WMarizt: 
minifter Pothuau: Ih will die vorliegende Frage.nur vom muilikärdäder 
und nautiſchen Standpunkt behandeln. Ohne Handelsmaring gibt e& fr: 
Kriegsmarine. Es ift aber unläugbar, daß fett dem Belek vom 1866 :: 
Marine-Anfeription keine befriedigenden Refultate ergeben bat, jondern bödkızi 
ftationär geblieben if. Der Flaggenzuſchlag Fönnte eine Entigipigung 
den Abgang an Frachten gewähren, und unter der Gunft diefer Taxe ki 
fi „auch“ die engliihe Marine entfaltet; erft als fie nichts mehr zum fürde- 
hatte, verlangte fie freie Concurrenz. Was den Schiffsbau betrifft, fo lebe: 
wir eine Anzahl von Werften dem Untergang verfallen, die eine Pflamzicke 
für die Sciffsbaumeifter des Staates waren. Auch bier find wir emen Tu 
ftand ſchuldig, wenn anders wir nicht überhaupt auf eine Kriegsmarine ve: 
zihten wollen. Johnſton kommt auf jeine erfte Erinnerung zurädl. Tr 
mit DOefterreih unter dem 11. December 1866 abgeidhlofiene Conventien ge 
währt diefer Macht und implicite acht anderen Seeſtaaten Befreiung vom jeder 
neuen Auflage bis 1877; wie will man aljo ſchon jekt ein Erträgniß v«= 
160 Millionen von den vorgeſchlagenen Tarifen und Zuſchlagstaxen erheiten! 
Minifter des Aeußern, Remufat: Die Regierung hatte urfprängi:t 
eine rein fiscaliiche Vorlage eingebradht, die fid in den Grenzen der beftche- 
den Verträge hielt. Die Sommilfion bat den Entwurf bis zu einem neuer 
Geſetz über die Handelsinarine erweitert; die Regierung ift mit demfelben ein 
verftanden und will ihn, wenn er votirt wird, in dem Wafe in Unwerbun 
bringen, als ihr es die Verträge und neue Unterhandlungen geflatten werden. 
Ich will über die Kandelsverträge fein Urtheil fällen; jo viel iR aber gewis. 
daR fie zu einer Zeit abgeſchloſſen worden find, da Frankreich nicht, wie dieß 
feider jet der Fall, gendthigt war, alle feine Hilfsquellen in Unfprud ja 
nehmen. Die fremden Mächte erkennen in ihrem Wohlwollen diefe verändert 
Sadlage an, und jo hoffen wir auf gütlicden Weg eine Revifion der Tarık 
durchiegen zu können. Johnſton: Ich nehme davon Act, daß der Hr. Mi⸗ 
nifter ſelbſt anerkennt: die Vorlage fei in ihrem größeren Theil für jetzt un- 
ausführbar. Finanzminifter BPouyer-Quertier: Das kann id durdens 
nicht zugeben. Man möchte und gern in eine Sackgaſſe drängen. Hier est 
man uns: „Bringt erfi die Zuſtimmung der fremden Mächte bei, umd barz 
werden wir die Tarife repidiren.“ Und das Yusland wiederum fagt: „Wi: 
tönnen nicht eher in Unterhandlung treien, als bis wir die Abfichten der Re 
tionalverfammlung kennen.“ Ih muß aljo diefes Haus bitten, den Unfezz 
zu machen; mit feinem Botum ausgerüftet, werden wir far! genug fein dee 
Sand feine Bfonomifche Unabhängigkeit wiederzugeben. (Zufimmung recht 
Der erſte Artitel des Geſetzes wird mit 406 gegen 265 Stimmen; daß gan; 
Geſetz mit 422 gegen 239 angenommen. 
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:- Yan. Nat.⸗Verſammlung: Naquet beantragt, Napoleon III. nad} feiner 


eigenen Verfaſſung als verantwortlich für den „in einem rein dynaſti⸗ 
chen Intereffe und mit Hintanjfegung der elementarftien Regeln der 
Klugheit unternommenen Krieg” zu erflären und demnach feine Güter 
mit Beſchlag zu belegen und zu verkaufen. 

Eine Stimme: Er hat gar keine in Frankreich! Graf Joachim Murat: 
Damit werden Sie fi nicht fonderlich bereichern. Der Antrag wird nicht 
als dringlih zugelaflen. 


» Die Legitimiften verbreiten neuerdings das Gerücht, der Graf 
v. Paris werde demnächft nach Froſchdorf gehen, um fich dem Grafen 
v. Chambord zu unterftellen. Das Gericht beftätigt ſich auch diefes 
Mal nidt. 


» Die Regierung beichließt die Eintheilung des Landes in 16 Mi- 
Iitärregionen. 

„ Der Graf v. Chambord erläßt ein Manifeft behufs näherer Dar⸗ 
legung feiner „beharrlich entftellten” Gefinnungen. 


‚Die Beharrlicäkeit der Anftrengungen, welde darauf abzielen, meine 
Worte, meine Gefinnungen und meine Handlungen zu entftellen, nöthigt mid 
zu einer Berwahrung, welde die Loyalität erheiſcht und die mir die Ehre 
auferlegt. Man ift erftaunt, daß ih mid von Chambord entfernt habe, da 
es mir jo angenehm gewejen wäre, dort meinen Aufenthalt zu verlängern, 
und man fohreibt meinen Entſchluß dem geheimen Gedanken zu, abdanfen zu 
wollen. Ich habe die Richtſchnur nicht zu rechtfertigen, die ich mir vorge. 
ſchrieben habe. Ich beklage die, welche mich nicht verftanden haben; aber alle 
Hoffnungen, die darauf begründet find, daß ich meine Pflichten vergefjen werde, 
find eitel. Ich werde niemals abdanfen. Nachdem ih das monarchiſche 
Princip, das Patrimonium Frankreichs, die legte Hoffnung feiner Größe und 
feiner Freiheit, 40 Jahre lang unverlett erhalten babe, werde ich dasjelbe 
nicht verlegen lafien. Der Eäjarismus und die Anardie bedrohen uns noch, 
weil man in den Berfonenfragen, anftatt in den Prinzipien, das Heil Frank⸗ 
reichs jucht. Der Irrthum unferer Zeit ift, auf politiihe Austunftsmittel 
zu reinen, um den Gefahren einer focialen Krifis zu entgehen. Und bat 
Frankreich am Tage nad) unferen Unglüdsfällen dadurch, daß e3 in einem 
bewunderungswäürdigen Aufſchwung jeinen monarchiſchen Glauben befräftigte, 
nicht bewieien, daß e8 nicht fterben will? Ich fol nit, jo jagt man, von 
unjern tapfern Soldaten verlangen, unter einer anderen Standarte zu mar⸗ 
ſchiren. Ich pflanze feine neue Fahne auf; ih halte die Frank— 
reichs aufrecht, und ich habe den Stolz, zu glauben, daß fie unjeren Ar⸗ 
meen ihr altes Anjehen zurüdgeben wird. Wenn die weiße Fahne Unglücks⸗ 
fälle erlitten bat, jo gibt e8 Demüthigungen, die fie nit erfahren. Ich habe 
geſagt, daß ich die Reform bin; man bat fih geftellt, als verftehe man, daß 
ich die Reaktion ſei. Ich Habe der Heimfudgungen der Kirde nit 
gedenken können, ohne mich der Traditionen meine Baterlandes zu erinnern. 
Diele Sprache hat die blindeften Leidenschaften wachgerufen. Durch meine 
unerfchütterlihe Treue an den Blauben und an meine Fahne vertheidige id) 
gerade die Ehre Frankreichs und feine glorreiche Vergangenheit und bereite 
feine Zufunft vor. Jede bei der Aufſuchung fruchtlojer Eombinationen ver» 
Iorene Stunde nützt denen, welche über unfere Ernievrigung triumphiren. 
Außerhalb des nationalen Princips monarchiſcher Erblichleit, ohne welches ich 
nichts bin, mit dem ich Alles Tann, wo werden unjere Allianzen jein? 
er wird unjerer Armee eine ftarle Organifation geben? Wer wird unjerer 
Diplomatie ihr Anſehen, Frankreich feinen Credit und feinen Rang zurück⸗ 
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geben? Wer wird den Arbeiterklaſſen die Wohlihat des Friedens, ut 
beiter die Würde feines Lebens, die Früchte ſeiner Arbeit, Die Sicherheit ve 
Alters verbürgen? Ich habe es oft wiederholt: ich bin bereit zw ale (> 
ceifionen, die keine Handlungen der Schwädhe fein werden. Get ik ze 
Zeuge: ich habe nur Eine Leidenſchaft im Kerzen: das Gläd Frautırıı 
ih habe nur Einen Ehrgeiz, den: meinen Theil zu haben an dem Mer: x 
Neconftitution, welches nicht das ausichliegliche Werk einer Partei fen tem 
fondern das die loyale Unterflügung aller Aufopferungen verlangt. Ak 
wird meine Belchlüfje erſchüttern, nichts meine Geduld ermäbden, mb Rır 
mand wird unter einem Borwand von mir erlangen, bei ıh 
zufimmte, der legitime König der Revolution zu werden" 


80. Jan. England erffärt, daß es den Handelävertrag mit Franfırid = 


in Kraft beftehend anjehe bis 12 Monate nad) feiner förmſide 
Kündigung; gegen eine Revifion der Tarife werde es feine Cinwer 
dungen machen, wofern nicht zum Schußzollſyſtem zurüdgelehrt were 


2. Febr. Nat.» Berfammlung: genehmigt die Kündigung des engirde 


Hanbelövertrages und bereitet dadurch Hrn. Thier und „jede“ 
Ideen“ einen zweiten Zriumph; ein Amendement Johnſons, weise 
die Kündigung der Verträge vorbehält, zunächſt aber die Regie: 
lediglich auffordern will, neuerlidde linterhandlungen mit England = 
zuleiten, um die Vertragstarife „in fiscaliidem Sinne” abjuänder. 
wird mit 423 gegen 200 Stimmen abgelehnt. | 
Der Antrag Duchatel's auf Rüdverlegung der Verſammlung no 
Paris wird ohne eigentlihe Debatte auf flürmifches Andrängen X 
monarchiſchen Parteien mit 377 gegen 318 Stimmen abgelehnt. 
Der einzige Redner, den die Rechte eigentlich zum Wort fommen läßt, 3 
Bautrain, der am 7. Januar in Paris gewählt wurbe und weider 2 
jeinem Wahlmanifefte veriprodden hatte, daß Paris wieder bie 
Frankreichs werden würde: Sie haben den fehten Willen, die Ruhe und = 
Einheit Frankreichs herzuftchen; meiner Anſicht nah muß man die Euie 
zwiſchen Paris und der Provinz wieder herfielen. Wir müffen alle 3> 
ftrengungen maden, jede Zwietracht zu beieitigen. Niemand if ein größer 
Gegner des blutigen Regimes, welches Paris verwüftet hat, als ih; ei“ 
wenn die Berfammlung am 15. März in Paris geweien wäre (Beifall «: 
der Linken), jo würde das, maß wir bedauern, nicht vorgefallen fein. Ber 
Sie da geweien wären, m. 59. , jo würde ih zu Ihnen geeilt fein und 23 
berbeigerufen haben. (Gelächter auf der Rechten.) — Eine Stimme auf m 
Linken: Der, welcher geladht bat, ift kein Sranzofe. — Bautrein: HR 
greife diefe Unterbrehung nit. (Unterbrehung) — Graf de Yuiget 
€s find die Maires von Paris, welche zuerft an der Spitze der Jufurreit: 
waren. (Zange anhaltende Unterbrechung. Wan interpellirt von vielen Eat 
Eine große Anzahl der Mitglieder verlangt den Schluß der Debatte. Dr 
PVräfident fegt feine Schelle in Bewegung; es dauert aber lange, che de 
Ruhe wiederhergeftellt if.) — PBräf.: Hr. de Juigne! Es iR Ihnen mi 
unbelannt, daß mehrere Barifer Maires Mitglieder der Verſammlung in 
und daß Sie diefelben auf furchtbare Weiſe beleidigt Haben. — de Juigs! 
Meine Worte richteten fi nicht an die Maires, welche Mitglieder der Tr 
fammlung find, fondern an die, melde fi an der Inſurrektion beta. 
haben. (Gewaltige Unterbrehung auf der Linten) — Präf.: Hr. de Ju? 
hat erflärt, daß er die Mitglieder der Verſammlung nicht gemeint hat. 8 
mand darf jeine Erllärung in Zweifel ziehen. (Sehr gut! Eehr gut!) - 
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Bautrain: ZH babe die Tribline mit der Abſicht beftiegen, nichts Auf⸗ 
reizendes zu jagen. (Unterbrechung auf der Rechten.) — Praäſ.: Wenn Sie 
mit Ihren Unterbredungen fortfahren, fo verjeken Sie mid in die Rothe 
wendigleit, meine Zufludt zur Geſchäftsoronung zu nehmen. — Bautrain: 
Es gibt verfchiedene Intereſſen, die in Paris vereinigt werden müſſen. Glau⸗ 
ben Sie, daß unjer Wegbleiben aus der Hauptftadt nit eine unglüdliche 
Bedeutung in den Augen des Landes habe? (Ausrufe.) Ich habe den Monat 
Mai, den Monat Yuni gejehen, und in diefen Tagen war ih — ich ſchwöre 
es Ihnen — nicht mit der Inſurrektion. In diefen Tagen habe ich geichen, 
wie eine Regierung, die energiich fein will, eine Inſurrektion unterbrüden 
kann. Ich bin überzeugt, wenn eine jo mädtige Verſammlung, wie diefe, 
ch ın Baris befunden Hätte, fie dazu in der Lage gewweien wäre. (Wider 
prud und Lärm.) Es if Zeit, daB wir aus den Handſtreichen heraustreten. 
Redner erinnert dann an die Geſetze betreffj8 der Sicherheit des Londoner 
Parlaments und fragt, ob die Gejee Über die Zufammenrottungen in Paris - 
nicht ausreichend feien. (Lärm auf der Rechten.) Paris iſt — fährt Bautrain 
fort — fehr ruhig, und es wird feine Ruhe bewahren. Ihre Anmelenheit 
in Berjaillies wird jo ausgelegt, als ob Gefahr vorhanden ſei. Kine große 
Anzahl von Fremden hatte auß Paris ihren gewöhnlichen Aufenthaltsort ge- 
madt; fie fommen nit zurüd. Die Berwaltung kommt aud in Betracht, 
welche durch die fortwährenden Reifen nach Verſailles leidet. Ich made einen 
Aufruf an Ihren Patriotismus. Ich ſpreche Ihnen nicht von den Gründen 
zweiten Ranges. Redner erinnert dann noch an Heinrich IV., der zuerft 
Baris babe fern bleiben müffen, und an Ludwig XVIIL., der Berjailles habe 
wählen können, aber Paris vorgezogen habe. Glauben Sie mir — ſchließt 
dann Bautrain — Sie werden Ihre ganze Freiheit in Paris haben; Sie 
werben in Paris die Herren jein. — Briſſon fragt, ob die Regierung der 
Republil in einer fo wichtigen Frage nit das Wort ergreife — Eajimir 
Berier: Die Regierung fieht ſich genöthigt, zur Mäßigung zu rathen. Ich 
habe meine Ueberzeugungen nicht aufgegeben; aber heute fürchte ich, daß es 
zu fpät if. Der Minifter ſchließt, indem er jagt, er würde eß vorgezogen 
haben, daß die Berfammlung ihren Entihluß vorbehalte — Buiflfon (Bes 
richterſtatter) erflärt in einigen kurzen Worten, daß die Commiſſion darauf 
befiehe, daß der Antrag nit in Betracht gezogen werde. — Biele Stim⸗ 
men: Zur Abflimmung! Zur Abflimmung! — Louis Blanc beiteigt die 
Tribine — Zahlreige Stimmen: Zur Abſtimmung! Zur Abftimmung | 
— Louis Blanc: Ich Ipreche gegen den Schluß der Debatte. Die Gegner 
der NRüdlehr der Berfammlung nad Paris haben immer erflärt, daß Paris 
die Hauptfladt Frankreichs ſein muß. (Zur Abſtimmung!) — Bräf.: Herr 
Blanc Hat noch einen einzigen Gedanken ausgedrüdt, und Sie wollen ihn 
nit anhören. — Louis Blanc: Ich jagte, die Gegner der Rückkehr nad 
Baris haben fi immer gegen den Vorwurf vertheivigt, Paris feindfelig ge« 
finnt zu fein, Paris nit als Haupiſtadt Frankreich behalten zu wollen. 
(Unterbredung.) — Präj.: Sie find ſehr Harfehend, wenn Sie den Ge⸗ 
danlen des Herrn Lonis Blanc bereits kennen. Laſſen Sie ihn ſprechen. — 
Louis Blanc: Alle Repräfentanten, welche wollten, daß die Berfammlung 
in Verſailles zuerft ihren Sig nehme, erflärten, daß fie feine Feindſchaft gegen 
Boris hätten Wir wollen nicht durch die Delapitaliietion von Paris an 
das durch Jahrhunderte geheiligte Werk die dand legen. Sie ſcheinen jehr 
gegen Ihre Abfichten das Wort eines Ihrer Collegen rechtfertigen zu wollen, 
der Ihnen jagte: „Sie wollen Paris egefutiren.” (Zur Abflimmung! Zur 
Abſtimmung!) Die Berfammlung fchreitet nun zur Abflimmung über den 
Antrag der Commiffion, weldde den Antrag beireffß der Rückkehr nicht in Be⸗ 
trat gezogen haben will; 377 ertlären fi für den Antrag der Gommilflon, 
818 gegen denfelben. Die Berfammlung verwirft aljo definitiv die Propo⸗ 
fition betreffs der Rücklehr nad) Paris. Nach der Beihäftsorbnung kann vor 
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6 Monaten in biefer Gade fein Antrag mehr gefellt werden. Die U 
fammlung trennt fi in hoͤchſter Erregung. 
Der Minifter des Innern Cafimir Perier und der Präfed u 


Paris 2. Say gaben in Folge diefes Beichluffes ihre Demilfion ec 


2. ehr. Nat.-Verfammlung: Die Commiljion betr. die Aufhebung ! 


11. 


14. 


15. 


Confiscation der Güter der Yamilie Orlean's durch Napoleon I 


entſcheidet fi einftimmig für die Aufhebung, 
nachdem fie auß den von Amédé Lefenre » Portalis beigebradgten DTet 
menten die Ueberzeugung gewonnen, daß die in Rede ftehenben Güter wir: 
ausnahmslos Privateigenthum Ludwig Philipps waren und daß alles Upenı: 
vermögen des Königs bei feinem Regterungsantriti ritig in die Staatsdenzk 
Überging. Aus den confiseirten Gütern bat der Staat feit dem Defret m 
1852, wie die Rechnungen ergeben, 56 Millionen nezogen, nämli 36 M— 
dur Berlauf und 20 Mill. aus der Bewirthihaftung; 16 RL legte 
für Rechnung der Erben Ludwig Philipps beim Comptoir d’ 
kraft eines Gejetes vom 10. Juli 1856 wurden drei Renten von je 200, OR 7 
Ir Die Prinzeifinnen des Hauſes Orleans, die fi im Auslande verheirathe 
bildet 


„ Der Abbe Mihaud, Doctor der Theologie, Ehrencanonicus; 
Chalons und Vicar an der Madeleine zu Paris, erflärt fih in acc 
offenen Briefe an den Erzbiſchof von Paris gegen die Infallibi!- 
und für den Altkatholicismus, bleibt aber in Frankreich jehr vereing: 
» Der Handelsminifter Victor Lefranc wird von Thiers zum Mirr- 
des Innern an die Stelle Caſimir Periers und der Abg. de Sc: 
lard zum Handelsminifter ernannt. Der erflere gehört der entjchied 
republikaniſchen, der Ießtere der monardiihen Partei an. — Ga’i-“ 
Verier tritt nicht wieder in die Fraction des rechten Gentrums (ec: 
Orleaniften), dem er früher angehört hatte, ſondern in diejenige de 
linken Centrums ein und bezeichnet damit feinen Uebergang zu ce 
fervativsrepublifanischen Anjchauungen. 

„Rouher wird in Gorfica zum Abg. für die Rationalverjammint 
gewählt, wodurch die Feine bonapartiftiihe Fraction berfelben em 
gewandten und erfahrenen Führer erhält. | 
„ Der Graf von Chambord trifft in Antiverpen ein, wo er cine 
Heinen Hof etablirt und zahlreiche Anhänger aus Frantreich empfing 
Die Mehrzahl der Benölferung der ‚Stadt fieht die Demonftro ii 
indeß nur mit Widerwillen. 

„ Nat.eVBerfammlung: genehmigt auf den Antrag des bg. v. zu 
veneuc folgendes Gejet mit 482 gegen 75 Stimmen: 


Art. 1. In dem alle, daß die Rationalverfammlung oder die ür u 
genden Landesvertretungen auf ungeſetzliche Weiſe aufgelöst oder an ib 
Zulammentreten verhindert werden follten, haben die Generalräthe fi a 
Stelle zu verfammeln und zwar von Rechtswegen, ohne daß eine kei:r 
Einberufung nad der Hauptftadt des Departements nothwendig wärt 
tönnen an jedem beliebigen Orte des Departements zufammentreten, 
ihnen der gewöhnliche Sig ihrer Berathungen nicht geeignete Bürgſer 
für die Freiheit derielben zu bieten ſcheint. Die Generalräthe find ct = 
dem Erſcheinen der Mehrheit ihrer Mitglieder rechtsgiltig conftituirt. An 
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Bis zu dem Tage, da die neue Nationalverſammlung, von welcher die fol⸗ 
genden Artikel ſprechen werden, angezeigt hat, daB fie geſetzmäßig conſtituirt 
iſt, ſorgt der Generalrath von Dringlichkleitswegen für die Aufrechterhaltung 
der öffentlihen Ruhe und der geſetzlichen Ordnung. Urt. 3 (wird, nachdem 
er einer wiederholten Gommilfionsberathung unterzogen worden war, in fols 
gender, die Bezeichnung einer gewiſſen Stadt als Stelldichein für die neue 
Landesvertretung vermeidender Faſſung mit 333 gegen 215 Stimmen ange 
nommen). Eine aus zwei von jedem Generalrath in geheimer Sitzung ges 
wählten Delegirten beftehende Berjammlung tritt an demjenigen Orte zu- 
jammen, nad) welchem fi) die Mitglieder der Regierung und die Nbgeorbneten, 
welihe ſich der Vergewaltigung entziehen Tonnten, begeben haben. Dieſe Ber- 
jammlung ift nicht eher rechtmäßig conftituirt, als bis mindeflens die Gälfte 
der Departements in ihr verireten if.“ 


— Febr. Nat.»Berjammlung: die Fraction der Rechten (im Unterſchied von 


17. 


der äußerften Rechten der reinen Legitimiften und dem rechten Centrum 
der Orleaniften) verſucht, dur ein gemeinfames Programm die ge= 
fammte Rechte zu einer gemeinfamen monardifch-conftitutionellen oder 
eonftitutionell= monarchiſchen Partei zu vereinigen und hofft dafür 
350 — 400 Stimmen, fomit eine fefte Majorität, zu gewinnen. 

Der Berjud gebt. von den Abgg. Ernoul, de Cumont, de Meaur, Bara- 
onon, Denepre ıc. aus und verlangt für Frankreich die erblidhe und tradi⸗ 
tionelle, aber zugleich die conflitutionelle und parlamentariide Monarchie. 
Mit anderen Worten: fie wollen das Haus Frankreich wieder auf den Thron 
jegen; aber fie wollen, daB es die Beringungen annimmt, welche die der 
modernen Regierungen find. Was die Mittel anlangt, ift das Manifeft nicht 
weniger deutlih. Seine Unterzeichner erfennen das Recht der Nation an, ihre 
Regierung zu wählen. Sie erwarten den Steg ihrer Ideen nur von der 
Disceuffion und dem Votum. Sie richten nur einen Aufruf an das von 
feinen frei gewählten Mandataren vertretene Land. Bon der weißen Fahne 
fein Wort. Dad Stillſchweigen darüber hat eine Bedeutung, welche man 
nicht hervorzuheben braudt. Das Manifeft erkennt endlich die politiſche und 
bürgerliche Gleichheit an. Man fieht, es ift ein ganzes Syſtem, welches ſich 
in zwei Worten zufammenfaflen läßt: Berjöhnung ber traditionellen Monardie 
mit der modernen Geſellſchaft, des erbliden mit dem nationalen Rechte, 


„ Blanqui wird vom SKriegsgerichte zur Deportation nad einer 
Feſtung verurtheilt. 
„Leichenbegängniß des ehemaligen Secretärs des Kaiſers Eonti. Des 
monftration für Rouher. Die Regierung läßt bie Papiere des Ver⸗ 
fiorbenen unter Siegel Tegen. 
„  Rat.-Berfammlung: Die Fraction der äußerjten Rechten (der reinen 
Legitimiften) 80 Mitglieder ſtark, ift geneigt, dem Programm ber 
Rechten beizutreten, nachdem | 
der Graf von Ehambord einer Deputation, die ihn darüber in Antwerpen 
angefragt, zur Antwort gegeben: „er ftelle ihnen den Beitritt frei, wenn dieß 
ihnen angemefjen ſchiene. Er betrachte diejes Programm als einen rein par« 
lamentartihen Akt, deſſen Wirkungen nur auf. das Innere der Kammer bes 
rechnet fein und den er für feine Perjon weder aufmuntern noch verhin⸗ 
dern wolle.“ 
Das rechte Centrum beſchließt, dem Programm nur bedingt bei⸗ 
treten. 
ie Der Entwurf einer Antwort war von Saint- Ware Birardin im Verein 
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mit andern Mitgliedern der Partei ausgearbeitet worden. Des rediie Cam 
erffärt darin, daß es zwar für jekt keine Veränderung an dem Previrun 
verlangen wolle, welches es mit geſchaffen habe und zu reipeltiren gejeum 
ſei, daß aber in feinen Augen wie in den Augen der Unterzeichner de Bm 
feftes die Zukunft Frankreichs in ver conflitutionellen Monardjie liege. 3 
tend bie Berfafier des Manifeftes die Frage der Fahne mit Schwciges Ike 
bangen wo befräftigt das rechte Gentrum feine Unhänglicfeit an de un 
ar 

Das Iinfe Centrum meint, biefer Gefahr jeinerjeits den Beriss 
zu Bildung einer conferbativ«republifanifchen Partei mit der gemäiie 
ten Linken und wenigfiens einem Xheil des rechten Gentrums car 
gegenjegen zu müſſen und feht eine Commiſfion, Rivet, Ricard == 
Malleville, nieder, um fi mit den andern Fradionen baräfer u 
Verbindung zu jeken. 


17. Febr. Der Parifer Gemeinderath beichließt mit 37 gegen 28 Gimme, 


20. 


21. 


eine bisher von Eongregationiften geleitete Vollsſchule gelegentlich ihrer 
Verſetzung in ein neues Local in eine confeifionsiofe umzuwankeı 
und tft ausgefprocdener Maßen entſchloſſen, fortan fein neues Eder 
Iocal in Paris mehr andern als weltlichen Lehrern anzunertramen. 


„Irtalien, Belgien und die Schweiz protefliren gegen das am ‚30. Je. 
angenommene Geſeß bez. der Hanbelsmarine als ben 

der mit ihnen abgeſchloſſenen und noch in Kraft befindlichen Handei- 
verträge zumiberlaufend. 

„» Nat.» Berfammlung: bie Regierung bringt einen Gefcheseuhemi 
ein, ber bie beftehende Regierung gegen Angriffe der Preſſe behen 
Umfturges derſelben fügen fol. Zugleich verhängt fie über m 
bonapartiftiide Blaͤtter le Gaulois und (’Armde die Sufpenfion. Der 
Minijter deutet an, daß bie vorgeſchlagene Iegislative Maßregel p 
nächft gegen bie in leßter Zeit geftiegene Kühnheit der bonapariſt⸗ 
chen Preſſe gerichtet ſei und bie Dringlichkeit wird gegen Erwarte 
fait einftimmig genehmigt. 

Der Minifter des Innern Befranc: die Nationalverſammlung, weile 
nad dem Kriegsunglüd in Bordeaur zufammentrat, ging aus der 
bervor, die durch diefeß Kriegsunglüd ſelbſt wiſchen den ** 
worden war. Ihr erſter Gedanke war darauf gerichtet, für d 
Bedürfnifſe des Augenblicks zu ez darum organiſtrte fie pa 
vom 17. Februar 1871 die egefutive Gewalt der franzöfticden Republik. Em 
bezeichnende Präcifion erhielt dieſer Bedante in dem VBeſchluß vom 1. Wkärg 1871, 
dur melden die Rationalverſammlung die ſchon us das 
Stimmrecht ausgeiprodene Abſetzung Napoleons III. und feiner Dymaie bo 
fltigte, indem fie ihn für den Ruin, die Invaſion und die Beriäddum 
Frankreichs verantwortlih machte. (Bebhafte Zufimmung.) Des Dan 
vom 81. Auguſt 1871, 8 den Titel und Charakter des Br 
Republik, fowie die Dauer feiner Gewalten feſtſegzte, war nur die ra 
Folge und weitere Uusführung des Defreis vom 17. Februar. Der Fri 
mit dem Uuslande, der Sieg über bie ha A die Bewährung des fra» 
zöflichen Erebits, die Befreiung eines großen Is des SBandesgebieis, Di 
Wiederherftellung unferer Finanzen und unferer Urmee, das find bie * 
tate, welche unter einem Regime erzielt worden find, defſen Nothwendigkein Ei 
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wieder holt ausgeſprochen und zu dem Sie durch die ebengenannten Geſetze 
und Dekrete den Grund gelegt haben. Das Land befigt alſo eine geſetzliche, 
auß einer frei gewählten Vertretung hervorgegangene Regierung‘, und dieſe 
geſetzliche Regierung bat ein Recht auf die Achtung aller. (Gebr gut! Tinte.) 
Sie muß gegen die Ungebuld, die Heftigkeit und die Berleumdungen der 
Parteien, welches diefelben auch fein mögen, mit Entſchlofſenheit vertheidigt 
werden. (Reue Zufimmung ins) Die Rationalverfammlung muß ihre 
Aufgabe ruhig verfolgen lönnen und das Land, gegen die Uufreizungen einer 
wühlerifchen geichligt, den Frieden wiederfinden, deflen eĩ bedarf um zu 
gedeihen, und die ungeheuren Laſten, welche ihm ein unheilvoller Krieg auf- 
erlegt hat, tragen zu können. Der Gefegentwurf, welchen ich hiemit der Na⸗ 
tionalverfammlung unterbreite, hat zum Zweck, ihr ſelbſt und der aus ihr 
hervorgegangenen vollziehenden Gewalt die unerläßlicden Bürgichaften ber 
Uchtung und des Gehorfams zu gewähren, indem er die Strafbeftimmungen 
der Geſetze vom 17. Mai 1819, vom 11. Aug. 1848 und vom 27. Yuli 1849 
der gegenwärtigen Sage anpaßt. Es iſt in der That unndthig, neue Defi- 
nitionen von Bergeben aufzuflellen ober neue Strafbemefiungen einzuführen: 
es genügt, den Text jener Geſetze mit der gegenwärtigen Regierungsform in 
Uebereinfimmung zu bringen. Zum Schluß enthält der Entwurf noch eine 
Beſtimmung, deren Nothwendigkeit allgemein anerfannt werden wird, da fie 
die Ausführung einer Maßregel, welde in einem unter der Serrichaft bes 
Belagerungsfandes fiehenden Ort angeordnet worden, für ganz Frankreich 
fijert. Die Rationalverfjammlung wird, indem fie diefen Entwurf annimmt, 
allen Rechten und allen Interefien jene Sicherheit geben, welche ihnen gebührt, 
und bie keine Geſellſchaft entbehren kann. Der Text des Bejegentwurfs lauiet: 
Art. 1. Jeder Ingiſ durch eines der in Urt. 1 des Geſetzes vom 17. Mai 
1819 aufgezählten Mittel (Wort, Schrift, Zeichnung u. |. w.), fei es gegen 
die Mechte und das Unfehen der Rationalverfammlung oder gegen die durdh 
die Deirete vom 17. Sebruar, 1. Mär; und 81. Wuguft 1871 einge 
Regierung, jede Veröffentlichung, die darauf abzielt, zum Umſturz diefer Re⸗ 
gierung aufzureizen, wird mit den in Art. 1 des Dekreis vom 11. Aug. 1848 
angedrobten Strafen geahndet. Art. 2. Eine Zeitung, weldde an einem dem 
Belagerungsftand unterworfenen Ort juspendirt oder unterdrädt worden if, 
darf auf feinem andern Punkte des Landesgebiets gedruckt noch ausgegeben 
werden.” (Das Haus gerät in ſtürmiſche Aufregung; durch die eifrige 
Gonverjation der Gruppen, welche über die eigentliche Tragweite der Borlage 
nicht einig find, wird die Sigung de facto unterbroden.) Marquis de Mor» 
nay beantragt die Bertagung der Debatte auf morgen; der Minifter des 
Innern beftebt auf einem fofortigen Veſchluß über die Dringlichkeit dv. Las 
tohefoucault-Bifaccia: Der Minifter vergißt, daß wir unter einer 
proviforifhen Regierung leben. Der Minifter des Innern: Es fcheint, 
daß ich mißverftanden worden bin. Die Vorlage hat den Zweck, ältere Ges 
lege mit den gegenwärtigen Benennungen der oberften ®ewalten in Einflang 
zu bringen. Aehnlich ift man aud im Yahre 1848 für eine Reihe von Ges 
fegen vorgegangen, während das Kaiferreih freilich nicht Anftand nahm, zu 
feinem eig ohne weiteres ein Geſetz anzurufen, welches ausprüdlich zum 
Schutze der Republik erlaflen worden war. Bas Rähere haben die Motive 
doch deutlich genug befagt, und ich geftehe (zur Rechten), dag mir Ihre Un⸗ 
terbrechungen ganz unerflärlih find. — Baragnon (von der Rechten) erhebt 
Ab, da ruft eine Stimme auf der Linken: Sprechen Gie uns von dem bon 
Antwerpen zurüdgelommenen Manifeſt! Baragnon erllärt, daß er bereit 
if, die Dringlichkeit zu votiren, wenn das Gejek die Negation der conſtitui⸗ 
renden Gewalt der Berfammlung nicht in fi ſchließt. Der Minifter des 
Innern weiſt mit Energie zurüd, daß die Regierung einen YUugenblid daran 
gedacht habe, der Kammer ihr conflituirendes Recht zu beftreiten. „Sie 
wifien”, Kant er, „gegen wen das Projeft gerichtet iſt.“ 
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22. Febr. Nat.⸗Verſammlung: Die Fractionen der Rechten vermöge = 


28. 


wie borauszufehen war, jchlieklih über das beabfichtigte gem 
Programm aller monarchiſchen Fractionen nicht zu einigen. 

Die äußerſte Nedhte wäre geneigt gewejen, daS von der Reden une 
gangene urjprüngliche Brogramm ihrerfeit8 zu unterzeichnen, nicht aba rı 
e8 vom rechten Centrum wmobdifizirt ward, während hinwieder die Rede :-. 
Modificationen angenommen hatte. Das mobdifizirte Programm harı ir 
Sanzen nur 264 Unterjchriften erhalten, 164 von der Rechten und 0 m 
reiten Gentrum. Die Rechte beihließt daher, das Programm nicht pı eh 
öffentlichen und die öffentliche Meinung fiebt in dem geſcheiterten 
entichiedene Niederlage der monarchiſchen Fractionen. 


„ De Cabinetschef des Hrn. Thiers, Barthelemy Saint-hi:r 
antwortet im Aufttage des Präfidenten auf eine republilaniice Kork 
des Generalrath3 des Departements Meurthe et Mofelle zu geben 
Aerger der monarchiſchen Fractionen in demjelben entſchieden rer: 
kaniſchen Sinn: 

. Der Herr Präfivent beauftragt mi, Ihnen zu den darin exe 
ſprochenen Geſinnungen Glück zu wunſchen. Gr ſelbſt hat zu weiederbelie 





malen, fei e8 von der Tribline herab, fei es in amtliden Sch 


feſte Verſicherung gegeben, daß er entihlofien iſt, das ihm anvertraxtt « 
der Republik unverjehrt zu erhalten. Sie können überzeugt fein, dei 
feine Unftrengungen dieſem Ziel gelten, und daß er fein Beripreden zu her 
wiffen wird. Das Beleg, welches er geftern in der Rationalverfemmis: 
eingebracht hat (die Wrehuorlage), iſt ein neuer Beweis dafür. Wir verjpmie 
uns von demjelben die befte Wirkung. Ich für meinen Theil zweile * 
daß, wenn die Republik auch ferner dem Sande fo große und werte” 

Dienfte leiſtet, wie fie feit mehr als einem Jahre geleitet Hat, 7* 
eine Regierungsform annehmen und unterflägen wird, melde ihm die er 
fihert, die es anftrebt: die Freiheit mit der Ordnung, die Sparjamte =: 

der Rechtſchaffenheit, die Macht mit der Arbeit und der Liebe zum Baterlıt 
Einer der für die Bepubit günftigften Umflände ift der, daß fie gegemekt: 
bie Ordnung in allen ihren Formen darftellt, und ih trage fein Leder⸗ 
zu behaupten, daß fie nichts zu befürchten hat, wenn fie klug und ma 
zu bleiben verfteht; denn fie muß jetzt des Beiſtandes aller guten ehr 
fider fein, die nur irgend über ihre wahren Interefien aufgellärt fin... 


„In Folge kriegsgerichtlichen Urtheils werden brei ber Emotz: 
der Generale Lecomte und Thomas während der Commune Angefiet 
erſchoſſen, zwei andere zu lebenslänglicher Zuchthausftrafe beguadic 
„ Graf EChambordb, der allmälig brobender werdenden öffentliche 
Stimmung der Benöfferung Antwerpens weichend, erjucht feine ram. 
ihre Beſuche bei ihm einzuftellen und zieht fi zunächſt nad Der 
recht zurüd, um bald darauf wieder nah Froſchdorf zurüdzutcte- 
„ Nat.-VBerfammlung: Da der erfte Anlauf, die ungeheure Fri 
ſchuld an Deutfchland durch eine Nationaljubfeription zu decken, bereii 
jehr nachgelaſſen Hat, fo wird der Antrag geftcllt auf Einfegung me 
Sommilfion, welche Mittel zur ſchleunigen Befreiung des beſepr 
Gebietes ausfindig zu machen hätte, ſchließlich aber abgelehnt. 

Der Antrag wird vom Minifler des Innern in Uebereinftimmung ni 
der Commiſſion befämpft, indem er ausführt, daß ſich bie Rationalverjent 
lung und bie Regierung feinem Fehlſchlag ausſetzen dürften, da ein feld 
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noch verhängnißvoll werden fönnte. Die wahre NRationalfubkription jei eine 
Anleihe; damit habe man ſchon einmal Erfolg gehabt, und es werte fpäter 
aa gelingen, Frankreich die Unterflügung von ganz Europa zu ver⸗ 
affen. 
sehr. Die Benölferung der Stadt Paris ift nad offiziellen Angaben 
feit 1869, wo e8 1,825,274 Einwohner zählte, auf 1,500,000 berab- 
geſunken. 


März. Nat.⸗Verſammlung: Die Discuffion über die Petitionen der Ka⸗ 
tholifen zu Gunften des Papftes wird immer wieder verichoben. 


- Ber Gefandtspoften bei der Regierung bes Königs von Italien 
wird endlid) wieder befeßt und zwar in der Perfon des entjchieden 
nicht clericalen Hrn. Yournier, der alsbald nad Rom abgeht. 

— 4. März. Ein Proceß gegen den ehemaligen bonapartiftiichen Prä- 
fecten Janvier de la Motte in Rouen legt die ganze ſcandalöſe 
Wirthſchaft der imperialijtiihen Satrapen an den Tag. Der Finanz» 
minifler Pouyer-Quertier legt ein dem Angeflagten günftiges Zeugniß 
ab und bricht fi damit in der öffentlichen Meinung ſelbſt den Hals. 
Der Angeklagte wird von ben Geſchwornen freigeſprochen. 

» Die Rationalfubfeription für Befreiung des Territoriums wird 
ganz eingeftellt. 

„ Rat.»Berfammlung: bat bis jet im Gefammtbetrage von 475 Mill. 
neue Steuern bewilligt. 

„ Minifterkeifis: Pouyer⸗Quertier fieht Ah in Folge ſeines Zeug⸗ 
nifjes im Proceß Janvier de Ia Motte genöthigt, feine Demiffion als 
Zinanzminifter einzugeben, und Hr. Thiers, fie anzunehmen. 

—14. März. NRat.-Berfammiung: genehmigt einen von der Regierung 
zur Vorlage gebraten und von der Commiſſion noch bedeutend ver⸗ 
fchärften Geſetzesentwurf gegen bie ſog. Internationale nad) ziemlich 
langwierigen Debatten in folgender Faſſung (den 8 1 mit 493 gegen 
106 Stimmm): 

F 1. IJede internalionale Gefellichaft, die gleichviel unter weldden Namen 
und insbejondere auch unter dem Ramen: Association Internationale des 
Travailleurs, darauf abzielt, zur Wrbeitseinftellung, zur Abſchaffung des 
Eigenthumsrechtes, der Yamilie, des Baterlandes, der Religion und der freien 
Ausübung der Culte aufzureigen, ftellt durch die bloße Thatjache ihrer Eriftenz 
und ihrer Berzweigungen auf franzöfiihem Gebiet ein Attentat auf die dffent- 
lie Rube dar. F 2. Wer nad dem Erlaffe dieſes Geſetzes fi noch in die 
Association Internationale des Travailleurs oder in irgend eine andere Ge⸗ 
ſellſchaft, die fich zu denfelben Lehren befennt und dasjelbe Ziel verfolgt, auf« 
nehmen laßt oder weiter feine Mitgliedſchaft bethätigt (ou aura fait acte 
d’affili6), wird mil Gefängniß von drei Monaten bis zu zwei Jahren und 
mit einer Beldbuke von 50 bis 1000 Fres. beftraft. Es Llönnen ihm ferner 
alle in Urt. 42 des Strafgefegbuches aufgezählten bürgerlichen und Familien⸗ 
rechte auf einen Zeitraum von mindeftens fünf und höchftens zehn Jahren 
aberfannt werden. Der Ausländer, welcher in Frankreich jeinen Eintritt in 
eine jener Gejellichaften vollzieht, verfällt denjelben Strafen. 5 3. Die Ge 
fängnißftrafe kann auf fünf Jahre und die Geldſtraſe auf 2000 Frs. gegen 
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alle Franzoſen oder Uusländer erhöht werben, welde ein Amt im eimer Dice 
— ee 33 wi ei ih —— tee milgası! 
en, ſei eß indem fie Zeichnungen zu i egengensusa 
oder veranlaßt, ſei es indem fie ihr colleltive ober vereinzelte Weitriiiserflär 
ungen verſchafft, ſei es endlich, indem fie ihre Lehren, Uufrufe oder Am 
{reiben verbreitet haben. Sie können ferner nad Ublauf ihrer Girafe ex 
nindeftens fünf und böchftens zehn Sabre unter polizeiliche Aufficht gefe 
werden. Endlich ſoll jedes nad) dieſem Geſetz verurtheilte Inbivibunm au 
zehn Jahre allen für Ausländer zuläffigen Polizeimaßregeln unterworfen ja 
4. Mit Gefängnik von einem bis zu ſechs Monaten und mit einer &el- 
uße von 50 bis zu 500 Fres. wird beftraft, wer wifientlich ein S2ocel fer 
eine oder mehrere Berfammlungen irgend einer Gruppe oder Sektien am 
der erwähnten Geſellſchaften miethweiſe oder unentgeltlih hergibt, — werte 
baltlich der fchärferen Strafen, mit welchen der Code penal die einer jelder 
Handlung Scähuldigen bedrohen mag. $ 5. Der Urt. 463 des Girafgder 
buche (Herabjegung der Strafen wegen mildernder Umftände) findet au ari 
die in den vorfehenden Artikeln angedrohten Strafen Anwendung. 
Die Debatte wirft gelegentlich auch einige Streiflichter auf die Ugitetm 
in Elfaß- Lothringen. Scheurer⸗Keſtner muß den Proteſten der Radırı 
gegenüber aufrechterhalten, daß die clericale Bartei mehreren ArbeitseinficHung«: 
im Elſaß nicht fremd geblieben fei. Ein in dem Patois des Landes redigirtz 
Zeitung, welche notoriſch von den Glericalen beeinflußt wurde, habe in cine 
‚Reihe von Urtileln, die kurz vor den Strikes erfchtenen feien, die Urbeiter 
gegen ihre Brodherrn aufgebett. Keller kann nur mit ti Edmaz 
ſolche Anklagen gegen die Beifllichkeit des Elſafſes erheben hören, welde je 
viele Beweiſe von franzöfiihem Patriotismus gegeben. Die im Provimgarges 
geſchriebenen Bocalblätter, die ſich vielleicht zu eifrig der Arbeiter angenommen 
hätten, feien von Prieſtern weder gegründet noch rebigirt; zur Seit Der Arbeis⸗ 
einftellungen babe die Geiftlichkeit allentbalben gegen dieſelben gepreiig 
Sheurer-Kefiner: Das Blatt, von weldyem ich ſpreche, wurde Yon Ubbe 
redigirt und fogar von einem Abbé unterzeichnet. 


5. März Nat.-VBerfammlung: Der clericale General du Temple wünidt 
Die Regierung über bie Beziehungen Frankreichs zum päpfllicden Stubl: 
zu interpellicen. Die Nationalverfammlung weist bie Interpellatic: 
auf drei Donate zurüd. Chesnelong fragt: ob die Negierung bami 
einverftanden fei, daß die Petitionen der Katholiken gegen Ende der 
nächften Woche zur Discuffion gelangen. Graf Roͤmuſat antworte 
beiabend. 

6. „ Der Bündelsminifter de Goulard, der ſich ſtark den monardhiice 
Bractionen zuneigt und lange zum Geſandten beim König von Jiaglien 
ernannt war, obne je dahin abzugeben, wird probiforiich zum yınam- 
minifter ernannt. 

„  » Sehbs wegen Beleidigung der Nationalverfammlung ober vielmd: 
der monardhifcheclericalen Mehrheit berjelben angellagten Prowinzblätte 
werben ſäͤmmtlich von den Gejchwornen freigejprochen. 

8.—12. März. Nat. »VBerfammlung: Commiſſionsverhandlungen über die 
Preßnovelle Lefranc. 

Die Eommilfion Hat den Begierungsentwurf ſehr weſentlich modifijit 
und beharrt troß der Borſtellungen des Hrn. Thiers auf der beidlofiene 
Faffung bes Urt. 1 mit 9 gegen 6 Stimmen; den Urt. 2 fireicht fie gänzi:4. 
will jedoch bezüglich des Iehteren dem Präfidenten der Republik ein 
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Deputation von drei Mitgliedern auseinanderiegen laſſen, daß fie diefe Be⸗ 
Rimmung nur deßhalb verwerfe, weil fie eine Ausdehnung des Belagerungd- 
zuflandes auf ganz Frankreich involviere, eine fo ernſte Maßregel aber nicht 
bloß beiläufig in einer Preßnovelle angeoronet werden könne. Die Rovelle 
würde nad) der Sommilfton lauten: „Erfler und einziger Urtilel. Jeder Angriff 
dur eines der im Urt. 1 des Geſetzes vom 17. Mai 1819 vorgelehenen 
Mittel (Wort, Schrift, Bild u. del), ſei es gegen die Rechte und die Autorität 
der Rationalveriammlung oder gegen die Rechte und die Wutorität der durch 
die Dekrete und Entichliefungen der Rationalverfommlung errichteten Regie⸗ 
rung, wird mit den im Art. 1 des Dekreis vom 11. Auguft 1843 anges 
drohten Strafen belegt. Diefe Behtimmung darf dem Recht der freien Dis⸗ 
euffton über die Berfafjungsfragen keinen Eintrag thun.“ Wie man fieht, iſt 
der Urtitel fo gefaßt, daß er nicht bloß für die gegenwärtige, jondern auch 
für jede Regierung, welche die Rationalverjammlung kunftig einfegen könnte, 
feine Biltigfeit hat. Woran die Rechte ſich in der Negierungsvorlage ſtößt, 
das if nicht die dur den Entwurf beabfidtigte Einſchränkung des Rechts 
der freien Meinungsäußerung, fondern die Belräftigung, welche derjelbe für 
die herrſchende, d. i. die republikaniſche Staatsform enthält. „Die von der 
Rationalverfammlung eingelegte Regierung” (le gouvernement institue, nicht 
bios le gouvernement 6dtabli, melde Wort nur einen faktiichen und vorüber- 
gehenden Zuftand bedeuten würde), „Umflurgverfucdhe gegen die beftehende Res 
sirung” — das find die Ausdrücke und Begriffe, welche die monarchiſchen 
Parieien nicht zulaſſen zu dürfen glauben; noch weniger wollen fie den Des 
kreten und Rejolutionen, mit denen der gegenwärtige in ihren Augen provi⸗ 
forifhe und zu jeder Stunde widerrufliche Zufland gegrindet wurde, durch 
namentliche Anführung die Sanction von Grundgeſetzen geben. Die Regierung 
ihrerſeits, welche immer ſichtlicher in das republikaniſche Fahrwaſſer einienkt, 
bedient ſich der bonapartiſtiſchen Umtriebe nur als eines Vorwands um der 
Nationalverſammlung eine neue Bekräftigung des durch den Rivet'ſchen Antrag 
—— conſtitutionellen Zuſtandes abzuzwingen. Eine ſehr bezeichnende 

eußerung läßt Hr. Thiers in der Commiſſion fallen: Ich muß anerlennen, 
daß, wenn wir gut regieren, unſer Erfolg der Staatsform zu flatten kommen 
muß, die uns als Depot anvertraut worden; darum darf man aber nicht von 
uns verlangen, daB wir ſchlecht regieren.” Wie man fieht, Handelt es ſich 
im Orunde um ganz andere Dinge, als um eine Preßnovelle: Hr. Thiers 
will, nachdem er durch den Brief des Hrn. Bartbelemy Saint⸗Hilaire das 
Terrain hatte jondiren lafien, einen Schritt weiter in republikaniſcher Richtung 
thun, und die Rechte ſcheint entſchloſſen fi dem mit ihrem numeriichen Ueber» 
gewicht zu widerjegen. Die Faſſung der Eommilfion convenirt der Regierung 
eben darum ganz und gar nicht und fie ift ſchließlich mit der Commiſſion 
einverftanden, die ganze Ungelegenheit wenigftens bis nad den Ofterferien, 
vielleicht ad calendas graecas zu vertagen. Die Regierung if, wenn fie von 
ihrem Verſuche der Vorlage einen ſtaatsrechtlichen Charakter abfichen muß, 
an einem bloßen Strafgefeg gegen die Preſſe nicht viel gelegen, und fie läßt 
nun plögli in ihren Organen verbreiten: daß die bonapartiftiichen Umtriebe, 
welche ihre nur einen Borwand abgaben, in der lebten Zeit an Intenſität 
bedeutend verloren haben. Uebrigens beichlieft ſelbſt die republikaniſche Linke, 
welche der Regierung bisher in dieſer Frage treu geblieben, in einer Partei- 
verſammlung, gegen die Novelle Lefranc zu ſtimmen. Dagegen läßt fi 
die Partei in der Rämlicden Berathung durch die Generale Billot und Fre- 
bault für den von der Regierung vorgelegten Armee-Etat gewinnen; die 
beiden Fachmanner führen aus, daß ein mit den Armeen der großen Mili- 
tärſtaaten auf gleicher Stufe fiehendes franzdflihes Heer ohne Opfer nicht 
herzuſtellen ei. 


18. Mär. Frankreich kündigt England ben Handelsvertrag von 1860. 
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Der Schluß⸗ und Haupttheil der De peſche des Minifiers des Wuswärtigex 
Graf Remufat, nachdem vorher der bisher ohne Erfolg geführten Ilnterba=ı- 
lungen gedacht worden, lautet: „Wir haben lange gehofft, diefe Hünbigız; 
vermeiden zu Tönnen; wir fürchteten, diefelbe könnte als der Unfeng are 
commerziellen Revolution angejehen werden, fie könnte Intereſſen, welde aa 
frühere Eonventionen gegründet find, zu plögtich Rören; Ilieklich, fie mögr 
von befangenen Gemuthern als ein Zeichen der Kälte zwiſchen zwei Nation 
ausgelegt werden, die Do nur von einem Berlangen nad befländigen gms 
Einvernehmen und nad) gegenfeitigem Verſtändniß befeelt find. Uber Sue Fr» 
ärungen der Regierung der Königin berußigen uns wieder vollländig. Eir 
leſen in der Depeſche, welche uns mitgetheilt worden iſt, daß fie in Der Bim- 
digung des Vertrages zwar einen Schritt zu feiner definitiven Wbchaifung 
jede, hierin jedoch Teineswegs eine Schranfe gegen zufünftige Unterhandlungen 
erblide. Wir leſen ferner, daB, was auch immer das Ergebniß der Grörterung 
fein mag, England ſteis danach ſtreben wird, einer Aenderung in der Herz⸗ 
Tichleit der Veziehungen zwiſchen ben beiden Ländern vorzubeugen, um» fehlick- 
lich, daß bie britiſche Regierung zwar nicht die Abfigt habe, fi auf einen 
Tariffrieg einzulaffien, daB fie aber gleih uns einen großen Werth auf die 
Wiedererlangung ihrer Fiscalfreibeit legen würde. Diefes find au umkere 
Befügle. Bür uns wäre fiscaliſche Treiheit in der That fehr wertbuoll, j: 
ſogar nothwendig zu einer Zeit, wo wir aller unferer Hilfsquellen bedürfen. 
um außerordentliche Kaften zu tragen. Dieſe Erwägung vor allen Dinge 
it e8, welche uns zu dem Wunſche bringt, von den Einſchrönkungen befreit 
zu fein, wie eine Reihe von Oandelsconpentionen fie — was uns betrifft — 
dem Rechte der Befteuerung, welches jede Nation befikt, auferlegt hat. Um 
uns aus biefer Urt von Hilflofigkeit herauszuziehen, haben wir uns veran- 
laßt geliehen, den Berpflichtungen, welche zahlreiche Handelsverträge ums aui- 
erlegt haben, eine Grenze zu ſetzen, fobald wir die Macht dazu haben. Ter 
eine Sandelsvertrag, welcher uns Stoßbritannien gegenüber bindet, iM der 
erfte, welcher einen Termin erreicht hat, wo er auf regelrechte Beike anukitt 
werden kann. Mit Gewißheit können wir ſelbſt nicht mehr auf die — 
der Veränderungen rechnen, welche fir uns nothwendig wären Wir ſind 
deßhalb gesungen auf die Abſchaffung des Bertrages vorzubereiten, intem 
wir denfelben jest kündigen. Im Bertrauen auf unfere Ubfihten, entichlofien. 
bon der uns zurüdgegebenen Freiheit nur mit großer Maßigung Gebraud 
zu maden, indem wir entweder neue Gonventionen abichließen, oder lieber 
no, indem wir jelbft die Gelege über unjer Handelsregime feſtſtellen, haber 
wir diefen Schritt unter dem Drucke eines Öffentlichen Intereſſes getban, welches 
nicht mißverflanden werden fan. Wollen Sie daher, Kerr Botichafter, dem 
eriten Staatsfetretär Ihrer britiſchen Majeſtät kund machen, daß unferer An⸗ 
ficht nach die zu Kraft beſtehende Wirkung des Bertrages vom 23. Januar 
1860 in einem Jahre von dem Tage an, an welchem Sie ihm unfere Ut- 
ſichten mittheilen aufhören wird. Sie wollen uns die Thatſache ſofort an- 
zeigen, damit fie in der geeigneten XBeife den Handel und Gewerbe treibenden 
Klafien befannt gemacht werden könne.“ 


14. März. Nat.-Berfammlung: Die katholiſchen Petitionen werden wieder 


15, 


vertagt. 
„. Nat.»Berfammlung: Beginn der Budgetdebatte, bie ber Präfekt 


- der Budgetcommifjion damit einleitet, daß noch Steuern im Belrage 


bon 160 Mil. aufzubringen fein. Hrn. Thiers tritt don vornherein 
aufs nachdrücklichſte für die Erhöhung bes Militärbubgets ein, prote 
N unbe lebhaft bagegen, daß dieß im Sinne eines Revanchekrieges 
geſche 
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Thiers, „zufällig anweſend und ganz unvorbereitel”, wie er ſagt, ergreift 
das Wort, um zunädhft einen Rebner, der Erſparnißvorſchläge in Ausſicht 
ſtellt, ſpöttiſch abzufertigen. Das Budget, wie es vorliegt, fährt Thiers fort, 
iR nicht von uns verſchuldet; wir haben e8 durd den Krieg, um die unges 
heure Summe von 8 Milliarden erhöht vorgefunden, nicht eine neue Ausgabe, 
die nicht der Bergangenheit zur Laſt fiele. Thiers ergeht fi dann in bie 
Details, beipricht das Verhältniß zur Bank. Die einzige Ausgabe, welche 
der jehigen Regierung angehört, ift nach Thier die für die Arme. Ich 
glaube nicht,” jagt er in diejer Beziehung, „daß wir vergehlich genug find, 
um nicht zu Degreifen, daß nad) den Unglüdsfällen, die uns heimgejucht, wir 
uns auf die Wiederberfichung der Kraft unjerer Armee verlegen müffen. 
Dieſes ift eine Nothwendigkeit, weil die Armeen Frankreichs nicht die größten 
Demüthigungen — denn die franzöfifchen Armeen haben ſich muthig geichlanen 
— fondern den größten Nadtheil in Folge des Mangels an Borfiht der da⸗ 
maligen Regierung erlitten haben. Und weit davon entfernt, daüber verlegen 
zu fein, daß ich für die Armee Gelb verlange, bin ih ſtolz darauf, denn es 
gehört ein gewiſſer Muth dazu, eine Vermehrung für die Bertheidigung zu 
verlangen. Aber ich verlange das Geld nicht für die Revanche. Rein! Nicht 
für den Krieg fordere ich eine Vermehrung der Ausgaben des Kriegsbudgeis; 
ich iordere fie, damit Frantrei wieder den Einfluß erhalte, auf den es ein 
Nicht Hat und den es immer hatte; ich verlange die Vermehrung für das 
Kriegsbudget, damit Frankreich nicht eine Yllufion, fondern eine Armee habe! 
(Beifal.) Die Armee muß die ganze Kraft der Eonflitution wieder erhalten, 
welche fie beſaß, und die fie, ich Hoffe e8, bald Dank Ihres PBatriotismus und 
Ihrer Einfiht wieder erlangen wird.” (Lebhafte Billinung.) So Thiers über 
die Armee, für die er 80 Mill. (die außerordentlidden Ausgaben, die man be» 
reits gemadt hat und die man noch zu machen gedenit, nicht mit einbegriffen) 
mehr verlangt, als das Kaijerreih für diefelbe in Aniprud nahm. “ie 
Sammer wagt keinen Proteft gegen die Forderungen des Hrn. Thiers. Man 
muß fi aber wohl fragen, ob Hr. Thiers, der letztes Jahr für die Armee 
123 Millionen mehr veraußgabte, als das Budget bewilligt hatte, der frit 
dem 1. Sanuar die 480 Millionen, die er für daß Kriegsbudget verlangt, 
ſchon überjchritten hat und im Begriff ſteht (angeblich fir Feſtungsbauten), 
noch weitere 200 Millionen zu verlangen, ſich ungeachtet jeiner entgegengejegten 
Berfiherungen nicht mit dem Hintergedanken herumträgt, jede Gelegenheit zu 
benugen, die Frankreich alles das zurldzugeben veripricht, was es im lebten 
Kriege eingebüßt Hat. 


16. März. Nat.⸗Verſammlung: Biſchof Dupanloup dringt auf endliche 


20. 


Behandlung der Tath. Petitionen. 


„ Nat.» Berfammlung: Bubdgetdebatte: Die Verſammlung verwirft 
mit 444 gegen 224 Stimmen eine Verminderung der Subpention 
für die Pariſer Theater. 

„Nat.⸗Verſammlung: Die katholiſchen Petitionen find endlih auf 
der Tagesordnung. Hr. Thiers erflärt die Discuffion berjelben für 
inopportun, Biſchof Dupanloup gibt fi damit zufrieden und die 
Petitionen werden auf unbeitimmte Zeit bei Seite gelegt. 

» Nat.-Berfammlung: &8 gelangt der Bericht bes Admirals Chaſſe⸗ 
Ioup>Laubat Namens der Armeecommiffion zur Bertdeilung. Hr. 
Thiers und die Commiſſion haben fich geeinigt, aber über die Haupt⸗ 
frage, die Stellvertretung, nicht verftändigen können. 


Der Bericht ftelit Hinfichtlich der Rekrutirung folgende Grundſätze auf: 
1) perſonliche Dienftpflicgt für jeden Franzoſen, der nicht untaugli befunden 
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worden IR; 2) Berpflichtung für jeden Franzoſen von feinem 20. 
u. x dem Bufe bes Baterlandeb F folgen, wenn es Ar 


ung für . 
u Urmee eintreten: 5 en Fer polktilien Thätigleit i im der Urme 
6) Abſchaffung iebes affneten Corps, welches nicht der Ur 

und unter der Militärautorität und »Beiekgebung Ründe; 7) Erfsrberaif ie 
franzöfliden Nationalität für den Eintritt in die Urmee und Uusqſchlichen 
der mit entehrenden Strafen belegten Individnen aus &s 

biefem Bericht hervor, daß in der Frage der Gtellvertretung, ale implrz 
der allgemeinen Dienfipflicht, eine Berfändigung zwi i 2 
Commiſſion noch immer nicht erzielt worden iſt; die Comm wi % 
Stellvertretung einfach abſchaffen, während die Regierung diefelbe zur Scherc 
gewiſſer Garrieren und bürgerlien Berhältnifie für unentbehrlich eruhie 
In der Commiſſion if das Princip der allgemeinen Dienfipflit ohm Eiub 
vertrelung mit allen gegen eine einzige Stimme angenommen worden; 
befteht aus 45 Mitgliedern, worunter 4 Womirale, 10 Generale umd Posi te: 
fen, Den Borfig führt Hr. v. Laſteyrie; ihre Vicepraſidenten find Gesmel 
BaronGhabaud-Batour und Admiral v. Montaignar. 


P 


26. März. Der Gemeinderath von Paris beſchließt, außer bem oxbenkiuhe 


28. 


80, 


% 
— 


Budget 18 Millionen für den Bau neuer Schulhäufer zu verwende, 
weiche ausſchließlich für Laienfhulen beftimmt find, während es iks 
von der Regierung angeblich aus Gründen confeifioneller — 
tigung verwehrt wird, bie bisherigen Subventionen für clericale Sue 
und Lehrer weſentlich zu vermindern ober ganz zu unterbräden. | 


„Nat.⸗Verſammlung: votirt fehr curſoriſch eine Reife von Wbichudin 
des Budgets und befchließt, fi vom 80. März bis 15. Apri 
vertagen. Nah dem Wiederzufammentritt foll dann fofort bie — 
über die Beſteuerung der Rohſtoffe beginnen. Hr. Thiers erklärt ve 
läufig in der Bubgelcommiffion, man dürfe nicht im Budget dar 
fünftliche Mittel das Gleichgewicht halten, er beftehe auf Herſtekr; 
eines foliden Steuerfuftens, welches Vertrauen einflöße und wirft 
Garantieen biete Angefihts der Anleihe, welde die Evacuation I) 
Territoriums befchleunigen folle. 


Frankreich tündigt auch Belgien ben mit ihm beſtehenden Hand 


bertrag. 


„Nat.⸗Verſammlung: Die Regierung legt berfelben einen Geier 
entwurf vor, der bie Herftellung eines Liquibations-Eonto’s für ie 
verſchiedenen aus dem Kriege herrührenden Staatslaften beuwedit. Dir: 
Laſten beziffern fi auf die Summe von 585 Millionen theils je 
Wiederherſtellung bes erforderlichen Kriegsimaterials, theils an Jade 
nitäten für Paris und die Departements. 


„ Die Bubgetcommiffion ber Rationalverjammlung köfieht ihr be 

rechnungen und fixirt den durch den Krieg für Vrantreid —— 

Verluſt auf 71/s Milliarden an Kapital, und auf einen 

(erjaf-Lothringen), deſſen jährliches Reinerträgniß für den Stat 1 
auf 60 Millionen belaufen hat. 
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.— 15. April. Sefflon der Generalräthe: eine ganze Reihe berjelben ſpricht 


4. 


1. 


2. 


14. 


fih wiederum für obligatoriſchen Schulunterricht und für allgemeine 
Wehrpflicht aus. 


„Ein Dekret des Präſidenten ber Republik befiehlt, 20 bisher nur 
proviſoriſche Infanterieregimenter definitiv in den Heereskörper aufzu⸗ 
nehmen und dieſelben von je 3 auf 4 Bataillone zu erhöhen. 


„ Der Erzbiihof von Paris promulgirt die Concilsbeſchlüſſe, ohne 
vorher die AZuftimmung der Regierung eingeholt zu haben, obgleich) 
das Eoncordat eine ſolche PBromulgation ohne dieſe Zuſtimmung aus⸗ 
drücklich verbietet. 


„Der Herzog von Gramont, ber franzöfifche Miniſter des Auswär⸗ 
tigen zur Zeit des Ausbruchs des Krieges, veröffentlicht folgende Note 
in franzöfiihen und engliichen Fournalen: 

„Es if das Gerücht in Umlauf gelegt worden, dak der Giegelbeiwahrer 
den Serzog von Gramont zu ſich beichieden habe, um ihn wegen des Ber- 
ſchwindens der diplomatiſchen Altenflüde zu verbhören, welche der Herzog nad 
feinem eigenen Geſtändniſſe am 8. Aug. 1870 dem Fürften Latour-d’Auvergne 
übergeben und die der Letztere am 4. September an einen fidheren Ort außer⸗ 
halb Frankreicht geſchickt hat. Diejes Gerücht entbehrt jeder Begründung. Was 
die fraglichen Altenſtücke betrifft, wurden diejelbe als das perjönliche Eigenthum 
Napoleon's IE. angejehen. Die Originale davon waren dem Minifter für den 
Tal zur Berfügung geftellt worden, daß er den Vertretern Defterreihs und 
HHaliens gegenüber von ihnen Gebrauch zu maden hätte. Sie beftanden aus zwei 
Bertragsentwürfen, von denen der eine zwiſchen Frankreich und Italien, der andere 
zwifchen Frankreich und Sefterreich abgeichlofjen war; der erfte war von der Hand 
Biltor Emanuels geſchrieben, der in diefem alle ohne Vorwiſſen feines Gabinets 
gehandelt Hatte, und beide waren von eigenhändigen Schreiben der betreffenden 
Souveräne begleitet. Jeder diefer Verträge befland aus 4 Artikeln und ent» 
hielt die Bezeichnung der Punkte an der Grenze, wo die verbüindeten Armeen 
in Franfreih und in Deutſchland einrücken jollten, um ihre Bewegungen mit 
denjenigen unferer Truppen in Einklang zu bringen. Als der Krieg begann, 
waren dieje Aftenftüde noch nicht unterzeichnet, und nach der Schlacht von 
Wörth gaben der König von Italien und der Kaifer von Oeſterreich den Ge⸗ 
danken auf, Branfrei zu Hilfe zu kommen. Unter diejen Umftänden beichloß 
(der inzwifchen verftorbene) Hr. dv. Latour⸗d'Auvergne, da es ihm namentlich 
am Kerzen lag, die beiden Souveräne nicht zu compromittiren, jene Altenflüde 
nicht in den Händen der fiegreihen Emeute zu laflen, und befdrderte fie nach 
einem Orte auberbalb Frankreichs.“ 

Die republikaniſchen Blätter bemerken dazu jehr beftimmt: „Es iſt voll« 
kommen richtig, daß Hr. v. Yatour-d’Aupergne am 4. September die auf die 
legten Unterhandlungen der kaiſerlichen Regierung bezüglicden Altenfammlungen 
zur Berfendung nad England aufgab; es if aber nicht minder ridtig, daß 
diefe Ultenfammlungen Frankreich niemals verlaflen haben und daß, um mit 
dem Minifter von 1870 zu ſprechen, „die fiegreiche Emeute“ jene Alten gegen- 
wärtig in ihren Archiven hat. Die Berdffentlihung der koftbaren Handfchreiben, 
von weldhen die Erklärung ſpricht, fann ja, nachdem die Eadje ſelbſt an ben 
Tag gebrhcht worden,’ die betreffenden Souveräne nicht mehr bloßftellen. Die 
Agentur von Ghifelhurft iſt alfo verpflichtet, zu ſprechen, wofern fie fi nicht 
der Anklage ausfegen will, eine grobe Berleumbung in Umlauf gefegt zu 
haben. Wir gewärtigen ihre Entbüllungen.“ 


„ Die Regierung beichließt auf das Drängen Englands, bie feit 
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dem Kriege von ihre wieder eingeführte Paßplaferei an ber belgiſcher 
Grenze und längs des Canals wieder fallen zu laſſen. 


15. April. Das Zuchtpoligeigeriht von Bordeaux verurtheilt auf die Klege 


19. 


22. 


24. 


des Cardinal⸗Erzbiſchofs dieſer Stadt den Abb& Junqua, der die An- 
erfennung der Unfehlbarkeit des Papftes abgelehnt und dafür ercom- 
municirt worden war, wegen gejehwidrigen Tragen des geiſtlichen 
Sewandes zu einer Gefängnißftrafe von 6 Monaten. Das Strafmaß 
ift immerhin noch das niedrigfte, welches das Geſeß vorgefehen hat. 
» Gambetta macht eine Agitationsreife durch einen anfehnlicyen Theis 
Frankreichs und deutet dabei fein Programm an. 

Dafielbe verlangt, nachdem es fi für die Aufrechierhaltung der Nepubid, 
die allein Ordnung und freiheit geben fünne, außgeiprochen und die Monerde 
für unmöglich erflärt hat, nur zwei Dinge: nämlid eine „bewaffnete Natim’ | 
und eine „unterrichtete Nation”. „Eine unterrichtete und bewaiinete Ration”, 
jo fügt Gambetta hinzu, „damit fie der franzöfiigen Familie Bevöllerunge 
(Eljad-Rothringen) zurüdigebe, die am Tage zurldfommen werden, wo Frau: 
reich moraliſch reftaurirt, materiell reorganifirt und dur) die wahre Anm 
dung ſtaatsdkonomiſcher Beiepe, welche allen Hilfsquellen die Kraft zw ihrer 
Entftehung neben werben, wieder auferftanden fein wird, Dann wird man 
einem Schaujfpiel anmohnen, das feine Illuſion, fein Traum fein wird: wie 
Branfreih die Stellung wieder einnimmt, die feine andere Ration ausfülrs 
Torn, eine Stellung, die nothwendig unumgänglid notwendig nicht allen 
für uns, jondern für die Eivilifation der Welt if.“ 


„ ud die Schweiz verlangt die Wiederabſchaffung der meuerbing | 
eingeführten Paßplakerei an ihrer Grenze. | 
„Nat.⸗Verſammlung: bejchließt, ert die Wieberherftellung des Staak- 
raths, dann die MWehrverfaffung und nad dieſer die Frage ber Be 
fteuerung der Robftoffe zu behandeln. 

Thiers beftcht dringend auf der Reorganijation des Staatsraths, 

ben er, ein Bewunderer des Rapoleonijchen Concordats und der orgeamihchen 
Artikel, ſchon gegenüber den Bilchöfen nicht entbebren kann, da er das Bol: 
zugSorgan und die Gerichtsbehörbe des Concordats, der Disciplinargerichtähel 
für die Biſchofe iſt, die Schon während der Gmeute begonnen und feither fer 
gefahren haben, das Goncordat und die organiſchen Artikel im Interefſe „der 
Freiheit der Kirche” als nicht mehr zu Recht beftehend zu betrachten. Bezäglid 
der Armeereform aber muß fi Hr. Thiers ſchon aus ber kurzen Berbanblung 
überzeugen, daß die allgemeine Wehrpflicht der einzige Puntt iſt, in 
welchem alle Gruppen in der Rationalverjanmlung und die Generalräthe 
aller Zepartements unter fi und mit der NRationalverfanmlung einig ſind 
Die Dringlichleit wurde eben fo jehr von Gambetta als von ben Legitimiſten 
der weißen Fahne anerkannt. 
" Hr. Thiers ernennt de Goulard definitiv zum Yinanzminifter, Teiſſeren 
de Bort zum Handelsminifter. Beide gehören dem rechten Gentrum, 
alfo der gemäßigt monardifchen Partei an. Ferner ernennt er Hrn 
Barodet, den Adjuncten des verflorbenen Maire Henon, einen entſchie⸗ 
denen Republifaner und Gegner der Elerifalen, zum Maire von Lyon, 
als den erften auf der Lifte, welche ber Gemeinderat) von Lyon der 
Regierung unterbreitet hatte. Die clerical⸗monarchiſche Majorität der 
Nationalverfammlung ift mit der Ernennung der beiden Minifter ſehe 
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einverftanden, über diejenige be3 neuen Maire von Lyon, ber zweit⸗ 
größten Stadt des Landes, mit ihrem fehr anticlericalen Gemeindes 
rath dagegen jehr unzufrieden. 


26. April. Nat.»Berfammlung: verwirft mit 345 gegen 247 Stimmen bie 


—8— 


5. 


Erlaubniß freier öffentlicher Verſammlungen vor den Generalraths⸗ 
wahlen, wie es vor den Abgeordnetenwahlen geſeßlich erlaubt iſt. 


. Mai. Nat.⸗Verſammlung: Die Regierung erleidet in der Frage der 


Reorganiſation des Staatsraths eine Niederlage. Der Antrag, die 
Ernennung des Staatsraths der Regierung zu überlaſſen, wird mit 
838 gegen 316 Stimmen verworfen und ſoll die Wahl durch die Na⸗ 
tionalverfammlung erfolgen. 


„ Graf Hearcourt, der Botſchafter bei der römiſchen Curie, der über 
die Ernennung des Hrn. Fournier zum Gefandten bei der italieni= 
Then Regierung unzufrieden ift, wird nad London verjeht und Baron 
Bourgoing an feine Stelle nah Rom ernannt, der indeß dem Papſte 
persona gratissima ift. 

„» Die Regierung gefteht dem Unterfudjungsrathe über die während 
des Krieges eingegangenen Bapitulationen endlich die Veröffentlichung 
ihrer motivirten Gutachten zu. 

„ Nat.» Berjammlung: Der Herzog dv. Audriffet-Pasquier legt ihr 
als Präfident der dafür niedergejekten Gommijfion den Bericht über 
die Prüfung der Lieferungsrechnungen des Kriegsminifteriums wäh- 
rend des Krieges vor und die Verfammlung genehmigt die Anträge 
der Commiſſion. | 


Die Eommilfion Hatte ſchon ein erftesmal im September v. J. über diefen 
Begenftand Bericht erflatte, damals wurden die amerifaniichen Rechnungen 
erledigt. Diefe Rechnungen beliefen fih auf 336 Millionen; die nun vorlies 
genden engliſchen für Ausrüftungsgegenftände auf 116 Millionen. Der Be 
richt enthält ſchonungsſlos zahlreihe Betrügereien und zu allgemeinem Er- 
ftaunen den Zufland der Arſenale und die Vorräthe an Sriegßmaterial im 


- Yugenblid, wo das Kaiſerreich Srantrei in den Krieg mit Deutichland ſtürzte. 


Die Verantwortlichkeit Taftet nah Meinung der Commiſſion auf dem Marſchall 
Reboeuf, dem Grafen Palikao und der Negierung der Nationalvertheidigung. 
Der Bericht ſchließt mit den Worten: „Ein Land kann ſich wieder aufrichten, 
wenn es den Muth bat, feinen Fehlern ins Angeficht zu bliden und fie wieder 
gut zu machen. Publizität ift dafür das einzige Mittel. Jenen Elenden nur, 
welche im Augenblid der Gefahr bloß an fchndden Gewinn dachten, fleht als 
ſchweigſame Dulderin unfere brave Armee entgegen. Tie Armee hat uns im 
Sabre 1848 und 1871 gerettet; fie ift bereit, uns auch jegt zu retten, und 
fie iſt die Schule, in welche man diejenigen ſchicken muß, die den franzbfiſchen 
Charakter verleugnet haben, der vor Allem auf der Ehre beruht. (Beifall. 
Die Armee ift die große Schule der zukünftigen Generationen. (Meuer Beifall. 
Die Commiſſton wollte in diefer Richtung auch Ihren beſcheidenen Theil haben; 
fie wollte auch ihrerjeitß einen Stein zu der vollfländigen Herftellung unferer 
militärifden Kräfte hinzufügen, zu der materiellen und moralifhen Berjüngung 
der Armee." (Sturmiſcher Beifall.) 


„ Nat.-Berfammlung: Die bez. der Frage wegen Befleuerung ber 
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Rohſtoffe niedergefehte Commiſſion beichließt mit 16 gegen 7 Eim- 
men, auf Verwerfung dieſer Beſteuerung anzutragen und Dagegen dre 
neue Steuern im Betrage von 95 Millionen vorzuſchlagen, welche fir 
die Bebürfniffe des Jahres 1873 außreichten. 

7. Mai. Nat.-Berfammlung: Der Kriegsminifter legt einen Antrag be. 
der Zufammenjehung des Kriegsgerichts vor, das über den Marjchall 
Bazaine urtheilen fol. Die Vorlage wird an eine Gommilfien ge 
wieſen. | 

11. „ Die Commiffion für die Gapitulationen verlangt bie Dittheilung 
der auf Straßburg und Sedan bezüglidhen Unterſuchungsakten und 
bie Berweifung des Generals v. Wimpffen vor ein Kriegßgericht. Die 
rüdfihtlih der Eapitulation von Paris eingefehte Unterfudungscam- 
miffion bat fi, in Anbetracht der Thatſache, daß alle Dolımenk 
nur don Jules Favre unterzeichnet find, und die Gapitulation kraft 
eine von der Regierung unterzeichneten Vertrages ftattfand, für im 
competent erflärt. 

12. „ Napoleon nimmt in einer Zufchrift an die Generale, die bei Geben 
commandirt haben, von England aus die ganze Verantworklidhleit für 
die Gapitulation auf fih; er babe dabei ala Souverän gehandell 
Nah der Verfaſſung des Kaiſerreichs fei er auch dem Lande verank- 
wortlich; freilich könne er nur dasjenige Urtheil gelten laſſen, das be 
in aller Regelmäßigfeit befragte Nation ausfprechen werde. 

„»  » Pünfunddreißig radicale Mitglieder des Gen.⸗Raths der Seine ver 
langen in einer Abreffe an Thiers bie Aufhebung bes Belagerungk 
zuftandes, den Erlaß einer Amneftie und daB keine Hinrichtungen mehr 
ftattfinden möchten. 

14. „ Marſchall Bazaine ftellt ih ber Regierung als Gefangener usb 
wird in einem bejonderen Haufe bei Verſailles untergebracht. 

16. „ Nat.⸗Verſammlung: genehmigt das Gefeß über die Zulammen- 
ſetzung des Gerichtes, das über den Marjchall Bazaine urtheilen ſol 

21. „ Thiers geftattet auf die Bitte der Yamilie Orleans, daß die Aſche 
Ludwig Philipps von Claremont nad) Schloß Dreux übertragen werde. 

„— 22. Mai. Nat.-Berfammlung: Interpellation Rouber’s in Yolge des 

Berichtes Aubriffet-Pasquier vom 4. d. M. Nouber will das Kaiſer⸗ 

thum von aller Schuld entlaften, die bonapartiftifche Partei mit der 

monarchiſchen Partei conjolidarifch verfchmelzen und alles auf die bei- 
den gleich verhaßte Regierung des 4. September hinüberwälgen. Der 

Verſuch mißlingt aber gänzlich und bie Verſammlung ‚geht fall em- 

flimmig zur Tagedorbnung über. 


Die Rieberlage | Rouher's iſt eine Tdatſach von der aedhien politfldgen 
Bebeutung. Abficht, die er bei feinem ganzen Auftreten verfolgt, iR, 
die a orität "der Intereſſen der Eonjervativen und der Bonapartiften nad» 
zuweiſen und dadurd den Bonapartiften bie Aufnahme in die Rechte zu er» 
fämpfen, wodurch es dann feiner unbeftreithbaren Fähigkeit ru hätte gelingen 
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önnen, fi) der Führerſchaft diefer mächtigen Partei zu bemädtigen. Dieſer 
Feldzug ſcheitert. Die Rechte verhält fi kalt und bleibt eine undurchdring⸗ 
liche Phalanx allem Sturmlaufen des „Exkaiſers“ gegenüber. Wie ein 
gefchidter Anwalt wendet er alle Mittel der Veredſamkeit an, er bittet, er 
flegt, er gibt Rathichläge, er ruft die Aufrechterhaltung der Drbnung an, er 
cht das Herz feiner Hörer zu rühren — alles hilft nichtz. Dem Vorgehen 
Nouher's laßt fi die größte Geſchicklichkeit nicht abfprechen. Hätte er eine 
direkte Upologie des Kaiſerthums verfucht, fo mußte er wohl vorausjagen, 
das diefelbe nur eine neue Wuflage des Abſetzungsbeſchluſſes zur Folge gehabt 
hätte. Aus diefem Grunde vermeidet er jorgfältig dieje Klippe, auch hütet er 
vor Ungriffen auf die Thiers'ſche Regierung, um fo mehr concentrirt er 
einen Angriff auf die September-Regierung; Tonnte er fidh doch jagen, daß 
ihre Männer bei der geſammten Rechten ebenſo verhaßt feien, wie bei ben 
Bonapaertiften. Sein Hauptſatz, den er dur feine lange Rede zu erbärten 
ſucht, if, daß die Berantwortlichkeit für die abgeſchloſſenen Waffenkäufe und 
Bieferungsverträge nicht den untergeorbneten Bureaug, fondern ausſchließlich 
dem jeweiligen Sriegsminifter zufalle, alſo für das Kaiferreih dem Grafen 
Balilao, für die Negierung in Tourß dem SKriegsminifter Gambetta. Bon 
den erfleren aber feien nur zwei Berträge vor dem 4. September zur Aus 
führung gelommen, die Abrigen habe die republitaniiche Regierung übernom⸗ 
men, obwohl fie einer Glaufel in den Verträgen zufolge diejelben hätte auf⸗ 
Idfen Tönnen, mithin jei die Schuld der Taiferlihen Regierung in biefen Dingen 
eine verjhwindende. Die Richtigkeit diefer Argumentation läßt fi nicht bes 
reiten, fie bleibt auch unwiderlegt, jeder andere Redner aus der Rechten hätte 
dafür Beifall geerntet; aber man will um feinen Preis dieſes Geftändnik 
machen, darum ſpringen die beiden Gegenredner Aubdriffet-Pasaguier und Bam- 
betta auf das politiige Gebiet Aber und behandeln die Frage, ob das Kaifer- 
reich zum Kriege gerüftet geweſen fei oder nit — eine Frage, die mit dem 
Gegenſtande der Verhandlung: ob das Kaiferreich oder die September⸗Regie⸗ 
rung für die bei den genannten Verträgen vorgelommenen Verſchleuderungen 
verantwortlich zu machen ſei, gar nichts zu thun bat. Audriffet⸗Pasquier 
ſtellt gegen Rouber alle Zeugnifle zuſammen, aus denen ſich ergibt, daß es bei 
Ausbruch des Krieges an Waffen, Munition und Lebensmitteln gefehlt hat 
und man debhalb die Operationen nicht fo betreiben Tonnte, wie man ſollte. 
Das offtciele Blatt Habe aber mit Begeiſterung von den 800,000 Mann 
Frankreichs geſprochen, und Rouher, der Genatspräfident, habe dem Kaiſer 
Rendezvous in Berlin gegeben. (Beifall) Und Sie wollen (fo jagt ex hier 
zu Rouber), dak man die Berantwortlichleit auf andere Schultern lege. Ahr, 
Männer mit den Leiten Herzen, welche das mexikaniſche Abenteuer ausgeführt, 
Ihr ſtellt euch Heute in den Sintergrund. Aber wo feld Ihr denn? Wir 
werden Euch das jagen, was Yuguflus zu Varus fjagte: Gebt uns unfere 
Begionen zurück; gebt uns die Ehre unferer Fahne zurüd; gebt uns unfere 
Provinzen zurück! (Kang anhaltender Bärm auf allen Bänten.) Was Ihr uns 
binterlaffen habt, if das Elend und die Demoralifation. (Dieſe Worte wer⸗ 
den von der ganzen Verſammlung mit dreifachem Beifall aufgenommen.) Der 
Redner jest ſodann auseinander, wie die kaiſerliche Verwaltung durch onerofe 
Bedingungen die Bieferungen ihren Bünftlingen guerlannte, und citirt mehrere 
Beifpiele, wie auf Befehl des Kaiſers Yonbs ihrer Befimmung entzogen wur» 
den. Solche Dinge ereignen fi in einem Bande, weldes fi einem einzigen 
Nenſchen hingibt; Entfittligung und Serfegung nehmen natürlich zu. Diek 
wird die ewige Schmach des Regimes Rapoleons IIL fein. Der Redner apo⸗ 
ſtrophirt nochmals Roufer und fagt: Wis Sie gefern von der Mifflon ſpra⸗ 
‚ welche der Ration ammlung obliegt, erinnerten Sie fi beim UAn⸗ 
blide jenes Mannes mit weißen Haaren, deſſen bewunderungswürdiger Patrio-⸗ 
tiamus fi) niemals verleugnete — erinnern Gie fi, daß jener Mann Gie 
Reis belämpfte? Sie ſprechen von einem Appell an das aufgellärte Bolt, 
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Warten Sie, biß die Sammer Ihre Fehler verbefiert haben wird, m Er. 
Sie fi jodann dem Urtheile der gewilienhaften Menſchen; wir ſehen m te 
Prozeſſe ſchon Har. Audriffet Icpließt, indem er den Wunſch ausdridi, er 
mals mehr mit Schmerz fjehen zu müflen, daß das Land fi wider ma 
Händen überläßt, die ihm jo ſchlechte Dienfte leifteten. (Wiederholter ert:: 
miger Beifall.) — Sanıbeita beihwört die Berfammlung, fie möge n kr 
Valle gehen, indem fie fi fpalte. Ver 4. September if heute nicht a Bm 
handlung; man müſſe unterjcheiden zwilchen dem nothwendigen Ergebeiſe de 
Tradition des Kaiferreihs und dem Werke, welches der Regierung dei 4. 80 
tember zufält. Er erwarte mit Vertrauen die Unterfuhung über da tz 
Punkt. Indem Gambetta die Worte Nouher's betreffö der Berantwertik: 
hervorhebt, fiellt er folgendes Dilemma auf: Entweder waren Eie $ 
wozu dann diele eiligen und onerojen Lieferungsverträge? Oder Ex zer 
nit gerüftet, danıı waren Sie Berrätber, die das Land preißgabeı Sk: 
weiß, auf wen die Verantwortung lafte. Es if die höchſte Erriedrigg 
für das Land, Ihre Vertheidigungs⸗Reden Über ih ergehen zu laſen. Ex 
hüten das Exil vor; diejeß angeblide Exil iſt nur eine feige Dejertet 
Sambetta verliest eine von Janvier de Lamotte herrührende Rote eines 
jerliden Militär- Inipeltors, in welder die Zerrüttung im Kriegimakri: 
conftatirt wird und melde mit der in Saint Cloud geführten officielles Eruk 
ſeltſam contraſtirt. Gambeita jagt ſchließlich: Die unerbittliche Gerechtigte 
der Geſchichte wird das Regime züchtigen, dem Frankreich den 2. Serteaie 
Mexiko und Sedan verdankt. (Breimalige Beifallsſalve) Die Berfammiır: 
nimmt folgende von Mornay beantragte Tagesordnung einſtimmig =: 
692 Stimmen an: Indem die Rationalverlamminung das Bertrane u !: 
Commiſſion fest, daß fie alle verantwortliden Perjonen vor und ned ’e 
4. September zu bezeichnen und zu erreichen willen wird, gebt fie zur Tu 
ordnung über. 


22. Mai. Die Unterfugungscommiffion für die Gapitulationen beihit. 


27.— 


über General Uhrich ein Tadelsvotum auszufprechen, weil derſelbe c⸗ 
pitulirte, bevor der Sturm erfolgte, weil die Munition und die Jahr: 
nicht vernichtet wurden und weil beim Abzug der Garnifon die trier 
rifhen Ehren nicht augbebungen wurden umd den Offizieren freigez- 
ward, ſich zu verpflichten, nicht weiter gegen ben Feind zu dien 
80. Mai. Nat.»-Berfammlung: Generaldebatte über den Entwurf ad 
Heerergänzungs⸗Geſetzes. Regierung und Commiſſion wollen dade 
das Heer vergrößern und wenigften® an Zahl dem deutſchen gle- 
machen, wo möglich noch überragen. Dagegen gehen beide be ie 
Wehrpflicht troß einer angeblichen Verftändigung in Wahrheit do 
noch außeinander: die Commiſfion ift faft einftimmig für bie Eint:> 
rung der allgemeinen Wehrpflicht und völlige Befeitigung der Eir- 
vertretung, Thiers und die Regierung wollen diefe für die aftive Irzr: 
beibehalten, um fo ſchnell wie möglich ein der deutſchen an Zahl gleide 
Heer zu bilden und ohne Abzug fogleih aud außer den Graz 
Frankreichs verwenben zu können, während bie Beſatzung ber Feir— 
gen und die Garnifonen zc. der Reſerve (Landwehr) anvertraut m 
den, fowie bie nöthigen Ergänzungen der aktiven Armee. Erflärt: 
bes Gen. Chanzy. Rebe des Generald Trohu. Der Herzog v. 8 
mafe ergreift die Gelegenheit, fi (gegen Ebambord) für bie Tre! 
zu erflären. Rede Denfert's (Belfort) und dagegen Ehangamie:‘. 
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Nede des Biſchofs Dupanloup gegen die Preußen. Die fünf erften 
Artikel bes Gefehesentwurfes, welche die allgemeine Wehrpflicht im 
Prinzip ausfpredyen, womit auch Thiers einverftanden ift, werben an« 
genommen. 

Aus der Beneraldebatte: General Chanzy: Schon als es fih um 
die Handelsverträge handelte, gab uns der Präfident der Nepublit am 19. 
Januar den Wink, daß es nit gut fei, gewiſſe Fragen auf diefer Tribune 
zu biscutiren, während Europa ein Auge auf uns bat und dieſes oder jenes 
Wort leicht mißdeuten Tönnte. ch möchte Ihnen diejen weiſen und patrioti- 
ſchen Rath auch heute in’s Gedächtniß rufen. Die Eommilfton bat die Frage 
in einjähriger Arbeit von allen Seiten auf das jorgfamfte geprüft, fachlich 
und frei von jedem politijchen Hintergedanten; fie ift ſchließlich zu einem voll- 
tommıenen Ginverfländnig mit der Regierung gelangt. Es ſcheint mir alfo 
eine nationale Pflicht für uns, gefährlichen Discuffionen aus dem Xiege zu 
achen und die Debatte nad Möglichkeit einzufchränten. (Beifall links, Harle 
Unruhe reis.) General Trochu: Ich bitte Sie um die Erlaubnik, mid 
ganz offen auszuſprechen; feien Sie verficdert, daß ich nur deßhalb nod nicht 
von dem Öffentlihen Schauplah zurüdgetreten bin, um meine Ideen über bie 
Neorganifation unferer Armee vor dem Bande darlegen zu können. Ich werde 
hierbei manchen Wideripruch herausfordern, manche Empfindlichkeit verlegen: 
denn ich weiß, wie ſchwer es ift, fi gegen den Strom ber durd Jahrhunderte 
überlieferten und gebeiligten Borftellungen zu ſtemmen. Welche Lehre haben 
wir 3. B. aus den Kataftrophen von 1812—1815 gezogen? Gar feine. Im 
Jahr 1829 warnte der General Morand ſchon mit prophetiichen Worten vor 
jemen Böltern, „welche Roth und ein hartes Klima in ihrer Vollkraft erhalten, 
und die fletS zum Kampfe bereit find, weil der Krieg ihre Lage nur verbefiert, 
die nicht bloß materiell, fondern auch wiſſenſchaftlich auf das befte gerüftet 
find, da ihre Fürften dieſem Zweck alle ihnen zu Gebot ſtehenden Hilfsquellen 
zuwenden®. Er fagte dieß, um die allgemeine TWehrpflicht zu empfehlen: nie 
mand hörte ihn an. Wan erllärt unſere legten Niederlagen aus der Unzu⸗ 
länglicgleit unferer NRüftungen, der Imferiorität unferer Artillerie, der Un⸗ 
fähigkeit unjerer Führer: alle das ift richtig, aber der wahre Grund liegt 
doch noch tiefer. Alle Armeen, welche in ihrer Vergangenheit eine ruhmvolle 
Legende haben, geben gerade an dieſer Legende unfehlbar zu Grunde. Die 
Legende Ludwigs XIV. führte zu Roßbach, die Legende Friedrichs des Großen 
zu Jena (einer ſchlimmeren Kataftrophe, beiläufig gejagt, als diefenige, welche 
uns im Jabhr 1870 befchieden war), die napoleonijche Vegende, die leuchtendfte 
von allen, zu Niederlagen, melde in der Kriegsgeſchichte aller Zeiten ohne 
Beilpiel find. Es ift aljo ein allgemeines Geſetz: die Völker, die Armeen, 
welche eine ruhmreiche Legende haben, ruhen fih auf dberjelben aus, werben 
hohmäthig, lernen nichts mehr, kümmern fich nicht um die Fortſchritte, welche 
anderwärt3 gemacht werden, und plöglich bricht dann — ebenfo gewaltig als 
plöglih — die Vernichtung über fie herein. Redner unterzieht das napoleo« 
niſche Syſtem einer. jharfen Hritil... . . Drei verhängnißvolle Srundfehler 
haften dem Armeeſyflem des Kaiferreihs an: die Stellvertretung, die auf das 
firafffle angezogene, jeder raſchen Mobilifirung hinderliche Eentralifation und 
die Entfittlihung der Charaktere. Dieſe drei Krebsſchäden der Armee machten 
unter den: zweiten Raijerreich nur noch weitere Fortſchritie, und fanden ein 
heilſames Gegengewicht nur in dem weiten Offizier⸗Geſetz, weldhes wir dem 
Marſchall Soult verdanten. Darum muß man jekt vor allen Dingen die 
Disliplin wieder aufzurichten ſuchen: da liegt das Heil für Frankreich. Man 
deufe an Die Erfolge, welde in Preußen nad 1806 Männer wie Stein, Scharn- 
borft, Fichte, Arndt, Wilhelm v. Humboldt u. U. ledigli mit moraliſchen 
Mitteln erzielt haben. Auch id) möchte, wenn auch mit weniger Autorität, 
doch mit ebenjo fefter Ueberzeuguug, Ihnen zurufen: Belennen wir unfere 
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AIrrihümer und unfere Fehler; verhehlen wir uns nidt, daß wir jet! a- 
Stand find, fie wieder gut zu machen; arbeiten wir für bie Zukunit dra 
die Reform der nationalen Erziehung und der Arme! Der Friede, 
ich ipreche e8 muthig auß, der Friede, und nicht die Revande! Die mit: 
Nevandhe müflen wir an uns felber nehmen; die andere wird erſt dann I--- 
nen, wenn wir fie verdient haben werben. (Schr gut! auf einiger Bar 
Der Friede und die Anftrengungen einer ganzen, neuen ©eneration,, vielr.!: 
mehrerer Generationen, find nöthig, um diejes große Ziel zu erregen Sez 
die Armee insbefondere betrifit, jo lautet mein Programm: perfönlidde Tier” 
pflicht mit kurzer Friſt, aber mit folideren Gadres, als wir bisher je beim 
haben. Bamit werden Sie in Frankreich das Ehrgefühl, die Baterlantsiıck 
den Sinn für das Waffenhandwerk wieder erweden und die eſſektive Ster 
der Nation verdreifahen. Arbeit, WWetteifer in der Urbeit werden Gehori:= 
und Zucht herftellen, befier als alle Reglements; denn an ſolchen bat es ır3 
nie gefehlt Wenn in dem letzten Krieg Ihre Marinetruppen allein noch 7% 
ciplin bejaßen, jo fam dieß daher, daß fie gewohnt waren, won früh Bis Arc 
zu arbeiten. (Sehr gut!) Ferner empfehle ich eine weiſe Decentralilatioa: de 
Greeutive muß vom Kriegsminifter auf alle Gorpscommandanten übergebm. 
die provinziellen Gruppen müſſen fi jeden Augenblid ſelbſiändig mobil made: 
fönnen; dann werden Sie allegeit im Frieden für den Krieg bereit jein. (Teifel 
Endlid mögen Sie die Armee in einer firengeren und erhabeneren Erzieher; 
über die Heiligkeit Ihres Berufes belehren; Sie mögen ihr jagen, daß tar’ 
und ftarf diejenigen Truppen find, welche arbeiten, gehordgen und zuverit:.:: 
in das Feld ziehen, nachdem fie fi vor den: Bott der Armeen vemis 
Haben. Mit joldem Wirken werden Sie das wahre Genie der franzönite 
Armee erkannt und da8 Baterland gerettet haben! — Beifa ) Ce 
Denfert⸗Rochoreau (der Vertheidiger von Belfort), nichts weniger c 
ein gewandter Redner, und daher Häufig unterbrochen und noch öfter drr⸗ 
die Unruhe des Hauſes üÜübertäubt, bekämpft namentlich das Syſtem des „zur 
ſiven Gehorſams“, welches den Soldaten „verdumme” und zum blinden Berl 
zeug aller Staatsftreihe made. (Sehr gut! Links.) Die Disciplin Tdpliche das 
jelbftändige Denken und die individuelle Verantwortlichkeit des Soldaten nit 
aus: die intelligente Initiative jebeß einzelnen Bliedeß fei der Brund der ic 
nenswerthen Erfolge der deutſchen Armee in dem legten Kriege geweien. Zur 
Belege deilen verliest Redner mehrere Stellen aus den Berichten des Cherk 
Stoffel und aus einem Werke des Grafen Moltke, in welddem legtern es heist. 
„Der preußiie und überhaupt der deutiche Soldat bringen, wenn fie unter 
die Fahne fommen, mit wenigen Uusnahmen einen Grad von Bildung mr. 
der in intelleftueller Hinficht die deutiche Armee über alle andern ſtellt. Ti 
Veberlegenheit tritt namentlich bei den Unteroffizieren hervor, an weldge mar 
bei uns größere Anſprüche macht und die im Durchſchnitt unterridgteter Rn), 
al8 die aus dem Unteroffizierßcorp8 berporgegangenen franzöfiigen Offiziere 
da die letzteren nur den ſchlechten franzöflicden Elementar » Unterridgt genoner 
haben.” (Genug! Lärm.) General Ehangarnier, in gornigem Tome: Ch 
glei ic) während der Belagerung von Belfort keine Caſematie dieſer Feſturz 
bewohnt habe, glaube ich do auch etwas von dem Verhältnifie zu vwerfichen, 
welches zwiſchen dem Soldaten und feinem Borgelegten obwalten fol. Ter 
Vorredner bezieht fi auf Ynftruftionen des Grafen Moltle; in diefen ſprich 
aber unjer gewandter Gegner nirgends von der Disciplin, die er als eiwes 
Selbfiverfländlicdes vorausjegt. Un diefe Disciplin kann ein alter Golbet, 
wie ich, nicht rühren laflen; entweder der Gehorſam iR ein paffiner, oder er 
exiftirt gar nit. Für den Soldaten it der Offizier das lebendige Geier 
Wenn ih am 2. Dezember widerrehtlich verhaftet worden bin, fo made ig 
nicht diejenigen, welde die Urreftation vollzogen haben, fondern ben Seriegk 
minifler dafür verantwortlich; jene thaten ihre Pflicht, indem fie dieſem ge 
horchten. (Bebhafte Zuſtimmung rechts und im Gentrum: Widerjpruch Timis., 
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g von Aumale: Wir haben uns hier weder mit Disciplin, noch mit 
nterrichtsfragen, fjondern mit dem Nefrutirungsigftem zu befhäftigen. Die 
alte Gefeßgebung ift in diefem Betracht anerfanntermaßen unzulänglid. Das 
Gele von 1832 war für feine Zeit ein ganz gutes Befeg, und gewik ift, daß 
alle jeitherigen Verſuche, die Gebrechen des Geſetzes von 1832 abzuftellen, ger 
jcgeitert find. Zu dieſen Gebrechen gehört in erfier Reihe das Syſtem der 
Erſatzmänner. Dan bat die üblen Folgen dieſes Syſtems noch übertrieben, 
aber recht verderblich haben ſich diejelben erſt feit dem Geſetze von 1855 gel» 
tend gemadt: die Etellvertretung war dann nicht mehr eine Bergünftigung, 
fondern ein Net, eine allgemeine Gewohnheit, jo zwar, daß man fie durch 
Einjſchränkungen nicht mehr bemeiftern konnte. Heutzutage muß die Stell⸗ 
vertretung im Intereſſe der Armee und des Landes ganz und gar außge- 
fhlofien werden. (Sehr gut!) Die allgemeine Dienftpflit ift eine Nothwen⸗ 
digkeit, und die Nation wird ſich gern mit ihr befreunden, wofern man der 
Stellvertretung nur feine Hinterthür öffnet: die kleinſte ſolche Hinterthür würde 
durch die Praxis fogleih angelweit aufgerifien werden. Rebner gebt dann auf 
die Unmöglichkeit ein, in ganz kurzer Zeit kriegſstüchtige Armeen heranzubil- 
den, und bemerkt weiter: Eine Beftimmung fcheint mir nicht fehr billig; ic) 
meine diejenige, wonach die jungen Leute, welche nicht leſen und ſchreiben 
fönnen, von der Rechtswohlthat des anticipirten Dienſtes ausgeſchloffen bleiben 
follen. Einmal jcheint mir das nicht logiſch, da derjelbe junge Mann, den 
man mit 13 Jahren zurüdweist, mit 20 Jahren dann mit Gewalt genommen 
wird, und zweitens foll e8 nie für eine Strafe gelten, unter der theuren und 
ruhmoollen Fahne zu dienen, um melde fih im Kriege alle Vertheidiger des 
Baterlands ohne Unterſchied der Partei geihaart haben, und die fie wiederum 
vereinigte, als im Bürgerfriege die Aufrührer eine ihrer Farben außgerifien 
hatten, daß fie ihnen zum Banner diene, unter der Yahne, welche lange Zeit 
ein Emblem des Siege war und jekt das Emblem der Eintrat und Einig« 
keit fein fol. (Beifall.) Ich ſchließe: wenn die Kammer das vorliegende Belek 
in feinen Hauptbefimmungen annimmt, fo vollzieht fie damit einen Wft der 
Mannhaftigkeit, des firengen und echten Patriotismus, des conſervativ⸗libe⸗ 
ralen Geiftes, von welchem dieſes Haus bejeelt iſt. Zeit, viel Zeit wird ver- 
gehen, ehe dieſes Geſetz feine Früchte tragen kann; langſam, geduldig und 
mähjelig werden wir an unferer Reorganifation arbeiten müffen: darum wird 
fih aud Europa über unfere friedlichen Abfichten und Gefinnungen nicht täu⸗ 
ſchen können. (Lebhafter Beifall int rechten Centrum.) — Oberſt Denfert⸗ 
Noche reau (zum Protololl): Ich erjehe erfi aus dem ſtenographiſchen Bes 
richt, daß General Changarnier fi geftern der wegwerfenden Worte bedient 
hat: „Obgleich ich nicht während der Belagerung von Belfort eine Caſematte 
diejer Feſtung hemohnt habe“ u. |. w. Dieſe Infinuation kann mir nicht weh 
thun; ich habe der Replik meines Freundes Baurent Pichat nichts hinzuzufügen. 
Wir heißen Belfort, fagte diefer, und Sie, Sie heißen Meg! (Lärm.) General 
Changarnier, in Außerfier Wuth und die Fäuſte gegen den Oberſt Denfert 
ballend: Ich heiße in aller Beſcheidenheit Ghangarnier. (Bravo! rechts.) Ich 
war bei der Armee von Mek ohne Commando und ohne Sold; ich litt mit 
ihr, aber ih bin in keinem Grade für ihre Alte verantwortlih. Was ich 
geftern, enträftet über die deftruktiven Theorien des Oberſten Denfert, ſagte, 
muß id) lediglich aufrechthalten. Ich habe den Preußen näher ind Auge ge- 
blictt als irgend einer, und namentlid als der Abgeoronete, defien Unterbrechung 
fih Hr. Denfert heute aneignet. (Beifall rechtz. Tumult. Die Linke ruft: 
Meg! Meg! General Ehangarnier wird, wie er die Tribune verläßt, von 
feinen Freunden unter ſtürmiſchem Applaus umringt; Hr. Duvergier de 
Hauranne, der jüngere, ein erft vor kurzer Zeit von den Orleaniften zu den 
Republilonern Übergegangener Abgeordnieter, padt in affeltirter Weiſe feine 
fieben Saden zujammen, verläßt feinen Pla auf der Linken und begibt ſich 
an die Eeite des Generals Changarnier; diejer ſchließt ihn gerührt in feine 
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Arne; das rechte Centrum klatſcht zu diefem jonderbaren Auftritt wäre: 
Beifall.) Biſchof Dupanloup ergreift, wie er jagt, in einer feinem Sum: 
amte fo fern liegenden Frage nicht ohne Bellemmung das Wort I ri 
meint er, genen die allgemeine Wehrpflicht nichts einwenden, ba bieie m 
einmal daB Progranım aller Melt geworden ift; aber man fage zur vi 
daß Preußen, weil e8 die allgemeine Dienftpfligt und den Edyulzweng t::- 
die erfte Nation der Erde geworden ift. Ich beftreite die Behauptung !«.t: 
die Preußen, welche ih genügend aus der Nähe kennen gelernt, find nick 
erfte Nation, fie find nur die erfte KKajerne der Welt, Adel, Großmuth, Us 
eigennügigfeit und Sanftmuth fehlen ihnen ganz und gar, und Hr. Zu 
hat recht, wenn er einmal fagte: „Eine Nation von Eoldaten wird gar u: 
eine Nation von Barbaren!” Redner verwendet fih namentlich für ve k. 
dierende Jugend, welche der Entwurf ınitten in ihren gelehrten Lebunger ;. 
unterbrechen drobe; man könnte ſich mit dem Baccalaurrat3-Beugnik icr ta 
einjähr. Dienft begnügen. Beſonders fürchtet er für die philojophijchen Etui 
die edelften von allen, und die erſt in reiferem Alter, aljo gerade, wo be 
Militärdienft ruft, mit Nugen unternommen werden lönnen. (Rufe linke: 3: 
Sade!) Bott, die Seele, das Fünftige Xeben, die gejelichaftlide Ordnung ve 
feien Probleme, die den ganzen Menſchen erfordern, und mit Hilfe der G:: 
thematit allein nicht gelöst werden können. In der Armee ſelbſt wünjdt ic 
Redner die „Gewiſſensfreiheit“ befier geſchont zu ſehen, als bisher, der Eır-- 
tag müſſe den gläubigen Soldaten freigegeben werden, damit fie Die Kirk 
beſuchen könnten; jett höre der Soldat die Mefje beinahe nur, wenn er : 
Gefängniß if. Voltaire erzählt einmal von einem Neffen Yenelons, der, ex 
er in die Schlacht zog, in welcher er den Heldentod farb, gebeichtet habe, z:* 
fügt jelbft Hinzu: eine Armee, die aus lauter jolden Soldaten zujammengees 
wäre, würde unüberwindli fein. Der Staat, jchließt der Redner, R es de 
Eltern, denen er ihre Söhne entführt, ſchuldig, ihnen diefe als ebenfo glär- 
bige Chriften, wie fie in die Armee getreten waren, zurüdzuerflatten. Lebhakzr 
Beifall rechts.) Der (clericale) General du Temple verirrt fih, wie gemite- 
U, zu einer Diatribe gegen die Revolution und insbejondere gegen de 
Männer vom 4. September. Dieje Leute, welche den Krieg à outrance pre 
digten, flürzten fich nicht auf den Feind, ſondern auf die öffentlichen Wemter. 
während wir andern Gut und Blut für das Vaterland hergaben. Dem Se 
Gambeita, der jegt nur wieder auf die Belegenheit lauert, fi der Regierum: 
zu bemädtigen, lag fein Leben mehr am Herzen, als feine Ehre. Er dien 
fi immer fein im Rüden der Armee und alles, waß er that, war, daß er 
während des Kriegeß unaufhörlich von einer Stadt zur andern fußr. Gem: 
betta: Auf jolde Reden antwortet man nicht; man fhidt dem, der fie hä. 
einen Irrenarzt. 

Damit wird die Generaldebatte geichlofien und die Sperinldebatte eräffne. 
Die erften vier Artikel werden ohne Debatte angenommen; fie lauten: „Urt. 1. 
Jeder Franzoſe ift zum perſoöͤnlichen Militärdienft verpflichtet. Art. 2. In ver 
frangöfiiden Armee gibt es keine Werbe» Prämien oder jonflige Werbepreije 
Urt. 3. Jeder Franzoſe, der nicht für den Militärdienft untauglich befunden 
worden ift, kann von dem Alter von 20 bis zum Wlter von 40 Jahren be 
rufen werden, nad Maßgabe des Geſetzes der aktiven Urmee und den Keſerves 
anzugehören. Art. 4. Die Stellung von Erfagmännern ift abgeſchafft.“ Urt. 5, 
wonach „die beim Corps befindlichen Mannſchaften an keinem Botum theil⸗ 
nehmen dürfen“, wird mit 628 gegen 35 Stimmen angenommen, Dagegen ein 
Umendement, wonah „die aktiven Militärs aller Grade auch nicht wählber 
fein ſollen“, mit 408 gegen 101 Stimmen verworfen. 


27. Mai. Die Parifer Blätter veröffentlichen folgende Siatiſtik ber ans 
Anlaß des Commune-Aufftands von den Kriegsgerichten bis zum 27. 
Mai d. 3. verhängten Strafen: Verurtheilungen zum Tode 73; zu 
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Lebenslänglider Zwangsarbeit 212; zur Deportation nad) einem bes 
feftigten Pla 894; zur einfaden Deportation 2900; zu Feſtungs⸗ 
und ſonſtiger außerordentlier Haft 1229; zu Gefängniß von weni- 
ger als drei Monaten 305; zu Gefängniß von drei Monaten bis zu 
einem Jahr 1378; zu Gefängnik von mehr als einem Jahr 1188; 
zur Verbannung 297: zujammen 8415. Die Zahl der Freiſprech⸗ 
ungen belief fih auf 2112, d. i. ziemlich genau auf 20 Broc. 


. Deai. NRat.»Berfammlung: Das Budget für 18783 gelangt zur Verthei⸗ 


Yung: die Ausgaben belaufen fi auf 2 Milliarden 838.312.943, 
die Einnahmen auf 2.286.461.671 Tr. Faſt alle Minifterien erſchei⸗ 
nen mit erhöhten Boranjchlägen; das Mehrerfordernig beträgt für den 
Krieg 9 Millionen, für die Marine 4.126.447 (wovon 3.971.598 
Fr. als Koften für die Deportation und Einrichtung der Veruribeilten 
der Bommune), für öffentliche Arbeiten 3.659.515, für Handel und 
Aderbau 1.626.840 (wovon 900.000 Fr. für die Wiener Weltaus- 
ftellung von 1873) ıc. 


In ven Motiven fpricht ſich der Finanzminiſter einläßlich über die große 
Trage der Befreiung des Territoriumß und den Verſuch, diejelbe durch eine 
Rationalfubfeription zu beihleunigen, aus: „Auf den evelmüthigen Verſuch 
einer öffentlichen Subſcription folgten zahlreiche, in der Form verſchiedene, 
aber demjelben Ziele entgegenftrebende Projekte; die cinen aus der Initiative 
Ihrer Gollegen hervorgegangen, die anderen direft an meine Verwaltung ges 
richtet oder durd die Prefle veröffentlicht. Die Regierung trägt kein Bedenken, 
fi den patriotiihen Seftnnungen anzuichließen, welche diejen verichiedenen Gont- 
binationen zu runde lagen. Die ihr durch die Umſtände gebotene Zurück⸗ 
baltung darf fie nicht Kindern, die werihvolle Mitwirkung, welche ihr von der 
Einficht und Hingebung ſo vieler Bürger geboten wurde, in ihrem ganzen 
Umfange zu würdigen. Wir haben das feſte Vertrauen, daß unſere gemein⸗ 
jamen Unftrengungen nicht vergeblich fein werden, und daß Frankreich den 
Willen und die Macht haben wird, fein Gebiet durch glüdliches und voll« 
fommenes Einhalten feiner Verpflichtungen zu befreien. Aus der ſoeben ge 
machten Erfahrung, welche glüdlicher ausfiel, als wir ſelbſt zu hoffen gewagt 
hatten, ſchöpfen wir unjere beften Hoffnungen. Es ift Ihnen in der That 
befannt, daB die Zeichner der Zwei-Milliarden-Anleihe ihre letzte Einzahlung 
erſt am 21. November zu leiſten Hatten, ftatt 712.318.000 Fr. ftehen aber 
jegt, Dank den inzwiſchen angefammelten Eriparnifien und anticipirten Ein- 
zablungen, nur noch 218.064.000 Fred. auf diefe Anleihe aus. Gin folder 
Erfolg läßt uns der neuen Probe, welche uns bevorfteht, mit Vertrauen ent- 

gegengeben. Wir unfererfeits können nur wiederholen, daß die Befreiung bes 
Banbesgebiets unfere erſte und unabläffige Sorge if. Sie können verfidert 
fein, daß wir alle auf dieſen Begenftand bezüglichen Projekte reiflichſt prüfen 
und enbli nur eine Löfung vorſchlagen werden, welche durch die Würde und 
das Sinterefie des Bandes geboten jein wird. 


„ Kin Erloß des Maire von Marjeille unterfagt die öffentlichen 
Prozeſſionen im ganzen Dlarfeillee Stadtgebiet, und zwar unter Be- 
rufung auf ein Geſetz vom Germinal und auf die Artifel des Eon- 
cordats. Die katholiſche Preffe der Stadt dringt dagegen auf die 
Beibehaltung der alten Gebräuch und der bisherigen Toleranz, was 
auch mit Hilfe des Präfelten durchgeſett wird. 
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8. Ami. Rat.»-Berfammlung: Die Eommiffion, weldde für bie Parkr; 


der Sapitulationen während des Kriegeß niedergefeht worben, ſche 
ihre Arbeiten. 

Der Antrag von Pascal Duprat, daß alle Berichte, welde dem Griedez 
als Baſis dienten, veröffentlicht werden follen, wird mit 6 gegen 5 Eiizmr 
verworfen. Dagegen ſpricht fi die Gommilfion emflimmig für bie Beröfer 
Iihung des Berichtes Über Sedan, und mit 8 gegen 3 Stimmen für die Br | 
öffentlihung des Berichtes über Straßburg aus. Zugleich beichlieht fr, :5 
Bedauern darüber auszubrüden, daß die Gapitulation von Sedan zit ww 
ein Kriegsgericht verwieſen worden fei. 

„ Rat.-Berfammlung: Wahl bes Ausfchufles für Prüfung dee Es 
gets für 1873 dur die Bureaus. Die in dem frübern Auer 
fitenden perſönlichen Gegner von Thier werden aus bemfelben ce: 
fernt, dagegen zählt der neue Ausſchuß 20 Freihändler gegen t.% 
10 Scubzöllner. 

„Nat.⸗Verſammlung: Der Republilaner Grevy wird faſt einftimz:: 
(mit 459 von 476 Stimmen) wieder zum Präfidenten gewählt; as= 
der Vicepräfident und die Sekretäre bleiben dieſelben, wie bisher. 

„ Nat.-Berfammlung: Yortfegung der Beratung des Wehrgeieke. 
die (bloß) dreijährige Dienftzeit in der altiven Armee wird mit de: 
gegen 228 Stimmen verworfen. 

„ Der Gerichtshof von Borbeaug verurtheilt die katholifchen Prie:- 
Junqua und Mouls, die die Anerkennung der Unfehlbarfeit des Part: 
verweigert hatten und in folge davon wegen fortgefegter Tragung de 
geiftlichen Kleides mit dem Erzbifchof v. Bordeaux in Streit geratk- 
waren, zu zwei Jahren Gefängniß und 2000 Fr. Geldftrafe wec:: 
„Verhöhnung der Religion und Aufreizung zum Haffe” in einem bir 
tigen Blatte. 

„ Die am 6. d. M. in Baris zufammengetretene Synode der tr: 
formirten Kirche Frankreich! Icgt jofort die tiefe Spaltung wide 
ber orthodogen und der liberalen Partei innerhalb diefer Kirche a 
den Ta | 

Die Synode befteht aus 108 Mitgliedern, 49 Pafloren und 55 Lam 
An der Spige der orihodoxen Partei fleht der greife Guizot, an der der ir 
beralen der belannte Paſtor Eoquerel. Beide meſſen fi bei der Praſidenter- 
—* Die Orthodoxen ſetzen mit 55 gegen 45 Stimmen ihren Ganbdideter 

urch. 
„Nachwahlen zur Nat.⸗Verſammlung in drei Departements: in allen 
dreien ſiegt die republikaniſche Partei. 


„Reformirte Synode: Die liberale Gruppe derſelben, die HH. Co— 
Iani, Coquerel, Clamageran und Oberſt Denfert an der Spiße, legcı 
folgendes Glaubensbefenntniß auf den Tif der Verfammlung nieder: 

„Berufen, in der General⸗Synode eine große Anzahl unſerer Brüder ;z 
vertreten, find wir es ihnen ſchuldig, in diefer Berfammlung zu erflären, mes 
wir wollen und was wir find. Wir gehören der liberalen Bartei der refor⸗ 
mirten Kirche von Granfreih an. Getreu ihren Prinzipien, machen wir ver 
der allen ihren Kindern gemeinſamen Freiheit Gebraud, & Görifen u fen md 
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aunnjeren inneren Ueberzeugungen und lediglich unter unferer eigenen Berant« 
woorilicleit. Da der Glaube, welcher uns mit Oott vereinigt, das hoͤchſte 
Sut if, fo kann die Richtſchnur unſeres Lebens und unferer Entipliegungen 
nur von Gott abhängen. Kein menjchlicher Wille, weder ein vereinzelter noch 
ein collettiver, kann unjere Gewiſſen beberrichen und uns Pilichten und Ges 
Danken anbefehlen,, für weldde wir allein einzuftehen haben. Indem fie uns 
Das Erbe diejer Freiheit übermachten, haben unfere großen Reformatoren uns 
gelehrt, in den heiligen Schriften die reine Erfenntniß des Evangeliums zu 
Fuchen. Rirgends in der That ſpricht Bott zu den Menſchen eine deutlichere, 
majeflätifchere und mildere Sprache ; nirgends lernen wir Männer des Glaubens 
sınd der Aufopferung kennen, wie die Propheten Iſraels oder die Apoſtel 
Jeſu Chriſti; nirgends ericheint firahlender das Bild jener erften chriftlichen 
Geſellſchaft, deren Mitglieder, von dem Geiſte Chriſti füllt, nur Ein Herz 
und Eine Seele waren, nirgends endlich enthüllt ſich mit ſolchem Heiligenglanze 
jener Menihenjohn, welden die Stimme aller feiner Schüler als Sohn Gottes 
und Heiland der Seelen ausgerufen bat. Aber nit für uns allein leuchtet 
Das Licht des Evangeliums, jondern für alle Brüder, mit denen Gott ung 
umgeben bat. Wir find ihnen ſchuldig und wollen ihnen unjeren beften Ueber⸗ 
Lieferungen gemäß auch geben das Beiſpiel der firengen Frömmigkeit, der fitte 
Lichen Energie, der häuslichen Tugenden, der Hingebung für daß allgemeine 
Beſte, des Gifers für den moraliſchen Fortſchritt, weldder aus den Ghriften- 
thum entfpringt und wieder in ihm mändet — eine um fo heiligere Pflicht, 
als die Leiden unfereß Baterlandes in diefem Augenblide alle Anftrengungen 
und alle Aufopferung in Anſpruch nehmen dürfen. Um diefe Hingebung wirk⸗ 
famıer zu machen und den jo oft von unſern Bätern angerufenen Geift der 
Einigfeit zu erhalten, wünſchen wir aud ferner nur Eine Blaubensgejellichaft 
mit unjeren reformirten Brüdern und, wenn möglid, auch mit jenen augs- 
burgiicher Eonfefiion zu bilden, welche unfer Kriegsunglüd diesſeits der Grenze 
gelaffen hat. Genug der Gpaltungen und Schismen haben die Kirche heim- 
geſucht, die do nur Eine Heerde unter der Führung Eines Hirten fein jollte. 
Aber die proteflantifche Union ſchließt Verſchiedenheiten, felbft bedeutende unter 
Prüdern oder Gruppen von Brüdern nicht aus, und ſolche Verſchiedenheiten 
beftehen in der That unter aus. Es ift indeß nicht zu befürdien, daß fie bie 
Einigkeit einer Kirche gefährden könnten, in welcher derſelbe Weg die Gläubigen 
zu derjeldben Warheit führt, in der fie unter dem Schuge derjelben Freiheit 
aus der Quelle desfelben Lichts ſchöͤpfen können, nämlich der Bibel, darin den» 
felben Herrn finden: Jeſum Chriſtum, denſelben Bater: Gott, der fie zu der» 
jelben Hoffnung : dem ewigen Leben, beruft und zu derfelben fittlichen Aufgabe: 
der Befreiung von der Sünde, der Vervolllommnung in der Liebe und Gerech⸗ 
tigfeit.” 


0. Zuni. Nat.-Berfammlung: Fortſeßung der Berathung des MWehrgejekes: 


Hr. Thiers ftellt zur allgemeinen Ueberraſchung und ziemlich unnöthi- 
ger Weife gegen den Antrag auf 4jährige Dienſtzeit in der aktiven 
Armee die Sabinetsfrage, um jeine Sjährige Dienftzeit durchzuſetzen. 
Der Antrag wird mit 477 gegen 59 Stimmen verworfen. In ber 
Minderheit befindet fich neben Abgeordneten der äußerften Rechten auch 
General Ehanzy; über 150 Abgeordnete der Linfen und ber äußerten 
Linken enthalten fi mit Gambetta der Abftimmung. 

„ Nat.-Berfamminng: Fortſetzung der Berathung des Wehrgefebes: 
Rede des Hrn. Thiers für die Sjährige Dienftzeit. Erklärung Trochu's. 
Der Artilel, der die Sjährige Dienftzeit enthält, wird angenommen. 
Derjelbe lautet: 


eanhreidh. 


FJeder Framzoſe, der nicht zu jedem BMilttärbienfle unteugli erfiärt e- 
gehört an: der aliiven Urmee dur 5 Jahre, der Referve der altiven I:-- 
durch 4 Yahre, der Xerritorialarmee durch 5 Jahre und der Beier m 
Territorialarmee dur 6 Jahre Die aktive Armee beieht, abgeicha ı-: 
den Mannſchaften, welche nicht im Seftellungswege refrutirt werden, aus c.- 
für dienftauglich erklärten jungen Leuten der 5 lekteinberufenen Glafken. ı: 


Neſerve der aktiven Armee befteht aus alien für dienfitauglid erflärten 


ſchaften derjenigen 4 Glafien, welche den 5 lekteinberufenen Gleffen verangem 
Die Territorialarmee befteht aus allen Mannichaften, welche den für die al-ı= 
Armee und für die Reſerve vorgeichriebenen Dienſt zurückgelegt haben. 1: 
Reſerve der Territorialarmee beſteht aus den Mannſchaften, welche den Tri 
in dieſer Armee zuruegelant haben.“ 

Nede des Hrn. Thiers: Derſelbe entfchuldigt ſich zuerſt, dei er x 
Kammer noch eine ganze Sitzung zu beläftigen fih herausgenommen bedx 
Uber in einer fo ernften Discufflon müſſe die Regierung ihren ganzem 
danken fagen, und er der Rammer das Reſultat jeiner langen Stadicn c=- 
theilen. Weber die Dauer des Tienftes hat fih Hr. Thiers mit der Cer 
milflon geeinigt. Sie feien von verſchiedenen Standpunkten ausgegangen. <“- 
fie Hätten fi ihre Meinungen untergeordneten Ranges zum Opfer gebrait 
und die Commiſſion habe ihr Möglichſtes gethan, um die allgememe Txhr- 
pflicht jo wenig gefährlih als möglich zu machen. Thiers entiuldist 21 
dag er — ein Civiliſt — fi mit militäriiden Dingen abgebe. (Selädkter. = 
Jeder die hohe Meinung kennt, die Thiers von feinen milttäriigen Reunımrc 
hat.) Die großen Triebfedern des Staats, führt Thiers fort, ſind bie Fauc-- 
zen und daS Heer. Beide babe ich in meiner langen politiihen Laujbahe ge 
Kräften Rudiert und bin ihnen mehr als einmal praltiich nahe getreten 
namentlid im Jahre 1840 bei der Anlegung der Pariſer —— werfe u: 
im vorigen Jahre, alß es galt, eine Urmee gegen den fiegreichen ——* za 
Fan ai Geftatten Sie mir, ehe ih zur Sade komme, noch eine Bern 
fuug anfrei und Europa hören uns und dürfen uns nicht mißverſtex 
wir ſprechen bier befländig vom Krieg und feinen Verärfnifien, aber Eie w"= 
es Ulle, wir wollen den fyrieden, den längften, den wir mur erwirfen fönn:: 
ich verſichere es auf meine Ehre, auf Ihre und des Landes Ehre. (Zuk:=- 
nung.) Wir wollen Frankreich nur feine permanente Streitfraft und wit :t: 
den Rang figern, auf melden ihm die unvergleichliden Dienfte, welche eb de 
Civiliſation geleitet ‚bat, einen Anſpruch geben. (Sehr gut!) Wir erleben ke 
aufs Neue, was wir im vorigen Jahrhundert nad) Rokbad geliehen habe 
man will alles Militäriide den Preußen nachmachen. Der große Zn: 
lachte uns damals aus, denn er wußte recht gut, daß nicht jein Urmee'yirz 
jonbern fein perfönliches Genie uns geichlagen hatte. Iſt es wahr, daß Art 
mal das Gele von 1832 unfere Niederlagen verjchuldete, daB unfere Arer 
ihre alte Tüchtigkeit verloren hatte, daß es unjeren Cffizieren an Bildur: 
und unjeren Soldaten an Tiseiplin fehlte? Ich glaube von alledem keim Wen 
In meinen Augen find vier Fehler begangen worden, ein diplomatifcher z:: 
drei militärifche, welche Alles erklären. Wenige Tage vor dem 6. Juli IN: 
erhielt ic) den Beſuch des Marſchall Loeboeuf; er ſagte mir, der Kaiſer wı* 
wohl, daß ich fein Yreund nicht fer, daß er aber, wenn es das Wohl des 
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Landes gelte, auf mich zählen Lönne. Ich erwiderte ihm, ich fei weder m 


Freund noch ein Feind des Kaifers: wenn derſelbe daß von mir als not» 


wendig bezeichnete Maß von Freiheiten zugeflehen und gewille Ucnderumge 
an jeiner auswärtigen Politik vollziehen wolle, jo würde id feinen Gren | 


mebr haben, ibm Oppofition zu maden, ich würde zwar feine Aemter un 
Würden von ihm annehmen, aber feine Regierung bereitwillig unterſtüter 
Hr. Leboeuf bat mi hierauf, die Kontingentziffer von 100,000 Man zu 
vertheidigen. Dazu war ich von Haufe aus ſchon entſchloſen und in der be 
treffenden Rede führte ich des Weiteren aus, dak wir nit weniger als g 
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züßet, daß wir nicht die bewaffnete Ration*, wie ſchon damals das Schlag» 
wort hieß, fondern die entwafnete Ration wären. Und wenige Tage darauf 
empfängt mid am 16. Juli im Geſetzgebenden Körper der allgemeine Ruf 
nad Rrieg. Ih fand keinen Ausdrud für die Sprache, welche die Regierung 
in der frage der Candidatur Hohenzollern gegen Preußen führte. Trotz dieſes 
berausfordernden Tones zog Preußen, jein Unrecht einjehend, die Kandidatur 
aurüd und Alles, meinte ich, wäre nun beigelegt. Anftatt defjen meldet man 
uns vierundzwanzig Stunden fpäter, daß der Krieg entjchieden jei. ch war 
nniedergefehmetiert; flchentlich bat ich die Minifter, im Intereſſe des Landes, der 
Kynaftie ſelbſt auf ein Unternehmen zu verzichten, welches Frankreich ins Ber- 
derben ſtürzen könnte. Tiefes war aljo der erſte große fehler. Die Geſchichte 
kennt nicht feines Bleiben: Louvois, der große Kriegsminiſter Ludwigs XIV., 
felber Tieß es fi nicmals beifonmen, binnen acht Tagen einen Kricg einzu» 
Iciten und auch ſchon zu eröffnen. Die Preußen, welche ihrerſeits vollkommen 
bereit waren, da fie fih ſeit Jahren auf einen Angriff Frankreichs gefaßt 
machten, brauchten einige und zwanzig Tage, um mit voller Macht ins Feld 
rüden zu lönnen, und wir, die wir gar nicht gerüftet waren, ertroßten noch 
Die fofortige Eröffnung der Feindieligfeiten. (Senfation.) Es ift wahr, man 


“ entwidelte dann den größten Eifer und es war erſtaunlich genug, daß man 


in Kürze 250,000 Mann auf die Beine bradte; man hatte 4000 (nicht 9000) 
für den heutigen ſtrieg verwendbare Gefüge, aber die Bedienung konnte man 
mit aller Anftrengung nur für ihrer 930 auftreiben. Die Schuld Tag nicht 
an dem Belek von 1832, jondern lediglich an der Ueberſtürzung; in einem 
Monate, welcher leicht dur Unterhandlungen zu gewinnen war, Tonnte man 
eine Million kriegstühtiger Soldaten und noch mehr ins Feld ftellen. In diejer 
Berfoffung Rießen wir auf die deutſche Armee. Dieſe belief ji) niemals, wie 
man behauptet bat, auf 2,00N,000, ſondern mit ihrer höchften Ziffer, fo weit 
fie in Frankreich ftand, auf 900,000 Mann. In den erften Tagen fand fie 
uns in der Stärke von 400,000 Mann gegenüber und hier folgten nun die 
Drei anderen ftrategijchen Fehler. Unſere 250,000 Mann, von Thionville biß an 
den Rhein auf einer Schlachtlinie von 50 Lieues aufgeftellt, erwarteten regungs⸗ 
108 den Feind und unſer rechter Flügel wurde, nachdem er bei Reichähofen 
ein Treffen geliefert, wie die Geſchichte Kein ruhmvolleres aufzumeiien bat, 
(Sehr gut!) buchſtäblich weggeblaſen. Run galt e8 einen raſchen Entſchluß, 
was ſich freilih nachher immer leichter fagen läßt, als mitten in der Aktion: 
man mußte fi) binter die Maas zurüdziehen und Meg und Lothringen auf- 
geben. Der Kaiſer konnte das nicht über fi gewinnen und z30g fi nur jelbft 
aurüd, die größte Verwirrung hinter ſich laſſend. Das war der zweite Fehler 
und der dritte befiand in dem unfeligen Verſuch, die eherne Mauer, melde, 
ſich um die Armee von Mey geichloffen hatte, mit einem jungen, eben erfl 
aus den Trümmern der Beitegten von Wörth und noch ſchwächeren Elementen 
gebildeten Heere zu durchbrehen. Der General Trochu kann mir bezeugen, 
wie id im Vertheidigungsausſchuſſe eindringlichft vor diefen Zuge gegen M 

warnte. Statt einer eingeſchloſſenen Armee, jagte ich, werdet Ihr deren zw 

Haben! Alle unfere Cadres waren bei Metz und Sedan zu Grunde gegangen 
und ohne Cadres kann man mit allem Opfergeifte und Patriotismus feine 
Armee organifiren. Wir hatten feine Cadres mehr, daß war der Grund aller 
unjerer Niederlagen. An der Loire ſah ih Compagnien von 100 Mann, die 
nur einen Lieutenant und einen oder zwei Unteroffiziere hatten. Unfer ganzes 
Effeltiv war glei bei Beginn des Feldzugs verloren gegangen. Nicht alfo 
das preußiiche Syſtem hat das franzdfifche beflegt: ich werde Ihnen den wah⸗ 
zen Sieger nennen. In Berlin waltete eine große Regierung, beitehend aus 
einem großen StaatSmanne, einen jener Feldherren, die man wirklich „Dre 
ganifatoren des Siege“ nennen darf, und einem gewandten Friegsminifter; 
an ihrer Spitze ſtand ein weiſer und feſter Monorch, der ohne Scheelſucht 
das Berdienft feiner Räthe anerkannte und fich geltend machen ließ, der ihnen 
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zum Mittelpunfte und Bindegliede diente, und in weldem Preußen em 
zweiten Friedrich erbliden darf. (Bewegung.) Nicht das preußiſche Gyfem 
bat das franzöfiiche, fondern die preußifche Regierung bat die framzöfikke 
befiegt. (Buftimmung.) Ginge e8 nad mir, fo hätte ih nur gewiſſe Er⸗ 
weiterungen des Gejehe von 1832 vorgeiälagen: Acht Gontingente von 
100,000 Dann madt mit den üblichen ÄAbzügen 744,000 Maun und am 
dererjeit8 mit Zurechnung des permanenten Effektivs (Gendarmen, Offiziere 
und Unteroffiziere u. |. w.) 864,000 Mann. Ich halte es für eime Then 
heit, einen Krieg ohne Bundesgenofien zu unternehmen; mit einer Wlan; 
und einer foldhen Urmee aber hätten wir von feiner Seite etwas zu fürdgien. 
Man made fi fiber die jog. bewaffnete Nation nur feine Iluſionen; im ei⸗ 
gentlihen Sinne des Wortes if dieß nur bei barbariſchen Böltern beufbar; 
die Römer waren eß nicht und die Preußen find es auch nicht: bei ben Ley 
teren beträgt daß Friedens- Effektiv nicht mehr als 400,000 MRaun. Bart, 
wie überall, wird nur ein Theil der Ration zum Dienſte zug : da 
Charakteriftifche des preußiſchen Syſtems if nur die Ausſchli ver Ein 
ſteherſchaft; den Rückſichten auf Krankheit, Privat - Imtereflen xc. wird durd 
Dispenje Rechnung getragen. Das ift der ganze Unterſchied, zu weldem benz 
noch ein zweiter, die Eintheilung in NRegionalcorps, tritt. Redner entwickelte 
den Organismus der Provinzialcorps in Preußen; er verfennt nicht Die Bor- 
theife defielben, meint aber, daß er in Frankreich einen Rüdfchritt bis im bee 
Zeit vor 1789 bedeuten würbe: „oder follen wir mwirflid von Departement 
wieder zur Provinz zurückbrechen ?“ Dan verweile nicht auf das Beijpiel von 
Poſen; diefe Provinz iſt durch eine geſchickte Politik volllommen germaniftrt, 
und glauben Sie übrigens nur: wenn es fi um einen Krieg an den yolni- 
fen Grenzen handelte, würde man nicht daß Poſener Armeecorps dazu ver- 
wenden. Dagegen haben wir den Bortheil, unfere Truppen ohne Unterjchied 
überall verwenden zu können, und wenn uns, wie 5. B. bei Eylau, ein games 
Regiment vernichtet wird, fo trifft der Verluſt wenigſtens nicht eine PBrovuz 
allein, ſondern gleihmäßig ganz Frankreich. Redner rühmt den in der heu- 
tigen Armee herrſchenden Gert, das allgemeine Berlangen nad) Bildung, den 
Einigkeits- und Ordnungsfinn, den einzig Achten, nämlid ben „geielidden” 
Gehorſam. (Lebhafter Beifall links.) Dieſe Eigenichaften, meint er, würden 
dur das Regional» Spftem ernftlich gefährdet werden. Berzichtei man aber 
auf das Regional⸗Syſtem, jo fommt man auch mit einer fürgeren Viesftzeit 
nicht aus. Wir brauchen zwei oder drei beftändig organifirte Armeen, welde 
dann allerdings im Winter einen Theil ihres ivs nah Haufe fchaden 
Tönnen. Ohne Sjährige Dienftzeit iR die Bildung guter Offizier und Unter 
offizier-Gadres radikal unmdgli; darum ſchließe ich mich aus innigfier Tleber- 
zeugung dem Syſtem der Gommilfion an. Bel den Preußen if die Gade 
leiter: fle find ein gelehrigeß, gefügige® Bolt, haben einen an Beſitz nicht 
eben reichen, aber unterrichteten und tapferen ®rundadel, welcher ven jeher 
die Hälfte der Offiziere flellt, und ein intelligente Bürgerthum, welches dieſen 
Adel im Heeresvienft mit dem Ehrgeiz nachſtrebt, es ihm glei zu thun. 
unferem Gleichheitsprinzip iſt es etwas anderes: unfere Offiziere bilden ſich 
ohne Unterſchied der Herkunft in unferen Kriegsichulen; unfere Unteroffiziere 
lediglich beim Regiment. Redner gibt über die Heranbilbung der Unteroffizierr, 
welche jegt namentlich den Kriegsminifter flige, nähere Aufſchlaſſe; im 
drei Jahren würden fie genügend geſchult, danm wolle man aber doch wenig. 
ftens noch zwei Jahre feine Freude an ihnen haben. (Heiterfeit.) Die Eule 
des Regiments fei, wie die des Kloſters, eine vortreffliche, wenn man ihr mur 
die nöthige Zeit laſſe. Der Corpsgeiſt Lafie fi nicht im Fluge erhafden; 
Aufopferung, Liebe zur A das feien Dinge, welche nur eine große In⸗ 
fitution einflöße, nicht ein Beruf, dem man nur vorübergehend oder kurg 
Zeit angehöre; mit Unterricht in der Geometrie und e allein ki 
es nicht gethan. Dan ſchaffe keine Soldaten in wenigen en oder in we 
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nigen Monaten; von der Armee von Wufterlig hätten zwei BDrittbeile alle 
Teldzäge der Republik und des Conſulats miigemadt und bei Wagram hätte 
Dudinot über die „niisnugigen Buben“ geklagt, die man ihm zugewieſen 
Hätte, weil ein Theil feiner Grenadiere den legten Friedens⸗Contingenten an⸗ 
gehörte. Redner entwidelt nun daß Syſtem der Commiſſion. Tie Jahres- 
klaſſe wird ſich „bei dem jetiigen Umfange des Landesgebiets“ auf 302 oder 
304,000 Mann flellen; davon wird man'nad) der Berechnung unjerer Burcaus 
164,000, nad den Anſchlägen der Eommilfion nur 150,000 Mann nehmen 
können; mag fein, 150,000 in drei Jahren alfo 450,000 Mann — macht 
mit dem genannten Effektiv 570,000 Mann, das ift 110,000 Dann mehr, 
als Sie unter den Fahnen behalten wollen und behalten kännen. Die Con 
milfton kann hieran nichts ändern und mußte fi aljo nach einen Ausweg 
umſehen. Sie fagte daher: Nchmen mir lieber die Hälfte von jeder Claſſe, 
75,000 Mann, und dafür fünf Claſſen; damit erhielte man 472,000 Dann, 
alſo ziemlich genau jo viel, wie Sie haben wollen. a, wenn Sie 600 Mil⸗ 
Tionen für das Kriegsbudget hergeben könnten, ich würde fie ſchon nehmen 
und auch zu verwenden wiſſen. (Heiterkeit.) Yür das Kriegs-Effeltiv gelangen 
wir mit neun Glafien zu 1,079,000 Dann und, offen gejagt, das ift volls 
lommen genug, da wir ohne Bundesgenofien uns nie mehr in einen Krieg 
flürzen werben und, wenn wir feinen Eroberungskrieg unternehuen, es uns 
nie an Bundesgenojien fehlen wird. Der Uebelftand, daß die eine Hälfte fünf 
Jahre und die andere nur ſechs Donate gedient bat, ift nun einmal nicht zu 
umgeben. Darum ſchließe ih; mich der Commiſſion an, ohne Ihnen zu ver» 
beblen, daß meine perjönlidden Ideen noch abjoluter find. Cigenfinnig fträube 
ih mid) aber nur dann genen die Majorität, wenn e8 mir die Sache jelbft 
zu erheifchen fcheint, und ſolchem Widerflande werden Sie bei mir vielleicht 
noch mehr als einmal begegnen. Wo es indeß, wie hier, die Sache ſelbſt ge- 
Rattet, gebe ih gern nach und empfehle Ihnen aus befter lieberzeugung, das 
Gleiche zu thun. Man täuſche fih nicht mit Worten. Sie wiſſen, welche ver- 
derblihe Gewalt das Schlagwort bei uns hat: Ordnung“ (als Aushänge⸗ 
Ichild des Despotismus), „Brüderlichleit” (jegt nennt man es, glaube ich, 
„Solidarität”), „Nationalitäten*, wie viel Leid haben uns nicht diefe Worte 
angethban! Hören Sie dagegen das Urtheil einer unbeftreitbaren, bier ſchon 
mehrfach angerufenen Autorität, des Marſchall Bugeaud. Redner verlieft ein 
Gutachten diefes Marihalls, welches namentlich darauf Werth legt, eine tlich« 
tige altive Armee zu befiten, da dieſe die erften und im Grunde entjcheidend- 
ſten Schlachten zu Tiefern habe, und in diefem Sinne eine dreijährige Dienſt⸗ 
zeit entſchieden für unzulänglich erklärt. So treffliden Worten, ſchließt Thiers, 
habe ih nichts hinzuzufügen. (Anbaltender Beifall und Beglückwünſchungen.) 
— Erflärung des General Trodu: WS ih nah dem Teldzuge von 
Sadowa dur die Unglüdsfälle Oeſterreichs hindurch die Frankreichs voraus» 
ſah, fagte ih zum Kailerreih: „Möge Frankreich fi mit feiner höheren Stel» 
lung zufrieden geben, den Degen in die Scheide fteden und unter der Beſchützung 
eines langen Friedens feine militäriſchen Inflitutionen einer Reform unterwer« 
fen.” Auch heute noch ſage ih der Übermannten Republif, dem übermannten 
Frankreich: Stedet euren Degen ein, erleichtert euer Budget, indem ihr eure 
militariſchen Ausgaben rebucirt. (Lebhafte Senſation; zahlreiche Zeichen ber 
Mißbilligung.) Die Macht Preußens befteht in feiner niederſchmetternden Mo⸗ 
bililation, welche die Provinzial »Organifation gibt. Der Bräfident der Res 
publit hat durd feine Worte eine große Verantwortlichleit vor dem Lande 
und der Geſchichte auf fi geladen! Die von der Kommiffion angenommene 
Dienftzeit ift den großen Sinterefien zumider, die ich zu vertbeidigen geſucht 
babe. (Beifall auf der Linken.) — Die vier Amendements, welche den Sjährigen 
Dienſt verlangen, werden alsdann mit 462 gegen 228 Stimmen verworfen. 

Das Refultat der Abfimmung wird als ein Sieg bes Hrn. Thiers be- 
tradhtet, obgleich feine Stellung der Gabinetsfrage einen ihn jehr ungünfligen 
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Eindrud gemadt hat und die Aufregung und Mißſtimmung eine gewaltige it 
noch größer als am 19. Januar und die Organe aller Parteien und ckc: 
Nuancen darüber einig find, daß ein folder Zuftand auf die Dauer wmeriri:- 
li fei. Die für Hrn. Thiers entſcheidende Debatte über die Behimmez:r: 
des Entwurfs, in melden derjelbe das Syſtem der Gtellvertretungen (sub- 
stitutione) doch wieder in die franzöfliche Armee bineindringen wiE, Richt and 
evor. 


12. Juni. Nat.⸗Verſammlung: Fortfegung der Berathung des Wehrgeſeges 


18. 


17. 


Bei dem Artikel betr. die Befreiung junger, zum Lehrerſtande beflimmtr: 
Leute, welche gewiſſen Schulen oder dem linterrichte gewibmeten, bard 
Geſeß anerfannten religiöfen Genofjenfchaften angehören, Gambeita be 
Tämpft die Befreiung, ausgenommen die der vom Staate beftellten Lehrer. 
Unterrihtsminifter Jules Simon antwortet, und erflärt fi als un- 
bedingter Anhänger der Lehrfreiheit und des obligatorifchen Schulbe⸗ 
ſuchs. Der Artilel wird mit 524 gegen 154 Stimmen angenommen 


„ Nat.»Berfammlung: Erjchredt durch den Ausfall der legten Er- 
gänzungsmwahlen zur Nat.» Berfammlung berathen die monardiide 
Sractionen über eine gemeinjame JInterpellation, betr. Die innere Bo 
Titif der Regierung, laffen den Plan aber wieder fallen und beichlıehen, 
eine Deputation an Hrn. Thiers zu ſchicken, für welche die Herren 
St. Marc Girardin, der General Ehangarnier und der Herzog von 


Audriffet-Pasquier bezeichnet werden. 
„  Nat.»Verfammlung: Yortfegung der Debatte über das Wehrgeſeß: 
Hr. Thiers feht neuerdings feinen Willen durd). 

Im Art. 42 erregt die Beſtimmung, daß e8 dem Sriegsminifier freigehelt 
bleiben folle, die hinreichend ausgebildeten Mannſchaften ſchon nach ſechs MR 
naten in ihre Heimath zu entlaflen, die eifrige Einipradhe der Abgg. de Cha⸗ 
dois und de Mornay und eine lebhafte Debatte, in welche Ihliekli auch der 
Präfident der Republik eingreift. Hr. Thierß erinnert daran, daß diefe Be 
ſtimmung eine der weſentlichen Grundlagen des zwiſchen der Regierung zum 
der Commiſſion vereinbarten Ausgleichs ſei. Man kann, fagt er in gereiziem 
Tone, nicht immer wieder auf dieſe verwidelten Fragen zurückkommen und ie 
in einer Berfammlung von 700 Mitgliedern Mar maden. (Oho! Stimmen: 
„Machen Sie die Gefege Lieber glei ganz allein!) Mit vielen Unterbredi- 
ungen beweiſen Sie gar nicht8 und verlieren nur Jhre Zeit. Es kommt mit 
bloß auf die Dauer des Dienftes, jondern auch auf den milttäriichen Get 
an: ein Soldat von ſechs Monaten ift bei guter Ausbildung ebenjoviel werth. 
als ein Soldat von einem Yahre. (Widerfprud.) Die allgemeine Dienfkpflict 
muß als Princip reipeftirt werden, aber die ſog. „betvaffnete Ration“ iſt nad 
dem neuen Geſetze ebenſo unmöglich), als nad dem Beleke von 1832; im Br 
ſentlichen wird e8 auf dasjelbe, wie nad) dem Geſetze von 1832, hinauslanten, 
nur daß eine größere Zahl erzielt wird. Man will jegt nur wicder die wir 
jährige Dienftzeit durch eine Hinterthür einfmuggeln. Um empfinbliditen 
würde darunter die Infanterie leiden, und mit der Infanterie werden dir 
Schlachten gewonnen. Wir find bievon fo durddrungen, daß wir, wenn Su 
nicht jeht die fünfjährige Dienfzeit in der beantragten Weiſe beidhliehen, ft 
in der dritten Lefung auf's Neue fordern werden. Der zweite Paragraph des 
Art. 42 wird hierauf mit 341 gegen 253 Stimmen angenommen. 

Hr. Thiers bat feinen Zweck über Erwarten erreidt. Die Commilkm 
beräth bereit8 über die Mittel und Wege, das Privilegium des einjährige 
Dienſtes einer noch größern Anzahl von Individuen, als bisher 
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war, zu Theil werden zu laſſen. Die Maſſe der „Eremptionen* ift fo groß, 
daß die Ausnahmen zur Regel werden. Dazu lommt die fünfiährige Dienft- 
zeit und die Erfindung, das Jahres⸗Contingent in zwei Hälften zu iheilen, 
von denen die eine nur ſechs Monate oder ein Jahr im aktiven Dienſte bleiben 
fol. Kurz, da8 Ganze ift auf die möglihft raſche Herftellung eines ſchlag⸗ 
fertigen Berufsheeres angelegt. Die Abneigung des Hrn. Thiers gegen die 
„Nation in Waffen“ erklärt fi übrigens nicht bloß aus Motiven der inter- 
nationalen Politik. Eines paßt nicht für Alle, und es entgeht dem Präfi- 
denten der Republik nicht, daß in Frankreich, wo jede Achtung vor der Au⸗ 
torität abhanden gelommen und der Geiſt des Volkes duch fubverfive Ideen 
alterirt ift, die „Nation in Waffen” leicht die permanente Revolution fein würde. 


8. Juni. Nat.-Verfammlung: Die Führer des rechten Eentrums verfuchen 


9. 


wiederholt umjonit, das linke Gentrum für den von ihnen befchloffenen 
Schritt bei Hrn. Thierd zu geivinnen. 

„Die jog. Unterrichtsfiga überreicht durch Vertreter der verjchiedenen 
republikaniſchen Fraktionen der Nationalverfammlung die von ihr bes 
triebene Petition zu Gunften der allgemeinen Schulpflicht. Dieſelbe 
enthält für den obligatorifchen Unterricht allein 116,105, für den 
obligatorischen und unentgeltfiden Unterricht 383,391, für ben obli⸗ 
gatorifchen, unentgeltlihen und confeſſionsloſen Unterricht 848,265, 
zulammen 847,761 Unterjchriften. 


„ Die reformirte Synode nimmt mit 61 gegen 45 Stimmen das 
orthodoge Glaubensbetenntniß an. Die liberafe Minorität gibt Dagegen 


eine Erflärung ab. 

Blaubensbelenntniß der orthbodogen Mehrheit: „Im Augen⸗ 
blide, wo die reformirte Kirche, die jeit jo vielen Jahren unterbrocdhene Reihen⸗ 
folge ihrer Synoden wieder aufnimmt, fühlt fie vor Allem das Bedurfniß, 
Gott ihren Dank abzuflatten und Jeſus Chriftus, ihrem göttlichen Oberhaupte, 
das fie während ihrer Heimſuchung unterflügt und getröftet hat, ihre Liebe 
zu bezeigen. Sie erflärt, daß fie den Glaubens» und Syreiheitsprinzipien ges 
treu bleibt, auf denen fie gegründet wurde. Mit ihren Bätern und Martyrern 
in dem Glaubensbeienntnifie von Ra Rochelle, mit allen Kirchen der Refor- 
mation in ihren verfchiedenen Symbolen verlündigt fie Die fouveräne Autoritat 
der heiligen Schriften in Glaubensſachen und das Heil dur den Glauben 
an Jeſus Ehriftus, einigen Sohn Gottes, geftorben für unjere Sünden und 
auferftanden für unjere Rechtfertigung. Sie bewahrt aljo und erhält aufrecht 
als Srundfefte ihrer Lehren, ihres Eultus und ihrer Disciplin die großen 
chriſtlichen Thatſachen, welche in den Sakramenten dargeftellt, bei ihren reli⸗ 
giöjen Tyeften gefeiert und in den Liturgien, namentlich in der Beichte der 
Sünden, in dem apoftoliiden Symbol und in der Liturgie des heiligen 
Abendmahls ausgedrädt werden.” Erklärung der liberalen Minder- 
heit: „Die Unterzeihneten, PaRoren und Laien, BDeputirte bei der Synode 
von Paris, eignen ſich die folgenden Erklärungen des Gonfiltoriums von Lyon 
an: In Erwägung, daß nad der Art und Weife, wie die Gemeinden gruppirt 
find, um bejondere Gonfiftorien zu bilden, und daß in folge des Abſtimmungs⸗ 
modus, nad welchem die vorlegten Berfammlungen conflituirt wurden, die 
allgemeine Synode nit die wahre Bertretung der Kirchen ift, erklärt das 
Gonfiftorium, daß es den Beihlüffen nur einen rein berathenden Charalter 
beimefien Tann. Bas Eonfiftorium protefiirt im Voraus und ganz bejonders 
gegen jeden Verſuch, welchen die Synode machen Könnte, die reformirte Kirche 
in Srartreih, 3. B. durch Aufftellung eines obligatorifhen und exkluſiven 
Slaubensbelenninifjes, zu ſpalten; und es erklärt, daß es eniſchloſſen iſt, alle 
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geieglichen Mittel und bie der Weberzeugung anzuwenden, um die Einfe: u 
ihrer Mitte und in der Mitte der von ihr tepräfentirten Kirche aufrekt zu 
erhalten, indem fie das abjolute Recht anerlennt und achtet, welches jer: 
Baftor, jeder Gläubige hat, diefem oder jenem Symbol, das er für gat Ki. 
feine Zuftimmung zu geben.“ 


20. Zuni. Unterredbung der Deputation des rechten Centrums umb ber ge 


22. 


23. 


mäßigten Rechten mit Hrn. Thiers. Hr. Thiers geht auf die Bün'!- 
der monardijchen Parteien nicht ein. Die Deputation zieht ſich zur. 
inden fie ihre Anfichten fefthält und fih die volle Freiheit, je x 
vertheidigen, vorbehält. 

Die monarchiſchen Parteien hatten einen vom Herzog v. Broglie ansgr 
arbeiteten Antrag angenommen, der dahin geht, Hrn. Thiers zu nöthee. 
ein gleihartiges Cabinet zu bilden, ſeine Beamten unter den WMännerr ; 
wählen, weldhe der Majorität und der conjervativen Partei genehm fein, vr: 
ihn aufzufordern, alle Kräfte der Regierung gegen die radikale Partei su: 
bieten, welche die Ordnung, die Gefellfhaft und die Religion bedrohe un) !:5 
Zand feinem Untergange zuführen werde. In ihrer Unterredung mit 57. 
Thierd erkennen die Velegirten der Rechten wiederholt die von beinielben x: 
leifteten Tienfte an. Wie fie von einer Aenderung in der inneren Pelz: 
ſprechen, erneuert Thiers feine Erklärungen von Bordenug und Berſailes 
Er habe, jagt er, die Republik übernommen und arbeite an ihrer Befekigun:. 


Die Aufrehterhaltung der Republik jei eine Garantie für das Wohl Zracl 


reichs; monarchiſche Reſtaurationsverſuche würden einen Bürgerfrieg hervor⸗ 
rufen. Seine Politik ſei eine weſentlich conſervative, wie Das fein garze 
eben seele. Tie legten Wahlen könnten jeinem Einflufle nit zugeiäne 
en werden. 


Das Minifterium gibt in Folge der Demonftration der monart)- 
Ihen Parteien Hrn. Thiers feine Entlaffung ein, zieht fie aber wiede: 
zurüd mit Ausnahme des Tegitimiftiihen Baron de Larcy, deſſen Te 
miffion auch angenommen wird. 


Nat.-Verfammlung: erledigt das Wehrgeſetz und beichließt auf der 
Antrag des Biſchofs Dupanloup einftimmig, demielben folgenden 3. 
fa anzufügen: 

„Die Minifter des Kriegs und der Marine haben durch Reglements Yaflı 
zu forgen, da den Militärs aller Waffen die nöthige Zeit und Freiheit ge 
fihert bleibt, ihre religidjen Pflichten an Sonntagen und andern nad ihre 
reſpektiven Bekenntniſſen geheiligten Feſtiagen zu erfüllen. Diefe Reglement: 
find in der Geſetzſammlung zu veröffentlichen.” SKriegsminifter de Gijfer: 
Auch die Regierung ift mit dem Untrag einverftanden, nur darf dieſe Br 
flimmung nidt etwa ein Borwand für Inbisciplin und Ungehorjam werben 
Ich made aljo ausdrüdlih den Borbehalt, daß, wenn es bie 
des Dienfteß erheifchen, man die Zruppen auch an den erwähnten Taxe: 
unter den Waffen behalten wird; dann wird eben der Brundfag gelten: Ba 
arbeitet, der beiet. Es ift übrigens ſehr ungerecht, zu fagen, daß die Arme 
eine Säule des Unglaubens jei. Wer vermöge ſeinen Berufs befländig m 
Tod ins Auge blickt, der ift auch gern geneigt, zu glauben, daß er auf dea 
Schlachtfelde nicht wie ein Hund verendet. 


„ Nat.»Berfammlung: Das rechte Centrum nimmt den Bericht feiner 
Deputation zu Hrn. Thiers entgegen, genehmigt da3 Verhalten der: 
jelben durchaus und einigt ſich darüber, in bem nächſten prinzipie.er 
Conflict, der jich in der Sfanımer ergeben fünnte, mit folgender Zac 
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ordnung hervorzutreten: „Die Nationalverſammlung geht, entſchloſſen 
die Regierung auf dem Boden der conſervativen Politik zu unterſtützen, 
zur Tagesordnung über.” 


uni. Nat.-Berfammlung: Die republikaniſchen fyractionen berathen dar⸗ 
über, der neuen Haltung der monardilchen Fractionen gegenüber Hrn. 
Thiers und feiner Regierung eine allgemeine Agitation für Auflöſung 
der Nationalverfammlung entgegen zu jeßen. 

Die Rechte beſchließt in ihrer Fractionsverſammlung, mit aller 
Macht gegen Thier8 vorzugehen. Sie will feinen Eonflift probociren, 
aber jebe Gelegenheit benugen, um Front gegen ihn zu machen und 
ihn, wenn möglich, zu ſtürzen. Das rechte Centrum, hofft fie, werde 
den Feldzugsplan unterftüßen. Bei wichtigen Gelegenheiten joll die 
ganze Rechte in einer allgemeinen Verſammlung zufammen treten und 
Der Erminifter de Larch, der an Depeyre's Stelle einjtimmig zum 
Präfidenten ber Rechten der Nationalverfammlung ernannt wurde, bei 
ſolchen Gelegenheiten den Borfib führen. Für ben Augenblid will 
Die Rechte indeß die Offenſive nicht ergreifen. 

Ein Brief des Herzogs v. Broglie erflärt: „Die Delegirten Haben von Thiers 

nit verlangt, daß er der Monarchie anhänge, fondern nur, daß er den Palt 
von Bordeaug, fth zur Belänpfung der radifalen Republif an die Spige der 
eonfervativen Kräfte zu flellen, fortjege Die Delegirten haben Thiers nicht 
den Krieg erklärt, fie haben ihn als Oberhaupt des Staats und Vermittler 
Der Behreiung des Landes anerfannt und werben ihn ftets aufs gewiſſenhafteſte 
achten; aber fie werden auch, wenn nöthig, die conjervativen Principien, welche 
fie gefährdet glauben, unterflügen.“ 
„Nat.⸗Verfammlung: Der Finangminifter de Goularb bringt neue 
Steuervorlagen ein und knüpft daran eine vollftändige Darlegung der 
finanziellen Lage des Landes. Das Defizit beträgt immerhin noch 
200 Millionen ftatt der bisher angenommenen 120 Millionen. Thiers 
tritt neuerdings für feine Rohſtofffteuer auf als das allein fichere 
Heilmittel für Bejeitigung des Deficits. 

Die neuen Steuern follen in einem Aufſchlage von 15 Eent. auf die vier 
direkien Steuern und in einer Erhöhung des Salzpreiſes um 10 Gent. be⸗ 
ſtehen. Der Reſt derjenigen Summen, melde zur Ausgleichung des Deficits 
nödtbig find, fol dann der Steuer auf die Robftoffe entnommen werden. Aus 
der Darlegung des Winanzminifters find folgende Ziffern bemerfenswerth: Die 
alten Steuern bradten 1800 Millionen ein und die durch die Nationalver⸗ 
fammlung bereitß bewilligten wurden auf 495 Millionen geſchätzt. lim das 
Budget von 1873 ins Eleichgewicht zu jegen, hatte man angenonmen, Reſ⸗ 
fourcn im Betrage von 120 Millionen ſchaffen zu müffen. Uber dieſe Ziffer 


reicht nicht aus. Die Zinfen der bevorftehenden Anleihe find hinzuzurechnen, 


fodann 10 Mill. befondere Ausgaben zur Einführung des neuen Armeegeſetzes 
und fhließli wird man das Deficit zu deden haben, welches aus dem Min⸗ 
derertrage der bereitß bewilligten verfchiebenen neuen Eteuern hervorgeht. Wie 
der Minifter bemerkt, werden dieje Steuern im nächſten Jahre mindeflens den 
an fie geftellten Anforderungen genügen. Aus dieſen ®ründen verlangt der 
Miniſter, dag man fi nit mehr damit begnüige, 120 Millionen, fondern ' 

lei 200 Millionen neue Einnahmen zu ſchaffen. Was zunörberfi die Be 
—** der Rohſtoffe anbetrifft, jo erklärt der Miniſter, daß nach genauer 
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Prüfung aus derjelben 42 Millionen fofort zu ſchaffen ſeien, some deßhe? 
wegen der beflehenden Sandelsverträge internationale Schwierigkeiten here: 
zurufen, und daß weitere 18 Millionen fofort nah Ablauf der bereits ge--- 
digten englijchen und belgiſchen Handelsverträge Hinzugefügt werden krur 

Dg man aber aus diefer Steuer 93 Millionen erzielen wolle, würde & :: 
plomatiſcher Unterhandlungen bebürfen, um die fehlenden 33 Millionen Ür-: 
zu maden. Den neuen Steuerzuihlag auf die vier direlten Stenem ‘€: 
der Miniſter auf 48 Millionen und die Erhöhung des Salzpreiſjes azi - 
Millionen. — Das Projekt der Regierung, das auf die Rohſtoffſtener jz:-.- 

fommt, wird indeß von der Sammer mit jo deutlihen Mikfallen aufges-- 

men, daß auf einen Wink des Hrn. Thierß der Finanz miniſter fh ber 

hinzuzufügen, die Steuerzufchläge follten nur „proviſoriſch“ erhoben werk 

was ein Deputirter mit dem ſarkaſtiſchen Rufe begleitete: „ Ein Iogaler Erz 
verſuch!“ Herr de Soulard wird von der Kammer mit frofliger Rum ır- 

gehört; nad) Beendigung feiner Rede aber bricht ein fo heftiger Tumult u: 

daß Benoiſt-d'Azy, der Referent der Sommilfion, zwanzig Minuten lens 

nit zum Wort fommen kann, Derjelbe verlangt die Bertagung der Tr 

cuffion über die Steuergeiege, bis die Gommiifion die neue Regierungsenti: 

geprüft Habe. Hierauf erklärt Dupont, daB es die Pflicht der Berfamnis; 

jei, alle Eteuern zu discutiren, über Die bereits fertige Berichte vorlägen, =- 

der Rohſtoffſteuer aber fih nur zu beichäftigen, falls die andern Steuern r-- 

zureichend feien, das Budget ind Gleihgewidt zu bringen. Unter laxte 

Beifall der rechten und des rechten Gentrums erinnert der Rebner daran, Ki 
die Kammer in der denkwürdigen Sigung vom 19. Januar jemes Zxykez 
verworfen habe, aljo nur im Außerften Rotbfall auf dasſelbe und zwar lei: 
ih als auf ein ſecundäres Aushilfsmittel zurückkommen dürfe. Lie Rede 
weiß fi) faum vor Freude zu faſſen, Hr. Thiers aber fleigt auf die Tribix 
mit jenem nervdjen Zuden des Gefichts, welches die „Gabinetöfrage” anjı- 
fündigen pflegt. Diesmal jedoch beherrſcht er fi) noch und geht nicht je mei 
Er empfiehlt die Robftofffteuer, die nach den Berechnungen der Karifceommiir:e 
eine Reihe von Jahren hindurch nur 6 Millionen, feiner eigenen Anjidt n:4 
aber ſchon vom 1. Januar 1873 an 60 Millionen ergeben wird, als tz 
einzige, die alle Deficits deden würde Run aber tritt Hr. Buffet := 
Namen der Eommilfion mit der Erllärung auf, daß weder er noch jene db: 
Lage annehmen inne, die ihnen durch die Regierung geichaffen werde. NR: 
dem Botum vom 19. Januar habe die Sommilfion geglaubt, die Rohf:r* 
fteuer werde ihr nur als Außerfter Nothbedarf wieder vorgelegt werden, m 
im Bertrauen darauf babe fie fi nicht weiter mit diejer Steuer beicäftit 
Die Regierung, welde im Boraus und ohne fie zu Iennen die Urbeiten ve 
Sommiülfion tritifirte und hinter dem Rüden der letztern mit neuen Anträgen 
tomme, mijche fih gewiſſermaßen in die Funktionen der Commijſion und be 
reite ihr eine unmdgliche Lage. Die von der Rechten gefuchte Gelegenhe 
der Regierung eine Niederlage zu bereiten, ſchien fich gefunden zu Haben ur: 
ift für jene Partei um fo günftiger, als die Rohflofffteuer durchaus unpopaikt 
if. Uber Hr. Thiers, der bei dem Heftigen Ausfall Buffet’s volllonma 
Herr feiner ſelbſt bleibt, weiß die Gefahr zu beſchwören. Er erflärt, nad 
dem Botum vom 19. Januar feine Demiffion nur in der Hoffnung zur 
genommen zu haben, daß die fragliche Steuer einer neuen Prüfung unierjoe” 
werde. Die Commiſſion fei allen Borichlägen der Regierung gegemüber tar! 
geblieben und habe abſichtlich e8 vermieden, fi mit ihr ins Einvernehmen ;: 
fegen. So habe er die Initiative ergriffen, daß fei jein Recht und feine Pflicht Fr 
verlangt ein Votum über die Steuer — fei e8 für oder gegen — und er ii 
überzeugt, daß die Kammer ſchließlich doch feiner Anſicht beitreten werde! Umd r: 
der That gibt ihm diefelbe in jo fern ſchon ein wenig nad, als fie beidlick 
daß die Anträge der Regierung zu einer fummarifchen Prüfung an die Cm: 
miſſion gehen und mit den Übrigen Projekten zur Debatte geflellt werden iciır 
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.Juni. Nat.-Berfammlung: Debatte über die verſchiedenen Steuerprojecte 
behufs Beleitigung des Deficits. Dieſelbe zeigt, wie wenig feite An⸗ 
ſchauungen über das Steuerwejen und die Beiteuerungspolitit noch in 
Frankreich Herrichen und wie die Anjchauungen darüber noch mirr 
durcheinanderlaufen. 

Caſimir Perier vertritt, jedod mit auffallender Kühle, fein Projekt 
nicht einer Eintommenfteuer, fjondern einer Beſteuerung gewiſſer Einkünfte 
(Mobiliarwerthe, Hppothetenforderungen, Sandelsumjäge), Thiers: Wenn 
die Regierung an der Anficht feithält, daß die Einfommenfteuer verwerflich 
ift, fo Hat fie gegen die Beſteuerung gemifler Kategorien von Einkünften im 
Prinzip nichts einzumenden, da ihr eigenes Budget ja ſolche ebenfalls ins 
Auge faßt. Ueber die Wahl mag, wie mein alter, unwandelbarer Freund 
Caſimir Perier fagt, dem ich bei diefer Gelegenheit für fein maßvolles Ber- 
halten danke, die Berfammlung in aller Freiheit entſcheiden. Lambert de 
Saint-Eroir (Drleanift) beflagt den Widerftand der Regierung gegen dfos 
nomiſche Vorſchläge, die gleihmwohl den offenbaren Beifall der Majorität fän- 
den; ohne eine aufrichtig conjervative Politit werde man übrigens auch auf 
finanziellem Gebiete nichts ausrichten. Er erflärt ih als einen Anhänger 
der Steuer auf die Handelsum⸗ oder vielmehr auf die Handelsabfäge. 
Guichard Legt beionders Gewicht auf die VBefleuerung der beweglichen Werthe 
und Defeilligny hält eine folde in Höhe von 2 Proz. ebenfalls für räth- 
Id. Thiers: Berfländigen wir und erſt über den Begriff: bewegliche 
Werthe. Wenn man damit Renten, Obligationen und Altien mit Ausnahme 
unferer eigenen Staat3papiere meint, jo Tönnten wir vielleiht handelseins wer- 
den; aber e3 gibt ein Prinzip, an welches ich für meinen Theil niemals 
rütteln mödte: das Capital als ſolches darf niemals, fei e8 nun birelt oder 
indirelt, befteuert werden; in dem gegenwärtigen Augenblide vollends märe 
es ein Mahnfinn, die Rente zu befteuern. Wir haben jelbft eine Steuer auf 
die beweglichen Werthe in dem oben beichräntten Sinne in Vorjchlag gebracht; 
aber ich geftehe es offen, die Sade ift eine fehr heikle und wäre ohne eine 
ſchwere Erjeütterung des Geldmarktes nicht durchzuführen. Andrerjeits jagt 
das Billigfeitsgefühl, dag, wen Brund und Boden jo harte Laften zu tragen 
haben, da8 bewegliche Bermögen doch nicht ganz frei ausgehen kann. Genug, 
die Frage hat mehrere Seiten; entſcheiden Sie ſelbſt! Pouyer Quertier, 
der zum erften Male feit feinem NRüdtritt vom Yinanzminiflerium das Wort 
ergreift, erklärt fi für eine Sprozentige Beſteuerung des beweglichen Ber- 
mögens und befämpft dagegen die Salzfteuer und die 15 Zuſchlagscentimen 
auf die vier direften Steuern. Die Debatte nimmt einen immer eflektifcheren 
Berlauf, die verfchiedenften Steuercombinationen werden ohne Rückſicht auf die 
Tagesordnung vorgebracht und ſchließlich ſammt der Hauptfrage an die Com⸗ 
milfton zurüdvermwiefen. 


5. Juni. Nat.» Berfammlung: Yortjegung der Debatte über die neuen 
Steuervorlagen. Thiers wiederholt anläklich des Amendements Buffets, 
weldhes nur eine temporäre Einfommenfteuer vorfchlägt, um die Staats⸗ 
ſchuld allmälig zu tilgen, daß die Regierung formell gegen eine Ein- 
fommenfteuer ſei. Sie vermwerfe diefelbe im Namen der Würde der 
Kammer, weldhe fie ſchon zurüdgemwieien babe, im Namen der conſer⸗ 
vativen Bolitit, wozu er fich befenne und immer befennen werde, end» 
ih im Namen der Ruhe des Landes. 


7. „ Nat.⸗Verſammlung: Die monatlichen Präfidentenwahlen der Bureaur 
ergeben das Rejuitat, daß von 15 Präfidenten nicht weniger als 12 
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der Rechten und dem rechten Gentrum angehören. Die monarchiſchen 
Parteien find offenbar wenigftens Darüber einig, ihre Majorität ak 
ſolche geltend zu machen. 

Die vorgefehlagene Steuer auf die Hypotbelarforderungen wirb mit 
327 gegen 261 Stimmen angenommen. Defeilligny bringt im Ein 
verftändnig mit der Regierung einen Antrag auf Erbebung einer 3 
prozentigen Taxe von den beweglichen Werthen ein. 


28. Juni. Die Regierung bebt die Paßgebühren au gegen die Schrei, 


29. 


wieder auf. 

Der Handelsminifter Teiſſerene de Bort wird flatt de Larcy’s inter 
imiſtiſch auch zum Minifter der öffentlichen Arbeiten ernannt. 
„ Nat.»-Berfammlung: genehmigt die vorgejchlagene Steuer auf bie 


fog. mobilen Werte. Demnad wird 

unabhängig von den Gtempel- und den Transmiifionsgebühren, welde von 
den beftchenden Geſetzen feftgeftellt worden find, am 1. Juli 1872 eine jhr⸗ 
liche und obligatoriige Taxe von 8 Prozent errichtet: 1) auf die Intereſſen. 
Dividenden, Einkünfte oder Er ıgeenife der Ultien aller Urt der finanziellen, 
induftriellen und commerziellen Geſellſchaften, Gompagnien und Ilntermehmen, 
welches auch die Zeit ihrer Gründung fein mag; 2) auf die Nädkänbe md 


jährlichen Interefien der Anleihen und Obligationen der Departements, Ge 


meinden und öffentlichen Unftalten, fowie auf die der oben bezeichneten GBefell- 
ihaften, Gompagnien und Unternehmen; 3) auf die jährlichen Intereſſen und 
den Nuten des Intereſſen⸗ Antheils an den Geſellſchaften, Compagnien und 
Unternehmen, deren Gapital nicht in Aktien getheilt if. 

„Biſchof Dupanloup von Orléans verfündet die Defrete bei 
vaticaniſchen Concils, ohne dazu vorerfi nad) den Vorſchriften des 
Concordats die Erlaubniß des Staats eingeholt zu haben. Der 
Schritt des Biſchofs macht um fo größeres Auffehen, ala man fid 
erinnert, mit welcher Energie er nicht bloß die Opportunität, fonbern 
das neue Dogma der Unfehlbarfeit ſelbſt bekämpft Batte. 

Biſchof Dupanloup entſchuldigt fi in feinem Hirtenbriefe, dieſen All fo ſpet 
auszuführen; die Ereigniffe Hätten ibn daran verhindert, und dem Papft habe 
er übrigens ſchon längft feine rückhaltloſe Veitritiserflärung zu Yüben gelegt. 

„Inmitten der Nöthen des Kriegs und ber preußiihen Occupation, im jener 
Zeit, da ich jelbft in den Mauern der Stadt Orleans von jedem Gigen 
Verkehr mit der Außenwelt und felbft mit den Pfarrern meinen | ab» 
geſchnitten war, fuchte id einen Troſt für fo bitteres Leib in der Usfaffung 
dieſes Hirtenbriefs, und jchon im Februar 1871, als ich gleich nach umnferer 
ne heiligen — 3 Fr auß —— 

t e. Hei ‚ wenn 
Sefinition geſprochen und geirieben, mich zu — ſelbſt doch alllezeit 
nicht nur in meinem Herzen, ſon auch meinen dffentlichen Schriften 
bekannt habe, und zu ade fein würde, wenn meine nochmalige Beitritis⸗ 
eng ihm einigen Troft inmitten fo graufamer Schmerzen bereiten Eiume 
m." 


u 

Das „SIourual des Debats“ trennt fich in Folge der eingetretenen 
Krifig zwiichen Hrn. Thier8 und den monardifchen Fractionen definitiv 
von der Majoritätspartei der Nat.-Verfammlung Die langjährigen 
Mitarbeiter besjelben, St. Marc Girarbin, ber Herzog v. Broglie 
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u. 9. treten von bemfelben zurüd und in das Journal be Paris 
über, von dem fein Chefrebacteur felbft jagt, e8 „fei das einzige un⸗ 
bebingt orleaniftiide Organ“. Das Journal des Debats gehört 
fortan der republilanifcheconfervativen Partei des Hrn. Thiers an. 


— Juni. Die reformirte Kirchenſynode vertagt ſich bis auf weiteres. In 
allen ragen haben die Orthodoxen die Oberhand behalten, 
und die wichtigſte GStreitfrage, nämlich die Frage, ob den Geeljorgern die 
Anertennung gewiſſer Dogmen zur Pfliht gemacht werden folle, ift gleichfalls 
u ihren Gunſten entichieden worden. Zwar Lünnen die bereits angeftellten 
Fatu lehren und glauben, waß ihnen gutdimkt, aber den künftigen Kanzel⸗ 
Alpiranten iR ein Minimum chriſtlicher Bläubigleit vorgeichrieben; fie müſſen 
glauben an die Bottheit Ehrifii, an feine Wunderthätigleit, überhaupt „an 
die Wahrheit, wie fie durch die heilige Schrift offenbart wird‘. Chne diefen 
Minimalglauben gibt e8 fernerhin feine Anſtellung, ohne dieſen Minimal⸗ 
Iauben gibt e8 auch kein Wahlrecht für den proteftantiichen Laien. Die An⸗ 
Brengungen der liberalen Oppofition richten fich zumeiſt gegen dieſe Beſtim⸗ 
mungen, doch umfonft: ſelbſt ein Bermittlungsantrag wurde von der Majorität 
der Synode verworfen. 


2. Der beutfihe Botſchafter in Paris ſchließt mit, der Regierung ein 
neues Uebereintommen ab betr. die Bezahlung der noch reftirenden 8 
Milliarden Kriegsentihädigung (f. den Wortlaut unter Deutichland). 


1. Zuli. Nat.⸗Verſammlung: Die Regierung legt berfelben ben Vertrag 
mit Deutihland vom 29. Yuni betreffend die Bezahlung des noch 
rüdftändigen Betrags der Kriegsſchuld vor: 


Minifter des Ueußern v. Remufat: M. H6., wir haben die Ehre, der 
Rationalverfammlung behufs Bellätigung den Vertrag 8 unterbreiten, welchen 
der Präfident der Republik mit der Regierung Sr. Maj. des Kaiſers von 
Deutihland abgeilofien hat (Hr. Laurent Pichat: Hören Sie wohl, Hr. 
Nouher! Beifall links), um die Bedingungen für die Zahlung der noch ge- 
fchufdeten Summen und für die Räumung des franzöfiichen Gebiets durch 
die deutſchen Truppen zu regeln. (Prag-Baris: Hören Sie wohl, Hr. Jules 
Favre! Gelächter und Beifall rehts. Marquis de Bramont: Wer Anders 
ift Schuld, als die Bonapartiften? Allgemeiner Lärm. La Serve, Tolain, 
Galloni d'Iſtria, Jules Favre reden unter den heftigften Geberden afle auf 
auf einmal. Der Präfident flellt nur mit Außerftier Mühe die Ruhe her. 
Der Minifter fährt fort:) Wie man weiß, find von den fünf Milliarden, melde 
die Berträge uns auferlegt haben, zwei ſeit dem 1. Mai d. %. abgetragen 
und die anderen drei am 2. März 1874 fällig, bis zu weldem Xermine ein 
Corps von 50,000 Dann ſechs Departements unirer Oftgrenze und die Feſt⸗ 
ung Belfort fammt ihrem Gebiete beiekt hält. Die PBräliminarien von Ver⸗ 
failles haben indeß ſchon die Möglichkeit ausbedungen, „an Stelle diejeß ter- 
ritorialen Pfandes eine finanzielle Garantie zu ſetzen, wenn eine foldye von 
uns in einer den deutjhen Intereſſen genügenden Form geboten würde,” 
woraus fi) zu ergeben ſchien, daß ein nothiwendiges Verhältniß zwiſchen dem 
Betrage unferer pefuniären Berpflitungen und dem Umfange der territorialen 
Decupation befand. So wurde denn, als wir der kaiſerlichen Regierung die 
Abfiht zu erkennen gaben, auf diefer Grundlage zu unterhandeln, ſogleich 
anerkannt, daß die allmähliche Abzahlung unſerer Schuld von einer allmäh- 
chen Räumung des beiegten Gebiets begleitet jein müßte. Die Lefreiung 
unjereß Landesgebiet® fteht alfo in direktem Verhältniſſe zu der Abtragung 
unferer Schuld, an. dem Tage, da die drei Milliarden gezahlt find, hört die 
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feinsliche Decupation auf, gleijpiel, wann diefer Tag eintreten mag Bi: 
fann alfo fagen, daß nur eine Geld», d. 5. eine Ereditfrage vorliegt. Ti: '* 
aud der Grundgedanfe der ganzen Uebereinkunft. Ihre Beſtimmungen 12 
ſehr einfach. Zunächſt jol eine halbe Milliarde zwei Monate nad der Kar» 
filation gezehlt und dann follen fofort die Departements Marne und Ger: 
Marne geräumt werden. Die zu diefer erſten Anzahlung nöthigen Ferd 
hat die Regierung bereitS in Händen, und zwei Departements werden 23 
alfo in Bälde gegeben fein. Ber Berfalltermin für die ganze lriensertkb 
digung war in den Werträgen, wie gefagt, auf den 2. März 1874 feßgeſett 


Aber es ift immer möglich, daß unvorhergejehene Umflände die Abgas. 
von 250:) Millionen in diefer Friſt ſchwierig maden. Die neue Uebereinta:t 


theilt aljo den Reſt in drei Raten: eine halbe Milliarde am 1. Febr. 1°7>. 
eine Milliarde am 1. März 1874 und die legte Milliarde bis zum 1. War 
1875. Ron der legteren rifterftredung werden wir aber hoffentlich Temes 
Gebrauch zu madhen haben. Nach Erlegung der zweiten Milliarde werden 
die Departementd der Ardennen und der Bogejen geräumt, nad Erler; 
der dritten die Departement? Meurthe und Meuje und das Arrondiknr" 
Belfort: e8 bleibt aber Frankreich offen, jede diejer Zahlungen zu beicdhleunize 


und damit auch die bezüglichen Räumungen näher zu rücken. So mırda | 


alſo Marne und Haute-Marne bald geräumt fein, und wenn wir die Er- 
fahrungen der legten Anleihe als Maßſtab nehmen, türften die Ardennen ve: 
Vogeſen fi) vor dem Frühjahr 1873 ebenjalls wiedergegeben fein. Für de 
dritte Milliarde ftehen uns zwei Modalitäten offen: entweder geftattet uns de} 
Erträgniß der Anleihe mit Hilfe gewifier Bank⸗Combinationen, dieſe las: 


Milliarde Ende 1873 bis Anfang 1874 zu zahlen, oder aber es greifen für 
fie die in dem Bertrage vorgejehenen finanziellen Garantien an Stelle ve | 


territorialen Plaß; auf dieſe oder jene Weife werden wir alfo die Räumer; 
der beiden letten Departements und Belforts erzielen. Alles hängt, wie Ex 
jehen von der Leichtigkeit ab, unfjere Zahlungen zu anticipiren, mithin von de 
Stärke unjere8 Credits, von der Ordnung unferer Finanzen und von unfer 
Selbftbeherrfhung. So lange die Occupation überhaupt dauert, bleiben ww 
der Reihe nad geräumten Departements neutralifirt; wir dürfen im bier. 


und die Deutſchen dürfen in den unter ihrer Herrſchaft bleibenden Teparte- 


ments feine neuen militärifhen Werke aufführen. Wir hätten gewünſcht, traf 
je mit der Verminderung des oceupirten Gebiet3 auch das Effektiv des Com- 
pationscorp8 herabgejegt würde. Aber Deutihland wollte fi nicht zu ewmen 
Vebereinlommen verftehen, welches feine Truppen ſchließlich auf weniger a‘: 
20,000 Wann vermindert hätte; e8 glaubt, fi mit einer jo geringen Mode 
nicht auf frembem Gebiete behaupten zu können. Indeß iſt der Fall thatjächlicer 
Berminderungen voraußgejehen, und dann ſollen aud die Unterhaltungsteke 
entjprechend herabgejegt werden. Alſo, m. HH., eine ftufenweile Räumung. 
die für ein Drittheil fogleih beginnen, für das zweite Drittel in zehn un 
für den Neft, wie wir hoffen, in achtzehn oder zwanzig Monaten, vielleicht 
fogar noch früher durchgeführt fein fol, das ift der Gegenſtand des Vertrages. 
den wir Ihnen unterbreiten. Wir haben geglaubt, diefe wichtige Unterhard 
Yung nicht länger verzögern zu follen. Der in Europa berrfchende Friede. 
die Bolitif des Maßhaltens, welche in allen Gabinetten vormwaltet, die volllom- 
mene MWiederberftelung der Ruhe und Ordnung in Frankreich, die Wieder 
aufnahme der Arbeit, die Wiederkehr des Bffentliden Wohlſtandes, die be 
währte Solivität unferes Credits, endlich das Vertrauen, welches der Regie⸗ 
rung in den gewidtigften Kundgebungen des In⸗ und Wuslandes bezeugt 
wird (Sehr gut! links) — Alles das gibt uns die Ueberzeugung, dak tx 
furdtbare Anleihe, welde zu unferer definitiven Befreiung nothwendig if. 
unter ben günftigften Bedingungen von fatten gehen wird. In der Beren⸗ 
willigkeit, mit welcher Frankreich ſchwere Opfer bringen wird, wird die Welı 


den fiheren Beweis des friebfertigen Geiſtes erkennen, der es beieelt und won 








| 
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dem, wir müſſen e8 conflatiren, auch Deuiſchland in der letzten Unterhand⸗ 
Lung Beweife gegeben hat. Ber Briede, m. H., ift der erſte Gegenftand der 
wiederherftellenden Milfion, welche Ihnen Frankreich anvertraut hat; indem 
Sie diefen Vertrag annehmen, werden Sie den Frieden befeftigt und zugleich 
unſere Unabhängigkeit gefiert haben. — Tie Dringlichkeit der Vorlage wird 
beinahe einftimmig anerlannt (dagegen nur Braf Chaudordy, Balloni d'Iſtria 
und einer oder zwei andere Bonapartiſten.) 


Die Berfammlung gebt zur Steuerfrage über, und zwar zunächſt 
zu ber proponirten Steuer auf die Ziffer der Handelsumſätze. 


Sr. Thiers: Es verfteht fih ganz von jelbft, daß der Kammer die nö- 
tigen, ziffermäßigen Erläuterungen werden gegeben werden. Bas hindert 
aber nit, daß Sie jegt die Frage unterſuchen können, ob eine Sieuer auf 
die Handelsumfäge möglich iſt, oder nit. Kompetente Leute halten fie für 
umnöglid (Lärm), weil fie eine inquifitoriiche Behelligung vorausjegt, welche 
der Raufmannsftand nicht ertragen wird. Indeß entieiden Sie ſelbſt! Was 
Die Rohftoffe betrifft, jo kann ich nur wiederholen, daß fie 42 Millionen jo- 
fort, 15 Millionen im nächſten Jahre nad Ablauf der Handelsverträge mit 
England und Belgien und weitere 35 Millionen mit Hilfe diplomatiſcher Un- 
terbandlungen abwerfen fönnen: den Beweis daflir werde ich in der Debatte 
führen, die aber, ich wiederhole e8, heute nicht auf der Tagesordnung fteht. 
Rouher (mit Iebhafter Unruhe empfangen): Nur mwenige Worte . . . 
mödte den Hrn. Präfidenien den Republit nur in einem Bunlte um Auf» 
klärung bitten. Mündliche Erläuterungen zu den Ziffern, welche er uns fo» 
eben gegeben hat, Fönnen uns nicht genligen. Ich beantrage, dak daß ge- 
nauere, der Tarif-Gommilfion mitgetheilte Expoje in Drud gelegt und unter 
uns Alle vertheili werde. Ueberdieß muß ich erklären: ich jür meinen Theil 
glaube überhaupt nit, daß die Berträge uns die Tarifirung der Rohſtoffe 
gefatten. (Lärm lints.) Ich diskutire für jegt nicht, aber ich bitte um Auf: 
Härung. (Sehr gut! reits.) Hr. Thiers: Auf den Wunſch der Tarif⸗Com⸗ 
milfion haben wir handſchriftlich eine umfangreiche Tabelle anfertigen lafien; 
es wäre jet jehr zeitraubend, diefe in Drud zu legen. Da wir indeß 5—600 
autographirte Exemplare befiten. fo werden diefe dem Haufe mitgetheilt wer- 
Den und wohl genügen. Hr. Rouher legt e8 aber oljenbar uur darauf an, 
jest eine Diskuffion zu erzwingen. Er behauptet, daß die Verträge uns ganz 
und gar die Hände binden. Weiß er auch, welche ſchwere Anklage er damit 
gegen ſich felbft erhebt? Zu allen Zeiten hat Frankreich die Rohſtoffe be» 
Feuert. (Unruhe) ch weiß nicht, warum man mich jeden Augenblick unter- 
bricht; es möchte wirklich fcheinen, als ob ich es bin, der Frankreich zu Grunde 
gerichtet bat, während doch andere Leute bier find, die ficd gegen dieſen Bor- 
wurf zu verantworten hätten! (Stürmijcher Beifall Iints.) Ja wohl, man hat 
in den Berträgen unferer Actionsfreiheit Feſſeln angelegt; aber zum Glüd 
bat man weniger Unheil angerichtet, als man fich defien heute ſelber rühmt, 
und ich behaupte noch einmal, daß e8 uns noch volllommen freifteht, 42 Mil- 
Iionen fogleih, 18 in einem Jahre und den Reit von 33 Millionen mit Hilfe 
ehrlicher Negociationen auf die Rohftoffe zu erheben: ich werde daB feiner Zeit 
beweiſen. Rouher (neuer Lärm): Ich ſcheue mi durchaus nicht vor der 
Verantwortung für die Verträge von 1860. Meine dkonomiſchen Grundjäge 
Haben ſich feitvem nicht geändert und ich glaube, dem Lande nur einen neuen 
Dienft zu erweiien, wenn... (Tumult.) Taberlet: Frankreich verblutet an 
Ihren Dienften! Berlet: Ihre Dienfte heißen: der Berluft von Eljaß und 
Lothringen! (Allgemeiner Lärm und Heftige Apoſtrophen zwiichen Bonapar⸗ 
tiften und Nepublilanern. Jules Favre: Er wagt, von feinen Dienften zu 
Sprehen! Gavini: Und die Ihrigen!) Rouher: Ich glaube, dem Lande 
noch einen Dienfi zu erweilen, wenn ich dazu beitrage, daß die Rohprodukten⸗ 
Steuer verworfen wird, und iſt das nicht etwa auch ber Wunſch der Mehrheit } 
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Man follte nicht vergeffen, daß in ben BWerträgen nicht wir allen m p 
bunden haben; auch England hat darin feine freiheit engagirt. Ban: 
Debatte geführt werben wird, fo merbe ic) bemeilen, daß die wahren Yairra 
une in der vollkommenen und unverfürzten Ausführung der Iarir 


2. Juli. NRat.-Verfammlung: SFortfegung der Gteuerbebatte. Tier 
brebt fi) wieder mehr um die Robftofffteuer als um die Elm a 
bie Sandelsumfäge. Hr. Thiers vertheibigt bie erfre aufs Kir 
und fpricht fi) dabei gelegentlich auch über das Verhälinß un 
Bapft und zu Italien aus: | 

Hr. Thiers fucht den Nachweis zu liefern, daß die Rohftoffe das von ie 
behauptete Erträgniß von 98 ein — Nachdem er die Sehe 
auf die direften Steuern und das Salz für abjolut nothiwendig, bayyı " 
Beſteuerung der Handelsumfäge für unausführbar erflärt dat, Mh Im 
Ich babe alfo jegt nur noch das Erträgnik der Rohfloffe zw redtfertigen * 
1860 waren alle Robfloffe befleuert; bie Baunetolle trug 25 Rilima. N 
das hinderte nicht, daß die nationale Indufirie RG damals in alen irn 
Zweigen auf das Kräftigfte entfaltete. Im Allgemeinen pflegen Di * 
mit ihre Rohprodukte, ſondern nur ihre fabricirten Artilel zu behääen, 1) 
biefer Gebanfe liegt auch den Berträgen von 1860 zu Grunde. Gi yon 
die Ießtern unferer Handlungsfreiheit Fefſeln angelegt; aber das Uebel — 
fo groß, wie man vorgibt. Die fiskaiiſche Freiheit if direkt odet I € 
wahrt, und mit Hilfe eines fogenannten Gompenfationsjols Amen uk 
foffe allerdings befleuert werden; denn im allen Berträgen Reht de * 
daß, wenn Frankreich die Herftelungstoften für den franzöfigen er r 
erhöhe, e8 in demielben Werhältnig den im Muslande fabricirien U 
feuern Tönne. Redner verliest die einfchlägigen Beftimmungen I zw 
mit England, und fährt fort: Diefeg Princip it au niemals Bar 3 * 
den, und England hat von ung nur die Mittheilung der neuen vi sr 
langt. Es handelt fi hier nicht um Schutzzoll oder —— — 
wird fpäter an die Reihe kommen. Hr. Kouher hat bon — zu Dem 





Uebergeugungen geſprochen; ich alaube von den meinigen ſpr 
Ich bin nicht für einen hbertiichenen Schutz, nicht für — je 


nur für eine Revifion der Verträge. Es iſt mir fern, mic) in We 
barte und ‚befreundete Nation beklagen zu oder. Das —R pr Wr 
und fann jeden Tag von England wieder aufgenommen Werden; ©. wm 
anerlannt, daß Frankreich alle feine Hilfsquellen — ni Non 
ſich aus ſeinen gegenwärtigen Verlegenheiten zu ziehen. Lafer umfer Ser 
ein Beiſpiel anführen! Ich will vom Italien ſprechen. Sie m 
haltniß zu diefer Macht. Auf der einen Seite mußten wir ihr ide Bi 
werben ihr auch fernerhin vorflellen, daß das Cherhaunt be en Ge 





echten. 
geihaffen hat; fie eriflirt, fie if eine Thatfadhe, die, man I), prbs 
wenn man Frieden haben in a Wir km alſo zu are dr 
Beziehungen, und von ihm erwarten wir, daß es IL unfete " 
das meiſte Berſtandniß haben werde. Jialien nämlich trug ! 
fein Bedenken, in feiner Verlegenheit auch alle Rohftofte Du du Te 
in den Verträgen ausprädli für zollfrei erklärt worden weten 
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zoſiſche Cabinet erhob Einſprache, ließ dieſelbe aber aus Rüdfiht auf die bes 
drängte Lage Italiens wieder fallen; wird Italien uns jet dieſelbe Rückſicht 
verfagen innen? Go viel im Boraus über die diplomatiſchen Unterhand» 
lungen, von denen ih für meine Perjon mir mit Beftimmtheit 33 Millionen 
veripreche. Der Redner rechnet ſodann die 48 Millionen vor, vie er ſofort, 
und die 12 Millionen, welche er nad Ablauf der Berträge mit England und 
"Belgien von den Nohftoffen zu erheben hofft, und beichwört ſchließlich die 
Kammer, der ſchon fo ſchwer geſchädigten fisfaliichen Freiheit Frankreichs nicht 
den XTodesftoß zu geben. 

3. Juli. Verſailles ift von dem Gerücht voll, die Rechte und ber größere 
Theil des rechten Gentrums hätten in einer Parteiverſammlung eine 
fürmlihe „Berfhwörung” gegen Hrn. Thiers angezettelt und bejchloj= 
jen, bei ber Frage der Robitoffbeiteuerung diejen dahin zu bringen, 
bie Regierungsfrage (wie am 19. Januar) zu fiellen, ihn aber Dieß- 
mal beim Worte zu nehmen und bann fofort den Marſchall Mac 
Mahon zum Präfidenten der Republik zu ernennen; der Herzog bon 
Broglie würde Minifterpräfident werden und General Ladmirault, der 
Gouverneur von Baris, das Triumvirat vervollfländigen. Eine De- 
putation von Mitgliedern ber Linfen, mit Hrn. Albert Gréevy als 
Wortführer, begibt fich fofort zu Thiers und macht ihm dringende 
Borftellungen, die Cabinetsfrage nicht zu ftellen. 

Nat.» Berfammlung: fchließt die Debatte über die Rohſtoffſteuer 
ohne Beſchlußfaffung. Hr. Thiers ftellt die Cabinetsfrage nicht: 

Hr. Laurent, Mitglied der Tarifcommiſſion und einer der bedeutendjten 
Baummollipinner von Zourcoing, führt aus, daß die Commiſſion die Schäß- 
ungen der Regierung hinſichtlich des Erträgnifies einer Rohprodufienfteuer nicht 
gelten laffen Zönne; die von der Regierung proponirten Zölle feien keine Acciſe⸗ 
Zölle, d. h. fie treffen nicht die inländifhe Conjumtion und Erzeugung, und 
können daher nicht im Sinne der Verträge zur Einführung eines Compenfa- 
tionszolls ermädtigen. Die Unterhandlungen mit Belgien haben denn aud 
bisher nur die Wirkung gehabt, die dffentlide Meinung in diefem Lande 

egen Frankreich zu verſtimmen; ein praktiſcher Gewinn fei von allen dieſen 
ociationen nicht zu erwarten. Den lettern Gedanken führt dann der Herzog 
Decazes noch näher aus, indem er fill namentlih auf das engliſche Blau» 
buch fügt. Die Kammer zeigt fi immer ſchwankender und unſchlüſſiger; 
dieß beflimmt den Bräafidenten der Republit, noch einmal das Wort 
zu ergreifen. Sr. Thiers: Zur volllommenen Uufllärung des Hauſes ſcheint 
mir eine Entgegnung auf die eben vorgetragenen Anfichten unerläßlih. Ich 
begreife die Perplerität des Hauſes: die Wahrheit ift in folgen Dingen immer 
nur eine relative, und die Bermuthung fpielt dabei eine große Rolle. Sie 
haben die Wahl wwiſchen der Steuer auf die Ziffer der Handelsgeichäfte, einer 
Steuer, deren Gebrechen offenbar find (Unruhe) und die ohne impuljorifche 
Maßregeln gegen die Kaufleute nicht durchzuführen ift, und einer jehr bedeu⸗ 
tenden Zufchlagstage auf die vier direlten Steuern und auf das Salz. Man 
fagt: die Steuer auf die Handelsumſätze werde 60 Millionen eintragen. Zu- 
gegeben, aber wiften Sie auch, daß dieſe ſchrecklich unpopuläre Steuer (Wider: 
ſpruch) fi nicht einmal in Amerika behaupten konnte? Auf alle Fälle ges 
langen wir damit nicht zu den 200 Millionen, deren wir bedürfen, und mülffen 
alfo die Rohftoffe zu Hilfe nehmen. Wenn ich mich irre, jo wird die Kammer 
meine Auffaffung dur ihr Votum berichtigen (Bewegung); ich erfülle einſt⸗ 
weilen nur eine Pflicht, wenn ich Ihnen meine volle Ueberzeugung auseinander- 
jege. Ich wiederhole, daß unfer Recht zu einer folden Steuer durch die Ber- 
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tr üttert if. Als wir di fünbigten, erflärte len}: 
—— ——*r — —— beiſtehen; ber fsarı 


dieß anders heiken, als daß eß gegen einen Zoll auf die von außen fsmmrn- 


den Robfloffe nichts einwenden werde? In den Berträgen mit der Sdme, 
und wit Jtalien if ein Gompenfationszoll ausdrüdlih vorbehalten Züurz 
wir an alle Thüren Hopfen, wenn wir den Srundbefig jo hart beiaften md 
jene Hypothekenſteuer einführen, die recht eigentlich eine Steuer auf den GCrede 
des Armen iſt (Oho! Ja wohl! Unruhe), foll dann die Induſtrie allen, welde 
ein Vermögen von 3 Milliarden repräfentirt, frei ausgehen? Uber fe iR es 
mit den Intereſſen; jo lange man ihnen dient und ſchmeichelt, ik man gerz 
gejehen und wird man als eine Autorität gefeiert; das hört aber gleich cr. 
wenn man fie auffordert, ihre Pflicht zu thun. .. . Man (Hr. Raudet: he: 
geftern in einem leichtfertigen Ton, der fi bei einem ſolchen 

nicht geziemt, von einem Vertrag geſprochen, welder in dieſem Augentin 
Hhrer Prüfung unterbreitet if. Run, wenn man dieen Vertrag angreres 
will, fo thue man e8 offen! (Lebhafter Beifall linfs.) Wenn wir die harten 
Bedingungen des Siegers über uns ergeben Iafien, wer leidet darımter mehr 
als ih? Sie zerreiken mir daß Gerz; aber fie geben mir nur mod mehr 
Muth, in unferm fiscalifhen Interefie Unterbandlungen einzuleiten, deren %:: 
rechtigung mir unbeftreitbar ſcheint. Wir verlangen nichts, als unjer gutes 
Recht und durchaus Keine Proteftion. Schon läßt man uns im engläqche: 
Parlament ſelbſt mehr Gerechtigkeit widerfahren, als in diefem Krrie. ..- 
v. Bavardie (deftig): Ich muß gegen dieſe Berbädtigung unferes Patrio 


tismus entſchieden protefliren. (Lärm.) Präfivent Grevy: Sole Unterbr 


ungen find unzuläffig; im Wiederholungsfalle müßte ih Sie zur Orimus: 
rufen. Hr. Thiers: Ja wohl, im engliſchen Parlament haben fi Etimmr 
erhoben, welche jagten: daR das Unrecht, wenn ein foldde vorlag, nicht ar’ 
unjerer Seite war. Uber wic wollen warten; im März werden wir dar! 
Loſung der Berträge unjere Freiheit miedergewinnen, oder dur Modifilatioee 
unſer Recht zur Geltung bringen. Redner widerlegt ſchließlich noch den Em: 
wand, daB die Rohproduftenfteuer die einheimifche Induſtrie zu Gunften der 
frembländifhen lahm legen werde; eine jo entwidelte und befeftigte PBroduktica 
wie die frauzöfifhe, meint er, laſſe ſich nicht fo Leicht deplaciren. Buffe:: 
Mit Prinzipien und Theorien werden wir nicht unjere Kaſſen füllen; die rege 
ift einfach die: ift die Rohproduftenfteuer in dem von der Regierung brabfid- 
tigten Umfange möglich, oder nit? Da läßt nun für mi der Urt. 9 des 
Bertrags mit England keinen Zweifel: er wahrt Frankreich feine ganz 
fiskaliſche Freiheit, jedoch unter der Bedingung, daß die Steuer zuver tr 
einheimifche Gonjumtion treffe. Die fremden Baummollen, Wollen, Gere 
allein befteuern, heißt die in den Vertrag geitedten Grenzen überfchreiten: 
eine andere Auslegung läßt der Artifel 9 nicht zu. (Stimme: Das RW 


reine Wahrheit!) BouyersDuertier dagegen ſpricht ſchließlich noch ſehr 


eingehend und ſehr nachdrücklich für die Rohſtoffſteuer und für die Ideen des 
Hm. Thiers. 


6. Juli. Nat.-Berfammlung: nimmt den Vertrag mit Deutfchland vom 


8, 


29. Juni faft einftimmig an. 

„Nat.⸗Verſammlung: Die Regierung fordert von derjelben die Er⸗ 
mädtigung zu einem Anlehen von 3 Milliarden, um dem mit Deutid- 
land abgeichloffenen Vertrage vom 29, Juni gerecht zu werden. Ser 


dießfällige Gefekesentwurf Tautet: 


Urt, 1. Der Finanzminifter wird ermädtigt, in daß große Buch diejenige 
Summe in Sprogentiger Rente eintragen zu lafien, welche nötbig if, um ein 
Kapital von 3 Milliarden zu ergeben. Art. 2. Der Finanzminiſſer wird dieſer 
Summe diejenige Hinzufügen, welche nBthig if, um zur Zahlung der im de 
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Jahren 1872 und 1873 fälligen Zinfenrüdflände im Stande zu fein und die 
fonfligen Koften, wie für Wechſeldiskonto, Transport und Regocüirungen, deden 
zu lönnen. Art. 3. Um endlich zu den feftgefegten Zahlungsterminen die Zah⸗ 
Lung der an Deutihland noch jhuldigen 3 Milliarden zu ſichern und fomit 
Die Räumung des bejetten Gebietes zu bejchleunigen, wird der Finanzminiſter 
ermächtigt, mit der franzöftigen Bank und anderen Finanzinftituten bejondere 
Gonventionen zu dem Zwede abzuſchließen, daß die aus ber Anleihe zu er» 
zielenden Mittel rajcher verfügbar gemacht und die Zahlungen nod vor den 
Berfallsterminen geleiftet werden lönnen. 


>). Juli. Nat.-Berfammlung: nimmt die Steuerbebatte wieder auf. Hr. 


Thiers hält wieder eine dreiftündige Auseinanderfeßung, wobei er von 
Der Rechten zu jeinem großen Nerger alle Augenblide unterbrochen 
wird, jo daB er beiläufig gegen fie das geflügelte Wort fallen läßt: 
„Prinzen, deren e8 mehr gibt, ala auf dem Throne Platz finden 
können.“ 

Die republikaniſchen Blätter bemerken über den Ausfall boshaft: „Herr 

Zhiers jpielt feit dem Beginne feiner Diktatur-mit den Prätendenten ein eigen» 
thümliches Spiel. Er bat fie vollfländig genarrt. Er war es, der in Bor: 
Deaug den Ausdrud: „Le chef de la maison de France“ für den Grafen 
v. Chambord erfand; „das ift der einzige mögliche König Frankreichs“, ſagte 
er den Legitimiften. Zum Grafen von Paris ſagte er: „Monfeigner find der 
ssatürlihe Dauphin.” Der jchlaue Kopf mußte, daß diefe Eombination nur 
Zwiſtigkeiten hervorrufen und fein Nejultat ergeben werde. Um die arten 
noch mehr zu miſchen, jchmeichelte er der Eigenliebe des Herzogs v. Aumale. 
„Er bat eine hübjche Geftalt“ (il a une bonne figure), das ift der Statt» 
Halter, den wir brauden.” Monfeigneur nahm es ernft und emtzmweite fih 
fogar vorübergehend mit feinem Neffen, Nun kann Thiers zufehen, wie der 
Chef de la maison de France und der verfehlte Dauphin unverjöhnliche 
Teinde geworden find, und wie unter den Nachkommen Louis Philipp’s Miß—⸗ 
trauen und Groll herrſcht. Dem Schaden darf er nun aud den Spott hin⸗ 
zufügen, und das that er geftern.“ 
„Nat.⸗Verſammlung: Biſchof Dupanloup ſetzt als Referent der in 
ihrer großen Mehrheit clericalen Commiſſion der Vorlage eines Volks⸗ 
ſchulgeſetzes durch den Unterrichtäminifter Simon ein ganz clericaleg 
Gegenprojekt entgegen. 

Das clericale Projekt fpielt geradezu mit Worten und Phrafen. Aus 
jedem Paragraph leuchten einem die Worte „frei*, „Treibeit” entgegen, Alles 
iR frei in dieſem Gejege: der Unterricht ift frei, die Familienväter find frei, 
der Municipalrath ift frei, die Lehrer find frei, und wer ſich mit einer ober» 
flächlichen Xeftüre des Elaborat3 begnügt, muß offenbar den Eindrud empfans» 
gen, die entichlofienften Freiheitshelden des Univerfums hätten fih zum Ent⸗ 
wurf eines Unterrichts» Gejeges zujammengethan. Bei näherer Betrachtung 
ſchwindet freilich dieſes reiheitgübermaß und es ergibt fi, daß das ganze 
Projelt nur darauf berechnet ift, der Kirche ihr Monopol zu wahren. Bon 
einem Unterrichtszwange kann natürli in einem fo freiheitlichen Geſetze keine 
Rede fein; dem Bater wird nur die „moraliſche Verpflichtung” auferlegt, fein 
Kind unterrichten zu laſſen, vor Allem aber bleiht ihm daß „unveräußerliche 
Net”, den Lehrer und die Schule nad) feinem Beichmade zu wählen. Letztere 
ift entweder Gommunalfchule oder freie Schule. Den freien Schulen widmet 
Das Geſetz beiondere Aufmerkſamkeit: fie können entweder durch Einzelne oder 
durch Benoflenihaften gegründet werden; die zu Unterrichtszweden gebildeten 
Genoſſenſchaften haben das Recht, Stiftungen zu empfangen, fie können befigen 
und verkaufen und genießen unter einfacher Beſtätigung der Municipalbehörbe 
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11. Juli. Nat.Verſammlung: verwirft Ichlieklih das Princip einer Eins 
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alle Kedte der juriſtiſchen Perjönlichkeit; mit Einem Worte, die Comgregeksun 
— benn bon anderen —— — kann bei ben elmehnıe 


trauen zu fen und fam —* auf den — aus den Wätierz e⸗ 
Wahlrecht einzuräumen, wahrſcheinlich um auch in diefem Punkte dur e 
theilweife Loſung der rauenfrage, dieſes großen ſocialen Problems, ihre 
heitlihen Tendenzen zu befunden. Inzwiſchen würde damit die Ermemmmg 
Schullehrer mehr ober weniger in die Hände der Kirche, des Pfarrers ca 

des Biſchofs gelegt. 

Die ganze Frage kommt bis zu Ende bes Jahres wicht zur Bereiien, 
womit Regierung und Majorität einverfianden find, jene, weil fie Re übe 
zeugen u daß fie den Simon’shen Entwurf, jo gemäßigt ex amd iß. 2 
durchzuſetzen vermödhte, dieſe, weil fie mit dem status quo, ber gem vn | 
Wunſchen des Glerus entipricht, zufrieden if. 


auf die Handelsumfäße mit 855 gegen 299 Stimmen. 


„ Nat.-VBerfammlung: Fortſeßzung der Steuerbebatte. Thiers, Ir 
nad) Ablehnung der Steuer auf die Handelsumſäße feine Rohfef: 
fteuer für geflchert Hält, antwortet auf alle Angriffe gegen bie left 
äußerft gereizt, was zu einem fcanbalöfen Auftritt beir. Republil us 
den fog. Pact von Bordeaux führt, der für die Stimmung ber Per 
teien ſehr charakteriſtiſch ift. 
Der Finanzier Germain verdammt ziemlich fcharf die Stener uni « 
Rohſtoffe und fucht zu beweilen, daß man an 100 Millionen neuer Eirm 
genug habe und deßhalb zur Steuer auf | die Rohftoffe feine Zuflucht wicht P 
nehmen braude. Das iſt genug, um Thiers wieder auf vie Tribäm 7 
treiben. Derfelbe entwieelt indeh nur feine fen unzäpligemal — 
finanziellen Ideen und rechnet wieder vor, daß Frankreich die 200 Bikises 
nothwendig braude Dieſe ganze Summe ſei vielleicht nicht fofort nie 
aber es ſei nut, daß man den bittern Kelch gleich bis auf bie Reige er 
Schließlich ftellt er dann in Uusfidht, daß, wern man zu viel Gelb habe, 
fpäter die Steuern verringern könne. Die Linke begrüßt den Schluß der 
nit großem Beifall und man verlangt allgemein den Schluß der 
De Vongolfier ergreift aber das Wort, um daran zu erinnerm, 
Gommiffion, weldhe die Zolljäge zu prüfen bat, erflärt babe, man 
im äußerften Rothfalle zur Steuer auf die Rohftoffe feine Supudt 
und da diefe Steuer augenblidiih nur 5—6 Millionen geben 15 
jede andere Steuer vorzuziehen. Thiers (giftig): Wenn bie 
5—6 Millionen geben fol, jo begreife id) den Widerfand nicht. ( 
regung.) Germain ermwidert, die Steuer auf die Rohftoffe fei 1 
Diefelbe trüge erft 1874 48 Millionen ein, und wenn man 
fei, eine neuen Revolutionen made, fo wärde dieſe Summe € 
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fein, da bis dahin der Mehrertrag der gewöhnlichen Steuern dieſe 48 Mil⸗ 
Yionen zur Genüge liefern werde. Diele jedenfalls Höhft vernünftige Bemer⸗ 
kung bringt Thiers ganz außer ſich, und er jpringt nochmals zum drittenmal 
auf die Tribune. Er will die Bemerkungen Germain’s nicht ohne Aniwort 
Lafien, gleitet aber vom finanziellen Gebiete fofort auf das politiide Gebiet 
hinüber und fagt: Wir rechnen auch auf die Steuervermehrung. Wir find 
nicht als Anftifter von Revolutionen hiehergefommen, fondern als foldhe, welche 
das Unheil, das diefelben angerichtet, wieder gutmadhen. Und Männer, welche 
— smohlverflanden mit Ihrem Beiftand — den ſchrecklichen Kampf, einen der 

rößten, welchen e8 in der Geichichte der VBürgerkriege gibt, beftanden haben, 
Poltien indeß einiges Vertrauen einflößen, wenn fie hier ihren unveränderlichen 
Entſchluß ausdrüdten, der Unordnung zu widerſtehen, unter welcher Form fie 
fih auch einftellen mag. Und wenn ich Unordnung fage, jo handelt es fi 
nit um die newaltfame, brutale, blutige Unordnung, welche fi auf der 
Straße kundgibt; wir haben bewiefen, daß wir, was diefe anbelangt, unbarm⸗ 
herzig find, und daß wir nur vor der abjoluten Unterwerfung ftehen bleiben. 
Aber wir befämpfen aud die moralifge Unordnung, die Unordnung in den 
een, bie Unordnung in den fchlechten Berwaltungsprincipin. Wus dem 
Kampfe, den wir beftehen (Murren auf der Rechten), können Sie erfehen, ob, 
wenn die Unordnung ſich in einer Form einflellt, die täujhen fann — denn 
fehr ehrbare Männer, ſehr ausgezeichnete Beifter Tönnen fih fangen Taflen, 
3. ®. unter der Yorm der Unordnung in der Steuer — ob wir hieherge- 
kommen find, um die conſervativſten jocialen Intereſſen zu unterſtühen; man 
darf an uns ebenjowenig zweifeln, wenn e8 fi um die materielle Ordnung, 
als wenn es fih um die Sicherheit der moraliſchen Ordnung handelt. (Leb⸗ 
hafte Zeihen des Berfalls.) — de Belcaftel (Legitimift): In letzterer Hin- 
fit haben Eie noch Alles zu thun. — Thiers: Aber, m. H., Sie haben 
uns eine Form der Regierung gegeben, die man die Republif nennt... (Ja, 
ja! auf der Linken. Beifall.) — de Carayon⸗Latour (Legitimifl): Rein, 
nein! Ricmals! — Zahlreihde Stimmen auf der Reiten: Nein, nein! — 
Zanglois (radical): Wie? Nein! Und die Belege, die Sie votirt haben? — 
Princeteau: Es gibt keine definitive Regierungsform. — Oberfi de Cha⸗ 
dois und ein anderes Mitglied: Doch, doch! — Thiers: Ich bitte Sie, mı. 

0.0. — Braof de Rejjeguier (Legitimift): Wir erinnern Sie an den 

act von Bordeaur . . .. . (Bewegung) und die Verpflichtungen, welde Sie 
auf Yhre Ehre eingegangen find, als wir Sie zum Chef der Exekutivgewalt 
ernannt haben. (Ber Lärm iſt jo flarl, daß man den Redner nicht weiter 
verfiehen kann.) Chauraud (päpfllicher Baron und Legitimift): Cs iſt nicht 
richtig, zu jagen, daß wir Ihnen eine Regierungsform anvertraut haben. 
(Steigender Lärm.) ALS wir die Exekutivgewalt in Borbeaug konſtituirten, 
wurte ausdrücklich üübereingelommen, daB die Negierungsform vorbehalten 
bleibe. (Eine große Anzahl von Mitgliedern erhebt fih rechts und links und 
fchreit auf einander 108.) — Thiers: Beruhigen Sie fih, m. 9... . — 
Chauraud: Sie find die feierliche Verpflichtung eingegangen, die bon ber 
Berfammlung geftellten Vorbehalte zu alten. — Auf der Linken: Sie 
baben nit das Wort. Zur Ordnung! — Bicomte de Aboville (Legitim.): 
Man ſchwur uns in Bordeaug, daß man die Regierungsform bei Seite lafien 
werde. — Chauraud (verfucht den Lärm zu dbominiren): Es befteht ein 
Sontraft zwifchen der Verſammlung und dem Chef der Exelutivgamalt. Die 
Berfammlung bat ihn getreulich beobachtet und Sie, Sie verlegen ihn, wenn 
Eie die Republik befräftigen, die wir nicht angenommen haben (Stimmen: 
man hört nicht, man hört nidht!) und die wir nicht wollen. Nach dem Wort- 
laute des Pactes von Bordeaux verlangen wir, daß Sie die Behauptung zu- 
rüdziehen, der zufolge wir Ihnen eine Form der Regierung anvertraut haben, 
welche die Republik ift. (Der Lärm nimmt zu.) — Bicomte de Lorgeril: 
Die Republik hat uns die Commune gegeben. — Thiers: Beruhigen Sie 
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fich, m. H., ih bitte Sie darum. Wenn Sie mid meine Phraſe bein 
laſſen, 9 werben Sie ſehen. (Reue Unterbrechungen.) Ich werde jofert ges 
haben, wenn Sie mic) meine Gedanken ausdrücken lafien. Der Borrerar % 
bon der Aufrechthaltung der Ordnung geſprochen; geſtatten Sie mir, an 
davon zu ſprechen. Sie werden ſehen, aus welcher Abficht ich es ter... % 
wollte durch dieſen Ausdruck nichts gegen Ihre Ueberzeugung thum, Die nk 
tenne, die ich hochachte; ich wollte don einer beftehenden Thatſache Ipredr. 
von der Yorn der Regierung . — Dabirel (Legitimiſt): Se iß 
proviſoriſch — Thiers: Aber, m. 9. ... (Reue Unterbregungen), m 

wenn Sie fich vor einent Manne befinden, der nit im Geringſten bie Lie 


sa 


hat, die politiſchen Leidenſchaften zu erregen, fie zu verlegen... — Ein Mi: 


glied auf der Rechten: Und der nid;t verfehlt, es zu thun. (2ärın.) — kr‘ 
der Linken: Zur Ordnung! Zur Ordnung! — Präſident: M. 





gere 
Wollen Sie ſchweigen! — Thiers: 39 wiederhole, daß ich nichts gegen Ihr 


Ueberzeugung thun will ..... — Princeteau: Sagen Sie: gegen une: 
Recht! — Bräfident: Wein Herr! Sie haben augenſcheinlich midt die I- 
maßung, die Phrafen des Redners zu vollenden, und da derjelbe nichts ic 


was Sie verlegt, jo haben Sie nicht das Recht, zu unterbredien. — Prin 
ceteau: Ich habe die Anmaßung, mein Recht und das der Berfammiu:; 


nit confisciren zu lafien. — Emanuel Urago: Gin Quäfter ı Briucekar 
ift einer der Quäftoren) follte die Ruhe aufrecht erhalten. (Ausrufe zur &- 
lächter auf der Rechten. Sehr wahr! fehr wahr! auf der Linken.) — Fri‘ 

Grévy:; M. 9! Ich bitte Sie, den Präjidenten der Republik fpreden ji 
laſſen. Seh aut! auf der Linken.) Sie werden mid dazu zwingen, Jede 
zur Ordnung zu rufen, der ihn unterbridt. Die Aufregung if Idhen j= 
lebhaft und hat ‚lange ‚gebauert. — Thiers: Ich achte den Glauben cms 
eben; ich habe eine zu große Kenntniß der Menſchen, der Zeit, der ver 
denen Barteien, um nicht gelernt zu haben, fie alle zu adten, wenn fie ax 

richtig, find, und beſonders, wenn fie einer Berfammlung augehören, in weide 
wir, indem wir ung an die gemäßigte Partei aller Meinungen wenden, = 
Regierungsmajorität ſuchen. Ich will keine Meinung verlegen, beionders si 
die derer, welche auf dieſer Seite des Haufes (er deutet auf die Rechte) Ken. 
Aber ich habe fagen hören — geftatten Sie mir dieſes Wort und laſſen Ex 
mi es ausſprechen, ohne daß Sie vor Zorn beben — ih habe 


jumelm 
jagen hören: „Es ift die Republif, gut, aber die confervative ——* 


(Lärm auf der Rechten. — Sehr gut! ſehr gut! auf der Linken) Wohlez 


m.d. es iſt die Vorſehung, die glücklicher Weiſe größer, vernünftiger, ruha 


als wir, welche über die Regierungsform entſcheidet. Wollen —* derfeibe: 
vorgreifen, jo würde dieſes kindiſch, ich möchte beinahe fagen, 


verädhtlidh je 
Ich maße mir dieſes nicht an. Da aber die Thatſache befleßt, fo fage da 


Ihnen, was uns betrifft, jo lange wir unter dieſer Begierungsform Reber 
werden und jo lange die Vorjehung uns unter berjelben erhält . . (&: 
regung) ih weiß nicht, welche Wegierungsform wir haben werden — abe 





wenn id) in biefer Beziehung etwas thun Tann, fo wird es zu Bunflen vr 


volfländig confervativen Republik fein... . (langer lärmender Beifall auf der 
Linken. — Heftiger Widerfprud auf der Reiten.) — Depeyre (gemäkigk 
Rechte): Und der Pact bon Borbeaug! — Marquis de Dampierre (Le 
gitimift): Ste haben uns in Bordeauz das Gegentheil gejagt, ja das Gege- 
theil, uns perfönlid. — Graf de Rejfeguier: Wir bleiben dem Pac vor 
Bordeaug getreu; aber Sie, Sie vergeflen ihn! — Wir rufen Ihr Bert 
eines ehrlichen Mannes an. ( Zunehmende Bewegung.) Die Linke dat ſich in 
Maſſe erhoben und fährt fort, dem Präfidenten Beifall zu zollen. — Marquis 
de Mornay: Ich verlange, daß der Sikungsbericht conflatire, von welcher 
Seite der Beifall nad) ben Worten des Herrn Präfidenten der Republik ans 
gegangen if: — SBacretelle (Linke): Frankreich ruft Bravo mit uns — 
Thiers: M. H.! Beruhigen Sie ih, ich bitte Sie. (Lärm) M. 91% 
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bitte Sie, mich anhören zu wollen. — de Carayon-Latour (Legitimift); 
Herr Präfident der Republit, warten Sie das Stillſchweigen ab, um fih zu 
erflären. Wiederholen Sie Ihre Worte von Vordeaux, und alle Welt wird 
befriedigt fein. — Graf de Neifeguier: Ich behaupte... (Heftiger Sturm 
auf mehreren Vänken. Rufe: Zur Ordnung! Zur Ordnung!) — Präfident 
Gerévy: Wollen Sie Ihre Unterbregungen nit erneuern! — Baragnon 
(gemäßigte Rechte): Herr Präfident! Sagen Sie zum Xenigften ein Wort, 
weldes uns entbebt, Ihnen heute zu antworten. (Murren auf der Linken, 
Beifall auf der Redten.), — Thiers: Ih bin von einem Ihrer Freunde 
interpellirt worden. Herr de Carayon⸗Latour jagte mir: Beenden Sie Ihr 
Wort. — de Carayon⸗-Latour: Ich fagte: Wiederholen Sie Ihre Worte 
von Bordeaug, und Jedermann wird zufrieden fein. (Beifall auf der Rechten 
und im rechten Gentrum.) — Thiers: Ich fühle, wie Sie, daß, ehe die 
Berfammlung fi trennt — id) ſah es voraus, aber ich wollte e8 vermeiden 
— ich fühle, wie Sie, daß, ehe die Berfammlung fi trennt, eine genaue, 
pofitive Erklärung ftattfinden muß, eine Erklärung nicht für einige von Ihnen, 
fondern für Sie Alle, für die Verfammlung, für das Land. (Ya, jal Sehr 
gut, ſehr gut!) Was mich betrifft, fo bin ich weit davon entfernt, ihr aus 
dem Wege zu geben, ich hafle es, in der Finſterniß zu fein (ſehr gut!), und 
bejonders, wenn e8 ſich um die Regierung, wenn e8 fi um die Ruhe des 
Landes handelt, weldhe nur in der Pefriedigung aller ehrenhaften Meinungen 
zu finden if. Für eine Regierung, die fich jelbft achtet, welche wirkliche Kraft 
baben will — und ich bedarf derfelben in der jegigen Lage mehr denn je —, 
ift es nothwendig, daß alle Finſterniß verſchwindet. Run erlauben Sie mir, 
Ihnen zu jagen, daß fie erregt find auf jehr gerechte Weile, und ich beflage 
mi nicht, aber erkennen Sie aus der Lebhaftigkeit Ihres Auftretens, daß 
es vieleicht der Augenblid nicht ift, um eine ruhige, gerechte Auslegung deflen 
zu geben, was Sie daS Programm von Bordeaur nennen; verjcieben wir 
dieß auf eine paflendere Stunde, und Sie werben jehen, daß ich deſſen Sinn 
weder abſchwächen noch ändern will. ch werde Ihnen wiederholen, was ich 
damals fagte; ich werde es Ihnen vollftändig erklären und mich in die Wirk⸗ 
lichkeit der Lage ſtellen. (Sehr gut! ſehr gut!) Aber laſſen Sie mir die Ge⸗ 
rechtigkeit widerfahren, daß, wenn Ihr Zorn gegen mid — (Stimmen: Nein, 
rein! Bon Zorn if nicht die Rede.) Wohlan! ich will jagen, wenn Ihre 
Aufregung Yhnen in diefem Augenblicke geftattete, meinen Abfichten ſowohl 
als meinen Worten etwas mehr Gerechtigkeit widerfahren zu laflen, jo wür⸗ 
den Sie ſehen, daß fie vollftändig im conjervativen Sinne waren, und daß, 
wenn ih Ihre Vorwürfe verdiente, Eie diefelben vielleicht für einen andern 
Tag hätten aufiparen können. Aber ih bellage mich nicht, und was mid 
jegt ermädtigt, einige Worte hinzuzufügen, ift die finanzielle Frage. Ders 
mengen wir nicht diefe beiden Fragen. Ich bin troftlos, daß ich in guter 
Abficht die Politik in die Finanzen eingeführt babe; aber ih war es nidht, 
der er wollte. Wein Borrebner hat von der Vermehrung der Steuern ge 
ſprochen; ich mußte e8 ebenfalls thun. Ich habe fein anderes Verbrechen bes 
gangen, als dem Borrebner auf dem Terrain zu folgen, auf da8 er ſich ge 
ftelt. Ich habe mein Leben dem Lande geweiht; ich begreife für mein Sand 
feine andere Politik, als die, welde auf dem Frieden mit dem Auslande und 
auf der moralifchen und materiellen Orbnung im Inlande beruht. Ich habe 
die volftändige Ueberzeugung, daß die materielle Ruhe aufrecht erhalten wird, 
Was die moralifhe Ordnung anbelangt, fo werde ich thun, mas möglich iſt, 
aber wenn man mit hunderttaufend Mann die materielle Ordnung aufredt 
erhalten Tann, jo ſehen Sie wohl, daß bier die janftejten Worte nicht anges 
nommen werben. . . . . (Burdtbarer Lärm auf der Rechten) — Depepre 
(gemäßigte Rechte): Jawohl! jo ift es. Wir find die Männer der Unord⸗ 
nung und die Männer der Ordnung find dort unten (Redner weißt auf die 
Linke). — Mehrere Mitglieder (zum Präfidenten): Antworten Sie nicht! — 
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Thiers: Ich gehe jet wieder zu den Finanzen über und ich Seripreiie Im, 
daß von heute an bis zu unſerer Trennung ih Ihnen Wort hellen merk. 
(Verſchiedene Rundgebungen.) — Präj. Breoy: Wollen Eie i zn 
Serren, und Unterbredungen vermeiden, deren Folge Sie gefehen haben! ı Ze» 
fall.) — Thiers fließt: Die Vermehrung der Steuern lau ſich verwic 
lichen und ich rechne darauf. ch vergeffe nit die Liquidatisnsreiuung: & 
it nit fo beunruhigend, wie man gejagt hat. Es iR gut, daß man ker. 
fie erheifche Feine neue Anleihe. Was die 200 Millionen betrifft, je fm u 
notwendig, wenn man ſich nit Selbſtiäuſchungen hingeben wii. (Weile «= 
der Linken.) — Boder (Drleanift) verlangt die Bertagung der Diärufiee 
Die Sigung wird geſchloſſen. Die Berfammlung tremt fi in grober & 
regung. 


13. Juli. Nat.⸗Verſammlung: genehmigt den erſten Theil des Borfdlas 


15. 


betr. einen Steuerzuihlag von 60 Ets. per Franc auf Patente, wer 
wirft dagegen mit 336 gegen 309 Stimmen ben zweiten Theil be 
Vorſchlags, wonad 40 Eis. Steuerzufchlag auf Thüren und $enfker-, 
20 auf Perfonal- und Mobiliarfteuer gelegt werden follten. 


„ Nat.» Verfammlung: genehmigt die Drei- Milliarden » Anleihe jet 
ohne Discuffion. 


18.—20. Juli. Nat.⸗Verſammlung: beichließt endlih, die Rohſtoffbeſten 


rung zu berathen. Der Widerſtand der Rechten ift gebrodyen. Rad 
Schluß der Generaldebatte wird mit 345 gegen 248 Stimmen gr 
Sperialdebatte übergegangen und Art. 1 der Regierungsporlage mi 
817 gegen 235 Stimmen angenommen. Hr. Thiers bat jchlieklih 
feinen Willen durchgeſeßt. 

Sin der kurzen Vordebatte vom 18. unternimmt Defeilligny nod eimms! 
den Nachweis, daß der Reſtbedarf des Budgets fi nit auf 200, ſoudern 
auf 135 Millionen belaufe; im Eifer der Rede verpfändet er fogar fan „Eh 
renwort" für die letztere Ziffer. Hr. Thiers halt fi für verpflichtet, die 
ſelbe Garantie für die von ihm aufgeftellte Ziffer von 200 Mil. einzuiegen 
Der Präfident der Republik ift jo abgeipannt, dak man ihn von allen Sei 
auffordert, fi einen Augenblick Ruhe zu gönnen: er antwortet: Ridge ich 
aber das Land bedarf der Ruhe. Die Anleihe wird nächſte Woche ins Werl 
gejegt werden; wollen Sie die Operation noch ſchwerer maden, als fie ſchee 
ihrer Natur nah iR? Wie jollen wir uns an den Öffentlichen Credit werben, 
wenn nicht die Intereſſen und die Koften der Anleihe in dem nähften Budget 
gedeckt find? Es muß jegt ein Ende gemacht werden. Wenn die Robprobuftes 
fteuer eine ſchlechte ift, fo mögen Sie fie verwerfen; im andern alle votires 
Sie fie gleich. Diefe Streitereien Toften uns Millionen. Gern ſei e& mir, we 
Berbienfte, welche diefes Haus fih um das Land erworben hat, zu Ichmälern, 
und wenn, um mid eines vulgären Ausdruckes zu bedienen, eine Campagne 
für die Aufldfung der Rationalverfammlung unternommen werben follie, jo 
werden wir ung niemals zu den Gomplicen einer jolden Bewegung machen. 
(Veberrafgung und Beifall reits.) Sie follen nächſtens in den Kreis Ihrer 
Wähler zurüdtchren; Sie werden überall eine ruhige und friedliche Etim- 
mung finden, und wenn Sie hieher zurüdlommen werden, werden Eie fd 
mit ung der Befreiung des Landesgebiets erfreuen, die ebenjo gut Ihr Werl 
wie daß unjerige ift. (Neuer Beifall rechts.) Nehmen wir alfo die ung ir 
nächft vorliegende Frage der Rohftofizölle in Ungrifl. Die Zeit des grökte 
Moyliiandes und Gedeihens war die Reitauration und die Juli» Monarst 
GEntzückter Verfall rechts); glauben Sie, daß eine Laft, welche Männer wı 
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Baron Louis, Corbetie, Humann dem Land auferlegt Haben, gefährlich fein 
fann? 36 bitte Sie, treten wir in die Debatte Über die Rohfloffe ein! Savary 
(Drleanif) bringt eine motivirte Tagebordnung ein, wonad die Berathung 
Der Borlage bis zur Feſtſtellung der Einnahmen und Ausgaben des Jahres 
1873 vertagt bleiben fol. Rolland und Wilfon beantragen biegegen in 
Uebereinfimmung mit der Regierung bie einfache Tagesordnung. Wuf die 
noqhmalige Erklärung des Hrn. Thiers: daß er eine Bertagung nicht an- 
en fönne, zieht Savary feinen Antrag zurüd und die Debatte über die 
Mohflofibefleuerung wird eröffnet. 


Zuli. Nat.-Verfammlung: trifft die ihr nach dem neuen Geſetze zu⸗ 
ftehende Wahl der ordentlichen Staatsräthe. 


— 26. Juli. Arbeiterunruben im Pas de Calais. Hr. Thiers fendet 
ſowohl an den commandirenden General als an ben BPräfelten De- 
peſchen, durch bie er ihnen befiehlt, die Banden, welche „ſich als Auf⸗ 
rührer zufammenrotten und diejenigen ihrer Kameraden, welche glau- 
ben, daß fie nad Berdienft bezahlt find, von der Arbeit abloden“, 
mit Gavallerie, der die Infanterie dabei als Stüge dienen möge, zu 
zerſtreuen. 

— 29. Juli. Seſſion der evang.⸗lutheriſchen Synode in Paris. 

Weſentlich dur die tiefe Spaltung der reformirten Synode beeinflußt, 
einigt fi) die lutheriſche Synode ziemlich raſch. Als Gegner Reben fih An⸗ 
fangs die große liberale Mehrheit der Mömpelgarder Inſpektion (Super« 
intendbantur) und die große orthoboge Mehrheit der Parijer Sinipeltion gegen» 
über, beide verfländigen iedod bald darüber, daß jene in der Bekenntniß⸗ 
frage, & die Barifer in der Berfafiungsfrage nachgeben, jo daß die Augustana 

als Belenntnikgrund der Kirche anerfannt, zugleich aber eine Berfaffung ver- 
einbart wird, die dem Baienelement im firdlichen Regiment durchweg das ent« 
ſchiedene üebergewig fichert. 
„In Satory finden wieder vier Hinrichtungen vom Kriegsgerichte 
verurtheilter Communards ſtatt. 
„Nat.⸗Verſammlung: Schluß der Debatte über die Regierungsbor⸗ 
lage für die Beſteuerung der Robftoffe und Annahme derſelben als 
Ganzes, wodurch ca. 800 verſchiedene Artikel Rohſtoffe mit Eingangs⸗ 
zöllen belegt werden, mit 811 gegen 265 Stimmen. Hr. Thiers 
bat wenigflens principiell vollftändig gefiegt, während der praktiſchen 
Ausführung allerdings noch große Schwierigfeiten entgegenftehen. 

Der Minifter des Aeußern v. Remufat richtet fofort ein Gircular an bie 
Maächte, worin er nicht bloß den Handelsvertragsmächten, fondern allen Re⸗ 
gierungen meldet, daß die Einhebung der Zolle auf Robftoffe fo lange juß- 
pendirt bleibt, ald die Berträge nicht abgeändert oder gekündigt und erlofchen 
I Unter folgen Berhältnifien wird der votirte Tarif keinen Schaden ans 

richten, wenige Staaten und Waaren treffen, aber au Hrn. Thiers nicht viel 
eintragen. 

.. Nat.⸗Verſammlung: Der Finanzminiſter de Goulard theilt der⸗ 
fefben das Refultat der Drei-Millinrden- Anleihe mit, wonach das un⸗ 
geheure Anlehen faft zwölfmal überzeichnet worden ift: | 

Achtzehn Monate find kaum verfloflen, jeitdem Frankreich, wieder in den 
Befig feiner jelbft gelangt, das Werk feiner Aufrichtung und Wiederherftellung 
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begonnen hat. Um dieje Zeit, bei welcher unfere Erinnerungen nf ik: 
Schmerz verweilen fönnen, wurde im Namen des Landes die Babel 2- 
eingegangen, an Deutſchland eine Entihädigung von 5 Milliarden ju --" 
Ich glaube, dem allgemeinen Gefühl Ausdruck zu geben, wenn id jet. :-. 
wir damals nicht nur mit tiefem Wehe, fondern mit wahrem Ednda x 
den harten Bedingungen Kenntniß erhielten, melde das Kriegsgefäid mm: :- 
erlegt hatte. Fünf Monate fpäter beichloffen die Regierung und dir et: 
verjammlung, obgleich fih das Schidjal damals in Graujamkciten gegen ı= 
zu erichöpfen ſchien, diefes Hauptwerk, welches das Land unferer Chizt == 
vertraut hatte, in Angriff zu nehmen. Die noch eben jo fritiide Tag :® 
Landes hielt Sie nicht von dem Beſchluſſe ab, einen Ruf an den Bier 
Credit des Landes zu erlafen: diefer Ruf wurde gehört; Sie wie, m 
welcher wunderbaren Begcifterung, Tank dem mächtigen Anſehen dei IT 
ten Mannes, in defien Hände Eie die oberfie Gewalt gelegt hatten, ze: x 
einſichtsvollen Mühemaltung des Minifters, deſſen Name an den enticeiderc 
Verſuch von 1871 gelnüpft bleibt. Tie Zwei⸗Milliarden⸗Anleihe wurde Br 
mal gebedt. Frankreich nahm an dieler ſchönen Operation den bedeute” 
Theil, und Europa ſah ihm nur in vorfihtiger Zurüdhaltung Hanne: = 


N 


Das Finanzwunder, wie man es damals nannte, bewährte ſich and = -- 
Folge vollftändig. Binnen weniger als einem Jahre hatte die Finanzlacı ’t 
jo weit vereinfacht, daß wir den Reſt unjerer Yufgabe in die Hand mi7- 
Tonnten. Sie gaben uns durch Annahme des Anleihegeſetes die ju !-= 
Behufe nöthigen Vollmachten. Wir verlangten von Frankreich und Gar“ 
31, Milliarden: die Subjeription hat uns 2 Milliarden 464 Rillionen I= 
geliefert oder mehr als 41 Milliarden Kapital (Stürmifcher Veifal let 
d. h. ungefähr zmölfmal fo viel, als wir verlangt hatten © 
diefen Ziffern fleht unfer Land mit 1037 Millionen Rente, vom denen c 
Paris 790.886.000 und auf die Departements 246.460.000 $re. km“ 
Das Ausland bat 1.426.779.000 Fres. gezeichnet, und mod fliehen einigt = 
unbedeutende Ergebniffe aus. Frankreich hat aljo allein das Anlert: 
gededt und darüber. Die franzöfiihen Departements, welde im beni® 
Sabre 62 Millionen Rente gezeichnet haben, nehmen jest 246 Mifiosen = 
Antprud. Diele Ziffern bedürfen eine langen Gommentars. Ich für mem 
Theil geftehe, dak ich zuerft mit einer Art Berblüffung die gewaltigen Sir: 
bervortreten ſah, Die no in feinem Finanzgeſchäfte, von dem!!! 
Beihichte weiß, zu Tage gelommen find. Im erſten Augadiz! 
fragten wir ung, pb diefe Erſcheinung uns nicht beunruhigen follie; aber k 
näherer Ueberlegung fonnten wir uns mit Ruhe und Vertrauen des 

würdigen Ereignifies freuen. Wir fagten uns, daß wir vielleicht die Unwe⸗ 
lungen, die fi} feit einiger Zeit in dem europäifhen Credit vollzogen bie 
nicht genug beachtet hatten. Das bewegliche Vermögen bat in unkre 37 
eine Ausdehnung erreicht, von der man ehedem feine Ahnung hatte; der N 
fentliche Credit gehordyt neuen Gejegen und verrichtet Wunder, du ſih Of 
bei gewiffen äußeren Gelegenheiten den Augen Aller enthüllen. Was us ! 
trifft, flünde e8 ung übel an, uns auf dieſen alle Hoffnungen überfige-“ 
Erfolg etwas einzubilden; wir würden einen bedauerlichen fehler hehe: 
wenn twir uns nicht auch ferner in der beirheidenen Rolle hielten, tie alt 
unfere Würde ausmacht und uns zum Schuge gereicht. (Zuftiinmung.) gu 
einige troftreihe Echlußfolgerungen dürfen aus dem Ereigniſſe gezogen WE 
Wir dürfen mit Befriedigung die Kebensfähigkeit unſeres theuren Hranten“ 
conftatiren, den Plag, weichen es unter den Nationen einnimmt, den verdiet 
Ruf, den feine unvergleichliche Leiftungsfähigkeit in der ganzen Welt ger 
Wir dürfen mit gerechteni Stolz conftatiren, wie hoch das Wort unlers °=' 
des im Preiſe fteht. (Allgemeine Zuftimmung.) Eine Ration, welde, vie 
unfrige, beweist, daß fie Vertrauen in ſich ſelbſt hat, eine ſolche Nation” 
auf die Zukunft zählen und die harte Lehre, die fie empfangen, als t! 
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gerechte Sühne ihrer Fehler und als eine Ueberraſchung des Schichſals an⸗ 
ſehen; aber, Gott ſei Dank, fie braudt darin no Fein Zeichen ihres 
Berfalls zu erbliden. Angefihts dieſes großen materiellen Intereſſes, wel- 
chem eine jo volllommene Befriedigung zu Theil geworden, und feiner mit 
Grund zu erhoffenden fegensreihen Folgen fühle ich mich gedrungen, einer Be⸗ 
trachtung Ausdruck zu geben, die fih meiner unwiderſtehlich bemädhtigt: ich 
danke Bott für den Schuß, den er uns verliehen. (Bewegung rechts.) Er gab 
uns, indem er uns dieje reiche Ernte befcherte, die koftbarfte aller Bürgichaften, 
er machte e8 dem franzöflihen Patriotismus möglich, zu den Opfern, welche 
er bereits willig dargebradht hat, noch neue hinzuzufügen. (Beifall) Noch 
Eines, vergeffen wir nicht, daß diefer Beweis, melden uns dag Ausland 
von jeinem ſchrankenloſen Vertrauen gegeben bat, dem frieblichen, dem arbeit- 
famen, dem rechtſchaffenen Frankreich gilt, jenem Frankreich, das den Ideen 
der Ordnung und maßvollen Freiheit ergeben ift, der conjervativen Re 
publit (Stürmifder Beifall Iinfs, Widerſpruch rechts), ja wohl, der conjer- 
vativen Republit, welche unerichfitterlich treu ift den Brundfägen, auf denen 
das Wohl jeder civilifirten Geſellſchaft ruht. Trotz unferer Verirrungen und 
unſeres Unglüds bat das Ausland nicht aufgehört, an uns zu glauben; es 
zweifelt nicht an den Beichiden, weldhe die Borjehung uns vorbehält. Zweifeln 
wir darum auch felber nicht, und zeigen wir uns dur Eintracht, Mäßigung 
und Geduld unferes Glüdes würdig.” (Anhaltender Beifall, namentlich links 
und im Centrum.) 

Die Blätter berechnen, in weldem Berhältnik in Folge der Repartition 
der Anleihe die Rente fih auf Paris, die Departements und das Aus—⸗ 
land vertheilt. Die Zeichnungen betrugen: für Paris 790,, Millionen, für 
die Departements 246,5 Mill. und für das Ausland 1799, Mil. Rente. 
Nah dem amtlich feftgelegten Repartitionsmaßftabe kommen an Rente effektiv 
zur Bertdeilung: für Paris 62,3 Mil, für die Departements 19,,, für das 
Ausland 141, Mil. Den Iegteren Zahlen entiprehend würde die geſetlich 
geforderte erfte Einzahlung (14’/s Fres. auf 5 Fres. Rente) ſich in runder 
Ziffer belaufen: in Paris auf 181 Mill., in den DepartementS auf 56 Mill. 
und im Auslande auf 411 Mi., d. 5. insgefammt auf 648 Mill. Fr., alfo 
148 Mil. mehr, als die erfte Rate der Zohlungen an Deuiſchland beträgt. 

Inzwiſchen feiert die gefammte franz. Preſſe den Erfolg der Anleihe, wie 
fih gebührt. „Die franzöfiiden Thaler proflamiren heute die Republit“, fo 
beginnt das „Siöcle* einen Leitartilel, „und die fremden Thaler erkennen 
diefelbe an. Es fteht außer Zweifel, daß die Berfammlung von Berjailles 
Unrecht Hätte, fi auß einem jo beträchtfichen, für Frankreich ſchmeichelhaften 
und tröftliden Ereigniß eine Ehre zu machen; in Frankreich und im Aus—⸗ 
Iande weiß Iedermann, daß, wenn der {Friede berricht, wenn die Wahrſchein⸗ 
lichleit politiſcher Verwickelungen fi vermindert, man nicht die monarchiſchen 
Parteien zu beglückwünſchen hat, welche in Borbeaur wie in Verſailles nicht 
aufhörten , die dffentlihe Meinung zu beunrubigen.” Gomeit das „Siöcle“. 
Boͤllig einleuchtend iſt in der That der Vortheil, melden die republikaniſche 
Staatsform aus dem Gelingen der gelungenen ungeheuren inanzoperation 
zu ziehen bat. Wenn e3 dafür noch eines Beweiſes bebürfte, fo fände man 
ihn in der Sprache der monarchiſtiſchen Organe, welche in den legten Tagen mit 
wahrem Ingrimm zu zeigen bemüht waren, daß die Welt nicht der Republik 
und Herrn Thiers, jondern Frankreich he Diefelben Organe find heute 
muthlos, und felbft der ‚ Figaro“ thut den jehr bezeichnenden Ausſpruch: Wir 
find verloren! „Wir haben nicht einmal, wie der Oberft des Proſper Mes 
rime, den Troft, uns zu fagen: Die Verſchanzung ift genommen! Im Ges 
gentheil find unſere Feinde in der Schanze geblieben und haben fi darın bes 
feigt. Sie haben die Milliarden in ihrem Geldſchrank, fie haben die Armee 
für fi, und wenn wir auf der Straße rufen: Es lebe der König! fo haben 
fie das Reit, uns in den Polizeigewahrſam zu führen. So weit find wir.” 
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1. Aug. Nat.⸗Verſammlung: beichließt, fi) auf 3 Donate, vom 4. Yu. 


— | 


Wenn fo ur eyiere” Iprit, fo iſt es nicht zu berwunbern, we 
wie die „Debats" fih immer mehr in dem Gedanken befekigen. deij de 
Republik nicht mehr zu bewältigen iſt. Daß es „fo weit gelommen, 8 ui 
nad den „Debats“ der unklugen Bolitit und ben thörichten Btriges x 
monardiftiichen Parteien zuzuſchreiben. Die Gefahr für die neue Meyabid ir 
das ehemalige Hauptorgan der Orleaniften nur darin, dab die Reyuklilur 
von ehedem nach jeiner Meinung allzu große Luſt zeigen, bie eubelchrie 
die Nepublifaner aus Nothwendigkeit, von der Leitung auszufchlichen. 

Biel kühler als die franzöfiihe urtheilt freilich die micdht-franzäfikte Sek 
Allerdings kann ih auch die Londoner Times“ gar mit erholen nem iherz 
Erftaunen über den Erfolg der franzöfiichen Unleibe, weldgen fie „Leuiwäri; 
über alle Träume der Phantafie hinaus” nennt. „Nicht eine blaffe Uazıs 
von dem Reichthum und dem energiſchen Geifle der Epefulatisu Eure! 
hatten Die, welde eine zwei» oder dreifache Ueberzeichnung goraußjahen Im 
aller Kriege und Revolutionen find die Reihthümer der Nationen gewadr 
und Niemand ift im Stande, fie nur annähernd abzujhägen. Cm idee 
Teil dieſes Reichthums ſteht jegt Frankreich zu Gebote. Bon Sturde p 
Stunde wuchſen die Zeichnungen, bis das Ziel faſt zwölfmal überidhritien wer 
England hat viel gezeichnet, große Summen, die alles äberfleigen, was mes 
bier je einem fremden Lande gewährte, nicht einmal dem Baterlante Tr 
Frage: ob der Erfolg der Unleihe ein Gieg der Republif als Regierungsiuz 
fei, wie oft jegt behauptet wird, iſt nicht zu Rellen. Riemandb wird länge 
daß das Kaiſerthum garz diefelben Erfolge erzielt haben würde Ridt x 
Regierungsform fundirt den finanziellen Grebit, jondern die Uchtung ver ie 
Ehrlichkeit der leitenden Perfonen und das Borhandenfein einer reellen Ber | 
grundlage. Wären beide Bedingungen nicht vorhanden, fo könnte Fan J— 
vergebens umſehen. Inſofern iſt die Anleihe ein Triumph für Hm Then 
und feine Goflegen, die Folge eines guten Kampfes mit der Infurreftion 
mit der monarchiſchen Reaktion.” — Ganz kühl if dagegen das Urtteil ir 
deutjchen, namentlid der Berliner Prefie. „Die Zeichnung auf die nene fm 
zöfiiche Anleihe ift der größte Humbug, der je geleiftet worden if“, meint we 
Berliner „Rational-Beitung*, „Lühn und doch vielleicht wicht allzu Tühn Br 
niger erftaunlic als der Erfolg der Subfcription iſt in der That, daß 
Welt von diefem Erfolge jo gewaltig überraſcht wurde. — erklart ſ 
dieß daraus, daß die den Subſcribenten gewährten wichtigen Erleidpterunge 
erſt kurz vor dem Beginn der Zeichnungen, in Deutſchland theilweije erſt m 
29., befannt wurden, und daraus, daß die eigentliche Zeichnungs- Manie sim 
bar erft am 29. begann, nachdem befannt geworden war, daß durch die Tag) | 
vorher geſchehenen Subferiptionen, worunter ih der Hauptpoſten 
mit 500 Millionen befand, die aufgelegte Summe ſchon gededt war. ‘je griie 
der Andrang, deſto weniger Gefahr lag darin, riefige Summen au * 
und deſto Höhere Poften mußten die Spekulanten jubſcribiren welche ſchen kei | 
Wochen auf Termine fi zur Lieferung neuer Rente — beiten. 
denfalls würde man fehr irre gehen, wollte man, defiwegen weil 43 Wilfierker 
gezeichnet worden find, den Grebit (Frankreichs ebenfo ** —— eb Beer 
der Patriotismus der Franzoſen nad der Summe geihägt 
welche bon Dan dfijhen Namen gedeckt if.” „Sicherlich“, — * die | 

„Nordd, tg.*, „wird es der Wahrheit am nädhften 
Ingefeizen a nur die eitel nüchterne Gewinnſucht und ſehr wenig ⁊* | 
triotismus zu juchen, der fi überdieß bei den ungeheuren Unftrengungen der 
Bankier des In- und Auslandes nicht zu bemühen brauchte.“ 


Mt 
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bis zum 11. Nov., zu bertagen. 
St. Marc Girardin erflattet den Bericht der Commiſſion über den Ir 
trag, fid vom 4. Auguſt bis zum 11. November zu Vvertagen, um) ce 
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Ratirt, daß die Erflärungen des Hm. Thiers im Schoße der Commiſſion für 
die confervativen Intereſſen befriedigende waren. Derſelbe habe erflärt, er 
beabfichtige, die ihm anvertrauie Republik unverjehrt zu erhalten, indem er 
fie ausprädlich für die Zulunft und die conflituirende Gewali der Rational- 
verjammlung bewahre und den Pact von Borbeaug fireng einhalte. Die 
a ln glaube daher, daß weitere Grftärungen in Bffentlider Sigung mit 
ndtdig ſeien. 


2. Aug. Nat.» Berfammlung: beſchließt mit 318 gegen 159 Stimmen, 


4. 


17. 


19, 


die Fabrikation und den Berlauf der Zündhölzchen zum Monopol bes 
Staates zu maden. 
„ Die Fracion ber republilanifchen Linfen (gemäßigte Linke) er- 
greift den Moment ber Bertagung der Nationalverfammlung, um fi 
in einem Manifeft für die baldige Auflöfung der Verfammlung aus- 
zuſprechen. 

Hr. Thiers geht in das Seebad Trouville, um daſelbſt artilleriſti⸗ 
ſchen Verſuchen beizuwohnen. 
„ Der Seinepräfelt Leon Say benützt die Preisvertheilung im Col⸗ 
lege Ehaptal zu einer Kundgebung für den obligatorifchen und unent⸗ 
geldlihen Volläunterricht. Derfelbe ift mit der Majorität der 80 Ge- 
meinbevertreter der 20 Parifer Arondiffements durchaus einverftanden, 
den unenigeldliden Schulzwang ohne weiteres in ber Praris herzu- 
ftellen. Diefelben haben es auch bereitS jo weit gebradht, daß wenig⸗ 
ftens die Unentgeldlichleit des gefammten Vollsunterrichts thatfächlich 
in Paris befteht, daß alle neueren Anftalten ausjchließlih als Laien⸗ 
ſchulen errichtet und die männlihen und weiblichen Gongregationen 
aus der Gemeindewirtbichaft mehr und mehr verbrängt werden. 


»„ er Präfident der Republik trifft durch Dekret aus Trouville Die 
nad) dem neuen Gejeh ihm zuftehende Ernennung der Staatsräthe im 
außerordentlihen Dienft. 


„ Beginn der Seffion der Generalräthe in ganz Frankreich. 


„ Im Laufe des ganzen Monats haben auf die Anregungen des 
Clerus und der ultramontanen Partei zahlreihe Wallfahrten nament« 
Ih nad) Lourdes, wo die Jungfrau Maria erſchienen fein fol, ftatt- 
gefunden. Die Hauptwallfahrt dahin, eine fogen. Rationalwallfahrt, 
ſoll indeß erft am 6. October ftattfinden, wozu ein Comité hochade⸗ 
Tiger Damen, darunter aud die Marſchallin Mac Mahon, in einem 
Aufruf einladen, der ein merfwürdiges und bezeichnendes Altenftüd iſt. 
Sn demjelben wird Franbreich als die Nation dargeficht, welcher ſich alle 
Katholiken anfhlieken und unterorbnen müſſen. „Wir befinden uns“ — fo 
heißt e8 in dem Programme — „nun endlich einmal auf den: Wege des mo⸗ 
ratiſchn —*z Das revolutionäre Frankreich iſt der Agitationen ſatt. 
Was iſt die Urſache dieſer ſocialen Erneuerung? Die Erſcheinung der 
heiligen Sungfrau in der Grotte hat aewiß das größte Gewicht in der Wag- 
ſchale unjerer Geſchicke. Dort ift der ECulminationspuntt der Epoche! Die 
Hoffnung, welche fir dem Katholicismus zubringt, der Schreden, den fie dem 
Freidenker einflößt, find die glänzenten Beweiſe. Diefes Ereigniß muß einen 
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entſcheidenden Einfluß auf die Geſchicke der Welt, beſonders auf die des Hr» 
zöſiſchen Volkes ausüben, denn für euch, Franzoſen, if diefes große Erxisr: 
geichehen. Warum hätte die Himmelskönigin in der That unfere Heffam;r 
neu belebt, wenn e8 nicht dekhalb wäre, um uns aus dem Abgrumk jı 
ziehen, um uns, ihre Unterthanen, glüdlih und ıhre Staaten ruhmras 
maden, denn Frankreich ift das Königreich Maria. Mir wihen wohl, :: 
habt jagen gehört: Was foll man thun; «8 gibt eine Zeit, wo Wie Ret:r:: 
gelebt haben... . Was ift von den Perfern und Griechen brig gebliier' 
... Aber die ältefte Tochter der Kirche bat das Privilegium, nicht mehr = 





altern, als der Felſen, auf welden ihre Mutter fih fügt. .... Ericheimi :- 
nicht ſchon jett Sranfreih mit dem robuften Glauben ber reuzfahrer? L-: 
glaubt ihr, daß der Tag fehr fern ift, wo e8 den Tegen des heiligen Lumz 
ihwingen wird? .. . Wenn Frankreich von der Karte Europa's verich 
follte, was würde dann aus der Givilifation werden? Wer würde der E: 
der Kirche fein? Die Verfolgung würde mit der Geſchicklichkeit der Höhe = 
ganifirt werden. Wenn Bott ſich von Frankreich zurädzieht, fo zieht er *% 
von der Welt zurüd, denn, fo jagt die Tradition, er liebt die Franke: 
„Deus amat Francos.‘ 

— Aug. Frankreich will den Nordeingang be Mont⸗Cenis⸗Tunnels wit: 
miniren und zwar durch 10 große Minen und fofort. Italien r- 
monftrirt Dagegen als gegen eine eventuell ganz nublofe Zerflörzr: 
des großen Werkes. Frankreich verzichtet auf den Plan, ber jedet 
in der Öffentlichen Meinung Italiens einen ſcharfen Stachel zurädiäit 


2. Sept. In Lyon werden die Gemeindebehörden von dem Präfelten m 
Auftrage der Regierung gezivungen, die Brüder der chriſtlichen Leer 
in die Congregationiftenjchulen, aus denen fie vertrieben worden warez. 
wieber einzuführen. Die Gemeindebehörben protefliren gegen die Ma 
regel, die nicht ohne Ruheſtörungen durchgeführt werden Tann. | 

9. „ Der Cabinetschef des Hrn. Thiers, Barthoͤlemy St. Hilaire, er⸗ 
klärt fih in feiner Antwort auf eine Adreſſe des Präfidenten und 32 
Mitgliedern des Generalrath3 des Departements Saone et Loire an 
Hrn. Thiers in deſſen Auftrage jehr entſchieden gegen die vom ber 
republikaniſchen Yractionen eingeleitete Agitation für Auflöſung ber 
Nationalverfammlung und für den Erlaß einer Amneſtie bez. der ie 
genannten Communards: 

ve. . Seit achtzehn Monaten ift viel geſchehen; viel bleibt ohne Zweikl 
noch zu thun; aber unfere Einficht wird den Erfolg fihern, und die Ginfde 
beftebt jett darin, nicht® zu überſtürzen. Aus dieſem Grunde kann ich Ihre 
Anſicht und die Ihrer Collegen in zwei Punkten nicht theilen, welche Ihre 
Mdrefie behandelt, und in denen id) mich zu meinem Bedauern ven fo fe 
währten Republilanern trennen muß. Geſetzlich Febt die Uuflöfung der 
Rational-Berfammlung NRiemandem als ihr felbft zu, und bie ne 
ftredende Gewalt hätte Unrecht, fih darein zu milden. Dean tritt ferner, 
daß Hr. Thiers von der Tribüne herab feierlich verjproden hat, fi an eimem 
Feldzuge zu Bunften der Aufldfung, wenn ein ſolcher eröffnet würde, micht zu 
betheiligen. Es ift Sache der öffentliden Meinung, die Kammer zu bedeuten, 
wenn der Uugenblid gelommen ift, ihre Nachfolger aufzurufen. Ich zwei 
nicht, daß die Nationalverfammlung aus eigenem Antriebe diefe Rotbmenbig- | 
keit fühlen wird, wenn erſt die Räumung des Landesgebiets jo nahe heran 
gerüdt fein wird, daß man fle ſchon als vollendet wirb anſehen Eöunen, und 
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wenn daß Land, in eine ganz andere Lage verjekt, als diejenige war, unter 
welder die Wahlen von 1871 fattfanden, das Bebürfniß fühlen wird, direkt 
feine Stimme zu erheben und neue Bevollmädjligte zu beftellen. Die Ber- 
änderung wird dann jedermann in die Augen fpringen und eine beinahe ein- 
möüthige Zuſtimmung nad fi ziehen. Was die Amneftie betrifft, jo kann 
ebenfalis nur die Kammer eine ſolche ausſprechen: das Belek vom 17. Juni 
v. J. fagt dieß ausdrücklich. Amneftie heißt nichts anderes als Vergeſſen, 
und ich für meinen Thell begreife nicht, wie man tie Miffethaten der Com⸗ 
mune vergeflen kann, wenn dieje ſelbſt fie uns muthmwillig in ®enf, in London, 
in Haag in’s Gedächtniß ruft und fi ihrer täglich rühmt, ja fogar droht, 
von vorne anzufangen, jobald dieß ihr nur möglih wäre. Man kann jegl 
nicht daran denken, die Leute, welche die Ermordung der Geiſeln und den 
Brand von Paris organifirt haben, nah Paris. zurüdzurufen. Es müßten 
aljo um der Geredtigfeit willen viele Ausnahmen von der Amneftie gemacht 
werden. Wenn ih aber diefe verwerfe, jo begreife ich dagegen recht gut be 
fondere Alte der Milde, und Sie jehen, daß von 32,000 Angeklagten 25,000 
ohne Urtheil in Freiheit gejegt worden, und daß die erfannten Strafen im 
Allgemeinen fo mild als möglich geweien find. In den legten Tagen galt 
es jogar für jo ziemlich außgemadt, daß die VBerhaftungen wegen Theilnahme 
an den Alten der Gommune bon nun an aufhören follten, und ich glaube 
annehmen zu bürfen, daß, von ganz befonderen Tällen abgejehen, auch feine 
rung mehr fattfinden wird. Weiter zu gehen würde mir nicht räthlich 
nen. . . .“ 

14. Sept. Hr. Thiers beehrt Havre mit einem Beſuche, wo er nicht bloß 
von der Bevölkerung, jondern aud) vom Gapitän der im Hafen fie- 
genden engl. Fregatie Sultan, Commodore Banffittart, in fehr demon- 
ftrativer Weile gefeiert wird. 

18. „ Im Berfailles findet doch wieder die Hinrichtung von drei durch 
das Kriegsgericht verurtheilten Communarden ftatt. 

19. „ Hr. Thiers verlegt feinen Wohnfib nah Paris. 

24. „— 12. Oc. Internationale Meter-Eonferenz in Paris. An der- 

ſelben nimmt auch P. Sacchi ala Vertreter des Kirchenſtaates Theil, 
wogegen der Vertreter Italiens proteftirt. 

„ Hr. Thierd wird von England und Portugal in einer zwiſchen 

ihnen ſchwebenden Streitfrage zum Schiedsrichter gewäßlt. 

26. „ Gambetta macht eine Rundreife im Intereffe der Agitation für 
die baldige Auflöfung der Nationalverfammlung und hält in Grenoble 
eine Rede, bie großes Auffehen erregt dadurch, daß er die Bour- 
geofte im Allgemeinen des Mangels an Muth beihuldigt, namentlich 
aber dadurh, daß er „von dem Herannahen einer neuen jocialen 
Schichte“ ſpricht. 

27. „ Der Unterrichtsminiſter Jules Simon verordnet in einem von dem 
Bräfidenten der Republif genehmigten Rundfchreiben an die Profeffo- 
ren ber Lyceen und Stantsgymnaften eine Anzahl ziemlich eingreifenber 
Reformen im Lehrplan der jog. Mittelfchulen. Der Biſchof Dupan- 
loup v. Orleans befiehlt den Vorftehern der fog. Heinen Seminarien, 
darauf feinerlei Rüdficht zu nehmen, vielmehr „in Weſen, Yorm und 
Methode den Unterricht zu bewahren, welchen Männer wie Boffuet, 
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Feénoͤlon, Bourbaloue, Mafflllon und das ganze 17. Jahrhundert ber 
Kirche und Frankreich gegeben haben”. 


— Sept. Der Bau der neuen Forts um Paris ift bereit in Angriff ge 


nommen. 


1. Oct. Bon diefem Tage an find in Paris alle Gemeindeſchulen , alſo 


8. 


10. 


faft ſämmtliche Vollsſchulen, nicht bloß unentgeldlich, ſondern aud) 
alle Schulerfordernifle, die Schulbücher inbegriffen, werden unentgeld⸗ 
lich verabfolgt. | 

”„ Die frühere mebdizinifche Yalultät in Straßburg wirb nad) Randy 
verlegt. 

„ Die große Wallfahrt, die fog. Nationalwallfahrt, nad) Lourdes 
verläuft ohne flörenden Zwiſchenfall. 

Die Geſammtzahl der aus allen Theilen Frankreicht herbeigeſtrömten 
Pilger wird auf 15,000 bis 30,000 angegeben. Der Biſchof von Garcaffonze 
liest unter freiem Simmel _ bie Deffe, und der Bildhof von Tardes hält die 
Predigt, welche mit dem Rufe Ichliekt: „Es lebe Frankreich! Es Iche ber 
Pay!“ Man zählt 300 Kirenbanner; vier derſelben Tamen von Elijah 
Rothringen, und ihre Träger in der Prozeifion wurden mit erhöhten Jubel 
und dem Rufe: „ES lebe Frankreich! Es lebe Pius IX.” begrüßt. Im der 
Prozeſfion bemerit man die Bıldöfe von Auch, Garcafionne, Mende, Luce, 
Are, Agen, Tarbes und Indien (in partibus), dann 19 Abgeordnete der 
NRotionalverfammlung. Nach der Einfegnung der ahnen werden Reden ge 
halten. Der Erzbiſchof von Auch verbittet ſich alle weltlichen Beifallszeichen 
und fonfligen Rufe. Ein anderer geiftlicder Redner, welcher fi das Une 
Maria zum Thema genommen, trägt gleichwohl kein Bedenken, das politiſche 
Gebiet zu betreten und die Hoffnung auszuipreihen, daß Elſaß und Lothringen 
einft zu Frankreich zurüdiehren würden. Dieſer Paſſus und der Schluß der 
Rede werden trog der Ermahnuug des Erzbiſchofs von Auch von geräuid- 
vollem Beifall begleitet. Es folgen dann wieder geiſtliche Uebungen. Gejänge 

und Einfegnungen. Die Ruckreiſe der Pilger gibt in Rantes zu ziemlich argen 
Unordnungen Beranlafjung. 


„ Hr. Thiers ſpricht fih in der Permanenz- Kommiffion ſehr ſcharf 
gegen das Auftreten Gambetta’8 in Grenoble aus: 


„Ih für meine Perfon habe e8 gelernt, mich nicht mehr über Uugered- 
tigkeit oder Undankbarkeit zu beflagen. Als die Rationalverfammlung aus 
einanderging, verſprach ich, einen Feldzug, wie man ihn damals offen für bie 
Aufldfung der Kammer unternehmen wollte, nicht zu dulden. Dieſes Ber: 
Iprechen habe ih gehalten. Run ift in einer Privatverfammlung von Gre 
noble allerdings eine bedauerliche Rede gehalten worden, bevauerlid nament: 
li in dem Sinne, als fie der gegenwärtig einzig möglichen Regierungstorm 
mehr Schaden zufügte, als ihr ihre Gegner ſelbſt zufügen konnten. Kenn 
man fage, wa8 man wolle: die Republik if} gegenwärtig eine Rothwendigkrit 
für unfer Land. Man Tann für jeine Perſon Monardift fein, aber als prei- 
tifher Staatsmann darf man an die Herſtellung einer Monardie nicht mehr 
denten. Ich fordere Jedermann heraus, die Prätendenten tie ihre Unbänger, 
zu beweilen,, daß eine andere Regierungsform, als die Republik, jegt —* 
führbar ſei. Um die Wurde ber Rationalverfammlung zu hügen, Haben 
wir fein Öffentliches Bankett geftattet. In Grenoble fam man aber bei einer 
Privatperjon zufammen, und dieß konnte geſetzlich nicht gehindert werben. 34 
finde die Rede von Grenoble tadelnswerth, jehr tadeinswertb, Ich kann rim 
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Unterfgeibung ſocialer Schichten nicht zugeben, e8 gibt im Schoße der Ration 
nur wieder die Ration; mit unferen bürgerliden und Etrafgeiegen bilden mir 
nur eine einzige Gejellihaft, und mer zwiſchen einzelnen Glafien unterjcheidet, 
reizt nur zum VBürgerfrieg auf. Gewiſſe Leute, welche der Republik Dienfte 
eifien wollen, arbeiten eher an ihrem Ruin. Die Regierung aber muB über 
den Barteien fliehen. Das Ausland läßt uns diefe Berechtigfeit mwiderfahren. 
Frankreich ift wicht fo tjolirt, wie man jagt; Europa hat uns in Berlin feine 
Sympathien bezeugt. Unſer Erebit ift ein vortrefflicher, wenn man auch nicht 
leugnen kann, daß die Rede von Grenoble ihm wehe gethban hat. Tas Land 
verlangt nichts als Ruhe und Eintracht, um ſich wieder aufzurichten; alle un 
frudtbaren Streitigkeiten und Aufregungen find ihm zuwider. Die Kapitalien 
firömen auf unjern Rentenmarkt herbei. Bis Mitte nächſten Jahres werden 
wir die dritte und vierte Milliarde bezahlt haben, und die fünfte wird dann 
ebenfalls nicht ſchwer aufzubringen jein. Was in Grenoble vorgegangen if, 
madt mir mehr Kummer, als Irgendwem, da e8 das Werl der Befreiung 
unferes Landes verzögert.” Herzog dv. Broglie: Mehr als diefe offene Miß⸗ 
biffigung verlangen wir nidt. 

12. Oct. Hr. Thiers weist den Prinzen Napoleon, der mit feiner Ge- 
mablin, der Prinzeffin Elotilde, aus der Schweiz nad) Frankreich ges 
fommen war und fich feit einigen Tagen im Schlofje Millenont, dem 
Wohnfige der ehemaligen bonapartiftiihen Deputirten und Minifters 
Maurice Richard, aufbielt, angeblih um eine franzöſiſche Unterrichtz- 
anftalt für feine Söhne auszuwählen, aus. Der Prinz gehorcht unter 
Proteſt. 

15. „ Die Deutſchen beginnen die Departements der Marne und Haute 
Marne zu räumen. 


22. „ Eine Anzahl von Nachwahlen zur Nat.-Verſammlung fält ent: 
Ihieden im Sinne der republifanifhen und zwar weniger ber con⸗ 
ſervativ⸗ republifaniichen als der radical=republifaniihen Partei aus. 
Die monarchiſchen Sandidaten unterliegen überall, jelbft da, wo jie, 
wie im Departement der Gironde und im Departement Indre ct Loire, 
NH mit den Bonapartiften verbinden. 


25. „ Ber Graf Ehambordb richtet einen neuen offenen Brief über die 
Lage Frankreichs und feine Ausfichten an einen feiner Getrcuen. 

Der Brief wurde durch eine Anfrage des Letzteren veranlaft, die ſich, mie 
aus einer Stelle des Schreibens hervorgeht, auf daS von den Legitimiften 
gegenüber dem Berſuche der definitiven Herflellung der Iogen. „conjerdativen 
Republif“ einzunehmende Berhalten bezog. Der Graf v. Chambord ermahnt 
feine PBarteigänger, fi in dieſer Hinficht nicht bethbren zu laſſen. Der Brief 
fol mithin ein Programm für die Außerfte Nechte fein in Betreff der ver- 
ſchiedenen Berfaflungsfragen, welche die Regierung nad der Wiedereröffnung 
der Seffion anzuregen entiloflen iſt. Die hauptſächlichſten Stellen des Schrei- 
bens des Brätendenten lauten: „Das Land iſt der Agitationen müde Ein 
geheimer Inſtinkt jagt ihm, daß die geſchichtliche Monardie ihm die Ruhe, 
nach der eB fidh jehnt, wiedergeben würde, und daß die Revolution gerade die 
um jeden Preis verhindern will. Die Proklamirung der Republil in Frank⸗ 
rei war immer und wird wieder fein der Ausgangspunkt der jocialen Anarchie, 
das ofiene Feld für alle Belüfte, alle Utopien, und Sie werden ſich unter kei⸗ 
nem Borwand an dieſem unbeilvollen Unternehmen betheiligen können. Wenn 
das Land fo ſchwach ift, fich durch die Strömungen, die e8 aufregen, hinteißen 
zu lafien, jo if nichts unbelannter als die Zukunft. Wir eilen dem gewiflen 
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Abgrunde zu. Vergeblich würde man verſuchen, eine beruhigende Umnterſche 
dung zu machen zwiſchen dieſer Partei der Gewaltihat, die den Menſchen den 
Frieden verfpridt, indem fie Bott den Krieg erklärt, und jener Plügeren, kr 
geſchulten Partei, die auf Umwegen an ihr Ziel fommt, aber denſe Sud 
erreicht. Sie unterſcheiden ſich dur ihre Sprache, aber fie verfolfle da: 
gleihe Hirngeſpinnſt; fie refrutiren nicht die gleihen Soldaten, aber fie mer: 
ſchiren unter derjelben Fahne. Sie können uns nur das gleiche Unglüd ;r- 
zieben. Nach den blutigen Yunitagen von 1848 und den wilden Thoten te 
zweiten Schredensherrichaft, welche beide für unjere wadere Armee jo mörde⸗ 
riſch geweien find, noch die Illuſion einer ehrliden und maßvollen Rıysb!i 
bewahren, heißt daß nicht allzu ſchnell die Winke der Borfehung vergefien zı: 
die Lehren der Erfahrung in den Wind Schlagen? In dem Yugenblide, >: 
Frankreich erwacht und fi) durch einen großen Slaubensalt (Lourdes) Trätric: 
wollte man ihm eine Regierung aufzwingen, welde für feine religidjen ra: 
heiten die bedrohlichfte it? In dem Augenblide, da das Berärfnik nad U 
lianzen fi) jo gebieteriſch auforängt, follte man jede Allianz unmöglid mede: 
und fi ſelbſt zu einer verhängnißvollen Iſolirung verurtheilen? Ren, ves 
wird nicht geſchehen. Die Republil beunrubigt die Intereſſen ebenfo jetr eis 
die Gewiſſen. Sie kann nur ein mehr oder minder langes Propiforium fe. 
Die Monardie allein fann die wahre yreiheit bringen, und braucht fi mei 
erſt eine conferdative zu nennen, um die ehrlichen Leute zu beruhigen. = 
Grund ift Frankreich Fatholiih und monarchiſch; unjere Wufgabe iſt es, Tas 
Land vor Berirrungen zu wahren, ihm die Klippen zu bezeichnen und ber 
Hafen vor Augen zu halten. Ich boffe, diefer heiligen Pfligt niemals er 
fehlt zu haben, und Leine menſchliche Madt wird mid von meinem Piz!: 
ablenten können. Ich babe Tein Wort zuritdzunehmen, leinn Wit zu be 
dauern; denn alle waren fie mir durch meine Baterlandsliebe eingegeben mer- 
den, und ohne Bedenken nehme ich meinen Theil an der Berantwortumg für 
die Rathſchläge, welche ich meinen Freunden gebe, in Anſpruch. Ber Tag ix 
Triumpbes ift noch eines der Seheimnite Goties; aber habt Vertrauen in dr 
Sendung Frankreichs. Europa bedarf feiner, das Papfithum bedarf jeiner. 
und darum Tann die alte Hriftlie Ration nicht zu Grunde gehen.“ 

Die ultramontanen Organe der Parifer Preſſe find mit der in dieiern 
Briefe neuerdings proflamirten Solidarität zwilhen dem Throne der Bour- 
bonen von Gottes Gnaden und dem Papſtthum mit dem Kirchenſtaate gen; 
einverfianden. „Zwei Männer allein”, ruft das „Univer8“ 3. B. aus, „In: 
im vollen Vefite der Hochachtung der Welt: der Bapft und der König!" Te 
„Yourn des Debats" uribeilt freilih anders, indem es ſpöttiſch äußert, „Eit- 
ber habe der gute Mann nur den platonijchen Prätendenten von Gottes &:.- 
den gejpielt, jeßt aber hätten die Wallfahrten auf feinen Kopf eingewirkt, un? 
er fcheine zu giauben, der Augenblid ſei gekommen“. Noch andere (Tiberei- 
conjervative) Xlätter find geradezu der Meinung: „Ter Brief des Grafen ». 
Chambord bat der legitimiftifchen Sache den Gnadenſtoß gegeben. Alſo Lour- 
des if für ihn ein großer Alt, und er glaubt, Frankreich könne deßhalb nid: 
untergehen, weil feine Milfion fei, das Papſtthum zu retten!® 


238. Oct. Der Generalrath des Seine=- Departements ſpricht ſich mit 87 


gegen 80 Stimmen für die confejfionslofe Schule aus, jelbftverfländ- 
lich auch für die obligatorifhe Schulpflidt. Bereit voriges Jabı 
hatten fi) 10 andere Generalräthe für Trennung der. Schule von ber 
Kirche ausgeſprochen, biejes Jahr Hat ſich die Zahl diefer Generol⸗ 
räthe auf 15 geboben. 


5. Nov. Unterzeichnung des neuen Handelsvertragg mit England. (Pal. 


unter England.) 
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6. Nov. Der Generalprocurator weist die Klage des Prinzen Napoleon 


8. 


11. 


13. 


— 


gegen ſeine Ausweiſung ab. Der Prinz wendet ſich nunmehr beſchwe⸗ 
rend an die Nat.-Verfammlung. 

„ Mit diefem Tage beginnen in ganz Frankreich die von den Bis 
ſchöfen befohlenen neuntägigen Gebete, durch welche ſich die Gläubigen 
auf die öffentlichen Gebete vorbereiten, welche am 17. November in 
allen Kirchen Frankreichs zum Himmel gejandt werden jollen gemäß 
dem von der Nationalverfammlung gefaßten Beſchluſſe, welcher zur 
jeweiligen Eröffnung derjelben öffentliche Gebete anorbnet. In den 
betreffenden Hirtenbriefen fordern die Biſchöfe die Gläubigen in ver- 
bfümten Ausdrüden auf, am 17. d. M. zu Gott zu beten, daß er 
Frankreich von der Republik erlöfen möge. 

”  Wiederzufammentritt der Nat.-Verfammlung. Diefelbe weist bie 
Beichiverde des Prinzen Napoleon gegen feine Ausweilung einfach an 
den Betitionsausfhuß, um fie als ſolche zu behandeln. Der Dep. 
Wolowski trägt darauf an, eine dem Refultat der mißlungenen Na⸗ 
tionaljubfeription für Bezahlung der Kriegsſchuld entjprechende Summe 
für diejenigen Eljaß-Lothringer (circa 150,000) auszuſetzen, welde 
Franzoſen geblieben find. 

„ Rat.-Berjammlung: beſtellt neuerdings ihr Bureau. Der Repu⸗ 
blifaner Grey wird faft einſtimmig wieder zum Präfidenten gewählt; 
die übrigen Mitglieder defjelben gehören den monarchiſchen Tyractionen 
an. Der General Changarnier fündigt eine Interpellation bez. der 
Rebe Gambetta’s in Grenoble an. 

„ Wieder finden zwei Hinrichtungen vom Kriegsgerichte verurtheilter 
Communards ftatt. 


„ Nat.»Berjammlung: Botichaft des Präfidenten der Republik. Hr. 
Thiers ſpricht ſich darin offener als je für die Republit aus, was 
von Seite der Rechten cinen gewaltigen Sturm hervorruft. 
Botſchaft des Hrn. Thiers: „M. H.! Nach dreimonatlicher Trennung, 
während welcher das Werk der Wicderherftellung, welches Sie uns anvertraut 
haben, Keinen Augenblid unterbrodden ward, erſcheinen wir bier, um die uns 
durch die republifanifchen Einrichtungen auferlegte Jahrespflicht zu erfüllen und 
Ihnen die wahre Lage des Landes vorzuftellen, ohne das Gute zu über» 
treiben, noch das Schlechte zu verhüllen. Die Ruhe, auf welche Sie zählten, 
und in der Sie mit gutem Beifpiele vorangingen, indem Sie fi jelbft zu⸗ 
legt jede aufregende Discuffion unterfagten — diefe Ruhe hat fi erhalten. 
Wir hatten beriprochen, der Rationalvertretung nah Maßgabe unjerer geſetz⸗ 
lichen Gewalten Achtung zu verichaffen, und haben in der That nicht geduldet, 
daß ihrem Unjehen zu nahe getreten werde; denn was würde in diefem bon 
Ummälzungen und Krieg durchwültem Lande noch aufrecht bleiben, wenn bie 
Bolksjouveränetät, welche hier jo rechtmäßig, wie nur je dargeſtellt if, nicht die 
oberfie Autorität und die unanfehtbare Duelle aller Autorität wäre, welcher, 
fobald fie einmal geiprochen, überall gehordt werden muß? Aber wir Tönnen 
e8 außfprechen: diefe Achtung blieb ihr, von unvermeidlichen Zwiſchenfällen 
abgefehen, ftet3 erhalten und in.Trieden nehmen Sie Ihre Sige als Geſetz⸗ 
geber und rechtmäßige Volksvertreter wieder ein. Bei aller Aufmerkſamkeit, 
die wir der Erhaltung der Ordnung zuwandten, haben wir indeß auch nicht 
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unterlafien über den regelmäßigen Gang der Geſchaſte zu wachen, über 
ſtrenge Beobachtung der Gelege, über die Yortführung Der großen — 
operation, welche uns die Ausloſung des Landesgebietes ermöglichen jo, über 
die Räumung der zuerft ihre Freiheit wieder gewinnenden Departements, über 
den Eingang der neuen Gieuern, über die Reorganiſation unferer brasen 
und wadern Urmee, über den Bang unjerer commerciellen Unterbanblungen, 
endlich über die friedlie und —— Leitung unſerer Beziehunges 
zu den beiden Welten. Inzwiſchen arbeitete das Land ſeinerſeits mit jenem 
Fleiß. mwelder ihm allzeit eigen, der jeht der glüdlie Arzt unferer Leiden if, 
und in biefem Jahr unfern Handelsverkehr auf eine Höhe bringen wird, wie 
er fie in den gebeihlichften Zeiten nicht erreicht hat. Berlafien wir biefen @e- 
gegenftand nit ohne der Borjehung zu danken, welde in dieſem Wugenbäid 
ungeheuerer Opfer uns die jchönften Ernten befcheert bat, die uns Kit einem einem 
Bierteljahrhundert zutheil geworden find, was ung einen Theil 
eintrug, die wir an das Wusland zu leiflen hatten. Und ber, m m. = 00 
men nur Gott danken, dem oberften Vater aller Dinge, weldger die 
die da ftraudelten, aber nicht an ihm und nicht an ſich verzweifelten, belehrt. 
unterftügt und wieder aufrichtet!“ Die Botſchaft entrollt mun ein eingehen⸗ 
des Bild von dem Stande der widhtigften öffentlichen Beichäfte. Sie weidet 
fh no einmal an dem Erfolg der großen Unleibe, und conflatirt, daß 
binnen weniger als drei Monaten auf dieſelbe ſchon bie größer: Sälfte, nämlich 
die Summe von 1750 Millionen, eingezgahlt worden jei. Dabei jet der Emik 
fionscours jo hoch gegriffen worden, daß der Speculation nit mehr als ver 
eben erlaubte Vortheil zugefanden ward.” Die Erhöhung des Marimums 
des Notenumlaufs der Bank von Frankreich auf 83200 Millionen umb bie 
Ausgabe von 100 Millionen Papiergeld in Fleinen Roten von 20 und 5 Frauken 
erleichterte die großartigfie Ortsveränderung von Werthen, welche jemals im 
ber Welt ausgeführt worden if. Ihre unbequemen Folgen waren cher dem 
Auslande als uns jeldft fühlbar, Lönnen aber auf dort nur vorübergehend 
fein. Es if fein Wunder, wenn unſer Bankbillet in ber ganzen Welt mit 
gleihem Werthe, wie Gold und Gilber circulirt. Das Verdienſt diefer Erſchei⸗ 
nung gebührt dem franzbſiſchen Handel, ſeiner Ausdehnung und Solibdiut. 
Auf Srundlage der auß den erftien 9 Monaten d. J. eftellten tſeachen 
kann man für das ganze Jahr 1872 mit höchſter Wahrſcheinlichkeit folgende 
Biffern angeben : die Einfuhren werden 8457 und die Ausfuhren 3557 ti» 
lionen betragen, die ganze Handelsbewegung aljo 7014 Millionen, d. i. 787 
Millionen mehr als in dem legten Geiedenklahr 1869, dem frudtbarfien der 
ganzen Periode des Raiferreihs — eine Zunahme, die in ber ber Bergangenfei 
beinahe kein Beijpiel hat. Der Ueberſchuß der Uusfuhren über 
wäre noch viel bebeutender, wenn nicht bei Beginn bes ee wegen ber 
ſchlechten Ernte von 1871 bedeutende Quantitäten Getreide hätten eingefäßrt 
werden müflen. In den Einfuhren find die Zunahmen, insbefondere für Rah 
ftoffe, bedeutend (Fette, rohe elle, rohe Seiden), was auf eine bejonbers Ich» 
hafte Entwicklung der Manufalturen hindeutet. Beunrubigen Tönnte einzig, dei 
die Einfuhr der Baummollgewebe von 30 auf 86 Millionen gefliegen iR; dieß 
beruht aber lediglich auf ber aeitneilis der elſaß⸗ lothringiſchen i 
gewährten Zollermähigung; in der That wurde an unſerer DO allein 
für 44 Millionen Waare eingeführt, aljo mehr als aus England, der Schweiz, 
Belgien und Deutſchland zufammen genommen.” — Zur Winanzlage üßer- 
gehend verficdert die Botſchaft, daß das Taufenbe Budget obne 
gedeckt werden wird, und daß die künftigen Budgets in vollem Gleichgewichte 
abſchließen werben. Für das Budget von 1872 if allerdings eine lUnzuläng- 
lichkeit der Einnahmen zu conflatiren, die indeß leicht vorherzufehen wer, da 
die neuen Steuern nit rechtzeitig volirt wurden und die Erhebung im = 
fang flet$ auf unvermeidliche Schwierigkeiten ſtoͤßt. Es wirb nun ber 
angetreten, daß das Budget von 1873 aller Wahrſcheinlichkeit nad und das⸗ 
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jenige von 1874 ganz gewiß in vollem Gleichgewicht abichließen wird; dann wird 
in Beleuchtung des Liquidationscontos eine Reihe von Ereditannullirungen, 
jedoch ohne nähere Tetails, aufgezählt, worauf die Botichaft zu dem Handels⸗ 
vertrag mit England übergeht, dem Ergebnik langer und mühfeliger Unter- 
bandlungen, deſſen Inhalt analyfirt wird. Hr. Thiers fährt dann fort: „Wir 
baben Ihnen, m. H., genau die wahre Lage des VLandes dargeftellt und uns 
befonders über feine finanzielle und commercielle Zage verbreitet, weil es auf 
diefe am meiften für unjern Eredit ankommt, und weil der Credit und die 
Armee, welche letztere fih mit merkwürdiger Schnelligkeit wiederherftellt, die 
beiden Elemente unferer Macht find. So Tonnte Frankreich nah dem unglück⸗ 
lichſten Kriege, nad dem fchredlichfien Wlirgertriege, nah dem Zujammenbres 
chen eines Throne, den man für ſtark gehalten hatte, e8 erleben, daß alle 
Bölter ſich beeiferten, ihm ihre Rapitalien anzubieten, daß fein Credit auf 
flärteren Grundlagen ruhte als je, at Milliarden in zwei Jahren abgezahlt 
find, der größte Theil diefer Summen ohne Störung des Geldverkehrs nad 
dem Ausland transportirt worden ift, das Bankhillet an Geldesftatt angenom- 
men wird, die Steuern, obgleih um ein Drittel erhöht, ohne Ruin für den 
Steuerpflichtigen erlegt werden, 200 Millionen der Amortifirung zugewendet 
werden Tönnen und dabei Kandel und Gewerbe fi in einem Jahr un mehr 
als 700 Millionen vermehren. Dieſe Reultate, die wir Ihnen gar nicht zu 
unterbreiten wagten, wenn fie nicht der ſchlagende Beweis der Lebenskraft des 
Landes wären — wem danken mir fie, m. 9.7 Wir danken fie einem ein« 
zigen Grunde, der energiichen Yufrechterhaltung der Ordnung. Ya, die 
Ordnung hat e8 gemadt, daß unmittelbar nad) dem Krieg und Bürgerkrieg, 
während die fremden Soldaten noch unſern Boden beſetzt halten und die Ruinen 
unferer Städte noch rauchen — die energiſch aufrecht erhaltene Orbnung, wies 
derhole ih, hat e8 moͤglich gemacht, daß Frankreich jo viele Erzeugniffe her⸗ 
fielen und fo viel Eredit finden konnte, wie in den gebeihlichften Zeitläuften 
feiner Exiſtenz. Ich werde nicht milde werden, e8 zu wiederholen: wenn Sie 
nit im Vollgenuß der Ordnung geweſen wären, hätten biefer Krieg mit 
feinen beilpiellofen Niederlagen, diefe graufame Zerftüdelung unieres Landes, 
dieſe erſchreckenden Laſten, welche unfere Kräfte zu Aberfteigen fchienen, dieſer unter 
der Laſt feiner Fehler zuſammenbrechende Thron, dieje altehrwürdige Form der 
Monardie, unter welcher wir zu leben gewohnt waren und die nun plöß- 
Lich verſchwand, diefe neue Form der Republik, welche bei ihrem Auftreten die 
Semüther nur zu beunrubigen pflegt, alleß dieß auf einmal über unfer über- 
rafchtes und trofilojes Land hereinbrechend, unrettbares Verderben nad fi 
ziehen können. Mit der Ordnung Dagegen öffneten ſich wieder unfere Werl» 
ftätten, die Armen nabınen ihre alte Thätigleit wieder auf, die fremden Kapi⸗ 
talien, weit entfernt, uns zu fliehen, die franzöfiihen Kapitalien, weit ent- 
fernt, fi zu verbergen, kamen zu uns, die Ruhe erſchien mit der Arbeit wie 
der, und ſchon richtet Frankreich das Haupt empor und erträgt, zwar ohne 
fle zu vergeffen, untröftliche Schmerzen, nicht minder erſtaunlich eine Regie» 
rungsform, welde es fonft ſchwer zu verwirren pflegte, beginnt fi jest 
allmählich bei ihm einzubürgern, hindert es wenigftens nicht zum Xeben, 
zur Hoffnung, zum Vertrauen zu genefen — einem Bertrauen, welches Frank⸗ 
reich auch anderen einflößt, wenn es nur felbft von ihm erfüllt if. Und da 
ich denn nit umhin kann, die brennenden Fragen des Tages zu berühren, 
jo möchte ich denjenigen, für welde die Republik fchon feit langer Zeit 
das Wegierungsideal und die geeignetfte Staatsform für den Fortſchritt der 
modernen Geſellſchaften iſt, zurufen: „Sie zumal follten der Ordnung mit 
Zeidenſchaft ergeben jein; denn wenn die Republik, mit der e8 ſchon zweimal 
vergebli verſucht worden ift, dießmal fidh bewährte, jo wäre diek nur der 
Ordnung zu danken. Die Ordnung alfo jollte Ihre täglidde Sorge und hr 
tägliches Trachten fein. Wenn die Ausübung gewiſſer Rechte, welche den freien 
Böllern zuftehen, das Band in Unruhe verjeßen kann, nun, jo jeien Sie weile 
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genug, auf dieſe Rechte zeitweilig zu verzichten uub ber Öffentlichen Sicherbe 
ein Opfer zu bringen, melde in erfler Reihe der Republit zu gute fomecı 
wird. Wenn man ſelbſt jagen fönnte, daß die Ordnung nicht im gleichen 
Maß im Intereſſe für Alle iſt, jo möchte ih zu behaupten wagen, deß fı 
recht eigentlich in Ihrem Snterefie liege, und da wir, indem wir fie aufrech 
zu erhalten bemüht find, für Sie beinahe noch mehr als für uns arbeitm.. 
M. H.! Die Ereignifie haben die Republif geidaften, um zu ihren Gründe 
zurüdzugreifen, um fie zu diskutiren und über fie zu richten, wäre jegt cz 
ebenſo gefährliches als überflüffiges Beginnen. Die Bepublit beſteht; jie 
if die gejeglihe Regierung des Bandes; etwaß anderes anfre- 
ben, bedeutete eine neue Revolution und die furchtbarſte von 
allen. Berlieren wir nicht unjere Zeit damit, fie zu proclamirem; wende: 
wir dieſe Zeit lieber dazu an, ihr dag wünſchenswerthe und nothwendige Ge⸗ 
präge aufzudrüden! Cine von Ihnen dor einigen Monaten ermannie Erm- 
miffion gab ihr den Titel „conjervative Republit”. Bemächtigen wir um 
dieſes Titels, und traten wir namentlich, daß ex ein mohlverbienter werke. 
Jede Regierung muß conjervativ fein, und keine Geſellſchaft könnte unter einer 
Regierung beftehen, die e8 nicht wäre. Die Republil wird confervati» 
fein oder gar nit beftehen. Frankreich will nicht in ewiger Angſt Ich. 
Es will ruhig fchlafen, um arbeiten zu können, um fi ernähren, wm jeien 
ungeheuren Verpflichtungen gerecht werden zu Dane, und diejenige Regierun; 
welche ihm diefe Ruhe nicht gönnt, wird es in feinem Fall lange ertragen 
Man gebe fi keinen Täufgungen bin! Man glaubt vieeiht mit Hilfe de 
allgemeinen Stimmrechts, und auf die Ueberzahl geftügt, eine Republik ber- 
fielen zu flönnen, welde nur die Republik einer Partei wäre. Diele Schöyfur; 
würde nicht länger als einen Tag beſtehen. Die Ueberzahl ſelbſt bedarf ber 
Ruhe, der Sicherheit der Arbeit. Bon Agitation lann fie einige Tage chen. 
aber nicht auf die Dauer. Nachdem fie anderen Furcht gemacht bat, Fürden 
fie ih zulekt vor nA ſelbſt; dann wirft fie ih) einem von ungefähr erfchiew- 
nen Meifter (maitre d’aventure) in die Arme und bezahlt mit zwanzigäl- 
riger Sklaverei einige Tage verhängnißvoller Zügellofigleit. Dieb Hat fe 
wie man weiß, jchon oft gethan, und man glaube nidt etwa, daß fie * 
im Stande wäre, eB noch einmal zu thun. Qunbertmal wird fe diefe Demiihi- 
gende, mit Schimpf und Schande bedeckte Bahn von der Anardhie zum Dei 
potismuß, vom Despotismus zur Anarchie zurüdlegen, jene Bahn, auf welder 
Frankreich den Berluft zweier Provinzen, eine verdreifachte Staatsſchuld, des 
Brand jeiner Hauptflabt, die Zerflörung ‚feiner Tentmäler und jene Erme- 
dung der Geifeln gefunden bat, die man nie mehr für möglich ‚gehalten hätte. 
Ich beſchwöre Sie, m. H., vergefien Sie nit dieſe zwei in fo furgt- 
barer Wechſelwirkung ſtehenden Srenzpunkte: erſt bie ruhelsie 
Republik und dann die Umkehr zu einer Regierung, die man für ſtark halt 
weil fie keiner Controle unterliegt, und die deßzwegen im Gegentheil nur zu 
heillojem Verderben führt. Ja, zerreißen wir die verhängnikvolle Kette, welche 
dieſe beiden Parteien verbindet, und beruhigen wir, flatt aufzuregen; Eringer 
wir der allgemeinen Sicherheit die nothwendigen, ja fogar anfeeinend über 
triebenen Opfer, und namentli halten wir die Herrſchaft einer Partei ven 
uns fern; denn die Republik iſt nur ein Widerſinn, wenn fie nidt die * 
rung aller, fondern die Regierung ‚einer Partei, gleichviel welcher, iſt. Werr 

man fie 3. B. als den Triumph einer Clafſe über eine andere darſtelen wiL. 
fo zieht fih ein Theil des Landes auf der Stelle von ihr zurüd, er nur ein 
Theil, bald aber das ganze Land. Die Revolution von 1729 wurde germadt, 
damit eß keine Glafien mehr gebe, damit es im ber Ration nichts anderes 
gebe, als die Nation felber, die eine unter dem nämlichen Geſeg leben. 
benjelben Laſten unterzogene, diefelben Bortheile geniehende Nation, im welcher. 
mit einem Worte, ein jeder nach feinen Werlen betabnt ober ——— wird. 
Damit hat die Revolution von 1789 die Exiſtenz aller auf die Grundlag 
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der wahren focialen Gerechtigkeit geftellt, und ihre Grundſätze verbreiteten fi 
über die Welt, weil fie nichts andereß waren, als bie erfte Berfündung und 
Anwendung diefer jocialen Gerechtigkeit auf Erden. Und weil die dreifarbige 
Sahne diefe Bedeutung hatte, konnte man von ihr fagen, daß fie die Reiſe 
um die Welt machen würde. Range zog fie im Gefolge eineß Eroberers bei 
den europäifhen Nationen umher; aber wenn ihr materielles Wert zu Grunde 
gieng, fo befteht ihr moraliſches Werk fort und macht den folideften Ruhm 
Frankreichs aus, einen viel größeren, al3 Siege, welche nach den Zufällen der 
Bewalt von einer Fahne zur anderen übergeben. Was mid betrifft, jo kann 
ih die Republik nicht anders verfiehen und zulafien, denn als die Regie 
rung der Nation, welde, nachdem fie die Lenkung ihrer Geſchicke lange und 
in gutem ®lauben einer erblichen Gewalt anvertraute und damit, in folge 
von Fehlern, über die man heute nicht richten kann, Tein Glück gehabt hat, 
endlich den Eniſchluß faßt, ſich ſelbſt und allein, durch ihre frei und vorfichtig, 
ohne Rüdficht der Partei, der Elaffe, der Herkunft, weder oben nod unten, 
weder rechts noch links, jondern lediglich in dem Lichte der Öffentlichen Achtung, 
welches die Charaktere mit ihren Eigenjchaften und Fehlern erfennen Iäßt, 
gewählten Bertreter zu regieren, eine Wahl, die mit Freiheit nur im Schoße 
der Ordnung, Ruhe und Sicherheit vor fih geben kann. Zwei Jahre, die 
unter ihrem Einfluß und unter ihrer Gontrole in beinahe volllommener Ruhe 
verfloffen find, können uns die Hoffnung geben, dieje confervative Republik 
zu gründen, aber auch nur die Hoffnung, und, man vergeffe e8 nidht, der ge 
ringſte Fehler würde dieſe Hoffnung in einer troftlojen Wirk» 
lichkeit zu nidte werden laſſen. Geſtatten Sie mir eine lebte Betrach⸗ 
tung. Richt Frankreich allein muß die Republik Vertrauen einflößen, fondern 
der ganzen Welt. Auch befiegt, feſſelt Frankreich noch die Blicke der Nationen 
auf fi, und diefe ängftigen und beunruhigen fi, je nachdem was in Frank⸗ 
reich vorgeht; diefe beforgte Aufmerkſamkeit ift auch nur wieder eine Huldi⸗ 
gung für den Einfluß Frankreichs auf die Völker. Wir hören mand» 
mal jagen: Frankreich ift ifolirt! Meiftens ift das bei den Parteien, melde 
es behaupten, nur eine Täufchung ihres Hochmuths. Zu anderen Zeiten hatten 
die fremden Regierungen eine Neigung, fi in die innern Angelegenheiten der 
Nachbarländer zu milden; aber empfindliche Erfahrungen haben fie aufgellärt, 
und fie denen jeßt an ſolche Einmifhung nicht mehr. Wohl aber bleibt ihnen 
nod immer freie Verfügung über ihre Achtung, und Niemand kann der Ach⸗ 
tung feines gleichen entrathen. Der Menſch braudt die Achtung feines Mit- 
menſchen, und die Nationen braudden die Achtung der Nationen. Es fommt 
ein Tag, da man einen Beiftand, wenigftens einen moraliſchen Beiftand, braucht, 
und dann findet man ihn nur, wenn man ihn verdient hat. Die fremden 
Regierungen find Heutzutage aufgellärt genug, um in Frankreich nichts als 
Frankreich zu erbliden. Herrſcht in Frankreich Ordnung, jo fagt e8 allen zu; 
iR es überdieß auch ſtark, jo ſagt e8 jenen zu, welche ein gerechtes Gleichgewicht 


. zwifhen den Mächten der Erde bergeftellt zu jehen wünſchen. Nun, ich wage 


zu behaupten, daß die Anftrengungen, welche Frankreich feit beinahe zwei Jahren 
mad, ihm eine Achtung eingetragen haben, von der es ſchon zahlreiche Be⸗ 
weiſe empfangen bat. Und diefe Beweife gelten nicht der einen oder der andern 
Partei, diefem oder jenem Manne, fondern nur Frankreich jelber und feinen 
Bemühungen, Fehler wieder gut zu machen, die e8 nicht begangen bat, und 
nun büßen muß, nur weil e8 fie begeben ließ. Wohlen, ich erkläre es, da 
ih denn meiner Pfliht gemäß die Blicke unverwandt auf Europa gerichtet 
halte: Frankreich ift nicht ifolirt, und e8 hängt im Begentheil nur von ihm 
ab, 0b es von vertrauensvollen und nüglichen Freunden umgeben fein will, 
Es jei friedlich unter der Republil, und es wird fi Niemand entfremden; 
e3 fei dagegen unter einer ſchwankenden Monarchie aufgeregt, und es 
wird unter diefer Regierungsform jo gut wie unter irgend einer andern ver⸗ 
einfamt fein. Wir nähern uns, m. H., einem entſcheidenden Augenblid, 
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Dieſe republilaniſche Form war uns nur gelegentlich durch die Greiguife c 
gedrängt worden. Sie ruhte auf Ihrer Weisheit und auf Ihrer Gin 
mit der Regierung, die Gie auf Zeit gewählt haben. Jetzt bliden alle d- 
teien auf Eie, und alle fragen fi: welche Form Sie wählen werben, x 
Nepublif jene conſervative Kraft zu geben, deren fie nicht entrathen fan Yı 
Ihnen ift e8, dieſe Form und den rechten Augenblid zu wählen. Des Lat 
bat Ihnen mit Ihren Bollmadhten offenbar die Aufgabe geflellt, es zu retten = 
dem Sie ihm erſt den Frieden, nad) dem Frieden die Orbnnung, mit der Crbunng 
die Wiederherftellung feiner Macht und endlich eine regelmäßige Negierm: 

verichaffen ſollten. Sie jelbf haben das ausgeiproden, und demnmcch if & 
Ihre Sade, die Reihenfolge und den rechten Augenblid für jedem emzelne 
Theil diejes Ihnen anvertrauten reitenden Werkes zu beſtimmen. Gott werhäx 

daß wir uns an Ihre Stelle jegen woliten! Uber wenn Gie in dem bon Iber 

beftimmten Moment einige aus Ihrer Mitte erloren haben werden, um d:ri 

fapitale Aufgabe in Angriff zu nehmen, und wenn Sie dann unfere Unt- 

zu willen wünfchen, jo werden wir Ihnen diefelbe ehrlih und enticdhloffen m+- 

theilen. Bis dahin zählen Sie auf unjere innige Singebung zum Lande, jı 

Ihnen, zu jenem herrlichen und unfjeren Herzen fo theuren Ding, welches ver 

uns war und nad) ung fein wird, zu Frankreich, das alle unfere Anſtresz 

ungen, alle unfere Opfer verdient. Eine große, eine enticheidende Seſſion Ixr: 
vor Ihnen; unfrerfeits joll e8 an Eifer, Hingebung und Entichloffenheit *- 

den Erfolg Ihres Werkes nicht fehlen, welches Bott fegne, volfländig wa 

namentlich dauerhaft werden lafle — ein Glück, das uns feit dem Anbeger 
dieſes Jahrhunderts nicht beſchieden war!“ 

Debatte: v. Kerdrel bittet um's Wort. (Unruhe.) Herzog — 
foucauld⸗Biſaccia: Wir proteſtiren gegen die Votſchaft des Pröſidene 
der Republik! (Kärm.) Marquis v. Goudello und mehrere andere Mitglie 
der der Rechten, eine Gruppe bildend: Wir alle proteſtiren! v. Kerdrel: 3% 
habe die Ehre, zu beantragen, daß eine Commijſion zur Prüfung der Vci⸗ 
ichaft des Hrn. Präfidentn der Republik ernannt werde. Ich bitte, Dir 
Antrag als dringli anzuerkennen, und zwar im Sinne der Geihäfttorbnuz; 
die Dringlichfeit des Antrags zunächſt in Betracht zu ziehen. Ich will am 
heute kein Urtheil Uber und daher auch feinen Proteſt gegen die Botſchaft m 
lauben ; der wahre Richter ift allein die Rationalverfammlung (Sehr gu 
rechts. Stimmen links: Und das Land! Stimmen reits: Lie Ratieme‘- 
verfammlung ift das Land!) ch wünſche nidts, als ein freimüthiges In 
theil aller meiner Eollegen. Die Botihaft enthält — diele einzige Bemerkuy 
möchte id) mir erlauben — einige Ausdrüde, die zu Mißdentungen Uxich 
geben könnten. Nah den Erklärungen des Hru. Präfidenten der Aeubii 
find wir vielleicht in conftituirender Richtung weiter vorgerüdt, als ich er 
glaubt habe; ſchon diefer Punkt erheijcht Aufklärung und rechtfertigt ben Ur 
trag auf Dringlikeit. Hr. Thiers: Ber ehrenwerthe Hr. v. Kerdrel «> 
yellirt an alle Parteien dieſes Hauſes, daß fie über die Botſchaft rigen Tr 
Regierung nicht minder wendet fi an diefen Richter. Gie macht darauf Ur 
ſpruch, das Urtheil der Rationalverfammlung und des Landes ertragen j: 
fönnen, und auch wenn fie diefen Anſpruch nicht machte, Eönnte fie ſich dieje 
Urtheil nicht entziehen. Ich für meinen Theil wunſche nur, daß die Rational 
veriammlung in aller Rube und mit aller Gründlichkeit die Botichaft ange 
ſichts des ganzen Landes prüfe und beurtheile; denn mein Gewilfen ließe mr 
feine Ruhe, wenn id, an der Spike der Regierung ftehend, ich weiß jet? 
nicht, auf wie lange, eine Haltung beobadtet hätte, die von der Nationelver: 
fammlung und dem Lande nicht gebilligt wäre. Auch ich kann mid tauſchen 
wenn: ich mich täufche, jo wird man mir es beweilen, und ich werde m. 
willig vor ber Mehrheit dieſes Haufes und vor der Mehrheit des Landes ver 
neigen. (Sehr gut! links.) Aber ih fage: vor der Mehrheit. Roc emmae: 
ich konnte mich täujchen ;aber ich glaube, im Sinne der wahrhaften Mehr: 
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geſprochen zu haben. (Ya wohl! Sehr gut! Linie; Lärm rechts. v. Laroche⸗ 
foucauld: Und Ihre Eidert) Ich ſchließe mich aljo dem Hrn. v. Kerdrel 
in feinem Berlangen nad einem befonnenen und wohlerwogenen Urtheil an. 
vd. Kerdrel: Ich möchte meinen Antrag genauer, wie folgt, formuliren: Ich 
habe die Ehre, zu beantragen, daB eine Gommilfion ernannt werde, melde 
der NRationalverfammlung den Entwurf einer Antwort auf die Botjchaft des 
Bräfiventen der Republik vorlegen joll. (Unterbrechung links.) Diefe Fafſung 
iR mir von dem Hrn. Pröfidenten diefes Hauſes angerathen worden. Präj. 
GSréͤvy: Bolllommen wahr. Die erfte Redaktion Ichien mir dem Nebenfinn 
eines Tadels Raum zu geben, und die Botſchaft ift doch eine Mittheilung 
von Macht zu Macht. (Mehrere Stimmen rechts: Nur daß die eine Macht 
eine delegirte der anderen if!) Ich bringe die Dringlichkeit des Antrags des 
Hrn. d. Kerdrel, und zwar, da Über den Dahirel'ſchen Antrag noch nicht eni- 
ſchieden if, nad) unferer alten Pragis zur Abſtimmung. (Nach zweimaliger 
Probe:) Die Dringlichkeit ift angenommen. (Heftiger Widerſpruch links.) 
Ich möchte wohl wiſſen, wer fi) hier erlaubt, eine Entſcheidung des Bureau’s 
anzuzweifeln. (Sehr gut! rechts.) 


5. Rov. Die Freimaurerloge zum großen Orient beichließt, mit allen 


8. 


Freimaurern Deutſchlands förmlich zu brechen, weil fie nicht gegen 
die Erwerbung von Eljaß-Lotbringen proteftirt hätten. 

„ Nat.»-Berfammlung: Debatte über die Interpellation Changarnier 
gegen Gambetta. Dieſer beobachtet beharrlich Schweigen. Bei ber 
Abflimmung werden die von Hrn. Thiers abgelehnten Yormulirungen 
ber Tagesordnung verworfen, bie von ihm acceptirte wird Dagegen 
mit 267 gegen 117 Stimmen angenommen. Da aber 277 Mit« 
glieder der Rechten fich bei der Abftimmung enthalten haben, ift die 
Regierung eigentlich in der Minderheit geblieben. 

In der Debatte protefirt Changarnier gegen das wachſende Umfich⸗ 
greifen des Rabicalismus, er befämpft lebhaft die Rede Gambeita's in Gre⸗ 
noble, darauf Hinzielend: die Verſammlung jolle fi von dem Aufwiegler loß« 
fagen, welder, im Befitze der Gewalt, den Ruin Frankreichs herbeiführen 
werde. (Lebhafter Beifall der Rechten.) Der Minifter des Innern weist 
die der Regierung gemachten Bormwärfe der Unentſchloſſenheit und der Schwäche 
zuräd, die Regierung erfülle nur ihre Pflicht; er proteftirt gegen den Ausdruck 
proviſoriſche Regierung”, und beftreitet auf's lebhafteſte, daß die Regierung 
gemeinichaftliche Sache made mit dem Radicaliemus, indem er an die von der 
Regierung getroffenen Maßregeln, an die Erflärung des Hrn. Thiers in der 
Bermanenzcommilfion erinnert. Der Herzog v. Broglie beantragt, daß die 
Regierung fi von Reuem in fürmlicher Weile von Bambetta Iosjage. Thiers 
betont, daß, fobald eine wirkliche Gefahr vorhanden fei, die Regierung immer 
den Kampf gegen den Socialismus und die Demagogie aufnehmen konne, da 
Frankreich gegenwärtig von einer tapfern Armee beichügt ſei; er beftreite die Be⸗ 
fugniß feiner Ankläger, ihn auf die Anklagebank zu ſetzen, er entziehe ſich aber 
nie dem Urtheilsiprudh des Landes; er fei immer bereit, als Deputirter oder als 
Oberhaupt der Regierung vor dem Tribunal des Landes zu erſcheinen. Wolle 
man eine ſtarke Regierung, jo müfje man ihr eine würdige Stellung verſchaffen, 
nicht fie in ſchuldvollen Berdacht bringen; übrigens jei die Rede in Grenoble 
nur ein Borwand, man jolle nur die Bertrauensfrage ſtellen. Thiers ſchließt: 
Berlieren wir feine Zeit, bedenken Sie, wie Sie fimmen wollen. Sie gaben 
mir das Recht, eine enticheidende Willenserklärung von Ihnen zu fordern. 
Sie beflagen, daß die Regierung nur eine proviſoriſche ift, [Haffen Sie 
eine definitive Der Augenblid ift günftig, Frankreich wird 
fie annehmen. (Lebhafter Beifall der Linken.) Die Rationalverfammlung 
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fehnt hierauf für die AInterpellation Ghangarnier die einfade TageSorkurs 
mit 495 gegen 132 Stimmen, den Antrag Benoit8 auf motivirte Tageser:- 
nung mit 372 gegen 327, die Tagesordnung Jaures’ mit 452 gegen 1-* 
Stimmen ab, gegen weldye alle die Regierung ſich erflärt hatte. Ter ven :c 
Regierung befürwortete Untrag Mettetal: das die Nationalverfammiung, cr‘ 
die Energie der Regierung verirauend und die Gambetta'ſchen Grenobler Srur. 
füge zurüdhveilend, zur Zagesorbnung libergebe, wird mit 267 gegen 11: 
Stimmen angenommen. 

19. Nov. Hr. Thiers ſpricht in Folge der Abſtimmung vom 18. d. M. 
von Abdankung und erflärt einer Deputation der Linfen: „Damit it 
zuftimme , die Regierung zu behalten, muß ich zuerſt die moraliike 
Kraft haben, welche mir die geftrige Sigung geraubt hat umd bie ci: 
fürmfidyes Vertrauensvotum mir allein zurüdgeben fann; id muß auf: 
gewiffe Reformen haben, welche den Gang unferer Inſtitutionen er: 


leichter. Nur unter dieſen Bedingungen kann ih an der Gemlt 


bleiben.” Die Dinifter des Innern und der Finanzen bieten ihre 
Entlafjung an, die von Hrn. Thiers jedoch nicht angenommen wir). 

Nat. Beriammlung: wählt die am 13. d. M. beichlofiene Gom- 
million Serdrel betr. die Botihaft des Präfidenten der Republit. Vor 


den Gemwählten gehören 9 der Rechten an und fünnen nur 6 oE 


Freunde der Politik des Hrn. Thiers betrachtet werben. 


21.—23. Nov. Nat.-Berfjammlung: Hr. Thiers gibt in der Commiſſior 
Kerdrel wiederholte Erklärungen über feine Auffafjung der Lage at. 


Die Commilfion wählt darauf den conjerativen Hrn. Batbie zu ihren 


Berichterftatter mit den 9 Stimmen gegen die 6, weldde auf den re 
gierungsfreundlihen Hrn. de Lafteyrie fallen. 

Sn der erfien Erklärung läht ih Hr. Thiers des längeren über Die Lage 
des Staateß aus; indem er darauf dringt, daß der jekige unentidhiedene 3x 
ftand aufhöre, erflärt er: daß die Umflände die republifaniihe Staatsiorm 
nothwendig machen. Thiers erflärt fih mit Einführung des parlamentariihe: 
Syſtems einverfianden, wodurd die Veranworilichkeit des Miniſteriums er- 


weitert werde, ohne jedoch ganz darauf zu verzichten, an den Debatten The! 


zu nehmen. Thiers bittet, gegen jene Gonceifion ihn zu unterfiigen und we 
Regierung auf dem Boden der conjervativen Republil zn organifiren. Im 
der zweiter Erflärung bält er ſich ftreng auf dem Boden der Botichaft und 
der confervativen Republik und erflärt fih bereit, alle mit dem Bffentlidhen 
Sinterefje und der eigenen Würde vereinbaren Gonceffionen zu machen. Er 


betont die Rothwendigkeit der Verlängerung feiner Amtsgewalt, die Errich⸗ 


tung einer zweiten Kammer, die theilweile Erneuerung der Rationalverfamm- 
lung, er gibt dagegen die Minifterverantwortlichleit und die Regelung der 
Beziehungen zwiichen der gejeggebenden und der vollziebenden Sewalt zu. 
„Machen Sie alfo gefäligft einen Bericht, in welden Sie die Kammer erxf- 
fordern, eine neue Commiſſion zu ernennen, welche diefen Reformplan au: 
zuarbeiten hätte. Bor diefer Gommilfton werde ich erfcheinen, ihr meine Ur- 
fihten darlegen, ohne fie ihr im Geringften aufbrängen zu wollen, und fe 
wird dann einen mithin lediglih auß der Smitiative der Kammer berver- 
negangenen Entwurf verfaflen.” Ein Mißvergnügter von der Rechten, Hr. 
Ernoul, entgegnet, daß die Commiſſion, wenn fie diefem Vorſchlage entipräde. 


die Botſchaft ftilljehweigend gutheiken würde. Hr. Thiers erwidert, er mue 
der Commilfion feine pofitive Kundgebung zu Gunften der Republit zw. a 


halte für feinen Theil nur Das, was er in diefer Hinficht gejagt habe, ır. 
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allen Theilen aufrecht und würde es eventuell audh vor jener neuen Reform- 


commiffion vertreten. Es jcheint aljo, daß der Präfident fein bejonderes Be⸗ 
mühden darauf richtet, zu erwirken, daß die Commiſſton Kerdrel einer andern, 


mit genauen. beſtimmten Vollmachten außsgeftatteten Play made. Am Uebri- 


gen nimmt er von feinen früheren Erklärungen nichts zurück. Als ein Mit- 
glied der Sommilfion ihn fragt, ob er auch alle Rüdtrittsgedanten aufgegeben 
habe, entgegnet er: Ich werde am Ruder bleiben, wenn die comflitutionellen 
Reformen mir die Mittel an die Hand geben, weiter zu regieren; andernfalls 
werde ich mich in das Privatleben zurückziehen.“ 


22.—24. Nov. Nat.»-Verfammlung: Zweite Berathung bes Geſetzesentwurfs 


betr. die Wiebererftattung der von Napoleon confiscirten und bis jet 
noch nicht verlauften Güter der Yamilie Orleans. Pascal Duprat 
beantragt, die Prinzen einfad auf den Rechtsweg zu verweilen. Der 
Antrag wird mit 482 gegen 153 Stimmen verworfen und ber Ent⸗ 
wurf in der Faſſung der Commiſſion angenommen. 

Die Commilfion, für welche Hr. Robert de Majjy Bericht erftattet, geht 
von der Regierungsporlage in dem Punkte ab, daß nicht nur die confißcirten 
Güter, jondern auch die erlegten Kaufgelder für Güter oder Holzichläge, die 
unter der Herrſchaft der Eonfiscation verfauft worden find, und die noch nicht 
fähigen Jahresraten der Aktien der Kanäle von Orleans, Loing und Wriare 
ebenfalls und zwar mit Sinsgenuß vom 1. Januar 1872 an die Prinzen zu- 
rüderftattet werden follen. . 


— Ro. Hr. Thiers erhält mafjenweije Zuflimmungsadrefien, namentlich 


26. 


auch von Municipalräthen, zu den in feiner Botſchaft vom 13. d. M. 
entwidelten Anſchauungen und Grundſätzen. Der Minifter des Innern 
laßt dagegen den Präfelten die Dlitiheilung zugeben: 

„Die Regierung macht den PBräfelten bekannt, daß alle Anftandsrüdfichten 
ihr unterjagen, zu den Rundgebungen und Adreſſen, welche an verjchiedenen 
Punkten des Landes auftreten, die Hand zu bieten, und daß fie ſich zu amt- 
lichem Einſchreiten genötbigt jehen würde, wenn etwelche diefer Adreflen An⸗ 
griffe gegen die Nationalverſammlung enthielten.” 

„» Das zweite Parijer Kriegsgericht ſpricht in feanbalöfer Weife zehn 
ehemalige Franctireurs, welche eine deutſche Familie geplündert und 
ermordet Hatten, frei und die franzöfifchen Zeitungen entblöden fid 
nicht, mit wahren Stolz von dieſen zehn Patrioten und ihrer Frei⸗ 
ſprechung zu reden. 

„Nat.⸗Verſammlung: Hr. Batbie erftattet den Bericht der Com⸗ 
miffion Kerdrel, der fich ſehr heftig gegen die radicale Partei (Gam⸗ 
betta) ausfpricht, gegen biejelbe eine „kämpfende Regierung“ verlangt, 
auf die Forderungen des Hrn. Thiers bez. der conftitutionellen Re⸗ 
formen, namentlih bie Schaffung einer zweiten Kammer, nicht eingeht 
und Iediglich die Niederfegung einer Commiſſion behufs eines Geſetzes 
über die Minifterverantwortlichteit, um den perfönlichen Einfluß bes 
Präfidenten zn beſchränken, beantragt. 

Der Beriht Batbie anerkennt im Eingange „bie ausgezeichneten Ver⸗ 
dienfte des Präfiventen um das Land”, betont, daß nur das Pflichtgefühl es 
fei, welches die Majorität auf ihrem Poften ausharren lafje, und ergeht ſich 
dann in einer langen Philippila gegen die wachſende Macht der radicalen 
Partei, um dann folgendermaßen fortzufahren: „Die Majorität Ihrer Com⸗ 
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miſfion jagte dem Hrn. Präfidenten, daB die conferbatibe Partei m 
wegen der Fortſchritie des Radicalismus beunruhigt jei, und deß 
rehtmäßigen Siege defjelben entgegengiengen, der heillos um» 
ſchlimmer fein würde, als der vorübergehende Sieg eines Aut 
fügten hinzu, daß es uns, um biejem Bordringen Holt zu 
li f&eine, ihm eine tämpfende Negierung entgegenzu 
ceonjervativen Kräfte vereinigte, em die Benöllerung über bie Pläne 
des aufzuflären. m unferem Lande iſt die Negierung mehr als 
anderen die große Triebfeder der Orbnungspartei, und ihre —— 
dieſem Kampfe würde den Öffentlichen Geiſt geradezu irreſühren. Menz 
Radicalismus den Namen einer Partei verdiente, den men ibm — 
gibt, jo würden wir von der Regierung verlangen, daß fie die Rewtraidkt 

bräche, die fie allen politifchen Parteianſichten beriprochen bat. Uber wei ar 
fernt, eine Partei zu fein, if der Hadicalismus in unferen Angen der Gegar 
aller achtbaren Parteien. Wie follte diefe Faktion, deren verwegene Formel 
einen Jeden, der ſich ihrem Fortſchritte wiberfegt, für vogelfrei erklärt, in bes 
Bereich unſerer politiihen Unparteilichleit eindringen? Auf die Beorgak 
und Wunſche der conjerbativen Partei eingehend, made der Hr. Prüfer 
und bemerklich, daß es die erfle Bebingung einer „tümpfenden Stegierung‘ 
wäre, Waffen zu befiten, deren aber die Regierung, wie Fo jegt beiteße, em: 
behre. In feinen Augen iſt eine zweile Kammer unerläßlich. weil alle 
Ränder zwei Berfammlungen befäßen, von denen die eine surüdhalte umb de 
andere vorwaͤrtsſchiebe, und weil zwiſchen die exefutive Gewalt und die R= 
tionalverjammlung ein drittes Element treten muſſe, welches die han we 
Gonflifte ermdgliche. Nach diefer Gombination würde der Präfident bereditig 

jein, im Einvernehmen mit dem Dberhauie die andere Kammer aufzwibien 
Dieſe Schöpfung, ſchloß der Präfident, würde aud eine natlirlidde Gelegenheit 
bieten, die Beziehungen zwiſchen der erefutiven Gewalt, den Miniſtern m 
der Aflembiee ohne Kränlung für Irgendwen neu zu regeln und fo end die 
Minifterverantwortlicgleit zu organifiren. Die Majorität jprach die Bieinung 
aus, daß fie die Anträge auf VBervollfländigung der Gewalten des Brüfibenies 
anhören und aufmerkſam lediglich vom Standpunkte des öffentlichen —— 
prüfen würde. In einem Punkte ſcheint uns aber jeder 8 

wir meinen das innige Zufammengehen der Rationalverfemmlung un> der 
volfftredenden Gewalt. Das Land wartei auf dasfelbe mit —— Lug 
und gebietet uns, es ohne Verzug ſicher zu ſtelen. Dieſes Zujammeengeben 
ift fo notbtoenbig, daß wir uns fragen mußten, wie es nur mehrmals geiräht 
werden und wie zwei Gewalten von bemjelben Urfprung und derſelben Ge 
finnung Kriſen gleich derjenigen erleben fonnten, aus der wir uns jegt be 
freien mödten. Die Majorität der Commiſſion if der Anſicht, daß der Uebel 
ftand in der perjörliden Einmijhung des Chefs der voll⸗ 
firedenden Gewalt in unfere Debatten liegt. De — der 
Republit hat, obgleich fein geſetzliches Amt die Rechte eines Delegirien pen 
überjchreitet, thatſaͤchlich eine ihm eigenthümliche berborragenbe 

das Vertrauen, welches er im Lande genieht, gibt ihm ein Unfchen, das * 
mand verlennen kann. Im Hinblick auf dieſe feine außerordentliche perfäm- 
liche Stellung haben wir in feiner Gegenwart nicht volkommene moralijche 
Vreiheit, indem er jeden Wugenblid die von uns interpellirten Winifier deckes 
und eine Minifterfrage in eine Regierungsfrage umwandeln fann. Wenn ber 
Patriotismus uns verbietet, die Regierung zu erſchüttern, fo befiehlt ex umb 
au, für die Aufrichtigkeit unferer Berethungen € Sorge zu tragen. ... Gern 
hätten wir den Untrag angenommen, die Frage der zweiten Kammer umb bi 
Organifation der Minifterverantwortlicgleit an eine und diefelbe Commilfise 
zu verweilen. Aber ein tiefer Unterſchied beftcht zwiſchen biefen beiden Sie- 
terien. Sowie wir eine zweite Kammer ſchaffen, find die 

der gefeßgebenden Gewalt verändert, und müfien wir wieder vor unfere Com- 


ıH 
1: 


2 


Ei 
—— 


Fenkrrich. 485 


- mitienten treien. Dan hat nicht mit Unrecht gefast, daß die Einführung 
einer zweiten Kammer unſer politiiches Teftament wäre. Die Herfiellung der 
Minifterverantwortlicheeit bis dahin verichieben hieke aljo erklären, daß nur 
unfere Nachfolger fi dieſer Wohlihat erfreuen, daß fie für uns aber ein ge 
lobtes Land bleiben fol. Es gilt heute nicht, die aufrichtigen und ehrlichen 
Nepublilaner mit einer Debatte über die Trage, ob Monardie oder Republik, 
zu beunruhigen. Ach, wir haben andere Sorgen; denn täglich jehen wir den 
Strom der revolutionären Barbarei wachſen. Wir hielten e8 daher für un⸗ 
ſere Pflicht, einen Alarmruf autzuſtoßen. Wenn Sie mit uns Einer Anſicht 
find, fo bitten wir Sie, für folgende Refolution zu flimmen, die wir an Stelle 
des Antrages des Hrn. v. Kerdrel jegen: Erfier und einziger Artikel. 
Eine Sommilfion von 15 Mitgliedern wird in den Bureaus ernannt mit dem 
Auftrage, der Rationalverfjammlung in Türzefter Friſt einen Geſetzentwurf über 

die Mintfterverantwortlicgkeit vorzulegen.” 

8.—29. Nov. Nat.⸗Verſammlung: Debatte über den Antrag Batbie (Com⸗ 
milfion Kerdrel). Getwaltige Aufregung, und große Menjchenmafien ' 
drängen fih in den Straßen und umgeben das Palais. Der Yufliz- 
minifter Dufaure verliest eine Erflärung der Regierung, die dem An« 
trage der Commiſſion denjenigen auf Nieberjeßung eines Ausſchuſſes 
von 30 (flatt von bloß 15) Mitgliedern und ‚zwar behufs der Rege⸗ 
Iung ber Beziehungen der Gewalten und der Bedingungen der Mi⸗ 
nifterverantwortlichleit (ftatt bloß der feßteren) entgegenſetzt. Die Rechte 
verlangt, daß der Antrag zunädft der Commiſſion Kerdrel übergeben 
werde; der Antrag wird angenommen und die Siztung juspenbdirt. 
Die Eommiffion tritt fofort zufammen und conferirt mit Hrn. Thiers. 
Eine Berftändigung erfolgt nicht: die Kommiffion bebarrt auf ihrem 
Antrag, Hr. Thiers auf dem einigen. Die Berfammlung tritt wieder 
zufammen, verjchiebt aber die Berathung auf den folgenden Tag. Rede 
bes Hrn. Thiers. Bei der Abflimmung fliegt Hr. Thiers: der An« 
trag Dufaure wird mit 372 gegen 335 Stimmen angenommen. 

Erllärung und Antrag des Juſtizminiſters Dufaure: „m 
dem man die Minifterverantwortlichkeit fordert, will man, wie es jcheint, dem 
Hrn. Prafiventen unterfagen, Ihre Tribüne zu befleigen. Noch nie ift in irgend 
einem freien Land einem Mitgliede der Bollöpertretung das Recht entzogen 
worden, an den Berathungen theilgunehmen. Hr. Thiers if in 26 Departe- 
mens gewählt. Der General Cavaignac Hat ſich 1848 in derjelben Lage bes 
funden, und niemals, folang er an der Spige ftand, iſt es Jemandem ein» 
gefallen, ihm die franzöfliche Tribline zu verbieten, Jedoch verlangen wir 
keineswegs, daß dieſe Frage von der Gompetenz der zu wählenden Berfafiungs- 
commilfion ausgeichlofien werde. Es ift abzuwarten, welche Gompenfation Gie 
für eine foldde Beichräntung der Präfivialgewalt geben können; das juspenfive 
Bet, eine zweite Rammer u. j.w. Wir halten aljo den Borichlag der Kammer 
für zu eng, und legen Ihnen folgenden weiter gehenden Antrag vor: „Eine 
Gommilfion von 30 Mitgliedern ſoll in den Yureaus ernannt werden, um bie 
Begiehungen der Gewalten und die Bedingungen der Miniſterverantwortlich⸗ 
feit zu regeln.” Diefe Eombination entſpricht allen Bedürfniſſen einer feften 
Regierung.” (Beifall links.) 

Der Bunkt, an dem die ganze Discuffion in der Sommilfionsfigung vom 
28. ſcheitert, ift der immer wiederholte Verſuch, dem Präfidenten der Republik 
— wie in der Sigung vom 18. — eine YHeußerung direlten Tadels gegen die 
radicale Partei der Berfammiung ımd gegen Gambetta zu entloden. Die 
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Folge einer foldden wäre natürlich der jofortige Abfall derſelben geweie: " 
Unterftägung , welche fie Hrn. Thiers augenblicklich leiht, bringt Re sber= 
Ion in eine fchiefe Stellung, da fie mit ihrem urjprünglichen Slaubenserz:_ 
daß die Berfammlung nit conftituiren könne, in Widerfprud Flebt; zu :- 
unterliegt faum einem Zmeifel, daß die Rechte dann von ihrer Ueberr:= 
fofort zum Schaden des Hrn. Thiers Gebraud gemacht Hätte. Kicker cher: 
geht nicht in die Galle, und fo bleibt die mehrflündige Gonferenz fruchtles 
Rede des Hrn. Thiers: „Ih will die ſog. Zweideutigkeit, welde ı=' 
Berhältnik verdunkeln fol, zu zerfireuen fuchen. Richt die traurige R:s:= 
rungsfrage will ich vertheidigen: ich überließe fie gern Underen, die viert 
einen befferen Gebraud von ihr maden würden; aber meine Beraniweri:*- 
teit für daß Ergebniß diefer Debatte will ich entlaften. Als Sie vor anse 
Wochen bierher zurüdfehrten, machte fih allgemein das Gefühl der Uande- 
heit unjerer Zuftände und das Bedürfniß geltend, nicht diefe oder jene Ete:« 
form zu proflamiten, aber die Regierung mit den für ein gebeihliches Wirte 
nothwendigen Gewalten auszuftatten. Die Botichaft konnte diefen Gegenſierd 
nicht umgehen. Gleichwohl brachten unjere Worte eine große Bewegung Sr> 
vor, und eine Gommiffion, der ich nicht verbehlen kann, daß fie über 
Mandat hinausgegangen ift, antwortete auf die Botichaft mit einer jürmiwr: 
Adreſſe. Und was fagt dieje Antwort? Während wir eine Prüfung der arıir: 
politiichen Fragen nabelegten, begegnet man uns mit einer perjönlichen Frege 
e8 joll fi jegt nur um meine Perſon und um mein allzu häufiges Erihenr 
auf diefer Tribline handeln. Man hält mir vor, dab ich bisweilen der Le 
fall auch einer anderen Seite dieſes Haujes erhalte, man entwirft eine Ic: 
Schilderung von der fog. Armee der Unordnung. Gewiß, es beſteht ler 
eine ſolche Armee, und fie ift furchtbar genug; aber darım ſoll men 2:4 
nit immer Frankreich als jeden Tag mit einem allgemeinen Umſturze be 
droht hinftellen. Jene Revolutionsarmee befteht in allen Ländern, und vi: 
leiht kann man fagen, daß Frankreich fie zur Zeit am wenigften zu fürdı 
hat, da es fie erſt kürzlich einmal wieder zermalmt hat. Wie if diefe Arre 
entftanden? ich will e8 jagen. Das Bolt bat bei uns Rede, und es kezm 
fie leider befier als feine Pflichten... .. . Warum man mir aud auf dieier 
Seite des Haufes (auf die Außerfte Linke weiſend) Beifall got? Das vi 
ih Ihnen jagen und damit die Zweideutigkeit heben, welde angeblid ar’ 
meinem Berbalten ruhen jol. In Bordeaux übertrugen Sie mir die sberk 
Gewalt in einem Momente, da ich fie nicht ablehnen konnte — oder lc 


jelbft erhielt den Titel eines Chefs der vollziehenden Gewalt der franzökider 
Republik. Entipradh diefer Titel meiner perjönlichen Vergangenheit? Aırz 
fünnen, | 


etwa ſchlecht regieren follen? (Lärm, Heiterkeit Iin!s.) Ich verfprad 
meinen Theil, nicht im Sinne irgend einer Partei, auch nicht ein 
nigen, fondern nur im Intereſſe des allgemeinen Wohls und 
Ruhe zu regieren. Diefe Politik Halte ih für eine gute, und fie ſtelle ih 

Politif einer „Lämpfenden Regierung” gegenüber. (Veifall links und im 

ttum.) Sie befteht darin, daß man fi immer auf den Boden Reit, car! 
welchem fi alle uneigennügigen Meinungen die Sand reichen können. Ir 
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Bordeaug war dieß der Boden der Republik; der ganze Süden hätte ſich in 
Waffen gegen uns erhoben, wenn es uns beigefallen wäre, eine Monarchie 
wieberherzuftellen. Diefe Politik geftattete ung, mit einer unter den miß- 
trauischen Augen des Fremdlings mühlam hergeftellten Armee von 140,000 
Mann in fünf Wochen den Aufftand von Baris zu bewältigen, wo, eine irre 
geführte Bendlferung 3000 Kanonen und 400,000 Gewehre zu ihrer Ber- 
fünung Hatte. Damals kamen Bertrauensmänner aller großen Städte zu 
mir und fagten: Wir verabicheuen die Sommune, aber erllären Sie uns aud 
offen: arbeiten Eie für die Monarchie oder für die Republil? Ich erwiderte: 
Man verleumdet die Rational» Berfammlung; wohl zählt fie leivenichaftliche 
Anhänger der Monarchie in ihrer Mitte, aber feinen Verſchwörer; ich gebe 
Ihnen mein Wort, daß ich die Republik aufrecht erhalten werde. Man ent» 
gegneie mir: Wir glauben Ihnen und werden die Städte nicht aufregen. Das 
war unjere Rettung ; denn jetzt Tarın ich e8 wohl jagen, jekt, da wir eine herr⸗ 
Liche Armee befigen und eine Armee, weldhe dem Gelege und nur dem Geſetze 
gehorcht: hätten wir damals nur 30,000 Mann von der Armee von Paris 
abzweigen mäflen, fo wären wir der Commune nicht Herr geworden. a, ich 
habe damals mein Wort gegeben; Sie mag e8 nicht binden, aber mich bindet 
es. (Stürmilcher Beifall links.) Ich, der alte Verehrer der conftitutionellen 
Monarchie, habe verſprochen, die Republik aufrecht zu erhalten, und id) werde 
lieber zurüdtreten, als mein Wort bredden. Mögen die Parteien mich wie ein 
Werkzeug, das feinen Zweck erfüllt hat, wegwerfen: ich werde mich nicht dar- 
über beflagen. Wenn Sie müßten, wie ſchwer mir die 18 täglichen Arbeits- 
Runden fallen, würden Sie mir glauben, daß mir an der Regierung nichts 
gelegen if. Wenn Sie glauben, eine der drei Monardhien gründen und ihr 
die Anhänger der beiden anderen unterwerfen zu Zönnen, jo nehmen Sie die 
Regierung; ih wünſche aus ganzer Seele, nicht mehr an Ihrer Spike zu 
ſtehen. Ich bin ein Monardift, welcher die Republit walten läßt, weil ihm 
nichts Anderes möglich jcheint, und darum zoll! man mir auf diefer Seite 
(auf die äußerfle Linke weilend) Beifall. (Stürmifcher Beifall links.) Nicht 
al8 ob ich die Anfichten diefer Partei theilte, in Steuers, in Heeres⸗ in po⸗ 
litiſchen und focialen Fragen, ja ſelbſt in Bezug auf die Organifation der 
Republik geben unfere Anfihtn — und fie weiß es recht gut — weit außein- 
- ander. (®elächter rechts.) Aber fie zollt mir Beifall, weil ich erflärt habe und 
wiederhole, daß nichts Anderes als die confervative Republik in Frankreich 
möglih if. (Beifall links) Damit dürfte jede Zweideutigkeit bejeitigt fein. 
Da wir die Republik nicht umgehen können, fagte ich zu Ihnen, jo trachten 
wir, fie zu einer conjerbativen zu geflalten. Einer „Tämpfenden Bolitik“ 
huldige ih nicht. Wenn die Öffentliche Ruhe geftört wird, jo bin aud ich 
für die entichievenfte Anwendung der Gewalt; aber ſobald die äußere Orb» 
nung einmal hergeftellt ift, muß die Energie fi) mit Mäßigung paaren, um 
eine wahre Beihwichtigung herbeizuführen. Jene „tämpfende Regierung” if 
diefelbe, die ſchon mehrere Monarchien zu Srunde gerichtet hat; fie hieß da- 
mals eine „Regierung bis aufs Mefler” (gouvernement & outrance). Vieß 
id es etwa an Unparteilichleit fehlen? Unſere vornehmften Evelleute haben 
die großen diplomatiſchen Poſten inne (Eine Stimme: Zum Beljpiel Picard!“ 
Allgemeine Heiterkeit, in die auch der Redner einftimmt), jeder General, ber 
mir feinen Degen anbot, war mir willlommen, ohne daß ih ihn nad feiner 
Barteimeinung fragte; die hohen Berwaltungspoften bejegte ich nach beſtem 
Gewiſſen mit den ehrenwertheften und berufenftien Männern. Man jagt: Uber 
die Wahlen fallen ſchlecht aus! Das ift eine heikle Frage. Ich felbft bedaure 
das Ergebnik einzelner Wahlen, und wenn ich dieß ausſpreche, gehe ich ſchon 
bis an die Grenzen des Erlaubten, da e8 fih um ernannte Mitglieder dieſes 
Hauſes handelt. Ich habe das allgemeine Stimmrecht nicht geſchaffen; ich 
fuchte e8 feiner Zeit einzuſchränken, und ih war im Gefängniß, als es in 
feinem ganzen Umfange wiederhergeftellt wurde. Man jagt auf mandmal, 
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abe Iinis.) Wenn Senn —* nicht zuſagt, i 
ahlen meinewegen mit Ihrer „lämpfenden Regierung”! (Gebr gut! I=l 
Ich habe nur noch einige BBorte zu jagen. Ich habe mich Ihnen gam 
zeigt. Was Gie auch beichlieken, ich werde eine La weniger auf dem 
wifien haben, weil id) Ihnen die ganze Wahrheit gejagt Habe. Ich habe tes 
in meiner Botſchaft geſagt, dab die einzig möglide Republil die 

iR. Gie haben zu dem Geſetz über die Rekrutirung ein Jahr gebrandt: 
verlange nit, daß Sie die Negierungsfrage auf der Stelle re 
babe Ihnen nichts vorgeſchlagen, jondern Ihnen nur für den 

fi) entſcheiden zu müſſen glaubten, einen Wink gegeben. Man wirft mir 
zu oft die Tribline zu befleigen. Wüßten Gie nur, welche Ueberwintun 5 
mi koſtet! Man jagt, mein Eingreifen in die Debatte ſei nicht gulms 
tariſch. Sie ſprechen von dem Parlamentarisınus des Köniathums. Ex ko 
aber das Régime eines erblidden Megenten nicht auf den Chef eimer Ran:.: 
anwenden. Wenn der Legtere die Sammer nicht überzeugt, jo trilt er zuri? 
das it republilanifher Barlamentarismus. Gie haben aflo ze: 
Rändigere Miniflerverantwortlidleit als irgendwe. In Umerh 
konn der Präfident getadelt werben, und bleibt doch am Buber; ig der 
gen beuge mid bor Ihrem fouveränen Villen und siehe: ne 
zurüäd. Würde mein Syernbleiben von der Tribüne die Kriſen verhinder 

Rein. Wenn Gie beim BReltutirungsgefeg für die dreijährige Side 2 
Rimmt Hätten, jo hätte id Ihnen auf der Stelle meine Entlafung wi 
Was kann ih vor einer einzigen Kammer Anderes ihun, als meine Ex 
jelbft verfechten? Ich bin, nicht bloß aus Ehrlichkeit, jondern aus 5 
vor der Armee, die einen derartigen Befſehl nur mit 

achtung aufnehmen würde, fein —— * Soll ich aber bi % 
Gommis, Ihr Sklave fein, der, um feine Herrſchaft einige Tage un} — 
behaupten, immer Ihrer Meinung fein muß? Wollen Sie ein feldes Etecs 
oberhaupt, jo ſuchen Gie ſich ein anderes! Es if fein Mangel doren. * 
terbrechung rechts.) Ich leiſte öfters der Kammer Biderſtand, aber Sir Hans. 
dieß nur hindern, indem Sie eine vollftändigere Berfafjung orgemifiren. Prim 
Sie die Frage reiffih, und maden Sie feine Perfonenfrage aus ik. > 
trauen Sie mir, jo erflären Sie es direlt, ohne ſich dadurch zur Wunsiz 
einer ſchlechten und bedauerlichen Refolution verleiten zu lofien. Stimme Ce 
gegen mid, fo fehre id mit" ireuden zur Ruhe und zu den edlen ter‘ 
die mein ganzes Lebensglüd waren, zurüd. Wie aber Ihr Wire 
lauten möge, Das ſchwoͤre id, vor Gott und den Menjden, daß ih went 
Baterlande dieſe zwei Jahre hindurch mit unbenrenzier Qingebung ges 
babe. (Sturmiſcher Beifall.) Ernoul: Es iR unerläßli, zueri um m 
ollem Anderen unfere Beziehungen zu der egelutiven Gewalt zu regeln R 
verwechsle Feineßwegs den Hru. Präfidenten mit irgend einem — 
von 1851; aber in dieſem —* ſelbſt wird durch eine —— ur 
bewegung ehr gut! rechts) zum Bürgerkriege genen die Rationalverieu® 
lung auigereigt. Da verlangen wir denn, dab die Regierung ſich entiälrs 
an die Spitze der conjervativen Partei Felle und nicht fer und nei: 
bleibe, jondern Wiberfland leiſte. In feiner Geſchichte des ulets m 
Kaiſerreichs bat Hr. Thiers felbft gelagt, dab, wie groß ein Dann end © 
möge, man ihm niemals bie Geſchicke des Vaterlandes allein anverirem 
dürfe. Diefen Sag maden wir geltend, und darum verlangen wir de F ie 
Iamentarifde Regierung. Der Praſident Felle ſich an die Ep it 
Conjervativen, und man wird ſehen, ob er nicht über eine fefte Mebriet ve 
fügt. Mon ruft ihm zu, er jolle das Tau Lappen; ich fage ihm im Gyr 
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theil, er möge es nicht kappen, denn dieſes Tau if an den reiienden Unter 
gelnäpf. (Gtärmii Beifall rechts.) Thiers: Rur einige Worte der 
‚Enigrgmung auf dieſe wohlwollende Rede. Was ich in meinem Geſchichts⸗ 
werte jagte, bleibt wahr, nur made man mid) nit durch eine ſolche Parallele 
läderliä, mid, der id in Ihrer Hand flehe, dur einen Vergleich mit jenem 
Beherrſcher Europa’s, welchem ruhmvolle Armeen blind ergeben waren. Auch 
Sie find geipalten und bilden eine einbellige Mehrheit; darum müflen wir 
mit unferen Borlagen uns bald auf diefen, bald auf jenen Theil des Haufes 
Rügen. Ich wiederhole: wir lehnen eine neue Regelung der Beziehungen 
zwiſchen der Kammer und der erefutiven Gewalt nit ab und verlangen nur, 
daß diefe Trage nicht vereinzelt in Angriff genommen werde, weil dieß mit 
inem Miktrauensootum gleichbedeutend wäre Wir müflen daher an der von 
tem Juſtizminiſter eingebrachten Rejolution lediglich fefthalten. Lie Ber- 
t:auensporfrage if nun einmal geflellt, Sie müflen fie din. (Stür⸗ 
miſcher Beifall und Larm.) 

Bei der Abſtimmung erheben fih mit Ja: Thiers, Präſ. Grévy, welcher 
anahmäweife mitſtimmt, jämmtliche Miniſter und mit dem linken Centrum 
un) der Linken aud ſämmiliche Mitglieder der äußerſten Linken; mit Rein: 
die Rechte, das rechte Gentrum und die Bonapartiften, darunter auch die ehe 
maigen Minifler Baron Larcy und Bouyer-Quertier, ferner die HH. Brame, 
Buffet, Plichon und fonflige ehemalige Freunde Thiers'; e8 enthalten ſich der 
Wbrimmung: die HH. Herzog v. Uumale, Prinz Joinville, Brunet, Teftremr, 
Zaprade, Rollin und Admiral Saiſſet. Das Relultat wird von der Volks⸗ 
menge vor dem Theater von Berjailles mit Hochrufen auf die Republik und 
Sen. Thiers aufgenommen. Dieſer ift berechtigt, dasfelbe als ein Vertrauens» 
volum, wie er gewunſcht, zu betrachten und glaubt berechtigt zu fein, die 
Rajorität auch für eine feſte Brundlage für feine conjervative Republik an- 
ſchen zu dürfen. 

30. Nod. NRat.-Verfammlung: nimmt mit 305 gegen 299 Stimmen eine 
ven der Rechten beantragte Tagesordnung an, welche den Minifter 
des Innern ermahnt, bie beftehenden Geſetze grünblicher zur Anwen⸗ 
deng zu dringen. Der Minifter fei nicht gegen die Adrefienbewegung 
der Municipalräthe eingefchritten, und dieſe feien firafbare Kundgeb⸗ 
ungen geweſen. Der Minifter Victor Lefranc, der entſchiedenſte Re⸗ 
publitaner im Gabinet des Präfidenten und darum der Majorität der 
Rat.-Berfammlung persons ingrata, verlangt jofort und erhält auch 
feine Entlaffung. Der Vorfall ift für Hrn. Thiers nad) dem Siege 
vom vorhergehenden Tage eine unleugbare Niederlage und zugleich ber 
Beweis, daß er für feine conjervative Republit auf eine fefte Majo⸗ 
rität innerhalb der Nat.-Berfammlung durchaus nicht rechnen darf. 


3. Dec. Eine Abrefle zahlreicher Wähler des Somme- Departements er- 

theilt den fieben monarchiſchen Deputirten dieſes Depurtements, wor⸗ 

. unter namentlich auch der Gen. Changarnier fi befindet, ein ganz 
umweideutiges Miktrauensvotum. 

Die Adreſſe iR in drohendem Tone abgefaßt und wirft den fieben Depu- 
firten Mangel an Patriotiguus vor, beſchuldigt fie, der Regierung ſyſtema⸗ 
tijch Hinderniſſe zu bereiten, Unruhe in den Gemäüthern zu verbreiten, die Ger 
ſchäfte zu lahmen uw. |. w., und fließt: „Die Feinde im Innern find die, 
welche am 29. Rov. für den Sturz ber Nepublil und des Hrn. Thiers ge- 
Kimmt haben.“ Die Wäpler der Somme kommen zu dem Schluſſe, daß 


— 


dieſe ſieben Deputirten nicht mehr ein reyublilaniſches Departement vertrem 
konnten, und jagen ihnen, daß es für fie eine Pflicht der Ehrlichten k. 
ihre Entlafiung zu nehmen. 
. Dec. Die Fracion der (gemäßigten) Linken der Rat.-Berfamur: 
beſchließt, die umfaſſendſten Agitationen für bie Auflöfung der Kur: 
Berjammlung unb die Wahl einer neuen, erft conflituirenden ins Bel 
zu ſetzen und in diefem Sinne Mlaffenpelitionen zu organifiren 
„ Nat.-Berfammlung: beflellt die Dreißiger⸗ Commiſſion nad; den de 
ſchluſſe Dufaure vom 29. Rov.: Hr. Thiers erleidet eine mewe Rieder: 
lage, 19 von den Gewählten gehören zu feinen monarchiſchen Gegam. 
nur 11 zu feinen republifanifchen Freunden. Im Ganzen werken 36. 
monarchiſche und nur 334 republifaniiche Stimmen abgegeben. 
„ Hr. Thiers ernennt den Finanzminifter de Goulard zum Minifer 
des Innern, den Seinepräfeften Leon Say zum yinanzminiter, Hr 
Fourtou zum Handeläminifter, den bisherigen Unterflaatzjdretür = 
Minifterium des Innern, Galmon, zum Seinepräfelten. Hr. The: 
folgt dabei nur feinem bisherigen Syſtem: de Goulard und You: 
entiprechen den Wünjchen der Monardiften, Leon Eay und Galun 
denjenigen der gemäßigten Republifaner. 
„ Nat.-Berfammlung: Erſte Sitzung der Dreißiger-Commijen: be: 
ſelbe lehnt einen von Em. Arago im Einverfländniß mit Hrr. The: 
geftellten Antrag, vor einer definitiven Beſchlußfaffung erſt die We 
nung der Regierung zu hören, mit 19 gegen 8 Stimmen d. Die 
Ausfichten find für Hrn. Thiers nichts weniger als ermuthigend. 
» Hr. Thiers fucht die Rechte zu beſchwichtigen: eine Verfügung de 
Volizeipräfelten unterfagt den Weinwirthen in Paris, die Petitionen 
für die Auflöfung der Nat.-Verfammlung in ihren Localen ımterzgeid- 
nen zu lafien. Die bereit3 in Fluß gefommene Bewegung wird de 
durch ziemlich empfindlich betroffen. 
» Die dritte Milltarde der Kriegsentihädigung an Deutihland ft | 
voll bezahlt. Die vierte ſoll in monatlichen Raten von 200 Ri 
abgetragen werben. 
„Nat.⸗Verſammlung: Die Dreißiger-Commiffion beſchließt mit IE 
gegen 8 Stimmen, vor Allem den Umfang der gegemwärtigen Regie 
rungsgewalten feitzuftellen und alſo zunächſt einen Geſetzesentwurf übt 
Minifterverantwortlichleit zu berathen. Hr. Thiers jagt fein Erſcheire 
in der Kommiffion zu, um wo mögli eine Einigung über die y 
faflenden Beſchlüſſe zu erzielen: mit beflimmten Entwürfen wole a 
inbeß exit hervortreten, wenn ein gegenfcitiger Meinungsaustauſchs 
als zweckentſprechend erfcheinen ließe. 
„Nat.⸗Verſammlung: Die Dreißiger-Commiffion beftellt zwei Unter: 
commiffionen, die eine für die Minifterverantwortlichleitäfrage, die ar 
a für bie fog. conftitutionelle Reform nach dem Begehren bes 9. | 
ers. 
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Der. Rat.-Berfammlung: Debatte über die Auflöfungs- Bewegung. Rebe 


Gambetia's in eigener Sache, Rede des Juſtizminiſters Dufaure, der 
die Rechte zu beichwichtigen ſucht und ſich dadurch bei ihr zur per- 
sona grata macht. Mit 483 gegen 196 Stimmen wird der einfache 
Uebergang zur Tagesordnung beſchloſſen. Dafür flimmen die äußerfte 
Rechte, die Rechte, das rechte Gentrum und ein Theil des linken 
Centrums, dagegen nur die beiden Tyractionen der Linken mit dem 
andern Theile des linken Gentrums. 

„ Hr. Thiers erklärt in der Dreißiger-Commiffion, daß er eine Ver⸗ 
fländigung mit ihr wünſche, aber doch auf feinen Forderungen be= 
Barren müfle. 

„Nat.⸗Verſammlung: Das Tinte Centrum ift in Folge der Abftim- 
mung vom 14. d. M. in voller Auflöfung begriffen. 

„ Nat.» Berfammlung: genehmigt den Antrag Wolowski vom 11. 
November betr. die Elſäfſer, welche für Frankreich optirt haben. 

Die Dreißiger- Commiffion beharrt darauf, zuerft die Minifterder- 
antwortlicgleit zu regeln und vertagt ſich übrigens, bis die von ihr 
eingejegten Untercommiffionen ihre Berichte und Anträge geftellt haben 
werben. 

» Die Regierung bringt den Wünfchen der Rechten in einer ganzen 
Reihe von Fällen kleine Opfer, um Hrn. Thiers die Möglichkeit einer 
Verſtändigung mit der Dreißiger⸗Commiſſion und ſpäter mit der Ma—⸗ 
jorität der Nat.⸗Verſammlung felber zu fchaffen. 

„ Nat.»Berfammlung: erledigt da8 ganze Budget für 1873. Die 
93 Millionen Ertrag der künftigen Robftoffiteuer werden troß ber er- 
neuerten Oppofition der Freihändler mit 461 gegen 154 Stimmen 
genehmigt. Das Budget als Ganzes wird ſchließlich einftimmig gut⸗ 
geheißen. 

„Nat.⸗Verſammlung: genehmigt die Rückgabe ber Orlean'ſchen Güter 
aud in dritter Leſung mit großer Mehrheit. 


Die Offiziere des Oréͤnoque, der feit langem zur Verfügung des 


Papfies im Hafen von Civitavecchia liegt, erhalten von der franzö⸗ 
fiiden Regierung den Befehl, ſich, wenn fie wie bisher nah Rom 
gingen, um dem Papft ihre Neujahrsglüdwünfdhe darzubringen, aud) 
dem König von Italien vorzuftellen. 

„ Der franzöfiihe Gefandte am päpftlichen Hofe, Baron Bourgoing, 
erbittert über den Befehl an die Offiziere des Orenoque und über 
bie Stellung des franzöfiichen Gejandten am italienifchen Hofe, gibt 
plöglid feine Entlafjung ein und verläßt Rom fofort. 

„ Nat.»Berfammlung: Hr. Thiers lehnt e8 beharrli ab, den Wün- 
fhen der Majorität der Dreißiger - Gommiffion zu entipredhen und 
Thon jet die Initiative in Vorlegung feiner formulirten Anträge zu 
ergreifen. 
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81. Dec. Hr. v. Gourcelles, ein —— — des Minifiers des Antenärign 
Grafen Remufat unb von früher der bem Papfte persoma grata, 
in Rom ein, um ſich vorerft perfönlich von der Lage ber Dinge 
den Anfprüden der Eurie zu vergewiſſern, bevor er bie 
tragene Ernennung an die Stelle des Baron Bourgoing amniz. 

— „ Die Unterfurung gegen Marſchall Bazaine if deendigt, aber de 
Redaktion der Anflagealten ft noch nicht abgeſchloſſen, fo bei de 
Prozeß des Marſchalls noch in weiter Ferne Tiegt. 


5. Stalin. 


1. Yan. Der König empfängt die Glückwünſche bes biplomatifchen Corps 


12. 


und der großen Staatslörper in Rom. BDerfelbe läßt jeinerfeits dem 
Papft durch den General Pralormo feine Glückwünſche ausdrüden. 


”„ Die Regierung lauft als Nefidenz für den König, dem der Auf- 
enthalt im Quirinal nicht recht zufagt, das Gaftell Porziano bei Rom. 
„ DJ. Kammer: Der Finanzminiſter Sella gibt derfelben vor dem 
Eintreten in die erfte Behandlung des Budgets für 1872 eine Dar- 
legung der finanziellen Lage des Landes, die ſehr interefiante Auf- 
ſchlüſſe über die wirthichaftlihe Entwidelung des Landes feit 1861 
enthält und den gewaltigen Fortſchritt defielben in dieſer Beziehung 
conftatirt. 

Die Darlegung Gella’s umfakt die Jahre 1861—1870. Wir ent- 
nehmen daraus die folgenden Ziffern: Die ordentliden Einnahmen betrugen 
in dem angegebenen Zeitraum 6446, die außerordentlidhen 3607, beide zu⸗ 
fanımen 10,054 Millionen, von denen 9787 effettiv eingiengen. Die außer⸗ 
ordentlidden Einnahmen haben, wie man ſich leicht vorfiellen kann, von Jahr 
zu Jahr ſehr gewedhielt. Aber die ordentlihen Einnahmen haben einen 
ziemlich regelmäßigen Torigang gmommen; fie betrugen 


m Jahr 458 Millionen 
e  . 1862 . 1 , 

eo 5 185 Sl , 
13864. 565 , 
u. 1865. 687 „ 

.  . 1866 . 608 , 

„» . 1897. 7 

. 7 1868 . . . e 726 l 

.»  . 139.2. ..82 , 

„ . 18% 


000. 801 R 
Dr Einnahmen für 1871 find auf 1056, die des laufenden Jahres auf 997 
illionen veranſchlagt.) Unter den einzelnen Einnahmsgquellen find bervor- 
zubeben die folgenden: 


Min. Min. Min. 
Ertrag der Grundſteuer 1861 111 1870 147 1861—1870 im Banzen 1368 
Ertrag der Eieuer auf 
das bewegl. Bamögen „ 18 „ 91 . . 4723 


Stellen. 


Ertrag der Erbſchafts⸗ Mi. Mil. 1 
euer........ 1861 7 1870 17 1861—1870 un Game 11: 
Ertrag der Regifter- 
abgabe . ...... .- 20 , 34 . F 235 
Ertrag der Stempel» 
abgabe ....... 1 „ 27 . . 203 
Ertrag der Be... „ 9 , 2 . . 6% 
Ertrag des Oct .. „ 16 „ 4 u . 543 
Ertrag des Tabakmo⸗ 
nopol8 ........ : 9 ,. 6% v . 760 
Ertrag des Salzmono⸗ 
pols......... 82 , 72 539 
Ertrag der Pol... „. 1, 0 . . 144 
Ertrag d. Telegrapfen „ 1. 5 . . 4 
Ertrag des Solo... „ 7 , . . 52 
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Abgeſehen von der Berbreifahung des Lotto- Ertrages find dieſe Ziffern 
höchft erfreulih. Zur Vervollſtändigung diefer Lieberfiht der Einnahmen buxi 
eine andere, weldhe fpeciell das allmähliche Wachsihum der fog. Geichäftsfienerz 
..b. der auf Erbſchaften, Handelsgeielligaften, Immobiltenveräuheruugen, 
ppothefen u. ſ. w. ruhenden Abgaben mit Einbegriff der Regifler: und Gem 
pelgebühren) nachweiſt. Die Erträgnifie diefer Steuern find von 49 Mil m 
Jahr 1861 auf 92 Mil. im Jahr 1870 geftiegen, und legen ein berebies 
Zeugniß dafür ab, wie fehr viel mehr heut in Italien gearbeitet wird, als 
vor 10 Jahren, und wie viel fchneller die Güter umlaufen. Diefer Zunahme 
der Geſchäfisthatigkeit entipricht eine bemerkenswerthe Zunahme der Hambel" 
Einfuhr und Ausfuhr. Wie eine befondere Ueberſicht darthut, betrug ber 

Werth der importirten und exportirten Waaren in Millionen Lie: 
Einfuhr Ausfuhr Summe Mepebeiras d. Eiufak 


1861 821 479 1300 

1862 830 577 1407 252 
1868 902 633 1536 268 
1864 983 573 1557 410 
1865 965 558 1523 406 
1866 870 617 1487 252 
1867 885 740 1625 145 
1868 896 787 1683 109 
1869 936 791 1728 144 
1870 895 756 1652 139 


Sin den erfim neun Monaten von 1871 bat die Einfuhr 693, die Wusfuht 
783 Mill. betragen, alſo — zum erftenmal — die Iektere die erſtere Ber 
fliegen, und zwar um 90 Mil. Der Minifter fagt in feinem Bortrag: def 
diefe Ziffern jedenfalls beweifen, wie die Produktion in alien ſchneller zw 
nehme, als der Berbraud; er fügt aud nicht minder wichtige Angaben über 
die Sattungen der ein» und der ausgeführten Waaren hinzu, woraus erhellt, 
daß die Einfuhr beſonders derjenigen Waaren gewachſen if, welche auf Wohl 
habenheit und Produktion hinweiſen (Wollen und Baunmollenfloffe, Siem 
tohle, Zuder, Mafchinen), während, mas die Ausfuhr angeht, die der Rob 
ftoffe fehr Hark zugenommen hat (fo die des Zinks um 36, des Olivenöls um 
26 Millionen u. |. w.). — Der Minifter gibt auch noch andere Lachweiſe für 
die Zunahme des nationalen Wohlflande und der nationalen Arbeit Die 
Eiſenbahnen haben dem Staat in dem gedachten Jahrzehnt FaR 700 Dkikienen 
geloftet, aber während ihre Länge im Jahr 1861 nur 2200 Kilometer ber 
irug, war fie Ende 1870 ſchon 6200, und die Zahl der Reiſenden if jet 
1867 von 15 auf 25 Millionen gefiegen. Der Telegraphenverkehr bat ſich 
verbreifadht ; die Drabtlänge beitrug 1861 nur 16,000, Ende 1870 ungefähr 
50,000 Kilometer. Mehr als verboppelt iſt der Poſtverkehr; mas insbejonker: 
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die Poſtanweiſungen angeht, jo erreichten fie im Jahr 1861 die Summe bon 
232 Mil. Kire, im Jahr 1870 aber 260 Mil. Sehr charakteriſtiſch if auch 
noch eine andere Thatſache. Im Jahr 1862 bezahlte Italien 32 Mil. an’s 
Ausland für Zinjen der Staatsihuld, 115 Mil. im Jahr 1868, aber nur 
95 Mil. im Jahr 1870. Man muß das ungeheure Anwachſen der Staats- 
ſchuld in Betracht ziehen, und wird es dann jedenfalls ein gutes Zeichen nennen 
miüfen, daß Italien einen nicht Heinen Theil feiner im Ausland befindlichen 
Werthe zuräüdzulaufen vermodt hat. — Allen diefen erfreulihen wirthſchafit⸗ 
lichen und finanziellen Thatſachen ſeht nun gegenüber die ungeheure Zunahme 
Des ſtaatlichen Aufwandeß. Im Banzen find von 1861—1870 verausgabt 
worden 10,490 Mill, wovon 8375 Mil. die ordentlichen Ausgaben vorftellen. 
Davon kommen auf das Jahr 1861 nur 812 Mil.; dagegen find die Aus⸗ 
gaben von 1871 auf 1498, die von 1872 auf 1243 Mil. veranſchlagt. — 
Es lafien fi die Ausgaben in drei Hauptkategorien unterjdeiden: die ſoge⸗ 
nannten intangibeln, d. h. diejenigen, welche im jährlichen Budget nicht redu⸗ 
eirt werden können (wie Amortijation und Berzinfung der Staatsſchuld, Do⸗ 
tationen, Penfionen), betrugen im Jahr 1861 nur 200, im Jahr 1870 aber 
634, im ganzen Jahrzehnt 4520 Mil. Die tangibeln Ausgaben zerfallen in 
den Aufwand für die gejammte bürgerlihe Staatsverwaltung (1861: 336, 
1870: 800, im ganzen Jahrzehnt 3129 Mil), und in den Aufwand für milie 
täriihe Zwecke, d. h. Krieg und Marine (1861: 275, 1870: 186, 1861— 1870: 
2840 Mill.). — Die folgenden Außgabepoften find beſonders bemerkenswerth: 
Die conſolidirte Staatsfchuld erforderte zu ihrer Berzinfung im Jahr 1861 nur 
100, im Jahr 1870 aber 276, in den 10 Jahren 2162 Mil. Der Aufwand 
(Sinfen und Rüdzahlungen) der nicht conjolidirten Schuld if von 42 auf 
135 Mil. gewachſen; er betrug im ganzen Jahrzehnt 662 Mil. Für Pen⸗ 
fionen wurde im Jahr 1861 die Summe von 29 Mill. aufgewendet; fie if 
auf 438 Mil. im Jahr 1870 geftiegen; 10jähriger Aufwand 412 Mil. (Die 
Zahl der Penflonirten beträgt heute 97,000!) Die Ziffern, welche die Ver⸗ 
mehrung des Yufwandes für die Stantsihuld ausdrüden, find beſonders er- 
Tchredend. Während der Aufwand für militärische Zwecke fih feit 1861 um 
ein Drittel vermindert bat (dieß gilt auch heute noch trog der von der Re⸗ 
gierung begehrten Bermehrungen im Kriegs⸗ und Marine» Budget), während 
ver Aufwand für die bürgerliche Verwaltung, der im Jahr 1861 336 Mil. 
betrug, im Budget von 1872 auf 340 Mill. veranſchlagt, alſo ſcheinbar der- 
felbe geblieben ift, in Wahrheit aber ſich bedeutend vermindert hat, da Halien 
ſeit 1861 um ein Siebentel größer geworden, iſt der fogenannte intangible 
Aufwand und zumal der Haupttheil defielben, der Aufwand für die Stants- 
ſchuld, verbreifadt. Die Berzinfung der lekteren Loftete 1861 nur 113 Mill., 
im Yahr 1870 aber 380 Mill., alſo 270 Mill. mehr. Das Rominalfapital 
der Staatsſchuld ift von 2300 auf 8200 Mill. geftiegen, und zwar, wie der 
Tinanzminifter in feinem Bortrage betont, in einer Zeit, in welcher der Staat 
zugleich durch Veräußerung von Eiſenbahnen, Domänen und Kirchengütern 
um einen großen Theil feines Altivvermögens ärmer geworden if. Der Mi- 
nifter weist noch beſonders darauf hin, dak, um 2691 Mill. effektiven Geldes 
zu erhalten, der Staat eine nominelle Schuld von 3852 Mil. eingehen mußte, 
und daß er für eben diefe Schuld in den nämlidhen 10 Jahren 1219 Min. 
an Zinfen, 150 Mill. an Rüdzahlungen verwendete. Die Kammer ift darüber 
fichtlich beſtürzt und das ift dabei auch offenbar die Abficht des Yinanzminifters. 
Sin der That haben die italienischen Finanzen jeit 1861 eine Entwidlung ges 
nommen, welche troftlos genannt werden müßte, wenn nicht mit der Zunahme 
der Ausgaben eine entiprechende Zunahme der Einkünfte und, was beweis- 
Träftiger ift, das Wachſthum der Probultion zufammengegangen wäre. 


14. Yan. Der oberfte Gerichtshof beftätigt in dem bekannten Scandalprozeſſe 
gegen den Major Lobbia bie Schuld deffelben, feßt jedoch die Strafe herab, 
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15. Jan. Internationale Telegraphenconferenz ımb Abſchluß eines mem 


28. 


12, 


20. 


21. 


internationalen Vertrages in Rom. 

OD. Kammer: Die Regierung legt berjelben einen Gefepesentweri 

betr. die Eintheilung bes Landes in Territorial- Rifitär-Cowrmardei 
vor und einen zweiten über die Reorganijation ber Armee unb br 
vom Kriegsminifterium abhängigen Dienſtzweige. 
„ Bon allen burd ben Papſt neu ernannten italienifchen Bijchöſe⸗ 
bat nur der Abt von Monte Caſſino das finatlihe Erequatur nach⸗ 
geſucht. Die einfache gefehlidhe Yolge davon if, daß der Staat du 
neuen Biſchofe gewähren läßt, aber fie nicht in die welllichen Ein 
fünfte einweist. 


Sehr. IL. Kammer: verwirft nad 10tägiger Beratung die ike von 


der Regierung vorgelegte Forſtordnung, bewilligt dagegen ber Regie 
rung für Anjchaffung neuer Waffen, Kriegsmunition, militärifcer Ani 
rüftungsgegenftände und für die Herftellung einer Waffenfabril bis 
feits der Appenninen 381: Millionen, mehr als ber Ariegämmiler 
urſprünglich begehrt hatte, und zwar mit größter Majorität. 

I. Kammer: Der Kriegsminifter verlangt einen neuen Erebit von 
12 Millionen für Erböhung des militäriſchen Aufwanbes, an deſſen 
Bewilligung bei der Stimmung ber Kammer von vornherein nicht za 
zweifeln ift, und 4 Millionen für den Anlauf des Gaftells Borziane. 
„ Der preuß. Prinz Friedrich Karl befuht Rom und wirb überoll 
mit der größten Zunorlommenheit aufgenommen. 

„ Die öffentlichen Blätter bringen Vergleiche zwiſchen ben itaftewifdhen 
und den franzöfiiden Streitfräften für den Fall eines Krieges mit 
Frankreich. 


. März. In Rom conſtituirt ſich eine italieniſche Bibelgeſellſchaft 


„ Mazzini + in Piſa. Sein Tod gibt zu zahlreiden Demonfire- 
tionen Beranlaffung. Feierlicher Leihenzug von Pia nad) Gemm. 
Großartige Mazzinifeier in Rom, wo feine Büfte im Capitol auf 
geftellt wird. 

„ HH. Rammer: Debatte über da8 Budget von 1872: bie Kammer 
genehmigt die Vorſchläge des Finanzminiſters Sella behufs Zilgung 
des Defizits im Budget, foweit fi der Minifter mit den Modifila⸗ 
tionen der Commiſſion einverflanden erflärt hatte. Bezüglich der Tii- 
ferenzen ift Sella geneigt, nachzugeben oder ſich doch zu verflänbigen, 
verlangt jedoch dafür ein ausdrüdliches Vertrauenspotum. 

„ In Rom wird wieder ein ausgedehntes Kloſter exproprürt, um 
darin ein großes Laboratorium einzurichten. 

„ IH. Kammer: erteilt dem Yinanzminifter Sella das von ihm ver 
langte Vertrauenspotum mit 239 gegen 170 Stimmen. 
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Mär. Ein kgl. Dekret verfügt die Eintragung ber päpfilicden Civilliſte 
mit 8,225,000 $r. in das große Buch der Öffentlichen Schul vom 
1. Januar 1871 an. 

. U. Sammer: Schluß ber erſten Berathung über das Budget für 
1872. Das ſchließliche Finanzgeſeß wird mit 808 gegen 160 Stim- 
men angenoınmen. 

. Dos Minifterium beichließt, den Pfarrern das Exequatur, d. h. 
die Einweiſung in ihre Einkünfte, zu ertheilen, auch wenn ſie von 
Biſchoͤſen ernannt find, die —** das Exequatur nicht nachgeſucht 
haben. 


.April. Arbeiter⸗Congreß in Rom. Es find dabei 150 Vereine ver⸗ 
treten. Der Congreß verläuft ruhig. 

3. „ Gemat: genehmigt auch feinerfeits das Budget für 18723 und bie 
Finanzprojelte Sella’8 zur Befeitigung des Defizite mit 72 gegen 8 
Stimmen. 

3). „ ID. Kammer: Der Unterrichtsminiſter Correnti bringt einen Geſeß⸗ 
entwurf ein, durch welchen ber Elementarunterricht für obligatorifch 
erflärt wird. 


3. „ I. Kammer: bewilligt mit großer Mehrheit den von ber Regien 
rung geforderten außerordentlichen Militärcredit von 12 Millionen. 
_ Rom erfreut ſich wieder einer ſtarlen Fremdenfrequenz, obgleich 


die großen kirchlichen Feſtlichleiten in St. Peter ſeit 1870 einge⸗ 
ftellt find. 


.Mai. I. Kammer: beſchließt nad) fünftägiger Debatte die vollſtändige 
Aufhebung der theologiſchen Tyakultäten an den Staats - lniverfitäten 
nad der Borlage der Regierung. 

6. „ Das in Rom unter dem Borfige des gew. P. Hyacinthe „zur 
Verteidigung bes Tath. Glaubens gegen die Neuerungen ber lebten 
Zeit und zur Beförderung einer disciplinariſchen und moraliſchen Re⸗ 
form der Kirche” gebildete Comitoͤ veröffentlicht fein Programm. 

6. „ Der Unterrichtsminifter Gorrenti weigert fi, einen von ihm ein« 
gebrachten Gefegesentwurf, der u. A. die Stellen ber ſog. direttori 
spirituali, d. 5. der Religionslehrer an den Secunbärfchulen, abſchaf⸗ 
fen wollte, zurüchzuziehen, gibt feine Entlafjung und erhält fie. 

Der Gefegentwurf enthielt in mehreren © Artikeln eine Reihe von Beſtim⸗ 
mungen über die Grhöhungen der voehalke der verichiedenen Lehrerllaffen, doch 
— zum Schaden des Minifters, den Entwurf vorgelegt, und der Lehrer, 
denen er eine befiere Bezahlung — veriaffen wollen — geht den auf den _ 
eigentlichen Zweck des Geiekentwurfs bezüglichen Artikeln ein erſter voran, 
welcher die bis jet an den genannten Gecundärfchulen beftehenden Stellen der 
direttori len h. der Religionslehrer, aufbebt. Da man bie nf 
bebung dieſer Stellen, welche gleiäbebeutend iſt mit der Abſchaffung bei 
lintonsunterricgts, in diefem Gejegentwurfe hat verfligen wollen, kann nur in 
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einer Weiſe erflärt werden: bie Aufhebung der Religionsichrerficken je: % 
Geldmittel Iiefern für die Pa a der Gehalte der anderen ru 
wie fi leicht denen läßt, die Ausſchließung des Religionsunterridts au 
Secundärſchulen des Staates ift ein viel zu ernfihafter legislatorücher % 
als daß derjelbe nit mannigfadyen und ſtarken Wideripruch hervorgerra 
haben follte und zwar namentlid auch von Seite entſchieden amticlerzz! ie 
finnter und aus rein politiihen Motiven, indem fie wohl mit Recht beirt 
teten, daß dadurch nur den von Geiſtlichen geleiteten Privatichulen, zum %:+ 
theil der flaatliden Inftitute, in die Hände gearbeitet würde. Das Rat: 
rium verlangte daher die Zurüdziehung des Entwurfs, wozu ſich jcheh Er: 
renti nicht entichlieken konnte. 

18. Mai. II. Kammer: Die Linfe interpellirt die Regierung wegen ie: 
Entlaffung Correnti's und verlangt eine mißbilligende Tagesorduæ 
unterliegt aber mit 114 gegen 175 Stimmen. 

27. „ I Kammer: Der Juftigminifter verſpricht bie baldige Boriegm: 
des Gefekesentwurfes betr. die Aufhebung der Klöſter im der Pre 
vinz Rom. 

28. „— 6. Juni. Der Kronprinz Umberto macht mit feiner Genall‘. 
der Pringeffin Margherita, einen Beſuch am Hofe des beutfcdhen Ka⸗ 
jers in Berlin, wo fie aufs berzlichfte und aufs glänzende ari:r 
nommen werben. Die politiiche Bedeutung des Beſuchs wird in Ji: 
lien fo wenig verfannt als in Deutfchland. 

31. „ I. Kammer: Der Abg. Gairoli beantragt die Einführung de 
allgemeinen Stimmredts und die Kammer beichließt, den Antrag w 
nigftens in Erwägung zu ziehen. Der Minifterpräfident Lanza eri:z 
inzwifchen jofort, daß die Regierung den Antrag auf3 entjdjiedert: 
befämpfen werbe. 


3. Juni. Berfaffungsfeier in ganz Italien. In Rom hält ber Kir: 
zur feier eine große Revue über die Nationalgarde ab. 

11.—14. Juni. Progeß wegen des Vorfalls an der Porta Cavallegier 
wobei ein päpftl. Gendarm getöbtet wurde. Die Geſchwornen fperde 
die Angeflagten frei, was im Batican mit Recht einen fehr Jchlinme 
Eindrud macht, obgleich die Regierung daran feine Schuld träc:, 
vielmehr ihrerfeits alles gethan hat, um die Schuldigen zur Gira 
zu bringen. en 

21. „ MD. Rammer: hält ihre Iehte Sikung, ohne daß die Seſſion für- 
lich geichloffen wird. 

Die Commiſſion für den Geſetzesentwurf betr. Einführung des or 
ligatoriſchen Elementarunterrichts erklärt ſich im Prinzip für denjebn 
und wählt den ehemaligen Unterridhtsminifter zu ihrem Referenten. 
„ » Ein gl. Dekret expropriirt wieder drei große Klöfter in Rom. 


8. Zuli. Der Erzbifhof von Neapel fordert, in Abweihung von des 
bisherigen Syſtem ber römiſchen Curie, die Elericalen auf, an dx: 
bevorftehenden Diunicipalwahlen der Stadt Neapel Theil zu nehe:: 
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Au in anderen Stäbten wollen fie ſich nicht Yänger Bloß paſſiv ver⸗ 
Halten, wollen fi fogar in Rom mit den Liberalen mefjen und er- 
Iafien einen dießbezüglichen Aufruf. 


Juli. Bei den Gemeindewahlen find die Clericalen meift gänzlich unter- 


Iegen, wie namentlih in Venedig und Verona. Bis jebt haben fie 
nur in Nola und Gadta und auch da nur theilweife gefiegt. 

»  Biederum werden in Rom drei Klöfter exproprürt, Darunter auch 
ein Theil des Profeßhaufes der Jeſuiten. 


Aug. Die Elericalen unterliegen auch bei ben Gemeindetvahlen in Rom: 


24 Bureaug werden in liberalem und 1 in clericalem Sinn beftellt. 


Sept. Bei den Gemeindewahlen in Neapel fiegen wenigſtens überwie⸗ 


gend die Clericalen nad) einem überaus heftigen Wahlfampf, an bem 
nicht weniger als 959% aller Stimmberedtigten ſich betheiligen. 


De. Die Regierung läßt den Papſt offiziell anzeigen, daß feine 


Dießjährige Eivitlifte im Betrage von 3,225,000 Fr. zu feiner Verfügung 
ftehe._ Der Papft Iehnt die Annahme aud) dieſes Jahr wieder, wie 
Thon im vorigen, ab, weil er nad feiner Auffafjung dadurd das 
Sarantiegejeg anerkennen würde. Somit liegen vorerft im General- 
Depot bereit3 6,500,000 Fr. für Pius IX. bereit, über die er ver⸗ 
fügen Tann, jobald er will. 


„ Die öffentlihe Meinung Italiens wird durch die nichts weniger 
als freundliche Haltung der franzöfiichen Regierung gegenüber dem 
Konigreich Italien, die ihre Erflärung in der öffentlichen Meinung 
Frankreichs und in den ausgejprochenen Beftrebungen der verfchiedenen 
Dortigen Parteien, namentlih auch der fo einflußreichen clericalen, 
findet, beunruhigt und gereizt, obgleich e8 im Einzelnen nur Nadel⸗ 
ftiche Frankreichs find, die Italien fühlt. 

Diefer Nadelſtiche ift freilich eine ganze Reihe. Mit beleidigender Zoge⸗ 
rung verfuhr Frankreich bei Bevollmädtigung eines Geſandten beim italieni- 
ſchen Quirinal, deflen Eriftenz jo lange zu ignoriren fie fi) das Anfehen gab, 
Bi8 die Reife des preußischen Prinzen Friedrich Karl nad) Rom das längere Bor» 
Handenfein einer ſolchen Zäde der Berfailler Regierung bedenklich erjcheinen Tiek; 
Denn fie mußte eine noch größere Intimität zwiſchen Italien und dem deutſchen 
Reiche befürchten, Falls nicht ein Franzdficher Diplomat am Orte jelber Gelegenheit 
fände, diefen Tendenzen mit Eifer und Nachdruck entgegen zu arbeiten. Dann 
wiederum ſchickte man von Marjeille aus Mineurs nach dem franzdfiichen Ende 
Des Mont-Eenis- Tunnels, um gelegentlich im Stande zu }ein, diefen Wunder- 
bau zu verfätten. Man gab fih- biebei das Anſehen, in den Uebungsma⸗ 
ndvern der italieniſchen Armee verbädtige Demonftrationen gegen Frankreich 
zu wittern. Saum batte man darüber Verfländigungsnoten ausgetauicht, fo 
acereditirte Thiers beim Papfte einen militäriſchen Geſandſchafts⸗Attaché. Was 
in alier Welt, fragte das mißtrauiſche alien, fol diefe Ernennung bei einem 
Hofe bedeuten, deſſen Territorialbefig auf die Gärten des Vatikans beſchränkt 
it? Man fahte den Schritt aljo als eine boshafte Demonftration auf, welche 
in kleinlichſter Weile darlegen follte, wie weit die franzdfliche Regierung davon 
entfernt jet, die in Rom berrichende italienische Regierung als dort redhtäzu- 
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änd uerkennen. Und te die tolle 
wi Ir der conjervativen a Taeı bei —— 1a 


internationalen meiriſchen Gongreffes in Paris den berühmten Wflremsmea 
P. Secchi empfing, der fih ibm als wiſſenſchaftlicher Sendbole Des „Gem 
räns des Kirchenſtaates“ vorftellte. 


3. Nov. Der Eommiffiong-Berigt an bie IL Kammer über bie beiben 


19. 


20. 


Militärvorlagen der Regierung vom 15. Januar wird augenommen 
Der Bericht if mit den Vorſchlägen des Kriegsminifiers, General Rictti, 
im Weſentlichen durchaus einverftanden und beantragt zu dem erften Oeſehes⸗ 
entiwurf gar feine, zu dem zweiten nur unwejentlide Mobifilationen Heaup- 
zwed der erfien war Durdführung ber allgemeinen Dienfpfliät, durch Be 
jeitinung der jog. zweiten Kategorie; Kaupizwed bes zweiten war Unbehuung 
des Regionalipftems in deutihem Sinne. Die Berbeflerungen der Commilkoe, 
die ih meift auf unerhebliche Details beziehen, find vom General Wicatti be 
reitwilligft angenommen worden, und eb iR wahrſcheinlich, daß wenigſtens Die erſte 
Maßregel nun auch faktiſch werde durdgeführt werden. Solange eime zweile 
Kategorie befteht, welche zahlreicher als die erſte ift, in welder men nur ein- 
nal 4—5 Wochen Dienftzeit dat, und in die man fi) dur Taufh mit einem 
der erſten Kategorie Berfallenen aufnehmen laſſen Tann, it die allgemeim 
Dimftpfliht ganz illuſoriſch, das zweite Aufgebot aber im wenig 
braubar, um fo mehr, als aud die Offiziere dazu fehlen, unb ber ei= 
jährige Freiwilligendienſt, wie er 1870 organifirt wurde, die Düde mic 
dur Heranbildung tüchtiger Landwehr - Dffiziere auszufüllen im Stanse ıf 
Was nun aber das Regionaliyfiem anbelangt, fo fand von vorne herein ferR, 
daß die Einführung von PBrovincial-Armeecorps nad beutichem Mufter durd 
aus unausführbar in alien wäre, und daß Niemand im Ernfte daran benf; 
wäre es auch nur, weil man vorerſt noch des piemontefilden Elements jo fer 
zur Durchdringung aller anderen Elemente bedarf ; der viel widtigeren peitiigen 
Gründe gar nicht zu gedenken. Es wird demnach wohl bei einer Erweiterung des 
ſchon egiftirenden Diſtriktsſyſtems fein Bewenden baden, welches jedenfalls eime 
verhältnigmäßig jehr raſche Goncentration der Truppentheile wıdglich med. 


„Die demokratiſche Partei agitirt für eine große Berfammlung im 
Coloffeum auf den 24. d. M. aus allen heilen des Lanbes, ber 
außsgefprochener Maßen eine entſchieden republilaniihe Färbung ge 
geben werden foll. 

„ Der Präfelt von Rom verbietet die auf den 24. db. DR. in’s GC» 
Ioffeum einberufene demokratiſch⸗republilaniſche Verfammlung. 

„ DH. Rammer: tritt wieder zufammen. Die Regierung legt ik 
endlich den zeither immer wieder verfchobenen Gefehesentwurf beir. bie 
Aufhebung der Klöfter aud in der Provinz Rom vor. 

Derjelbe umfaßt 25 Paragraphen, und behandelt die ganze Ungelegenfeit 
bis in die Heinften Details. Die wichtigſten Punkie Rad im 23. um» 3. Be 
ragraphen enthalten. Diefelben lauten: Urt. 2. “jedem der religibſen Orkan 
weldhe einen General oder General» Prokurator in — haben, wird für ihren 
Repräfentanten am hl. Stuhle ein Cm reſervirt. Die Güter Late Gäu 
werben betrachtet als eine Special» Yundation, welde zur Unterhaltung ber 
geiftlicden Berjonen , weldde darin wohnen, beffimmt worden, werden mit dem 
darauf ruhenden Zaften von ihrer Genofienfchaft verwaltet, welde Ale! in 
jeder anderen Beziehung aufhört, eine anerkannt juriſtiſche Perjom zu 
Ein konigliches Dekret iſt innerhalb dreier Donate zu eriafken, len Rast ni 
den Rath der Minifter, welche die Häuſer, welche conferbirt Werden follien, be 
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ne, und follen dabei vorzugsweile ſolche gewählt werben, in denen bie 
denägenerale und Beneral-Profuratoren ich! wohnen. Urt. 8. Die Güter, 
weiche den in der Stadt Rom unterbrüdten Körperihaften gehören, reip. die 
aus denfelben fließenden Renten (die darauf rubenden Ballen haben fie zu 
tragen) jollen kraft gegenwärtigen Geſegeß, wie folgt, verwendet werben: 
a) Güter, reip. Menten derjenigen Genoſſenſchaften, welde in ihren eigenen 
Soigitäleen oder in fremden Hotpitälern fi mit der Krankenpflege oder mit 
ten der Wohlihätigleit befafien, werben in einen Wohlthätigleitsfonds ver⸗ 
wandelt, die Renten davon werden den Kolpitälern, den Woplthätigleitk- 
zweden der gedachten Käufer überwieſen; b) die Güter der Häuſer, deren Be 
mwohner fi) mit Erziehung und Unterricht befaflen, werben in einen Schul⸗ 
fonds verwandelt und die Renten zu Echulzweden verwendet werben; c) die 
Büter der Häufer, welche zu Parodialzweden (Seelforge, — ge⸗ 
gründet worden, jollen in einen Parochialfonds verwandelt, die Renten ſollen 
verbältnigmäßig an diejenigen Kirchen vertheilt werden, für melde fie. gegrün⸗ 
det waren, ſowie an die anderen Parodiallirhen Roms, je nad dem Betrage 
der Rente und der Bendlferung der Parochien; d) die Güter der übrigen 
unterdrüdten Häufer, deren vorfiehend nicht erwähnt wird, werben zu Kirchen⸗ 
jmeden in der Stadt Rom verwendet, jei es zu religidien oder wohlthätigen 
Zweden, oder den in Rom ſchon exiflirenden Kirchenfonds zugetheilt werben. 
Ulle diefe Bertheilungen werden von einer Biunta (Collegium) gemadt und 
dur Tönigliches Dekret auf den Rath der Minifter janctionirt werden. 


23. Rov. Der an die Stelle Eorrenti’s getretene neue Unterrihtsminifler 


28. 


Scialoja erläßt an die Präfelten eine Inſtruktion betr. bie Unter- 
richtsanftalten, die von det Bilhöfen, namentlih den vom Bapfte 
neuerdings ernannten, etwa errichtet werden wollten. 


„Der Biſchof, mweldder Schulen (scuole secondarie) eröffnen will, muß, 
wenn er zu den neuernammten gehört, bon ber Repierung anerkannt worden 
fein. Sollte die Anerkennung nicht erfolgt fein, fo if die fofortige Schliekung 
der Unterricätsanftalt anzuordnen. Mit Uusnahme diefes Falles Tönnen die 
Biſchofe Schulen für junge Cleriker mit Lehrern ihrer Wahl bHefeten, falls 
die Schulräthe die Erlaubnig nit verweigern. Etets aber müflen die mit 
dem Unterrichte betrauten Perfonen den Staatsgelegen die ſchuldige Ehrfurcht 
und Gehorſam zollen, und nie zu denen gezählt haben, die es jemals hieran 

aben fehlen Lafjen, fei e8 dur die That oder durch das Wort. In dieſer 
ziehung müflen die Schulräthe mit unerbitterlicder Strenge verfahren. Diele 
neu errichteten Schulen dürfen nur für Eleriter dienen, und die Behörden haben 
darüber zu wachen, daß in diefelben nicht fiudirende Laien aufgenommen wer⸗ 
den. m Uebrigen wird beftimmt, daß junge Leute, welde in Seminarien 
unterrichtet wurden, nie irgend ein Eramen maden konnen, wenn fie nicht vor- 
her wenigftens ein Jahr eine Staatsihule beſucht haben. Es bedarf feiner 
befonderen Bemerkung. daß die Studien der Cleriker diefer Beſchränkung nit 
unterworfen find, wenn erflere in Seminarien abfolvirt worden find, welche, 
von der Staatsbehörde autorifirt, zu den dffentli anerlannten gehören und 
mit Profeſſoren beſetzt find, die vom Staate als ſolche anprobirt wurden. 
Schließlich darf den Vilchdfen nur dann die Genehmigung ertheilt werden, 
Säulen zu erbfinen, wenn ſolches den Gymnaſien, die in Folge tgl. Dekreis 
vom 1. Sept. 1865 gegründet find, nicht ſchaden. Die Diſtrikts⸗Tommiſſäre 
und Syndaci haben über die Ausführung diefer Ordnung genau zu wachen.“ 


„ TI. Rammer: Der Minifter des Ausw., Visconti Venofta, ſpricht 
ich gelegentlich einiger Interpellationen in einer breiftündigen Rebe 
über die Beziehungen Italiens zu den auswärtigen "Mächten, nament« 
lich zur päpftlichen @urie, zu Deutihland und Frankreich aus: 
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Nachdem er die Vorwürfe der Oppofition widerlegt unb bie wenigen je 
deutenden Incidenzpunkte abgefertigt bat, fährt er fort: „Ws Italien ve 
weltliche Macht des Papftes bejeitigte, erhob fih die Realtion der ganyen Er: 
gegen ung, eine gar nicht zu unterfhägende Gewalt. Wir fürchteten uns abe 
nicht, weil wir die Gewalt der öffentlichen Meinung, der Eivilifation uw ts 
Bortfäritteß, die Gewalt der Jahrhunderte, wenn ih mid jo ausprüde bar’. 
auf unjerer Seite hatten. Wir müſſen aber jo verfahren, dab bie clericale 
Partei in der religidjen Beunrubigung der Gemüther keine Stüge finde. 6: 
muß Allen klar werden, daß die Elericalen felbft den Bürgerkrieg wicht jcpenr, 
um die weltliche Macht des Papſtes wiederherzuftellen. (Bravo.) Wir min 
die Verjährung der römiichen Frage anftreben.“ (Sehr gut.) Ueber vie Ce 
ziehungen zu den europäiihen Mächten jagt dann der Minifter weiter, bei 
Stalien mit beinahe allen Staaten in dem freundichaftlichften Verhaltniß Bine. 
Hinſichtlich Deutihlands bemerkte er: „Während des Krieges zwijchen Tenid 
land und Frankreich beobachteten wir, wie alle anderen Staaten, eine legale 
Reutralität, nachdem aber der Friede wieder hergeflellt war, haben wir alles 
getban, was in unfern Kräften fland, die innigen, freundſchaftlichen Veziefum- 
gen, welche ſeit 1866 zwiſchen den beiden Regierungen und Bölfern beftanben, 
außer allen Zweifel zu fiellen und die Bande der Freundſchaft nod enger zu 
Inüpfen. Und e8 war nicht ſchwer, weil fi unjere Wunſche mit denen von 
Berlin begegneten; wir fanden dort diefelbe Reinung und diefelbe Ueberge⸗ 
gung, daß Italien und Deutichland durch feine Frage getrennt find, und di 
die politiicden Beziehungen und der Handelsverkehr zwiſchen den beiden Zi» 
dern berufen find, immer inniger und lebbafter zu werben, jowohl zum Vor⸗ 
theil Italiens wie Deutſchlandz. Uber nicht allein Herzenseinigung und bw 
Gemeinfamtleit der Imterefien verbinden uns mit Deutichland, ſondern an 
unfere gemeinjamen Feinde. Wir kämpfen einen harten Strauß mit em 
mädtigen Partei, die fi gegen uns erhoben, die überhaupt die Herrjchen 
über die ganze Welt an ſich reißen möchte. Wohlen, jagt Deutidgiand, cin 
großes Bolt mil einer flarfen Regierung, wir verfolgen jpmpathiih Das Werl 
Eurer politiiden Gonfolidirung, fahrt fort, Eure inneren Ungelegesheiten zu 
ordnen, wie es Euch gefällt, damit Yhr eine kräftige Stüge des Friedens zu) 
der Ordnung für Europa werdet. Unfere eigenen Kämpfe mit demjelben Feinde, 
der auch der Eurige if, feßen uns in den Stand, die Schwierigfeiten, im welches 
Ihr Euch befindet, volllommen zu würdigen und anzuerfennen, daß Ahr mit 
aller nur möglichen Mäßigung und Schonung lämpft und nit anders han 
dein Lönnt, wie Ihr eben thut. (Allgemeiner Beifall.) Es if natürlich, Def 
wir die beſten Beziehungen mit Deutihlands Regierung und Bevöllerung jı 
unterhalten ſuchen. Wir wären ſtrafbar, wenn wir es nicht ihäten.” Hierori 
ſpricht der Minifter von der Reife des Prinzen Humbert und der Prinzefu 
Margaretha nad Deutihland und von dem herzkichen Empfange, der ihnen 
nit nur von Seite des preußiſchen Hofes, fondern aud von Seiten ber Ber 
Iiner Bevolkerung zu Theil geivorden, und daß dieſe Reife nicht wenig Dazu 
beigetragen hätte, die Bande der Freundſchaft und Bu enoffenihaft ze 
enger zu Inüpfen, Hinſichtlich Srankreihs bemerkt der Minifter: „Unfere Be 
ziehungen au zu Frankreich find freundliger Natur. Wenn wilden zwei 
Böltern ein lebhafter Verkehr herricht, jo entfliehen bisweilen Schwierigkeiten 
Die franzdfiiche Regierung bat fi immer bereit gezeigt, jolde Schwierig⸗ 
feiten zu befeitigen, und unfere Beziehungen find von Tu zu Tag freu=» 
licher geworden. Zwiſchen den Bevdlkerungen diefleits und jenjeits der Wipen 
herrſcht eine gewiſſe Verſtimmung; daran find aber nidht die Regierungen, ſon⸗ 
dern die Glericalen ſchuld. Wir find ſtets beftrebt geweſen, Frankreich zu zeigen, 
daß die Italiener {Freunde der Branzofen find und es auch bleiben wollen; und 
diefe unfere Beſtrebungen find aud nicht ohne guten Erfolg geblieben.“ 


— Nov. Die Regierung Iöst eine Anzahl Arbeitervereine wegen angeblid 


republifanifcher Tendenzen auf. 
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3. De. IH. Sammer: Erfte Beratfung des Budgets für 1878: das 
| Mililitär⸗Budget mit 170 Mill. wird von der Kammer einftimmig 
Ä angenommen. . 

10. „ I. Sammer: Erfte Berathung des Kioftergefeßes: die Linke be- 
kämpft die Erhaltung der Generalatshäufer, der Juſtizminiſter tritt 
Iebhaft für dieſelben ein. 

11. „ I. Rammer: Bortjeßung der erften Beratbung des Kloſtergeſetzes: 

| ein Antrag Erispi’s, eine Commiſſion niederzufegen, mit dem Auf- 

trage, die Vorlage unter einfacher Ausdehnung des beftehenden Geſetzes 
umguarbeiten, wird mit 144 gegen 16 Stimmen verworfen. 

13. „ I. Kammer: Fortjegung der erften Berathung des Kloſtergeſetzes: 
der Art. 1 deſſelben wird faft einftimmig angenommen, be. Art. 2 
(Generalatshäufer) dagegen beſchloſſen, ihn einer Commiſſion zu näherer 
Prüfung zu überweifen. 

14. „ NH. Kammer: Der Finanzminifter Sella keit ihr mit, daß bes 
trächtliche Summen rüdfländiger Steuern eingegangen feien, daB da⸗ 
ber die Finanzlage eine befriedigende und er in der Rage fei, die im 
Yinanzentwurf zum Budget für 1873 verlangten 20 Millionen neuer 
Steuern zurüdzunehmen. 

Schluß der Berathung des Kloftergeſetzes: Nach langer Debatte 
wird ein Antrag Nicotera’3 (Linke) angenommen, nad) weldem, vor⸗ 
behaltfih einer Erörterung über die Beitimmungen des Art. 2, die 
Aufhebung des Jeſuitenordens und feines Generalatshaufes ausgeipro- 
hen werden joll. 

16. „ I. Rammer: Beratbung des Kloftergefeßes in geheimer oder Co⸗ 
mitefifung. Beftellung der Commiffion für Prüfung des Art. 2 betr. 
Die Seneralatshäufer: es werben 4 Mitglieder von der Rechten und 
3 Mitglieder von der Linken gewählt. 
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9.—10. Fehr. Mit Bewilligung des Papftes finden in Rom Difputatiomer 


28. 


zwiſchen Katbolifen und Proteftanten flatt über die Frage, ob be 
Apoftel Petrus je in Ron geweſen fei oder nit. Die Blatter der 
verſchiedenften Richtungen flimmen überein, in der Thatſache allen 
ein avvenimento grandissimo zu erbliden. 


Die Difputation findet Ratt in der Sala dei Sabini. Abends Edi 

7 Uhr iſt alles bereit, Präfiventen für die einen, Präfidenten für Die andern: 
es gibt eine Linke und eine Rechte, kein Gentrum, die Katholiſchen haben du 
Stenographen des Goncils, ihre Gegner die der Wbgeorbnetenfaımmer. ur 
200 Einlaflarten waren an beide gleichmähig vertheilt, auf evangelitdger Erik 
gen auch Damen, feine auf der andern. Rad Berlefung der Behauptung: 
„Petrus if nie in Rom geweſen,“ ſpricht Sciarelli (Methodiſt) kurz und mit 
Shärfe: ihm antwortet Yabiani, anerfannt einer der gelehrteſten Prießer 
Ribetti (Waldenfer) hat an Cipolla feinen Gegner. Rod bet von den Enem 
gelifhen Gavazzi mit Guidi zu flreiten, doch es iR bereitö 11 Uhr, wehhelb 
die Präfidenten das Ende der Tisputation auf den folgenden Abend verlege. 
Die gleiche anpändige Haltung verläßt die Streitenden wie ihr Wubiterism 
au am zweiten Tage nicht. Keine der zwei Parteien bedarf der berei- 
RRehenden Griogmänner denn nachdem Gavazzi und Guidi geendigt, wu mer 
nichts weiter binzufegen. Der Schluß macht einen beſſeren Eindruck als ver 
Unfang, man gibt fih die Hand und verfidert einander der perſönlichen Ach 
tung, während die Aufforderung des evangeliihen Gavazji, das Wert wit 
einem „Bater unfer“ zu beginnen, von den Gegnern, die feine Gemeinideit 
des Gebets wunſchen, abgelehnt warb: nur fill zu beten warb —5— ni 
Protołoll ericheint fpäter in aller Ausführlichleit nedrudt, inzwiſchen veriäl 

das Publitum heißhungrig alles, was die Blätter Einzelnes darüber 7 
theilen, einige erleben dabei eine doppelte Auflage. Partei ſchreibt Bi 
den Sieg zu, 200g haben die Verireter der kath. Theſis ſchließlich zugeben 
mäffen, daß ber hi. Petrus jedenfalls nit 25 Jahre lang in Rom gerejen 
fein könne, und erklärten endlich, fie würden Öffentliche Heransforberumgen ihrer 
proteftantifchen Gegner nicht wieder annehmen. 


„ Der Topf ernennt wiederum 20 neue Bifchöfe für Italien, 2 für 
Rußland, 1 für Polen. 


16. 
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März. Abhaltung eines Triduums zur Gühne für bie Disputation 


mit den Proteftanten. . 


„ Ein päpftliches Breve ordnet die Verſchmelzung aller lath. Vereine 
der Halbinjel in eine große Verbindung (federazione Piana) an. 


Mai. Der Papft lehnt e8 ab, den Kardinal Fürften Hohenlohe als 


“ Botichafter des deutſchen Reichs zuzulafien. 
„ Der Papſt ernennt wiederum 10 Biſchöfe für Italien. 


Juni. Der Papft empfängt eine Deputation ber Vereine kath. Damen, 


Hält an fie eine Anrede, die bezeichnend if für feine Anfhauungen über Ans 
dersgläubige und über Deutfhland. „Unjere Widerfadder,” jagt er 
im Flufſe feiner Rede, „bilden fi ein, daß, um die Bebrängnifie dieler Welt 
zu lindern (ich babe es Fürzlich in einem ihrer Journale gelejen, die ſich offi⸗ 
zids nennen, wiewohl ich nicht weiß, was fie eigentlich find, fie bilden fi alſo 
ein, daß jede Religion gut if, und daß folglich die Bottesläfterungen eineß 
Zuider und Calvin, der Hochmuth und die Selbftüberhebung eines Photius, 
die Schandlichkeiten eines Mahomet zur Beruhigung der Gemüther hinreichen. 
Und doch find leider Jene die großen Nichtswürdigen. Qeten wir, beten wir 
infländig für fie, damit fie die Verfolgung der Kirche Jeſu Chriſti einftellen, 
die nur ihnen jelber zum Berderben wird.” Der Bapft gedenkt ſchließlich der 
Ereigniffe von 1845 und des Kaffe, den man damals gegen die Tedesdi ges 
nährt habe. Nach der „Boce de la Berita” Iautet diefer merkwürdige, geradezu 
deutſchfeindliche Paſſus wie folgt: „Sin den erften Jahren meines Pon- 
tifitats , ehe ih Ron unter dem Drude der Revolution verließ, verkehrte ich 
mit einem Manne, der, heute tobt, damals Minifter war, einer von den Bielen, 
die ih damals in folder Stellung ablösten. Er war revolutionär genug, 
aber ein Revolutionsmann von der ruhigen Sorte, feiner von denen, welche 
Dolch und Revolver zur Hand nehmen. BDiefer fagte mir einſt unter vielen 
Betheuerungen: „Sind einmal die Deutfhen aus dem Lande (und er fügte 
dem Wort „Deutſchen“ ein jehr unliebfames Beimort hinzu), fo verlangen 
wir weiter nidts. Wenn wir von diefem verhaßten Joche befreit fein werben, 
wollen wir Ihre getreuen Unterthanen fein, und wehe dem, welder die Heilig⸗ 
Leit der Religion Chriſti angreifen wollte, — diefer Religion, deren Bertheibiger 
wir immer fein werden, indem wir Ahnen zu Befehl ftehen, um dieſe Lehre 
in ihrer Reinheit zu bewahren.” Run gut, Yhr habt gefehen, was fi) ereignet 
Hat. Der Wind bat diefe Verſprechungen weggeweht und fie liegen, welke 
Blätter, auf der Erde. Ihr habt gefehen, wie diefe Leute bandelten, als die 
Deutſchen einmal aus dem Lande waren: was bei ihnen Eintracht, Einigfeit, 
Friede heißt. Ihr habt geliehen, wie fie Provinzen getvannen, welche fie ver- 
Ioren hatten. Dann habt Yhr gefehen, welche Eomplimente man den Deut- 
chen machte. Der Deutſche, welcher vor 24 Jahren ein fo treulofer Feind 
wer, iR heute Begenfland der Verehrung. O die verkehrte Welt! Das Band 
8 ee für gewifſe Rationen ift heute der Haß gegen Bott und feinen 
us.“ 


„Der Papſt richtet an dieſem Tage, dem 26. Jahrestag feiner 
Erhebung auf ben päpftfihen Stuhl, als Antwort auf bie von der 
italienijchen Regierung in Ausficht geftellte Aufhebung der religiöfen 
Drden einen offenen Brief an den Cardinal⸗Staatsſekretär Antonelli, 
in dem er ibm die augenblidliche Lage der Kirche und ihres Ober- 
hauptes einläßlich fhilbert, gegen jene Aufhebung als gegen ein Atten⸗ 
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tot auf die Kirche und ihre Oberhaupt proteflirt und ihn Beauftr-z. 
den katholiſchen wie nicht katholiſchen Regierungen jeine traurige \:> 
befannt zu geben und ihren Schuß wider Diefe unerträglidye Lage s= 
zurufen. Der Brief Tautet: 


Berehrtefter Herr Cardinal Biacomo Antonelli, Unjer Staatsfefrelär! I2 


der gegenwärtigen höchſt traurigen Lage genöthigt, jeden Tag den fdymerziker 
Unblid neuer und harter Angriffe gegen die Kirche zu eriragen, fühlen 8: 
beute ganz beſonders das Bedürfniß, die Feder zu ergreifen, um Jbuen, Her: 
Sorbinal, das Gefühl des tiefften Schmerzes auszudrüden, weiches Wir jüngt 
empfanden, als Wir die vom Minifterpräfidenten diefer ujurpatorifchen Re:= 
zung gemachte Erklärung vernabmen: daß dieſelbe feſt entichloffen Ki, de 
Kammern demnähft einen Gejegentwurf zur Unterdrüdung der relis- 
djen Orden in diejer Unſerer Stadt, dem Sige des Statthaliers Jein 
Chriſti und der Metropole der katholiſchen Welt, vorzulegen. Biete Erliärerz. 
welde immer mehr den wahren Zwed enthält, welchen die Beranhung x: 
apofolifchen Stuhles um feine weltliche Gewalt hatte, if ein neuer Schiut. 
der nicht nur Uns, fontern der ganzen katholiſchen Chriſtenheit angeihan wır! 
Denn wer kann leugnen, beftreiten, daß die Unterdrüdung der religiöien Crier 
in Rom, oder au nur eine willfürliche Beſchränkung ihrer Freiheit, wie 
bloß ein Attentat auf die Freiheit und Unabhängigkeit des römiſchen La: 
birten if, jondern daß ihm damit auch eines der mädtigfen und wirkfesin 
Mittel zur Leitung der Univerjaltirche entriffen wird? Alle Welt weiß, ve 
wie Rom der Mittelpunkt der Ghriftenheit if, jo auch die religiäfen Crix. 
welde jeit Jahrhunderten dafelbft Heftehen, ſozuſagen das Centrum aller Lrie: 
und Eongregationen find, welche fi) Über den ganzen Erdball verbreitet iaden 
Sie find gleichſam ebenjo viele Pflanzicyulen, von der unermüdlichen Sorgie 
der römischen Oberhirten errichtet, von der Freigebiuteit frommer Geber, and 
im Ausland, beſchenkt und von der höchſten päpftlicden Autorität, von welder 
fie Leben, Leitung und guten Rath erhalten, geordnet. Diefe Häufer wurde 
gegründet und beſtimmt, Wrbeiter und Milfionäre für alle WBelttHeile ansır- 
bilden. Ohne Uns auf die Geſchichte berufen zu müflen, um die der driäl 
hen Republik und der ganzen Menichheit von diefen Anhängern der evamacı: 
chen Lehre gebrachten Bortheile hervorzuheben, genügt es, mit Einem Zu 
die verihiebenen Länder Europa’s, die entfernteften und ungaſtlichſten Geftade 


Afiens, Afrika's, Amerika's und Auftraliens zu betrachten, wo noch beuizuug 


diefe eifrigen Diener Gottes mit beifpiellofer Entfagung ihre Kräfte, ihre Ge⸗ 
ſundheit, ja ihr Leben felbft zum Nuten und Frommen der Bölfer ofen 
Wenn nun die religidjen Orden in Rom unterbrüdt oder au nur im irgem 
welcher Weiſe eingeſchränkt werden, jo ift es nicht mehr möglich, daß die Fieı 


wie heute die Vortheile diejer frommen und ſegensreichen Infitute fortgenwit 


In der That if e8 Rom, wo die Hauptnoviziate beſtehen, welde bekimm: 
find, die jungen Berkündiger des Chriſtenthums vorzubereiten; es iR hier, mo 
die frommen Gemüther aller Nationen zufammenfirömen, um ihren Geh ja 
Rählen und Necenichaft von ihren Milfhionen abzulegen: e8 if bier, wo x 
Schatten des apoſtoliſchen Stuhles alle Angelegenheiten der Häufer des Au— 
landes verhandelt werden; hier endlich werden unter der Theilnahme der ven 
ſchiedenen Nationen die &enerale, Obern, Wurdenträger der Orden um ix 
Häupter aller Provinzen erwählt. Wie kann man aljo hoffen, dab ohne diejen 


. großen Mittelpunlt in der gegenwärtigen‘ Lance der Dinge und ohne dirk 


oberfte Leitung das belebende und wohlthätige Werk dieſer evangeliichen Ar 
beiter diefelben Refultate haben werde, wie bisher? Nein, die religidien Häuie 
in Rom unterdrüden, heißt fo viel, als allen in der Welt zerſtreuten Gemein: 
ſchaften den Lebensnerv abſchneiden, und eine Beraubung berfeiben wm ihre 
bier liegenden Güter käme der VBeraubung des ganzen Ordens und aller Cı- 
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den um ihr legitimes Eigenthum glei. Die Unterdrädung der religidjen 
Drden in Rom ift aljo nicht bloß eine offenbare Ungerechtigkeit gegen Indie 
viduen, die ſich um die menſchliche Gejellihaft verdient gemadt haben, jondern 
fie ift ein wahres Attentat auf das internationale Recht der ganzen katholiſchen 
Ehriftenheit. Die Dankbarkeit legt Uns ferner die Pflicht auf, hervorzuheben, 
Daß die Uinterdrüdung der religidjen Körperichnften in Rom den apoſtoliſchen 
Stuhl, bei welchem die außgezeichneiften Mitglieder diefer Orden als nützliche 
Mitarbeiter in heiligen Minifterium fi beihätigen, leinen geringen Schaden 
zufügen würde. Wis ſolche wohnen fie den verichiedenen kirchlichen Congrega⸗ 
tionen bei und geben bald Aufklärungen über die verfchiedenen Miſſionen, 
welche ihrer Sorge anvertraut find, bald widmen fie ſich tiefgehenden Studien 
zur Widerlegung falſcher Lehren, bald endlich verfündigen jie ihr weiſes Ur⸗ 
theil über die verſchiedenen disziplinariichen ragen der einzelnen Kirchen der 
ganzen latholiihen Welt. Der wahre Zwed des von der ujurpatorischen Re⸗ 
gierung projeltirten Gefekeß der Unterdrückung der religiöien Körperſchaften 
Liegt alfo Kar am Tage. Es iſt nichts Anderes als die Fortſetzung jenes un. 
heilvollen und jubjerfiven zerftöreriichen Werkes, welches feit dem Tage der 
gewaltjamen Belegung Roms in heuchleriſcher Weife zum Schaden nit 
bloß Unfjerer weltliden Bewalt, fondern insbeiondere auch zum Rad 
theil Unferes oberften Apoftelamtes ausgeführt wird. Sie willen, 
Herr Cardinal, wie jehr Unfer Herz bei dem täglichen Anblid all diejes Un- 
glüds der Kirche zerfleiiht wird. Wenn Uns nun Gründe hoben religiöjen 
Snterefies rieihen, in der jeßigen Lage der Dinge dieje jo jehr von Uns ge» 
Kiebte Stadt, den Sig des römiſchen Pontifilats, vorläufig nicht zu verlafien, 
fo geſchah dieß gewiß nicht ohne eine bejondere Yügung der göttlihen Vor⸗ 
jehung, damit die Welt fih durd die That von dem Loos überzeuge, welches 
Der Kirche und dein römijchen Oberbirten vorbehalten ift, wein die Freiheit 
und Unabhängigkeit feines höchſten Apoftolats durch das Aufgeben einer Poſi⸗ 
tion, die ihr providentiel von Bott angewielen if, in Frage geſtellt wird. 
Und wer kann fih in der That in der neuen Ordnung der Dinge frei und 
anabhängig nennen? Es genügt nit, ſich für den Augenblick materiell per- 
fönlich frei nennen zu können; es ift nothwendig, in der Ausübung feiner höchften 
Autorität frei und unabhängig zu fein und vor den Augen aller Welt fo zu er- 
deinen. Der Bapit aber ift weder, noch wird er frei und unabhängig fein, fo 
lange jeine höchſte Autorität der Vergewaltigung und Willkür einer feindlichen 
Gewalt unterworfen iſt; jo lange jein erhabenes Amt Zieljcheibe des Einflufies und 
des Vorwaltens politiſcher Leidenſchaft iſt; jo ange feine Bejege und Dekrete nicht 
über den Verdacht der Parteilichleit oder der Beleidigung für die verſchiedenen 
Nationen erhaben find. In der neuen, dem Bontifitat nad) der Ujurpation des 
Kirchenſtaats bereiteten Rage ift der Konflikt zwijchen beiden Gewalten 
unvermeidlich; die Eintracht, die Harmonie kann nit vom guten Willen der 
Menſchen abhängen. So wie die Beziehungen beider Gewalten auf einem 
albernen Syſtem beruhen, lönnen auch die Wirkungen diejes Verbältnifies Leine 
anderen fein, als daß fie nothwendigerweife aus feindlich entgegengejegten Ele⸗ 
menten hervorgehen, welche dieſelben in befländigem und peinlichem Kampf 
erhalten müflen. Die Geſchichte ſelbſt ift reih an Konflikten zwilchen beiden 
Gewalten und an Beilpielen von Bewegungen in der driftlichen Familie, ſo⸗ 
bald die zömiichen Oberhirten au nur momentan der Autorität einer frem⸗ 

Gewalt untergeordnet waren. Die Urſache hievon leuchtet ein. Da die 
Welt in eine ziemlich beträchtliche Zahl von Staaten getheilt if, die unab⸗ 
hängig von einander, theils ſtark, theils ſchwach find, fo konnten der Friede 
und die Ruhe in den Gewiſſen der Getreuen nur vermöge ihrer Sicherheit 
und Ueberzeugung von der hohen IUnparteilichleit des allen Gläubigen gemein- 
famen Bater8 und der Unabhängigleit feiner Alte befiehen. Wie lönnte die 
nun beute der Fall fein, wenn die Altion des römiſchen Oberhirten beſtändig 
der Parteiagitation, der Willfür der Regierenden, fowie der Gefahr ausgeſetzt 
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iR, bei jedem Schritte feine eigene Ruhe, jemie bie feiner Bathgebex uub uud Dies 
geftört zu jehen? Huch die Tyreiheit der heiligen Gongregetionen, Denen «8 ob» 
liegt, Fragen zu Idien und auf alle Gonfultationen der latholiſchen ZBelt ja 
antworten, iſt von ungeheurer Wichtigkeit für die Sicherheit der 
für die Iegitinen dringenden Bedärfniffe aller chriſtlichen Nationen. 
der That nothwendig, dak Riemand auf Erden je an ber — und Unab⸗ 
hangigkeit der Entſcheldungen und Beſchlüſſe zweifle, die vom gemeinjamen 
Vater der Gläubigen ausgehen. Es darf Niemand von der Furcht fremder 
Preifionen auf die Entſchließungen des Papſtes beängfiigt fein. Mer Berk, 
die Gongregationen und daß Gonclave ſelbſt ſollen nicht bloß faktiſch frei jew, 
fondern dieje Freiheit muß auch offenbar und ſichtbar hervortreten, fo daß = 
diefer Beziehung kein Zweifel beftehen darf. Da nun die religidfe Frei⸗ 
beit der Katholiken als unumgänglide Borbedingun i 
Sreiheit des Papftes nothig hat, fo folgt daraus, daß, wenn 
Bapft, der oberfte Richter und das febendige Drgan des Glaubens 
Geſetges der Ratholiken. nicht frei if, fie auch nie von der Freiheit 
abhängigkeit jeiner Handlungen überzeugt fein können. Daher bie 
Uengften der Bläubigen; daher die religidfen Wufregungen der Sta 
jene katholiſchen Demonftrationen, weldge als Ausdruck der ismeren 
der Geifter jeit dem gewaltfamen Raub des Iegten Reſtes deB papftlichen 
figes mit jedem Tage wuchſen und nidt eher ein Ende Daben In werben, als 
das Haupt der katholifchen Chriſtenheit wieder in den vollen und 
—8 feiner Unabhangigkeit eingel iR. Unter ſolchen Umſtanden if} es 

begreifen, wie man noch im von einer Berföhnung 
— und der uſurpatoriſchen Regierung reden kann. Und 
Verſohnung könnte in der That bei der gegenwärtigen Lage der Dimge 
finden? Es handelt fig nicht um eine gewöhnliche Frage, welche, fei es 
politifcher, ſei es in religiöfer Ginfigt, aufgetreten wäre und Wege zu 
angemefjenen Transaktion offen ließe. Es handelt fig vielmeßr um 
eine gewaltfame, dem römiihen Oberhirten gefgaffene Lage. 
welche fa vollftändig jede Freiheit und Unabhängigkeit zer 
Rört, die für die Berwaltung der Kirche unbedingt notwendig 
if. Wenn der romiſche Oberhirt fi aljo einer ſolchen —— — 
— fo würbe dieß gleichbedentend für ihn damit fein, nicht nur 

Rechte des heiligen Stuhles, die ihm von feinen Borgängern —*— 

—** Verzicht leiſtete, fondern auch daß er aus freien Stücken ſich darein 
ergäbe, in der Ausübung feines oberfien Amtes fortwährend auf Ginbernikk 
zu floßen, die Gewiſſen der Gläubigen in Unruhe und Wufregung zu laffen, 
NG den Weg zur freien Verkundigung der Wahrheit zu verglichen, mi 
Einem Worte: freimillig den Launen einer Regierung ine erhabene Müken 
preiszugeben, welche das roͤmiſche Pontifilat Unmittelbar von Gott erhalten 
bat, mit der firengen Berpflihtung, deren Unabhängigkeit vor jeder menidli- 
hen Gewalt zu bewahren. Rein, Wir können Uns nidt beugen vor deu Un- 
ariffen gegen die Kirche, vor ber Ufurpation ihrer Heiligen und unveriegligen 
Nechte, vor der ungeziemenden Einmiſchung der bürgerlichen Gewalt in 
religiöfen Angelegenheiten. : Feſt und unbeugfam in der meunpaften 
diaung der Intereſſen der Unferer Obhut auvertrauten Heerde, 
teln, welche Uns zu Gebote flehen, find wir bereit, noch —— 
gegenzugehen und, wenn eß fein muß, ſelbſt unſer —* 
wir irgend eine der Und vom hochſten Upoftolat auferleg 
fäumen. Was follten Wir au nit? Mit der Hilfe des 
nie verfehlen, den Hirten der Kirche und den andern heiligen 
in der ſchweren Roth der Zeiten jo viele Kämpfe für bie 22 
das der Seelen, für die —— — des heiligen auvertrauten 
des Slaubens, für die Unverleglichkeit der ewigen Prinzipien der Werel 
Gerechtigkeit beſtchen ein Beiſpiel der Kraft und des Muthes zu geben. 
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follen wir ferner, Kerr Sarbinal, von jenen fogenannten Barantieen 
fagen, welche die ujurpatorifche Regierung dem Oberhaupt der Kirche leiften 
zu wollen fi den Anſchein gegeben bat, in der offenbaren Abſicht, die Einfalt 
Der Unvorfichtigen zu täufjchen und jenen politiſchen Parteien, denen die Frei⸗ 
Heit und Unabhängigkeit des rdmilchen Oberhirten wenig am Kerzen liegt, 
eine Waffe zu bieten? Gegen wir aud jede andere Erörterung bei Seite, jo 
iR das, was gerade heute in Rom jelbft gefchieht, in einem Wugenblide, wo 
Alles daran liegen müßte, Europa von der Kraft uud Wirffamfeit des ge- 
priefenen Geſetzes zu überzeugen, der beredteſte Beweis, um die Leere und Ohn⸗ 
macht desfelben darzuthun. Ind fürmahr, was hilft e8, die Immunität der 
Perjon und der Reſidenz des romiſchen Oberhirten zu proflamiren, wenn die 
Regierung nicht die Krait hat, Uns vor den täglichen Beichinpfungen zu 
fügen, denen unfere Autorität ausgelegt iſt, fowie vor den in taufendfader 
Weiſe gegen linfere eigene Perſon wiederholten Beleidigungen, und wenn Wir 
im Berein mit jedem rechtfchaffenen Mann betrübte Zeugen der Art und Weile 
fein möüffen, wie in einzelnen auch ganz neuen Fällen das Strafrecht gehand- 
habt wird? Was hilft es Uns, die Thüren Unferer Wohnung nicht zu ver 
Ichließen, wenn e8 Uns nicht möglich if, dieſelbe zu verlafien. ohne gottlofen 
und empdrenden Ecenen beimohnen zu müflen, ohne Uns Beſchimpfungen von 
Leuten auszujegen, die hier zujammengelaufen find, um Immoralität und Un» 
ordnungen zu begünftigen, ohne Gefahr zu laufen, unfreiwillig Gonflicten 
zwiſchen Bürgern beizumohnen ? Was hilft es, perjönliche Garantien für die 
Hohen Würbenträger der Kirche zu verfprechen, wenn fie jogar gendthigt find, 
auf den Straßen die Abzeichen ihrer Würde zu verbergen, um fi nicht allerlei 
Mißhandlungen außgefegt zu jehen; wenn die Diener Gottes und das ller- 
heiligſte Gegenſtand des Spoites und der Verhöhnung find, fo daß es mand)- 
mal nicht einmal rathſam ift, die erhabenfien Geremonien unſerer Religion 
abzuhalten, Bffentlich nämlich; mern endlich die Hirten der lathollſchen Heerde, 
welche gendthigt find, von Zeit zu Zeit nad Rom zu kommen, um Rechen⸗ 
ſchaft von den Angelegenheiten ihrer Kirchen abzulegen, fi ohne irgend welche 
reelle Barantie denjelben Beichimpfungen und vielleicht auch denjelben Gefahren 
außgejegt finden können? Nichts Hilft die Proflamirung der Freiheit Unſeres 
Dirtenamtes, wenn die ganze Geſetzgebung felbft in den wichtinften Punkten, 
wie in den Sacramenten, fi in offener Oppofition mit den Grundprinzipien 
und den Univerſalgeſetzen der Kirche befindet. Nichts Hilft die gefegliche An⸗ 
erfennung der Autorität des oberflen Kirchenfürften, wenn die Wirkung der 
von ihm ausgehenden Alte nicht anerfannt wird, mern bie von ihm ernannten 
Biichöfe fogar gefeglich nicht anerfannt werben und man fie mit einer Unge⸗ 
zehtigkeit ohne Gleichen an der Nutznießung des legitimen Vermögens ihrer 
Kirchen verhindert und ihnen fogar den Eintritt in ihre biſchöflichen Woh- 
nungen verbietet, fo daß fie in einen Zuſtand gänzlicher Berlafienheit verfegt 
fein würden, wenn jene Frömmigkeit der Gläubigen, die Uns erhält, nidt 
wenigftens für jegt die Möglichkeit geftattete, mit ihnen daß Scherflein des 
Armen zu theilen. Mit Einem Worte, welche Barantieen Tönnte eine Regie 
rung für die Aufrechthaltung ihrer Verſprechen geben, wenn daß erfte der 
Grundgefege des Staats nicht nur ungeftraft von jedem beliebigen Bürger mit 
Tüßen getreten, fondern von der Regierung ſelbſt, welche Uns auf jedem Schritt 
bald mit Belegen, bald mit Beihläüffen, wie es ihr am beften paßt, deren Be⸗ 
obachtung verfagt, nufl und nichtig gemacht wird? Alles diefes, Herr Eardinal, 
haben Wir Yhnen vorzüglich zu dem Zweck auseinantergefegt, damit Sie den 

ertretern der bei Unferem heiligen Stuhl beglaubigten Re 
gierungen den kläglichen Zuftand belannt maden, in welden 
Wir Uns dur die neue Ordnung der Dinge zu fo großem Nachtheil der 
katholiſchen Kirche verfert jehen. Sugleid beauftragen Wir Gie, in Unferem 
papkliden Ramen gegen die begangenen, fowie die angebrohten Attentate wider 

8, jowie wider die ganze Fatholifche Chriſtenheit zu proteftiren, Da fie 
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jo jehr wie Wir ein Intereſſe an der Ruhe der Gewiflen haben werden fr 
diefen Mangel an Greiheit und Unabhängigkeit in der Ausübung Unſeres «= 
ftoliiden Amtes in Erwägung ziehen. Denn wenn jeder Gläubige das Leir 
hat, von der eigenen Regierung zu verlangen, daß fie feine perjönlidde de 
heit in Saden der Religion ſchütze, jo Hat er e8 nicht weniger, von ihr da 
Schutz der Breiheit Desjenigen zu verlangen, welder fein Führer und ber 
Dolmeticher feines Glaubens if. Außerdem ift e8 ein wahres Intereſſe alle 
katholiſchen wie nichtkatholiſchen Regierungen, der großen katholiſchen Yamılir 
Grieden und Ruhe zu verſchaffen und Unjere wirkliche Unabhängigkeit zu unter 
lügen. Sie können nicht verfennen, daß, von Bott zur Bertheibigung der 
Prinzipien ewiger Gerechtigkeit berufen, fie die gerechteſte Sache der Welt be 
ſchützen müſſen, in der Ueberzeugung, daß fie mit der Kufeath altung 
der heiligen Rechte des römijdhen Bontififat8 aud ihre eigenen 
vertheidigen. Auch können fie nicht ‚vergefien, daß das römikhe Bontikler 
und der päpftlice Thron, fern davon, ein Hinderniß der Ruhe und Wohljehr: 
Europa’s oder für die Größe und Unabhängigkeit Italiens zu fein, immer 
vielmehr ein Band der Einigung zwiſchen Böllern und Fürften, ein gemem 
ſamer Mittelpuntt der Eintracht und bes Friedens war; für Italien beionbers 
— aud das müflen Wir ar — bildete e8 feine wahre Größe, den Eds 
feiner Unabhängigfeit, die 

Freiheit.“ (Hierauf folgen Gebete und Segenſprüche.) 


So viel befannt getoorden ift, findet fidh feine europäiſche Regie: 
rung veranlaßt, die Mittheilung Antonelli’s zu beantworten. 


24. Juni. Der Papft empfängt ben deutichen Lejeverein in Rom, nimmt 


. ihr gehorde, allein er will auch, daß man die Wahrheit ſage und 
thum belämpfe. Wir haben es mit einer Verfolgung zu thun, die, vom Weiten 


eine Adreſſe desfelben entgegen und antwortet mit einem ſtarken An 
fall gegen ben deutſchen Reichstanzler und der Hoffnung, daß ſich „wie: 


leiht bald das Steinen von der Höhe loslöfe, das den Fuß ber | 


Kolofjes (d. h. des deutſchen Reiches) zertrümmere”. 


„Bor Allem danke ih Euch für die Gefühle der Unhänglidkeit, die Ihr 
mir "außgebrüdt habt. Sie flimmen überein mit denjenigen, wie fie mir von 
allen Theilm Deutihlands ausgeiprodden worden und bie mir felber zu 
immer größerer Ermuthigung und Erhebung dienen. In eben den jüängie 
Tagen empfing ich Mittheilungen aus Köln, Münfter, Baderborn, aus Bi» 
hen, Regensburg und vielen andern Didzeſen Deutſchlands; ich babe barızı 


entnommen, daß die katholiſche Vevblkerung daſelbſt bie Berlängerung med 


Lebens und meines Pontifilate® an den jüngft verflofienen Jahreſtagen mi 
großen Feſtlichkeiten, bffentlichen Gebeten und vor Allem durch eifrigen Cmapfur 
der Heil. Sacramente begangen hat. Wohl, das ift ein Mittel, die Berfalgumg 
der Kirche zu hemmen. Was nun diefe Verfolgung, wie fie jegt in Gurem 
Baterlande außgebroden if, angeht, jo kampft wider diefelbe mit Schet, mit 
Standhaftigkeit, in der Preſſe, in dffentlicher Rede; thut es mit ebenie viel 
Bejonnenheit als Feſtigkeit. Gott will, daß man bie Sandesobrigfeit * zn) 


vorbereitet, jest ausgebrochen iſt; es if der erfte Minifter einer nit 
tigen Regierung, der nad) feinen fiegreichen Erfolgen im Felde ſich an 

Spige der Verfolgung geftellt Hat. Ich babe ihm milten Iafien (umb es hr 
dieß fein Geheimniß fein; alle Welt mag «8 erfahren), daß ein ‚Triumph afm 
Mäßigung von keiner Dauer ift, daß ein Triumph, der fi in einem amp 
gegen die Wahrheit und die Kirche einläßt, der größte Wahnſinn iR. ch hebe 
den Premierminifter jagen lafien, ‚daß die Katholiken bis auf den Keutigen 
Augenblid gegen die deutſche Regierung von voliftier Ergebenheit beſeelt «e 
weſen, daß ich immer und immer wieder von den Bljähdfen, von Prichen 


ortwährende Bertheidigung und das Bollwerk jemı 
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und von berborragenden Laien Berichte empfangen babe, in denen fie mir er: 
Härten, wie fie das Wohlmollen zu ſchätzen wüßten, mit welden fie von der 
Regierung behandelt würden, fowie die Freiheit, deren ſich die Kirche erfreue; 
ebenfo habe die Regierung felber ihrer Zufriedenheit mit den Katholiken Aus- 
drud gegeben. Angefihts dieſer Erklärungen und Zugefländnifie der Regie 
zung ſelber — wie lafje e8 fich begreifen, daß nun auf einmal die Katholiken 
ih in Leute verwandelt haben follten, die den Gehorjam verweigern, die ge: 
fährlicde Umtriebe machen, die auf den Untergang des Staates finnen? Diele 
Trage habe ih an den Minifterpräfidenten ftellen laſſen; die Antwort erwarte 
ih no immer — vielleicht weil eßs auf die Wahrheit eine Antwort gibt. 
Erheben wir im Uebrigen unjern Blid zu Gott; hegen wir ein feſtes Ver⸗ 
trauen, halten wir in Eintracht zuſammen. Jene feindliche Verfolgung ber 
Kirche wird unfehlbar den Glanz jenes Triumphes in Frage fielen, wer 
weiß, ob nicht bald fih das Steinden von der Höhe losldst, 
Das den Fuß des Rolofjes zertrümmert. Will Bott jedoch, daß weitere 
Berfolgungen lommen, nun, die Kirche hat Feine Furt. Im Gegentheil! 
In den Berfolgungen wird fie ja gereinigt, geſtärkt, mit neuer Schönheit um⸗ 
Hleidet. Ohne Zweifel bedarf es auch in der Kirche Hie und da der Reinigung, 
und die wird am beflen ausgeführt durch Verfolgungen, die von großen poli» 
tiſchen Bewalten ausgehen. Da wird das Unfraut vom Weizen gejondert und 
alle Halbheit gefiäte. Warten wir ab was Gott beflimmt, voll Zuverſicht. 
Erweiſen wir der Regierung Ehrfurdt und Unterwürfigleit, fo lange fie uns 
nichts gegen die Gebote Bottes und der Kirche befiehlt. Ich ſegne nun Euer 
Baterland, ich fegne Euch und Eure Familien, Eure Freunde und alle guten 
KKatholiken in Deutihland. Möge Gott Eud unter feinem Schutze bewahren, 
Me Ihr gefräftiget werdet, alles das auszuführen, was ich Euch anbefohlen 
abe. “ | 


24. Duni. Nah längerem Kampfe der verfchiebenen Parteien innerhalb des 
Vaticanes wird endlich entſchieden, daß die Elericalen Italiens aufge 
fordert werden follen, bei den bevorftehenden Gemeindewahlen im ganzen 
Lande, namentlih auch in Rom jelbft, ihr bisher rein paſſives Ver⸗ 
Halten aufzugeben und fich an denſelben zu betheiligen. 


>. Juli. Der Bapft fpricht fich gelegentlich des Empfanges von 52 römi« 
ſchen Euratprieftern für Die Betheiligung der clericalen Partei an den 
itafienifhen Municipalwahlen aus. 


In feiner Antwort auf die von dem Chorführer der Deputation verlefenen 
Wreſſe deutet der heilige Vater auf eine Periode der Attion und der 
Energie hin, in welche der Vatikan treten milſſe. Auch die katholiſche Sache 
babe nöthig, fih in wirkſamer Weije zu rühren und muthig die Schlachten 
des Herrn zu ſchlagen. Mit Wort und Schrift fei nicht alles zu thun, eß 
bedürje der Action. Er habe fi in dieien Tagen Bott für ein gewiſſes An⸗ 
Liegen anempfohlen, die Zuhörer möchten ihn mit ihrem Gebete unterftägen. 
— 685 if kaum zu bezweifeln, daß diefe geheimnißvollen Andeutungen fi auf 
den _ Wahllampf beziehen, zu welchem bie italienifchen Katholiken berufen wer⸗ 
den ſollen. Der Papft hat es Übrigens durch diefe von ihm gebilligte Front⸗ 
veränderung der katholiſchen Partei mit vielen enragirten Ultramontanen ver- 
Dorben; halb auch nachträglich erklärt wird, daß e8 fih nur um Municipal⸗ 
wahlen handeln folle, nit um politifche, die eine Anerfennung des Königreichs 
Italien einjhlöffen. Webrigens wird conftatirt, daß Pius den Seeljorgern die 
Worte zurief: „Eilt zu den Urnen!“ Diefe Stelle wird jedoch in den Referaten 
des „Dffervatore Romano” und der , Voce della Berita" außgemerzt. Dagegen 
Hatten die beiden Blätter e8 gegen den Willen Antonelli’s durchgeſetzt, “ bie 
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befannten heftigen Meuperungen des Papfles über Deutſchlaud mb ſeine Ir 


gierung veröffentlicht wurden 


3. Juli. Der Bapft Beflätigt. in feiner Antwort auf bie Adreſſe em: 
Deputation der Rectoren und Zöglinge an zehn auslänbifchen Priefer 
jeminarien und bes internationalen Seminars der Propaganda fein 
früheren Aeußerungen über Deutſchlaud: 

„Empfehlet dem Herrn aud den Bapft, eure Heimat, empfiehlt ige Dert⸗ 
fand, über das ich ſchon einmal geiprodhen habe und nichts weiter jagen ml. 
denn fie ärgern fi) darüber; doch es ift unnüg, denn ſtets werde id} Basic'k 
fagen und wiederholen, trog alles Grolls.“ 


13. „ Der Bapft äußert zu einer Deputation ber ehemaligen Beamteie: 
des päpftlichen Handelsminifteriums: 

„Wenn wir bei den Regierungen Europa’s anflopfen wollen, to fund de 

Werke Aller gerade denen entgegen, von weldyen Jeſus Corifus‘ zu ©. 3» 

hannes Edülern ſprach. Die Werke jebet ihr alle, die Terfe einer fogenanz:z 

Regierung in Italien, einer fogenannten Regierung i in Madrid, einer jogenam⸗ 

ten Regierung in Paris; fchauet, beobachtet diefe Were, und danm fazet, mes 

wir don diejer Welt boffen fönnen. Wir tönnen feine Hülfe von den Arge 
rungen erwarten, fondern nur von Gott!“ 


29. „ Der Papft ernennt wieder 7 italienische Biſchöfe. 


4. Aug. Die Clericalen unterliegen bei ben Gemeinbetvahlen in Rom tr 
aller Anftrengungen, und ebenfo in einer Reihe anderer großer Städt. 
wie Venedig, Verona zc.; dagegen fiegen fie in einer Anzahl kleineret 
Städte, wie Nola, Gaeta zc. und theilweife wenigftens auch im Neapel 


20. „ Der Papft läßt das Schloß in Pau (Frankreich) befichtigen für 
den Wall, daB er ſich entichließen follte, Rom zu verlaflen. 


12. Oct. Der Bapft lehnt den Empfang der ihm durd das italieniſche 
Garantiegejeß ausgeſetzten Civillifte im Betrage von 3,225,000 2x8. 
auch dieſes Jahr wieder, wie ſchon im vorigen, ab. 
Die clericalen Blätter behaupten, daß der jährlice Ertrag des Pelert⸗ 
pfennigs diefe Givillifte um daß Drei⸗ und Vierfache überfieige, fo daß der 
Papſt dieſer Civilliſte nicht bevürfe. Der Bapft köonne warten. 


13, Oct. Der Bapft hält an eine Deputation der Transteveriner eine Un- 
ſprache voll ſcharfer Ausfälle direkt gegen den König von Stalien. 


Die italienifchen. politiſchen Blätter find übereinſtimmend der 

daß eine ſolche Haltung des Papftes nachgerade doch geradezu — 
werde. Sie wollen wiſſen, ſelbſt Untonelli habe darüber jeinem Herrn Bar 

ſtellungen gemacht und die Anfiht außgeiprschen, daß, wenn aud) Gr. Heilig⸗ 
teit die Wahl der Worte freifichen müfje, do Sei der nachherigen Werften. 
lichung durch die Preffe einige leichte Genjurftride wohl angebracht fein möchten. 
Allein der Bapft habe dieſe Vorftellungen jehr unjanft abgewiefen. Er hehe 
feinem Staatsſekretär erflärt, gerade daran liege ihm, daß feine Anfpraden 
die allerausgebehntefte Verbreitung erhalten; und um jeder etwaigen Geniar 
feiner Worte von Seiten des Minifters borzubeunen, babe der Papft aus 
drüdlich die Directoren von zwei katholiſchen Zeitungen aufgefordert, jeteb- 
mal am Tage eines Empfangs Berichterftatier in den Vatikan zu fenden. 
um in autbentijcher Weiſe jedes Wort von den Lippen Er. Heiligkeit entgeger 
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gu nehmen. Da nun auf diefe Weiſe dem Bapft nicht beizulommen ſei, bleibe 
der Regierung nichts übrig, als fi an die Preſſe zu halten, und fo müſſe fie 
die Erflärung abgeben, daß in Zukunft die Zeitungen, welche ftrafbare Aeuße⸗ 
rungen über König und Regierung bringen, gleichviel ob diefe aus dem Wunde 
Sr. Heiligkeit berühren oder nicht, der Strenge der Strafgejege verfallen wür⸗ 
den. Es ſcheint aber, daß die öffentlide Meinung auch hiemit noch nicht zu⸗ 
Trieben if. Wisher galt es in alien als ausgemadt, daß das Bleiben des 
Bapftes in Rom als ein unzweifelhafter Gewinn für Italien zu betrachten jet. 
Den Entſchluß des Papftes, ſich auf Reifen zu begeben, hätte man faſt flir ein 
Nationalunglüd gehalten. Bon diefer Meinung nun ſcheint man allmälig ab» 
zulommen. Selbſt die Florentiner „Razione”, ein Blatt der gemäßigten Partei, 
labt fih aus Rom fchreiben: „Alles fragt ſich, ob es denn länger zu ertragen 
jei, daß der Bapft, fo oft es ihm beliebt, Taufende von Perjonen auß der 
unterftien Boltstlafle um fih verſammelt, fie mit aufrühreriihen Reden aufs 
ſtachelt, Haß und Verachtung gegen König und Regiernng unter fie ausſäet 
und bernad dem Herrn Thierß durch den Gardinal Bonnechoſe unbefangen 
erllären läßt, es falle ihm gar nicht ein, Rom zu verlafieen. Dan fragt ſich, 
ob denn die Anweſenheit des Papftes in Rom unter diefen Umſtänden nod 
wünfchenswerth fei, ob e8 nicht befier wäre, er ginge anderswohin, etwa nach 
Avignon, wo er dann Aufruhr gegen die Regierung des Herrn Thiers predigen 
mag; man fragt fi), ob eine jolde Politik vernünftig und würdevoll ift und 
ob man die Regierung ermutbigen darf, auch in Zukunft darauf zu beharren.“ 
Die Regierung tft in einer um fo jchwierigeren Lage, als fie durch das Garantie 
geſeh alle erdenklichen Freiheiten den Papft zugefichert hat, und weil, wenn auch 
dieſes Gefeg durch die Ablehnung von Seite des Bapftes nicht perfelt geworden 
iR, es doch die ſtilljchweigende Bedingung war, unter welcher alle katholiſchen 
Mächte dem Sturz der weltlidden Herrſchaft ruhig zugefehen haben. Un den 
Veſtimmungen des Barantiegejepes hält daher die Regierung mit äußerfler 
Gewiſſenhaftigkleit feſt.“ 


22. Dez. Mlocution des Papſtes im Gonfiftorium der Garbinäle gegen 
Italien und gegen Deutſchland und die Schweiz. 


Ten Hauptiheil derfelben bilden Klagen über die „Iangwierige und grim« 
mige Berfolgung”, unter welcher der apoftoliihe Stuhl und mit ihm die ganze 
Kirche ſeufze. Nachdem zunächft über die durd die Occupation Roms durch 
Italien geihaffene Lage und die fetidem erlafienen italieniſchen Staatsgefeke 
im Wllgemeinen geklagt worden, wird zu dem bor Kurzem der Kammer vor« 
gelegten Gefegentwurf Aber die geiftliden Genofienihaften in Rom überge⸗ 
gangen. „Kaum daß wir hörten, daß ein Minifter der ſubalpiniſchen Regie 
zung der gejeggebenven Beriammlung den Borjag mitgetheilt habe, ihr dieſe 
Geſetze vorzulegen, enthülten wir fofort mit einem am 16. Juni If. 38. an 
unferen Gardinal-Stantsjefrelär gerichteten Schreiben deren verbrecheriſche 
Tendenz und trugen demfelben auf, diefe neue uns bevorftehende Gefahr, 
fowie die anderen liebel, welche wir erbulden, den bei dem heiligen Stuble 
acereditirten Gejandten der Herricher anzuzeigen. Nachdem jedoch jet das an⸗ 
gedrohte Geſetz bereit vorgelegt it, erheiſcht es völlig das Amt unjeres Apoſtel⸗ 
thums, daß wir vor euch, ehrwürdige Brüder, und vor der ganzen Kirche mit 
Sauter Stimme die Klagen erneuern, in welche wir, wie es wirklich geichehen 
if, ſchon früher ausbrachen. Daher im Ramen Jeſu Chriſti, deſſen Stell- 
ertretung wir auf Erden führen, indem wir dieſes verrudte Attentat 
mit der Autorität der heiligen Apoſtel Petrus und Paulus und mit unferer 
eigenen verwänjden, verdammen wir es mit jevem, waß immer für einem 
Gefeheniwurfe, welder fi die Macht anmaßte, die religidfen Samilien in Rom - 
und in den umliegenden Propinzen zu kränken, zu drüden, zu vermindern, zu 
unterdräden und bier die Kirche ihrer Güter zu berauben und fie dem Fiskutz 
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u übergeben oder in anderer Weile in Befig zu nehmen. Wir erflärn deher 


Kon von jegt ab Alles, was man gegen die Rechte und gegen das Behätkın 


der Kirche etwa unternehmen wollte, für Bosheit; wir erflären jeden, ume 
was immer für einem Ramen bewerfftelligten Anlauf der vorgenannten cı 
raubten Güter, gegen deren Veräußerung dieler apoftoliige Stuhl niem:: 
zu protefliren aufhören wird, für durdaus ungiltig und nidtig. ix 
Urheber und die Begünftiger diefes Gejekes dann mögen fidh der Genfuren ar) 
der geiſtlichen Strafen erinnern, welche die apoftoliiden Conftitutionen aufr-- 
legen und denen die Eingreifer in die Rechte der Kirche ipso facto verfale, 
und aus Erbarmen für ihre eigene von diejen geiftlichen Ketten umſchlungere 
Seele mögen fie aufhören, auf fi für ten Tag des Zornes und der Rur> 
gabe des gerechten Urtheiles Gotte8 Born zu jammeln.” Dann fährt der 
Papſt fort: „Doch nicht genug, der eindringlihe Schmerz, von welden zu 
wegen diefer und anderer Injurien, die in Italien befländig gegen die Kirche 
gerichtet werden, aufs Xieffte erfüllt find, wird außerdem nicht wenig tur 
die heftigen Verfolgungen verbittert, welche diefelbe anderswo und imSbejender 
im neuen deutſchen Saijerreiche erbuldet, wo man nicht nur mit ver: 
borgenen Madinationen , jondern auch mit offener Gewalt darauf Binerbeitt, 
fie vom Grunde aus zu vernichten. Denn Männer, die nidgt nur umijere be» 
ligfte Religion nicht befennen, fondern fie nicht einmal kennen, maßen ſich die 
Macht an, die Dogmen und die Rechte der Tatholifchen Kirdde zu befinirı 
Und während fie diejelbe hartnädig drüden, ſtehen fie unverfhämtermei': 
nit an, zu behaupten, daß ihr von ihrer Seite kein Schaden engeihca 
werde; ja indem fie der Injurie Berleumdung und Epott beifügen, jhazıı 
fie fih nicht, die Verfolgung, welche anſchwillt, den Katholiken zur Lak 32 
legen, weil ihre Biſchöfe und ihr Glerus zugleih mit dem treuen Bolk es 
verweigern, die Placetumß oder die Geſetze des weltlichen Kaiſerthums da 
heiligften Geſetzen Gottes und der Kirche poranzuftellen, und Darum nicht ihre 
religiöjen Pflichten ungetreu werden wollen. O möchten ſich doch die Lenirr 
der Staaten endlih, befehrt durch lange Erfahrung, überzeugen, daß untıı 
ihren Unterthanen Riemand gewifjenhafter als die Katholiken dem Kaiſer mei 
des Raifers ift, geben, eben weil fie religids beftrebt find, Gott zu geben wei 
Gottes ift! (Verum acerrimus, quo perstringimur, dolor ob istas aliasg» 
passim illatas Ecclesiae iniurias in Italia, non leviter exacerbatur prae 
terea a saevis, quibus eadem obnoxia est alibi, persecutionibus, maxıme 
vero in novo Germanico Imperio, ubi non occultis tantum machinstieai- 
bus, sed aperta quoque vi illam funditus subvertendi adlaboratur Siqui- 
dem viri, qui non modo non profitentur sanctissimam religionem nostran. 
sed nec ipsam norunt, potestatem sibi vindicant praefiniendi dogmata et 
iura catholicae Ecclesiae.e Et dum eam praefracte divexant, impudenter 
asserere non dubitant, nullum illi à se inferri detrimentum: imo calum- 
niam ac itrisionem addentes iniuriae, saevientem persequutionem viuo 
vertere non verentur catholicorum ; scilicet quod eorum Praesules et Cierus 
una cum fideli populo praeferre renuant civilis Imperii leges et placits 
sanctissimis Dei et Ecciesiae legibus et a religioso officio zuo desciscere 
idcirco recusent. Utinam publicarum rerum moderatores diutaurne dorti 
experientia sibi tandem suadeant, ex eorum subditis neminem accuratius 
catholicis reddere Caesari quae sunt Caesaris ideo praesertim, quod reli- 
giose reddere studeant quae sunt Dei Deo.) Benfelben eg. weldgen des 
deutſche Kaiferreich eingeichlagen hat, jcheint in einigen Orten der ſchweize⸗ 
rifhen Conföderation die bürgerlie Gewalt betreten zu haben, ſei es. 
daß fie Über die Dogmen des kath. Glaubens dekretirte, jei es, daß fie vie 
Apoftaten begünfligte, oder auch, daß fie die Ausübung ber bifchöflichen @e 
walt verhinderte. ferner hat die Regierung des Kantons Genf, obſchon years 
feierlichen Pakt gehalten, in ihrem Xerritorium die katholiſche Religion jr 
wahren und zu vertheidigen, nachdem fie in den verwichenen Jahren der Aut. 
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rität und der Freiheit der Kirche widerſtrebende Geſetze ſanklionirt Hatte, jungſt 
katholiſche Schulen unterdrüdt und von religidfen Familien einige vertrieben 
und andere des ihrem Ynftitute eigenthümlichen Unterrichtes beraubt, und jekt 
thut fie alles, um die Autorität abzufchaffen, melde dort feit vielen Jahren 
auf diefer Seite unjer ehriwirbiger Bruder Kaspar, Biſchef von Hebron, recht. 
mäßig ausübt, und ihn feines pfarramtlichen Benefiziums zu berauben; ja, 
fie ift fo weit vorgegangen, jene Bürger mittels dffentliher Kundgebung ein« 
zuladen und aufzureizen, die kirchliche Regierung ſchismatiſch umzuftoken.” Die 
Zuſammenſtellung der Bedrückungen der Kirche wird mit Erwähnung der anti- 
kirchlichen Gefehgebung in Spanien (Givilehe) und des armenifchen 
Schis ma's geſchloſſen. Zuletzt drüdt Pius feine Befriedigung darüber aus, 
daß fi der Epijlopat in allen den aufgeführten Ländern jo ftendhaft zeige, 
die Rechte der Kirche zu wahren, und fordert zum engflen Zufammenhalten auf. 


Der Bapft empfängt die Generale, den Generalftab und die 
meijten in Rom antwejenden Officiere des ehemaligen päpftlichen Heeres 
und antwortet auf die Anſprache des Generals Kanzler: 


„Ihr Habt mit Recht bemerkt, daß die ſozialen Berhältniffe, weit entfernt 
fid zu beifern, von Tag zu Tag jchlimmer werden. Euer Anblid if ein 
lebendiger Beweis davon. Ihr ehrenwerthen, tapferen und treuen Vertheidiger 
dieſes heiligen Stuhles lommt entwaflnet zu mir und beweist dadurch, mie 
traurig die Zeit ift, in welcher wir leben. Ach, Tönnte ich doch der Stimme 
Gottes geboren, welche einfl zu einem andern unterdrüdten Volke ſprach: 
„Berwandelt den Spaten, die Hade und den Aderpflug, wie alle andern Ges 
räthichaften bes friedlihen Aderbaues in Lanzen, Spieße und Schwerter und 
anderes Kriegsgeräth, weil die Feinde nahen und wir Waffen und Gtreiter 
brauchen.“ Ach, mollte doch Bott diefe Sprache zu uns reden! Aber der liebe 
Bott ſchweigt, und aud ich muß aljo ſchweigen. ch mill feinen Krieg ent- 
zünden. Ich ſchließe alſo, daß die Revolution durch ihre eigenen Waffen zum 
Falle tommen wird, und diefe find: Grmanglung aller religiöfen Grundſätze, 
die wachſende Ungerechtigkeit und Immoralität, die Brefhe an der Borta Pin 
und alle die andern Uebelthaten, die ich euch nicht aufzuzählen brauche, da ihr 
mitten unter ihnen gelebt habt und fie beſſer fennt als ich ſelber. Ja, die 
Revolution wird durch ſich ſelbſt fallen mit den Waffen in der Hand, die fie 
gegen die Wahrheit, gegen die Gerechtigkeit und gegen die heilige Kirche er⸗ 
hoben bat. Wie jedoch können wir dieß erlangen? „Dominus Deus Israel 
respice in hac hora“: uns zum Gebete wendend und Judith nachahmend, 
welche unter Gottes Beiftande das belagerte Vethulin befreite. Mit dem Ges 
bete werden wir Gott rühren, daß er mit feiner Stärke unfere Wünfche und 
Hoffnungen zu erfüllen fomme.“ 


„» Der Bapft empfängt die Glücwünſche des Adels und fagt zu der 
Deputation, daß ber Adel und bie Geiftlichleit Die beiden Hauptftügen 
der Throne feien, daß auch Jeſus Chrijtus ein Freund der Ariftofratie 
gewejen und deßhalb aus dem Stamme Davids entiprungen fei. 

„ Der interimiftiicde Vertreter des deutſchen Reiches am päpftlichen 
Hofe, Legationsjeretär Lieutenant Stumm, erhält als Antwort auf die 
päpftliche Allocution von Berlin aus den Befehl, in Urlaub zu gehen, 
zeigt dieß dem Gardinal-Staatsjefretär an.und verläßt Rom noch am 


gleichen Tage. Das deutſche Reich bleibt vorläufig am päpftl. Hofe 
unvertreten. . 
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6. Die Schweiz. 


16. Ian. Nationaltath: Fortſetzung der Berathung ber Revifion ber Bun 
besverfaffung: ber Initiativ- Antrag bes Gr. Rathes von Genf, bie 
Bundesreviſionsberathung einzuftellen, bis das Voll abgeftinmt habe, 
ob e8 eine Reviſion überhaupt wolle oder nicht, wird mit 48 gegen 
24 Stimmen verworfen. 


8. Febr. (Genf) Gr. Rath: beichließt ein Gejeh betr. Regelung, reir. 

Beſchränkung der kath. Gorporationen und Eongregationen (f. 39. Iami) 

24. „ Nationalrath: beendigt. die zweite Berathung der Revifion ber Bu 
desverfaſſung. 


1. März. Nationalrath und Ständerath: beſchließen, daß die Vollsabſtin 
mung über die revidirte Bundesverfaſſung in globo und nicht nad 
einzelnen Abſchnitten erfolgen ſolle. 

„„Bundesrath Dubs (Züri), nach deſſen Anſchauungen bie von beiden 
Räthen befchloffene Reviſion der Bundesverfaſſung dem Föderalitun, 
als dem Fundament und Ausgangspunkt der Eidgenoſſenſchaft, zu nahe 
tritt, fordert von der Bundesverfammlung feine Entlafjung als Rik 
glied des Bundesraths. 


3. „ Nationale und Stänberath: gleichen Die Ir zwiſchen iihnen sb 
waltenden Differenzen über die Reviſion der Bundesverfaſſung ans; 
der Nationalratd nimmt die modificirte Revifion ber Bunbesverfaffung 
als Ganzes mit 78 gegen 36, ber Ständerath mit 283 gegen 18 Gtim- 
men an. Schluß der Seifion der YBundesverfammiung. 


14. April. (Zürich.) Das Bolt verwirft in allgemeiner Abſtimmung das 
vom Santonsrath ihm vorgelegte allgemeine Unterrichtsgeſeß mit großer 
Mehrheit. Die demofratiihe Regierung erleidet damit eine ſchwere 
Niederlage. Dennoch beichließt bie herrſchende demokratiſche Barkei, 
eine Fuſion mit der liberalen Oppofition abzulehnen und für die am 
12. Mai jtattfindende Erneuerungswahl der gejammten Regierung die 
Yimmiticpen bisherigen Mitglieder derſelben wieder als Candidaten auf 
zuſtellen 
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Der Kantonsrath hatte das neue Geſetz über das gefammte öffentliche Un⸗ 
terrichtsweien drei Wochen lang jehr forgfältig beratben, manche demokratiſche 
Forderung wurde dabei fallen gelafien und jchließlich der Entwurf mit großer 
Mehrheit gegen eine Minderheit von bloß etwa 20 Etimmen genehmigt. 
Neben einigen fehr zweifelhaften Punkten bezeichnete der Entwurf im Ganzen 
einen großen Yortichritt. Die Elementarſchule follte wejentlich verbefiert und 
durch eine für obligatoriſch erklärte Fortbildungsihule ergänzt werden, die 
Gecundar: (Mitiel-) Schule eine Ausbildung in Anzahl und Lehrplan der An⸗ 
falten erfahren und allgemein aud den Wermften zugänglich gemacht, die 
Vollsſchullehrer befier dotirt werden. Man begte im Kantonsrat die fefte 
Ueberzeugung , das Schulgeſetz würde vom Volke angenommen werden, und 
hatte Zweifel mur in Betreff zweier Beſtimmungen: einmal, ob das Bolt nicht 
Anftoß nehmen würde an der Erftredung der Elementarſchulpflichtigkeit vom 
zwölften bis auf das vierzgehnte Lebensjahr; fodann, ob die Beſtimmung An⸗ 
Hang finden würde, daß alle Elementarlehrer an der Univerfität, ftatt wie 
bisher im Schullehrerfeminar, ausgebildet werden follten. Ueber dieſe beiden 
Buntte follte deßhalb Separatabfiimmung erfolgen. Sollten fic oder einer 
von ihnen vom Bolfe verworfen, das Beleg im übrigen angenommen werben, 
fo würde der Entwurf von dem Kantonsrath in dem betreffenden Punkte ent« 
ſprechend umgenrbeitet und dann publicirt worden fein. Die zahlreiche kanto⸗ 
nale Prefſe befürwortete das Belek im Ganzen ohne Unterjchieb der Parteien. 
Am Tage der Bollgabfiimmung erfcheinen Aber 80 Prozent der Stimmberedh- 
tigten. Bon diefen verwerten die Verlängerung der Alltagsichulzeit 41,500 
gegen 13,670 Annehmende, die Univerfitätsbildung der Volksſchullehrer 43,280 
gegen 13,000, das ganze Uinterrichtsgefeß aber (auch ohne jene beiden Punkte) 
wird vom Bolle mit 89,000 gegen 16,000 Stimmen verworfen. " 

20. April. Der Bundesrath erläßt eine Proflamation, in der er bem 
Schweizervolle die rev. Bundesverfaflung für die auf den 12. Mai 
angefchte allgemeine Abflimmung warm empfiehlt. 

Eine vergleichende Ueberſicht des Revifions- Entwurfs mit der bisherigen 
Bundesverfafiung von 1848 ergibt folgendes: 

An der Eintheilung der Materien in „allgemeine Beſtimmungen“, „Bun 
vesbehörden”, „Revifion der Verfaſſung“ und „Lebergangs- Beftimmungen“ 
wurde im neuen Entwurf nichts geändert. In den erften Abjchnitt „allgemeine 
Beſtimmungen“, der eiwa zwei Drittbeile des Ganzen einnimmt, fallen ſämmt⸗ 
liche weſentliche Abänderungen, mit Ausnahme der Bellimmungen über die 
erweiterten Bollsrechte und daß Bundesgeriht. Ganz unverändert blieben die 
88 1—11, 13—17. Nach diefen bilden „die vereinigten Bolkerſchaften der 
22 fouveränen Kantone in ihrer Geſammtheit die ſchweizeriſche Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft“ [8 1], und ift der Zweck des Bundes die Behauptung der Unabhän- 
gigteit nach außen, der Schuß der Ordnung, der Freiheit und der Rechte der 
Eidgenofien und die Beförderung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt [S 2]. „Die 
Kantone find jouverän, joweit ihre Souveränetät nicht durch die Bundesver⸗ 
fafjung beſchränkt ik“ [S 3). „Alle Schweizer find vor dem Befeke gleich. 
Es gibt keine Unterthanenverhältniffe, keine Vorrechte des Ortes, der Geburt, 
der Familie oder Perfonen” [g 4].. Der Bund gewährleiftet den Kantonen 
Gebiet, Berfaffung, Freiheit und Rechte des Volles, ſowie die Rechte, welche 
diejeß feinen Behörden übertragen bat [$ 5]. Die Kantone müffen für ihre 
Verfaſſung die Garantie des Bundes nachfuchen, der diejelbe infofern ertheilt, 
als fie nichts gegen die Bundesverfafjung enthalten, „Sie Ausübung der por 
litiſchen Rechte nach republikaniſchen — repräjentativen oder demokratiſchen — 
Formen fihern”, und als „fie vom Volk angenommen worden find und re 
vidirt werden fönnen, wenn die abjolute Mehrheit der Bürger es verlangt“ 
[F 6]. Belondere Verträge politiſchen Inhalts zwiſchen den Kantonen find 
unterjngt; gefattet dagegen „Berlommnifie” über Gegenſtände der Geſetzgebung, 


30* 





468 


Bie Sqhweij. 


des Gerichtsmefens und der Nerwaltung [8 7]. Der Bund allem darf friy 
erfläxen, Frieden ſchließen, Bündniſſe und Staatsverträge mit dem Wusler!: 
eingehen [8 3]. Ausnahmsweiſe dürfen die Kantone über Begenfände ter 
Staalswirihſchaft, des nachbarlichen Verkehrs und der Polizei mit dem Un 
lande Verträge abſchließen [$ 9). Ter amtlidhe Berlehr mit legterem or 
ſchieht allein durch den Bundesrath [5 10]. Militärfapitulationen find znter- 
jagt [$ 11]. — Yu $ 12, der den Mitgliedern der Bundesbehörden und te 
eidgendifiichden Beamten jeder Kategorie die Unnahme von Penfionen, Gehalten 
Titeln, Geſchenken oder Orden unterfagt, wurde hinzugefügt: Daß im jdwei- 
zeriichen Heere weder Orden getragen, noch vom Auslande verliehene Tütel 
neltend gemacht werden dürfen, und daß das Annehmen joldder Auszeichnungen 
Dffizieren und Soldaten unterjagt fei [$ 12]. Uaverändert blieben bamı 
wieder die Beitimmungen, daß der Bund feine ftehenden Truppen und ker 
Kanton deren mehr als 300 Mann halten dürfe [S 13]; daß bei interlam- 
nalen Streitigleiten feine Selbftgehilfe geftattet, jondern die Entjcheidung des 
Bundes anzurufen fei [5 14]. Droht einem Kanton vom Auslande plöci:4 
Gefahr, jo joll er andere Kantone zur Hilfe mahnen, unter gleichzeitiger Un 
zeige an die Bundesbehörden und unvorgreiflih den Ipäteren Berfügungn 
Bieer legteren [S 15]. Bei geftörter Ordnung im Innern ober wenn ben 
einem andern Kanton Gefahr droht, bat der bedrohte Kanton dem Bunte 
rathe Kenntniß zu geben, der das Erforderliche verfügen wird. IR die Sm 
tonsregierung außer Stande, Hilfe anzujpredden, jo ann, unb wenn die Sicher⸗ 
beit der Schweiz dabei gefährdet wird, jo ſoll die Bundesbehörde von ſich 
aus einſchreiten [8 16]. — Die drei folgenden Artikel betreffen die Miliz- 
verfafjung. wie alte Berfafiung beftimmt, dab „jeder Schweizer wehr- 
pflitig* ſei [$ 18]; die neue fügte Bier den humanen Zuſatz bei: „Wehr: 
männer, die in Folge des eidgendffiihen Militärdienftes ihr Leben verlieren 
oder dauernden Schaden an ihrer Gefundheit erleiden, haben für ſich oder ihre 
Tamilien, im alle des Bedürfnifſes, Anſpruch auf linterfiägung des Bundes.“ 
Der alte $ 19 beflimmt, daß das Bundesheer, auß den Gontingenten der 
Kantone gebildet, aus dem „Auszug“, wozu jeder Ranton auf 100 Gern 
3 Mann zu ftellen babe, und aus der Reſerve beflcehe, deren Beſtand dir 
Hälfte des Auszugs beirägt; daß ferner in Zeiten der Gefahr der Bund and 
über die Vandwehr der Kantone verfügen fönne. Die neue Berfafiung ſchaffte 
dagegen das Gontingentipfiem ab und ließ daß Bundesheer aus der „ 

ten dienftpflichtigen Mannſchaft“ befiehen, die Kantone jedoch über Die Wehr⸗ 
kraft ihres Gebietes unter Vorbehalt allfäliger Anordnungen des Bundes ver 
fügen. Bei dem Contingentſyſtem waren bejondere Beſtimmungen nöthig pur 
Erzielung der Gleichmäßigkeit und Dienftfähigkeit. Danach jollte ein Bundes 
gefett die Organifation des Heeres feftftellen und der Bund den Unterricht des 
Genie’8, der Artillerie und Gavallerie, die Bildung der Infirufioren und den 
höhern Unterricht für alle Waffen, ſowie die Lieferung eine Theiles Yes 
FKriegsmaterials übernehmen. Auch jollte die Gentralifation des Milttärunter 
richts nöthigen Falls dur die Bundesgeſetzgebung weiter entwidelt werben 
tönnen. Endlich überwadt der Bund den Unterricht der Infanterie umb der 
Scharfichügen, jowie den Bau und Unterhalt des Kriegszeuges, und die Bii- 
litärverordnungen unterliegen der Genehmigung des Bundes ſF 20). Diejſen 
Beltimmungen gegenüber ließ num zwar der neue Entwurf die taktiſchen Eim- 
heiten aus der Mannſchaft defielben Kantons befiehen, jedoch mit ber Eis 
ſchränkung: „joweit nicht militäriiche Gründe entgegenfiehen”: dagegen über 
band derjelbe die Koften des Unterrichtzs, der Bewaffnung, Belleivung und 
Ausrüftung des Bundesheeres dem Bunde, ließ als Gegenleiſtung das Sriegs- 
material der Kantone auf jenen übergeben und berechtigte denſelben, Deren 
Waffenpläpe und Militärgebäude zur Benützung oder als Eigenthum zu über 
nehmen. Auch die Beſtimmung, daß die Ausführung des Militärgefepes ia 
den Kantonen durch deren Behörden in den Grenzen der Bundesgeiche (efio 
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nicht dur) Bundesbeamte) zu geichehen Babe, war eine Anerkennung der Au- 
tonomie der Kantone [S 20]. Dem $ 21, der den Bund berechtigt, auf feine 
Koften öffentlihe Werke zu errichten oder zu unterftäßen, jowie die Er» 
richtung folder im militärischen Intereſſe zu unterfagen, wurden die neueren 
88 22 und 28 hinzugefligt: „Der Bund hat das Recht der Oberaufficht über 
die Waſſerbau⸗ und Yorftpolizei im Hochgebirge. Er wird die Correktion und 
Berbauung der Wildwafler und die Aufforftung ihrer Quellengebiete unter- 
fügen und die nöthigen ſchützenden VBeftimmungen zur Erhaltung diefer Werte 
und der ſchon vorhandenen Waldungen aufftellen” [8 22 neu]. „Der Bund 
ift befugt, geieglidye Beltimmungen zum Schuße der für die Land» und Forſt⸗ 
wirthfchaft nüglichen Vögel, jomwie über die Ausübung der Fiſcherei und Jagd, 
namentlich zur Erhaltung des Hochwildes zu treffen [8 23], und in dem eben» 
fall neuen F 24 warb die Geſetzgebung Über den Bau und Betrieb der Eiſen⸗ 
bahnen, die zur Zeit der alten Berfafiung noch nicht eriftirten, zur „Qundes- 
fache” gemadt. In 8 22 alt [25 neu], der den Bund zur Errichtung einer 
Univerfität und einer polytechniſchen Schule beretigt, warb auch diejenige 
anderer höherer UnterrichtSanftalten vorgefehen, und wurden die beiden neuen 
Beitimmungen Hinzugefügt: „Tie Kantone jorgen für obligatoriſchen und un« 
entgelilihen Elementarunterricht. Der Bund fann über das Minimum der An⸗ 
forderung an die Primärſchulen geſetzliche Beſtimmungen erlaffen.” Im Zoll» 
wejen wurden erhebliche Veränderungen injofern gemadt, als die den Kan⸗ 
tonen bisher bezahlten Entihädigungen für den durd die alte Berfaffung 
vorgejehenen und feither vollzogenen Loskauf der Zölle, Weg- und Brüden- 
gelder, Kaufhaus» u. a. dgl, Gebühren, ſowie die denjelben aus dem Ertrag 
der eidgendffiihen Eingangd-, Durchgangs⸗ und Ausgangszölle geleifteten Ver⸗ 
gütungen von 4 Baken auf den Kopf der Bevölkerung [$ 26 alt] geftrichen 
wurden [8 28 neu], und der den Kantonen (Ohmgeld) und einzelnen Gemein» 
den (Detroi) zugeſtandenen Berechtigung, Cingangsgebühren auf Wein und 
andere geiftige Getränke zu erheben [$ 32 alt], eine Friſt von 20 Jahren 
geftellt ward, nad) deren Ablauf diefelben ohne Entihädigung wegzufallen ha⸗ 
ben [8 33 neu]. Sodann wurde den vier Kantonen Uri, Graubünden, Zeifin 
und Wallis „mit Rüdfiht auf ihre internationalen Alpenftraßen” eine jähr- 
Iiche Entſchädigung von je 70,000, 200,000, 200,000 und 50,000 Franlen, 
und Urt und Teifin für Bejorgung des Schneebruhs auf dem St. Gotthard 
eine foldde von zufammen 40,000 Fr. beflimmt [S 28 neu). In 8 29 neu 
wurde die Freiheit des Handels und der Gewerbe gemwährleiftet unter den 
meiften bisherigen Vorbehalten, und in dem neuen 8 30 den Kantonen „an- 
heimgeftellt, die Ausübung der wiflenfchaftlicen Berufsarten von einem Aus» 
weile der Befähigung abhängig zu machen”, dagegen dein Bunde vorbehalten, 
„dafür zu jorgen, daß ſolche Ausweije für die ganze Schweiz giltig erworben 
werden können“. Der ebenfalls neue F 31 unterjagt die Errichtung von Spiel» 
banfen, fegt zur Schließung der beftehenden eine Friſt von 5 Jahren, erklärt 
die feit 1871 ertbeilten Gonceffionen für ungiltig und befugt den Bund bes 
züglich der Lotterien zu „geeigneten Maßnahmen“. Hieran jchließt ſich bie 
ebenfalls neue Befugniß des Bundes: „zum Schuge der Arbeiter gegen Ge- 
fundheit und Sicherheit gefährdenden Gewerbebetrieb einheitliche Beftimmungen 
aufzuftellen und die Verwendung von Rindern in den Yabrifen geſetzlich zu 
regeln.” Auch der Geicgäftsbetrieb von Auswanderungs- Agenturen und Privat- 
unternefmungen im Gebiete des Verſicherungsweſens wird der „Aufficht und 
Gefetzgebung des Bundes“ unterftellt [5 32 neu]. Das feit 1848 den Kan⸗ 
tonen abgenommene Poftregal, fir welches jene bisher eine entiprechende Ent⸗ 
ſchädigung bezogen [5 33 alt], fowie das jeither erſt aufgekommene Tele⸗ 
graphenweien werden in 8 34 neu zur Bundesfache erklärt, die Entihädigung 
wird geſtrichen und der Ertrag derjelben der Bundeskaſſe zugewieſen. Die 
Dberauffiht über Straßen und Brüden, „an deren Erhaltung die Eidgenofien« 
ſchaft ein Intereſſe hat”, verblieb dem Bunde; Müng- Regal und Prägung, 
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ſowie allfällige Zarifirung fremden Geldes ebenfalls [8 36 alt, 8 37 mn] 
In einem neu eingeſchalteten Paragraphen erhielt der Bund das Techt, ge 
jegliche Vorfchriften über Ausgebung und GEinlöfung von Banknoten auf 
flellen [3 33 neu]. Die Beftimmung über die Beftreitung der Uusgaben dei 
Bundes erlitten injofern eine Beränverung, als an die Stelle der „Zunfen dei 
eidgendffiichen Kriegafonds" der „Ertrag des Bundesvermögens” (das 1848 
noch nicht exiftirte) geſetzt ward, und der „Ertrag der Militärpflicht-Erjagftener‘ 
zu den fonftigen Cinnahmen aus den Zöllen [SS 23, 24 alt] u. |. mw. banzm 
kam [$ 39 alt, © 41 neu]. Die 88 42 u. 43 alt [42—47 new] behandein 
dag Niederlaſſungsweſen. Nach beiden Berfafiungen if jeder Samtens 
bürger als folder au Schmweizer- Bürger. Rad der alten Berfafiung fan 
der Riedergelaffene in eidgendifilgen und in fantonalen Angelegenheiten ie 
politiichen Rechte in jeinem Mohnfig- Kanton nur unter den nämlichen Be 
dingungen ausüben, wie die Bürger dieſes Kantons, in kantonalen aber erf 
nad einem längeren Aufenthalt, deſſen Dauer durd die Iantonale Gelengebung 
beftimmt wird, jedoch nicht Über zwei Jahre ausgebehnt werden darf. Rad 


"der neuen Berfaffung dagegen „genießt derjelbe an feinem Wohnfitz alle Medie 


der Rantonk- und der Bemeinde-Bürger, mit alleiniger Husnahme des Ma⸗ 
antheils an den Bürger- und Eorporationsgätern”, und in kantonales wie 
Gemeinde-Ungelegenheiten erwirbt er das Stimmrecht ſchon nad drei Monaten 
[$ 42 alt und neu]. Rad Leiden Berfaffungen darf ferner kein Santo Ye 
manden des Bürgerrechts für verluftig erflären, und die neue verbietet auker- 
dem auch die olte Verbannung, und während die alte Berfaffung die Erthei⸗ 
lung des Kantonsbürgerrechts an Ausländer an die vorangegangene Enflaffung 
aus dem früheren Staatsverbande bindet, Überweist die neue diefe und ähn⸗ 
lie Beftimmungen der Bundesgejeßgebung [$ 43 alt und neu]. Tas Met 
der freien Niederlafiung, das in der alten Verfaſſung an den Beſitz cine: He 
mathidheines, eines Teumundszeugnifies und einer Beißeinigung über Vchz 
bürgerlicher Rechte und Ehre gebunden ift [5 41 alt], wird in der neuen bloß 
von dem „Befik eines Heimathicheineß oder einer andern gleihbebeutenben Yus- 
weisſchrift· abhängig gemacht und Tann ausnahmsweife denen verweigert wer⸗ 
den, die entweder durch ftrafgerichtliches Urtheil ihrer bürgerlichen Rechte umb 
Ehren verluftig gegangen, oder dauernd der Öffentlichen Wohlthätigfeit zur 
Laſt fallen und von ihrer Keimathgemeinde keine angemefiene Unterkägung 
empfangen. Während der alte 8 41 nur beftimmt, daß den Riebergelaffenen 
anderer Kantone feine größeren Leiflungen an die Gemeindelaften auferlegt 
werden dürfen, als den Niedergelafienen des eigenen Kantons, beiagt der meue 
8 44: die Gemeinde dürfe ihn „nicht anders befteuern als den Ortsbürger‘, 
was für viele Kantone, deren Gemeinden die Niedergelaffenen auß dem eigemen 
Kanton ſchwer belaften und daher aud die aus anderen Santonen glei be 
handeln dürfen, eine mefentliche Veränderung zu Gunſten der freien Rieder- 
laffung nach fi gezogen hätte. 8 45 (neu) flelit hie Riedergelaffenen in Be⸗ 
ziehung auf civilrechtliche Verhältnifie „in der Regel unter das Recht und die 
Geſetzgebung des Wohnſitzes“ und überträgt „die Anwendung diefeß Gran» 
ſatzes, ſowie die erforderlihen Beſtimmungen negen Toppelbefleuerung ber 
Bundesgeſetzgebung“. Auch „der Unterſchied zwiichen Niederloffung und Uxf 
enthalt” und die „näheren Vorſchriften Über die politiiden und bürgerlichen 
Rechte der Aufenthalter“ wird jener vorbehalten [S 46 neu], und diefelbe Kat 
Beſtimmungen zu treffen über die „Koften ter Verpflegung und Veerbigung 
armer Angehöriger eines Kantons, weldde in einem andern Kanton krank wer- 
den oder fterben [8 47 neu]. Während die alle Berfafjung über Glaubens 
und Gemifjensfreiheit ſchweigt und die Euftusfreiheit nur den „amer 
kannten chriſtlichen Eonfeifionen” gewährleiftet, proflamirt die neue die Unver- 
leglichleit der Slaubens- und Gemifjensfreiheit, und beſtimmt ausprädii#: 
„Riemand darf in der Ausübung der bürgerlichen oder politifchen Nechte um 
der Blaubensanfihten willen beichräntt, oder zur Vornahme einer religiäfen 
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Sandlung angehalten, oder wegen YUnterlaffung einer ſolchen mit Strafen be» 
legt werden. Riemand ift gehalten, Steuern zu bezahlen, melde fpeciell für 
eigentliche Cultuszwecke einer Gonfeifion oder Religionsgenoſſenſchaft, der er 
nicht angehört, aufgelegt werden;“ aber: „die Glaubensanſichten entbinden nicht 
von der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten“ [8 48 neu]. Die Eultusfreiheit 
wird [8 49 neu) „innerhalb der Schranten der Sittlichkeit und öffentlichen 
Ordnung gewährleiftet”, und den [8 44 alt] den Kantonen und dem Bunde 
vorbehaltenen Maßnahmen für Handhabung der letztern, fowie des Friedens 
unter den Gonfeffionen, werden auch ſolche „genen Eingriffe kirchlicher Behör⸗ 
den in die Rechte der Bürger und des Staates" beigefügt. Auch das Recht 
zur Ehe, worüber die alte Berfaffung nichts enthält, und welches in vielen 
Kantonen dur eine Menge engherziger Beſtimmungen beſchränkt und defien 
Erlangung von manden Gemeinden geradezu zu einer jchnöden Finanzquelle 
ausgebeutet wird, Fellt der neue Entwurf „unter den Schuß des Bundes”, 
unterjagt deffen „Beihräntungen aus lirchlichen oder dkonomiſchen Rüdfichte:r, 
oder wegen bisherigen Berhaltens, oder aus anderen polizeilichen ®ründen“, 
erfennt die in einem Kanton oder im Auslande giltig abgeichloflene Ehe im 
ganzen Gebiete der Eidgenoſſenſchaft als Ehe an, läßt die vorehelich gebornen 
Kinder durch die nachfolgende Ehe der Eltern legitimirt werden, und verbietet 
jede Erhebung von Braut-Einzugsgeblipren oder ähnlichen Abgaben [5 50 neu]. 
— Die 85 45 48 der alten Berfafiung, welche die Preffreiheit [S 45], das 
Vereinsrecht [S 46], das Petitionsrecht [8 47] und die Gleichheit der Bürger 
vor dem Geſetz [$ 48) gewährleiften, blieben unverändert als 8 51—54 neu. 
Neu if dagegen der die Redhtseinheit der Schweiz anftrebende F 55, der die 
Geſetzgebung über das Civilrecht, mit Inbegriff des Verfahrens“, zur „Bun- 
desfadhe erllärt und den Bund berechtigt, „eine Geſetzgebung auch auf das 
Strafregt und den Prozeß auszudehnen”, dagegen „die Rechtiprehung mit 
Borbehalt der dem Bundesgericht eingeräumten Kompetenzen“ den Kantonen 
belaßt. Die alten 88 4952, nach welden rechtsträftige Urtheile in der 
ganzen Schweiz vollzogen werden können, der aufrecht ſtehende ſchweizeriſche 
Schuldner vor dem Richter feines Wohnortes gefucdht werden muß, und daher 
für Forderungen auf fein Vermögen außer dem Kanton feines Wohnfiges kein 
Arreſt gelegt werden kann, alle Zugs- und Abzugsrechte im Innern der Schweiz 
unterjagt find [$ 51 alt], gegen auswärtige Staaten Gegenrecht vorbehalten, 
Freizügigkeit geftattet wird [8 52 alt], endlich Niemand feinem verfafjungs- 
mäßigen Gerichtsſtand entzogen werben darf und daher keine Ausnahmsgerichte 
eingeführt werben dürfen [5 53 alt], blieben unverändert, nur wurde dem 
50 die Abſchaffung der Schuldhaft [5 57 neu] und dem $ 53 die wichtige 
immung hinzugefügt: „Riemand kann angehalten werden, fi in Ehe⸗ 
Ungelegenheiten einer geiflliden Gerichtsbarkeit zu unterziehen” [8 60 neu]. 
Während die alte aflung die Todesfirafe nur für „politiide Vergehen“ 
unterfagt, ward diefelbe in der neuen, mit alleinigem Vorbehalt des Militär- 
Strafgefeges, ganzlich abgeſchafft, und in einem befondern Zuſatze auch die 
Körperfirafe unterjagt [5 61 neu]. Die in ten 88 55—57 (alt) enthaltenen 
Beſtimmungen Aber die Auslieferung Ungellagter von Kanton zu Kanton, 
über die Heimathlofen und die Ausweifung Fremder, welche die Sicherheit der 
Schweiz gefährden, blieben [eis 88 62-64 neu] unverändert. — Dem viel» 
genannten Zejuiten-Urtilel [8 58 alt]: „Der Orden der Yefuiten und 
und die ihm afflliirten Geſellſchaften durfen in Teinem Theil der Schweiz Auf- 
nahme finden“, ward bie veriärfende Beſtimmung hinzugefügt: „und es if 
ihren @liedern jede Wirkſamkeit in Kirche und Säule unterfagt” [g 65 
neu]. Unmittelbar hieran flieht fi die neue Beſtimmung; „Dem Bunde 
ſteht die Ockpabung über die gegen gemeingefährlidde Epidemien und Vieh⸗ 
ſeuchen zu treffenden gefundhbeitspolizeilicden Berfügungen zu [$ 66 neu]. Hier⸗ 
mil ak der erſte, die „allgemeinen Beſtimmungen“ enthaltende Abſchnitt 
affung. 
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Die Bundesbehörden, dern Drganifation der zweite Wblenti m 
hält, zerfallen befanntlich in die von den beiden „eidgendffiichen Näthen“, ‘= 
National» und dem Ständerath gebildete gefeggebende, „die oberfie Smil: 
Bundes ausübende* Bundesverjammlung, den vollziehenden Bundesrath, :- 
Bundestanzlei und das Bundesgeriät. Wir beichränfen uns hier, das wc“: 
als befannt vorausfegend, auf die Erwähnung des zur Gefammtäherkät ı2- 


bedingt Nothwendigen, und fönnen dieß um jo eher, als der uene Grm 


nur in wenigen Punkten von der alten Verfaſſung abweicht. Blei der a“ 
Artikel [5 60 alt, 67 neu] mußte wegen der Ipäter zu erwähnenden zer 
Volksrechte modificirt werden. „Die oberfie Gewalt des Bundes” ward r:& 
dem neuen Entwurf nämlich nicht mehr unbedingt, jondern „unter Borkt:: 
der Rechte des Bolfes und der Kantone durch die Bundesverfammlung c=:- 
geübt”. Die Zuſammenſetzung des Raticnalraibes („ie ein Abgeordneier de 
ſchweizeriſchen Volkes“ auf 20,000 Seelen und für jeden Kanton oder fiei:- 
fanton wenigfienß einer) und des Ständeraihes (ie zwei Abgeordnete für te 
Kanton und je einen für den Halblanton!, der Wahlmodus (direlie Tri!“ 
wahlen in eidgendffiichen Wahlkreiſen beim Nationalrath) blieben unwerän:-: 
ebenjo beim Ständerath die Wahlen durd die oberfie Kantonsbehörde s:cı 
durch das Volk des Kantons [S3 61, 62 alt, 68, 69 nen; 69 alt, 76 ne. 
Unwejentlid verändert ward die (mit dem 20. Lebensjahr anhebende) Stmr- 
berechtigung infofern, als gegenüber der bisherigen Gompetenz der Kamtre 
einheitliche Bundesporfchriften in Ausficht genommen wurden [S 63 elt, 79 
neu], während die Wahlfähigkeit (paifive) aud auf die VBürger geiſtliches 
Standes ausgedehnt ward [S 64 alt, 71 neu]. Unverändert blieb das tıc- 
jährige Mandat der Mitglieder des Nationalraths und die jeweilige Seen: 
erneuerung defielben [8 65 alt, 72 neu], jowie ter Grundfag der Tür 
[8 68 alt, 75 neu]. Die Befugniffe der Bundesverfammlung, welche «a: 
umfaflen, was in die Gompelenz des Bundes gehört und nicht eimer antıı 
Yundesbehörde zufällt, wurden nur durch die neuen Bollsredhte und die m: 
weiterte Competenz des Bundesgerichts beſchränkt. Unverändert blieb der Grm: 
fag der Entſcheidung nad einfacher Mehrheit der Stimmenden in beiden Nähe 
[$ 77 alt, 84 neu]; ebenfo, daß für Gelege und Beihlüfe die Zuſtimmur; 
beider Räthe erforderlich ſei [S 78 alt, 85 Er daß beide Räthe ohne In 
ſtruktion flimmen [8 79 alt, 86 neu], und dag „kei Ausübung des PWearc- 
digungsrechtes und für Entſcheidung von Eompetenzftreitigfeiten zwilden Tim 
desbehörden fich beide Näthe unter Leitung des Nationalraths- Bräfiventen pr 
gemeinſchaftlicher Verhandlung vereinigen, jo daß die abjolute Mehrheit der 
fimmenden Mitglieder beider Näthe entiheivet [g &0 alt, 87 neu]. Kir 
find nur die Artikel über die jog. erweiterten Vollsrechte Referendums: 
und Initiativrecht, eingefügt. Tieſelben lauten: „Bundesgelege, for 
Bundesbeſchlüſſe, die nicht dringlicher Natur find, follen dem Bolle zur %:- 
nahme oder Verwerfung borgelegt werden, wenn es von 50,000 Rimımberet- 
tigten Schweizer-Bürgern oder von 5 Kantonen verlangt wird" [$ 85 nen. 
Dieb ift das jog. „Fakultative Neferendum*. „Wenn 50,000 Rimmuberedtig: 
Bürger oder 5 Kantone die Abänderung oder Aufhebung eines beſtehenden 
Bundesgeiehes, oder eines Bundesbeſchluſſes, oder über eine beflimmie Matent 
die Erlafiung eines neuen Bundesgeſetzes oder Bundesbeichlufies ankegehrer, 
und biefem Begehren nicht vertragsrechtliche Verpflichtungen det Bundes em⸗ 
gegenitehen, jo haben die beiden Näthe, wenn fie dem Begehren zuſtimmen. 


‚ den einfhlägigen neuen Gejeg- oder Beſchluß⸗Verſchlag zu vereinbaren u) 


dem Volke zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen. Stimmen nicht beir 
Räthe den Begehren zu, jo ift dasjelbe der Abftimmung des Volles zu unter 
ftellen, und wenn die Mehrheit der flimmenden Bürger dafür fih ausiprıst. 
h haben die Räthe einen entſprechenden Geſetz- oder Beſchluß⸗Vorſchlag aufzr⸗ 

ellen und den Volke zur Annahme oder Verwerfung vorzulegen 18 Cd nen, 
Dieß ift die fogen. „Initiative, Die Bundesgefehgebung wird bezüglich de 
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Hormen und Friften dem Bollsbegebhren und der Bollsabfiimmung das Er- 
forderliche feſtſtellen“ [8 90 neu]. Bon den Beftimmungen über den Bundes⸗ 
rath [S 83—92 alt, 92—101 neu], „die oberfte vollziehende und leitende 
Behörde der Eidgenofienidhaft”, die aus fieben, ven der Bundesverſammlung 
aus allen in den Nutionalrath wählbaren Echmeizer-Pürgern auf drei Jahre 
ernannten Mitgliedern befteht [I 83, 84 alt, 92, 93 neu], erwähnen wir des 
weiteren nur, daß nicht mehr als ein Mitglied auß den nämlichen Kanton 
gewählt werden darf, daß nad) jeder Geſammterneuerung des Rationalraths 
auch eine jolde des Bundesraths ftattfindet, daß den Vorfig der „Bundes⸗ 
Brafident” führt, welcder von den vereinigten Näthen aus den Bundesraths⸗ 
mitgliedern für die Tauer eines Jahres gewählt wird, und für das nächſt⸗ 
folgende Jahr weder als Präſident noch als Bicepräfident wählbar ift [$ 86 
alt, 95 neu]. Tie Befugniffe Des Bundesraths [5 90 alt, 99 neu]. die wir 
als befannt oder aus jeiner Stellung als oberfte vollziehende und leitende Bes 
hörde ſich ergebend nicht näher aufzählen, blieben im neuen Entwurf unver« 
ändert, jofern fie nicht durch die erweiterten Competenzen des Bundesgerichts 
[$ 110 neu] modificirt wurden. „Unter der befondern Auffiht des Bundes» 
raths ſteht die Bundeskanzlei”, welcher ein Kanzler vorftcht, der mit feinem 
Stellvertreter auf drei Jahre von der Bundesverfammlung gleichzeitig mit 
dem Bundesrath gewählt wird [8 93 alt, 102 neu]. Das Bundesgeriät, 
gewählt von der Bundesverjammlung und „aufgeftellt zur Uebung der Rechts⸗ 
pflege, foweit diefelbe in den Bereich des Bundes fällt“ [8 94 alt, 103 neu], 
blieb bezüglich feiner Organijation, feiner Abtheilungen, der Zahl feiner Mit- 
glieder und Erfagmänner, deren Amtsdauer und Bejoldung, was alles in der 
alten Berfafjung normirt ift, in den neuen Entwurf der Gefeggebung vor- 
behalten. Neu ift die Beſtimmung, daß bei deiien Wahl „darauf Bedacht ge⸗ 
nommen werben fol, daß alle drei Nationalſprachen vertreten fein“ [Ig 104 
neu]. Während dasjelbe nach der alten Berfaffung als Eivilgericht über nicht» 
ſtaatliche Streitigkeiten zwilchen den Kantonen unter fi und zwiſchen dem 
Bund und einem Kanton nur „nach Ueberweiſung dur den Bundesrath“ ur» 
theilen konnte [3 101 alt], fält diefe Beichränfung in der neuen weg [$ 107 
neu]. erner wurde demjelben die Competenz über Streitigkeiten nit nur 
wie bisher zwiſchen dem Bund und Gorporationen oder Privaten, ſondern 
auch zwiſchen den Kantonen und Gorporationen und Privaten eingeräumt, 
„wenn der Gegenftand von einer durch das Geſetz zu beſtimmenden Bedeutung 
it, und eine Partei e8 verlangt”. Ebenfo die Sompetenz „über Anftände bes 
treffend Heimathlofigkeit und über Bürgerrechtsſtreitigkeiten zwiſchen Gemein⸗ 
den verſchiedener Kantonen” zu urtheilen [dajelbft]. Die Beftimmungen, nad 
welden das Bundesgericht in Straffällen Uber Hochverrath, Aufruhr und 
Gewaltthat gegen die Bundesbehörden, über Verbrechen und Vergehen gegen 
das Vollerrecht, über politifche Vergehen, die eine beivaffnete Bundesinterven⸗ 
tion in ihren Urſachen oder folgen bedingen, fowie wenn von einer- Bundes» 
behörde ihre Beamten demjelben zur ſtrafrechtlichen Verurtheilung überwieſen 
werben [$ 104 alt, 109 neu], blieben unverändert; dagegen wurden die im 
alten 8 105 aufgeftellten Gompetenzen des Gerichts, wonach dasfelbe über Ber- 
legung der durch die Bundesverfanmlung gewährleifteten Rechte — auf Klage 
jener letzteren — urtheilt, im neum $ 110 dahin näher beflimmt und er- 
weitert: daß das Bundesgericht ferner urtheile über Eompetenzconflicte zwiſchen 
Bundesbehörden einerſeits und kantonalen Behörden andrerfeits, über Streitig⸗ 
Yeiten ftaatsrectlicher Natur zwiihen Kantonen, über Beſchwerden betr. Ver⸗ 
letzung verfafjungsmäßiger Rechte der Bürger, ſowie über folche von Privaten 
wegen Verlegung von Koncordaten und Staatsverträgen. Vorbehalten find 
die Durch Die Bundesgejeßgebung näher feftzuftellenden Apminiftrativftreitigleiten. 
An allen diefen Fällen find jedodh die von der Bundesverfammlung erlaffenen 
Geſetze und allgemein verbindlichen Beſchluſſe, ſowie die von ihr genehmigten 
Gtanisverträge für das Bundesgericht maßgebend.” Gelbfiverftändlich blieb 
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Pie Such, 


der Geſetzgebung überlaffen, die Befugniffe feſtzuſtelen. die dem Geridit „med 
Grlaffung der im 8 55 (nem) vorgefehenen eidgendſſiſchen Geſetze bebufs em 
beitliger Anwendung derjelben zu übertragen find“ [$ 111 men). Die „we 
ſchiedenen Beſtimmungen (sc. über die Bundesbehörden) [gF 108—110 ah, 
112—114 neu] betreffend den Si der Bundesbehörden (ber Gejeggebung zu 
gewwiefen), die drei Rationaliprachen des Bundes und die Beramtwortlidgkeit der 
eidgendifiigen Beamten, blieben unverändert. 

Den dritten Abſchnitt, „die Revifion der Bundesverfafiung“, von weldem 
formell das Schickſal der legten Revifion abhieng, geben wir im alten, fer! 
befiehenden Wortlaut: „Die Bundesverfaffung kann jederzeit rebibirt werden" 
[S 111 alt, 115 neu]. „Lie Revificn geſchieht auf den Wege der Bunbel- 
gelehgebung [$ 112 alt, "116 neu]. „Wenn eine Ubtheilung der Yundesver 
fanımlung die Revifion befähließt, und die andere nicht zuſtimmt, ober wenn 
50,000 flimmberedhtigte Säweiger-Büt ger die Revifion verlangen, jo muß im 
einen wie im andern all die Trage: ob eine Revifion Raitfinden fol oder 
nit, dem ſchweizeriſchen Volle zur Ubflimmung vorgelegt werben. Geferz 
in einem diefer Fälle die Mehrheit der ſtimmenden » Bürger über 
die Trage ſich bejahend ausſpricht, fo find beide Räthe neu zu wählen, zu 
die Repifion zur Hand su nehmen“ [$ 113 alt, 117 neu]. „Die rwidırk 
Bundesverfafiung tritt in Kraft, went fie von der Mehrheit der ſtimmenden 
Schweizer-Bürger und von der Mehrheit der Kantone angenommen iR“ [S u 
alt, 118 neu]. Der neue Entwurf erhielt hier [8 118 neu) den Zufag: „ 
Ausmittlung der Mehrheit der Kantone wird die Stimme eines Hal 
als halbe Stinnme gezählt. Das Ergebniß der Bollsabftimmung im jedem 
Kanton gilt als Standesflimme deſſelben.“ (Letzterer Mobus wurde im * 
legten Jahren von einer Reihe von Kantonen freiwillig eingeführt.) — 

an oergangsbeflimmungen“ der alten Berfaffung haben nur noch gen 

Werth. Bon denjenigen des neuen Entwurfs heben wir bloß oe vos $ 1 
hervor, „daß denjenigen Kantonen, für welche die in den ss ( Militär» 
organifation), 28 (Zollweſen) und 34 (Poftentigädigun berbeigefährten 
Veränderungen im Bejammtergebniß eine fiscalifche Sin zur Folge haben, 
dieſe Einbuße nicht auf einmal in ihrem vollen Umfang, fondern almählıd 
während einer Uebergangsperiode von einigen Jahren erwadjje”, Diejerige des 
8 4: „Den Rantonen wird zur Einführung der Unentgeltlichkeit des Bifeni- 
lichen Primärunterrichts [8 25] eine Frift von fünf Jahren eingeräumt”, mb 
endlich den $ 5, wonach ‚Derjonen bon wiſſenſchaftlicher —— „de von 
einem Kanton den Wusweis der Befähigung erlangt haben“, bis Ann Grieh 
der einſchlagigen Sunbeßgeieße [8 30] befugt find, „ihren Beruf in der ganyen 
Eidgenofſenſchaft auszuüben 


1. Mai. (Bafel.) Eonflict der Schweiger Centralbahn mit ber frag. 


12. 


Oſtbahngeſellſchaft. 

Die letztere will ihre durch den Verluſt des Elſaffes iſolirte Eiſenbe haſtrese 
Baſel⸗St. Louis ſammt ihrem Rechte an dem Centralbahnhofr in Baſel wiht 
an die Gentralbahn, jondern an die Jurabapn eſellſchaft abtzelen, obglei ve 
Eljäffer-Eifenbapn-Eommilfton erflärt hat, dab fie nur mit der Gentreibehe 
unterhandeln werbe und biefe eine Unterbrechung der Berbindung wit dem 
Elfak unmöglih dulden kann und fi dabei auf die Conceſſions mungeE 
fügt. Die Centralbahn muß ſchließlich von ihrem Hausrecht Im Gentrafbaie- 
hof Gebrauch machen und wird dabei von der Baſeler Regierung umierfägl 
Der Er. Rath von Bafel aber billigt das m ber Regierung um en 
Kart die Eonceffion der franz. Oſtbahn mit 9% g Shume fr er⸗ 
ofchen. 


„ Allgemeine Bollsabfliimmung über die revidirte Bun 
in globo. Dieſelbe wird mit 261,096 gegen 255,585, alle mi 
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einer Mehrheit von nur 5511 Stimmen verivorfen, weſentlich durch Die 

Allianz der katholiſchen mit der franzöſiſchen Schweiz. Das Abjtim« 

mungärejultat ergibt ferner, daß die Revifion aud) in 13 (gegen 9) 

Kantonen von der Mehrheit ber Stimmberechtigten verworfen worden if. 
Das Reſultat ift nad) den Kantonen folgendes: Ya. Rein. 


Zurich (prof). © 2 na 49836 11463 
Bern (mit dem Tald. Jura). . . 2... . . 507380 22428 
Quzern (kath) © oo oo 2 rn 9439 17911 
Uri (kath) . 2 2 2 2 nn ee 153 4067 
Schwyz (fath.) 20 ee. 1640 8080 
Shwalden (kalt) - 2 2200. 212 2870 
Nidwalden (kath) » «2 2 2 0 re en. 306 2133 
Glarus (proteſt. ren 4697 1623 
Zug (kath.) . ne. 1333 3234 
Freiburg (fat. . . . 0200. 5627 20704 
Solothurn (fatb.) - - > 2 2 0 er na 9610 5966 
Baſelſtadt (proteſt - © 2 2 2 0 2 en. 5419 1244 
Bafelland (protf.) - > 2 0 2 2 ee. 8287 1618 
Schaffhauſen (protefl.). - » 2 2 0 2 0 0.6380 435 
Appenzell AR. (proteſt). 2 2 2 0. 2804 6375 
Appenzell 3:8. (tatd) -. ». 2... 0.0. 497 2564 
St. Ballen (kath. und protefl.). -. . . » 22534 22505 
Graubünden (kath. und protfl.) -. » . 2... 8390 11206 
Aargau (kath. und protefl.) . . 24962 15289 
Thurgau (protefl.) - © © 2 2 0 0 0 na 17484 3467 

n (lab). © > 0 0 rn 5375 6902 
Waadt (fran).) -. - 2 2 0. . 8318 51460 
Wallis (franz.).. . . 300 19686 
Reuenburg (fran}.). > 2 2 2 0 0 na 7960 9066 
Genf (ran). = 2 2 nen 4641 7908 


255585 261096 


20. Mai. Berfammlung der Führer der Nevifionsfreunde in der Bundes- 


verfaffungsfrage. Diefelben treten in Bern zufammen und bejchlichen, 
die Frage durchaus nicht fallen zu laſſen, fondern jo bald wie möglid) 
wieder aufzunehmen. 

Da die Majorität für Verwerfung der Revifion nur eine jo Heine und die 

Allianz der katholiſch⸗ ultramontanen Elemente mit der proteftantiichen franz. 
Schweiz eine durdaus unnatürlidhe, die leidenſchaftliche Aufregung der letztern 
gegen die Reviſion und die angeblich germanifirendscentraliftildde Tendenz der 
deutihen Echweiz eine völlig grundloſe fei, jo betrachten die NRevifioniften die 
Berwerfung keineswegs als cine definitive, wenn and die Heberzeugung fidh 
Bahn bricht, dak auf einiges, was fie bei dieler Gelegenheit mit durchſetzen 
zu können bofften, verzichtet und die ganze Neviflon etwas anders angefaßt 
werden müffe. 
„Auch die Führer der Revifionsgegner treten in Bern unter dem 
Borfibe des gew. Bundesraths Dubs zufammen und beichließen, ſich 
einer Wiederaufnahme der Repifion im Princip nicht zu widerfeßen, 
wohl aber den geeigneten Zeitpuntt dazu abzuwarten, dabei bie füde- 
raliftifchen Intereffen zu wahren unb bie beftehende Allianz der Par- 
teien aufreht zu halten. Gegen eine Wiederaufnahme der Revifion 
fpreden nur Ruchonnet (Waadt) und Yazy (Genf). 
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28. Mai. Zufammentritt der Bundesverfammlung behufs Eouflatirung de: | 


29. 


Pie Biyweis. 


Reſultats der Bollsabftiimmung über die Revifion der YBundesverfaitzns 
Die Demiſſion des Bundesraths Dub wird acceptirt, doch mit 55 
gegen 57 Stimmen ohne die von dem Waabtländer Defaragenz gem 
derte Anerkennung feiner „eminenten Berdienftc”. 


„ Nationale und Ständerath genehmigen den Antrag bes Bude 
raths, die revidirte Bundesverfaſſung als, fowohl durch die Mehrheit 
der flimmenden Schweizerbürger als dur die Mehrheit der Cantsee, 
verworfen zu erklären. 


17. Juni. (Bafel.) Der Gr. Rath beichließt mit 36 gegen 29 Cham 


29. 


die Abjchaffung der Todesſtrafe. 

„ (Genf) Gr. Rath: vervollftändigt mit 41 gegen 28 Gtiumer 
durch einen Erlaß fein am 3. Februar d. 3. beichlofienes Geſeß beir. 
die Stellung der religiöfen Corporationen auf dem Gebiete des Kantoei. 


Artikel 2 des letzteren geftattet den Fortbeſtand der vom barmherzigm 
Schweſtern gehaltenen Kleinkinderſchulen in den Gemeinden, wo folde Unfaltes 
nit bereit von Gemeinde oder Cantons wegen beflehen oder noch 
werden. Den hriftlihen Schulbrüdern hingegen wird im Wrtilel 4 des Er» 
lafles die nachgeſuchte Bewilligung für die Ertheilung von Schulmterri 
verweigert und die Niederlaſſung dieſer Corporation unterſagt. In Sekt 
diefer Maßnahmen wurden die ſchulleitenden Schweftern und die Berfeher ie 
Sähulbrüderhäufer les Grottes und les Petits Philosophes benadyritigt, vai 
fie biß zum 15. Auguſt den Borfchriften des Geſetzes und bes ** 
Dekretß nachzukommen haben. Auf bezügliche Anſuchen verwendet fe au 





der franzdfiiche Geſandte beim Bundesraihe dafür, daß die von der Gere | 


Regierung beichloffene Ausweifung dieſer Ordensglieder mit Ihunlider Eie- 
nung und Rüdfihtnahme auch auf die bedeutenden Interefien der Gorpers- 
tionen, die je nach dem gegen fie eingehaltenen Berfahren he oder wenige 
gefährdet oder gewahrt werden können, vollzogen werde. Ra Einholung des 
Berichtes der Regierung von Genf in der Angelegenheit gibt der VBundesrer) 


dem Geſandten den Auffchluß, daB es fi hier feinetiwegs um eine Uns | 


weifungsmaßregel handle. Die Brüder Lönnen ihren Aufenthalt im Gaxtem 
fortjegen,, freilih nur der Einzelne für ſich, ‚nicht als Ichtende 


und die barmperzigen Schweſtern dürfen jelbft in Gemeinſchaſt ferner im Genie 
wohnen, jedoch nur Kinderſchulen in Gemeinden halten , wo leine ðſſentlichen 
Schulen beftehen. Als einfache Privaten dürfen die Brüder an allen Crim 


im Ganton ihren Uufenthalt nehmen, unter der einzigen Bebingung, deß hei 
nicht gemeinfam wohnen, nod in den beiden Häufern les um» les 
Petits Philosophes lehren. Es befteht aljo keine Ausweifung, ſondern mar 
die Aufloſung einer Corporation und das Berbot, Schule zu halten. 
(Graubünden und Zeffin) beftelen ihre Bertretung im 
Stänberath in föderaliftiihem ober antirevifioniftiichem Sinne. Do— 
durch verliert die revifionsfreundliche Partei die bisherige Majoritüt im 
Stänberatd und erlangen die Revifionsparteien das llebergewidt in 
demfelben, freilich nur um ein paar Stimmen (23 gegen 21). 


1. Juli. Nationalrath: übergeht bei feiner Wahl eines Präfidenten gegen 


bie bisherige Uebung ben revifionsgegnerifchen Bautier (Genf) u 
wählt ben revifionsfreundlichen Friedrich (auch von Genf) dazu. 
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.Juli. Bundesverfammlung: wählt für den entlaffenen B. R. Dubs 


T. 


(von Züri) den Oberfi Scherer (auch von Züri) in den Bundes- 
rath. 

„ Eröffnung des eidgenöſſiſchen Schütenfeſtes in Zürich, das troß 
Des tiefen Zwieſpaltes der öffentlihen Dleinung über die Bundesrevi⸗ 
ſionsfrage ohne alle Störung zu allgemeiner Zufriedenheit verläuft. 


„ (Genf). Die clericalen Blätter wollen willen, der Papſt habe 
Durd ein Breve den Kanton Genf vom Bisthum Laufanne getrennt 
und den Pfarrer Mermillod, Biihof von Hebron, in part. förmlich 
zum Bifhof von Genf ernannt. 

» (Genf). Die Regierung des Cantons verlangt vom Bundesrath 
Aufſchluß über die angebliche Ernennung Mermillod's zum Biſchof von 
Senf dur den Papſt. Der Bunbesrath kann aber auch feinerfeits 
feine Auskunft ertheilen: der Papſt Hat aus eigener Machtvollkommen⸗ 
heit und ohne weder die Regierung bes Kantons Genf noch den Bun» 
besrath darüber au nur zu begrüßen, gehandelt. 


Aug. Tranfreih bezahlt der Eidgenoſſenſchaft den Reſt ihrer Koften 


für die Internirung der Armee Bourbafi i. 3. 1871. 


»„ Die Erbauung des großen Gottharbtunnel® wird bem Unternehmer 
Favre zugeihlagen. Ber Preis dafür beträgt 50 Mil. Fres. umb 
die Arbeiten jollen in 8 Jahren vollendet werden. 


„ (Genf). Um über die Ernennung Mermillod’3 in’s Klare zu kom⸗ 
men, fordert die Regierung des Cantons den Bilhof von Freiburg 
zur Beſetzung von zwei vacanten Pfarritellen auf. Der Biſchof lehnt 
es ab mit Rüdficht auf feinen Hirtenbrief vom 5. Juli 1865, woraus 
hervorgeht, daß der Papft, der Biſchof von Freiburg und Mermillod 
durchaus im Einverftändniß handeln. 


Aus einem Brief des Biſchofs Marilley vom 23. Dezember 1864 an den 
Stastsrath und einem Hirtenbrief des gleichen Biſchofs vom 5. Juli 1865 
an die Gläubigen von Genf Hellt fi) zur Evidenz heraus, daß das Bisthum 
Genf unter Mermillod im Sinne der Kirche faltiſch ſchon feit dem 5. Juli 
1865 beftanden hat. Im Hirtenbriefe von diefem Datum übertrug nämlid 
Biſchof Marilley „alle von der Autorität des Biſchofsſitzes in Laufanne aus⸗ 
gehende Gewalt, nämlich alle biſchöflichen Funktionen und alle Details der 
firdlicden Verwaltung im Ganton Genf" auf Wunſch des Papſtes „an Mir. 
Mermillod unter deſſen perjönlier Berantwortlichleit”. Die Veränderung, 
welche augenblidiih Genf in Bewegung ſetzt, bat fi alio einjeitig durch 
die kirchlichen VBehbrden bereits im Jahre 1865 vollzogen. Mermillod nahm 
damals jofort dem Staatsrathe von Genf gegenüber die Stellung eines 
Aurxiliar⸗Biſchofs von Genf in Anſpruch. Der Staatsrath wies allerdings 
dieſe Prätenfion zurüd,; berubigte fih aber damit, daß die Eingaben Mermil⸗ 
lod's von einem Dritten im Namen einer „biſchöflichen Autorität“, die ſich 
nad dem Hirtenbriefe vom Jahre 1865 nicht mehr auf den Biſchof von Lau⸗ 
fanne beziehen Ionnte, unterzeichnet wurden. Rad Art. 130 der Genferiſchen 
Berfafiung hätte die Angelegenheit dem Großen Rathe unterbreitet werden 
follen; daß dies unterblieb, Tann dem damaligen Staatsrathe zum Borwurfe 
gemacht werden. Die Bade blieb feither unausgetragen Liegen. 
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16. Aug. (Genf). Der päpftlihe Runtius proteflirt beim Bunbesrafh g= 


30. 


das vom großen Rathe von Genf beichloffene Gejek vom 3. Yerrac 
und die Vollziehungsverorbnung dazu vom 29. Juni, betr. die rehei=- 
Corporationen und Eongregationen innerhalb des Gebietes des Ganz 
„unter Borbebalt der Maßnahmen, welche der hi. Stuhl pm Etui: ve 
Spntereffen der Katholilen für nöthig erachten wird, und mit dem Gras. 
der hohe Bundesrath wolle von diefer Proteflation den cantonelm Behẽtder 
bon Genf Kenntniß geben.“ 
„ (Genf). Die Eantonsregierung erflärt Mermillod, dab fie ifarı 
als Pfarrer von Genf, aber nicht als Generalvilar des Biſchofs we 
Saufanne für den Canton Genf anerfenne und ihm daher alle bier 
lihe Competenz auf Genfer Gebiet unterſage. Mermillod erlärt z 
feiner Antwort, daß er feine Vollmachten vom heil. Stuhle erhalt:: 
babe und daher troß dem Verbot bes Staatsrathes fortfahren werk, 
diefelben auszuüben. 


15. Sept. (Genf). Unterhandlungen des Staatsraths mit Mermillod. De 


18, 


20. 


Refultat ift der Art, daß der Staatsrath bez. der faſſenden Bed 
fih jofort mit dem Bundesrath in Verbindung feßt. 


„ (Wallis). Die Eantonsregierung ernennt den Jejuitenpater From 
Allet zum Stabtpfarrer in Leuk. Der Bundesrath verlangt Austırr 
und fiftirt inzwiſchen die Wahl. 


» (Genf). Die Eantonsregierung geht gegen den Pfarrer und Bild’ 
i. p. Mermillod ſehr energih vor. Dur Decret wird er jeme 
Stelle als Pfarrer von Genf entjekt und durch ein zweites werben ihr 
alle Funktionen, welche in das Reſſort des Ordinariat® gehören, zız 
er diefelben nun aus eigener Gompetenz oder im Auftrag eines andern 
(des Biſchofs von Laufanne) vollziehen, unterfagt, welches Defret and 
den ſämmtlichen Tatholiichen Pfarrern des Canton zur Radhaditung 
mitgetheilt wird. Beide Decrete werden auch dem Biſchof von Ya 
ſanne, Migr. Marilley, mitgetbeilt. 

I. „Der Staatsrath,, in Betracht, daß Gaſspard Mermillod im Raufe des 
Jahres 1864 vom Staatsrath auf Vorſchlag des Dibceſanbiſchofs in der Eigen 
ſchaft als Pfarrer von Genf angenommen worden if, in Betracht, Daß ern 
diefer Eigenichaft vor dem Staatsrath den Eid geleiſtet, der befiehenden Orbwung 
zu gehorchen, und Unterwerfung unter die Belege und Behorjam den Behärten 
veriprochen hat; in Betracht, daß er im gleichen Jahr ohne Bewilligung des 
Staats und ſelbſt ohne alle Initiative des Didceſanbiſchofs vom heiligen Er::: 
den Titel und die Würde eines Auxiliar⸗Biſchofs von Hebron zu Genf erhalten 
in Betracht, daß der Staatsrath van dem Text des päpftlicden Beichlufies an⸗ 
Taßlich diefer Gelegenheit niemals Mittbeilung erhalten; dak durch biefen Um- 
fand und durch die Thatſache, daß Herr Mermillod auch den Titel eines 
Generalvitars hatte, der Staatsrath über die neue dieſem Geiſtlichen gemachte 
Stellung in Irrthum geführt war; daß in feinen Augen Herr Mermillod u 
der That nur der Mandatar des Migr. Marilley, des einzigen Chefs der 
Didgefe mar, welcher ihn dur einen Spegialalt und unter feiner eigenen Ber: 
antwortlidgteit unter gleihen Berhältnifien delegiren konnte, wie es jeder andere 
ſchweizeriſche oder fremde Bifchof kann; in Betracht, daß aus den dem Staa: 
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rath zur Kenniniß gelangten offiziellen Alten und Thatſachen hervorgeht, daß 
Die vom heiligen Stuhl gefaßten Belhlüffe, ohne daß fie don Migr. Marilley 
gewänjät und begünftigt worden, eine ſchwere Verlegung der Beflimmungen 
find, welche für die offizielle Lage der katholiſchen Kirche in unferem Ganton 
Geltung haben, unter anderm des Breve vom 20. Sept. 1519 und des Ber 
Tchiuffes des Staatsraths vom 1. Rovember gl. 3.; daß nad ten Ausdrücken 
Des erwähnten Breve's und des erwähnten Beichluffes die katholiſchen Gemein⸗ 
den des Gantons Genf in der That mit der Diözefe Laufanne für alle Zeit 
vereinigt und der Jurisdiltion des Biſchofs von Lauſanne unterworfen find; 
Daß unter Mißachtung diefer Beſtimmungen der heilige Stuhl, eine wahre 
Zerflüdelung der Didzeſe ind Werk jegend, die Katholiken des Gantons der 
Autorität des Migr. Marilley entzieht, um fie der Yurisdiltion des Herrn 
Mermillod zu unterwerfen, der auf bleibende Weile die volle biſchöfliche Auto⸗ 
zität ausübt; in Vetracht, daß der Staatsrath Herrn Mermillod benach⸗ 
richtigte, daß er ihm die bifchdfliche Competenz auf Benter Gebiet nicht zuerkennt 
und daß diefer ihm Hierauf die Antwort ertheilte: er babe jeine Voll⸗ 
macht vom heiligen Etupl erhalten und werde troß dem Ber. 
bot des Staatsraths fortfahren, fie auszuüben; in Betracht, daß 
eine ſolche Haltung jeitens eines Beamten, weldyer feine Vollmachten nur kraft 
der Genehmigung und Zufimmung des Staats ausübt, von welchem er auch 
feinen Gehalt bezieht, nicht geduldet werden darf — beſchließt: 1) Herr 
Garspard Mermillod hört auf, als Pfarrer der katholiſchen Gemeinde von Genf 
anerfannt zu fein. In Folge deſſen ift und bleibt der Gehalt, welcher der 
Pfarrei von Genf gewährt ift (Fres. 10,000), unterbrüdt bis zur Wiederher⸗ 
fielung eines regelmäßigen Standes der Dinze in der Gemeinde. 2) Die 
geiſtliche Didzefanbehörde wird von diefem Beihluß in Kenntniß gefett und 
aufgefordert, foweit es fie anbelangt, in den ®ränzen ihrer Competenz dazu 
beizutragen, daß die Funktionen des Pfarrer von Genf nicht valant bleiben.” 

IL Der Staatsrath, in Betracht, daß mitielſt Briefs von 23. Dezember 
1864 der Biſchof der Didzefe dem Staatsrath mitgetheilt Hat, daß er dem 
Abbé Mermillod, Pfarrer von Genf, welcher zur biſchöflichen Würde unter 
dem Titel eines Biſchofs von Hebron, Auxiliar von Genf, den Titel und die 
VBollmacht eines Generalvikars bewilligt habe; in Betracht, dak der Staats⸗ 
rath die Herrn Mermillod gegebene Qualifitation eines Augiliar-Bifchofs nicht 
angenommen und Migr. Marilley zur Kenntniß gebracht Hat, daß er die Hand⸗ 
ungen, welche der Pfarrer von Genf auf dem Gebiete der biſchöflichen Ättri⸗ 
bute erfüllt, jo lange nicht in Betracht ziehen werde, als diefe Handlungen im 
Ramen des Didzefan-Bifhofs und nach ſeinen perjönlichen und |peziellen Direl- 
tionen vollzogen find, in Betracht, daß trotz diefer Erllärung die Ernennung 
eines Biſchofs in der Eigenſchaft eines Gencralvilars der Diözeſan⸗Vehörde 
die Bildung eines Standes der Dinge zur Folge hat, welde thatſachlich 
der Eeritung eines Bisthums in unferm Canton gleihlonmt; in Betracht, 
daß der Staatsrath am 7. Oktober 1371 Migr. Marilley zur Kenntniß ges 
bracht hat, daß, da er die von Herrn Mermillod vollgogenen kirchlichen Ver⸗ 
waltungsatte nicht unter feine Berantwortlichleit nehmen wolle, deſſen Aner⸗ 
fennung als Generalvikar proviſoriſch aufhöre, in Betracht, daß der Staats⸗ 
rath unbeftreitbar das Recht hat, einen Beifllihen in der ganz fpeziellen Lage, 
in welcher ih Herr Mermillod befindet, nicht als Mandatar der Dibzeſan⸗ 
behörde anzuerkennen; in Betracht, daß Herr Mermillod dazu noch behauptet, 
in eigenem Namen zu handeln; in Betracht des Briefes, welchen der Staats» 
rath an denſelben unterm 30. Yuguft letzthin gerichtet. und in Betracht der 
in diefem Briefe, fowie in feinem heutigen Beichluß, betreffend die Pfarrer 
von Genf, ausgeiprochenen Motive, beſchließt: 1) Herrn Mermillod ift jede 
Sandlung, welche in das Reſſort des Orbinariats gehört, unterjagt, ſei diejelbe 
direft oder im Auftrag eineß andern vollzogen. Ebenſo ift ihm in der Eigen« 
ſchaft als Generalvikar jede Handlung unterfagt, welche fih auf Vollmachten 
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bes Biſchofs der Diözefe gründet oder im Auftrage der Berwaltung ber !::: 
liſchen Gemeinden des Gantons vollzogen wird, unter welchem Ziel «8 a 
ſei; 2) diefer Beſchluß ift den Pfarrern des Gantons zur Nachfolgung = = 
theilen; 3) er wird dem Bundesrath mitgetheilt.“ 


22. Sept. (Zürid). Die demokratiſche Partei erringt ſchließlich bei '« 
Neuwahl der Mitglieder der Regierung neuerdings das vollflän:::: 
Uebergewicht über die Yiberale. 

24. „ Abhaltung des Jahrescongreſſes der og. internationalen Frieder⸗ 
und Freiheitsliga in Lugano. 

» _  n Die Schweizer Biſchöfe rihten an Biihof Mermillod in Beni e— 
Zuftimmungs- und Ermunterungsadreffe. ! 


28. „ (Genf). Biſchof Mermillod proteflirt gegen die Dekrete des Eto 
rathes vom 20. September, bie ihn als Pfarrer von Genf entier= 
und ihm alle biſchöflichen Funktionen unterfagen , unter eimläßlis: 
Darlegung ſeines Standpunftes. 


„Ih proteftire gegen jene Beſchlüſſe; fie find eine offene Berlegun de 
Grundrechte der katholiſchen Kirche. Sie find ein Angriff auf ihre Erg: 
fation, fie verlennen die Quellen, den Charakter und die freie Ausübung t 
geiftlichen Funktionen, fie verneinen die Unabhängigleit ihres heiligen Tr- 
fteriums und zerflören ihre geiftige Yutorität. Jene Beichlüffe find außerir- 
eine Verletzung des Öffentlichen Rechts unſeres Landes, indem fie wiber car 
Iannte Rechte, wider die Oewifjensfreiheit und wider den Gulius der * 
der Bevöllerung find. Sie ſetzen die Reihe diefer Angriffe auf die kaibeiit 
Kirche fort mit der Anmaßung, einen Augiliar-Bilchof, einen Genereln.: 
einen Pfarrer abzuberufen! Noch nie feit 1815 bat ein Geſetzgeber, ham 
Staatsrath einen ähnlichen Mißbrauch der Gewalt in unjerem Land ausgi‘- 
Sie rufen einen -Pfarrer ab, den Sie nit ernennen, den zu ernennen &r 
nicht das Recht haben. Urt. 131 unferer Genfer Berfaffung gefteht Atee 
nur das Recht zu, die von der Tirchlichen Behörde vollzogene Ermenzung a 
genehmigen. Wollen Sie die Abberufung, fo fteht Ihnen nur der einzige m 
jegliche Weg offen, diefelbe von dieſer Behörde zu verlangen. Gin jedes ankı: 
Vorgehen ift willkürlich. Es iſt alſo der Kirche der Krieg erflärt; niema:: 
wird dieß verkennen. Meine biichöflihe Würde if der Borwand, unter we: 
chem die Angriffe auf ihre Rechte und ihre Wirkſamkeit verborgen werke 
Ich kann aljo Ihre Beſchlüſſe, welde, irrig in ihren Erwägungen und wer 
jegmäßig in ihren Schlußfolgerungen, Bleichheit, Recht und Gejek durch [> 
preſſivmaßregeln erfegen, nicht annehmen... Als Katholil, Prieſter und Tier 
appellire ih an den heil. Stuhl, den Wächter unjeres Rechts, den Beihüxer 
der Unterbrüdten. Als Genfer Bürger appellire ih an den gefunden Eım 
und die Unparteilichleit meiner Landsleute. ch endige nit, ohne nochme: 
meinen aufrichtigen Patriotismus zu beftätigen. Niemals babe ih merr: 
religidfen Glauben verichleiert, noch feinen Gifer verheimlicht, ich habe der 
Ehrgeiz, alle Diejenigen, weldye ihn nicht theilen, zu demjelben zu bekehrer 
Iſt dieſes Hriftliche Apoftolat eine Gefahr da, wo man mit fo glühender ! : 
tigleit ein Centrum des europäiihen Materialismus zu bilden judht? Habe :& 
die meinen religiäjen Pflichten ſchuldige Treue mit der Anhänglichleit an men 
Land verbunden? Mein fleter Wille war, Genf zu dienen, es zu chren, jeizen: 
Wohlſtand durd freie Bildung von Kirchen in den Bollöquartieren, durd die 
Entwidlung unentgeltlider Schulen und Werte des Wohlthuns für Arzt 
Kranke und Greiſe zu Hilfe zu kommen. Niemals habe ich die Autorität der 
Gefege und der Givilgewalt in der ihr zuftehenden Sphäre mikadtet. °: 
habe meinen Eid gehalten in Allem, was id) dem Staate ſchuldig bin, ih m“-: 











Die Beweis. 481 


ihm nicht untren werben in meiner Pflicht zur Kirche und ihrem gdttlidhen 
&ründer. Ich kann die Sade des Sanctuariums Gottes nicht verlafien, noch 
den Dienft der Seelen aufgeben, deren Hirte ich bin, noch die Vertheidigung 
Der Rechte des chriſtlichen Bewußtſeins. Seit 19 Jahrhunderten gibt die Kirche 
Säjar, was Caſar gehört, und Bott, was Gott gehört. Wuf der Anwendung 
Diefeg heiligen Grundſatzes beruht der öffentliche Friede. ch flehe zu Bott, 
über unfer theures Sand und feine Behörden den Geiſt der Gerechligkeit zu 
verbreiten, weldder allein der Erzieher der Voller if." 


5. OB. (Genf). Gr. Rath: Debatte über den ihm vom Staatsraihe vor⸗ 


gelegten Gejegentwurf betr. die Reorganifation des gefammten Unter⸗ 
richtsweſens und über Die von der Commiſſion angeregte Frage einer 
Trennung zwilhen Staat und Kirche. Der Staatsrath fpricht fi) 
entſchieden gegen die lehtere aus. Der Gr. Rath befchließt zuerft mit 
32 gegen 29 Stimmen, auf das Projelt der Commiſſion einzutreten, vers 
wirft jedoch ſchließlich den Antrag principiell mit 34 gegen 32 Stimmen. 
„ (Genf). Der fatholifche Elerus des Cantons tritt auf die Seite 


bes Biſchofs Mermillod und fließt fi) dem Protefte desfelben vom 
28. Sept. an. 


Die Geiſtlichen erklären darin, daß fie, von der Erwägung ausgehend, man 
müfle immer Gott mehr als den Menſchen geboren, nur Denjenigen als 
ihren Biſchof anerlännten, der ihnen vom Papfte gegeben fei, und daß fie „Tein 
5* gegen ihren rechtmäßigen Berlehr mit ihrem geiftlicden Oberhaupte an⸗ 
nehmen Tönnen.“” 


„ (Genf). Der Bischof von Laufanne, Migr. Marilley, antwortet 
endlih, und erft auf wiederholtes Begehren, der Genfer Regierung 
alıf die Mittheilung ihrer Beſchlüſſe am 20. Sept. gegen Mermillod. 

Mier. Marilley entſchuldigt das lange Ausbleiben feiner Antwort mit dem 
Umftande, daß er in der vorliegenden Frage fi nur auf die Uebermittelung 
der ihm vom Staatsrath Übergebenen Altenftüde an den päpftliden Runtius 
in Luzern zu beſchränken und in Erwartung der Beichlüfie des Heil. Stuhls 
fig jeder perjönlichen Einmiſchung in die kirchliche Verwaltung der katholiſchen 
Gemeinden des Gantons Genf, welde feit dem 5. Juli 1865 Migr. Mer: 
millod anvertraut worden ſei, zu enthalten hatte Dann bedauert Migr. 
Marilley gewilfe von dem Staatsrat in feinen Erwägungen zu den zwei Be⸗ 
ſchlüſſen betreffend die Amtsentjegung des Biſchofs von Hebron, Migr. Mer- 
millod als Pfarrer von Genf, gemachte Eitate, weil biefelben zu der Vermu⸗ 
thung Anlaß geben, daß jene Beichlüffe von ihm, dem Biſchof von Yreiburg 
und Saufanne, provocirt worden feien; allerdings fei e8 wahr, daß er die von 
der Didzeſe Laufanne getrennte Verwaltung der Genfer Gemeinden weder ge⸗ 
wunſcht noch begünftigt habe, nichtsdeftomeniger Tönne er aber beiheuern, daß 
aller und jeder in dieſer Beziehung gefaßte päpftlicde Beſchluß von vornherein 
jeine Zuftimmung erhalten habe und erhalten werde. Endlich hätten ihn die 
VBeichläffe des Staaisraths vom 20. Sept. tief bekümmert, weil fie nad feiner 
Anſicht in Verkennung und Mibadytung der Autorität des Heil Stuhls und 
des Biſchofs Ordinarius die Amtsentfegung eines canonif ernannten und ges 
feglih anerfannten Pfarrers ausgeiprodden und ihm die Ausübung der vom 
heil. Stuhl ihm übertragenen Specialgemalten unterfagt haben. Angefichts 
folcher ſchweren Angriffe auf die heiligen Rechte der kirchlichen Autorität fei 
e8 ihm, dem Biſchof von Freiburg und Lauſanne, unmoglich, den Wunſchen 
der Regierung zu entiprechen, ſelbſt wenn die kirchliche Verwaltung des Can⸗ 
tons Genf Migr. Mermillod mittelft des Eirculars vom 5. Juli 1865 nicht 
ſchon früher Übertragen worben wäre. 
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19. Oct. (Genf). Gr. Rath: nimmt das Geſeß über den öffentlichen Inter 


22, 


richt mit 52 gegen 9 Stimmen an, während 38 WMitglieber feit 
abweſend find, theils fi) ber Abftimmung enthalten. 

Die Hauptneuerung im Primarſchulweſen beiteht | darin, daß dasſelbe dark 
das neue Bejeg obligetorilg gemacht wird, waß aber für Genf, we der E:mı 
für in allen Rlaffın außerordentlid verbreitet iR, nit jo wi je 
bedeuten hat; es wird hauptjädhlich eine Waffe gegen die zahlreichen Freien 
fein. In mehreren Törfern des Kantons follen ferne Gecundar- oder kiher 
Säule errichtet werden. Im Gollege  Gymnafium) jo das Gadiyfirm Fa: 

des bisherigen Glafieniyfiems eingeführt werden. Un der Ulademie wird bei 
Inpitut der Privatdocenten eingeführt, dann die in zwei Sectionen geirerrx 

Facult& des lettres, daß Redht der Studenten, ihre Lehrcourſe zu —8* m. 
endlich die Vereditigung der Faculte des lettres, Diplome zu ertheilen. 7z 
Vinwirkung deuticher Unſchauungen ift in dem ganzen Gefeg unmägiih ja 
veriennen. 

„ (Genf). Der Staatsrath erläßt gegenüber dem Gonflicte wit ber 
foth. Kirche ein Manifelt an das Bolf, in dem tiefgreijende Aende⸗ 
rungen in der organifchen Geftaltung der kath. Kirche vorgeſchlages 
werden, über welche das Genfer Bolf ſich auszuſprechen mehrfache Ge- 
legenbeit haben wird. 

Der Staatsrath erflärt in dem Manifeſt: Da die Iothofifchen Geißlichen 
der verſchiedenen Genfer Gemeinden ſich ſammt Herrn Mermilles im Biber 
ſpruch mit der Gtaatsgewalt befänden und ber Biſchof von nreiburg ſich wc 
gere, Borſchlage zu deren Erſetzung dur andere Verjönlichleiten zu mmaden. 
fo jehe die Regierung fih genöthigt, ihrerfeits die nöthigen Schritte zu then 
Chne irgendwie in das Bereich der Dogmen eingreifen zu wollen, werde ie 
doc wichtige Abänderungen in der organiichen Geſtaltung ber tatholifgen gie 
Genfs vorihlagen. Die weientlicäften Punkte der beabfitigten Reform wär 
den fein: 1) Wahl der Pfarrer dur die Gemeinden. 2) Kein kirchlichet 
Würdenträger ſoll mehr die Funktionen eines Pfarrgeiſtlichen ausüben »ürfen. 
3) Der Eid der Unterwerfung unter die Bejege und die Behörden des Gen 
tons, weldgen die geiftlihen Führer der Pfarrgemeinden bei ihrem Amtsantrıt 
zu leiten haben, ſoll jo rebigirt werben, daß er zu Feiner Auslegung einen 
Anhalt bieten kann, die ſeinen Sinn abfejmächen würde. Fl Sm Oinblid ar 
die Grllärung, mit welcher die gegenwärtigen tatholifcen Alarrgeiktigen de 
Cantons der Regierung die Competenz abſprechen, ſollen in allen 
den Neuwahlen vorgenommen werden, was übrigens nicht air vok uud 
die bisherigen Pfarrer wieder gemäßlt werben können. Der Gtaatsrath werke 
bie wichtige Frage der Anwendung vollsthümlicher Formen auf die Latheliide 
Kirche, wie fie bereits in verſchiedenen Gantonen beſtehe, in ernſtlichſte Ermi- 
gung ziehen und lade namentlich auch vorurtheilsfreie Katholiten ein, ibm ihre 
Gedanken über diefelben zur Kenntnik zu bringen. Der Uufruf —— mi 
den Worten: „Liebe Mitbürger, ziehen wir die Bande, welde uns 
immer fefter an, die Bande, die uns einigen durch die Sleihheit in ber rt Bar 
wirflidung gerechter Wünſche und in der Ausübung der wahren 
Weitere Schritte gegen die renitenten Oeiftlidden werden vom GtaaiSreih * 
weilen nicht beſchloſſen. Der proicktirte Geſetzentwurf ſoll der nähen Legis-⸗ 
latur (die Großrathswahlen finden im Rovember ſtatt) vorgelegt werden. Te 
Beje fol, der Proflumation zufulge, theilg ein gewöhnlichen, theils eim com 
ftitutionelleß werden und das Verhaltniß der Tatholiihen Bike sum Stacte 
genau regeln. Run muß aber jedes conflitutionelle Befek der Bollsabfkiumung 
unterbreitet werben, fo daß alſo das Genfer Volt und die kim 
Schweizerbürger einmal als Wähler und dann als Geſeggeber upatizen ie 
nen, ob fie mit dem Borgehen der Gtanisbehörden ind oder nicht. 
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. Det. (Genf). Der Biihof von Laufanme, Migr. Marilley, verzichtet 


[44 


ine aller Form auf die Rechte und den Xitel eines Biſchofs von Genf 
in einer Zufchrift an die Regierung des Cantons: 

„Wir erachteten es für unjere Pflicht, Sie unterm 24. Uuguft, 2. Sept. 
und 16. Oft. zu benachrichtigen, daß angefihts der ſchweren Berwidlungen, 
welde in Ihrem Canton zwiſchen den geiftlihen Behörden und der Civilgewali 
Plag gegriffen Haben, wir die Begehren, welde von Ihnen an uns geſtellt 
wurden, einfad nur Gr. Excellenz den Beiäftsträger des heiligen Stuhls 
Ubermitteln Tonnten. Ihr neulicher offizieler Brief Hat ums beiviefen, daß Gie 
nichtsdeftoweniger darauf beftehen, unfere perjönlide und direkte Intervention 
in Anſpruch zu nehmen, ſtatt fid an Ge. Gnaden Migr. Mermillod zu wen⸗ 
den, mwelder uns in den bifhöfliden Functionen unter dem Xitel eines Hilfs 
biſchofs beinegeben und feit dem 5. Yuli 1865 ausschließlich mit der geiftlichen 
Bermaltung Ihres Cantons betraut if. Es ergibt fi hieraus für uns eine 
zweideutige Stellung, welche jehr unangenehm ift und in welcher wir nicht 
lange verweilen können. Wir haben daher, geehrte Herren, die Ehre, Ahnen 
mitzutheilen, daß wir den heiligen Stuhl gebeten haben, uns gänzlich und 
definitiv von der geiftlicden Leitung Ihrer katholiſchen Mitbürger zu entbinden. 
Wir verzichten vom heutigen Tage an ganz und endgiltig auf diefe Leitung, 
jowie auf den bloßen Ehrentitel eines Biſchofs von Genf, der unferm ehrwür⸗ 
digen Vorgänger verliehen worben ift. Seien Sie übrigens verfichert, verehrte 
Herren, daß wir nicht aufhören werden, unſer inbrünfliges Gebet für das 
Gtüd und die wahre Ehre Ihres Eantons mit Bezug auf feine religidjen In» 
tereflen zum allgütigen Bott empor zu ſenden.“ 


‚r General» Berfammlung ber proteſt.⸗kirchlichen Reformvereine der 
Schweiz in Bern. Der Kirchenvorſtand der Münſterkirche verweigert 
dem Pfarrer Lang aus Züri als Feſtprediger die Einräumung ber 
Münfterirche: der Gemeinderath cajfirt jedoch die Verweigerung mit 
8 gegen 7 Stimmen und bie fyeitpredigt findet unter gewaltigem Zu⸗ 
drange der Bendllerung ſtatt. Eröffnung der Verhandlungen ber 
Generalverfammlung durch den Präjidenten Pfr. Bigius. Auf den An⸗ 


trag des Pfarrers Ehantr& aus Genf werden folgende Refolutionen - 
beichlofien : 

„Eine eidgendſſiſche Berfaflung, die fi) auf der Höhe des Foriſchriltes der 
heutigen Zeit halten will, ſoll verbürgen: 1) die Gewiflens- und Glaubens» 
freigeit und die freie Öffentliche Aeußerung der religidſen Lehrmeinungen in den 
Grenzen der Sittlichkeit und der Öffentlihen Orbnung, Grenzen, über weldhe 
der Staat nad den Grundſätzen urtheilt, auf denen er felbft beruht, nicht aber 
nach einer religidjen Lehre. 2) Die Scheidung des geifllichen und des bürger- 
lichen Gebietes in dem Sinne, daß die Ausübung der bürgerliden Rechte und 
die Erfüllung der bürgerlichen Pflichten unabhängig fein fol von dem Glau⸗ 
ben und Belenntnid. Niemand darf fih im Ramen eines religidfen Glaubens 
irgend einer bürgerlidden und politifchen Pflicht entziehen. Niemand Tann aus 
tirhlidhen oder confeifionellen Bründen irgend eines blirgerlicden Rechtes, 3. B. 
der Ehe, beraubt werden. Niemand foll durch die bürgerliche Obrigkeit ans» 
gehalten werden, auch nur äußerlid an einer religidjen oder lirchlichen Anſtalt 
und Einrichtung theilzunehmen. Die Klofterfrage gehört dem bürgerlichen 
Rechte an. 3) Die Scheidung von Kirche und Schule Die Schule hat allen 
Schweizerbürgern die Wohlthat des Unterrichtes darzubieten, ohne daß das 


Gewiſſen von irgend Jemand dur Dazwiſchenkunft einer Kirche oder Geiſt⸗ 


lichkeit verlegt wird; der weltliche Unterricht if eine Nothwendigkeit fo gut, 

wie der obligatoriſche und unentgeltliche Unterricht. Weiter foll eine ſchweize⸗ 

riſche Staatsverfaffung den Grundſatz auffiellen: die Eidgenoſſenſchaft und die 
91* 
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Eantone erfennen durdaus feine kirchliche Bewalt an, welche ihren Yıfıy 
nit von den Bürgern ber bat, welche fih zu der Kirche bekennen, welche ;w 
kirchliche Gewalt vertritt. 


27. DOM. Neuwahl des Nationalrath8 in ber ganzen Schweiz. Die Gepe 


28. 


der Bunbdesrevifion, welche am 12. Mai die Revifion freilid wur = 
einer ſehr Heinen Majorität zu alle gebracht haben, erleiden eine ge 
waltige Niederlage. Bon 135 Wahlen fallen faft zwei Dritthene 
auf die Partei der Reviſion und wenig mehr als eim Britfheil ex’ 
die Gegner berfelben, die faft überall an Xerrain verloren haber 
Diejer Sieg der Revifionspartei muß die Revifion der YBunbesverfaftum 
fchnell wieder in den Vordergrund jtellen. 


Der Wahlkampf dreht fih überall durchaus um die Frage der Bunbri 
revifion. et gegen die Nevifion bleiben die Tleinen Tath. Urcantome Ur: 
Schwyz und Unterwalden, und ebenfo Zug, Freiburg und Wallis, de mi des 
wenigen, übrigens jehr gemäßigten Nevifioniften, die fie bisher in den Rei 
nalrath gefickt Hatten, gründlich aufräumen. Der kath. Kanton Luzern wäh: 
neben 5 Antirevifioniften do 2 Revifioniften. Feſt gegen die Keviſien bieiber 
aud die franzöſiſchen Cantone Genf und Waadt: beide wählen ausſchleßli4 
Nevifionsgegner, intem ber letere den einzigen Revifionsfreund durch deu gem. 
Bundesratb Tube aus Zürich erfet, der dagegen in feinem Heimathcartca 
durchfallt. Dagegen find die Revifionsgegner jeit dem 12. Mai in Et. Gele 
von 22,000 auf 17,000 und in Solothurn von 6000 auf 4000 Stmzz 
herabgejunfen. Der franz. Canton Reuenburg aber bat ganz umgejälage: 
bier ward die Revifion am 12. Mai mit’ 8400 gegen 7900 verworfen und zus 
werden mit über 7000 gegen wenig über 3000 Stimmen lauter Revifisei 
gewählt. In den deutſchen und proteſtantiſchen oder paritätifchen Gantoarı 
werden ausſchließlich Reviſionsfreunde gewählt und alle ganzen oder halle 
Revifionsgegner unbarmberzig entfernt. Vielfach gefaltet ſich der Kampf gegen 
die Revifionsgegner entichieden zu einem Kampf gegen die Ulitameontanen. 


„ (Züri) Die Regierung liefert den Ruffen Netſchajeff, der fd 
unter fremdem Namen in Züri) aufgehalten Hat und defſen Ausliee 
rung wegen gemeinen (politifhen ?) Mordes von den ruſſiſchen Behör⸗ 
den verlangt worden war, an Rußland aus. 


1. Nov. (Wallis) Der Bundesratd läßt der Regierung von Walt 


die ftricte Weifung zugeben, die von ihm bereits fiflirte Wahl des 
Jeſuitenpaters Allet zum Pfarrer von Leuf, der Bundesverfaffung ent- 
Iprechend, definitiv zu caſſiren. 

„ (Solothurn). Der Biſchof Lahat von Solothurn enifekt und 
egcommunicirt den Pfarrer Gſchwind von Starrlird wegen Ni 
erfennung des Unfehlbarfeitsbogma’s. Die Regierung erliärt bie bifchöf- 
liche Maßregelung für ungiltig und beſchließt, den Ercommmmicirien 
zu fügen. Die Gemeinde fteht zu ihrem Pfarrer. 

Beſchluß der Regierung „In Erwägung: 1) dab [aut ver 
oberftien Orundgejege de Gantons iür Pfarreien den Gemeinden das Ber 
ſchlagsrecht und dem Staate oder einzelnen Gollatoren das Wahlrecht guckt; 
2) baß bei der Pfarrei Starrfirh das Stift Schönenwerd Gollater iR mb 
die Gemeinde das Borfhlagsreht hat; 3) daß weder von Geile des Stift 
Schönenwerd noch der Gemeinde gegen die Umisführung des Herrn Pfarrer 
Gſchwind ein ſachbezuglicher Beſchluß gefakt worden, ja nad dem Gähreiben dei 
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Biſchofs das Stift erſt nach erfolgter Abjegung Kenntnik erhielt; 4) daß der 
Pfarrer im Canton Solothurn vermöge feiner Funktionen aud) ſtaatlicher Beamter 
ift und eine Abſetzung nur durch den Staat, jedenfalls nicht einfeitig ohne Mit- 
wiflen des Staates flattfinden darf; 5) daß nad dem Berantwortlichkeitsgefek 
der Beamten vom 24. Dezbr. 1870 (8 8) das Abberufungsrecht für die vom 
Bolte gewählten Beamten einzig dem Gantonsrathe, für die übrigen Beamten 
einzig dem Regierungsrathe zufteht; 6) daß die Abjegung des Herrn Pfarrers 
Gſchwind ohne irgend welchen matericlien Grund, ohne daß bein Charakter und 
der Amtsführung desjelben irgend welcher Borwurf gemacht werden Tann, ge⸗ 
ſchah; 7) daß diefe Abberufung einzig und allein darauf beruht, daß Herr 
Pfarrer Gſchwind die katholiiche Lehre anerkennt, wie fie von unfern Bätern 
bis zum Jahre 1872 anerkannt und geglaubt worden; 8) daß auch die Re- 
gierung von Solothurn bereit3 unterm 8. Sept. 1870 diefe Anficht dem Bi⸗ 
Ichof Namens der Mehrheit der Diözefanftände ausgeiprodhen hat; 9) daß der 
Staat das Recht und die Pflicht hat, jeine Mitbürger gegen Amtsanmaßungen 
zu ſchützen; daß es als eine Amtsanmakung betrachtet werden muß, melde 
dem obenerwähnien Beleg widerjpricht, wenn der Bilchof in die Rechte der Ge⸗ 
meinde und des rechtmäßigen Collators, jowie des Staateß eingreift und ein» 
feitig über Abſetzung von Pfarrern verfügt; — wird beſchloſſen: Es ift 
dem Stift Schönenwerd, den Gemeinden Starrlirh und Dulliton und Herrn 
Pfarrer Gſchwind mitzutheilen, daß Herr Pfarrer Gſchwind als einzig recht. 
mäßiger Pfarrer anerkannt werde und auch die Gemeinde ihn als folden an- 
zuerfennen habe, es fei denn, daß von Seite der Gemeinde und des Collators 
beim Regierungsrat gegründete Klage eingegeben und der Regierungsrath die 
Wbberufung des Herrn Pfarrers Gſchwind beſchließen wilrde,“ 


9. Nov. (Genf.) Der Bapft genehmigt den Verzicht des Biſchofs Ma⸗ 


„ 


10. 


12. 


rilley von Laufanne auf Genf mit dem Beifügen, der hl. Stuhl werde 
„Schritte zur Ordnung der Genfer Verhältniffe treffen.” 


„ (Solothurn) Der Gemeinderath von Olten beichließt die Ein- 
berufung einer außerordentlicden Gemeindeverfammlung auf den 17. d8., 
um Öffentlich gegen das Unfehlbarkeitsdogma Proteft zu erheben, die 
Santonsregierung von Solothurn zu energiichen Maßregeln gegen die Cle⸗ 
rifei aufzufordern und die Zuftimmung zur Haltung der Gemeinden Starr⸗ 
fir und Dulliton in der Sache des Pfarrers Gſchwind auszuſprechen. 


„ (Genf) Erneuerungswahl des gefammten großen Rathes. Der 
Wahlkampf geftaltet fi) ausfchließlich zu einem Kampf der ſämmtlichen 
conſervativen, liberalen und radicalen Fractionen der Bevöllerung gegen 
die Ultramontanen. Es geben 90 Deputirte der nationalen Parteien 
gegen 15 Ultramontane aus der Wahl hervor und es wird conftatirt, 
daß unter 11000 wahlfähigen Bürgern bie eigentlich ultramontane 
Bartei nicht mehr als 1200 Stimmen ftark ift. 

» Das Eentralcomitö der Alltkatholiken in Bern beichließt, auf den 
1. Dezember eine Delegirtenverfammlung der altkatholiſchen Vereine 
nad) Olten einzuberufen und Profeſſor Reinfens aus Deutjchland Dazu 
einzuladen. Am Nachmittag foll dann eine öffentliche Altkatholiken⸗ 
verfommlung in der Pfarrkirche zu Olten ftattfinden. 

„ Solothurn.) Die Geiftlichkeit tritt in einer Pafloralconferenz 
auf die Seite des Biſchofs und profeftirt gegen ben von ber Regie⸗ 


Die Due. 


rung dem excommunicirten Pfarrer Gſchwind gewährten Schug. Eier: 
richtet bie Domgeiſtlichkeit eine Abreffe an ben Bilchof, 


in welcher fie ihm die Verſicherung gibt, daß „Re alle, wie Bieter, zu ia 
als rehtmäßigem Oberhaupte des Bisthums Bafel unentwegt uub trem frie 


und in diefer Bereinigung mit ihrem Biſchof an der Bereinigung mt dem 


Bapfte und dadurd an der Einheit der fatholifgen Sirdie feipakten meien. 


mag da kommen, was da wolle.“ 


16. Rov. (Solothurn) Der Gemeinderath der Stadt Solsihurs Ir 


17. 


19. 


johließt mit 18 gegen 4 Stimmen, der Schulgemeinde Golsffurn |: 


. genden Beichluß vorzulegen: 


„Die Semeinde Solothurn . . . in Vetracht. daß die Lehre von der p 
lichen Unfehlbarkeit — abgefehen von der Frage ihres Selsumens — 
die Gewalten des demokratiſchen Staates beftreitet und den Frieden der Gm 


feifionen, welcher für die ſchweizeriſche Eidgenofienidaft eine — * * 


wendigkeit iſt, gefährdet, beſchließt: 1) Die Lehre don der 

barfeit hat für die Gemeinde keinerlei verbindlide Kraft; 2) fie 5* ir 
daß biejelbe in den ſtadtiſchen Kirchen und Schulen von ober Lehrer⸗ 
gelehrt werde; 8) die Schulkommiſſion wird mit der Bollzichung beauitrast 
4) von diefen. Beichlüffen joll der Regierung und ſammtlichen Gemeinden de⸗ 
Gantons Solothurn, ſowie dem Biſchof von Bafel Mittheilung gemadt werten, 


„ (Solothurn) Die Gemeindeverfammlung der Stabt Olten be | 


ſchließt auf den Antrag ihres Gemeinderathes mit 236 gegen 2 Stimme: 
1) Deffentlichen und feierlichen Proteſt gegen daS Dogma der lnich/ber 


feit des Papfles. 2) Mittheilung dieſes Proteſtes a) au den Bildei zu | 
Bafel in Solothurn, b) an die Regierung, mit dem nachdrücklichen Seuk. 


daß fie energifche Maßregeln treffen möge, die Lehre und Praxis des au 
führten Dogma's in Kirche und Schule zu verhindern 8) Erflärung er 
richtiger Sympathie mit den Gemeinden von Starrfirh und Dufifen in ihre 
fetten Haltung in dem Streite des Biſchofs von Bajel gegen ihren Pierre: 
Die nähere Motivirung im Sinne der Diskuffion und die Uusfährung ix: 
Beſchlüſſe wird dem Gemeinderath übertragen. 


„Zuſammentritt der Solotfurner Diözefanconferenz. Auweſend fir? 


die Delegirten der Regierungen von Solothurn, Bern, Bafelland, 
Aargau, Thurgau, nicht dagegen folche der Regierungen von Lugern 


und Zug, die mit dem Vorgehen der übrigen Didzeſancantone gegen 
ben Biſchof Lachat von Solothurn nicht einverftanden find. Der Con 


ferenz Tiegen folgende Tractenden und Anträge (zunächſt der Regierung 
von Bern) vor: 


„L Das vatilanifhe Dekret vom 18. Juli 1870 über die Unfehlberken 
wird nicht anerkannt und ihm keinerlei rechtliche Wirkjamteit beigelegt. IL Ten 
Biſchof wird die Berechtigung abgeſprochen und unterjagt, Pfarrer der Diszee 
einfeitig abzujegen. II Dem Biſchof wird die Berehtigung abgeiproden ua 
unterfagt, Briefter mit Genfuren zu belegen, weil fie gegen das Unfehlbarkeit- 
dogma auftreten. IV. Der Biſchof wird aufgefordert, die contra Pfarrer 
Egli und Gſchwind ausgeſprochenen Ercommunifntionen zurückzuziehen. V. ẽs 
fer der Biſchof zu erfuchen, den Kanzler Düret von feiner Stelle zu entlaſſen. 

. Da der Biſchof entgegen dem Beſchluſſe der Diödzefan-Gonferenz mom 
18. Auguſt 1870 das Dogma der Unfehlbarkeit verkündet hat und aufredt 
erhält und da er hiedurch die Episcopalrechte, welche dem jeweiligen Büde’ 
von Bajel zulommen, vergibt und damit auch bie Rechte der Didzefamcanten 
gefährdet, ſowie die ganze Grundlage der gegenwärtigen Sirdeverfaffung ver» 
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ändert; da biefeß Bergehen mit dem unterm 80. November 1863 abgelegten 
Eide, in dem er den Regierungen Gehorſam gelobte, im Widerſpruche ſieht; 
Da er Biarrer der Didzefe, welche die Unfehlbarkeitsicehre belämpfen, eigen» 
mechtig und widerrechtlich abjegt und egrcommunizirt; da er hiedurch und durch 
Das auch in andern Yällen gezeigte Berbalten den bisher beflandenen Frieden 
santer den Didzefonen gefährdet und ernftli bedroht, namentlich dur das 
an den Regierungsrath von Solothurn erlafiene Schreiben vom 9. November 
Die Srundfite unierer Gefetgebung über die Wahl der Pfarrer nicht aner⸗ 
kenni; da der Biſchof entgegen dem Bisthumsvertrag von 1823 und ber 
pupſtlichen Bulle vom 7. Mai 1823 ohne Mitwirkung der Stände ein eigenes 
Seminar errichtet bat und erhält; da er entgegen dem Schreiben der Regie⸗ 
rung von Solothurn und der Diögefanftände vom 19. Januar 1865 und 
8. Jannar 1860, welche verlangen, daß die Diipensalten auf beftimmte, gleich⸗ 
mäßige Summen geftellt werden, und entgegen feinem Verjprechen, jowie ent« 
gegen den 18. Kapitel der 20. Sitzung des Trident. Gonciliums den unwür⸗ 
Digen Tagenbandel fortbetreibt, wie aus einem eigenen Edhreiben des Kanzlers 
Düret an das Pfarramt Starrkirch vom 12. Juli 1872 hervorgeht: wird mit 
Verufung auf das von der Regierung von Solothurn im Namen der Didzefan- 
eonferenz unterm 8. Dezember 1870 an den hochwurdigen Viſchof erlafiene 
Säreiben, worin ihm für den Fall, daß er das befagte Dogma eröffnen würde, 
bereits in Ausſicht geftellt wurde: es dürfte dann bei jo vollendeter Sadlage 
Die Mebereinfunft Über Wiederherftelung des Bistyums Bafel von 1828 als 
eine wieder offene Frage an uns herantreten, beihlofjen: I. Es ſei der 
Bisthumsvertrag vom 26. März 1828 einer Revifion zu unterwerfen und 
der hochw. Bilchof eingeladen, mit den Ständen zu diefem Behufe in jofortige 
Unterhandlung einzutreten. IL Der Bundesrat ſei mit Berufung auf jein 
Schreiben an Soloıhurn vom 26. Aug. 1870, betreffend Conciliumsbeſchlüſſe, 
eingeladen, geftägt auf Art. 46 der Bundesverfafiung ein Beleg zu erlajien, 
das den Bürgern die reiheit zur Ausübung des Bottesdienftes und die Ver⸗ 
fügung über ihre kirchlichen Fonds nad allen Richtungen fihert und Beſtim⸗ 
mungen enthält, die alle Borlehrungen und Eingriffe der kirchlichen Gewalten 
unterfagen und geeignet find, die öffentliche Ordnung und den fyrieten unter 
den Gonfejfionen zu erhalten. III. Der Bundesrath wird eingeladen, den 
Runtius, der, nachdem der Papft feine weltliche Macht verloren, keine Berech⸗ 
tigung mehr als Bertreter eines weltlichen Staates hat, als foldden nicht mehr 
anzuerfennen und gejegliche Beſtimmungen zu erlafien, die ihm jede Einwir- 
ung vr und kirchliche Angelegenheiten verunmöglichen oder wirkungs⸗ 
o8 machen.” 


Es wird zunächſt einftimmig befchloffen, dem Biſchof eine vierzehn- 
tägige Friſt zu ſetzen, um fich gegenüber dem Vororte der Eonferenz 
(der Regierung von Solothurn) über fein Berhalten zu verantworten 
und die Excommunicationen und Amtsentfegungen der Pfarrer Egli 
von Luzern und Gſchwind von Starrlirh (Solothurn) bedingungslos 
zurüdguziehen. Weitere VBeichlüffe werben theils verſchoben, theils nur 
eventuell gefaßt und vorerſt nicht veröffentlicht. Der wichtigfte gebt dahin, 
für den Fall, daß der Biſchof ablehnend antworte, demſelben die ſtaat⸗ 
Tide Anerkennung zu entziehen und den biſchöflichen Stuhl für erledigt 
zu erflären. 

23. Nov. Der päpfiliche Nuntius erhebt in einer längern Audienz beim 
Bundespräfidenten Proteft gegen die VBeichlüffe der Solothurner Diö- 
zeſan⸗Conferenz. 

24. „ Golothurn.) Die Schulgemeinde ber Stadt Solothurn geneh⸗ 
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migt mit 550 Stimmen (einflimmig, 57 Clericale entfernen ſich vor 
der Abftimmung) die ihnen vom Gemeinderatd vorgelegten Anti, 
vom 16. ds. Mis. 


26. Nov. Die Regierungen der Solothurner Didzefancantone haben die de 


27. 


Ihlüffe der Eonferenz vom 19. d. M. gegen Bilchof Lade beres 
genehmigt. Nur die Regierungen der gleichfall3 zur BDiögefe Eeis 
thurn gehörigen Santone Luzern und Zug nehmen an ber Bewegur; 
gegen die päpftliche Unfehlbarfeit und gegen die Anjprüche des Bijchef 
Lachat keinen Theil, ftehen vielmehr vorerſt Hillichweigend auf feiner Sem. 
„ (Solothurn). antongrath: genehmigt mit großer Mehcke⸗ 
(81 gegen 14 Stimmen) einen ihm von der Regierung vorgelege⸗ 
Geſetzesentwurf, der die Geiftlichen wie alle anderen Gtaatsbeamiırz 
einer periobifchen Wiederwahl unterwirft. Biſchof Lachat proteſtirt = 
einer Zuſchrift an den Bantonsrath ſchon zum voraus gegen basielbe 
Das Geſetz muß verfaflungsmäßig einer allgemeinen Bollsabftimum:-: 
unterworfen werden, und e8 erhält ſonach aud) das Solothurner Fe: 
Gelegenheit, fih für Die eingetretene Bewegung gegen die päpiiiid: 
Unfehlbarfeit und die katholiſche Hierarchie oder für den Biſchof ar) 
die ultramontane Tendenz auszuſprechen. 

In jenem Proteft gegen das Geſetz erklärt der Bilchof, dab es mit ex 


katholiſchen Kirchenrecht in Widerſpruch ftehe und Rellt in Ausficht, daß er. 


falls ein „durchaus pflichttreuer” Pfarrer vielleicht „gerade wegen feiner Bil 
treue” entfernt werben follte, keinem @eiftliden die Erlaubniß zur Uusübung 
der Seelſorge in diefer Gemeinde gewähren würde. 


1. Dez. Große Altkatholifenverfammlung in Diten. Es nehmen am ber: 
jelben über 3000 Gefinnungsgenofien aus der Schweig und dem an | 


grenzenben badifhen Gebiete Theil. Auch Prof. Reinfen? ans Bre% 
lau folgte der an ihn ergangenen Einladung und hält eine Rede geger 
den Jefuitismus und Ultramontanismus. Einftimmig werben folgende 
Refolutionen befchloffen: 

1) Die Slaubens- und Befinnungsgenofien in der Schweiz werden aufge 
fordert, ohne Verzug zur Bildung von Orißvereinen zu fchreiten. Vin 
einem Monat follen dem Gentralcomite die Berichte Über die Gomfituirung 
der Vereine und die Berzeichniffe der Mitglieder derfelben eingefanbt werden. 
2) Die Ortspereine follen mit Kräften dahin wirken, daß die Gemeinden nad 
dem Beilpiele von Olten und Solothurn gegen das römilch-clerifale Syſten 
der Gewiſſensknechtung und daher insbejondere gegen das Dogma der Yulal- 
bilität und gegen den päpſtlichen Syllabus vom 8. Tiegember 1864 proteſire 
und dabei feierlich erklären, daß fie dann, wenn ihre Seellorger wegen 1b 
lehnung des Unfehlbarleitspogma’s von Seiten der kirchlichen Oberbebörre 
Anfehtungen zu erleiben hätten, nach dem leuchtenden Borbilde Yon Gtarr- 
firh-Dulliton unentwegt zu ihnen ſtehen würden 3) Tie Mitglieder des Bar- 
eins freifinniger Katholilen übernehmen die Verpflichtung, im Falle der Er- 
ledigung der Pfarrei, welcher fie angehören, mit allen Kräften dahin zu wirten, 
daß von der Gemeinde nur ſolche Beiftlie vorgeidlagen, bezw. gewählt wer- 
den, melde fih gegen da8 Dogma der Unfehlbarkeit mit feinen Wolgerunge 
erllärt haben. 4) Das Gentralcomits wird beauftragt, bei den Liberalen fr- 
gierungen bie erforderlichen Schritte zu thun, damit diefelben die Scranbilium 
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von wiflenihaftlicden Beiflicden ermöglichen, ſei es durch Berufung von alt« 
Larbolifhen Profefjoren an ihre theologiſchen Anftalten, fei e8 durch Ertbeilung 
von Gtipendien zum Beſuche derjenigen deutſchen Univerfitäten, an denen die 
Korpphäen der katholiſchen Theologie, wie auch zugleich die Häupter der alt- 
TatHolijgen Bewegung wirken. 5) Die Durdführung der nothwendigen Re- 
formen auf dem Gebiete des Eultus und der Disciplin Tann erft dann vor- 
genommen werden, wenn in folge einer großen Ausdehnung unjerer Bewegung 
die Möglichkeit der Conſtituirung von verfafjungsmäßigen Organen deß Kirchen⸗ 
regimentß gegeben fein wird. Die Eonfeifion der chriſt⸗katholiſchen Kirche aber 
foH ihren Schwerpuntt in den chriſtlichen Gemeinden und in der wiſſenſchaft⸗ 
Lich gebildeten Geiftlichleit haben. 6) Da die beftehende biſchofliche Juriß⸗ 
Diltion gegenüber den Gemeinden, welche fih nad Inhalt von Ziff. 2 und 3 
von den ffaktiſchen Inhabern der geiftlihen Hierarchie losgeſagt haben, von 
Telbft aufhört, jo fol das Gentralcomite bei den betr. Staatsregierungen zu 
erwirten fuhen, daß für fo lange, als nicht ein antiinfallibiliftiider Biſchof 
erwählt ift, fremde (altlatholifche) Bilchdfe zur Vornahme biſchoflicher Funk⸗ 
tionen, namentlih zur Firmelung und zur Ordination von Gandidaten des 
geiſtlichen Standes als befugt angelehen werden. 7) Als höchftes Ziel erſtreben 
wir die endliche Wiedervereinigung aller Kirchen und Gonfeifionen, welche die 
ganze Ehriftenheit und die in Wahrheit allgemeine katholiſche Kirche in ihrer 
Einheit bildet. 

Außer diefem Programm wird beichloffen, eine Eingabe an die Bun- 
desbehörden zu erlafien, worin in dringender Weiſe verlangt wird: 1) die 
erneuerte Anhandnahme einer eidgendffiihen Bundesrevifion mit bejonderer 
Berückſichtigung der Hebung und Förderung der Vollksſchule, fowie von Grund⸗ 
ſätzen über billige Auseinanderjegung der bürgerlien und kirchlichen Rechts⸗ 
verhältnifie; 2) Erlaß eines Bundesgeſetzes wider den Mißbrauch der Kanzel 
und überhaupt der geiftlihen Amtsgewalt mit befonderer Bezugnahme auf die 
vom römilhen Stuhle verfündeten neuen Lehrjäge. 3) Die Bundesbehörden 
ſollen gegebenen Falls die altfatholifchen Gemeinden bei der Ausübung ihres 
Gottesdienſtes mit allen zu Gebote flehenden Mitteln fügen. Endlich follen 
die Bundesbehörden eingeladen werden, die fehweizerifche Runtiatur von Bundes» 
wegen aufzubeben, und zwar in Betracht, daß einerjeits der biplomatijche Cha⸗ 
zafter der Nuntiatur zur Zeit nicht mehr beftehe und andererjeits dem Run» 
tius weder bifchöflihe noch erzbiſchöfliche Rechte nad) der lirchlichen Ordnung 
der Hierarchie geftuttet jeien. 


2. Des. Zufammentritt der Bundesverfammlung. Der Nationalrath bes 
ftellt fein Bureau mit großer Mehrheit im Sinne der Revifionsfreunde, 
ber Ständeratb dagegen mit 20 gegen 18 Stimmen im Sinne ber 
Revifionsgegner. | 

5. .„ (Luzern) Der Stabtrath von Luzern beſchließt, den Altkatholiken 
zur Abhaltung einer Verſammlung, um einen Vortrag des Prof. 
Reinkens aus Breslau anzuhören, eine der der Stadt angehörenden 
fath. Kirchen einzuräumen. Die Regierung tritt jeboch dazwiſchen und 
verbietet es. Der Stabtrath richtet deßhalb eine Beſchwerde an bie 
Bundesperfammlung und die altkatholiſche Verſammlung findet inzwifchen 
in der proteftantiichen Kirche flat. Die Majorität der Stadtbepöffe- 
rung fteht entjchieden auf Seite der Altkatholiten, die Majorität der 
Landbevölferung des Cantons ift dagegen entſchieden ultramontan. 


7., Bundesverfammlung: beflätigt die ſämmtlichen bisherigen Mitglieder 
des Bundesrathes mit Ausnahme des (Antirevifioniften) Challet⸗Venel 


Pie Bewer. 


aus Genf, der durch den (tevifionsfreundlichen) Borel aus Raster 
erjegt wird. Zum Bunbespräfibenten wird Gerejole, ber, al zi- 
entichieden revifionsfeindli, bei den Ieklen Nationalratiäwahlen ii 
feinem Heimathscanton Waadt übergangen worden war, gewählt. 


7. Dez. Eine Reihe von Gemeinden in den Gantonen Sololkurs ac 


16. 


18. 


19. 


20. 


Aargau erflären fi in Gemeindeverfjammlungen mit Stinumenmek:: 
heit gegen die päpftliche Unfehlbarteit und beichließen, daß biefelbe weder 
von ber Kanzel noch in den Schulen gelehrt werben bürfe. 

» (Genf.) Bei der Ergänzungswahl des proteftantiichen Gaufit:- 
rimns fiegen die Liberalen mit ca. 400 Stimmen über Die Ortbobezen, 
fo dat die Majorität der Behörde fortan den erfieren gefichert if. 


- (Solothurn) Der Biſchof Lachat lehnt die Yorberumgen be 
Diögefanconferenz in einem einlãßlichen Antwortjchreiben ab, im ben 
er feine Erörterungen in folgende Hauptpunfte zujammenfaßt: 


1) Es werbe den Didzefanländen von ſelbſt ar fein, daß der Biſchof em 
ſlaatliche Regulirung reiner Blaubensfäge niemals anerfennen, noch überheun 
eine Behinderung feines apoftoliien Lehramtes als zu Recht ‚befichend eradım 


Betroffene jelbft. 3) Der Biſchof, und nur er, habe die Befugniß, Bere 
zu entſehen. Er nehme zurüd, was er gegeben. Auf diefe Beiugnik vr 
sichten, hieße jeden ungetreuen, antitathofifch auftretenden oder aud Fittlı =» 
würdigen Geifllidhen, fojern der Staat ihm gewogen jei, frei ſchalten 
walten laften, Irrihum und Berberben auszuläen. 4) Der Biſchof. aufecer 
dert von den Viözefanfländen, die über die Priefter Egli und Sichwind ver 
bängte Ercommunilation zurüdzunehmen, erflärt, er werde mit Freude m 
Troſt beim apoftoliiden Stuhle die Bermittlung für die Rehabilitation der 
Genannten übernehmen, wofern fie reumüthig und mit Anerkennung ihrer be 
nangenen fihweren Schuld zum Blauben an die volle katholiſche Behre zur» 
fehrten, bereit, hievon öffentliche Zeugniß Li geben und das geftiftete Werger 
niß nad Kräften gut zu maden. „So lange die beiden Ung abe 
im Ungehorfam und im ihrer glaubenswidri gen Gefinnung verharren, ba 
mir nur übrig, für fie zu beten, auf daß Gottes Gnade fie jurädfäßre.“ Des 
Schreiben endigt mit der Grflärung des Biſchofs, cher den Ton als die 
Schande eines pflichtvergefienen Hirten auf fi laden zu wollen. 


„ Das Gentralcomit6 der Altlatholiken in Bern verflärtt ſich derth 
die Wahl mehrerer Mitglieder aus ber franz. Schweiz, wo bie ait- 
fatholifche Bewegung in Folge der Wirren mit dem Biſchof Merwmilled 
fefte Wurzeln faflen zu wollen jcheint. 

„ Nationalrath: 75 Mitglieder ftellen eine Motion auf Wicberarr 
nahme der Bundesrevifion. Die Föderaliften wollen fi) einer * 
nicht widerfegen, natürlich nur unter Vorbehalt ihres Prinzips, we 





23. 





Die Aqwei. 491 


die Motion wird mit 103 gegen eine einzige Stimme zum Beſchluß 
erhoben. 

Der Wortlaut der Motion geht dahın: „Der YBundesrath wird einge» 
Iaden, der Bundesverjammlung Bericht und Anträge vorzulegen zur Wieder⸗ 
aufnahme der Revifion der Bundesverfaſſung.“ Feer⸗Herzog (Yargau) 
und Philippin (Neuenburg) begründen die Motion. Beide Redner bezeich- 
nen die Reviſion der YBundesverfaffung als eine unabweisbare Nothwendigleit, 
Hedingt durch die geifligen und materiellen Anforterungen der Zeit, jowie durch 
den Willen des Bolfes, der ſich namentlich durch die Rationalratbswagl vom 
27. DOttober tundgegeben habe. Wenn aud innerhalb der großen Reformpartei 
abweichende Unfichten beflänven, fo jet dieß fein Nachtheil, jondern vielmehr 
ein Bortbeil, weil die Reformidee dadurd nur an Leben gewinne; ja felbft 
Die Oppofition gegen das Revifionswert werde zu feinen Gunſten ausfchlagen. 
Als Rebner der Untirevifionifien, welche ſich ſchon in einer Borverfammlung, 
entgegen einem Antrag Arnold von Uri, fih an der Abflimmung über bie 
Motion nicht zu betheiligen, für die von Dr. 3. Dubs unter Vorbehalt der 
Wahrung des Föderativprinzips beantragte Betheiligung entſchieden — 
treten dieſer und Delaraglaz (Lauſanne) auf. Beide erklären: ihre Partei 
ſei nie prinzipielle Gegnerin der Bundeßreviſion geweſen, nur verlange fie, daß 
eine ſolche auf der föderativen Brundlage des Bundes von 1848, welche einzig 
und allein die Freiheit und Unabhängigkeit der Nation in den Eigenthümlich⸗ 
teiten der Bendlterung der einzelnen Landestheile garantire, vor ſich gehe. 
Bon diefem Standpunlt aus könne die Partei, ohne ihren Grundjägen untreu 
au werden, für die Motion auf Wiederaufnahme der Reviſion ſtimmen. 
Hoffentlich werde der Bundesrath, eingedenk feiner großen Berantiwortlichkeit, 
Borkhläge bringen, geeignet zur VBerftändigung und zur Erhaltung des Frie⸗ 
dens des Landes. Die Abftimmung erfolgt unter Ramensaufruf und ergibt 
103 Ya und ein einziges Rein ſeitens des Freiburger Mitglicdes Chancy. 


De. Ständerath: tritt dem Beſchluſſe des Nationalrathes betr. Wieder⸗ 


aufnahme der Bundesrevifion mit 34 gegen 2 Stimmen bei. 


» Beide Räthe der Bundesverfammlung einigen ſich über das ihnen 
vom Bunbesrathe vorgelegte Eiſenbahngeſetz, das namentlich das Eijen- 
bahnconceffionswejen den Kantonen zc. entzieht und dem Bunde überträgt. 


„ (Solothurn.) Das vom Cantonsrath beſchloſſene Geſetz, betr. 
die periodifche Wiederwahl der Geiftlihen, wird, obgleich der Clerus 
und bie ultramontane Partei alles daran gefekt haben, es zu Fall zu 
dringen, in allgemeiner Volksabſtimmung mit 7584 gegen 6083 
Stimmen genehmigt. Die ultramontane Partei ſcheint damit im Kanton 
Solothurn definitiv unterlegen zu fein. 

„ Schluß der Seffion der Bundesverfammlung. Der Antrag gegen 
den Nuntius und der Rekurs des Stadtrates von Luzern, betr. Die 
Altkatholiken, werden auf die nächſte Seſſion vertagt. 

„ (Solothurn) Die ultramontane Partei gibt fih noch nicht für 
befiegt : fie fammelt Unterfchriften für da8 Verlangen, bie Beſchlüſſe 
der Didzefanconferenz der allg. Volksabſtimmung zu unterftelleu, um, 
wenn es gelinge, eine Verfaſſungsreviſion zu bejchließen und die Res 
gierung durch dieſes Mittel zu ftürzen. 


7. Belgien. 


23. ehr. In Antwerpen bemonftrirt bie Benölferung gegen bie Area 
heit des Grafen Chambord, der ſich feit einiger Zeit daſelbſt auibit 
und zahlreiche legitimiſtiſche Deputationen aus Frankreich empfängt. 

U. Kammer: Die Regierung wird darüber interpellirt, daß ber 
Gouverneur von Antwerpen dem Grafen Ehamborb feine Anfwartum: 
gemacht Habe. Dieſelbe behauptet, der Beſuch des Gouverneurs je 
ein einfacher Alt der Höflichkeit gewefen, der bem Grafen Blacck, 
nicht dem Prätendenten gegolten babe, welchen Iehteren ber Gorver⸗ 
neur gar nicht geſehen babe. 

24. „ Neue Demonftrationen ber Benöllerung gegen Chambord, bie fiq 
zu förmlichen Unruhen geftalten. Die Polizei verbietet die Anfjemm- 
lung von mehr als 5 Perfonen in der Nähe des Hotels, in welden 
Graf Chambord abgeftiegen if. 

25. „ Graf Chambord empfängt in Antwerpen eine Liller Deputatise 
mit einer weißen Fahne. Die Deputation trifft ihren König in Au 
werpen bereits von der Emeute ber bortigen Benölterung bebroßt urd 
muß fih nad Haufe förmlich durchſchleichen, indem ihre Mitglieder 
eine Stunde vor Lille ausfleigen und, um ber Verhöhnung und ii 
handlung zu entgehen, einzeln und verflohlen durch den Koth nad 
Haufe kehren müſſen. 

26. „ I. Rammer: Eine neue Interpellation bezüglich der Ameſerheü 
des Grafen Chambord in Autwerpen ruft eine lange Debatte hervor. 
Die Majorität befchließt indeß mit 58 gegen 37 Stimmen, „befriedigt 
von den Erklärungen der Minifter” zur Tagesordnung überzugehen. 

Die liberale Oppofttion greift nochmals die Höfichleitöbefudhe der Regierung 
bei dem Grafen Chambord an, in denen die Bffenilide Meinung gewifk 1 
neigungen erfenne, ferner, daß eine weiße, mit Lilien bejäcte Fahne im 
entfaltet worden jei und daß im Hotel des Prätendenten auf die 
ſtellung des Königs von Frankreich und der welilichen Macht des Son ge 
trunfen worden fei. Der Minifter bes Auswärtigen erflärt, die 
des Brafen Ehambord fei nicht als bie Urſache, fondern als der Bormen) fit 
die Unruhen Antwerpen zu % betradten und Hr. bD’Hanehernhuyie, Gäbk 
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von Antwerpen, meint, die Unruhen in Uniwerpen jeien Lebiglid durch die 
frühere Interpellation vom 23. provocirt worden und gegen den (clericalen) 
Stadtrath von Antwerpen gerichtet 

7. Febr. Der Graf dv. Ehamborb räumt Antwerpen vor ber immer dro⸗ 
benderen Aufregung der Bevölferung und zieht fi nad) Dordrecht zurüd. 


5. Mär. IL Kammer: Debatte über die Beibehaltung des belgiſchen Ge⸗ 
fandten beim päpftl. Stuhle gelegentlich der Berathung des Budgets. 
Die Regierung erflärt, die Beibehaltung ſei für die Wahrung ber 
moralifden und religiöfen Interefien des größten Theils der belgiſchen 
Bevöllerung nothwendig und die Kammer beichließt Die Beibehaltung 
mit 68 gegen 32 Stimmen. 


9. „ Froankreich kündigt Belgien den mit ihm beitehenden Handelsvertrag. 


7. April. DO. Sammer: Die Oppofition greift die Haltung der Regierung 
und ihres Geſandten beim König von Italien an, jowie das Schwei- 
gen ber Regierung, als unlängft im Senat beleidigende Ausdrüde 
gegen den König von Italien gefallen fein. Die Regierung wird 
zur Erflärung gedrängt, fie habe dem Geſandten die Weiſung ertheilt, 
feinen regelmäßigen Aufenthalt in Rom zu nehmen und derjelbe werde 
von dem ihm ertbeilten Urlaub feinen Gebrauch maden. Die Ange⸗ 
legenheit bleibt in ein gewiffes Dunkel gehüllt. Die beantragte Vor⸗ 
fegung der Correfpondenz ber Regierung mit dem Gefandten aus ben 
legten ſehss Monaten wirb von der Kammer mit 54 gegen 41 Stim« 
men abgelehnt. 

9. „ Senat: Die Regierung erklärt auch bier, der belgiſche Geſandte 
beim König von Italien jei und bleibe fortan in Rom. 


15. Mai. I. Sammer: Der Gemeinderat von Brüffel richtet einftimmig 
eine Adrefie an die Kammer gegen das von ber Regierung. vorgelegte 
Volizeigefek, das die communalen fyreiheiten auf's ſchwerſte beeinträch- 
fige. Die Regierung zieht die Vorlage zurüd. 


— „ Migemeine Provinzialwahlen: in den Provinzen Antwerpen, den 
beiden Flandern und Limburg fiegen die Clericalen, in den Provinzen 
Hennegau, Lüttih und Brabant die Liberalen, in Lugemburg halten 
beide Parteien fi das Gleichgewicht. 


7. Juni. Der König ernennt, unmittelbar vor den Wahlen, den: clericalen 
Abg. Dumortier zum Staatsminifter. 

9. „ Wahlen zur I. Kammer: Die clericale Partei erringt eine Ver⸗ 
ftärkung von 2 Stimmen, fo daß ihre Mehrheit in der Kammer von 
22 auf 24 Stimmen fteigt. 


1. Juli. Die Erneuerungswahlen der Gemeinderäthe in ſämmtlichen Ge⸗ 
meinden des Königreichs fallen überwiegend zu Gunſten ber liberalen 
Partei aus. 
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Ws Hauptrefultat der Wahlen ergibt fi das Faltum: bei innerhel Ic 
groben und größern Gtädte daS oppofitionelie Element vorwiegend #. Y 
rüffel haben es die Katholiten nicht einmal gewagt, eime Lifte aufizukelis 
die Gewalt des denjelben verhaßten N atgermeiflers Anſpach und feiner Bere 
it ungejchmälert geblieben. In Lüttih, Bent, Mont, Xournei, fell = 
Mecheln und Löwen, haben die Liberalen die Oberhand gewonnen oder br 
halten; in Ramur und Brügge vertheilen fich die zwei Barteien fo ziemim 2 
gleicher Meile. Was aber den Triumph der Liberalen aufs mar Beige: 
und dem Miniflerium einen empfindlichen Schlag verfegt, iR Ver = 

ſagliche Unftrengnng beiwirkie Sturz der feit nem Jahren — * 
calen Verwaltung in Untwerpen., welche bekanntlich aus den s 
lungen gegen die Feſtungebamen hervorgegangen war und dem Gabimet Frete 
Orban ſo viel zu ſchaffen gemacht hatte. 


80. Juli. Die Königin wird nicht von einem Prinzen, ſondern non ex: 


Prinzeffin entbunden. 


26. Oct. Die für eine Armeereform nichergeiehte Commiſfion ſpricht F: 


mit Mehrheit, wozu alle militäriichen Mitglieder derfelben gehöre, 
entjchieden für Einführung der allgemeinen Dienftpflidgt aus. 


10. Nov. In Brüffel wird ein Ylamänder, welcher der franzöfiicden Sprede 


11. 


gänzlih unkundig ift, auf Grund einer ausichlieklid in franzöfiide: 
Sprade geführten Gerichtsverhandblung zug Tode verurtheilt. Fr 
vlämifche Preffe erhebt fich entſchloſſen gegen diefen mmerhörten Fea 
der Verfennung der natürlichften Menſchenrechte und tritt neuerdir;: 
für die Rechte der vlämiſchen Sprache ein. 


» Die Generalverfammlung der kath. Vereine beſchliett in ri 
unter dem PVorfige des Generals Robiano einftimmig eine Reihe wer 
Refofutionen gegen eine Erhöhung des Militächudgets. 

Die Refolutionen der verblindeten confervativen, d. h. latholijchen Berrx 
deren Zufammenwirfen vor 24a Jahren das Uuflonmen des latholiſchen Gr 
nifleriums zur Folge gehabt, und deren Sieg damals hauptſächlich Dem £> 
fungswort „Verminderung der Kriegsaußgaben“ su verbanfen waren, lazir: 
1) Sie Verbindung der confervativen Bereine, in Betracht, dab de Eridee 
rung der Militärlaften dem Land antipathilh if, und daß der abilärger 
und die confervativen Vereine zu wiederholtenmalen den Willen des Dante 
in diefem Sinne ausgeſprochen haben, erneuert, vertrauensvoll in die WBek 
heit der Regierung, die früber geäußerien Vänfce. 2) In Betracht, daß die 
Achtung vor den öffentlichen Gewalten eine Grundbediagung der 
und der Freiheit if, Außert dieſelbe den Wunſch, daß künftighin die Wärde 
und Breiten der hohen Staatsgewalten auf wirffame Weiſe geihügt werden 
möchten. Letzteres zielt auf die vorjährigen Borgänge dor dem Rationalpalchr. 
erfteres auf die von der Militärcommilfion zu erwartenden Borjdläge, betr. 
die Reorganifirung der Armee. Man bemerkt in der erften YWunfchesäukerma. 
daß die Katholiken ihre frühere Parole, „Berminderung der Milttärlehe‘. 
aufgegeben und einfach die Erſchwerung derſelben verhüten wollen. Ihre Etim- 
mung jedoch angeſichts ber in Wusfiht ſtehenden Heereßteforn erhellt aus de 
Phraſe eines Rebners, daß die allgemeine Wehrpfliht und die ſtehenden Heert 
die Ellaverei im vollſten Sinne des Wortes conftituiren. 


Hr. Ozenne, ber Unterhändler der franzöfifchen Regierung u 


Handetsfachen, trifft in Brüffel ein, um mit der belgiſchen Regierung 
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über einen neuen Sanbelövertrag auf anderen Grundlagen als ber 
. bisherige Verhandlungen einzuleiten. 
.. Nov. Eröffnung ber Kammern ohne Thronrede. 
„ Der bisherige belgiſche Geſandte am kgl. italienischen Hofe, Hr. 
Solvyns, der feinen Wohnfik nicht nad) Rom bat verlegen wollen, 
' wird nad) London verjeßt. 
2. Der Rriegsminifter Guillaume fordert feine Entlaffung, weil bie 
Regierung nicht auf die von der Militärcommilfion vorgeichlagene und 
vom ganzen Offizierscorps der beigifhen Armee lebhaſt gerwünfchte 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht eingeben will. 
-— „Conflict des (clericalen) Minifteriums mit der römijchen Curie 
wegen ber Aufftellung eines päpftlichen Conſuls in Antwerpen. 

Lie papſtliche Eurie bat nämlich ein ſolches Conſulat, das eigentlich gar 
feinen Sinn mehr hat, errichtet, ohne nur die belgiiche Regierung davon vor⸗ 
her in Kenntniß zu jehen. Die italienifche Regierung remonftrirt dagegen 
energiſch, die belgiſche Regierung hat indeß Ichon vorher die Ertheilung des 
Exequatur zugefagt; aber nun verweigert der König feine Unterfchrift dafür. 
Dos Miniferium if deßhalb gegenüber Rom in großer Berlegenheit und 
ſendet in feiner Bedrängniß einen feiner vertrauteften freunde, der feiner Zeit 
in der päpftlihen Armee gedient hatte und in Rom ausgedehnte Verbindungen 
befitt, nah Rom, um dem Papfle feine Berlegenbeit darzuftellen und ihn zu 
bitten, die Affaire in gütlicder Weiſe beizulegen. Ten Bemühungen deſſelben 
gelingt e&, einen Gompromiß in der Art herbeizuführen, daß der zum päpft- 
lichen Conſul Ernannte fein Geſuch um Ertheilung des Exequatur zurückzieht, 
ohne daß jedoch feine Ernennung vom Batilan rüdgängig gemadt wird, in- 
dem die Antretung feiner Funktionen „einer andern Zeit" vorbehalten bleibt. 


0. Dec. I. Kammer: Das Eabinet muß ‚endli bezüglich ber Armee⸗ 
reorganifationsfrage Farbe befennen: der Sriegsminifter Gen. Guil⸗ 
laume ift entlaffen, weil er für Einführung der allgemeinen Dienft- 
pfliät war, während das Miniſterium nad) den Forderungen ber 
clericalen Partei an der bisherigen Stellvertretung fefthält. Die Armee- 
reformfrage bleibt vorläufig vertagt. Der Minifter des Auswärtigen 
übernimmt proviforifch auch das Kriegsminifterium, und e8 wird ſchwer 
halten, einen Kriegsminiſter zu finden, da alle höheren Offiziere für 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht find. 

Wie die Blätter, ohne daß ihnen widerſprochen wird, willen wollen, hätte 
der Kriegsminifter zudem den leuten Stoß von den Biihöfen bekommen. Diefe, 
Die Aber die clericale Majorität in der Kammer verfügen, erklärten, bie pero 
ſonliche Dienftpflicgt anzunehmen, wenn der Krieggminifter als Gntgelt die 
militäriihen Almoſeniere wieder einführen und verordnen wolle, daß die Armee 
unter Wuffiht und Führung der Offiziere zur Meſſe, Beichte und Gommunion 
tommandirt werde. General Guillaume babe ſich auf dieſen angefonnenen 
Brud) des beigifhen Grundgeſetzes, das den Staat als confeifionslos erklärt, 
nicht eingelafien, und fofort hätten die Biſchöfe die allgemeine Dienftpfliht als 
ein ZInfitut der modernen Sklaverei verdammt, und der Minifter fiel. 

1. „ LI. Rammer: nimmt das Nekrutirungsgefeß, nad) dem bißherigen 
Syfteme, mit 61 gegen 20 Stimmen an. Die Regierung erflärt 
fih, um bie clericale Partei zu beruhigen, mit dem beftehenden Zus 
ftande ber Armee neuerdings vollftändig befriedigt. 


— 





N 


8. Kolland. 


. $an. I. Sammer: genehmigt mit 29 gegen 6 Stimmen ben Etasi: 
vertrag mit Großbrittannien, betr. die Abtretung von hollandiſchen 
Gebiet an der Küfte von Guinen. 


. Gebr. Generalmajor Delprat wird vom König zum Kriegsminiſter a: 
nannt. 

” Der bisherige nieberländifhe Geſandte am päpftlichen Hofe, Tı 
Chaftel, wird nad dem Beſchluſſe der Kammer abberufen,, und de 
Poſten bleibt unbejegt und aufgehoben. Die Regierung hat fomit gr Qt: 
mäß dem Beichluffe der Kammern gehandelt, und allen Bemühungen 
der reactionären und clericalen Partei, weldye gehofft hatten, die Ge 
ſandtſchaft beim Papft auf eine oder die andere Weile beibehalten : 
ſehen, ift thatfächlich ein Ende gemacht. | 


März. LI. Kammer: hebt das bisherige Coalitionsverbot für bie Ir 
beiter mit 37 gegen 34 Stimmen auf. 


. April. Die Säcularfeier der Einnahme Brielle's durch die Waſſergeuſer 
geftaltet fih zur glänzenden Nationalfeir. Nur an einigen fleinere 
Orten verjuchen tatholifche Zeloten das Feſt zu flören. 

In feiner, ſelbſt nicht in der unbebeutendften Gemeinde geht der Yahresizi 
ohne Feier vorüber. Ohne die Oppofition der römiſchen Katholiken Hätte m: 
deß die Yeier kaum jemals diefen Umfang angenommen. In Brielle betheilic: 
fih der König mit feinem jüngften Sohne felbf daran, um die Legumng dei 
Grundfteins zu einem doppelten Monumente vorzunehmen. Ueberall. namezt- 
lich aber in allen größeren Städten, ift die Vegeiflerung eine allgemeine. 


. Mai. I. Kammer: verwirft mit 51 gegen 27 Stimmen bie ihr vos 
der Regierung vorgelegte Einkommenſteuer. Das Minifterium nimst 
in Folge dieſes Votums feine Entlaffung. 


. Juni. Der Staatsminifter Thorbede, dag Haupt der liberalen Bar- 
tei f. ' 
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5. Juli. Das neue Cabinet iſt endlich, nicht ohne Schwierigkeiten, zu 
Stande gekommen: de Vries Juſtiz, Franſen van de Putte Colonien, 
Geertſema Inneres, Vandenvelden Finanzen, Geride Aeußeres, Brocx 
Marine, Graf Limburg⸗Styrum Krieg. 


2.— 7. Sept. Congreß des internationalen Arbeitervereins im Hang. Zwie⸗ 
fpalt der Tendenzen. Es wird beichlofien, den Centralrath von London 
nad Newyork zu verlegen. Für Europa bleibt indeß Karl’ Marz in 
London nad) wie vor thatfächlih ber Diktator der Afiociation. 

Die beiden Hauptfragen, die auf der Tageßorbnung flanden, waren: 
die zufünftige Organifalion des Bundes und der Antrag, einen Beſchluß der 
im vergangenen Jahre in London flattgefundenen Eonferenz von Delegirten 
der internationale in die Statuten aufzunehmen, wonach die Mitglieder der 
Geſellſchaft fi in den einzelnen Ländern als politiiche Parteien organifiren 
ſollen. Kinficstlih des er ſten Punktes handelte es fi zunächſt um die Siel⸗ 
lung des Generalratbs, reip. um die Frage, ob die Organifation im centra- 
liſtiſchen oder föderaliftiiden Sinne vorgenommen werden ſolle. Belanntlich 
fteht an der Spige der Internationale ein Generalrath, defien Sik bisher in 
Zondon und deflen Präfivent Karl Marz war. Gegen diefe Alles Leitende 
Gentralbehörde haben ſich einige Zweigverbindungen empört, welche flatt der 
centraliſtiſchen Berfaflung des Bundes eine füderaliftiiche wollen. Die Fode⸗ 
ration des Jura, welche die Schweizer und einige andere Kreife des inter- 
nationalen Bundes umfaßt, hatte ihren Abgeordneten zum Eongreß ein Mandat 
gegeben, worin e8 heißt: „Aus eigenem Nechte ift jede Gruppe von Arbeitern, 
welche dem Programme der Internationale zuftimmt und die fich verpflichtet, 
die ölonomilhe Solidarität gegenüber allen Urbeitern und Arxbeitergruppen 
in dem Kampfe gegen das monopolifirte Kapital zu beobachten, eine Seftion 
der Internationale. Da das TFöderalid- Prinzip die Grundlage der Organi⸗ 
jation der Internationale ift, jo föberiren fi vie Sektionen frei unter ſich 
und bie Föderationen verbinden fich frei unter fih in der Vollſtändigkeit ihrer 
Autonomie, nad Bedürfniß alle Organe der Eorreipondenz, ſtatiſtiſche Bureaux 
u. |. mw. ſchaffend, welche fie für angemefien erachten. Als Folge der obigen 
Prinzipien verlangt die Föderation de3 Jura die Mbihaffung des General» 
rathes und die Unterdrüdung aller Autorität in der Internationale.” Sollte 
der Congreß ih damit nicht einverftanden zeigen, fo war den juraffiiden De 
putirten befohlen, fi mit den anderen gleichgefinnten Deputirten vom Con⸗ 
grefle zurüdguziehen. Die italieniiche Föderation ihrerfeits hatte aber bereits 
am 4. Auguft in einem Congreſſe zu Rimini einen viel heftigeren Beſchluß 
gegen den Generalrath gefaht. Darin wird beionders betont, daß die von 
dem Generalrath vertretene „autoritäre Doktrin* eigentlich diejenige der deut» 
ſchen Sommuniftenpartei jei, daß der Generalrath die unwürdigſten Mittel 
angewandt babe, um den ganzen internationalen Bund feiner befonderen au⸗ 
toritären communiftifhen Doltrin zu unterwerfen, daß die Reaktion dei Ge⸗ 
neralratheß die revolutionäre Oppofition der Belgier, der Pranzofen, der 
Spanier, der Slawen, der Italiener und eines Theiles der Schweiger hervor⸗ 
gerufen habe und daß daher der Beneralrath abgeſchafft werden müſſe. Aus 
diefen und verſchiedenen anderen Gründen ſchlug die italienifche Föderation 
allen gleichgefinnten Sektionen vor, ihre Delegirten gar nicht nad) dem Haag, 
fondern nad Neuchatel zu einem Gegencongreß zu ſenden. Derjelbe Zwieſpalt 
der Meinungen herricht unter der ſpaniſchen Gruppe der Sinternationalen. Die 
engliſchen Arbeiterführer waren im Haag faſt gar nicht vertreten, aber aus 
anderen Gründen; die engliichen Arbeiter, praktiſch, wie es in ihrem Rational» 
charakter liegt, haben ihre beionderen Iofalen Interefien im Auge; ihre Trade» 
Unions genügen ihnen; fie machen ihre Striles, verftändigen ſich, oder nicht, 
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mit ihren Arbeitgebern und fragen nit viel nach Deu großen Püralaı ie 
internationalen Revolution. Als dich zur Sprache kam, bebaurtele Ir. Bier 
ganz kühl, die Brablongp, Ddger und fonfligen Führer der engl. rbeie: 
parlei hätten Rd dem Miniflerum, der Urifofratie und der Beurgesike m 

fauft. Alle Beihläfie nun, die der Gongrek im Haag in Bezug auf die C 
ganilation des Bundes und die Etelung des Generalrathes Takte, fm ım 
Sinne der Eentraliften ausgefallen. — Bel der zweiten Heuptfrage, die we 
litijche Stellung der Internationale betreffend, bewegie ich der Samyl müde 
den Deutſchen und den Blanquiften * den en en des Zonbener Gm: 
ferenzbeſchluſſes einer: und den | fen (identiſch mit ben Firen 
tiften), welche fih überhaupt ai Kofi m an im gewöhnlidyen Sinn biejes Wert 
nicht befaffen wollen, andrerfeits. Wir tragen Einiges aus den Debatten 


Longuet Rellte im Sinne des Londoner Gonferenzbeichluffes den Untreg, 2 
die Arbeiter ſich als politische Macht conflituiren müſſen, jedoch verkiela 
und in Oppofition mit alien übrigen, von ben befitenden Glaffen gehillan 
Parteien. Er bemerkte u. U.: Da die Derren der Erde und des 
ihren Einfluß benfgen, um die Arbeiter auszubenten, fo n ae Pit vi 
Proletariats die Eroberung politiſcher Genalt. Baillant, welder vie Bo 
richterftattung Uber den Untrag übernommen, legte der Vropofitise eime 2 
beftreitbare Wichtigkeit bei. Mit bürren Morten und fneibendem Tome ir 
er fie vor, mit düſterem Ausdrud und Flanglofer Stimme, wie eimer, dr m 
abehrihen ro Nah den Fe Aka der —— | 
iege der Berfailler, begann er, pofition Teiner Bedhtieriiguu 
mehr. Es iſt Her, Ne die Welt durdaus Spielball der Gewalt iR; alu 
muß auch das Proletariat fi) der Gewalt bedienen, um fine Befriuuyg a 
erringen. Der Nachtheil, in welchem ſich dasfelbe gegenüber der Weurgesik 
befindet, kommt daher, daf letztere politifche Breiheiten befigt. Sie bat ie 
Gewalt, und wenn der fociale Kampf ihren Imierefien nahe tritt, bedient Fe 
fih der politiiden Gewalt, um die Errungenichaften, welde die Arbeiter 
madıt haben könnten, zu jertrihmmern, Rur die „Sroberung” ber 
litiſchen Gewalt aljo Tünmen bie Arbeiter die Aufhebung der Glaffen 
führen, indem fie zunächſt vermittelt einer Mevolutions - Beriove ale 
unter die Diktatur des Prolctariats beugen. Indifferenz gegenüber 
tiihen Dingen, wie wir fie ſelbſt in unjerer Partei finden, 
das Intereſſe der internationale. Richt minder 3 And die 
anten, welche ebenfalls Indifferentismus gegen die Poll 
die angeblich tadifalen „Bourgeoiß" anlangt, jo find uns 
jo verhaßt, wie die Thiers, Ueberhaupt Tönen wir De 
bafien und wollen mit ihr in feine andere Beziehung treten, 
Kampfes. Was haben wir alfo zu tun? Nicht im Einzelnen 
die Ungerechtigkeit des Clafſenunterſchiedes aufheben, jonbern nur 
Kampf gegen die Bourgeoifie auf's Meier und überall Der 
if, dag man der Vourgeoifie die politiide Gewalt nimmt; * 
loren, jo hat fie Alles verloren. Su diefem Behufe müßke, üpaf ahnli 
mune von Paris, ein offenfiver Bund von Communen Wel 
erſtehen, dann würde die Stunde der Vourgeoiſie und 8* —** 
Claſſen ſchlagen. — Hepner aus Leipzig, Freund Bebel's und matt. 
jetundirte Vaillant im gleihen Sinne — Buillaume erflärte gegenüber 
den centraliftiihen Ausführungen Baillant’s, er wolle Teinen Urbeiterfinet, er 
jei Foderaliſt, worauf ihm ber deutſche Commmit Engels bemerkte, des 
verſtehe ex nicht recht; fei die Bourgeofie einmal beftegt, jo werde man and 
den Staat befeitigen. — Ein anderer deutſcher Delegirter geb femme 
Gedanken in folgenden Worten Ausdruck: „Man hat uns Dentigen den Re 
men „autoritäre Gocialiften” beigelegt. Run, ich geſtehe, daß wir es in 
wiffer Beziehung find. Bir Halten eñ für notkwendig, dak die Uuterität dei 
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Charalters und des Beiftes auf in der Seſellſchaft reſpeltirt werben muß, 
welche wir anftreben. Rod bedeutungsvoller und unabweislicer if die Ach⸗ 
tung einer ſolchen Autorität aber in dem Kampfe, den wir Min. © Die Inter⸗ 
nationale” hat als Bereinigung zu einem beflimmien Bwede keine Exiſtenz⸗ 
beretigung, wenn fie ſich nicht ein Drgen gibt, das darüber wacht, daß nicht 
einzelne Gruppen die gine Geſellſchafit yrze und ihre Intereſſen 
gefährden. (Zu den Abſtentioniſten gewendet): Gi wollen den centraliftiicden 

Gafarismus dadurch belämpfen, daß Sie in ein anderes Extrem verfallen, in 
den Foderalismus, der einer vergangenen — Periode angehört. Sie 


did : ardji 
Die Föderaliften, ohne jedes Berfländnik für * Bang b der Geſchichte, haben 
iss der erfien franzöftigen Revolution der Reaktion haben 
in land v dig Banterott gemacht, ihr Kedersung in Deſterreich 
iR unausbleiblig. Ihr Böderalismus im Aura ‚in Belgien, Kolland und 
in einzelnen ſpaniſchen Propinzen hat Agents Provocateurs in unjere Reiben 
geführt und einzelne Gruppen zu Berbündeten d der Reaktion gemacht. Gie 
berufen fi auf Proudhon, der im 3. 1868 die politiſche Ubftention gegen- 
Aber dem Raiferreid empfohlen bat. Wohin hat dieſe nbRention 0 hri? 
Zur Regierung der Unfähigkeit und deu Verrathes. Ich will die Bariter Com⸗ 
munaliſten leineswegs verdammen; bie Revolution des 18. März entiprang 
der Roth, die noch dazu herausgeforbert wurde. Frankreich verdankt ihr die 
Erhaltung der Republil. Uber eines ihrer —— war ihr födera- 
liſtijcher Charakter. Thiers lounie bei der Riederwerfung der Commune von 
der Grpaltung der Gtontseinheit ſprechen, ähnlich wie dieß franzöflidde Staats⸗ 
männer bei Riedermetzelung der Hugenotten gethan hatten. Wenn Gie nicht 
theilnehmen wolle ge —— olitiien 1 Arbeit, bie nach allen Geiten klärt 
und die Geiſter in BL Aero wei Sie 14% wie Sekten abichließen, wird 
Die Weltgeichichte * eh jur übergeben x. Die Entjiei- 
dung Über den Vonguet'ſchen a —* da man die Spaltung der 
Partei dem Publikum nicht weiter vor Augen führen wollte, und aud den 
Ablen Eindrud ſcheute, melden allzu offenherzige Meden, wie bie — * 
zu machen geneigt waren, in einer geheimen Sitzung am 7. 
Die Blanquiſten hatten glei in der zweiten Sirune des Congreſſes eine 
Baffung der jpätern —— Reſolution vorgeſchlagen, welche lautet: 
„Man gebe deu revolutionären Kräften des Proletariais eine militariſche Ein- 
richtung und beauftrage den Generalrath, einen Entwurf derjelben vorzulegen, 
da die Barrikade das befle Angrifismittel if.” Die Oppofition, welde 
diejer uriprünglide Antrag der Blanquiften erfuhr, hatte fie beftimmt, ihm 
wilder zu amendiren, und fie hatten die Aufnahme. der Longuet'ſchen Nedak⸗ 
tion gefordert. In diefer Baffung wurde der Antrag denn aud ange- 
nommen. Dennod find die Blanquiften abgereist und haben den Congreß 
als erfolglos aufgegeben, der Grund aber dieſes ſcheinbar unverſtändlichen 
Widerjſpruches if, daß ihre Ubfichten trog der Annahme der Propofition 
Zonguet-Baillant nicht erreicht find. Denn die wüthende Sprade, womit die 
Blanquiſten für den Antrag eintraten und ihre fi überflürgende revolutio⸗ 
närt Sefunung b veranlaßte die Partſer Delegirten zu folgender Erkla⸗ 
rung: „Bei aller Hochachtung, weldde wir für Blanqui hegen, fird wir ge 
zwoungen, hiemit außzufpredden, daß die heutige Parifer Urbeiterfchaft die Uns 
jchanungen der Blanquiften nit mehr theilt. Wir wollen bie Erringung politis 
ſcher Macht zunääft dadurch, daß wir vorerft den Arbeiterfland auf jene gise 
Odhe heben, die e8 ermöglicht, unfer Ziel — die Abichaffung jeder Elafien« 
Herrigaft — zu erreichen. Wir wollen der Welt nicht dur Berihmörungen, 
fondern durch die raftloſe Bffentliche Arbeit an dem Werke unferer Emanci⸗ 
pation imponiren.” Das fonnte den Nevolutionären der Commune, den 
Männern der Gewalt nicht pafien, aber fie waren auch unzufrieden, weil man 
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den Gig des Generalraths nad) Newport verlegt hat. So find beum eigen 
beide Parteien, die Foderaliſten und die Revolutionäre der Gewal parte. ge 
Schlagen: die Anhänger der Gentralratbes, der Autorität, haben mit Hilfe de 
rothen Gommumniften gefiegt, aber dennoch ſich jelbR von der Madıt uma Tri: 
tigkeit ausgeſchloſſen. Die Foderaliſten machen ihren Sonderbund. Ter Ex 

iſt eigentlich in den Händen von Marx und feiner dentſchen Gommuzißen a 
blieben, wenn er auch ſelbſt nicht mehr präafidiri. 


14. Sept. Eröffnung der Generalſtaaten. Thronrede des Königs: 


20. 


Die Thronrede conflatirt die freundſchaftlichen Beziehungen zum Uusler! 

und die ziemlich günfige Finanzlage; nothwendige Urbeiten, um bes 2er: 
in Vertheidigungsftand zu ſetzen, jeien energiih gefördert. Die 
fündigt ferner Geſetzvorlagen an über die Reorganifirung der Miliz zub cr: 
mäßige Erweiterung des Wahlrechts. Die Lage der ofindifhen Colenien r. 
im Ganzen befriedigend; die Vermehrung und Berbefierung der 
mit Staatshilfe jei in Ausfiht genommen: bie weflindiicden Befizungen ie 
dürfen unter den jeßigen ſchwierigen Berhältnifien einer träftigen und cm 
giebigen ſtaatlichen Unterflägurg. 
„ II. Kammer: Der Yinanzminifter bringt das Budget für 1875 
ein. Die Einnahmen betragen danach 91:/« Millionen, die Ausgabe 
961/35 Millionen, davon 51/4 Millionen für Eiſenbahnen. Die Re 
gierung, erflärt ber - ‚Minifter, werde, falls e8 nöthig fein follte, >: 
Emilfion von 51. Millionen Schapfdeinen beantragen, wahrſcheinl. 
werde für 1873 Teine neue Erebitoperation erforberlih fein. Re: 
der lebten Verwerfung bes Gejehentwurfes über die Einfommerfte:c- 
halte e8 die Regierung nicht für angezeigt, neue Vorlagen betr. c= 
Reform des Steuerſyſtems einzubringen. 


15. Oct. I. Kammer: nimmt nad einem fünftägigen Kampfe den Ar 


gierungs = Antrag zur Abſchaffung der in Oftindien bisher erhobene: 
bifferentiellen Eingangs= und Ausfuhrzölle mit 38 gegen 36 Stimme: 
an. Die aus dem Auslande flammenden oder die dahin beflummtr: 
Waaren u. ſ. w. find fomit fernerhin in den oſtindiſchen Goloaier 
mit den Erzeugniffen bes Mutterlandes oder mit den babin abgehen 
den Erzeugniffen auf eine Linie zu ftellen. 


4, Nov. U. Kammer: Die Regierung bringt den feit längerer Zeit wer 


beißenen Geſetzentwurf zur Herabjegung des Wahlcenfus für bie zweir 
Kammer und die Provinzialftände ein. 

Die Verfafiung beflimmt, daß die Ausübung des Wahlrechts durch vie 
Bezahlung eines Betrages von 20-160 fl. jahrlich an direlten Gtemerz x 
nad den Lofalverhältniffen bebingt it. So war bis jegt in 1231 Gemeinden 
der Minimalfag von 20 fl., in 469 32 fl und in 2 100 RE. als Stererbe 
trag erforderlid. Der dur die Berfafiung feftgeftellte Marimaljeg wurde 
folglich nirgends erheiſcht. Künftig werden nun ſammtliche Gemeinden in Ira 
verſchiedene Glaffen getheilt fein, welde je 28 mit 24 fi. Giewerbeitrag, 13 
mit 32 fl. und 3 Gemeinden mit 50 fl. umfaflen werben. In den übrig 
1657 ®emeinden des Landes wird der Ninimaljag (20 RL.) zur Uusätuy 
beB Woblregu⸗ gr —— — wich von den Gemeinden U 

am, Rotterdam und Haag ge r wurde Sahlıy 
einer Steuerquote von 112, Teip. 100 nt dort bis jet die 


| 
| 
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5b. Dec. Die Regierung ernennt einen Ausſchuß, weicher eine Unterfuchung 


4. 


über bie etwaigen für Riederland nachtheiligen Folgen der in andern 
Ländern mit Bezug auf das Münzweſen getroffenen Maßregein er- 
mögen jol. Die Commiſſion ſoll nöthigenfalls dem König Vorfchläge 
Hinfihtlidd der zu treffenden Maßnahmen machen. 


„ ID. Kammer: nimmt einen Gejegentwurf zu Verhütung epidemi- 
ſcher Krankheiten mit 23 gegen 12 Stimmen nad einem heftigen 
Kampfe mit der orthodoren Fraction an. 


Der Ausgang der Abflimmung war, wie immer, wenn eine religidje An« 
gelegenheit im Spiele ift, von der Öffentligen Meinung mit großer Epannung 
erwariet worden. Als nämlich die zweite Kammer im October das Geſetz feft- 
fette, ſchaltete diejelbe das Verbot in den Entwurf ein: weder Lehrlinge noch 
Lehrer oder Lehrerinnen in die Öffentlichen Schulen zuzulaflen, welche den 
Nachweis, fit der Impfung unterzogen zu haben, nicht vorher geliefert hätten. 
Run ſcheint aber das Ergreifen irgend eines Schugmittels nicht mit den Lehren 
der DOrthodogie im Einflang zu fliehen. Wenigſtens wurde das Berbot, erft 
in der Rammer und jpäter außerhalb derjelben, als ein unverzeihlicher Ein⸗ 
griff in die Religionsfreiheit derjenigen hHingeftellt, weldde die Impfung als 
einen frevelhaften Eingriff in die göttlichen Rathſchlüſſe betrachten. Der erfte 
Berfucd in der zweiten Kammer blieb indeß erfolglos; der zweite, um mittelft 
Dittichriften die Abweiſung des Geſetzes jeiten® der erfien Kammer zu erwirfen, 
Lieferte feine beſſeren Refultate, 


„ I. Kammer: genehmigt auch ihrerfeits den neuen Zolltarif für die 
oſtindiſchen Befigungen mit 21 gegen 14 Stimmen, und gebt über 
die von Seite der Schubzöllner dagegen aufgebrachten Petitionen zur 
Tagesordnung über. 


„ HH. Kammer: erledigt das Cultusbudget für 1878 ohne Anftand, 

indem die Conſervativen dießmal vollſtändig Abftand genommen haben 
von den üblihen Klagen über die neutrale Schule und den damit gewöhnlich 
verbundenen Auslaffungen, offenbar in der Ueberzgeugung, dab ihre Oppofition 
bei der jegigen Zulammenftellung des Parlaments und des Minifteriums we⸗ 
niger als je Ausſicht auf Erfolg hätte Dagegen wird verichiedenerjeitß der 
Schulzwang befürwortet, obwohl nur als eine unerläßlihe Bedingung für 
* beſſere Geſeygebung über die Verwendung von Kindern in den Fabrilen 
u. J. m 


13. Dec. II. Kammer: genehmigt nach viertägigen, ziemlich heftigen De⸗ 


batten das Kriegsbudget für 1873 mit 46 gegen 31 und das Mas 
rinebudget mit 48 gegen 14 Stimmen. 


Geit 1864 erwarten die gejeßgebenden Kammern nämlich vergebens eine 
vollfländige Regierungsporlage binfichtlich des Kortifilationeipftems Hollands. 
Zwar find die Wusgaben für die Landesvertheidigung feit 1858 von 11°/s 
Millionen Gulden bis auf den jegigen Betrag von 17? Millionen geftiegen, 
wos mit dem Gelammtbetrag des Marinebudgets im Ganzen 26/, Millionen 
bildet, doch die betreffende Regierungsvorlage läßt no immer auf fi warten. 
Run ſucht ih der Kriegsminifter zwar damit zu entichuldigen, daß er er 
im Juli 1. 3. auftrat, und folglich noch Leine hinreichende Muße hatte, das 
Bandesvertheidigungsgeje außzuarbeiten, daß er aber Unterhandlungen über 
dieſen — mit feinem Collegen des Marineminiſteriums führe, daß er 
ebenfalls deabfichtige, das Miliggeje einer eingehenden Revifion zu unterziehen, 


und namenili die Einführung der allgemeinen Dienfipflidit zu Beanizagn - 
ein betrachtlicher Theil an ie Berfammlung, mamenflih der yu- 


fo lange —5— ſeine jegige Planlofigleit zeige, ſelbſt bie —* Mix nv 
weiteren Berbefierung der befiehenden Feſtungen, über deren fernere Auhrch 
erbaltung keine Meinungbverſchiedenheit obwaltet, vorenthalten werben Tr 
Mehrheit tritt aber diefer Unficht nicht bei, indem fie eine beantragte 
fegung der GtatSvorlage mit 47 gegen 31 Stimmen verwirft und Pre | 
den Geſetzentwurf ohne Wenderung beflätigt. 


20. De. U. Kammer: genehmigt das Finanzbudget für 1878 mit “ 
gegen 18 Stimmen. 


Die Debatte bietet einiges Intereſſe hinfichtlich der —— ver hm 
Regierung angeftrebten Scheidung zwiſchen Kirche und Siaat. Ter Jar 
minifter meint nämlich: die betreffende Scheidung implicire falgeredit die Uri 
hebung der bis jetzt auf die Etatsporlage gebraten Summe zur Ted . 
der Gehalte neuangeftellter Geiftlichen, rejp. eventueller Srhöhung ihrer to 
foldung. Ein Mitglied der Kammer beantragt aber die Wi 
des betreffenden Artikels, und diefer Antrag wird ſchließ lich trotz der were: 
holten Belämpiung des Yinanzminifters van Delden, mit 42 genen 30° 
men genehmigt. Die Berfude, den Minifter zu veranlaffen, ſich birfuktik 
feiner Plane mit Bezug auf die Reorganijation des Steueriveiens zu ealläm 
bleiben erfolglos, ba derjelbe ausdrudlich erflärt, die betreffende Froce ar 
grundlichen Unterfugung unterziehen und fi bis dahin jede Mittheilung ke 
jeine Unfiästen vorbehalten zu wollen. 


Bier 


sH 


9. Dänemark. 


1. Febr. Follething: erledigt das Militärbudget in britter Leſung. Die 


widhtigften Beichlüffe, wie die Streichung des Poften für Mitrailleufen, 
SHinterlader und Neubauten in den Seeforts, erfolgen nur mit einer 
Mehrheit von 2 Stimmen. 

Sandsthing: verwirft fchon in erſter Lefung mit 82 gegen 16 
Stimmen einen Gefehesentwurf wegen Ausdehnung des Wahlrechts in 
den Gemeinden, der im Foltething in allen drei Lefungen angenom- 
men worden ift. 

„  Volfetbing: verwirft in zweiter Lefung die von der Regierung vor⸗ 
geſchlagene Einftommenfteuer mit 47 gegen 45 Stimmen. Der Finanz⸗ 
minifter gibt in Folge davon feine Entlaffung ein, bejorgt aber vorerft 
bie —— weiter bis zur Rückkunft des Königs aus Griechenland. 
Der Geſetzentwurf des Yinanzminifterd Wenger ‚au einer außerordentlichen 
Steuer in den Finanzjahren 1872—1874 ſchlug eine 3!/s proc. Einkommen⸗ 
Reuer vor; jedoch während der Verhandlung mit dem betreffenden Follethings⸗ 
ausſchuß erklärte der Minifter fi willig, die Steuer auf 2 Proc. herabzu⸗ 
fegen. Die Mehrheit des Ausichufles ging hierauf ein, die Minderheit da» 
gegen, weldie aus Ära der „Linten“ befand, wollte durchaus feine 
Einkom Am 19. und 20. Februar kommt das Geſet zur 
en Behandlun “rn Folkething, und der Minifter macht die Berwerfung 
ben zu einer Gabinetsfrage feinerfeits. Falls er dieß nit geihan hätte, 

würde e8 ihm gelungen fein, die Unnahme des Geſetzvorſchlages zu erzielen, | 
jest jedoch erhält die Asfimmung eine erhöhte politijche Bedeutung: die „Linke“ 
Prengt ſich aus allen Kräften an, gewinnt einige Mitglieder der Mittelpartei 

d der Uebergang des Geſetzes zur dritten Behandlung wird mit 47 gegen 

rg Stimmen verworfen. 
„ Landstbing: Die Regierung fieht ſich veranlaßt, mehrere ber von ihr 
gemachten Vorlagen, ein Branntweinfteuergefeg unb ein Geſeß wegen 
Aufhebung ber Schifffahrineboaben, zurückzuziehen. Das ganze Mi⸗ 
niſterium wankt 


11. April. Eine kgl. Verordnung octroyirt Island bie Erhebung mehrerer 


neuer Steuern behufs Errichtung landwirthſchaftlicher Schulen, Ord⸗ 
nung ber Küftenfilcherei und Verbeſſerung des Poſtweſens. 
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4. Mai. Die Regierung verbietet die von ber fog. Internationalen beirz 
benen Volfsverjammlungen und läßt die Führer Der bänifchen Je 
dieſes Vereins in Kopenhagen verhaften. 


4. Juni. Der König beruft eine aus Finanzmännern, NRationalölonsen. 
Bankier und Juriften beitehende Eommilfion, welche unter dem 8 
fie des Grafen Sponned den Uebergang zu einem auf Golbwährr: 
oder auf Gold» und Silberwährung beruhenden neuen Münziyfim 
Erwägung ziehen fol. 


5. Juli. Der ſcandinaviſche vollswirthſchaftl. Congreß beichliekt im feine: 
Berfammlung zu Kopenhagen einitimmig, 

die ganze Aufmerkſamkeit der Regierungen der drei norbiichen Seide ar‘ 

den Wunſch hinzulenken, die Einführung der Goldwährung möglicht bafd be 

fHliehen, das Decimalweien buräführen und eine lcbereinftiumung des Re; 

Iyfiems in den drei nordiſchen Reichen erzielen in wollen; ferner die Rege 

rungen aufzufordern, zur förderung der Sache eine aus Delegirten afler ken 
Reiche zufammengefegte Commiſſion einzujegen. 


— Aug. Die Regierungen von Dänemark und Schweden verflänbigen fi. 
eine gemeinfame Commiſſion behufs Abgabe eines Gutachtens über tv: 
PMünzfrage einzufegen. 


20. Sept. Allgemeine Wahlen zum Folletbing. Die mit den Conſervativer 
verbünbdeten Rationalliberalen unterliegen im Ganzen ber Partei ber 
Linken: von den ſämmtlichen Gewählten gehören mur zwei Fünfte. 
ber erfteren, drei Fünftel der Iekteren an. In Kopenhagen tritt art 
die ſocialiſtiſche Partei in den Kampf ein, bringt es aber T 
ben Nationalliberalen doch nur in einem der neun Wahllreiſe zu eirer 
anſehnlichen Minderheit. 

28. „ Die ſcandinaviſche Münzcommilfion in Kopenhagen verwirft m: 
8 gegen 1 Stimme den Antrag, fih dem neuen deutſchen WMunı- 
ſyſteme anzufchließen und beichließt, ein neues Münzfyflemn für dı 
drei Reiche vorzufchlagen. 

Die Rechnungseinheit, Krondaler genannt, joll 1/s des norwegiſchen Species 
daler betragen und in 100 Dere eingetheilt werden. 10 Krondaler foßlen dx 
geringfte Soldmünze ausmachen und Boldfrone heißen. Aus sinem Kilogrewn 
feinen ®oldes werben 248 Soldfronen geprägt. Aus Gilber werden g 
GStäde von 4, 1 Krond., von 50, 40, 25 und 10 Dere. Alle Silke» 
münze if Eheivamänge und enthält nur 96 Procent ihres Remmmerthes. 

1 Drum — * Oere, 1 Mark (dentjch) = 88% Oere oder 9 Marl = 
ndaler. 


7, Oct. Eröffnung des Reichstags. Thronrede des Könige. Der Reihe 
tag wird fofort wieder bis zum 2. Dec. vertagt. 
Die Thronrede conftatirt das Wachſen der Wohlfahrt des Landes, das F4 
aus ben vermehrten Einnahmen von den indirelten Abgaben ergebe, en be 
tont die herzlichen Beziehungen zu Schweden und den g 
beider Bänder, der in der Inbuflrienusftellung, mehreren —— — 
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Werjammlungen und den Unträgen auf ein gemeinfames Munzſyſtem feinen 
Ausdruck gefunden habe. Ber ob des Königs von Schweden ſei dem Könige 
und dem dänifchen Volke ſchmerzlich geweſen; die Megierung vertraue aber auf 
Die Fortdauer und Vefeligung der herzlichen Beziehungen unter der Regie 
zung des Königs Oster. Die Peziehungen zu den anderen auswärtigen Mächten 
Seien unverändert. Die ſchleswig ſche Frage ſchwebe noch: die Regierung hege 
jedoch die feſte Hoffnung, eine befriedigende Löjung herbeigeführt zu jehen. 
Uls Befegvorlagen werden bezeichnet: die Revifion des Geſetges über bie Lan⸗ 
Desvertheidigung, welche die Regierung den Landesträften entſprechend möglich 
Rarl organifiren wolle, jowie die Vervollſtändigung des Geſetzes über den Uns» 
terricht an den Bolls- und Mittelichulen. 


2. Dec. Wiederzufammentritt des Reichstags. Verhältniß der Parteien: 

Im Landsthing hat das Minifterium nun die Majorität, indem die Buts- 

befiger (die Reh) eine feſte Allianz mit der Mittelpartei gegen die nicht 

ach „Linke“ bilden. Im Follething dagegen iR die Parteiſtellung fol- 

gende; die” „antiminifleriche vereinigte Linke" zählt 49 Mitglieder, die Mittel» 

partei 15 Müglieder, die nationalsliberale Partei 15 Mitglieder und die na⸗ 
tionale Uebergangsgruppe 9 Mitglieder. 

9.— 12. Dec. Folletbing: Debatte über das Budget für 1873. Erftes 
Scharmühel der Linfen gegen das Minifterium und das Budget. 

Die Linke betont, daß die Regierung, fo wie die Situation jeht fei, die 
Alleingewalt habe, indem fie fih bald auf die eine, bald auf bie andere Partei 
7 m Golteging Rügen könne. Wenn der Zuftand beftehen bleibe, daß eine Re- 

ierung fi fo lange an ihrem Pla halten Tönne, als fie das Bertrauen 
—* Königs genieße, ohne Rückficht darauf, daß fie ſeitens der Kammer, die 
aus dem ganzen Bolte ‚hervorgegangen , einem decidirten Mißtrauen begegne, 
werde eine ruhige Entwidlung unmöglich fein. 

9. „ Die Münzconvention mit Schweden und Norwegen in Betreff des 
Uebergangs zur Golbwährung wird in Stodholm unterzeichnet. Der 
Ratififation hat indeß erft die Genehmigung durch die Vollsvertretun⸗ 
gen aller brei Länder voranzugehen. 





10. Schweden und Norwegen. 


17. Yan. (Schweden) Eröffnung bes Reichſtags. Thronrede bes Auigt: 
„Unter den allgemeinen Ungelegenbeiten bat in jängfter Zeit Die Dr 

nung der Landesveriheibigung den erfien Plag eingenommen. In dieier Frage 

bat fi jedoch eine ſolche Meinungkverſchiedenheit Tunbgegeben, Da fie biche 


Bi 


nit bloß die endgiltige Zöjung gehindert, fonbern auch das 
Uuffegubs bewiefen bat, damit die Meinungsübereinftimmung erlangt 
welche zur Erreichung des Ziels nothwendig if. Ich will iomit biejem 
tag einen umfaflenderen Deganijationsverjälog, betr. die 
vorlegen, fondern nur Mittel verlangen, um 
‚ und um im lebrigen unjeren gegenwärtigen 
Entwidlun zu geben, die am beiten den Infländen entſpricht. 8 
Dtongmi he Lage des Landes, als Folge der reidien Exraten 
teren Jahre und der Entwicklung aller Induftriezweige, bet einen 
Erwartung günftigen ei auf die Finangen dei Staates gehabt. Es 
daher zur Beſtrei der budgelirten Unägaben — unter been 3 eu 
Dermehrung des Seefriegsmaterials, ſoweit diefelbe während des Jahrs 
——— bes eigenen Bandes 28 werben laun, faun, vorFhlagcı 
nicht mehr nöthig fein, die vom vorigen Reichſtag votirte beionbere 
u erheben, Sondern es wird foger 5* fein, andere Gteuererieidiierunges 
eintreten zu laflen. Es werben euch baber Koran: unierbreitel werben zur 
Abſchaffung einiger Steuern, die burd ihre Ratur gewiſſermahen ben 
Undernehmungsgeiß hemmen ſowie zur Serabiegung von anderen Giewern, 
welde ohne Unterſchled der Bermögensver hältniffe zu gleidien Beirägen vun 
Allen bezahlt werden und daher als beſonders beidenb für die weniger be 
mittelten Glaffen der Bevbllerung anzuichen find... 

Die Gieigerung der Ausgaben für das Heer vom Jahre 1861 bis Yenk 
zeigt für das erfiere Jahr eine Gefammtansgabe von 9,627,720 Wa, wäh 
rend für 1873 14,262,100 Mb. veranſchlagt ſind; bereijuel men ferner, daf 
das Marinebubget in demielben Seitraum von 8,879,083 auf 7,168,3000 IM. 


ſich auf etwa 51. Mill. Rd. belau 
1861 eiwa 19 Mill., für 1878 73 elwa 27! Mi, oder 
fa 50 Proc. — ein Refultat, welches kaum mit der 
quellen des Landes im richtigen Berhältnik Rebt. 


DU 
2. Behr: ua korwegen.) — bes Storthings. Siaaurath Gum 
bie Throurede des Königs: 


u 


u 
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‚Des jetzt verſammelte Storthing wird über mehrere Angelegenheiten zu 
verhandeln haben, bezüglich deren ich dem vorigen Giorthing Borjgläge machte, 
welche aber damals feine Erledigung fanden. Eine forgfältige Erwägung ber 
Beſtimmungen des Grundgeſetzes hat mich zu der Annahme geführt, daß die 
Behandlung diefer Ungelegenheiten auf dem gegenwärtigen Storthing durch 
die Einbringung neuer Löniglicher Propofitionen eingeleitei werden muß, und 
Demgemäß wird denn audh verfahren werden. Zum Zwed des Beriheidigun 
wejens habe id; mich in die Rothwendigfeit verjeßt gejehen, größere Bewillig- 
ungen im ordentlichen Budget zu beantragen und daneben den Antrag auf 
außerordentliche Bewilligung zu wiederholen, welche für gewiſſe Befefligungs- 
arbeiten und zur ferneren Anfchaffung zeitgemäßer Waffen verwendet werben 
und im alle der Unnahme durch eine Unleihe gededt werden jollen. Bei 
Stellung des Antrags if jede finanzielle Rädfiht genommen worden, welche 
ich mit den durd die Verhältniffe gebotenen Anſprüchen vereinbar bielt....* 

9. Wehr. (Schweden) I. Kammer: lehnt den Antrag der Regierung 
auf Herabjegung der SKopffteuer auf die Hälfte des gegenwärtigen 
Betrags (43/5 Sgr. für Männer und 214 Sgr. für frauen) mit 
77 gegen 17 Stimmen ab. 

Gegen diefen Antrag wird bejonderß geltend gemacht, daß man burd bie 
augenblidliche gänftige Finanzlage fi) nicht zu der Aufhebung von Steuern 
verleiten lafien dürfe, deren Ausfall in den Zeiten der Roth jchwer zu erſetzen 
fein werde, zumal wenn «8 fi um eine Abgabe handle, melde, wie die vor- 
Tiegende,, felbft für den Mindeftbegüterten keineswegs drüdend fe. Die An⸗ 
bänger des Regierungsentwurfs dagegen heben hervor, daß zur Berbefierung 
der Lage der arbeitenden Glafien alles mögliche gejchehen müfle, damit bie 
fociale Bewegung, welche überall in Europa die Fundamente der Staaten zu 
erihättern drohe, von Schweden fern gehalten werde; für den Arbeiter aber 
ſei ſchon die geringfte Ubgabe eine drüdende Laſt, für deren Berminderung 
er dankbar fein werde. 


4. März Morwegen.) Storthing: beſchließt, daß den Staatsräthen 
das Recht (reſp. die Pflicht) eingeräumt werden foll, bei den Sigungen 
des Storthings zugegen zu fein. Der König lehnt die Sanction 
dieſes Beichluffes ab und die Staatsräthe Irgens nnd Bloch bieten 
in Folge davon dem König ihre Entlaffung an. 

8. „ (Schweden) IH. Kamme: ſpricht ſich mit großer Mehrbeit für 
weltliche Schulaufficht, ftatt der bisherigen geiftlichen, aus. 

Der bäuerlihe Abgeordnete Per Rilsfon aus dem Län Chriſtanſtad in 
Schoonen hatte einen Vorſchlag zu neuer Regelung der Belegung der inipel- 
torate für die Landſchulen an die Kammer gebracht, der, wohl motivirt, dar» 
auf binaußgieng,, e8 folle durch Verordnung beflimmt werden, daß die Prä- 
jentation der Volksſchul⸗Inſpeltoren, die bisher durch die Gonfiftorien erfolgte, 
diefen entzogen und den Landsthingen, d. b. den Bezirkövertretungen der länd⸗ 
lichen Bevölkerung Abertragen werden ſolle. Ferner Sollten die Berichte, welche 
die mfpektoren der Volksſchulen über ihre Thätigkeit zu erflatten haben, 
Hänftig nicht mehr dem Eonfilorium, fondern ebenfalls dem Landsthing des 
bezüglichen Bezirks eingereicht werden. Die Commiſſion, welche den Vorſchlag 
zu prüfen hatte, ſprach fi) gegen denjelben aus, Tas Plenum des Abgeord- 
netenhaufes ift aber anderer Meinung und erklärt fi, zumal auch der Eultus- 
minifter Winneborg den Antrag als mwohlbegrändet bezeiäänet und entichieden 
empfiehlt, mit großer Stimmenmehrheit für die Maßregel. 


15. „ (Schweden) I. Kammer: Der Conſtitutions⸗Ausſchuß Bringt 
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eine Mobification der Berfaflung in Vorſchlag, der dahin abyielt, de 
König das Net, Krieg zu erflären, zu entziehen. Ber ** 
kann vorerſt darüber nicht endgiltig beichlichen, fonbern muß & in 
fünftigen Reichstag überlafien, wobei es dem Könige freifießt, einez 
folden Beſchluß feine Sancion zu verweigern 

Der Vorſchlag geht dahin, dem F 12 der Regierungsform felgenben wr- 
änderten Wortlaut zu geben: „Der König ift bereiitigt, mit fremden Blädter 
in Verhandlungen und Bündniffe einzugeben, nadpbemn gemäß 6 8 der Esel 
rath darüber vernommen worden if." Im dem citirten $ 8 beißt es: dei 
der König in folgen Angelegenheiten, über weldde der Staatsrath verusunz 
werden muß, Teinen Beichluß faſſen kann, fofern nicht außer dem Bortragenten 
wenigftens drei Ritline anweſend find, ſowie daß bei allen Ungelegeufriten 
von ganz beionderer Wichtigkeit die jämmtlihen Mitglieder des Ginsißreihs 
zugegen fein müflen, fofern fie nicht von geſetzlichen Hinderniſſen abechalia 
werden. Der 8 12 ſchreibt dagegen in ſeinem jegigen Wortlaute wer: bei 
der König mit auswärtigen Mächten in Verhandlungen und Bündeife em 


fol in dem citirten 8 11 der * Punkt — — werben, welcher alfe lantet: 
„Bon dergleichen —XR (nämlich Beſchluſſen in ſog. 5 Inge Une 
Tegenbeiten, weiche in der Anweſenheit nur zweier Staatsrathe gef 

von denen der eine ber Minifter der auswärtigen Singelegenbeiken —— ſel 

falls er nicht geſetzlich verhindert iſt) theilt der Anig dem Gtaatsrathe dei 

jenige mit, was ihm am en erſcheint, fo daß and) in dem Ginsit 


Eöniglichen Macht das Recht zu nehmen, ohne —* nad eigenem Exrada | 


Krieg erllären zu Tönnen. 


1. Apr. (Schweden) I. Kammer: beſchließt mit größter Mehrheit 
den Pfarrern den bisherigen amtlichen Borfik in den Localfchuiräfker 
zu entziehen und dieſen das Recht einzuräumen, ihre Borfikende 


6. 


18. 


aus ihrer Mitte zu wählen. 


»„ (Säweben.) I und II. Sammer: beſchließen übereinftinemens 
den von Adlerfparre eingebrachten und vom ——— empfohlenen 


Vorſchlag, welcher das bisher geltende Recht, ſich in Friedentzeiten 


von den MWaffenübungen Ioszufaufen und in Sriegszeiten ſich Durd 
einen andern im Dienfte vertreten zu lafien, aufhebt. Durch dieſer 
Beſchluß wird die allgemeine Wehrpflicht in Schweden vollflänbig ein 


‚ geführt. 


In der erfien Kammer wird biejer Beſchluß mit 72 12 ge 23 Elimumm 
gefaßzt; die Minderheit ſtimmt für die Zurfidweilung des Borſchlags an ben 
Ausihuß, indem mehrere Mitglieder die Frage näher erörtert zu ſehen mn 
fen, namentlih ob zur Aufhebung des Rechts, ſich in Friedenßzeiten den 
der Waffenübung loszukaufen, genügender Grund vorhanden fei. Ju ber 
zweiten Sammer wird der Vorſchlag mit 101 gegen 71 Stimmen angıme 
men; die Minderheit ftimmt für Verwerfuug befielben. 


„ MRorwegen.) Storthing: verwirft neuerdings Die Ablchaffung ber 
beftehenden Forderung evangel. Eonfeffion für bie Beamten, indem 
ber Antrag nicht bie erforberlidde Stimmenmehrheit erhält. 





4, 


15. 


16. 


20. 
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April. (Schweden.) I. und II. Kammer: lehnen bie Beftellung eines 


Militär-Attadh6’3 bei der Geſandſchaft in Berlin ab und unterbrüden 
auch denjenigen bei der Gejandtihaft in Paris. Prinz Murat tritt 
mit vierjährigem Urlaub in Yranfrei in die ſchwediſche Marine ein. 
Sn der Verweigerung eine Militär⸗Attacho's Für Berlin Tiegt keine Ab⸗ 
neigung gegen Deutichland. Das Sachverhältniß if folgendes: Der ſchwediſch⸗ 
norwegiſche Militär-Wttade in Paris hat bisher auf dem Budget des Depar- 
tements des Aeußern figurirt. Die Regierung wunſchte dieß abzuftellen, weil 
Das Budget des Aeußern bei den ihm karg zugetheilten Mitteln ohnehin ftart 
in Anſpruch genommen ift, und jedenfalls nicht die Ausgaben für einen zweiten 
neu anzuftellenden Militär-Wttade würde tragen Tönnen; fie ſchlug daher dem 
Neihstag vor, zwei Militär⸗Attaché's, einen für Paris und einen für Berlin, 
anf das Budget des Kriegsdepartements aufzuführen. Die erfte Kammer gieng 
darauf ein, die zweite Kammer lehnte den Antrag ab, nit etwa aus politis 
chen Gründen, jondern, wie e8 auch in der betreffenden Discuffion ausdrück⸗ 
lich hervorgehoben wurde, lediglich aus Sparfamleitsrüdfihten, die jeit einigen 
Jahren in diefer Kammer, wo die Bauernpartei die Mehrheit Hat, oft bis 
zum äußerflen getrieben werden. In der dadurch nothwendig gewordenen ge: 
meinjamen Abflimmung fiegt nun die Unficht der Bauernpartei mit 189 (erſte 
Kammer 28, zweite 161) gegen 115 (erfte Kammıer 94, zweite 21) Stimmen, 
und das Ergebniß ift, daß die Regierung feinen der beiden Militär-Attadhe's 
auf dem Armeebudget durchbrachte. 
„ (Sämweden.) I und U. Kammer: beichließen, daß der Staats⸗ 
rath, wie bisher, aus 10 Mitgliedern beftehen fol, von welchen ein 
Mitglied vom König nad) feiner Wahl zum erften oder Staatsminifter 
erwählt wird, welche bejondere Stellung bisher der Juftizminifter ges 
noß; die anderen Minifter follen, wie bisher, Staatsräthe genannt 
werben, mit Ausnahme des Minifters des Aeußern, welcher rückſicht⸗ 
lich des Verhältniſſes zu den fremden Mächten Miniſter genannt wer- 
den fol. Da hiedurch eine Veränderung des Grundgeſetzes entftchen 
muß, jo wird der Vorſchlag bis zu einem folgenden Reichstag ruhen. 
„ (Scäweben.) I. und II Kammer: lehnen die beantragte Aus 
dehnung des Wahlrechts für den Reichstag vorerft ab. 


„ MRorwegen.) Storthing: lehnt die beantragte Einführung bes 
allgemeinen Stimmrechts ab. 


15. Mai. Morwegen.) Storthing: bejchließt mit Rüdfiht auf die Ver⸗ 


16. 


18. 


weigerung ber kgl. Sanction für feinen Beihluß vom 4. März mit 
63 gegen 47 Stimmen eine Adreſſe an den König, in welcher bem 
Staatsrathe ein formelles Mißtrauensvotum ertheilt wird. Die öffent 
Yihe Meinung ift mit dieſem Schritte nur theilweife einverftanden. 

„ (Schweden) Schluß des Reichstags. Die Thronrede wird der⸗ 
Iejen, indem der König bebauert, daß er durch Geſundheitsrückſichten 
gehindert fei, an der Schließung des Reichstags perſönlich Theil zu 
nehmen. 

„ (Rorwegen) Schluß des Reichstags. Thronrede bes Königs, 


in welcher das gegen die Regierung beſchloſſene Mißtrauensvotum ganz 
unerwähnt bleibt: 
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„Inden ihr nad eurer Heimath zurldiehrt, nehmt ir eim 
des wirthfdhaftlihen Buftandes des Landes mit, als wozu beim 
eines der vorhergehenden Storthinge Anlak geweien if. 
IHefttige Drud, der zum Theil als Folge ſchlechter Zeiten 

de gelaftet hatte, erleichtert worden if, if ein größeres Sehen 
un Umfag eingetreten, und die Bermebrung des Kapitalver 
if greifbar geworden. Laßt uns dem Ullmädhtigen banken, 
bald 60 Jahre lang friedliche Entwicklung geihentt hat. 
Mitgliedern des Gtaatsraihs Theilnahme an’ den Verh 
ihinge zu gewähren, iR Mir zur Prüfung vorgelegt worben. 
rzen Zeit, welche verfloffen if, ſeitdem eine andere bedeutende 

— im im Grundgeiege (namlich jahrlich, ſtatt früber alle 
findende Storthingß⸗Sitzungen) ausgeführt worden if, mit welcher 
als im Zuſammenhang ſtehend betrachtet Hat, jowie auf Grund 
der Frage und der mancherlei Unterfuchungen, die fie erfordert, babe | 
Meine königliche Pflicht erachtet, fie einer weitern —— vorzubehelien. | 


9 
ih N Hi 
HH 


bie Being des —* und des heben ———— derch eme Ge 

— 5 Fo —F es ee en Bar- 
eutung anſehen, ie Ausführung gerade in Ja wird, 

in ein Taujendjahrfet als gefammtes Ad zur Dich 

verheißt, daß das Gefühl des Zuſammengehörens, welches durch der Seien 

Prüfungen bis zu diefer Stunde das Bolt sulammengehalten Kat, geärk 

vurd diejeß neue Band zwilchen den Haupttheilen des Reichs, in der kommen 

den Zeit noch erweitert und befeſtigt werde.” 


| 


biffentirenden Staatsräthe Irgens und Bloch an, behält Dagegen bir | 
übrigen Miniſter bei. 


4. Juli. Morwegen.) Der König ernennt den Stifispropfi Efienbeep 
zum Gultusminifter und ben Rapitän Seyelle zum Sriegäminifter, me 
durch bie norwegiſche Minifterfrifis erlebigt wird. 


— Aug. Die Regierungen von Schweden, Norwegen und Dänemarl wer 
ftändigen fi), eine gemeinjame Commiſſion niederzuieken, die in Ro 
penbagen zujammentreten und ihr Gutachten über den Uebergang zu 
Golbwährung und ein gemeinfames Münzſyſtem abgeben foll. 


18. Sept. König Karl-XV. +. Sein Bruder folgt ihm als Oster IL 


1. Rov. (Schweden.) In Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe bei 
Reichstags verorbnet ber König: 


daß alles aufgehoben ift, mas die !. Belanntmadung vom 13. Rev. 1860 
enthält Über daß echt eines Wehrpflichtigen, bei dem Aufgebote zum Waſſen⸗ 
dient einen andern tauglihen Mann an feine Stelle zu fegen, und in Frie⸗ 
denszeiten gegen die Erlegung einer gewifien Beldangabe ſich die Befreiung 
von den Waffenübungen zu verfhaffen, ſowie au, was im 8 4 vieler Ber 
kanntmachung darüber — wird, daß derjenige, welcher aus beien- 
deren oder bemitleidenswerthen Umftänden, oder um in’s Ausland ziehen zu 
lönnen, von der Wehrpflicht befreit ift, im Friedenszeiten für die Befreinnz 
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dem Waſſendienſt eine Wbgabe erlegen und in Sriegäzeiten einen ge» 
wnieiheten Dann Rellen Tann. 


- Die. Der Minifter des Auswärtigen, Graf Platen, erhält feine Ent 
laffung und wirb durch den Geſandten am ruſſiſchen Hofe, Bjöcn- 
ftierna, erfeßt. 

. Unterzeichnung der DMüngconvention mit Dänemark, betreffend ben 
Uebergang zur Goldwährung. Die Ratifilation kann indeß erft erfol- 
gen, wenn der Bertrag durch die Vollsvertretung aller drei Staaten 
genehmigt fein wird. 


11. Rußland. 


18. Jan. Der „Reg.-Anzeiger“ veröffentlicht das Neichsbubget für 1873: 


die Einnahmen betragen 497,197,802, und die Ausgaben 496,813,581 
Rubel; es ergibt ſich mithin ein Ueberſchuß von 384,221 Rubeln 
Zugleich wird der Bericht publicirt, welchen bie Staatäcontrole übe 
den Staatshaushalt von 1870 erftattet hat. 

Derfelde Iautet für den Stand der ruffiihen Binanzen überaus ei: 
Es waren für 1870 die Sefammteinnahmen auf 467 Mil, Die Geemm> 
ausgaben auf 476 Mil. S.R. veranihlagt. Des vorausfichtiädhe Defizit we 
trug aljo 9 Mi. ER. Statt deffen ftellten fi die Einnahmen auf 480: 
die Ausgaben auf 485 Mil., ergab ſich alſo ein Defizit von mur 5. Bl 


u 


— für 1872 weist das Budget einen Ueberſchuß von 384 221 U. aus m 


nung eine freubige Ueberraſchung hervor. n bieje war an die elljähriiher | 


Defizite durch eine ununterbroddene Reihe derfelben feit 1831, alfo feit wur 
Yahren, in dem Grade gewöhnt, daß fie ihr beinahe wie das unnermeidiik 
Ergebniß einer kräftigen Staatäverwaltung vorfamen. Ber fräbern Joehrr 
nicht zu gebenfen, wo das Budget als ein SGtaatsgeheimnik behandelt wurk 
und man nur unter dem Siegel der Berfchwiegenheit erfahren Tonmie, wie 
1854 ein Defizit von 123 Millionen, die beiden folgenden Jahre 1855 u 
1856 ſogar ein ſolches von 260 Mil. Rubel eingetreten * 
gende Zahlen den Jahren, in denen die Verdffentlichung bes 
ſehenden Prinzip geworben: 


Yrs, 


Im Jahr 1863 war das Defizit 15,708,000 Wubel 
„+ 14. 0... 44,486, . 
e .: 1265, , 0. 19,485, . 
En 1:1 53 21,584,000 „ 
>: 17.) ev. 15,206,000 
8 ea 12,462,000 , 
8, 3333 15,174,000 
+ BO 2 2. 9.089,00 
or 1er 4.393,00 


1 
1872 ſtatt des Defizits ein Mehr 384,000 
Ben man neben dem Auf: und Abſchwanken der Zahlen in den Sahrez 
1863 bis 1869 die Regelmäßigfeit in Betracht zieht, mit weldder won da an 
das alljährliche Defizit um ungefähr fünf Millionen abnimmt, bis es ger: 
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verjchwindet und einem, wern auch geringen, Ueberſchuſſe Pla macht, fo if 
man berehtigt, fi der Hoffnung hinzugeben, daß es jo bleiben und die 
Finanzlage andauernd gebefiert jein wird. Das Verdienſt diefes Umſchwunges 
gebört unbeftritten dem Finanzminifter v. Reutern, was denn auch vom Kaiſer 
Durch die Verleihung des St. Wladimir «Ordens I. Glafje mit einem ſehr 
huldvollen und ſchmeichelhaften Schreiben anerfannt wird. 


San. Die amtlide „Militärztg.” meldet, daB die Berathungen über bie 
Grundfähe der allgemeinen Wehrpflicht beendet jeien, jo daß der Durch⸗ 
führung derfelben in legislatoriſcher Hinfiht fein Hinderniß mehr ent- 
gegenftebe. 

„ Ein taiferliches Decret ernennt ben bisherigen Generalconful in 
Bufareft, Frhrn. v. Offenberg, zum außerordentlihen Gefandten in 
Washington; Katakazy wird dem auswärtigen Minifterium attadirt. 


. Sehr. (Finnland.) Der finniiche Sundtag wird vom Generalgouver- 
neur Generaladjutant Grafen Adlerberg mit einer Thronrede des Kaifers 
eröffnet. 


Diefelbe erinnert in ihrem erſten Theil an die überſtandene Sungersnoth, 
an die darauf folgenden Epivemieen und die dadurch berbeigeführte Bermin- 
derung der Bevölkerung (nach der Zählung vom 31. Dez. 1870 hat Finnland 
1,732,621 Bewohner, nad der Zählung von 1865 dagegen 1,843,245, folglid) 
Abnahme 69,633 Einw.), und conftatirt mit Dank den ſeitdem erfolgten Auf⸗ 
ſchwung des Landes in gejegneten Exnten, Yörderung des Handels, Aderbaues 
und der Induſtrie. Beſonders wird auf die Wohlthat hingewieſen, welche die 
Anlage der Eijenbahn zwiſchen St. Petersburg und Helfingfors, der Haupt- 
ſtadt des Landes, gebracht habe. Dann heikt es weiter: „Hinfichtlich der von 
Mir vorgeiälagenen Umgeftaltung der höheren Regierungs⸗Inſtitutionen habe 
Ich verjuchsweiie befohlen, die Ordnung der Senatsfigungen behufs Beſchleu⸗ 
nigung der Geichäftsführung, wie diefe durch die Vermehrung der-der Beur- 
theilung des Senat$ unterliegenden Geſchäfte bebingt wird, zu ändern Mit 
Ruckſicht auf die geringen Ergebniffe beim Erlernen der ruffiihen Sprache in 
den Schulen, während doc die Rothmwendigfeit einer gründlichen Kenntniß der- 
jelben ſich nicht nur im Gerichtsweſen, jondern auch im praltiihen Privatleben 
fundgibt, habe Ich e8 für zmedmäßig erachtet, zu befehlen, daß bei der Reform 
der Lehranftalten die ruſſijche Sprache unter die Zahl der obligatorifchen Unter- 
tihtögegenflände aufgenommen werde. Die Frage von dem durch ein Nefcript 
ar den Generalgouverneur im vorigen Jahr von Mir gemadten Vorſchlage 
zur Einführung der allgemeinen Wehrpfliht in dem Großfürſtenthum Finn⸗ 
land kann jegt noch nicht Ihrer Beurtheilung vorgelegt werden, weil dieſe 
Maßregel noch nit in dem Reihe durdgeführt if. Das neue Landtags⸗ 
reglement und das Reglement des Nitterhaufes bezeichnen ausführlich den Kıeis 
Ihrer Thätigkeit, ıumd die von Ihnen gewonnene Erfahrung veranlagt Mich, 
zu hoffen, daß Sie die Ihnen bevorftehenden Arbeiten zum feftgejegten Termin 
beendigen werden. Mögen Ihre gewifienhafte und eifrige Thätigleit zum wah⸗ 
zen Wohl des Bandes und zu einer 'verboppelten Befeſtigung des gegenjeitigen 
Vertrauens zwiſchen Regierung und Bolf dienen.” Eigenthümlich ericheint die 
Sprachverwirrung, welche auf dem finniiden Landtag herricht. Nach Verle⸗ 
fung der Thronrede wird die Debatte von dem Baron Nordenflam im Namen 
des Adels und vom Erzbiihof Borgenheim im Namen des Clerus und des 
Gelehrtenftandes in franzöfifher Sprache eröffnet, worauf der Bürgermeifter 
von Helfingfors und ein Landmann aus dem Gouvernement von Abo⸗Bior⸗ 
neborg im Namen des Bürger und Bauernitandes das Wort in ſchwediſcher 
Sprache ergreifen, und endli der Staatsratd Em, Director der Kanzlei des 
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21. 


Bafland. 


’ 


Generalgouverneurs, die Geſetzvorlagen in ſchwediſcher und 

vorliest und interpretirt. Diele babpianife Spradverwirrung findet 
maßen ihre Interpretation in der Stelle der Throurede, welde auf ie kr- 
führung der ruffiigen Sprache als obligatorifchen Shulunterridt 
In Finnland herriäht beinahe noch mehr als in den Dfifeeprouingen 
gebändigter Haß gegen —— un die Rufien, aber ebenfo gegen 
deutih iſt. Man weiß nidt, ie Sinnen die Deutidden 


1% 


I 


* 
v 


4 
1 
4 


mehr Hafen. Dagegen befteht —2 noch heute eine 3*3* unfimmige 8:: 
liebe für die Franzoſen. Rußland legt in der That viel Geduld > 
Rubland —— 


land an den Tag. Während der Hungersnot jchnttete 
thaten über Yinnland aus, und Finnland foftet heute 
bringt. Die Yinmländer finden im ruffiiden Gtaaisbienft 
der Marine, deren Officiercorps meift aus Yinnländern beſteht, ihr 
hindert aber nicht, daB jener Geiſt in ungelhmwädter Kraft foribeeht. 
den Schulen, in denen die ruffiihe Sprache als facultativer Unterridtägegn 
fand bisher betrieben wurde, Reben die Banke leer, und eB wurde eim 
tannt, daß ein Lehrer, deffen Gehalt gegen 1000 Rubel beizägt, aufs Land; 
und feinen Kohl bauen fonnte, weil in der Realichule, bei der er als r 
Lehrer angeftellt war, fid) nit ein Schüler fand, ber bei ihm 
men wollte Daß die ruffiihe Regierung jet die ruffiiche — * als 
gatorifhen Sehrgegenftand bezeichnet, Tann nur billig erſcheinen, bean wer 
Rechte haben will, muß aud die Laften tragen. Bon einer Rufkkcze: 
Finnlands if feine Rede. 


13 

X. 
: de 
2 
* 


März. (Finnland.) Landtag: Alle vier Stände desſelben erfiö | 


ji für Gewährung ber Preffreiheit. Die Regierung geht jebod nz 
darauf ein. 

„ Die Recrufirung für daS flehende Heer bat im vorigen Jahr 
128,785, in bdiefem 180,151 Mann geliefert. Der Bauernfler: 
lieferte dazu 92,1 Procent. Es iſt —— zu comflatiren, bi 
in Beziehung auf den Bildungsgrab ber eingegogenen TRaunfdeir 
ein gemwifler Yortfchritt zu bemerken ift, indem 1868 nur 9,27 Bo 
cent, 1869 9,76 und 1870 10,95 Brocent des Leſens kundig were. 


. April. Aufhebung der bisherigen Zollgränze zwiſchen Rukland m 


Finnland. 


Mai. Entlafjung des der ultranationalen Partei angehörigen Domäne» 


minifter8 Zeleny. BDerjelbe wirb burd einen Gegner der ultramati- 
nalen Partei, Walujeff, erieht. 


. Juni. eier bes Jubiläums Peters des Großen. Die eigentliche Maſe 


des Volls zeigt dabei für bie hiſtoriſche Bedeutung des Mannes zu 
ein ſehr geringes Verſtändniß. 
„ (Binnland.) Schluß ber Seſfion bes finniichen Sandiags. Die 
Thronrede bemerft im Weſentlichen 

„Sch danke Ahnen für die mehrmals kundgegebenen Gefühle der Unter 
thanentreue; an der Aufrichtigkeit derfelben babe ich niemals gezweifelt. Rad 
eitionen Tunbgegeben Jabe, eraßite 16. c3 für notfmeadig, —* 
tigen Gelegenheit von neuen den Wunſch zu äußern, dep bie Stände in Su: 
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Euanit es fi) zur Megel maden, ihre Petitionen in ben angewiefenen Schranken 
au u halten, * die rtern jeder ragen, welche ſchon sn rn 
icht acceptirt wer nnen, nur unnügee Weiſe Ihre viel 
—— vergrößert und außerdem nicht entſprechende Erwiederungen und De 

einigleit beroorruft.” 
.Juni. Baltifhe Provinzen.) Schluß bes Tinlänbifchen Landtags. 
Es wurden alle auf die Berfaffungsfrage bezüglichen Anträge dießmal 
einfad abgelehnt, nämlich: 
) die Erweiterung der Landſaßenrechte auf das volle Maß der Rechte der 
—*8 vollberechtigten Landtagsmitglieder, mit Uusnahme des paſſiven 
Wahlrechts auf die Stellen des Landmarſchalls und der Landräthe und das 
Stinmrecht bei rein ritterſchaſtlichen Ungelegenheiten; 2) Verwandlung des 
gegenwärtigen Biril-Landtages in einen aus Sreiswahlen, für’s erfle ohne ver⸗ 
änderte paſſive und aftive Waflderchtigung, bervorgehenden Delegirten-Land« 
tag; 8) Ernennung einer Commijſion für die Berfaflungsfrage. Die „Riga 
iſche Btg.* bemerit dazu: „Wenn ſchon ſeit mehr als einem Jahrhundert der 
livlandiſche Landtag dur den Ausſchluß ver Vertretung der livländiſchen 
Städte auf demfelben materiell nicht als Repräſentant der gelamnten Provinz 
anerlannt werden konnte, jo bat derſelbe durch die neuere Geſetzgebung, die 
dab Aurecht des Bauernfandes auf das Banernland feftiekt, und vollends durch 
den zunehmenden Bauernlandverfauf jeine Stellung als Bertretung des ge⸗ 
reg flachen Landes eingebüßt und jchrumpft immer mehr zu der Ber- 
oßgrundbefiges zujammen. Hat dieſe abjolut ablehnenbe Stel⸗ 
— ihre geigloffenen Landtages gegenüber einer Aenderung der Ber» 
fafjung dargethan, daß es demfelßen an an gutem Willen fehlt, frebeitig feinen 
prononcirt adeligen Charalter zu Gunſten einer weiter gehenden Bertretung 
der gefammten Provinz zu modifizieren, fo wird die Macht der gegebenen Ber- 
haliniſſe mit fleiyender Gewalt zu einer Aenderung nöthigen. Belonders wird 
die bie Reorgemiletion des Eteueriefens jene Rötbigung ausüben. Es wird fi 
nur zu bald als hoͤchſt mißl Bl erweiſen, von ben grundbefigenden Bauern und 
—— die Grundſteuer zu erheben, ohne denſelben Antheil an der Ve⸗ 
wiſſigung und der Berwendung der Stener zu gewähren.“ 


12. Juli. Der Reg.⸗Anz. veröffentlicht ein vom Kaiſer beflätigtes und zur 


Ausführung befohlenes Gutachten bes Reichsrathes über Ergänzung 
unb Veränderung einiger beftehender Borjchriften für Preßangelegenheiten. 

Es Handelt fih um bie Einſchränkung der Preßfreiheit, welde feit fieben 
-Jahren in den beiden Hauptfläbten Petersburg und Moslau Bücern von 
ng weniger als 10 (lleberjegungen von 20) Drudbogen gewährt war, In 

der Einleitung wird hervorgehoben, „daß in den legten Jahren neben vielen 
nüslicden Preßergeugnifien auch mehrfältig Schriften ohne Cenſur erfchienen 
find, welche bie gefährlichen Irrlehren zum Inhalt haben, weldde die heiligen 
Religiong-WBahrheiten in den Staub zu ziehen, die Begriffe der Sillichkeit zu 
verdrehen und bie Orundlagen aller ſtaatlichen und gefelligaftlichen Ordnung 
zu en juchen.“ Cs wird deßhalb verfügt: Wenn die Verbreitung 
eines von & Bräventivcenfur befreiten Buches oder eineß periodiichen Werkes 
das ohne Eenfur feltener als einmal in der Woche heraustommt, dem Dir 
nifter des Innern als bejonders ſchadlich erihein, a kann er, indem er vor» 
läufig das —— ver 3 des Wertes fifirt, rüber berichten und bie end» 
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Aukland. 


angeftrengt werden, in welchem alle die Frage über die Berantmertllki 
der Ungellanten burd das Gericht entſchieden wird. Die Eremplare pru” 
cher von der Präventivcenfur befreiter Zeitſchriften, die feltener als emmıl 
wöchentlich erſcheinen, müffen der competenten Behörde in Preßſjachen vier Tex 
vor der Abfendung an ihre Ubonnenten zugefiellt werden. Nicht periodiich 
Werke, die ohne Präventivcnfur gedruckt oder lithographirt werben, hartes 
nit früher als fieben Tage nad) Empfang der Quittung über die gefegmäßi-: 
Zahl eingefandter Exemplare in die Deffentlichleit kommen. Werke wer pe: 
odiſche Schriften, welche auf den eigenen Wunſch des Herausgebers oder Kr 
dacteurß der Durchficht der Cenſur vor ihrem Erjcheinen untertoorfen und vom 
diefer gutgeheißen werden, können nit mit Beſchlag belegt werben.“ 


— Juli. Der Raifer empfängt den Beſuch des Erzherzog: Wilhelm von 


Defterreih und geht mit demfelben nad) Moslau. 


22.—80. Aug. Internationaler ſtatiſtiſcher Congreß in St. Petersburg. 


8.—11. Sept. Der Raifer, vom Diinifter des Ausw., Fürſten Gortide- | 


foff, begleitet, fommt in Berlin mit dem deutſchen Kaijer und bem 
Kaifer von Oefterreih zujammen. Die Öffentliche Meinung ertenz 
darin eine Annäherung an Defterreih und eine deutliche Mahnung au 
Frankreich, daß es für allfällige Renandhegelüfte gegen Deutjchlaud ari 
eine Allianz mit Rußland, jo lange wenigftens Kaiſer Alexander Ick, 
entſchieden nicht rechnen dürfe. 


— Oct. Expedition ber Oberften Markufow von Krasnowodst und Tijche⸗ 


kiſtar vom kaspiſchen Meer aus in die zwiſchen dem kaspiſchen un) 
Aral⸗See gelegenen Firgifilden Steppen, um dieſe Gegenb zum Suede 
der beabfihtigten Expedition gegen Khiwa zu recognofciren. 


1. Nov. Der „Reg. Anz.” veröffentlicht ein betaillirtes Verzeichniß über 


den Stand der Loslaufßoperationen von ber Zeit der Eröffnung ber 
felben bis zum 1. Nov. d. 3. 

Die Geſammtzahl der Revifionsbauern (Beibeigenen), welche den Lostau 
bewerfftelligt, beläuft fi auf 7,792,958, daß Quantum bes Iosgelauften Lan- 
des beirägt 23,848,304 Defijätinen, die den Bauern dargelichene Summe 
endlich 625,711,410 Rubel. Die Bilanz der LoslaufSoperationen weist zum 
1. Rovember im Credit einen Behand von 617,158,729 Nubeln auf. Des 
ift der Antheil der Bauern für das Land, welches fie zum Eigenthum erworben 
haben; im Debet find die bedeutendſten Poften folgende: die Schuld der Guis⸗ 
befiger an die ehemaligen Grevitanftalten (721 Millionen), i 
(mehr als 1622/0 Millionen), 5" procentige Papiere, Sprocentige Villele 
zweiter Emmilfion u. |. w. 


3. Nov. Der Kriegsminifter verfügt die fofortige Eintheilung der Kofaten- 


‘12, 


Corps in den Stand der regulären Gavallerie, und zwar werben je 
zwei Kofalenregimenter einer Gavalleriedivifion zugetheilt, um bie neuen 
Uebungen fofort beginnen zu können. Die doniſchen Kofalen bleiben 
von dieſer Maßregel vorläufig ausgefchloffen. 

„ Der „Regierungs-Anzeiger“ veröffentlicht bie Abſchlüſſe der 
deißverträge mit Kholand, Bodhara, Kaſhgar. In Beireff Pr 
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äußert fi) dasſelbe Blatt, daB die gegenwärtige Stellung zu Khiwa 
nicht länger feſtzuhalten ſei. Die Sicherheit der Orenburg -» Steppen 
hänge unmittelbar von ben ruffifchen Beziehungen zu Khiwa ab. 


—10. De. Prinz Karl von Preußen findet fi zum Georgs⸗Ritter⸗ 
orbensfeft in St. Peteröburg ein. Der Kaifer bringt beim Feſtmahl 
einen Toaft auf den deutſchen Kaiſer, als den ältellen Ordens⸗ 
ritter, aus. 


12. Die ottomanniſche forte. 


2.—5. Yan. (Rumänien) Il Kammer: genehmigt das Eilenbahngert. 


17. 


betr. die Convention mit der aus den Obligationsinhabern des Stress: 
berg’ichen Eonjortiums neu gebildeten Gejellihaft mit 75 gegen 4°. 
der Senat mit 31 gegen 6 Stimmen. Die neue Gefellichaft nimm 
das Gefeg am 26. Jan. in Berlin einflimmig an. 

„ Ankunft des erften Eifenbahnzuges aus Rumänien in Stambel. 


6. Febr. (Bulgarien) Ein Telegramm bes Großweſiers an ben 2. 


von Bulgarien meldet demjelben, der Sultan wolle die Wünſche ie 
Bulgaren befriedigen und habe daher beichlofien, einen Exarchen fr 
die bulgariſche Nationallicche wählen zu laſſen. Ein bulgarifcher Kirdes- 
congreß ſoll unmittelbar in Stambul zujammentreten und die Beltz 
mung des vom Sultan ſ. 3. erlaffenen Fermans vollziehen. Bas griechiiä 
Patriarchat ſchreibt in Yolge davon eine Generalverfammlung der ortie- 
odoxen Kirche auf den 18. Februar aus, in weldier das weitere Ba: 
halten der Kirche den bulgarifchen BPrätenfionen gegenüber berafkeı 
werden fol. 

Rukland gibt im Moment der Entſcheidung feine frühere eiwes 
Saltung auf und läßt den Fanar im Stich. Deſterreich⸗ Ungarn aber * 
trog mancher Verſuche des Fanar's, feine Unterſtütung zu erlangen, * 
von Beginn an zur Berjöhnlichleit gerathen, dem olumeniſchen Stable wieder 
Holt die gerechten Wüniche der Bulgaren zur Würdigung empfohlen ve u 
obieltiver Weile die Beſeitigung eineh tiefgehenden Conflictes 
bei längerer Dauer ernfle Gefahren im Ofen GEuropa’s beraufbeichwären * 
„ (Rumänien) U. Kammer: nimmt, um das Gleichgewicht i: 
den Finanzen berzuftellen, nach den Tabalsmonopol nun aud wit 61 
gegen 21 Stimmen die Stempeltage nad) der Borlage der Regierung az. 
„» Die vom Sultan beabfichtigte Veränderung der hronfolge-Urd- 
nung zu Gunften feines Sohnes Izzeddin, die bisher nur im wenige 
vertrauten Kreifen als Geheimniß circulirte, iſt nachgerade in alle Krc 
gedrungen und beichäftigt vor Allem bie öffentliche Meinung, die = 
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mentlich über die Aufnahme des Plans von Seite der Provinzen große 
Beſorgniſſe hegt. 

3. Febr. (Rumänien.) Neue Judencrawalle. Die Regierung zeigt dieß⸗ 
et Energie. Die Conſuln richten an dieſelbe eine Collectiv⸗ 
eingabe. 

2. „ (Bulgarien.) Der bulgariihe Kirchencongreß wählt in erjier 
Line zum Exarchen den escommunicirten Biſchof von Loftſcha, Hila⸗ 
rion, der aber fofort wieder abdanlt, und hierauf Anthimos, den Bi- 
jchof von Widdin. Das griechiſche Patriarchat proteftirt gegen dic 
Wahl und erflärt, diejelbe als den Canones der Kirche widerftreitend 
nicht enertennen zu können. 


. März. Rumänien.) Aufhebung ber beftehenben drei ſtaatlichen Schul- 
Iehrer-Seminarien und Uebergabe derfelben an den Elerus. 


- » (Serbien.) Differenzen mit ber Pforte wegen Räumung der 
Feſtung Klein-Zwornid. 

_ "„ (Bulgarien.) Der neue Exarch Anthimos verläßt mit großem 
Pomp, unter Ölodengeläute und allgemeinem Jubel die Stadt Widdin, 
m nach Konitantinopel zu gehen und den Beftallungs-Berat des Sul⸗ 
tına in Empfang zu nehmen. Demſelben wird ein Staatsſchiff bis 
Barna entgegen geihidt und in Stambul wird er mit großen Ehren: 
bezeugungen empfangen. 

0. „ (Rumänien.) I. Rammer: beichließt, daß die Eijenbahn von 
Pruth bis Jaffy mit ruffiiher Spurweite angelegt werden fol. 


—  „ (Bulgarien.) Das griehiihe Patriarchat übermittelt den Bul⸗ 
garen ein neues Ausgleichſsprojekt, das im Grunde ben kirchlichen 
Wünſchen der Bulgaren genügen fünnte, außer daB die in Thracien 
und Theflalten gelegenen BDiözefen dem Exarchat nicht einverleibt wer- 
ben follen. Der bulgariſche Kirchencongrek gebt jedoch nicht darauf ein. 


„Urt. 1. Unter dem Titel —— des Ballans (Hämot)“ wird ein 
aus den Dibzeien Tirnowa, Klbialn, Miſſinvri, Barna, Disira, Tzerven, 
Widdin, Nil, Niffava, Sophia, Kuſtendſche, Preslawa, Samolow, Loftſcha 
und Braga und Theilen der Provinzen Aorianopel und Vhilippopolig, welche 
an die genannten Didzefen angrenzen, beftehendes Exarchat gebildet. Urt. 2. 
Der Eik des Exarchen if in Tirnowa. Art. 3. Der Exarch wird eine aus 
den Metropolitanen des Exarchats zufammengeiegte Synode neben ſich haben, 
deren Präfident er if. Er wird mit diefer Synode über die GBegenftände 
feiner geiſtlichen Gerichtsbarkeit nad den Ganones und dem hierüber auszu- 
arbeitenden Neglement beraten. Urt. 4. Für die Weihe des Exarchen wie 
der Metropolitane wird es nothwendig fein, die jchriftlige Ermädtigung des 
Patriarchen zu haben. In dem Fall, wenn der Exarch durch Lebertragung 
ernannt würde, wird er gleichfalls die Genehmigung des Patriarchen nachſuchen. 
Urt. 5. Der Berat des Exarchen wird auf Anlucen des Patriardhen und 
diejenigen der Metropolitane auf Anſuchen des Exarchen ertheilt werden. 
Art. 6. In weltlichen Angelegenheiten wird der Exarch direkt mit der Pforte, 
in geifilicden und religidien Dingen mit dem Patriarchen verhandeln. Art. 7. 
Der Exarch wird von Patriarchen das. Heilige Del erhalten. Urt. 8. Der 
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17. 


18. 


15. 


19. 


24. 
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Exarch und die Metropolitane werben in der Liturgie den Namen des Patri- 
archen erwähnen. Art. 9. Die geftifteten, in den erwähnten Diögelen benz 
lichen SKlöfter werden wie bisher von dem Patriarhenfig in Ronflantincze 
abhängen. Art. 10. Die St. Stephansfirde in Volata wird vor irgend 
einem in den Gränzen des Exarchats gelegenen Kloſter mit Pfarrei abhängen, 
und der Exarch Tann mit Genehmigung des Patriarden in dieſen Kiefer 
feinen Aufenthalt nehmen.” 


. März (Rumänien.) U. Kammer: genehmigt das Budget für 1873, 


das in Einnahme und Ausgabe mit 71 Mil. abichliebt. 


April. Die Pfortenregierung erflärt dem Baron Hirſch, daß fie fich 


durch den Vertrag über die rumäniſchen Eifenbahnen nicht länger ge 
bunden erachte und leitet mit ihm Verhandlungen über bie Auflöjung 


des Vertrags und bie Grundlagen eines neuen ein, ber num alsbald 


zu Stande kommt. Baron Hirſch behält nur die bereits augefangenen 
Bahnbauten, die in der Länge von 1200 Kilometern in zwei Jahren 
vollendet fein follen; die noch nicht in Angriff genommenen ſchwieri⸗ 
geren und Eoftjpieligeren Theile der projeltirten Linien übernimmt bi 
türkiſche Regierung ſelbſt. 

„Gulgarien.) Der neue bulgariſche Exarch wird vom Sul 
empfangen und wird von der Pforte als ſolcher anerfannt. 


. Dai. Der Großwefler veröffentlicht einen fyerman be Sultans, durch 


welchen die Wahl Haffun’s zum Patriarchen der lath. Armenier auıl- 
lirt und die päpſtliche Bulle Reverfurus für das türkiſche Wei al 
nicht exiftirend eflärt wird. Zugleich erhalten die Armenier die Ein 
ladung, jo bald als möglich einen Patriarchen zu wählen, unter der 
Bedingung jedoh, daß es weder Haſſun noch fonft eine ber Pfork 
unangenehme Perfönlichkeit jei, und daß die Mahl überhaupt nad deu 
bergebrachten ordnungsmäßigen Modus vorgenommen werde. 


”„ Der Sultan kommt zur Pforte, wo ihm der Großwefier den Jah⸗ 
resbericht über die Staatsverwaltung vorlegt. Der Sultan hält darauf 
die jedes Jahr übliche Art Thronrebe, 

worin er beflagt, daß mehrere von ihm ins Leben gerufene Maßregeln den 
gehegten Erwartungen nicht entfprocdhen haben, dat jedoch Heer und Flotte ſich 
in einem befriedigenden Zuflande befinden und daß die feit einigen Wowaien 
eingeführten Erſparniſſe das Gleichgewicht zwiſchen ben Einnahmen und Yu 
gaben ermögliät und dem Staatscrebit eine ſolide Baſis erwirkt haben 
Schließlich fordert er die Behörden auf, alles was in ihren Kräften fiehe am 
zuwenden, um Wderbau, Inbuftrie, Handel und Gommunicationswege zu 
vermehren. 

„ Die Fatholifchen Armenier wählen flatt des päpſtlichen Haffun ben 
Biſchof von Diarbelir, Kumelian, zu-ihrem Patriarchen. Die Haffu⸗ 
niften protejtiren erfolglos gegen die Wahl; der neue Patriarch erhält 
fofort das Inveftiturbrevet des Sultans. 


” (Bulgarien) Der neue Exarch celebrirt das feierliche Hodhamt 
in Eonftantinopel und |pricht in der Liturgie, ohne den Ramen dei 


Die ottomannifge Pforte. 521 


Patriarchen irgendwie zu erwähnen, nur vom orthoboren Episcopat. 
Nachher verliest der Archimandrit ein Document, da3 die Unabhängig- 
feit der bulgariſchen Kirche proclamirt. 

— Mai. Die europäifchden Geſandtſchaften remonftriren nachdrücklich gegen 
die beabfichtigte Veränderung der Thronfolgeordnung. 

5. „ (Bulgarien.) Der griediiche Patriarch excommunicirt mit Zus 
ftimmung des von ihm einberufenen Kirchencongrefies den neuen Exarchen 
der Bulgaren und drei andere bulgariiche Bifchöfe. Nur der Patriarch 
von Jeruſalem verweigert feine Zuftimmung und wird darin von Ruß» 


land unterftügt. 


5. Juni. Jahrestag der Thronbefteigung des Sultand. Man bat auf 
dDiefen Tag die Entiheidung der ſchwebenden Thronfolgefrage befürchtet, 
ber Sultan hat aber vorerft doch auf die Ausführung feines Planes 
verzichtet. 

— u (Aegypten) Der Khedive trifft mit großem Gefolge und reichen 
Geſchenken zum Beſuche des Großherrn in Ronftantinopel ein. 


Juli. Die Pfortenregierung befiehit dem Expatriarchen der Tatholischen 
Armenier, Haffun, das Land zu verlaffen. Derfelbe geht (am 20. Juli) 
nah Rom ab. 

20. „ (Aegypten.) Der Sultan genehmigt den ihm vom Khedive vor- 
gelegten Entwurf ciner Reorganifation der Yurisbictionsverhältniffe in 
Aegypten. 

29. „ (Aegypten) Der Khedive geht von Konftantinopel nach Aegypten 

zurüd, nachdem er den Zweck jeines Beſuches vollftändig erreicht Hat. 


. Aug. Der Großvezir Mahmud Paſcha wird geftürzt und an feine 
Stelle Mithad Paſcha ernannt. Die Öffentliche Meinung ſpricht ſich 
darüber ſehr befriedigt aus. 

6. „ (Aegypten) Die Vertreter der europäifhen Mächte in Kon⸗ 
ftantinopel conferiren über die beabfichtigte ägyptiſche Gerichtsreform, 
tönnen aber vorerjt unter ſich feine Mebereinftimmung erzielen. 

14. „ Der neue Großvezier Mithad Pascha verharrt auch ſeinerſeits auf 
der Maßregel gegen den päpftlihen Patriarchen der kath. Armenier, 
Haffun; dagegen zeigt er fi) dem bulgarifchen Ausgleich entſchieden 
abgeneigt. 

22. „ (Serbien) Fürft Milan erreicht mit biefem Tage das Alter 

der Großjährigfeit. Die Regentfchaft Iegt ihre Gewalt in feine Hände 

nieder und Milan übernimmt unter großen Feſtlichkeiten die Regierung 
bes Landes, erläßt eine Proclamation an das ſerbiſche Voll und be= 
ftellt fein erſtes Miniſterium. 


15. Sept. Diemil Paſcha, der neue Miniſter des Ausw. im Miniflerium 
Mithad Paſcha's geht nad) Livadia zur Begrüßung bes ruſſiſchen 


Sr 
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Kaiſers und flirbt auf der Rücreiſe. As Miniſter des Wie. tritt 
Kalil Scherif Paſcha, der bisherige Geſandte in Wien, an 

29. Sept. Die griechiſche Synode unter bem Borfike dei Patriarchen zen 
Konftantinopel erflärt einftimmig bie Bulgaren für fchismatiih umb 
läßt den Spruch in ber Patriarhatstirde feieefih verfünden © * 


ibm ernanuie 
geweifte Erbüßdfe, Bühöfe x für Gärcter erfärt unb i * 
der Verſtaͤndigung mit ihnen abgeſchnitten. 


Conceſſionen. 


Derſelbe befätigt den älteren zur Zeit Fuad Paſcha's ausgefteiiten Yermen 
vom Jahr 1867 in allen Punkten und hebt die Beihräntungen Ui Balka’s 
: der Befehi 


hedive 
Lire (3 Mil. Thaler) —2 * die —— ihm * 
d. h. —————— daß er fi) Abeſſiniens oder minbeflens des mörd- 
lichen Theiles dieſes Landes bemädhtige. 


6. Oct. (Serbien) Eröffnung der Skupſchtina (Rationalverfammlung) 
in Kragujevaz. Thronrede des jungen Fürſten. Die Berfammiung 
erläßt auf biefelbe eine fehr lohale Antworisabrefie. 

19. „ Mithad Baia wird als Großvezier ſchon wieder abgefcht und 
durch Mehemed Ruſchdi Paſcha erjegt. Der Sultan beginnt mehr 
und mehr ein rein perjönliches Regiment nach jedesmaliger Laune 
den wechſelnden Ginflüffen des Serails. 


um 
7. Rov. Da ber Patriarch von Jeruſalem feine Zuflimmung zu dem Be 
ſchluß der griechiſchen Synode gegen die Bulgaren verweigert, fo wirb 
er von feiner eigenen Synode feines Amtes entiekt. Derſelbe prote⸗ 
flirt, muß ſich aber ſchließlich dem Sprudh unterwerfen. Der —* 
beſtaͤtigt die Wahl des neuen Patriarchen. 


17. Dez. (Rumänien) I. Kammer: lehnt ein Miktrauensuotum gegen 
das Miniſterium bez. der Eifenbahnen ab und ertheilt demſelben viel: 
mehr ein Vertrauenspotum mit 86 gegen 25 Stimmen. Der Seuei 
lehnt auch feinerjeits ein Mißtrauensvotum mit 28 gegen 12 Stim- 
men ab. 

31. „ (Rumänien) IL. Kammer: das ratificirte Budget für 1873 
weist gegen den urfprünglichen Entwurf eine Mebreinnahme von 12 Mil. 
Lire aus und wird von ber Kammer genehmigt. 


13. Griechenland. 


2. Yan. Kammer: das Minifterium Zaimis Iegt derjelben noch das Bub» 
get für 1872 vor. Dasſelbe zeigt ein Deficit von mehr als 8 Mil- 
fionen Dramen. 

6. „ Beendigung der Miniflerfrifis: Nachdem e8 dem König gelungen, 
die "Parteien Bulgaris und Komunduros mit einander auszuföhnen, 
ertheilt er Bulgaris den Auftrag, ein neues Gabinet zu bilden, das 
derfelbe aus beiden Parteien zujammenfeht. Das Bräfidium und das 
Auswärtige übernimmt Bulgaris felbt. 

9. „ Kammer: Trobdem ſich das neue Cabinet auf die beiden Barteien 
YBulgaris und Komunduros flüßt, erleidet es eine Niederlage, indem 
es für fein Verlangen nach einem viermonatlichen Credit die erforder- 
liche Stimmenmehrheit nicht zufammenzubringen vermag. Ber König 
löst daher die Kammer auf und ordnet auf Mitte März Neuwahlen an. 


183. März Das Refultat der Rammerwahlen, die eigentlich nur in Athen 
ſelbſt und auf den jonifchen Infeln frei und ohne alle Sewaltthätigfeiten 
bor fih gegangen find, weist eine anſehnliche Mehrheit der Regierungs⸗ 
partei auf, von der indeß der weitaus größere Theil der Partei Bul- 
garis unb nur ber Tleinere der Partei Komunduros angehört, fo daß 
der erflere, der in der aufgelößien Kammer kaum 12 Anhänger hatte, 
in der neuen deren 80 — 90 zählt. 


5. ka Eröffnung der Kammer mit einer gänzlich unbebeutenden Thron» 


En hrend in derfelben der Thatſache der Geburt eines vierten Peinzen 
ahnung geichieht, wird eines für das Land folgenfchweren Greignifien der 
Uufldfung der legten Kammer und der Brände berjelben, ſowie der für Grie⸗ 
chenland wichtigen Frage, der lauriotiſchen mit feiner Silbe gedacht. Aus 
der Ankündigung, daß die Kammer zwei Budgels, das von 1872 und das 
von 1878, zu berathen babe, geht hervor, daß Diefelbe nach dem Schlufſe 
dieſer Geifion erſt wieder im Oktober 1873 einberufen werden ſoll. 


28. Juni. Die Regierung leitet mit der franzöfifcheitalieniichen Geſellſchaft 
für die Ausbeutung der Laurionbergwerke direlte Unterhandlungen über 
eine Ablöfung ihrer Rechte und Anſprüche ein, 
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6. Juli. Rammer: Die Regierung legt derjelben ein umgearbeitetes Bubget 
für 1872 vor. In demjelben erſcheint das von der früheren Regie 
rung zu mehr als 8 Millionen berechnete Defyit auf 2 Millionen 
berabgemindert. 

17. „ Dos Minifterium YBulgaris will die Laurion-Gefellfichaft mit 16 
Millionen baar und Erlaß von 4 Millionen rüdfländiger Ausfuhr 
zölle ablöfen. Aber weder Romunduros und feine Anhänger, ned) 
jogar die eigenen Anhänger von Bulgaris wollen bazu ihre Ein 
willigung ertheilen, während die Gefanbten von Frankreich und Italen 
auf eine Entiheidung durd) die Kammer dringen. Bulgaris will es 
unter den obwaltenden Umftänden nicht darauf anfommen lafſen und 
bietet dem König feine Entlaffung an, die aud) fofort angenommen 
wird. Deligeorgis erhält den Auftrag, ein neues Cabinet zu bilden, 
das er ausfchließlih aus feiner Partei zufammenfekt. 

28. „ Das neue Gabinet Deligeorgie bricht die Unterhandlungen mit der 
Laurion⸗Geſellſchaft ab 

24. „ Kammer: bervilfigt das Budget für 1873 faſt ohne Debatte im 
drei Stunden. 


2. Aug. Das Gabinet Deligeorgis lehnt weitere Unterhaublungen über 
bie Saurionfrage vorerft auch gegenüber ben Geſandten von Frankreich 
und Italien ab. 


24, Sept. Das Eabinet Deligeorgis richtet ein Memorandum über die 
Laurionfrage an die Vertreter des Auslandes. 


7. Od. Die Gefandien von Frankreich und Italien richten übentiiche 
Noten an die griechiſche Regierung, in meiden fie die Anfchauung 
berjelben, die Laurionfrage dem Bereiche der Diplomatie zu entziehen 
und der Entſcheidung ber griechiſchen Gerichte zu überweiten, entſchie⸗ 
den ablehnen. 

— „ Im der öffentlichen Meinung und in ber Preſſe macht ſich eime 
ftarfe Aufregung über ben (officiellen) ruſſtiſchen Sefretär ber Königin 
geltend, deſſen Entlaffung energiſch verlangt wird. Der König weigert 
ſich entfchieden, darauf einzugehen, obgleich die Frage eine Art Iatenter 
Minifterfrifis hervorruft. 


— Nov. . Unterhandlungen mit den Geſandten von Frankreich und Italien 
über die Laurionfrage, in welcher die Bertreter der übrigen Mächte, 
namentlich) Rußlands und Oefterreichs, zu vermitteln fuchen. 


13. Dec. Auch das Minifterium Deligeorgis if überzeugt, daß es im ber 
Kammer auf feine zuverläffige Majorität zählen könne, weßhalb ein 
fol. Dekret diefelbe auflöst und eine neue Kammer auf den 14. Ye 
bruar 1878 einberuft. 





IV. 


Außereuropäiſche Staaten. 





Bereinigte Staaten von Hordamerifa. 


15. Ian. Die engliihe Regierung proteftirt beim Genfer Schiebögerichte 
gegen die indirelten Anſprüche der Union in der Alabamafrage (fiehe 
England). 

n  » Mepräfentantenhaus: beſchließt die Amneftirung aller ehemaligen 
Gonföderirten mit Ausnahme jener, welche früher Offiziere der Land⸗ 
armee und der Marine der Der. Staaten oder Mitglieder des Con⸗ 
grefieß waren. 

18. „ NRepräfentantenhaus: Der Ausſchuß bes Hauſes erflärt nd ein⸗ 
ſtimmig für Gleichſtellung der Miſſion in Berlin mit denen in Lon⸗ 
don und Paris. 


25. „ Die ſog. liberalen Republikaner von Miſſouri (Partei Schurz) bes 
ſchließen, auf den 8. Mai eine Maſſenconvention nad) Cincinnati ein» 
zuberufen: um gegen die Wiederwahl Grant's zum Präſidenten ber 
Union vorzugehen und ſich über einen Candidaten, der ihm entgegen- 
zujegen wäre, zu verfländigen. 


10. Febr. Senat: Iehnt das Amnefliegefek in der vom Repräjentantenhaus 
beſchloſſenen Faffung vorerſt ab. 

12. „ NRepräfentantenhaus: beſchließt mit 140 gegen 27 Stimmen, ben 
Subfidienausfhuß aufzufordern, über die Abihaffung der Thee⸗ und 
Raffeegölle Bericht zu erflatten. 

18. Senat: Summer, Schurz ꝛc. bringen einen Antrag ein zur Er⸗ 
nennung einer Unterfudungscommiffion bebufs Ermittlung der Frage: 
ob der angeblide Verlauf von Waffen und Srieggmunition, welche 
der Regierung gehörten, an Frankreich während des lebten Srieges 
als Reutralitätsverfegung zu betrachten jei. 

28. „ Nepräfentantenhaus: beſchließt einflimmig und ohne alle Debatte, - 
dur) das Comité für öffentliche Ausgaben fofort eine Unterſuchung 
über ben gefammten Waffenverlauf in der Zeit vom 80. Juni 1870 
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bi8 zum 30. Juni 1871 und zwar Öffentli vor dem Publikum vcr- 
zunehmen. 


1. März. Repräſentantenhaus: befchliekt, zu Hebung des Vollsſchulweien 


23. 


29, 


in allen Staaten der linion den gejammten Erlöß aus verfaufte: 
Bundesländereien fünftig den Staaten zu Schulzweden jo zu über: 
laſſen, daß die eine Hälfte diefes Erlöjes jedes Jahr an fümmtlik 
Staaten und Territorien für SLehrergehalte vertheilt und die ander: 
Hälfte in Bereinigten-Staaten-Bonds mit 5 Proc. zu einem perma- 
nenten Nationalerziehungsfonds angelegt werben fol. 

Die zu vertheilende Summe wird nah Maßgabe der Benöllerung ‘= 
Stanten und für die erften 10 Jahre nad dem Berhältuik der Zahl der 
Berjonen in jevem Staate vertheilt werden, die keine Schulbildung gensfa 
haben. Dieje letztere Beitimmung wird namentlih den ſüdlichen Giaaien, wo 
mehrere Millionen ungeichulter Neger ſich befinden, zu gute kommen. Gigesi- 
lich Hat die Bundesregierung mit der linterrichtöfrage nichts zu un; den1 
dieß gehört lediglih zum Neflort der einzelnen Staaten, weldge durch Stenern 
die Mittel für die Koften des Unterrichts aufzubringen, die Staatsſchule er» 
zurichten und Lehrer anzuftellen haben. Das Bundesgeiet bezweckt nur: dark 


Bundeshilfe einen größeren Eporn zur Öffentlichen Erziehung zu geben, wie 


gleichzeitig die Zage der Lehrer im ganzen Zande zu verbeflern. 


Senat: beſchließt nunmehr aud) feinerfeit3 mit 55 gegen 5 Stim 


men, eine Unterſuchung über die Waffenverfäufe an Frankreich wüb- 
rend des deutich-franzöfiicden Krieges anzuftellen. Die dafür beftismm:r 
Commiſſion wird jedod von der Majorität aus ſechs Anhängern der 
Regierung und einem Demofraten beitellt, Schurz dagegen nicht ix 
biefelbe gewählt, fo daß die Unterfuhung von vornherein als feine 
ernfthafte erjcheint. 


„ Senat: erflärt fid) auch feinerjeits für bie Abſchaffung ber Kaffe» 


und Theezölle. 

„ Die Legislatur von Newyork nimmt bie Reform des fäbtiichen 
Charter8 an, wie ihn der Siebziger- Ausfhuß vorgelegt Hatte. Sie 
wirflide Säuberung der Stadtverwaltung ift indeß Damit noch lancı 
nicht erreicht. 

„ Das Comité der Miffouri-Gonvention, von weldder die Jnitiative 
zur Einberufung der liberalsrepublifanifchen Cincinnati⸗Convention gegen 


eine Wicherwahl Grant's ausgegangen ift, erläßt ein Rundſchreiben. 
in welchen e$ ausipricht, daß alle Wähler, mögen fie der demofretiiher. 
republifanifchen oder was immer für einer Vartei angehört haben, eingelader 
find zur Mitwirkung für Aufrechterhaltung der Berfofiung, für Durdfügrung 
der Givildienftreform, eines reinen Einkünfte Tarifs, allgemeiner Auıneftie und 
lokaler Selbftregierung. Dieß find die leitenden Grunbfäge für das Programme: 
der Liberalen, das fie in acht Punkten entworfen und in Umlauf geſetzt haben. 
Obenan als Buntt 1) findet fi der Sag: „Der einzige rechtmäßige Joe 
eines Tarifs ift, die nothimendigen Stontseinfünfte herbeizujhaffen.“ Damit 
it Stellung gegen daß jeitherige Protektivfgften im Zollmejen genommen. Um 
jo mehr Aufjehen erregt es, daB auch Greeley, der Revalteur der „Tribure 
und eifrigfte Vertreter eines hoben Schugzolles mit einer Anzahl anderer 
Republilaner Nemwyor!’s feine Uebereinfiimmung mit den Grundiägen biees 
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Brograumms ausgeiproden hat. Die Newyorker Dellaranten motiviren ihren 
Austritt aus der Srant- Partei damit; „es fei ihre tiefe ei daß 
die Organijation, zu welcher fie gehörten, fi unter der Leitung Solcher ber 
finde, welde fie hauptfächlich für perjönliche Zwecke benuten und den freien 
Ausdruck der Meinung über die Fragen, welche die liberale Bartet dem Bolte 
vorgelegt bat, behindern.” Auch die deutſchen Republilaner Newports haben 
14 für die Gimcinnati-Gonvention erlärt, wie überhaupt die Bewegung unter 
den im Oſten wie im Welten zahlreiche Anhänger bat. Der Ent 
ef des Programms der „Liberalen” enthält außer den bereits angebeuteten 
noch folgende Punkte: Nüdtehr zur Gold» und Silberzahlung als zu ber 
einzigen gefunden nnd fihern Grundlage des Geldumlaufß; unverlegte Auf⸗ 
rechthaltung des öffentlichen Gredits ; Abſchaffung des unſittlich wirfenden Beute⸗ 
ollems durch eine gründliche Reform des Givlinienfes, Dppofition gegen alle 
geheimen politiſchen Befellichaften, BE Demaltthet und Geſetzloſigkeit, wann 
und vom wen fie begangen werden. „Mit dem Foriſchritt des Landes ſoll bie 
Gentralregierung auf dasjenige innerhalb ber Grenzen der Berfafiung beſchränkt 
werben, wa das ganze Boll betrifft und ihm gemeinfam if, und jedem ein- 
zelnen Eiaaie ſoll die Sorge und Oberaufſicht bleiben über das, was ihm 
mit Recht zuſteht. »Tieſer Entwurf iſt jo gehalten, daß fomohl feitherige 
Demokraten wie Republilaner fi zu demjelben zu befennen vermögen. 


. April. Die engliſche Regierung proteftirt beim Genfer Schiebögericht 
neuerdings gegen jede Behandlung der indireften Anjprücde der Union 
in der Aabamafrage und behält fih für den weiteren Fortgang des 
Prozefies alle Rechte vor. Es ift bereits außer Zweifel, daß fich 
England von dem Schiedsgerichte ficher ganz zurüdziehen würde, wenn 
basfelbe dieſe indireften Anſprüche in Behandlung ziehen follte, und 
ſich jedenfalls einem dießfälligen Schiebsfprudy nie und nimmer unter 
ziehen würde. 

„ Senat: Der Bericht des Ausſchuſſes über die Waffenverfäufe an 
Frankreich 1870/71 Tautet, wie zu erwarten fland, ganz der Regie 
rung günftig. 

„ Senat: Der Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten beräth einen 
Antrag, die indirelten Anſprüche in der Alabamafrage zurüdzuziehen, 
und ermächtigt den Vorfigenden Banks, fi mit dem Staatsfefretär 
des Auswärtigen, Fiſh, darüber in's Benehmen zu fegen. 


Mai. Cincinnati: Convention der liberal⸗republikaniſchen Partei. Es 
find alle Staaten der Union durch Delegirte vertreten. Sen. Schurz 
führt den Vorſiiß. Es muß ſechsmal für die Wahl eines Präfident- 
ſchafts⸗ Candidaten abgeflimmt werden: erft im fechsten Wahlgange 
fommt Horace Greeley, der Redakteur der „New⸗PYork Tribüne”, als 
Prafidentſchafts⸗Candidat und der Gouverneur von Miffouri, B. ©. 
Brown, als Candidat für die Vice-Präfidentichaft heraus. Die Wahl 
Greeley's wird in weiten Streifen al3 ein für die ganze Bewegung 
entſcheidender Mißgriff angefehen; Schurz gibt nur zögernd und un- 
gern zu der Wahl feine Zuflimmung. 

Die Convention nimmt ferner Refolutionen an, in welchen fie die Gleich⸗ 
heit Wer vor dem Geſetze erklärt, eine Amneſtie für alle Theilnehmer an der 
34 


530 Auerike. 


Infurreftion, die Suprematie der Givilbehörbe über die Militärbeförde wm) 
eine Reform der Bureaufratie verlangt, die eine Schmach und einem Borsurf 
für das liberale Land bilde. Die Gonvention fordert ferner die baldige Rit- 
tehr zur Baarzahlung, verwirft jede Repudiation der Staatsichule und Re: 
ihlieglih den Antrag, daß der Präfldent nicht zweimal gewählt werben frz. 

8. Mai. Reprüjentantendaus: genehmigt die Bill, durch weldde bie ZH 
feiner Mitglieder auf 292 erhöht wird. 

14. „ Bräfident Grant erläßt eine Botichaft an beide Häufer des Ex: 
grefjes, in welder er fi auf's nachdrücklichſte für beſſern Shut de 
Einwanberer bei ihrer Ankunft in Amerika ausjpridt. 

Ich rathe nicht zur Erlaffung von Rationalgejegen in Ungelese- 
beiten, die durch die Staaten regulirt werden jollten, aber ih Zenne fein W» 
genftand, der nationaler in jeinem Gharatter iR, als Beſtimmungen für x 
Sicherheit und Wohlfahrt der Tauſende zu treffen, die frembe Länder wer 
lafien, um Bürger dieſer Republil zu werden. Wenn fie ihr Domicil &4 
auserloren haben, dann mögen fie die Geſetze ihres Aufenthaltsorts zu istrz 
Schutz und zu ihrer Richtſchnur kennen lernen. Die Maſſe der an unice 
Küften landenden Einwanderer, die auf Ediffen unter fremder Flagge cr 
kommen, macht e8 nothiwendig, daß zum Schutze derjelben Berträge mit de 
Nationen -geichloffen werden, welchen diefe Einwanderer angehören. Geit me 
als 2 Jahren bat man fh unfererjeits bemüht, jolche Berträge abzuidhlich. 
und jest ift guter Grund vorhanden, den gewünfchten Erfolg zu hoffen.” 

15. „ England Hai ber Union den Vorſchlag eines Zufah- Artikels zum 
Washingtoner Vertrag betr. Regelung der Alabamafrage übermittzt: 
Präſident Grant legt denfelben durch eine Botihaft dem Senat vc: 

22. „ Horace Greeley nimmt bie im von ber Tiberal=republifaniite 
Cincinnati Convention übertragene Eandibatur für die Präfdeun- 
wahl an. 

23. „ Beide Häufer des Congreſſes haben fi über die Amneftiebil = 
die ehemaligen Rebellen geeinigt. Dieſelbe ifl eine vollfländige: zz 
der vormalige Präjident Davis und der Vicepräfident Breckenridee 
fowie alle Offiziere, Beamten und Gongreßmitglieder bleiben von ber 
ſelben noch ausgenommen. Präfident Grant unterzeichnet bie Bill 

26. „ Senat: genehmigt mit 42 gegen 9 Stimmen den von Englar: 
vorgeichlagenen Zufagartifel zum Vertrag von Washington betr. An 
trag der Alabamafrage, jedoch nur mit Mobififationen, die für Eno 
Iand ganz unannehmbar find. 


4. Juni. NRepräfentantenhaus und Senat: einigen fi nad langen Ber 
bandlungen über einen neuen Zolltarif, der dem Handel mandje Er 
leihterung gewährt, ohne jedoch dem beftebenden Schupzolligfiem zz 
nahe zu treten. 

6. „ Die Eonvention ber alten republikaniſchen Partei in Philabelphie 
erflärt fih für die Wiederwahl Grant's und bezeichnet den Gemalcı 
Henry Wilfon zu ihrem Ganbidaten für die Bicepräfibentichaft. 

Das von der Gonvention angenommene Parteiprogramm uud Ye > 
ungen der republilaniſchen Partei auf mit befonderer Erwähnung ber Gllsse 
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Emancipatien, der Unterbrüdung ber Bebolution, bie Herſtellung gleicher 
Nechte, der feften und doch großherzigen Weile, mit welcher die aus der Re 
belion. herborgegangenen Unorbnungen behandelt worden jeien, der Befolgung 
einer weilen Politik gegenüber den Indianern, der Entwidlung der Pacific 
bahnen und der Ermuthigung der Auswanderung. Das Programm hebt 
weiter hervor, daß der Rationaleredit aufrecht erhalten und die d bes 
deutend vermindert worden fei, während auswärtige Schwierigleiten eine ehren 
bafte Beilegung gefunden Hätten. Das Bolt dürfe daher in feinem Vertrauen 
auf eine Partei, welche derartige Erfolge erzielt habe, nicht ſchwanken. Das 
Programm ſpricht fi für zwangsweiſe Duräführung des Amendements zur 
Berfafjung aus und für Aufrechthaltung eines ehrennollen Friedens mit den 
auswärtigen Rationen, befürwortet ferner Reform des civilen Staatsdienftes 
und Einftellung der Landſchenkungen an Körperſchaften. Die Staatseintkünfte 
jollen auf einer genfgenden Höhe gehalten werden, um einen mäßigen Ueber⸗ 
Ihuß für die Verminderung der Nationalihuld zu bieten, und zwar follen 
fie, mit Ausnahme von Spirituofen und Tabak, auß den Einfuhrzöllen ber» 
geleitet und fo geregelt werben, daß fie die heimiiche Induſtrie fördern. In 
bürgerlichen, politiſchen und religidjen Dingen foll vollfländige freiheit year 
fen, ohne alle Rückſicht auf Glaubensbekenntniß, Race oder Farbe. Das 
Frankalut Privilegium der Congreßmitglieder ſoll abgeſchafft, das Briefporto 
vermindert, die Baarzahlung baldigſt wieder aufgenommen und der Bffentlidhe 
Eredit jorgjam gepflegt werden. Die Frage bes weiblichen Stimmrechts ſoll 
mit der nöthigen Achtung in Erwägung gezogen werden. Das Programm 
billigt die Sandlungsweile der Megierung dem Süden gegenüber, und gibt 
zum Schluß feinem Vertrauen auf den beicheidenen —— * das geſunde 
Urtheil und die praktiſche Klugheit des Präſidenten Auspru 


O. YZuni. Die Unionsregierung lehnt den Antrag Englands auf Bertagung 
des Genfer Schiedsgerichts ab (j. England). 

5. „ Das Genfer Schiedsgericht meist bie indirekten Anſprüche der 
Union in der Aabamafrage ab. Die Union erflärt fih damit ein- 
verflanden (j. England). 

DO. „ Die Führer der Tiberal-republilanifchen Partei treten neuerdings 
über die Trage der Aufredhthaltung der Candidatur Greeley, die in 
großen Kreijen feinen Anklang findet, in Berathung und entfdheiden 
ſich ſchließlich doch für die Aufrechthaltung. Ein Brief de8 Senators 


Schurz erflärt ſich neuerdings auch für das Zufammengehen mit den 
Demokraten gegen Grant. 


I. Zuli. Die Convention der demokratiſchen Partei in Baltimore erflärt 
fi mit übermwältigender Mehrheit für die von ber liberal» republika⸗ 
niſchen Partei in Eincinnati für die Präfidentenwahlen aufgeftellten 
Candidaten und genehmigt ebenjo auch das in Cincinnati angenom«- 
mene Programm. 

— „ Der Finanzminifter Boutwell kauft dem ehemaligen Rebellengeneral 
Pidett um die Summe von 75,000 Dollars das Archiv der Gonfö- 
berirten ub, das bisher in Ganada verwahrt war. 


— Aug. Die Ausfihten Greeley’s für die Wahl zum Präfidenten find 
in ber Öffentlichen Meinung entichieden im Sinken begriffen. 
34* 
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15. Sept. Spruch des Genfer Sıhiebögeridits betr. bie bireften Waiprüde 


der Union in der Alabamafrage. Derfelbe ift der Union enhjchiede 
günftiger als England (ſ. England). 


21. Det. Der Kaiſer von Deutſchland entſcheidet als Schiedsrichter prijche 


England und der Union in der fog. San Juanfrage zu Gunften der 
legteren (ſ. England). | 


4, Nov. Wahl der Wahlmänner für die Präfidentenwahl. Gramt fi: 


29. 


mit großer Mehrheit über Greeley. 

Im Ganzen fliegt Grant in 80, Greeley nur in 7 Gtaaten. Fir Orr 
find: Alabama mit 10 Elektoralftimmen, Arkanſas 6, Kalifornis 6, Rum 
ticut 6, Delaware 8, Florida 4, Illinois 21, Indian⸗ 15, Jata 11, Rasiet 
5, Louiflana 8, Maine 7, Maffechufiets 18, Midigan 11, Minnefota 5, Rir 
Appl 8, Nebrasla 3, Nanada 3, Ren-Gampihire 5, Ran-Zerjen 9, Rede 
86, Morth Rarolina 10, Ohio 28, Dregon 3, Benniplvania 29, *8* 
fand 4, Eouth-Rarolina 7, Vermont 5, Beh-Birgimia 5. . Biscef 10. 
Banıen für Grant 289 Gtcttoralfimmen. für 8 ; Georgia wit 2 
Elektoralftimmen, Kentudy 12, Maryland 8, 5 15, Tennefter 12 
Texas 8, Virginia 11, nlammen für Greeley 7 7 Gletoralftiimmen. 


„Horace Greeley + ganz unerwartet. 


4. Dec. Zufammentritt des Congrefies. Botſchaft Grant’s und Yınaıy Ä 
Boutwell. | 


bericht bes Schaffelretürs 
Die beiden wiätigften Stellen der Botſchaft beireffen die eine Guba * 
die andere die Staatsdienfireform. Die Stelle Über Cuba lautet: „Bi 
Bedauern habe ich abermals der Foridauer der Wirren auf der Inſel Gabe p 
erwähnen. Roc if Fein Foriſchritt in der friedlichen Beruhigung des uns 
friedenen Thelles der Bevdlferung gemacht. Während die Infurrektion fen 
Bortheile errungen und weder ein größeren ement darfielit, ned, eimz 
ſchließlichen Erfolg in Rärlerem Maße erwarten läßt, als vor einem Jahr de 
die geweien if, iſt andererjeits Spanien bie IUnterbrüdung nidht gelungen 
te Barteien fichen offenbar noch in derſelben ut einander gegenühe. 
wie fie jeit Sangem gethan haben. Rs dauert 
vier Jahre, Zäge er in weiterer Gerne und nicht in unferer ” 
fönnten wir uns feinen Refultaten gegenüber i nbifferent verhalten, obwohl dr 
Meniälicgteitsgefühl durch ſolche Borgänge, wo immer fie fi} auch zuträgen, 
nicht unberührt bleiben Tönntee Uber der Kampf liegt vor unjerer 
Thür. Unzweifelbaft bat die andauernde Aufrechtha 
bedentendftien Unihell an diefem Bingen. Gin entſegliches Unrecht iR die Un 
ſache eines entiehligen Unheils. —ã der Sklaverei und die Einfäh 
rung anderer Reformen im Gouvernement ni Guba würde unfehlbar zur 
Wiederberfiellung von Frieden und Drömung beitze * Es iR gan beſender⸗ 
u hoffen, daß die gegenwärtige. liberale paniens biefe Beinung 
keit adoptiren wird!* Ueber die antabiußrefsem jagt die 
otſchaft: „Es iR ein ernſtlicher Wunſch rege geworben zur Ubftelung ven 
Mißb räuden, die im Staatsdienfte des Bandes durch die mangelhafte Meihede 
Ernennungen vorzunehmen, entflanden find. Bislang —5 8 
au ſehr als die Belohnung politiidder Dienfte betrachtet. Unter der Unteriiät 
des Gongrefies find Berordnungen zur Regelung ber Umtädauer und des RM» 








bus F Ernennungen gegeben worden. Dan kann nicht erwarten, dek 
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mittel gegen die beftehenden Uebel erweifen Tann, bevor biefelben nicht durch 
die Praxis geprüft und den Erforderniffen des Dienfles gemäß ergänzt wor» 
den find. Während meiner Amtszeit joll es mein befteß Behtreben jein, die 
Berorbnungen jo in Anwendung zu bringen, um bie größtmögliche Reform in 
dem Gtaatsdienft der Regierung herbeizuführen, und es wird der birelten 
Uction des Congreſſes bevürfen, um die Einſchärfung des Syſtems auf meine 
Nachfolger bindend zu maden, und ich hoffe, daß die Erfahrung deB ver» 
gangenen Jahres, gepaart mit geeigneter Bejekgebung feitens des Congreſſes, 
eine friedliche LAWſung diefer Frage erreichen und dem Bffentliden Tienft für 
alle Zeiten eine praktiſche Methode fidern möge, um treue und tächtige Be⸗ 
amte und Ungeftellte zu erlangen.“ 


3. Der. Offizielle Vornahme der Präfidentenwahl: für Grant flimmen von 


den Wahlmännern 300, für (den nun verftorbenen) Greeley bloß 68. 
„ Wirren in Louifiana zwiſchen der Partei der Neger und derjeni- 
gen der Weißen. Sowohl der Eongreß als ber oberfie Gerichtshof 
find jeder Einmiſchung ber Unionsregierung in diefelben entgegen. 





Heberfiht der Ereigniſſe des Saßres 1872. 


Als die Präliminarien von Berfailleg vom 26. Februar mb de 
Friedensſchluß von Franffurt vom 10. Mai 1871 den kriegeriſchen Ce 
rationen zwiſchen Frankreich und Deutfchland ein Ziel ſezten und Die Neid 
tate bes Kriegs zwiſchen ben beiden Nationen vertragsmäßig feitftellten, Tomak 
zwar die mannigfaltige Thätigkeit de Friedens hüben und brüben wwiebe 
aufgenommen werden und wurbe es auch jofort mit Energie uub Behar: 
lichkteit, allein fo jchnell mochte das Gefühl bes Friedens und ber Gide: 
beit doch nicht in die Gemüther der beiden Nationen zurüdicheen. Ein % 
gewaltiger Ringlampf zwiſchen zwei der mädhtigften Rationen der Erbe mir 
noch Iange in den Gemüthern nadhzittern unb noch lange die Geifter, ter 
nicht ausschließlich, boch überwiegend beichäftigen und voreinnehmen. In 
Frankreich hatten die Trümmer des napoleonifchen Regiments zunächft er 
wahres Chaos zurüdgelafien und es mußte unausweihlid Donate bauern. 
bevor fih auch nur propiforifch ein mehr oder weniger geordnete und Re- 
biles Regiment aus demfelben herausgewunden hatte, zumal gleich auf be 
Ende des Kriegs mit dem äußern Feind ber furchtbare Aufftand der Pariſer 
Commune mit allen feinen Greueln gefolgt war, ber nur mit Aufbietung 
aller Kräfte und nicht ohne die indirelte Beihilfe der deutſchen Regierung 

7 hatte niebergefchlagen werden Tönnen. Die Lage des fiegreichen Deutſchland 
Deurfg- war allerdings eine ungleich günftigere: ber Teichtfertiger als je zuvor unkr 
Iand6. nommene Angriff feines unruhigen meitlihen Nachbars war nicht bloß oS- 
geichlagen, ſondern auch dadurch, daß die Franzofen auf Elſaß umb eimes 
Theil von Lothringen mit Meb und Straßburg verzichten und eine bis dabin 
unerhört ſchwere Kriegsentſchädigung übernehmen mußten, hart beftraft worder 
Deutihland Hatte aud) während des Kriegs und durch den Krieg diejeng 
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nationale Einheit errungen, welche die Ration feit Jahrzehnten mit allen Fibern 
ihres Vollsgeiſtes erjehnt und für die ihre beften Kräfte jo lange vergeblich 
gefämpft und gelitten hatten; das deutſche Volk war aus dem Sriege un⸗ 
beftritten als das Triegsgemwaltigfte hervorgegangen, fein Kaiſer mit feinen 
Staatsmännern und feinen Feldherrn war unzweifelhaft augenblicklich ber 
mächtigſte Monarch der Erde. Aber dafür lag auch fofort ein Berg von 
Arbeit, der nur allmälig bewältigt werben konnte, auf feinen Schultern. 
Nicht eine der großen und Heinen Völker Europa’3 war während des Krie⸗ 
ge8 mit feinen Sympatbien auf Seite Deutfchlands geftanden und es iſt jo 
ziemlich außer Zweifel, daß es nur dem perfönlichen Willen des Herrſchers 
von Rußland und der von ihm eingenommenen und bis zu Ende eingehal- 
tenen Stellung zu verdanfen ift, daß der Krieg auf Deutſchland und Frank⸗ 
reich beſchränkt blieb. Seine Rufen dachten anders und ſelbſt das ftamm- 
verwandte England ging nad dem Sturze Napoleons mit feinen Sympathieen 
auf die Seite der Gegner Deutſchlands über. Sogar Oeſterreich fpielte an⸗ 
fangs, bevor die erſten wuchtigen Schläge fielen, welche die Kraft ber deut⸗ 
Ihen Armeen und bie Sicherheit ihrer überlegenen Führung wie die Kopf- 
Iofigfeit, mit der bie napoleoniſche Regierung fih in den Krieg geftürzt 
Batte, an den Tag legten, eine mehr oder weniger zweibeutige Rolle, wenn 
auch ohne alle Einſchränkung anerlannt werden muß, daB das deutſche Ele⸗ 
ment bes Kaiſerſtaats von allem Anfang feit und unentwegt zu Deutjchland 
Hand und nicht geleugnet werden kann, daß aud die öſterreichiſche Regie- 
rung raſch die ganze neue Sachlage erfannte und Graf Beuft noch vor dem 
Ende des Krieges ben erflen Schritt that, durch den Oeſterreich auf feine 
bisherigen Anſchauungen unb feine alte, bis dahin mit fo großer Zähigkeit 
feitgehaltene Politik verzichtete, das neue deutſche Reich aus freien Stüden 
anerlannte und demfelben rüdhaltlos die Hand bot in feinem eigenen wie 
im Intereſſe Deutſchlands. Aber außer Oeſterreich und Rußland jah Deutſch⸗ 
land am Ende des Kriegs unter den Staaten Europa’8 rings um fi) lauter ge- 
beime oder offene Gegner und Neider und es war bie erfte, bringendfte, aber 
auch ſchwierigſte Aufgabe feines Ieitenden Staatsmanns, das Miktrauen, das 
überall gegen Deutfchlanb rege war, zu befeitigen und alle anderen Nationen 
davon zu überzeugen, daß der Kaifer im Sinne fowohl feiner Regierung 
als der Nation geſprochen Babe, wenn er unmittelbar nad) dem Ende des 
Kriegs bei Eröffnung bes erften Reichstags des gejammten Deutſchlands 
gleigfam vor Europa die feierliche Verpflichtung übernahm, daß „der Geift, 
ber in dem deutſchen Volle lebe und feine Bildung und Gefittung durch⸗ 
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bringe, nicht minder die Berfaffung des Reichs und feine SHeereßeinriditngen 
Deutſchland inmitten feiner Erfolge vor jeder Berfuhung zum WMikbrande 
feiner durch feine Einigung gewonnenen Kraft bewahren würben”,, daB ei 

weit entfernt davon, an Ausdehnung feiner Macht und an neue Seriege zu 
denfen, vielmehr „ein zuverläffiger Bürge des europäiſchen Friedens few 
werde, weil es flarl und ſelbſtbewußt genug fei, um fi) die Orbaung feiner 
eigenen Angelegenheiten als fein ausfchließliches, aber auch ausreichenbes ud 
zufriebenftellendes Erbtheil zu bewahren”, fchließfich aber, daß „bie Aufgake 
bes deutſchen Volles fortan darin befchloffen fei, fih in dem Wettlampfe um 
die Güter des Friedens als Sieger zu erweilen“. Die Ausführung bieier 
feierlich gewiflermaßen vor Europa übernommenen Verpflichtung wurde imbeh 
erleichtert burch bie Inneren Berhältniffe des neuen deutſchen Reis. Wenn 
man einen Blick zurüd auf bie innere Entwidlung Deuticjlands ſeit dem 
Yabre 1859 warf, Tonnte fein Unbefangener verlennen, mit weich leiben- 
Ichaftlicher Energie und welcher Zähigkeit nicht bloß die größeren, fowberz 
auch die kleineren und fogar einige der Tleinften Staaten Deutſchlauds gegen 
das fleigende Uebergewicht Preußens und den immer deutlicher herbortretenben 
Anſpruch deſſelben auf die Hegemonie in einem von Deſterreich loſsgeloſten 
Deutiäland fi fträubten. An mehr als eine Hegemonie unter ben mehr 
ober weniger gleichberechtigten deutſchen Staaten hatte Preußen ſchon ans 
dynaſtiſchen Gründen niemals auch nur von ferne gedacht. Diefe Hegemsuz 
aber war jebt glüdlich erreicht unb zwar nicht bloß eine nur moraliide 
Hegemonie, bie jeden Augenblid wieder in Frage geftellt werben koume. 
Sondern eine verfaffungsmäßig anerfannte und begränzte. Ber kleinliche Reis 
und der ungejunde Partilularismus, der fich felbft zu genügen wähste, der 
jeben Bortheil, weldder dein Bunbesgenoffen zuwachſen follte, als eigenes 
Verluft bejammerte und jeden erweiterten Horizont kurzweg für eime Utopie 
erflärte, war in den großen Ereignifien des Jahres 1870 in fein Nichts 
zufammengejunten. Preußen batte fich feine neue Stellung glorreich verbient 
unb der König von Bayern war es geweien, ber bem greifen Geerfühnr 
der gefammten deutſchen Streitkräfte die Kaiſerkrone aus freien Stüden au 
bot. Die widerwillige Stimmung, wie fie noch unmittelbar vor dem Kriege 
in weiten Kreiſen dur ganz Deutſchland Hin geberricht Hatte, war ver 
Ichwunden, der grundlofe Neid Hatte edleren Gefühlen Pla gemacht, ber 
bewußte Haß mußte wenigftiens augenblidlich fchweigen ; während feimerfeilt 
aud Preußen immer offener und entſchiedener in bie Bahn einientte, Rd 
von ben unläugbaren und zahlreichen Schlacken zu reinigen, bie üben bie 
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"lange Zivitterftellung in Deutſchland und in Europa aufgebrüdt Hatten. Mit 
friſchem Muth, ohne hemmende Rüdficht auf überwundene Zuftände, im Boll- 
gefühl eben erprobter Kraft und durchdrungen von der Zuwverſicht auf eine 
großen Zulunft, war bie Nation in ihrer verfaffungsmäßigen Gliederung, 
dem Kaifer, dem Bundesrath und dem Reichstag, energiſch an's Werk ge⸗ 
gangen, bie Grundlagen des neuen Reichs zu ordnen und zwar im Sinne 
alffeitigen aufrichtigen Einverftändniffes und unter möglichfter Ausgleihung 
der mannigfaltigen Intereifen. Das war im Allgemeinen die Lage der beut- 
hen Dinge zu Beginn des Jahres 1872. 

Dur den gewaltigen Krieg waren bie Machwerhältnifſe ber euro⸗ Europe, 
paiſchen Staaten unter einander gründlich verſchoben worden. Das bit Denn 
herige Uebergewicht Frankreichs war für immer gebrochen und bie bisherigen d 
Allianzen oder Allianztendenzen der verſchiedenen Regierungen hatten ſich ge⸗ 
lösſst oder loſten fi) mehr und mehr und machten neuen Combinationen Plaß, 
wenn es auch vorerſt noch der Zeit und der Gelegenbeit überlaſſen bleiben 
mußte, ſie zu feſtern politiſchen Gebilden auszugeſtalten. Deutſchland nahm wie⸗ 
der diejenige hervorragende Stellung in Mitteleuropa ein, die es Jahrhunderte 
lang unbeſtritten beſeffen und geübt, aber ſchon vor langer Zeit und nicht 
allein durch eigene Schuld eingebüßt hatte, bis zuleht freilich auch faſt der 
legte Schimmer vergangener Herrlichkeit verſchwunden war — nicht in Folge 
eines momentanen Glücdwechſels, fondern als das Ergebniß jahrzehntelangen 
ftilen Wirkens, unermüblicher Arbeit, mühevollen Ringens, entjchloffen die 
errungene Stellung zu behaupten, aber auch entihloffen, fie in keiner Weiſe 
zu mißbrauden. Am prägnanteiten zeigte ſich dieß im Verhältniß zu Frank⸗ 
reih. Der alte Haß gegen Frankreich, die Folge Jahrhunderte langer Miß- 
handlungen, welche Deutichland von ihm erlitten, war gefühnt und damit. 
verfchtwunden: foweit e8 nur möglich war, bemühte ſich Deutſchland wohl- 
wollend und aufridhtig, dem befiegten Gegner die Hand zu reihen und ihm 
zu belfen, fich allmälig wieder aufzurichten, obgleich «8 dafür von Seite der 
großen Maſſe bes franzöfiicden Volkes wenig Dank einerntete. Indeß es 
fonnte fi damit tröflen, daB es den großen europäiichen Intereſſen ein 
Genüge that. Freilich ganz uneigennügig war das freundliche Entgegentom- 
men feinerfeitse doch nicht. Ein zerrüttetes Frankreich war unausweichlich 
eine moralifche Gefahr für Deutſchland und nur eine geordnete Regierung 
beffelben war im Stande, bie ungeheure Kriegsentſchädigung, zu der es fi) 
hatte entſchließen müflen, auch wirflich zu leiſten. Schon im Januar 1872 
wurben bie regelmäßigen biplomatifchen Beziehungen zwiſchen beiden Wegie- 
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rungen wieder bergeftellt; zwiſchen ber Regierung bei beutichen Reid un 
derjenigen des Hrn. Thiers, des Präfidenten der franzöfifen Repablil 
walteten das ganze Jahr hindurch die freundlichften Berhältniffe und bit y 
Ende des Jahrs hatte Frankreich von ben fünf Milliarden bereits brei nell- 
ftändig an land bezahlt, mobei dieſes jenem in allen feinen Würden 
aufs zuporlommendfte entgegenlam. lieber die wahre Gefinnung ber Fa» 
zofen und zwar aller Franzoſen faft ohne Ausnahme konnte indeß fein 
Zweifel fein: Niemand in Deutſchland gab fi der thörichten Hoffnung Ir, 
daß die franzöfifche Nation das Refultat des letzten Krieges für ein end 
gültiges anjehe und fi dabei beruhigen werde. Zunächſt freilich konnte bie 
felbe auch nur halbwegs vernünftiger Weife nicht daran denlen, den Ramyi 
mit Deutſchland wieder aufzunehmen. Für eine längere oder Türgere Reik 
von Jahren war der Friede nad) diefer Seite Bin allerdings geſichert; abeı 
Niemand konnte doch wiſſen, wie bald fi) Frankreich wieder ſtark gemm 
dazu fühle und wie bald es Die Gelegenheit für günflig eradjten Wunte. Dir 
beutfchen Regierungen machten fi darüber aud feine Illuſionen und alk, 
voran natürlich die preußifche, verloren auch feinen Augenblid, bie Läden 
ber Armee wieber auszufüllen, die Kriegsmittel aller Art zu ergänzen, die 
Feſtungen gegen Frankreich, Me und Straßburg zumal, auszubauen wm 
zu erweitern, um fie moͤglichſt uneinnehmbar zu machen, bie Landwehr, bie, 
Preußen ausgenommen, im lebten Kriege noch ſehr mangelhaft war, weit 
zu organifiren, bie Einleitungen zur Vermehrung der Artillerie zu treſſen 
und überhaupt den neueften Erfindungen und Berbefierungen ber jet Io 
hoch entwidelten Kriegskunſt überall auf dem Zube zu folgen, um mi 
Frankreich, das alle feine Kräfte anfpannte, um feine Armee wieder here 
ftellen und darin alles, was das Kaiferreich in feinen beften Zeiten geleifet. 
noch erklecklich zu übertreffen, zum allermindeften Schritt zu Halten, wo mög: 
li den Borfprung, den es an Zahl wie an Kriegstüchtigfeit vor Frankreich 
gehabt Hatte, auch ferner zu behaupten und fo jeder Eventualität mit Ruhe 
entgegen fehen zu können. Daneben hatte e8 aber alle Urſache, die Alliangn, 
deren es im Sriege genofien, oder die ſich in Folge bed Krieges gebilde 
Rufland hatten oder zu bilden ſchienen, mit äußerfter Sorfalt zu pflegen. Die be 
Drugs währte Freundſchaft des Kaiſers Alexander von Rußland für Dentjchlan) 
Ioad. und zumal für den deutfchen Kaifer blieb unveränbert Diefelbe, und jo langt 
ber gegenwärtige Herrſcher von Rußland Iebt, wird fie wohl auch dieſjelbe 
bleiben; ob fie aber fortdauern wird, wenn einft beide Throne in ander 
Hände übergegangen fein werben, ift eine andere Frage: in Rubin 
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| befteht wenigftens eine große Partei und fucht fich fortwährend geltend zu 

' madyen, die offenbar bereit wäre, feiner Zeit und unter gewifien Voraus⸗ 

ſetzungen Frankreich die Hanb zu bieten gegen Deutfchland. Gerade dieſe Deſter⸗ 
Ausficht aber iſt es, welche Deflerreich veranlaßt, feſt an der Seite Deutjch« — 
lands zu fliehen. Oeſterreich hat von Rußland, gelinde gefagt, wenig zu lam. 
hoffen, aber manderlei zu fürchten. Bon Deutſchland aber hat Oeſterreich, 
wenn es fein wahres Interefie zu erkennen fortfährt und nicht Deutichland 
ſeinerſeits provozirt, was faum denkbar ift, gar nichts, aber auch abfolut gar 
nichts zu fürchten und die Verſuche einzelner, auch deutſcher Parteien, demfelben 
allerlei Beiorgnifje wegen Böhmens in’ Ohr zu ſetzen, wären geradezu 
läppiſch, wenn es nicht auf der Hand läge, dab und warum dieſe Parteien 
ein Intereſſe daran haben, Oeſterreich und Deutichland zu entzweien und 
jeneß gegen dieſes zu behen. Nur wenn Oefterreih durch eine falſche Po- 
litik, durch die eigene Schuld feiner Lenker, ohne Zuthun Deutſchlands und 
gegen fein Intereſſe und feine Wünſche auseinanderfiele, dann allerdings 
wäre es feinen Augenblid zweifelhaft, wohin die deutſchen Theile Oeſterreichs 
fallen müßten und wollten. Deutjchland hat jedoch das allergrößte und zugleich 
unzweifelhaftefte Intereſſe Daran, daß die öoſterreichiſche Monarchie in ihrem ge» 
genwärtigen Beitande beifammen bleibe, wachſe und gedeihe, und Oeſterreich 
kann darin faſt fo feft auf Deutichland wie auf fich felber zählen, voraus- 
gejekt allerdings, daß das deutſche Element in Defterreich in keiner Weiſe ver» 
gewaltigt werde, daß es vielmehr in Defterreich, deſſen einziger Kitt es von 
jeher war, noch iſt und zu allen Zeiten fein wird, diejenige Stellung ein- 
nehme, bie ihm ermöglicht, feine uralte Aufgabe zu erfüllen, die deutſche 
Kultur nah Dften zu tragen. Im J. 1871 ſchwebte allerdings das deutſche 
Element in Defterreih und damit das faum hergeftellte innige Verhältniß 
zu Zeutfchland durch den unfinnigen Verſuch des Miniftertums Hohenwart⸗ 
Scäffle einen Augenblid in höchſter Gefahr; aber noch vor dem Ende bes 
Jahrs nahm diefer Verſuch ein Mägliches Ende: der Kaiſer erlannte noch 
rechtzeitig, daB die feubalsnationaleclericale Coalition nicht den wirklich con⸗ 
ſervativen Intereffen diene, fondern nur geeignet wäre, Oeſterreich zunächſt 
in Europa gänzlih zu iſoliren und ſchließlich nad allen Richtungen ber 
Windrofe auseinander zu fprengen. Noch vor dem Ende bes Jahrs 1871 
ward das Minifterium Hobenwart- Schäffle entlaffen und die Gefahr für 
Deflerreih und Deutſchland war befeitigt, als neuerdings ein entſchieden 
verfaffungstreues und deutfch gefinntes Minifterium unter dem Vorſitze bes 
Fürften Abolf Auersperg an feine Stelle trat. Die Interefien und Ans 
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ſchauungen Deflerreihs und Deutfchlands fallen zwar nicht überall volliän- 
dig zufammen; namentlich in den Firchen»politiichen Fragen ſcheint Deſier⸗ 
reich dem raſchen und entfchloffenen Vorgehen Deutſchlands nicht im gleichem 
Schritte folgen zu Tönnen und die unberechtigten Anſprüche ber Gierarde 
mehr als Deutichland fchonen zu wollen, aber bis jeßt wenigflens war ber 
Unterſchied der Politik beider Staaten mehr ein thatjächlicher als primcipieller, 
bat doch Defterreih die Berfündigung ber päpfllicden Unfehlbarkeit feimer- 
feits fofort dazu benügt, das unfelige Concordat von 1855 zu Tünben, zub 
zwar einfeitig und obne erfi mit Rom darüber zu ımterhanbein oder andı 
nnr zu verhandeln. Die Beziehungen zwiſchen Oefterreih und Deutidhland 
waren daher aud während bes ganzen Jahrs 1872 und zwar durchaus im 
Einflang mit der weitaus überwiegenden öffentficden Meinung beider Bänder 
Drei volllommen freundfchaftlihe. In dem Beſuche, den ber Kaiſer von Seller 
feiferr zeig im Geptember in Berlin abflattete, fanden biefelben auch einem präg- 


Ianb zu demſelben einfanb, geftaltete fi) der Beſuch zu einem europäiidhen 
Ereigniffe. , Auf dem Berhältniffe des neuen beutfchen Reiches zu Rukland 
und auf demjenigen ebenbeflelben zu Oeſterreich berubt ganz weſentlich bie 


land und Deflerreih find von Natur und durch "die ganze Geſchichte 
Entwicllung auf einander angewiefen, und fie können fo 
Hand in Hand gehen, ſobald fie nur wollen und, bas eine wie bas 

alle wibrige Erinnerungen als vergefien unb vergeben betrachten, was andı 
in der That und zwar in fleigendem Mate ber Fall if. Die Interefien 
Deutſchlands und Rußlands fallen zwar nicht ebenfo zufammen, aber fie 
ftehen doch, zumal augenblicklich, nirgends in einem unlößbaren Gegenfehe 
und momentan convenirt es beiden, nicht bloß Frieden, fonbern fogar 
Freundſchaft zu Halten und zu pflegen. Nicht ebenſo fteht es zwiſchen Oefler- 
reich und Rußland. Ihre Interefien ſtehen bis auf einen gewillen Grab im 
einem gerabezu biametralen Gegenſatze. Nußlanb Hat feinerfeits non Defter- 
reih kaum etwas zu fürdten, aber biefes ſteht feinen Plänen vielſach im 
Wege und feit dem Krimfriege war das Berhaältniß zwiſchen beiben Höfe 
und beiden Regierungen ein nichts weniger als freunbichaftlidhes, wiekmehr 
geradezu gefpanntes, und Oeſterreich glaubte fortwährend ſich über rufkl 
Umtriebe beflagen und gegen Rußland unb feine Pläne auf der Wade 
ſehen zu miflen, obgleich Leibe glelchmahig gegen jede feinbfefige Mnfadt 
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proteftirten und das Bebürfniß friedlicher Enttvidelung betonten. Was lag 
nun näher, al3 daß Deutichland, der freund Oeſterreichs wie Rußlands, 
fi bemühte, auch dieſe beiden einander wieder näher zu bringen und fo 
dem Trieben Europa's eine neue und zwar im höchſten Grade gewichtige 
Garantie zu ſchaffen? Und das gelang ihm benn auch durch die Dreifaifer- 
Zufammenkunft zu Berlin im September 1872. Bon feften Abmachungen 
irgend welcher Art, obgleich alle drei Herrſcher ihre Minifter des Auswärtigen 
an der Seite hatten, war babei offenbar feine Rede und ebenſo wenig von einer 
Wiederberftellung der frühern Allianz der drei Oſtmächte. Wie öffentliche Mei- 
nung faßte die Zufammenfunft wohl zutreffend fofort ala eine Manifeftation 
für Die neue Ordnung der Dinge in Europa, ſomit gegen alle allfälligen Rache⸗ 
gelüfte der Franzofen auf und als eine Garantie dafür, daß Rußland zur 
Zeit wenigftens nicht daran denke, die orientalifche Frage in Yluß zu bringen. 
Für Oeſterreich ift bieß bezüglich feines Verhältnifies zu Rußland die Haupt 7 
frage. Mit dieſem negativen Refultat war denn auch allerdings etwas, dodgrzar- 
in der That nicht allzuviel erreicht, wenn die Haltung beider Mächte gegen- — 
über den Zuſtänden der Pforte dieſelbe blieb. Die Verſtändigung derſelben und ver 
Scheint jedoch feither einen weiteren Schritt gemacht zu haben: Oeſterreich Pt 
bat es aufgegeben, das türkiſche Regiment unbedingt und einfeitig zu unter- 
lügen und dagegen bie ſog. Vaſallenſtaaten mit faum verhüllter Abneigung 
und Geringihägung zu behandeln. Die Zuftände biefer Staaten find noch 
ſehr unvolllommene und mangelhafte, aber in ihnen liegt doch die Zukunft 
des Drients, und es liegt im Intereſſe des Friedens für Europa, ihnen 
fördernd und helfend enigegenzulommen, zumal in demjenigen Oeſterreichs, 
dem eine vorzeitige Löfung der orientalifden Frage dur das Schwert in 
feiner Weiſe zufagen kann. Rußland dagegen ift feinerfeit3 unzweifelhaft 
berechtigt, die Interefien ber ber Pforte untertworfenen hriftlichen Völkerſchaf⸗ 
ten, bie durch Nationalität und Religion mit ihm verbunden find, nad) Mög- 
lichkeit zu wahren; aber es ſcheint auch nicht zu verfennen, daß jeder Verſuch 
von feiner Seite, die orientaliihe Frage mit Gewalt zu löſen und ſich Kon⸗ 
ftantinopels zu bemädhtigen, fofort ganz Europa gegen «8 in Waffen rufen 
müßte. Wenn es auch Urſache Bat, den kranken Mann am Bosporus 
eifrig zu überwachen, jo muß es doch einjehen, daß die Agonie, folange fie 
fich ſelbſt überlaflen bleibt, mur eine fehr langſame tft und daß die chriſt⸗ 
lichen Staaten, die fi aus den linteribanen der Türkei allmälig heraus⸗ 
bilden, noch viel zu weit zurüd find, um jegt ſchon die große Erbſchaft an⸗ 
treten zu Tönnen. Wenn alſo auch feit dem franzöfiichen Kriege dieß herz⸗ 
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Die lie Einverftänpniß der drei Oftmächte biß auf einen gewiſſen Grab an bie 
an Stelle derjenigen der Weſtmächte vor demjelben getreten ift, fo bat Deutid- 
mäcte. Sand, wie die Dinge gegenwärtig liegen, feine Urſache, fi barüber zu be 

unrubigen, ift vielmehr berechtigt, darin zunächſt nur eine Garantie des 
Friedens und feiner eigenen neuerrungenen Stellung in Europa zu erbliden. 
Meniger entſchieden ausgeprägt erjhien im Laufe bes Jahres 1872 

Ennland die Stellung Deutfhlands zu England und Stalin. Während England 
Dung, beim Ausbruche bes Krieges von 1870 mit feinen Gympathieen auf ber 
tard. Seite Deutihlands geftauden hatte, ging e8 mit benjelben nad; dem alle 
Napoleons ganz entihieden auf die Seite Frankreich über und eine gewille 
verbitterte Stimmung blieb aud nad dem Kriege noch ziemlich lange zri⸗ 

fchen der öffentlihen Meinung beider Länder zurüd. Allein fo lange die 

vom Fürſten Bismard für das deutfche Reid) nad Innen und Außen in- 
augurirte Politik feine Wandlung erfährt, hat eine Spannung zwiſchen den 
Regierungen und den Nationen beiber Länder feine reale Unterlage, bie 
Intereſſen derjelben collibiren nirgends, treffen Dagegen in mehr als eimer 
Richtung naturnothwendig zufammen: die frühere Stimmung ber öffentlichen 
Meinung bat denn auch in beiden ganz unmerklich einer viel freundlicheren 

Plaß gemacht, während die innere Entwidelung Frankreichs ſeit dem Kriege 

in mehr als einer Beziehung ganz geeignet war, die franzöfiichen Sympathien 

ber Engländer ſtark abzufühlen und eine unbefangenere Auffaffung unb Be 
Fialiens urtheilung Deutfchlands und deutſcher Zuſtände zu ermögligen. Noch ganz 
Be anders aber wirkte jene innere Entwidelung Frankreichs auf Italien zuräd. 

Srant- Die Verwandtſchaft ber Nationalität und die unläugbare Thatſache, def 
Drug. Stalien feine Einheit und feine Freiheit nad Außen, fo viel auch Dentid- 

land. Sand im Jahre 1866 und wieder im Jahre 1870 zur Berrollflänbigung 

derjelben beigetragen, doch vor allem nur dem Kaifer ber Franzofen zu 
‘danken bat, zogen es naturgemäß zu Frankreich Hin, wenn auch Rapoleon 
felber den Ruhm der lneigennübigfeit dur die Annerion von Gapopen 
und Nizza eingebüßt und Frankreich längſt die Jtaliener darüber wicht im 
Zweifel gelafien hatte, daB es ihm nur darum zu thun geweien fei, fie Som 
der Abhängigkeit von Defterreich zu befreien, um fie fortan in jeiner eigenen 
feſtzuhalten, weßhalb es auch den Pfahl im Fleiſche Italiens, die päpftlice 
Eurie in Rom, forgjam hegte und pflegte. Italien |pielte daher zu Anfang des 
Krieges zwifchen Deutihland und Frankreich eine nicht ſowohl zweibentige al⸗ 
zwiejpältige Rolle. Der König und die conferbative Partei der fog. Conſorterie 
ftanden auf Seite Frankreichs, bie öffentliche Meinung dagegen wenigiieas 
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infofern auf Seite Deutſchlands, als ſie jeder materiellen Unterflügung Frank⸗ 
reichs entſchieden widerſtrebte. Der deutfche Siegeslauf machte dem Zwie⸗ 
ſpalt ein Ende und bie Italiener hatten nichts dagegen, den deutſchen Er⸗ 
folgen ibrerjeits die Erwerbung Roms wie früher diejenige Venedigs zu 
verdanken. Der König Victor Emanuel eröffnete das erfte Parlament bes 
Königreich in der ewigen Stadt mit der Erklärung: „Wir find in Rom 
und werden in Rom bfeiben.“ Keine Macht war gewillt oder jtarf genug, 
Stalien daran zu hindern, auch Frankreich nicht; aber Frankreich war damit 
keineswegs einverftanden. Napoleon Hatte den erften Anftoß zur Befreiung 
Italiens gegeben und ſich Schließlich, wenn auch nicht ganz von freien Stüden, 
über die Errichtung des Königreichs Italien beruhigt. Aber er behielt Rom 
bejeßt und niemals hätte er eingewilligt, ben feßten Reft der weltlichen Herr⸗ 
ſchaft des Papftes, wenn fie auch nur noch eine fcheinbare war, den Ita⸗ 
lienern Preis zu geben und damit ihre Unabhängigkeit zu einer wirflichen 
und vollftändigen zu machen. Bon 1860 —1870 war diefe Unabhängigkeit 
nur eine ſehr bedingte geweien. Indem Napoleon den Italienern fortwährend 
eine Berföhnung mit dem BI. Stuhle und damit die Erwerbung Roms durch 
moralifhe Mittel vorjpiegelte, hielt er fie in beftändiger Abhängigfeit von 
ſich und feiner Politit, obgleich es für alle andern außer Zweifel fand, daß 
Italien auf dieſe Weiſe nie und nimmer in den Befik von Rom gelangen 
werde, indem ber Papft jeder Transaction fein befländige$ non possumus 
entgegenjeßte und auch nicht entfernt daran dachte, jemals auf Rom zu ver- 
zichten, vielmehr fort und fort den ganzen alten Kirchenftaat zurüdforberte. 
Seht war freilih bie Sachlage eine total andere geworden. Italien war 
vollendet, Rom war in ben Händen ber Italiener und ihre allfeitig aner- 
kannte Hauptfladt geworden: Oeſterreich hatte auf alle feine früheren Rechte 
und Anfprüde gänzlih und aufrichtig verzichtet, Deutichland dachte nicht 
daran, die Politik früherer Jahrhunderte wieder aufzunehmen, Frankreich 
war zunädft außer Stande, in den Gang ber Dinge in Italien praktiſch 
einzugreifen. An dem guten Willen dazu hätte e8 nicht gefehlt. Statt bes 
Kaiſers regierte jeht eine ſouveräne Rationalverfammlung, deren Majorität 
die ganze Politik des Kaiſers feit 1859 gegenüber Italien als eine durchaus 
verfehlte betradytete und zudem bie Befreiung des Papftes und die Wieber- 
berftellung der weltlichen Herrſchaft der Kirche im Einflang mit dem Elerus 
und ber Mehrheit des meift fehr unwiſſenden Landvolkes, das darum ein 
willenfofes Werkzeug in der Hand des Clerus iſt, für ein vortreffliches Mittel - 
erfannte, alle katholiſchen Interefien um das Banner Frankreichs zu ſchaaren 
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und biefes Damit zu neuer Macht und Herrlichkeit nad fo großen Trübfeles 
zu führen. Diefe Majorität der Rationalverfammlung hätte lieber heute cl 
morgen Italien den SErieg erklärt, um zunächſt gegen einen ſchwächern Feind 
bie durch Deutichland erlittene Scharte auszuwetzen, wenn es nur möalıd 
geweſen wäre. Möglich aber war es freilich nit und darum wmukte nd 
die Rationalverfammlung damit begnügen, ihre Abneigung gegen alien be: 
jeber Gelegenheit an den Tag zu legen und Stalien fortwährenb wenigfiee 
durch Feine Nadelftiche zu ärgern ober zu verlefen. Italien Zonnte ſich der- 
über Teinen Täufchungen bingeben, es mußte bie Nabdelfliche fühlen und fühle 
fie au. Die nächſte Folge davon war eine entfchiedene Entfremdung der 
Öffentlichen Stimmung gegenüber Frankreich und die wiederholte Bereitwilligfei 
des Parlaments, nicht nur alle Anforderungen des Kriegsminifters ohne An- 
ftand zn bewilligen, fondern dieſelben jogar noch zu überbieten, imbem di 
Möglichkeit, die Unabhängigkeit des jungen Konigreichs früher ober Ipätr 
gegen Frankreich vielleiht mit den Waffen in der Hand vertheibigen zu 
müffen, allgemein näher trat und in den öffentlichen Blättern Italiens and 
ziemlich unumtwunben bejprochen wurde. Militärifch ift indeß Italien Fraul⸗ 
reich nicht gewachſen; Das mußten ſich die Staliener felber fagen und bie 
Folge diefer Einfiht war, daß Italien dadurch genöthigt wurde, ſich, werz 
auch theilweiſe etwas widerftrebend und zurüdhaltend, Deutichland zu nähern, 
bas allein in ber Lage wäre, e8 gegen einen papifliihen Kreuzzug Fran 
reichs eventuell wirkfam und ausreichend zu ſchüßen. BDiefe Annäherung 
zwiſchen Deutichland und Italien gehört mit zu ben charalteriftiſcheſtes 
Zügen der neuen europäiſchen Politik jeit 1870. Als das deutſche Reich 
am Schluffe jenes Jahres wieder aufgerichtet wurde, unterlag das Ereigaik 
in Stalien einer nichts weniger als günftigen Beurtbeilung. Kaiſer und 
Reich riefen bort fofort auch wieder die alte Erinnerung an das heil R 
mifche Neich beuticher Nation und feine Politik gegen Italien wach; allein 
bald überzeugte fi) die Öffentliche Meinung, daß das neue Reid) weit davon 
entfernt fei, eine Art Schußherrſchaft über Rom und ben heil. Stuhl bei 
romiſchen Papſtes in Anſpruch zu nehmen oder ſich vielmehr, wie es bie 
clericale Partei wünfchte und einen Augenblid auch hoffte, auflegen zu Laffen. 
Italiens Exiftenz als einheitlicher und unabhängiger Staat, das fteht außer 
Frage, ift unvereinbar mit der Exiſtenz, zumal mit der gewaltjamen Wieder 
berftellung ber weltlichen Herrſchaft des Papſtes. Nur Deutſchland, das die 
bisherigen Uebergriffe der Kirche jo energiſch zurüdweist und einen jo ein 
greifenden Verſuch macht, diejelbe in allen äußerlichen und weltlichen Dingen 
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"entfjieden unter bie Macht des Staates zu beugen, wäre mädhtig genug, 
"alien zu fügen, ohne dafür eine Protection in Anſpruch zu nehmen, wie 

es Frankreich nad 1859 gethan hat. Eine entjchiedene Annäherung zwi⸗ Beſach 
ſchen beiden war daher von der Sachlage felber angezeigt und erhielt ihren 35 
Ausdruck in dem Beſuche des Kronprinzen und ber Kronprinzeſſin von Ita⸗ tron- 
-Tien am Hofe von Berlin zu Ende Mai 1872, wo fie mit den ausgeſuch-Van 
:teften Ehrenbegeugungen aufgenommen wurden. Ob es feither zu einempeeres in 
: förmlichen Einverftändniffe zwiſchen beiden Regierungen für alle Eventuali- Pia 
: täten bereit® gekommen ift, fleht dahin; aber daß es eventuell faft unaus⸗ 
weichlich dazu kommen muß, ift kaum zu bezweifeln. Jedenfalls wird fid) 
Frankreich zweimal befinnen, bevor es zu Entichläffen greift, welche bie 
ſchlimmſten Leidenfchaften vergangener Jahrhunderte wieder wach rufen und 

ihm böchft wahrfcheinlih nur neue Niederlagen bereiten würden. Inzwiſchen 
baben bie Ereigniffe jelbft ohne fpezielles Zuthun Deutſchlands und zunächft 
vielmehr durch die Haltung Frankreichs einen Keil zwiſchen die Solidarität 

der romanijchen Nationen bineingetrieben, der für bie weitere Entwidelung 

der gefammten europätfchen Politik von Außerfter Bedeutung ifl. Für Deutſch⸗ 

land aber iſt die Stellung zu Jtalien ein weiteres Moment bes Tyriebens 

und geſicherter Machtftellung gegen alle Rachegelüſte Frankreichs. Soweit 
dieſes keine anderen Anfprüde macht, als fi von feiner tiefen Zerrüttung 

zu erholen und zu reorganifiren, um friedlich neben und mit allen anderen 
Nationen des Welttheil3 an feiner eigenen Entwidelung und derjenigen bes 
Ganzen zu arbeiten, find alle Mächte bereit, ihm bie Hand zu reichen und 

e3 in feiner vollen Bedeutung anzuerfennen und zu adıten; fo wie e8 aber 
Miene machen würde, feine alten Anſprüche auf ein gewifjes Uebergewicht 

zu erneuern, würde e8 fi zur Zeit wenigftens volllommen ifolirt fehen. 
Selbſt die Heineren Mächte, die während des deutſch⸗franzöſiſchen Krieges 

mit ihren Sympathien entfchieden auf Seite Frankreich ftanden, haben ihre 
Anſchauungen feither wenigitens theilweile modifizirt. Die Schweiz voraus Berkätt- 
Hat bezüglich Frankreichs neuerdings allerlei unliebfame Erfahrungen ge Sam 
macht, die einer Vorliebe für Frankreich wenigftens nicht günflig waren, wäh- im 
rend die Entwidelung ihrer kirchlich⸗politiſchen Interefien jeit dem verfloffenen — 
Jahre fie mehr und mehr an die Seite Deutſchlands drängen muß, von dem 

fie in Wahrheit faum irgend etwas zu fürdten hat. Holland muß ſich end» Holland. 
lich überzeugen, baß feine Furcht, von Deutjhland verfchlungen zu werben, 

eine faft kindijche war und daß Deutſchland weit davon entfernt ift, es in 

35 
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Belgien. feinem partilulären Stillieben flören zu mollen. Belgien weiß 
attenmäßig, was es von Frankreich zn gefahren hatte, unb bep e 
Deutichland davon gerettet bat, um es in gegebenem Wall bad 

Dine- leicht zu vergeflen. Die Beilimmungen des Prager Friedens begiigfich 

mat ſhleswigs find allerdings bis heute weder formell befeitigt noch amBgefühet, 
ohne daß Dänemark darum auf feine Anfprüde oder Hoffnungen verzichte 
hätte, obgleich dieſelben zur Zeit ganz ausſichtslos zu fein jcheinen. Der 

mie in Schweden und Norwegen iſt die Stimmung feine Deuiſchland gin- 

* ſtige, allein auch dort ſcheint fich allmälig eine unbefangenere Auffeflung 
wenn auch vorderhand nur in kleineren Kreiſen, geltend zu machen. Die 
Stammverwanbtichaft ſcheint dieſe Länder auf einen nähern Auſchluß an 
Deutihland und die deutſche Politik Binzumeifen und diefes Moment Tollte 
fi mit der Zeit doch wohl geltend machen. Wirkliche Intereffen wenigiiems 


ST, 


fiehen einer Annäherung in feiner Weiſe entgegen. So ungefähr geſtalteſe 


fih im Allgemeinen bie Lage Europa’s biß zu Ende des Jahres 1872 use 
deutſchem Standpunkte aus, 

Dertſq⸗ Unter dieſen Berhättniffen nun waren bie Gewalten, die das newe beufide 
lard. Mei zu leiten berufen waren, eifrig bemüht, auf den im Borjahre gelegien 
Ver⸗ Grundlagen energiſch weiter zu bauen. Die Verfaffung bes Reichs wie Die ge 

— ſammten Einrichtungen deſſelben find nicht irgend einem doltrinären Gyflem 

entnommen, deſſen Conſequenzen fich gewiſſermaßen von ſelbſt ergeben Hätten. 


Sie find vielmehr ein ganz eigenartiges Prodult, wie es nad) den Erfahr- 


gen und Ideen ihres Urheber den mannigfaltigen und vielfadh veridhim- 
genen Intereffen Deutichlands zu entſprechen ſchien. Allerbings Tiegt bew 
jelben ein jehr Maxer und leicht verſtändlicher Gedanke zu Grunde, bie wei⸗ 
tere Ausführung und Entmwidelung dagegen follte fi) überall unb burdians 
nah dem Mögliden richten Lönnen und richten und der Erfahrung über 
laſſen bleiben. Ein fchneller ift diefer Weg, um zu einer burdhgelbilbeten 


Verfaffung zu gelangen, nicht, aber er hat unläugbar den Vorzug gröbe 


‚möglicher Sicherheit. Für einmal war daß Gebäude freilich ein ſehr unnell- 
Reihe endetes und vielfach faſt nur proviſoriſches. Den Mittelpunkt bes Ganzen bil⸗ 
Fonjler- dete in Wahrheit ber Reichfanzler, bem Niemand ben Nuhm fveitig machen 

fann, bie Ibee des neuen deutſchen Reichs auf ber Grundlage ber gegebenen 

Zuftände in feinem Geifte zuerft genährt, unter zahlreichen Schwierigkeiten 

vorbereitet und ſchließlich nicht allein, aber doch ganz überwiegend durch ſeine 

Energie, jeine Umfiht und feine Vorſicht in’s Leben geführt zu haben. Die 
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mze Berantwortlicähleit für die Reicheregierung ruht verfaflungsmäßig auf 
nen Schultern. Bon ibm neben- ober doch beigeordneten Reichsminiftern 
ollte der Kanzler von Anfang an und entſchieden nichts wiſſen. Zunächſt 
fügte er für bie Geſchäfte des Reichs nur über ein ſog. Reichälanzieramt 
ater dem Bräfidium des Hrn. v. Delbrüd mit einer mehr ober weniger . 
coßen Zahl von Näthen und Angeſtellten. Für die fchnell gewaltig an- 
bivellenden Geſchäfte des Reichs war das in ber That ein fehr beicheibener 
nb Taum genügender Apparat jelbft bei der denkbar höchſten Arbeitsfähig- 
it und Arbeitsluſt aller feiner Glieder. Im Reichskanzleramt wurden benn 
uch die Vorlagen an den Reichätag vorbereitet, aber, wie es jcheint, wirlk⸗ 
ch nur vorbereitet und gingen von da an das preußifche Staatsminifterium, Steffung 
»o fie erft eigentlich ausgearbeitet wurden, um in ber Geftalt, bie fie hier" 
chalten hatten, an den Bundesrath als Vorſchlag der Reichsregierung zu 
elangen. Diefe Einrichtung entſprach zunächſt der thatſächlichen Lage der 
Dinge. Breußen bilbet naturgemäß den Edflein und Mittelpunkt des neuen 
eutſchen Neichs und da der Reichskanzler zugleich preußiſcher Dinifterpräfi- 
ent war, jo lag in feiner Hand vereinigt bie oberfle Leitung wie ber 
Reichsregierung jo auch bes preußiihen Gefammt-Gtaatsminifteriums und 
Breußen mußte auch bierin wie fo vielem anderen mit feinen Mitteln aus« 
yelfen. Allein auf die Dauer war das doch weder angemeflen noch wün⸗ 
ichenswerth. Eine vollfländige Losldfung oder Scheibung zwiichen ber Re 
ierung Des Reichs und Preußens ift vielleicht kaum denkbar, aber eine 
ſolche Vermiſchung gibt doch hinwieder Einflüffen, die in Preußen immer 
noch von großem Gewicht, für das Reich aber nur von fehr untergeorbneter 
Bebeutung find, eine nicht gerechtfertigte Stellung, während fie ben berech⸗ 
tigten Anſprüchen ber größeren unter den übrigen deutichen Staaten unbillig 
im Wege ſteht. Zu Ende bes Jahres 1872 trat zudem Fürft Bismard 
bon feiner Stellung als preußilcher Dlinifterpräfident und damit von ber 
Leitung bed gejammten preußifchen Staatsminifteriums zurüd, wenn er aud) 
no Sik und Stimme in demſelben als Dlinifter des Auswärtigen beibebielt. 
Mit der Zeit wird doch nichts anderes übrig bleiben, als ein vollftänbiges 
Reicheminifterium mit eigenen Miniſtern für jeden einzelnen Zweig ber 
Reichäverwaltung, allerdings nicht neben, fondern unter dem Reichskanzler, 
auszubilden. Der Weg dazu ift bereitS betreten. Schon Anfangs 1872 
legte der preußifche Kriegsminifter das bisher auch von ihm verwaltete Ma⸗ 
rineminifterium nieber und wurde der General v. Stofch zum Chef der Ad⸗ 
mirelität und zugleid zum preußiſchen Stantsminifter ernannt: im Grunde 
g5* 
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ift er thatſächlich doch Reihsminiiter für die Marine unter ber alleinigen 
Berantwortlichfeit des Reichskanzlers. Seither iſt durd die Zweilfeikung be 
preußifchen Kriegsminifteriums zwifchen dem Grafen Roon und bem Gexerel 

v. Kamede in Folge der Ernennung des erfteren zum Minifterpräfidenten mer 

oder weniger ein weiterer Schritt in dieſer Richtung erfolgt und nad rk 
Ichiebener wird dieß der Fall fein, wenn Hr. v. Balan, der ſchon feit lä= 
gerer Zeit die auswärtigen Angelegenheiten des Reiches Ieitet, in aller Fors 

zum Chef dieſes Departement$ in gleicher Stellung wie die HH. ». Tel 
brüd und General Stoſch und wie diefe unter dem Reichslanzler ernarr 
werden wird, wie allgemein vorauszufehen if. Preußen wird daducch cd’. 
mälig wenigftens einer allzu einfeitigen Thätigfeit für die Verwaltung be 
Reiches entlaftet werden, während dem Verlangen Bayerns, daß den größer 

ren Einzelftaaten ein Einfluß auf die Geftaltung der Vorlagen, bevor die 
ſelben volllommen fertig aus dem preußijchen Deinifterium an den Bunde: 

rath gelangen, eingeräumt werde, grundſäßlich bereit3 entiprodden worden = 
Bundes, fein fcheint. Ueber die Art der Verhandlungen bes Bundesraths dringt = 
a Ganzen, einzelne Fälle und Gegenflände ausgenommen, nicht allzuviel - 
weitere Kreiſe; doch fteht fo viel feit, daB in bdemfelben ganz anbers, wie. 
raſcher und viel einträdhtiger, als in der ehemaligen deutſchen Bunbeiver 
ſammlung gearbeitet wird und daß Preußen weit entfernt ift, die Vertrete 

der übrigen Regierungen majorifiren zu wollen, wie denn aud die Vertrete 

der brei Koönigreiche fi) wohl hüten, von ihrem ihnen eingeräumten Mir» 
ritätsrecht einen unter Umftänden gefährliden Gebraud zu machen. Deun che 

weil Preußen annerfannter Maßen von feinem natürlichen Uebergewicht inner: 

halb des Reichs in feiner Weile einen ungebörigen Gebrauch madjt, vielmekz 

nad allen Seiten alle nur möglichen Rüdfihten auf bergebradite unb darız 
begreiflihe Empfindlichkeiten nimmt, der Reichslanzler aber Die Intereffen bei 
Reichs ebenfo energifch als vorfichtig feinen Zielen zuführt, behauptet im ber 

Der Öffentlichen Meinung Deutſchlands die nationale Strömung ganz entſchieder 
Ribt die Oberhand über alle partikulariſtiſchen Tendenzen und Erinnerungen, die 
und die ſehr vorfichtig auftreten müffen, wenn fie irgend einen Eindrud machen, je 
re wenn fie nur Gehör finden wollen, was freilich aud daher rührt, daß ſich 
mung. hinter Die vorgeſchobene Sefbftändigfeit der Einzelftaaten Intereffen zu ver 
ſtecken juchen, die nicht nur dem Reiche, jondern biefen Staaten jelber feind⸗ 
felige find. Die entſchieden nationale Strömung der öffentliden Meinung 

mar es denn aud, die das Verhältniß zwiſchen der Reichsregierung und bew 
Reihstage zu einem immer befriebigenberen machte, das durch einzelne Ber- 
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mmungen nicht geirübt werben Tonnte. Wenn ber Reichskanzler das Reich, 
ı Deffen Schöpfung er fo weſentlich betheiligt war, erhalten und ausbilden 
N, jo muß er fi) dabei unausweichlich auf die Majorität des Reichstags 
igen , bie ganz entfchieden einem befonmenen Liberalismus huldigt, alſo im 
roßen und Ganzen eine Tiberal=confervative Politif im beften Sinne bes 
zortes befolgt. Er kann wohl die ſog. Eonfervativen als Schwergewicht 
‚gen das andere Extrem braudden und braucht fie auch als foldhes; aber 
if fie fügen kann er fi nidht, wenn er irgend etwas erreichen, wenn er 
8 Meich nicht wieder auseinander fallen laſſen will, wovon doch gar feine 
ede fein kann. Das Syſtem der Gompromifje zwiſchen Regierung und 
eichſstag, das Fürft Bismard von Anfang an ala maßgebend hingeſtellt 
ıtte, gelangte denn auch zu ziemlich allgemeiner Anerkennung, bie bis tief 
ı Die hochconſervative Rechte und binmwieber in die Fortichrittspartei hinein- 
eiff und von ber fih kaum ber linke Flügel der Iebteren und felbfiver- 
ändlich und fchroff principiell nur bie Vertreter der demokratiſch⸗ſocialiſti⸗ 
ben Bartei, die geradezu alles Beſtehende negirt, ausjchlofien. Daß die 
berale Majorität des Reichstags babei nicht alles durchſetzte, was wünſchens⸗ 
erth geweien wäre, ift außer frage und es mag felbft zugegeben werden, 
aß bie Regierung mehr bavontrug, als vielleiht abjolut unausweichlid war. 
Zei dem ganzen Gang, den die deutſchen Dinge ſeit einem Jahrzehnte ge⸗ 
ommen baben, Iag aber das in der Natur der Sache: die gefammte Ent- 
oickelung Deutſchlands bis zur Wieberaufrichtung des deutſchen Reichs er- 
olgte auf den Antrieb Preußens und unter der Leitung des Fürften Bis- 
nard. AS die große Bewegung bes Jahres 1848 ein beflagenäwerthes 
Ende genommen umd eine engherzige Reaction alles überwallt hatte, war e8 
ver damalige Prinzregent von Preußen, der zuerft ber Nation wieder das 
MNorgenroth einer beſſern Zukunft zeigte und fein Minifter Bismard, ber 
nitten in ber ſchweren Zeit des preußifchen Gonflictes bie Frage der Eini- 
jung und Errichtung eines neuen Bundes an die Stelle bes alten, ber, 
ziemald ihren Bebürfnifien genügend, ben Anforderungen ber Nation in 
einer Weiſe mehr entſprach und von allen Seiten aufgegeben, ja felbit von 
Defterreih mit den färfften Worten als durchaus umfähig bezeichnet worben 
war, mit einer Energie, wie fie nur felten in ber Geſchichte auftaucht, in 
die Hand nahm und durch alle Schwieriglelten hindurch nach feinen Ideen 
und feinem Willen endlich in Berfailles, vor den Mauern von Paris, wo 
König Wilhelm von den Fürften, von ber Armee und vom Bolle zum beut- 
ſchen Kaiſer proflamirt wurde, zu Ende führte. Derſelbe Mann, das Haupt 


anders erufen bei Die Ration war mit dem, was dieſe beiben, mit 
obne Mühe und Noth und durch der Yührlichleiten viele, für fie unb mit 
‘ihr zu Stande gebradt, in ihrer großen Mebrheit zufrieden unb mit bem 
Berl im Großen und Ganzen einverflanden. Aber bas Werk war im feiner 
Ausformung und in dem Wege, durch den es battle erreicht werben muäflen, 
doch nicht das, das die Nation fich vorgeftellt hatte. Da wäre es wehrlih 
ein Wunder geweſen, wenn die öffentliche Meinung nicht vielfadh im bes 
alte Geleiſe zurüdgefallen, aber aud ein Wunder, wenn ber Reidhlanzier, 
ber in ben abſolutiſtiſchen Anfchauumgen feiner Zeit und feiner Tlnsgebung 
auftgewachſen war, ber fi) gerade in den Jahren, in denen fein politikhes 
Bewußtſein erwachte, nicht den idealen Tendenzen, fondern den Aumcüchſen 
ber Revolution gegenüber ah, ber Hierauf das Werlzeng zu Dem großen 
Thaten, bie er |päter ausführte, in dem ſchweren Gonflicte mit ber preußilden 
Bollsvertretung, in dem er unzweifelhaft feinen Kopf einfehte, ſich Hatte er⸗ 
kämpfen müffen, der das große Werk ber deutſchen Einheit nur durch die 
Machtmittel, die die Regierung eines großen Staates in bie Hande feines 
Leiters legt, hatte durchführen können, nunmehr ohne Weiteres anf biek 
Machtmittel verzichtet und ſich einem Regiment parlamentariſcher Waforitäten 
untergeordnet hätte. Der Reichslanzler Bat in einem reichen Leben viel ges 
lernt und if feit den erften fünfziger Jahren weſentlich ein anderer gewer⸗ 
den unb macht daraus aud) gar fein Hehl. Aber jenes bat er allerdings 
nicht gelernt und die Erfahrungen ber auch conftitutionell regierten Böller 
rings um ung herum waren in ber That nicht geeignet, ihn darin zu belehren 
oder zu bekehren. Ein großer Theil jeder Nation will gut regiert fein, aber 
regiert fein, und ein anderer Theil der Ration, und wahrlid nicht ber an 
Zahl oder Einficht ſchwächſte, verlangt eine ihrer Würde bewußte und ihre 
berechtigten Einflufies voll genießende ſtarke Volfevertretung und üffentliche 
Meinung, aber all bieß neben eiger nit minder ſelbſtbewußten, flarfen 
Regierung , fobalb diefe nur große Ziele im Auge hat, die geläuterien, 
pollberechtigten Ideen der Zeit verfteht und ihnen gerecht zu werben fucht 
und Heinliche Mittel Heiner Seelen in der Ausführung ihrer Aufgaben ver⸗ 
achtet. Der Reichslanzler, der in ber preußiſchen Gonflichtgeit, auf. dei 
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brechläche Herrenhaus geftäßt, ber gefammten Vollsvertretung bis auf we⸗ 
ze Stimmen und ber weit, weit überwiegenden öffentlicden Meinung Troß 
boten hatte, erlannte bie Nothwendigkeit, ſich für die Erhaltung und den 
ı8ban des neuen Organismus bes beutidhen Reichs, feines eigenften Werkes, 
f die Mojorität des Reichktags und der dffentlichen Meinung zu ſtützen 
id Tüberale Wege, wenn auch nicht nach irgend einem Syſteme ober irgend 
er Schablone, zu beireten und betrat fie, nad) feiner Art, vorfichtig zu⸗ 
eich und energiſch; er war bereit, mit jenen Mächten zu rechnen und ihnen 
onceffionen zu maden, aber nicht, ohne für die Negierungsgeivalt und die 
utorität ber Regierung, mit ber er jo Großes erreicht hatte, zu Tämpfen 
rd Davon nur ſchrittweiſe und Stüd für Stück fo viel abzugeben, als im 
nterefle des Ganzen abgegeben werben konnte und abgegeben werden mußte. 
Birft man nun einen Blick zurüd auf das, was feit der Gründung bes norb-efaltate. 
nıtfchen Bundes und feit berienigen des Reichs in ber politiiden Entwide- 
mg Deutſchlands und des Reichs uud durch dieſes bezüglich der Einzel⸗ 
aaten geſchaffen und geleiftet worden ift, jo Täßt fi wahrlich nicht Täugnen, 
aß das Refuliat im Sinne eines zwar befonnenen, aber darum nicht minder 
aergiſchen, burihgreifenben Liberalismus fehr Bedeutendes, ja geradezu Ger 
mitiges geleiflet werben, namentlich überall die Grundlage gelegt worden 
Rt, auf ber und von der aus weiter gearbeitet werben Tann. Manches ift 
reilich vom Standpunlte bes Liberalismus aus noch nicht erreicht worden, aber 
8 ift dies darum nicht, weil es theilweiſe am ſich dazu noch nicht reif war, 
venn es auch in einzelnen Sreifen längſt ala Glaubentſaß aufgeftellt wird; 
inderes iſt vorerfi nod an der Macht ber realen Thatſachen gejcheitert, Tann 
Iber möglicher Weiſe morgen oder übermorgen ſchon zur Anerlennung ge 
angen, noch anderes endlich iſt, obgleich vollberechtigt, vorerſt noch geichei- 
ert und es wird neuer Anftrengungen bebürfen, um feine Geltung ſchließ⸗ 
ich zu erzwingen. Daß dabei bie und da einzelne Fraciionen oder Theile 
von Fractionen ſich ſchwach bewieſen haben, joll nicht geläugnet werben. 
Aber wenn Organe ber Brefle darüber ein gar zu lautes Geſchrei er- 
heben und von der liberalen Majorität bes Reichttags und ihren verſchie⸗ 
benen Schattirungen verlangen, daß fie geradezu mit dem Kopf durch bie 
Wand rennen follten, fo gefchieht es, genauer zugefehen, in ber Regel mit 
Ointergebanten, bie nicht im Intereſſe der Geſammtheit Tiegen. Im Allges 
meinen tft vielmehr zu wänfchen, daß die Entwidelung bes beutfchen Reichs 
auf dem bisher beirelenen Wege bleibe und fo allmällg, wenn aud) etwas 
langjam, doch ſicher, vorwärts ſchreiten möge, in gegenfeliger Berflänbigung 
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zwiſchen der Reichtregierung und dem Reichſtag und durch Tinges Redigeben 
bald der einen und bald des andern. Einer ber bauptfädiichften Gegen⸗ 
flände abweichender Anſchauungen, beren feiner ein Maß wohlbegrümbeier 
Berechtigung abgeiprocden werben Tann, kam in ber Reichstagsſeſſion zen 
1872 fat gar nicht zur Sprache, das Diilitärweien, da für biefes Jahr 
das im Vorjahre fefigeftellte Paufchquantum zur Geltung gelangte. Degesen 
gelang «8, ein für das ganze Reich giltiges Militärſtrafgeſeßzbuch zu Stande 
zu bringen, wobei freilich der Reichstag in feinen Conceſſionen bis an bie 
äußerfie Grenze des Möglichen gehen mußte, wenn er es nicht überkdritı 
Dagegen -fcheiterte eine Verftänbigung bezüglich der von der Regierung vor- 
gelegten Entwürfe eines Reichsbenmiengejehe und eines Geſetzes über be 
Errichtung einer Oberrechnungskammer für die Eontrole der Reichäfinenz- 
gebabrung. Bezüglich ber leßteren beharrte die Majorität bes Reichstag⸗ 
auf ihren forderungen, die fie für vollberedtigt bielt und fie that wohl 
daran, während gerade bas ein Punkt ift, in dem die Regierung gegenüber 
der Bollsvertretung auf Anſprüchen zäh bebarrt, bie eine innere Berechtigung 
überall nicht zu haben fcheinen: wenn irgend etwas, jo ift die nollfländigiir 
und durch nichts beengte Controle des Staatshaushalis das eigenfie Gebiet 
und die erfle Aufgabe jeder Vollsvertretung, die auf diefen Ramen Aufpınh 
macht. Eine der charalteriſtiſcheſten Erfcheinungen var im weiteren die Thar- 
ſache, daB am 81. Mai ber Reichstag den Antrag Lasier’s auf Erweiterung 
ber Gompetenz bes Reis auf das geſammte bürgerlidde Recht, wenn auh 
in etwas verlürzter Form, zum dritten Dale mit großer Mehrheit gegen 
die Stimmen der conferbativen Partei und des clericalen Eentrums zum 
Beſchluß erhob. Die Vertreter der drei Königreihe, Bayern, Sachſen und 
Württemberg, im Bundesrathe erklärten ficd Dagegen, der leßtgenannie im 
Abweſenheit des Reichslanziers mit bittern Seitenhieben über die Stellung 
Dreußens zur Gejchäftsbehandlung im YBundesrath. Die Beichiwerben waren 
theilweife nicht ungegrünbet, wie fchon angedeutet wurde, aber fie waren 
taum bei ber richtigen Gelegenheit vorgebracht. Allerdings fleht Preußen 
auch in biefer Frage auf Seite der Interefien des Reichs und gegen bie 
Dar Perjenigen bes Partikularismus, aber es fügt fich dabei ſichtlich auf den wach⸗ 
mus. ſenden Drang der Nation nach Rechtseinheit in allen denjenigen Materien, 
welche ſich für dieſelbe eignen, und bis jeht- ift es aud dem Reichklangier 
gelungen, einen abiehnenden Beſchluß det Bundesraths, wie cr ja im ber 
Hand der Vertreter ber drei Königreiche Tiegt, zu verhindern. Auf bie 
Dauer iſt ihre Oppofition offenbar zu ſchwach, dem Verlangen der von 
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eußen unterflügten Mehrheit der öffentlichen Meinung ber Nation zu wi⸗ 
fiehen : die Majorität des Reichstags fcheint entichlofien, ihre Anregung 
lange zu wiederholen, bis ihr ein Genüge gethan werden wird; und jchon 
auch die Oppofition der, in ihren dießfälligen Anſchauungen und Be 
ebungen zudem nicht einigen, Königreiche augenfcheinlich im Erlahmen bes 
iffen. Schon jeht darf die Nation darauf zählen, binnen eines nicht allzu- 
ıgen Zeitraumes zu der Schaffung eines gemeinfamen bürgerlichen Geſetz⸗ 
ches, mit Ausnahme von nur wenigen Dlaterien, und ebenſo zur Herſtel⸗ 
ng eines gemeinfamen oberften Gerichtshofs für das ganze Reich mif aus⸗ 
dehnter Eompetenz zu gelangen. Wie wenigftens jebt die Dinge Tiegen 
id allem Anſchein nad troß aller möglichen Einflüffe von außen aud) noch 
ngere Zeit liegen werben, ift die nationale Strömung viel zu ſtark, als 
B Die Interefien des Partitularismus ihr auf die Dauer widerfichen könn⸗ 
2. Ihr ift denn au die bis dahin verfafjungsmäßige itio in partes des 
eichstags bereits zum Opfer gefallen. Diefelbe lam zum erſten Mal ge⸗ 
zentlich der Bierbefteuerung für Nordbeutfchland zur Anwendung und bie 
rgane des Partifularismus äußerten darüber eine ſehr lebhafte Befriedigung. 
ie Freude war aber eine kurze. Der Reichstag beſchloß mit großer Mehr» 
eit ihre Abſchaffung und der Bundesrath genehmigte feinerfeits den Be⸗ 
hluß. Die Beftrebungen des Partilularismus finden übrigens ſchon in den 
andtagen der Einzelftaaten ihre Schranten. So unterlagen die Partikula⸗ 
sten in Württemberg mit ihrem Begehren, daß die Regierung nicht be= 
schtigt fein folle, auf irgend eines ihrer Reſervatrechte durch einfache Er- 
lärung im Bundesrathe ohne Zuftimmung des Landtags zu verzichten, und 
benjo die Partikulariften im bayerifchen Landiage mit demjelben Antrage, 
me gegen eine ſehr anjehnliche, dieſe allerdings gegen eine nur Inappe Mas 
orität: aber die Debatten in beiden Landtagen waren nicht geeignet, das 
Injehen und den Einfluß der Bartikulariften zu verftärfen. Die Fortjchritte 
er innern Ausgeftaltung des Reichs find allerdings nur langjame, aber troß 
eines kurzen Beſtandes ift und bleibt es ein fejtgegründetes und ſenkt ſich 
ch fein eigenes Schwergewicht ſchon von felber immer tiefer in das ge- 
ammte Leben der Nation ein. Nur auswärtige Verwidelungen könnten feine 
Sntiwidelung gefährden ober wenigftens hemmen. Sole PVerwidelungen 
teben aber zunächſt wenigftens glüdlicher Weife nicht in Ausfiht. Bis auf 
nen gewiſſen Grad freilich gehört dahin der Kampf der Staatsgewalt gegen 
die Anfprüche der katholiſchen Hierarchie, der im Laufe bes Jahres 1872 
in Deutichland in helle Flammen ausbrah und der an Bebentung aud) 
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für das Reich alles andere überragt, was im Laufe des Jahres in bie En 
ſcheinung trat. 

7* Deutſchland und Preußen waren in den Jahren nach 1866 zu ſche 
van. nit ihren inneren Angelegenheiten, mit ben Borbereitungen für ben großen 
Sturm, ber früher oder fpäter vom Weſten ber kommen usb bie enbine 
Entſcheidung ber inzwiſchen unferligen und unflderen deutſchen Zufkänbe 
bringen mußte, und ber inzwiſchen alle Berhältniffe in Spannung, elle Ge⸗ 
müther in ängfllicher Bellemmung hielt, beihäftigt, um ber Surüftungen 
einer anderen romaniichen Gewalt, ber römiidhen Eurie, zu einem mid 
minder entſcheidenden Schlage, welcher durch das vaticanifche Eomcii fallen 
jolite, gebührend zu achten. Die beiden vorzugẽeweiſe latholijchen Büdhke 
Frankreich und Oeſterreich gaben ſich theils trügerifchen Iluſionen im über 
bie Gefahr, die auch ihnen von Rom ber drohte, theils trugen fie, Fraul 
veih zumal, Bebenten, ben tömtjhen Anfpräcen, fo wenig fie biefelben ech 
anzuerlennen gemeint waren, offen und energiſch entgegenzutreten, ba fie zu 
ſehr gewöhnt waren, bie Macht der Hierardhie als ein vortreffliches Werk 
zeug nad) innen und außen zu beiraditen und zu berüßen. Die vorſichtige 
Anregung des bayeriſchen Minifterpräfibenten, Fürſten Hohenlohe, Dem nen 
Rom geplanten Schlage vorzubeugen und ihn wo möglich aljumenben, wurde 
nicht beachtet. Der Schlag fiel. Merlwürdiger Weiſe erfolgte bie ram 
fiicde Kriegserflärung an Deutſchland und bie feierliche Berfünbigung ber 
vaticanifchen Dekrete, d. h. die Sriegserllärung Roms wiber ben meobernen 
Staat und das ganze wifienfchaftliche und politiicde Bewußtſein ber Zeit an 
einem und bemjelben Tage, dem verhängnißvollen 18. Juli 1870. Dei 
die beiden Ereigniffe in einem äußeren Zuſammenhange fanden, ift, 
man es nachzuweiſen verfucht Bat, nicht wahrſcheinlich. Ber innere 3 
fammendang, die innere Verwandtſchaft beider ift dagegen außer allem 
Zweifel: beide waren Probulte bes romanifchen Geiſtes, beibe 
mit vollem Bewußtſein gegen das innerfle, eigenfte Weſen bes 
mit Macht erhebenben germanifchen Geifte gerichtet. Der Trangöftiche 
griff wurde mit Wucht darniedergeſchlagen, der römiſche war 
anderer Art und Natur und Tonnte nicht ebenfo behandelt 
Gegentheil, über dem Kriegslärm, ber zunüchſt die Welt erfüllte, 
Maulwurfsgänge Roms faft unbeadhtet und hatte biefeß freien Bien, 
auch Halten die milttäriichepolitiiche Lage Europa’s raſch benüßte, um 
Stadt Rom ohne Schwertſchlag zu befehen, bem lekten Reft birelter 
Tier Herrſchaft ein Ende zu maden unb ben ungemellenen Auſprüchen des 
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miſchen Bapfles ben materiellen Boden feiner Politik zu entziehen. Rom 
nüßte bie Friſt mit altgewwohnter Schlaubeit, Fähigkeit, Energie. Der 
siberfiand der Biſchofe, der ſchon während bes Concils ber Tauteren Cha⸗ 
-tterfeftigteit, welcher nur die Wahrheit ſucht und für die Wahrheit allein 
eungniß ablegt, unbeforgt und unbelümmert, was daraus erfolgen werde, 
‚tbehrt hatte, wurde gebrodhen: die Mehrzahl berfelben ergab fi obne 
3iderfiand, der Feine Reit mußte folgen. Nur in Deutichland war berDer Atı- 
zieg innerbalb der katholiſchen Kirche fein ganz vollftändiger: hier hatte Iran 
enigftens ein Dann von anerfannter wifjenfchaftlicher Bedeutung und hoher 
eiſtlicher Stellung den Muth, ſich nicht zu beugen und um ihn jammelte 
& ein Kreis von mehr oder weniger Bleichgefinnten, aus denen ber fog. 
Itlatholicsmus hervorging, ein Meines Häuflein freilich gegemüber den ge⸗ 
antenlofen Maſſen, die blind dem Gebote Roms folgten, und deren Führern, 
ie Das „Opfer des Intellects“ ganz und vollftändig darbrachten, um ihre 
ußere Stellung nicht zu gefährden, vielmehr erweiterten Einfluß und viele 
eicht größere Macht dagegen einzutaufchen. Immerhin war die Ausbreitung 
es Altlatholicsmus in Deutſchland, ohne fie darum irgendwie überſchätzen 
u wollen, ein Aufidrei des religidfen Gewiſſens, eine Dlanifeftation ber 
Inbeugjamfeit des germanifchen Geiftes, dem weder Frankreich, noch Italien, 
woch Großbrittannien irgend etwas auch nur Nennenswerihes an bie Seite 
u fegen vermodten. Aber auch in Deutſchland verſchwand ber Altkatholi⸗ 
ismus faſt völlig neben den compacten Maſſen, die ſich unbebingt den Be⸗ 
ehlen von jenjeitß der Berge fügten und dabei von ihren neubelehrten Bi- 
Höfen angeführt wurden, die wie alle Neubelehrten einen verboppelten Eifer 
ın den Tag zu legen fi) bemühten, um ihre frühere Zweibeutigfeit gegen⸗ 
iber dem unfehlbaren Papfte im Batican und ihre fpätere Eharalterlofigfeit 
zegenüber der Heimat zu verwiſchen und vergeffen zu machen. 

Die Niederlage Frankreichs war für die katholiſche Kirche, ſoweit fie Heffnun- 
ine weltliche Inflitution und eine weltliche Macht ift und fein will, ein won 
ſchwerer Schlag. Aber die Kirche verliert die Hoffnung nie und verlor fie Dan 
auch damals nit. Der Kaiſer der Franzoſen hatte das Spiel verloren, „une. 
war geſchlagen und gefangen worden und ſchließlich in die Verbannung ge= 
gangen; und zu berfelben Zeit war die Würde eines beutjchen Kaiſers wieder 
bergeflellt worden. Kaiſer Wilhelm war freilich Proteftant, aber ficherlich 
fein Revolutionär: in Preußen war vielmehr durch den ibdealiftifchen König 
Friedrich Wilhelm IV. das Programm des italieniſchen Grafen Cavour von 
der freien Kirche im freien Staate gewiffermaßen in's Beben geführt worden 
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und zwar in einer Weiſe, wie es die römilde Curie vorläufig areptiren 
konnte, bis noch mehr zu erreichen fein würde. Die preußiche Regerm 
hatte ſeit ber Zeit die katholiſche Kirche auf ihrem Gebiete faft unbebingt 
gewähren laſſen und in allen ihren Tendenzen faft unbejehen gebeit znb 
geſchützt. Anerkannter Maßen war bie katholiſche Kirche in Preuen fer 
Hahrzehnten freier und fchaltete und waltete bie latholiſche Hierarchie nad 
innen und außen ungehemmter, als jelbft in ben meiften ganz fatheliihen 
Ländern. Die Folge davon war eine jehr bemerfbare Ausdehnung dei 
Katholicismus über ganz Norddeutſchland hin und eine ganz geiwaltige Ber- 
mehrung der Klöfter, Orden, Gongregationen zc. als der Hüter, Wächter 
und Förderer berjelben bis nach Berlin hinein und weit über Dagjelbe kin 
aus. Im vertrauten Kreiſen dachten bie Heißblütigſten bereit an bie Bög 
lichkeit, den Proteftantismus bereinft in diefem feinem Centrum zu erfiufm. 
68 war dieß in den für Preußen jo furchtbar demüthigenben Tagen von 
Olmũtz geweſen und vor denſelben, als ein Krieg zwiſchen Oefterreich um 
Preußen in naher Ausfiht war und an dem Siege des erfieren faum ge 
zweifelt wurde. Seither hatten ſich die Dinge freilich ewwas anber& ek 
widelt. Seit den Siegen Preußens über bie beiden ſog. katholifchen Mächte, 
Oefterreih und Frankreich, war an eine Vernichtung des Proteflantismni 
ſelbſt kaum mehr zu denfen. Aber die proteflantiiche Großmacht Tommte viel⸗ 
leicht Die Gejchäfte der Kirche beforgen. Religion und Politif waren ja vor 
jeher und bis auf unfere Tage vielfah Hand in Hand gegangen und be 
leßtere hatte nicht jelten die Maske der erfteren angenommen, wie noch zu 
alleriegt in der Beihügung Roms und des Kirchenftaats durch Napoleon TIL 
Die Kirche erinnerte fi, daß die deutſchen Kaiſer fih die Schirmberrn de 
heil. Stuhles genannt hatten; warum follten es ihre Nachfolger nicht wieder 
werden? Warum jollte der conjervative Kaiſer Wilhelm fi möglicher Weik 
nicht dazu entjchließen, das „revolutionäre Gefindel”, das ſich ber Stat 
Rom bemächtigt und fi) erfrecht Hatte, dem Papfte feinen mehr als tauſend⸗ 
jührigen Befig zu „rauben“, wieber Daraus zu vertreiben und es bem redit- 
mäßigen Eigenthümer wieder zurüdzugeben? in deutſcher Erzbiſchof, der am 
preußijchen Hofe bejonder gut angeläjrieben war, ging noch im Winter 
1870 auf 1871 nad Berjailles, um das Terrain zu jondiren. Das Re 
jultat war indeß fein befriedigendes: ber Erzbiſchof kehrte unverrichteter Dinge 
nad Deutſchland zurüd. 

Bendung Und bald mußte der ganze Plan aufgegeben werden. Das nem 

Deuttäe Deutfche Reich ift nicht das alte u römifche Reich beutfcher Nation. Keijer 
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Bilhelm iſt ohne Zweifel und mit vollem Recht überzeugt, daß er die Kaifer- Birung 
rone der Wahl der deutfchen Fürſten und der deutſchen Nation, aber vor — 
lem der Gnade Gottes verdankt; dagegen denkt er auch nicht von ferne parte. 
aran, fi vom Papfte frönen zu laſſen. Ebenfo wenig denkt die deutſche 
Ration daran, die alten Römerzüge zu erneuern. Woran fie aber allerdings 
entt, was fie energifh will und verlangt, ift: ihrer eigenen Entwidelung 

u leben und frei zu fein von jedem fremden Einfluffe, gleichviel ob er fi 

nın in ein politifches oder religiöfes Gewand Hülle, in allen Dingen, bie 
richt rein religiöjer Natur find, wofür fie die vollſte Gewiſſensfreiheit an⸗ 
rkennt. Das zeigte fi fofort. Die allgemeinen Wahlen zum erften deutfchen 
Reichstag hatten eine flarfe, fpecififch fatholifche Partei in demſelben ergeben 

ınd dieſe Partei verfuchte es auch, ſchon in die Antwortsadreſſe auf Die 
Thronrede des Kaiſers einen Paſſus hineinzubringen, der wenigftens bie 
Döglicfeit einer Intervention Deutſchlands zu Gunften des Papftes und 
einer weltlichen Herrſchaft reſerviren follte, und gleich darauf bei Gelegenheit 

ver Annahme reſp. Revifion ber Reichsverfaſſung, einige ſog. Grundrechte 
ausſchließlich im Intereſſe der katholiſchen Kirchengewalt in diefelbe aufnehmen 

u laſſen. Beide Anträge wurden mit großer Majorität abgelehnt und dienten 
fediglich dazu, die Eriftenz und bie Tendenzen der ultramontanen Fraction 

des Reichstags und den Gegenſat zwiſchen derfelben und allen übrigen Frac— 
onen jeder Schattirung zu conftatiren und fofort in ein ziemlich grelles 
Licht zu ſetzen. Es war Tlar, daB das neue deutfche Reich Teine bloße Fort⸗ 
jebung bes alten fei, wie denn auch bie Tatholifche Kirche nach den Bes 
ſchlüſſen bes fog. vaticanifhen Concils entſchieden nicht mehr die alte ift, 

bie fie vor demjelben war. 

Die katholiſche Hierarchie und die ſpecifiſch katholiſche Preſſe behaupsDie vati- 
tet freilich und mit großem Eifer, dab das ber Fall fei und daß fi für 
ben Staat gar nichts geändert habe, da die Aufftellung eines neuen Glausbefgtäfe. 
bensſatzes ausfhlieglih eine innere Angelegenheit der Kirche fei und den 
Staat gar nichts angehe. Das vaticaniſche Concil fei ein regelmäßiges dku⸗ 
menifches geweſen, die Beſchlüſſe deffelben ſeien ſchließlich einſtimmig erfolgt, 
ſelbſt diejenigen, welche denſelben anfänglich widerſtrebt, hätten ſich ihnen 
nachträglich und ausdrücklich gefügt und angeſchloſſen, der ganze Verlauf 
wie das ſchließliche Reſultat ſei wie immer durch die Einwirkung des heil. 
Geiſtes erfolgt und es bleibe daher den einzelnen Gläubigen nichts anderes 
übrig, als ſich entweder gleichfalls zu fügen und zwar unbedingt, oder aber 
aus der katholiſchen Kirche auszuſcheiden und eine eigene Religionsgenoſſen⸗ 
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haft zu gründen, wibrigenfalls fie egcommunicirt d. 5. in aller Fern u 
geftoßen werden müßten. Dieſe Behauptung ift jedoch ein Argument Me 
formaler Polemif und widerjpricht den unläugbarfien Thatfadden. Die zit 
montane katholiſche Kirche kann natürlich den vaticaniſchen Behchiuk von der 
Unfeblbarfeit des Papftes mit allen denjenigen anderen Beſchlüſſen, de de 
mit auf's engfte zufammenhängen, für einen Glaubensfaß erflärn, mb 
feinem Katholiken ift e8 vermehrt, benjelben als joldden anzunehmen mi 
auch zu glauben, wie e8 ja 3. B. auch Niemandem verwehrt ift, zu gie 
ben, daß die Erde den feiten Mittelpunkt der Welt bilde und ba ſich de 
Some mit dem ganzen Himmelsgewölbe um dieſelbe drehe. ber ein ew 
dere wäre e8, von ber Welt zu verlangen, daB fie in dieſem wicht em 
alten, von der Wiſſenſchaft längft überwundenen Standpunkt erbfide, wie da 
fie in jenem einen nichts weniger als alten, vielmehr bisher beftritienen m) 
als bindenden Glaubensſatz ganz neuen erfenne. Die ultramontame lathe 
Tifche Kirche will die Welt glauben maden, das Dogma von ber Iafel- 
bilität des Papftes jei ein Dogma wie ein anderes, von reim innerer BD» 
deutung für das Seelenheil der Gläubigen. Allein die Mühe iſt umfont, 
die Welt glaubt e8 nicht und die große Mehrzahl ber Gebilbeten unter deu 
Ultramontanen, derer, die überhaupt logiſch unterfheiden Tönnen, glauben & 
felber nicht. Das von dem vaticanichen Concil beſchloſſene angebliche Dogm 
von ber Unfehlbarfeit des Papſtes und von der Allgewalt befielben über ale 
Biſchofe und über jeden Gläubigen ift vielmehr zunächſt ein einfaches Verfe- 
fungsgejeh von rein weltlicher Bebeutung und rein weltlicher Geltung wie jede 
andere Verfafiungsgejek auch. Erfunden freilich wurde die päpftliche Nufehlbarken 
und Allgewalt nicht erſt im Jahre 1870; fie beftand vielmehr als Anfchemumg 
und Behauptung ſchon lange vorher, aber fie entſprach bis dahin ben lieber 
zeugungen und den XTendenzen nur einer Minderheit innerhalb ber Tathel- 
chen Kirche, und erft in dieſem Jahre und durch das vaticaniſche Goacil 
gelang es ber päpitlichen Partei, jene Minderheit zur Mehrheit zu made 
und den Sak als bindendes Verfaffungsgejeg der katholiſchen Kirche burd- 
zufegen. Auch in der Art, wie es geſchah, enthüllte ſich die rein weltliche 
Natur des Beichluffes. Der Delumenicität bes Concils fliehen bie erheblih⸗ 
ften Bedenken entgegen. Schon die Einberufung erfolgte nicht nad der 
Weiſe früherer Goncilien und die Zujammenfefung war eine von biejen we 
ſentlich verfchiedene. Doch mag darauf Fein allzu großes Gewicht gelegt 
werben. Bon viel eingreifenderer Bebeutung war dagegen der Gang det 
Verhandlungen nicht nad) eigener, ſondern vom Papft dem Concil ocdroyirtet 
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eſchäftsordnung, die jebe freie Bewegung bes Geiſtes hinderte und derzu⸗ 
Ige ſchließlich mit einfacher Stimmenmehrheit Beſchlüſſe gefaßt wurden, 
inz wie in jedem weltlichen Parlamente. Die angebliche Einwirkung bes 
 Geiftes ſank dabei zur bloßen Bhrafe herab und die Behauptung einer 
Achen ift im Gegentheil nur geeignet, wirklich frommen Gemüthern Aerger⸗ 
iß zu bereiten. Die Sachlage bat fi feit drei oder vier Jahrhunderten 
„tal verändert: heute gibt es Telegraphen und eine Prefie, wie fie zur Zeit 
es Conſtanzer Concils oder felbft des Tridentinums noch ganz unbelannt 
saren: die Maſchinerie, durch welche die Beſchlüſſe des Vaticanums erzielt, 
emöglicht und zu Stande gebradht wurden, Tiegt vor aller Welt Augen offen 
a und fließt eine Einwirkung bes bi. Geiftes wenigftens Hier vollfländig aus. 
Ule Verſuche der Hierarchie und der ihr ergebenen Preſſe, die Welt über bie 
datur der vaticanifchen Beichlüffe und die Art, wie fie entftanden, zu täufchen, 
mb rein vergeblih. Die katholiſche Kirche iſt durch dieſelben nicht in ihrem 
igentlichen Glaubensinhalte, wohl aber in ihrer Berfaflung eine total andere 
worden und der Gtant war volllommen berechtigt, zu biefer Neuerung 
einerfeits biejenige Stellung einzunehmen, bie feinen Intereflen am ange- 
neflenften ſchien, ohne feine Graͤnzen zu überföhreiten und ohne in das 
nnere Gebiet der Kirche einzugreifen. 

Kein einziger Staat Europa’s Hat bie Beichläfie des vaticanifchen Oattng 
Soncits pofitiv anerfannt. Die meiften erflärten vielmehr ausbrüdtid), baf Regie. 
ie dieſelben nicht anerfennen und fie als für fich nicht beſtehend erachteten. rungen. 
Damit begnügten fie ſich jedoch auch. Die katholiſche Kirche befteht aber 
us Form und Inbalt: diefen, ber ja derſelbe geblieben war, anerlannte 
ver Staat nad) wie vor, nur jener und aud ihr nur, foweit fie eine andere 
reworben, verfagte er feine Anerlennung. Form und Inbalt Iaffen fid) indeß 
ch in biefem Berhältniffe wie auf anberen Gebieten nur ſchwer trennen. 
Daber ber Gtreit, ber um fo heftiger entbrennen mußte, als e8 der Staat 
serjäumit hatte, zu ber gewaltigen Revolution innerhalb ber katholiſchen Kirche 
rechtzeitig Stellung zu nehmen und es erft that, da er es ihun mußte, ba 
er fich einer vollendeten Thatfache gegenüber ſah. Diefe felber aber iſt nur 
das Iehte Glied einer langen Kette, beren weitere fi im Gyllabus, in den 
wiederholten Berfammlungen der Biichöfe zu Rom im Laufe des legten 
Jahrzehents, in ber Verkündigung des Dogma’s von der unbefledten Em⸗ 
pfängniß Maria’s, in der ganzen Reihe der mit Rom abgeſchloffenen Con⸗ 
eorbate bis auf das folgenſchwere diterreihiiche und jo fort bis zuräd zur - 
Wieberherftellung des Jefuitenordens und weiter verfolgen laſſen. Wenn ber 
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Staat durch die päpflliche Unfehlbarfeit mehr oder weniger pi cı 
feiner Ruhe aufgerüttelt wurde, jo gefhah es nur, meil er die Augen ver 

ber vielfach gemwaltfam gegen das, was von einer mächtigen und raftie 
thätigen Partei innerhalb der Tatholifhen Kirche ſeit Jahrzehenten geplar:. 
porbereitet und geichaffen wurde, geſchloſſen, ja es aus mißverflanberr- 
Der Conſervatismus vielfach ſogar begünftigt hatte. Jetßt befand ſich der Siec. 
2 allerdings im Stande der Nothwehr. Aber es entſpricht der Wahrheit bei 
Etaat u.nicht völlig, wenn behauptet wird, die Kirche babe den Streit unb zwar - 
Fir wiſſermaßen muthwillig begonnen. Auch die Kirche befindet fi} in gawiirz 
Sinne im Stande ber Nothwehr, nidht nur der Staat. Der jeit dem 
deutich-franzöflichen Kriege ausgebrochene Kampf zwiichen Staat und Rind: 

ift ein nothwendiges und unausweichliches Produkt der Entwidelung der «=: 
ropäifchen Menſchheit. Der moderne Staat ſtammt nit von geftern v: 
auch nicht von der franzöfiicden Revolution von 1789, feine Anfänge reide 
vielmehr zurüd biß in den Ausgang bes: Mittelalters. Die Kirche iſt mil: 

in ihrem eigentlichen inneren Gehalte, wohl aber in ihrer ganzen Form 
ihrem Organismus, ihren Anſchauungen, ihren Anjprüden ein Probuft ix 
Mittelalters. Allmälig aber feit dem 14. und zumal feit dem 15. Jabe⸗ 
hundert ift unfere ganze Weltanihauung eine volllommen andere geworde 

als diejenige war, aus welcher die katholiſche Kirche emporgewachſen ifi, ze 
wird es täglich mehr. Im Mittelalter beivegte fi) der Staat weſentlich : 

ben Bahnen der Kirche und war diefer, wenn auch nicht rechtlich, fo bed 
thatſächlich vielfach untergeordnet und die Berdienfte der Kirche bes Mitte. 
alter8 um bie Givilifation, um den Fortſchritt ber Menfchheit in Wilfenider 
und Kunſt, in allem, was das Leben hebt uud verjchönert, ſoll nicht be⸗ 
ftritten und nicht verkleinert werden. Die neuere Zeit hat das Berhälms 
weientlih umgekehrt: die Wiffenichaft Hat fi von der Kirche unabhäna:: 
gemacht und verfolgt ihre eigenen Bahnen nad) allen Seiten völlig frei un: 
völlig felbftändig und der Staat iſt feinerfeit8 zum Bewußtſein jeiner vollen 
Aufgabe gelangt und ift unermüdlich in der Arbeit, fie immer tiefer un: 
volftändiger zu erfaflen. Im Mittelalter übermogen bie gemüthlichen, ir 
der Neuzeit die geiftigen Kräfte, die Kräfte der Intelligenz, und dieſes Ueber⸗ 
gewicht vermehrt fich faft von Tage zu Tage, ohne daB damit gefagt i*. 
daß unjere Zeit die Kräfte bes Gemüthes unterbrüden oder auch nur cr 
ring achten und nicht vielmehr nah Möglichkeit ihre Ausbildung und Ir 
thätigung unterftüßen und fördern jol. Es ift damit nur eine Thaticdx 
ausgeiprodden, die faum geläugnet werben kann und bie wohl, wie alles, 
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em Plane der göttlichen Vorjehung entſpricht. Dieſe geiftige und flantliche 
ntwidelung der Neuzeit ift fo ſtark und fo entſchieden in beichleunigtem 
Rafe fortichreitend, daß bie Kirche allmälig eine ihrer Stüßen nad ber 
nderen wanken und gar mande dahin fallen ſah, ohne es Kindern zu 
irren. Die Kirche erlannte nachgerade deutlich, daß bei der Entwickelung, 
yelche die Dinge genommen hatten und immer entichiebener und rückfichts- 
oſer nehmen, der Staat und bie Wiſſenſchaft die Kirche zwängen, in ihre 
Zahnen einzulenfen und ſich in dieſen in einer gewiflen unläugbaren Ab⸗ 
ängigleit zu bewegen. Dagegen bäumte fi nun die Kirche und zwar vor 
lem die römijchelatholifche auf, in der. feften Ueberzeugung, daß ihr Orga⸗ 
ismus und zwar bi8 in bie Fleinften Details hinaus eine unmittelbar 
wöttliche Inflitution und, fo wie fie if, von Gott felber zu einer ewigen 
Dauer bis an's Ende aller Dinge berufen ſei. Biele Stürme ſchon waren 
m Laufe der Jahrhunderte über die römische Kirche Hingegangen, aber fie 
varen nur vorübergehend und von Turzer Dauer geweſen; die Kirche hatte 
ich gebeugt und war nachher wieder aufgeflanden, nicht weniger feit und 
nicht weniger, mächtig als zuvor. Was fie jebt ſah, war fein berartiger 
bloß vorübergehender Sturmwind, der Boden jelbft, auf dem fie fianb und 
bisher feft zu fliehen gemeint batte, wankte, verſchwand theilweife unter ihren 
Füßen, wandelte fi) zuſehends um: ein Ende war gar nicht abzufehen. 
Der Berluft des Kirchenftnates im Jahre 1860 machte das Maß des Er- 
träglichen voll und jchnitt den Faden der Geduld endgiltig ab. Daran, 
irgendwie nachzugeben, ſich mit dem veränderten Geifte und ben neuen Be- 
dürfniffen der Zeit zu verfländigen und auszugleichen, wurde in Rom aud) 
nicht einen Augenblid gedacht. Eine Inflitution, die nicht nur in ihrem 
Brincip, jondern in allen ihren Einzelheiten, jo wie fie ift, eine göttliche zu 
fein glaubt, Tann nicht nachgeben, fie muß widerfichen, fie muß für ihren 
Beftand ohne die geringfte Conceſſion kämpfen und wird ſchließlich, davon 
iſt fie felfenfeft überzeugt, auch fiegen. Für eine folde Macht kann es fich 
nur darum bandeln, welche neue Mittel, da die alten nicht mehr genügten, 
zu ergreifen jeien, um fich zu behaupten gegen den Andrang der Zeit und 
ihn zu überwinden. Gegen die Umwälzung bes 16. Jahrhunderts hatte bie 
Inftitution der. Gefellihaft Jeſu genügt, mit ihr war es gelungen, in weiten 
Gebieten die ſchwachen Keime des Proteftantismus völlig auszutreten, nicht 
minder weite,. die demſelben ſchon anbeimgefallen, ibm wieder zu entreiken 
und bemjelben überhaupt Schranfen zu jegen. Der neuen, nod größeren 
Gefahr mußte auf demjelben Wege durch verflärkte Mittel entgegen getreten 
" 36 





562 JAeberſicht der Ereigniſſe des Zehres 1872. 


werden. Die Jeſniten und ihre Doctrin bildeten bis dahin eime einzelne, 
wenn au mächtige, Partei innerhalb ber Kirche neben anderen, bie zom 
ihnen entſchieden nichts wiffen wollten. Jetßt geivannen fie bie Oberhend. 
Die lehramtliche päpitliche Unfehlbarkeit und bie ablolute Macht des Papfies 
über die Kirche, über alle Biſchöfe und alle Gläubigen waren vom jeher ba} 
Ziel alles ihres Strebens geweien: das vaticaniiche Concil beitätigte Beides 
und legte e8 allen Gliedern ber Kirche als unantaflbaren Glaubensſaß auf. 
Es war eine vollkommene Revolution innerhalb der Kirche, nicht in ihrer 
Glaubensinhalt, ſondern in ihrer Verfafiung. Sie gelang nur, weil dx 
Kirche fein anderes‘ Mittel mehr kannte, um ber Zeit zu widerſtehen, als 
wenn alle ihre Glieder Einem Willen und zwar unbedingt gehorchten, und, 
eben darum war ber Widerftand gegen das nee Dogma oder vielmehr 
gegen die neue Verfaffung ein jo ſchwacher und unterwarfen ſich ſchließlich 
auch diejenigen, die ihr anfänglich einigen Widerfland entgegengefeßt hatten. 
So erflärt fi der Urfprung bes Unfehlbarkeitsdogma's. Bon biefer Staxb- 
puntte aber ift Die frage, wer den Streit zwiſchen Staat und Kirche be 
gonnen babe, eine völlig müßige. Es find eben zwei Gewalten, bie nad 
der ganzen Entwidelung zufammen ftoßen mußten. 
Die ta Zur Beurtheilung des gegenwärtigen Kampfes wilden Staat ımb 
dert mstiche ift aber noch ein anderes Moment von wefentlicher Vebeutung. Wie 
Mittel- fon angedeutet wurde, ift bie Tatbolifche Kirche in ihrer äußeren Geflal- 
PAR tung, aber nicht nur in Diefer, fondern aud in ber Art, wie fie Die dirif- 
Reaction. Jichen Wahrheiten auffaßte, dogmatiſch feftftellte unb zu immer allgemeinerer 
Geltung zu bringen fuchte, das Probutt und zwar das großartigfte umb be- 
beutiamfte Produkt des Mittelalters und feiner Weltanfhauung; um fie drei 
oder gruppirt fih denn aud) die gefammie äußere und innere Entwidielung 
jenes Zeitalter8 in allen, auch ben politiiden Organismen, die es bervor- 
gebracht dat. Die Weltanfchauung des Mittelalter bat aber den Fortſchritten 
der Willenfhaft, namentlih ben ungeheuren Fortſchritten der Naturwiſſen⸗ 
ſchaften in ihrem weiteften Umfange, die ja im Mittelalter noch volkänbig 
in ben Kinderſchuhen ftafen, nicht Stand zu halten vermodt. Gang all- 
mälig mußte daher die Weltanſchaunng bes Mittelalters einer andern Pia 
machen, deren bedeutjamftes Produkt in kurzer Bezeichnung der ſog. moderne 
Staat iſt. Dieſe neue Weltanſchauung liegt aber noch keineswegs fertig und 
abgeſchloffen vor uns: ihre Anfänge reichen ziemlich weit zurüd, die Menſch 
heit arbeitet ſchon feit mehr als brei Jahrhunderten mit fleigenbem WBemußl- 
jein an ihrer Ausgeftaltung, aber zu Ende gekommen ift fie damit offenbar 
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noch lange nicht. Noch gährt es in der Tiefe nnd auf allen Seiten ge= 
waltig durch einander und diefe Gährung treibt, das kann unbedenklich zu⸗ 
‚geftanden werden, viel Unreifes und Unreines an die Oberfläche, das beſei⸗ 
tigt und überwunden werben muß. Das ift oft feine Kleine und feine leichte 
‚Arbeit. Aber Die Neuzeit wird und muß damit fertig werben, wenn wir 
auch nicht wiflen, wie viele Jahrhunderte fie Dazu bedürfen wird. Inzwiſchen 
‚wogt der Rampf zwilchen den Gebilden der alten und ber neuen Weli⸗ 
‚onfhauung hin und ber. In der allgemeinen geiftigen Entwidelung ber 
‚Zeit bat die neue Weltanſchauung, fo unvolllommen und unvollftändig fie 
auch noch if, doch bereit weit das Uebergewicht gewonnen und gewinnt es 
‚ganz unwiderſtehlich täglich mehr. Aber der Mebergang, die Umförmung 
‚der auß der alten Zeit und der alten Weltanſchauung noch vielfach in die 
‚neue hereinragenden politiichen und kirchlichen Gebilde und Organismen 
‚wie die Ausgeftaltung neuer Organismen ift ein ſchweres Stüd Arbeit, 
das nur langfam und meift nicht ohne bie heftigſten Kämpfe bewältigt 
‚wird. Die alte Zeit wehrt ſich mit aller Macht gegen die neue und fo 
‚vergeblich, «8 auch fein wird, hofft immer noch, fie ſchließlich überwinden 
zu können. Allen anberen Mächten der alten Zeit voran fleht dabei bie 
römisch-Tatholische Kirche: wenn alles wankt, Rom wankt nicht, wenn alles 
Sonceffionen macht, Rom macht keine, es will bleiben, was es war und will 
es in alle Ewigkeit bleiben; nicht eine. ber Ideen, die es zur Zeit ber Blüthe 
des Mittelalters ausgebildet, nicht einen der hochfliegenden Anſprüche, ben 
es damals gefaht, hat es aufgegeben oder ijt e8 gemeint, jemals aufzugeben. 
Der Kampf zwiſchen der neuen und ber alten Zeit mußte fi fajt noth⸗ 
wendig fchließlih zu einem Kampf zwilchen dem mobernen Staat und Rom 
geftalten und er bat ſich dazu geftaltet, wenn wir auch erfichtlich erſt in den 
Anfängen: befjelben fliehen. Das Chriſtenthum ſelbſt ſteht Dabei außer Trage. 
Die conftituirten Gewalten, weiche ben Kampf mit Rom aufgenommen haben, 
denfen auch nicht von ferne daran, dem Chriſtenthum ſelber zu nahe zu treten, 
nicht einmal der Kirche in ihrer gegenwärtigen Organifation, fo ſehr fie 
auch einer Reform in Haupt und Gliedern bebürfte, jobalb fie nur ſich ent- 
ſchlöffe, auf ihre rein religiöfe Aufgabe ſich zu beſchränken und auf ihre Ie- 
Diglich weltlichen Anfprüche gu verzichten, den modernen Staat in ber Ber- 
folgung jeiner ethiſchen Aufgaben nicht zu hemmen und nicht zu befämpfen. 
Dazu kann fidy aber Rom nie und nimmer entſchließen; es bleibt, was «8 
im Mittelalter war und will e8 in alle Zufunft bleiben. Und dabei findet 
e3 Verbündete: auch auf meltlihem Gebiete ift der Kampf des modernen 
56* 
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Staates mit den Anſchauungen und Intereſſen ber alten Beltaufdhauung 
noch keineswegs heendigt. Die Unterlegenen aber jchließen fi Rom an, 
ordnen ſich ihm erfichtlich mehr und mehr unter. So iſt Rom das Haupt 
und Der Führer der gejammten europäischen Reaction geworden und wirb «& 
von Tage zu Tage entfchiedener. Und das iſt es, was den Ramıpf wilde 
Staat und Kirche zu einem allgemeinen maden muß, ſoweit er es mid 
ſchon ift, was ber Zeit ihr politiiches Gepräge aufdrückt. 

Brant- Es tritt das deutlich und fo zu jagen handgreiflich in denjenigen ber 

en den Ländern zu Tage, been innere Entwidelung unläugbar für diejenige 
des gejammten Europa’ den Ausſchlag gibt, Deutichland und Frankteich 
In dem lehteren namentlich haben in diefem Augenblide (Juni 1873) bie 
vereinigten Parteien der Legitimiften, Orleaniften und Bonapartiften bes 
Heft der Regierung in ihre Hände gerifien und ein Eoalitions- Miniferum 
aus allen dreien gebildet. Nun denn, alle drei haſſen fi unter einander 
aufs töbtlichfte und find politiich nur in dem einig, was fie nicht wollen, 
aber unverjöhnli” uneinig über das, was jede in Iehter Linie für fh am 
ftrebt; es ift ganz und gar unmöglich und ein geradezu lächerliches Unter⸗ 
nehmen, den Grafen von Ehambord, den Grafen von Paris und den jungen 
Louis Napoleon jemals unter einen Hut bringen und dieſe Diymaftifchen Prö- 
tendenten durch irgendwelche Combinationen erblich mit einander verfchmelzen 
zu wollen. Die natürliche Folge davon iſt, daß das Feldgeſchrei ber ver 
bündeten Parteien zwar beim Angriff ausbrüdiich gegen die „unmöglich 
conjervative Republif” des Hrn. Thiers ging, daß aber alle drei ihre 
wahren ahnen des Legitimismus, Orleanismus und Bonapariitums nad) 
dem Siege fofort haben in die Taſche fleden mülfen, um in Wahrheit 
thatfächlih genau eben fo republilanifch zu regieren, wie Hr. Thiers und 
feine freunde, nur daß ihre Devife flatt „conjernative Republif” jegt „mo 
ralifde Ordnung” lautet. Sobald ein Verſuch gemacht werden würde, bie 
Republif wirklich umzuwerfen und die Monardie, d. 5. eine der drei mög 
lichen Monarchien, berzuftellen, in demſelben Augenblide würde amdh bie 
Goalition nad allen Richtungen der Windrofe auseinander geiprengt fein, 
der Krieg Aller gegen Alle in befter Yorm ausbredien und es würde fi 
beftätigen, was Hr. Thiers jederzeit behauptet bat, daß die Republil bie 
frangöfifche Geſellſchaft vielleicht nicht einige, aber doch noch am wenigſten 
trenne. Was die drei augenblicklich herrſchenden Barteien trennt, iſt bie 
Politik, was fie allein verbindet, ift der GClericalismus oder Ultramentanis- 
mus. Aus Ueberzeugung und Berechnung, aus ber leßteren aber noch mehr 
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8 aus der erſteren, haben bie drei monardifchen Parteien, weil an fi) 
Hnmãchtig, in feine Dienfte fih begeben und der Ulttamontanismus ift «8 
yerım aud, ber gegenwärtig in Frankreich in den Maßregeln der Regierung 
vie in den Proceifionsdemonftrationen der von ihm gelentten Maſſen feine 
Triumphe feiert und damit Beſiß von dem augenblicklich wenigftens wieder 
:roberten Lande nimmt. In Deutichland ift feine Lage allerdings die ge⸗a und 
rade entgegegengeſetzte und doch ſehen wir and) hier genau dieſelben Erſchei⸗ für 
nungen. Die ultramontane Partei bildet auch hier den Mittelpunft und die Dome 
leitende Seele der ganzen Oppofition gegen das Reich: hannoveriſche Welfen irn . 
und bayeriſche Partikulariſten, politiſche und kirchliche proteſtantiſche Utras Reich 
mie revolutionäre Polen lämpfen unter ihrer Aegide und ſchließen fih an 
Die fog. Genirumspartei des Reichstags an. Für fi allen iſt auch hier, 
wenn auch aus anderen Gründen, jede diefer Parteien, welche überwundene 
Mächte repräfentiren, unmächtig und hat wenig oder feine Ausficht, jemals 
wieder zur Macht zu gelangen und das neue deutſche Reich wieder auge 
einander zu fprengen: nur im Gefolge und mit Hilfe der ultwamontanen 
Partei und der römifchen Kirche ift es vielleicht möglich und nur biefe nährt 
Die zuverfichtliche Hoffnung, damit früher oder fpäter zu Stande zu kommen. 

Die deutfhe ultramontane Partei, die ihren Sheereslörper in den Bi- * 
ſchöfen hat und in den Maſſen, die ſich von dieſen willig und unbedingt monte- 
leiten laſſen und von der ſich immer mehr ausbreitenden fog. Fatholifchen "met. 
Preſſe möglichft geſchult und disciplinirt werden, findet ihren prägnanteften 
Ausdrud, wenn e8 zur Zeit auch nur gewiffermaßen bie Vorbut des Heeres 
ift, in der Gentrumspartei des Reichstags. Noch vor wenigen Jahren konnte 
man fi darüber ſtreiten und ſtriit auch darüber, was denn eigentlich ultra= 
montan fe. Heute iſt dieß faum mehr möglich. Damals beftanden inner- 
halb der katholiſchen Kirche noch verſchiedene Richtungen und Anfchauungen, 

Die, umvereinbar unter einander, fi bekämpften und befämpfen Tonnten, 
ohne daß damit irgend eine derſelben das Recht verlor, ſich römiſch⸗katholiſch 
nennen zu dürfen. Jetzt bat Rom gefprocdhen und was es nicht officiell ver- 
fünbet Bat, das ſprechen feine, zum Theil ausdrücklich als ſolche anerkannten 
Organe officds aufs deuilichſte aus. Die Kirche iſt eine göttliche Inſti⸗ 
tution unb zwar nicht etwa bloß in ihrem Urfprunge und in ihren dog⸗ 
matifhen Grundlagen, fondern auch in ihrem ganzen äußern Organismus 
und bis in feine Iehten Ausläufer. Sie ift das Reich Gottes auf Erden, 
der Papft fein Statthalter. Dieſer aber iſt lehramtlich — daß er es nur 
in dieſer Beiräntung fein foll, kann unbebenflich zugegeben werden, weil 


566 Jieberficht der Greiguiffe des Aehres BR. 


praliſch obne alle Bedeutung —, unfehlbar und das abſolate Hazp be 
Kirche. Die Bilchöfe fliehen nicht mehr, wenigfiens bis anf einen gesifien 
Grad, neben ihm und von ihm unabhängig, ſondern nach bem Baticanım 
durchaus unter ihm und von ihm volllommen abhängig: fie haben keines 
eigenen Willen mehr, fie find lediglich Werkzeuge in feiner Hand und prie- 
eipiell nicht bereihtigt, irgend etwas ohne, geichtweige denn gegen feines 
Willen zu thun. Die Frage iſt in der kurzen Spanne Zeit feit dem Ba- 
ticanım nod nicht praftifdh geworben, weil die Bifcöfe, ſelbſt Diejenigen, 
bie vorher am entſchiedenſten opponirt, ſich ſeither alle unbedingt unterworkz 
haben unb vorerft ſchon um der Lage der Roth willen, in ber fie ſich be 
finden, auch nit daran denken Tönnen, einen eigenen Willen haben zu 
wollen. Die Kirche, d. 5. ihatfähli der Papft, beſtimmt von fich amt. 
traft ihrer götifichen Senbung ben Umfang ihres Gebietes und nimmt für fd 
ausbrüdlich das ganze fittliche Gebiet, die gefammte fittfiche Aufgabe ber 
Menſchheit in Anſpruch und zwar im weiteflen Sinne bes Wortes. Dem 
Staate bleibt nur die Aufrechthaltung der äußern Rechtsordnung, die Ein⸗ 
treibung der Steuern, die Verwaltung für die mannigfaltigen Intereffen ber 
Nothdurft dieſes Lebens und das Militärweien, ſoweit es nöthig if. Selbi- 
verſtaͤndlich ift die Kirche vom Staat völlig unabhängig. In bie Feſtftelung 
der Heilswahrbeiten und bie Verlündigung berfelben fowie die Spendung ber 
Salramente ſich einzumifchen, daran denkt der Staat felber nicht; die Wahl 
ber Bilchöfe Durch die Fürſten in einigen Ländern, die Mitwirkung berfelben 
in andern ift natürlich nur eine Gonceffion des Papfles, die jederzeit wider⸗ 
rufen werden kann und, fobalb es bie Umflänbe erlauben, wiberrufen wer- 
ben ſollte, zumal gegenüber alatholiſchen oder ſolchen latholiſchen Fürften, bie 
von dem ihnen eingeräumten Rechte nicht ganz im Gimme der Kirche Ge⸗ 
brauch maden; bie Beiehung aller übrigen geiftlicden Pfründen fieht ans 
fchließlich den Bilhöfen zu und zwar ohne dab der Staat aud nur das 
mindeſte drein zu reden hätte; alles von ihr bisher erworbene Gut erklärt 
die Kirche in alle Ewigkeit als unantaftbares Eigenthum todter Hand und 
nimmt überbieß das uneingeſchränkte Recht in Anſpruch, es nad) Möglichke 
und obne bie mindeſte Beſchränkung in's Ungemeſſene zu vermehren; ſowei 
es bie und da nicht ausreichen jollte, bat ber Staat bie Berpflichtung ein- 
zutreten, und wenn er über alles das hinaus noch freiwillig ein Uebriges 
thun will, jo bleibt e8 ihm unverwehrt und thut er ja nur ein gutes Wert; 
bie beſtehenden Klöſter find unantaflbar und Die Freiheit, neue zu gründen, 
ift unbefchränft, je mehr, befto beſſer natürlich; die Kirche zahlt von ihren 
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Bit keine Steuern und die Elerifer find von jeder weltlichen Gerichtsbarkeit 
eginirt; die Eiviiche muß, wo fie befteht, wieder abgeichafft werben, die 
Ehe if ein ausichließlich lirchliches Imflitut und die Führung der Stanbes- 
regifer if Sade ber Kirche; bie Schule flieht durchaus unter geiftlicher 
Zeitung und wenn bie Kirche dabei dem Staate oder ben Laien einigen 
Einfluß geflattet, fo iſt lediglich ihr guter Wille, die Beſoldung der Schul» 
lehrer ?t dagegen Sache des Staats oder ber Gemeinden; bie Aufficht der 
Kirche erftredt ſich auch auf alles höhere Unterrichtsweien, namentlich auch 
auf dasjmige der Univerfitäten; die Bildung und Erziehung der künftigen 
Cleriler efolgt von den zarteften Jahren an in eigenen geiftlichen Semina- 
rien, bie von der Außenwelt möglichft abgeichlofien find; die Preſſe ſteht 
unter geiftliher Genfur. „Bonifaz VII. bat in ber Bulle unam sanctam 
„Die Oberhoheit der Kirche über ben Staat proflamirt; wir räumen e3 ein 
„und betonen mit ihm dieſe Oberbobeit, weil wir, jobald wir daran zwei⸗ 
„felten, aufhören müßten, Katholilen zu fein. Der Staat mag nad) feinem 
„Ermeffen fi mit feinen Finanzen, feinem Heere, feinem Hanbel, der in- 
„neren Orbnung unter feinen Bürgern u. dgl. beichäftigen, die Kirche wird 
„ihn gewähren laffen, es ſei denn, daß er in biefen Dingen bie Gerechtig⸗ 
„keit veriefe, die chriſtliche Moral mit Füßen trete und jeinen politifchen 
„Sweden die ungleich höheren Intereſſen der Seelen opfere. In dieſem 
„Tall würde die Kirche ihn ermahnen, zurechtweißen, ftrafen. Es find zwei 
„Sewalten von. ſehr verfchiedener Natur und die eine der andern unterges 
„erdnet. Eine Gefahr ift nit zu fürdten, wenn ber Staat fidh in ber 
„bergelegien Weiſe der Kirche unterwirft. Weßhalb nicht? Weil durch Diefe 
„Unterordnung des Geringeren unter eine göttliche Geſellſchaft an der Natur 
„Der beiben Theile nichts geändert wird. Die Unterwerfung, welche bie welt. 
„lichen Fürften der Kirche ſchulden, iſt übrigens, genau genommen, nur eine 
„negative Unterwerfung. Diefelbe befteht darin, auf ihrem weltlichen Gebiete 
„nichn zu then, was gegen das Recht bes der Kirche angebörenben höher 
„ſtehenden geiftlichen Gebietes verſtößt.“ Das ift ausgeſprochener Maßen 
Das Ideal, das Ziel der anerlannten Organe des Baticans und ber ultra» 
montanen Partei. Die Wirklichkeit entiprach demfelben allerdings nirgendivo 
und zu feiner Zeit ganz, unb heute weniger ala je. Aber e8 wäre das 
nad) ihrer Anſchauung die wahre Stellung der Kirche in ihrem volliten und 
reinften Ganze. Es ift auch keineswegs ein bloßes Phantafiegebilde; jeber 
einzelne ber oben angeführten Punkte war zu irgend einer Zeit und in ir 
genb einem Lande anerlannt, wenn auch vielleicht unvolllommen durchgeführt. 
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Auch in Zukunft wirb es ſchwer fein, das Ideal voliflänbig zu erreiden 
aber es muß doch als ſolches und als Ziel angefirebt werben. Bored 
ſchrecken freifih noch viele, im Uebrigen gut ultramontane Katholiten vr 
biefer oder jener Conſequenz zurüd, wenn fie au; das Syſtem jeher 
im Princip als richtig und berechtigt anerkennen: das ift aber Iebigiidem 
Frage der Opportunität; mit der Zeit würden fie der Logik ber Thatache 
nicht außzumeichen verpiögen. Wer fi) auf den Boden bes Syſtent fiel, 
muß nothwendig Schritt für Schritt weiter gehen: wenn ber Einzel zag ˖ 
haft ſtehen bleibt, jo werben andere Muthigere an feine Stelle treter. Des 
ift der Hintergrund ber ultramontanen Partei. Er liegt hinreichend ange 
deutet in den Sägen bes Syllabus und in den Beichlüffen Des vaticaniichen 
Concils und ift feither, wie gejagt, von den anerlannten Organen ber ri» 
miſchen Eurie einläßfih und unumwunden dargelegt worden. 
—— Der Geiſt der deutſchen Nation bat fi dieſem Syſtem niemals gefret. 
Deurg- Jahrhunderte Yang hat er gegen basjelbe angefämpft. Die Erfolge waren 
lando. wechſelnd und das ſchließliche Reſultat ein unentichiebens. Die Päpfle vom 
mochten ihre Anfprüche nicht definitiv durchzuſetzen, ohne darum jemals and 
nur auf einen berfelben zu verzichten; das beutfche Reich aber ging bern a 
Grunde. Inzwiſchen nahm die Menfchheit in einer ganzen Reihe von Er 
eigniffen eine Entwidelung, welche fie von ber Frage ablenkte und zu du 
Glauben verlcitete, fie fei für immer begraben. Ploßzlich erhebt fie ſich wieder 
und zwar mit einem Nachdruck, ber an zwingender Gewalt Taum ſchwaͤche 
ift, als in irgend einem ber früheren Jahrhunderte, wenn auch die Art um 
Weile, wie der Kampf aufgenommen und geführt wird, fih als ein gg 
verfchiebener darſtellt. Und wieder fieht fi Rom mit feinen Anſprüchen im 
erfter Linie der deutſchen Nation gegenüber. Wie fchon angedeutet, war de 
Lage Roms Deutſchland gegenüber beim Eintritt in den Kampf feine an 
günftige. Die deutfchen Regierungen und zwar vor allem ans bie größte 
unter denfelben, bie preußifche, hatten feit Jahrzehenten die mannigfalligen, 
offenen und geheimen, unermüblichen und zähen Beftrebungen Ron m | 
feiner unbedingten Anhänger für Befeftigung und Ausbreitung feiner Gern 
ſchaft und feines Einfluffes nicht nur ruhig gefchehen laſſen, ſondern fogar 
noch vielfach unterftügt, nur in feltenen Fällen ganz, wie in Heffen gegenüber 
der ˖ biſchöflichen Eurie von Mainz, auf bie‘ Rechte des Staats ausbrädiid 
verzichtet, aber doch von benfelben, auch wenn fie gefeßlich außer Zweifel 
ftanden, feinen Gebrauch gemacht. Die deutſchen Biſchoöfe wurben von ber 
tömifchen Nuntiatur in München unter firenger Aufficht gehalten: die An 
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HHauungen der SYefniten und ihre Anftrengungen, in der Umgebung der Bi⸗ 
Höfe und im Volke feftere Wurzeln zu faflen, wurben von ihr energiſch 
ssterftüßt; ihr fiel, zum warnenden Beifpiel für andere, der. milde württem- 


‚ergijche Biſchof Lipp von Rottenburg zum Opfer. Die Oppofition der Bi. _ Die 


Ahöfe auf dem vaticanifchen Concil, deſſen Beichlüffe fie ihrer biäherigen 
Stellung neben dem Dberhaupte der Kirche enifleideten und als willenlofe 
RBertzeuge unter den römiichen Papft herabdrüdten, war das Iehte Auffladern 
Hhres durch eine taufendjährige Geſchichte geheiligten, aber feit Jahren ſchwächer 
ırıb fchwächer gewordenen Selbftändigfeitsgefühls, ihr Widerftand gegen bie 
Inm fehlbarkeit des Papftes war jchon nur zum Heinften Theile ein principieller 
ınD ging weit überwiegend bloß aus Opportunitätsrüdfichten hervor, indem 
ie, ohne fi die Augen mit Gewalt zuzumachen, doch einjehen mußten, daß 
ich Deutfhland, wo wiſſenſchaftliche Bildung in unendlich weiteren Kreifen 
verbreitet if, al man in Rom nur zu abnen ſcheint, derlei doch nicht fo 
eicht werde bieten laſſen und daß nicht bloß Rom, fondern die Kirche jelbft 
Damit in Deutfchland den größten Gefahren entgegen gebe. Es erforberte 
sinne nicht geringe Refignation von Seite der Biſchöfe, ih dem Machtgebote 
Roms zu fügen; aber es hätte hohen Mutbes beburft, Rom zu wiberfiehen 
und damit fi und die Kirche nicht minder großen Gefahren auszufehen, 
Denjenigen eines tiefgreifenden Schisma's. Jenes war immerhin noch unend⸗ 
Lich leichter, als Diefes: fie unterwarfen ih. Die Folgen, die fie davon 
vorausgeſehen, blieben nicht aus, aber fie entwidelten fi nur langſam. Die 
öffentlide Meinung, die weit überiviegende Mehrheit der gebildeten Klaſſen 
Deutſchlands, auch des Tatholiichen Deutſchlands, Tieß die Biſchofe über ihre 
Anſchauungen und Ueberzeugungen allerdings fofort nicht im Zweifel. Aus 
ihr ging zunächſt der fog. Altkatholiciamus hervor, aber er war, zumal für 
den Anfang, viel zu ſchwach, um die Stellung der Bifchöfe den Maffen 
gegenüber, die ihnen blindlings zu folgen gewöhnt waren, zu erſchüttern, er 


Biſchofe. 


diente im Gegentheil in erſter Linie nur dazu, den Clerus feſt um die Bi⸗ En 


ſchöfe zu ſchaaren, da feine Stellung in jeder Beziehung eine viel zu un« 
fichere ifl, al3 daß er e8 hätte wagen können, auf eigenen Füßen zu ftehen, 
wenn man aud annehmen muß, daß die Intelligenz doch mur bei einer 
fleinen Minderzahl eine fo verſchwindend geringe fei, um die päpftlicde Un⸗ 
fehlbarkeit nicht als Tirchliches Verfaſſungsgeſet; — als ſolches wäre fie, wie 
gejagt, begreiflich und wenn man will, berechtigt —, fondern als eigentlichen 
Glaubensſaz, als Dogma anzunehmen. Der Elerus konnte der Macht und 
ben Einflüfen der neubelehrten Biſchdſe und den Drohungen, bie fie alsbald 
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in’g Wert fegten, nicht widerfichen, als der Giant feinerfeits ſchwieg m 
den niebern Eleruß, ber ohnehin gebrüdt genug ift, völlig im Zweifel baräber 
ließ, was jein Schidjal fein würbe, wenn er es feinerjeitS wagte, ber eigenen 
Uebergeugung zu folgen. Denn die Erflärung der Regierungen, daß fie de 
baticanifchen Dekrete ihrerſeits nicht anertennen und denſelben rechtliche Folgen 
überall nicht zumefien könnten, war zunächſt ohne alle praftifche Bedeutung, 
jo lange daraus feine Gonfequenzen gezogen wurden. Hatten bie Bildik 
nicht ihrerjeits zu Excommunicationen gegriffen und daraus fofort praftikk 
Eonfequenzen aud für ben Staat gezogen, fo hätten fie ziemlich gemonzem 
Spiel gehabt, wäre der Altkatholicismus höchſt wahrſcheinlich allmäfig, abe 
im Ganzen doch ziemlich bald im Sande verlaufen, und lediglich eine Ar 
ſchleichenden Giftes zurüdgeblieben, das der Hierarchie laum ſehr geführt 
geweſen wäre. In Rom iſt man aber bei aller Schlauheit doch immer gr 
neigt, zur Gewalt zu greifen: Rom drängte, die Bifchöfe gehordien za 
führten dadurch in Bayern und in Preußen Berwidelungen mit den Regie 
“afinge rungen berbei, die freilich Anfangs nur unbedeutend jchienen, aber weıkı 
gemppe führen tonnten und auch weiter geführt haben. Der erfte bebeutfame Edles 
gegen bie Serausforberung erfolgte indeß auf einem anderen Punkte De 
Regierungen hatten bisher geſchwiegen und mußten Aufangs offenbar mil 
recht, wie fie gegen eine Bewegung vorgehen follten, bie fie zwar töhtih 
bedrohte, die aber zunächſt nicht leicht irgendwie zu faflen war. Aber ix 
Augen waren ihnen wenigftens aufgegangen unb es tonnie nicht mehr zweiie 
baft fein, daß fie entſchloſſen waren, ſich unter bie Anfprüce Roms wid 7 
beugen und mit der bisherigen Gonnivenz gegen dasſelbe zu brechen. Presben 
ging dabei voran, indem es noch im Jahre 1871 die ſog. Tathefiide Ab 
tbeilung in feinem Miniſterium für Gultus und Unterridt aufhob, weil ſe 
obgleich eine durchaus ſtaatliche Behörde, von Anfang an unb mehr um 
mehr nicht die Rechte des Staates gegen bie Kirche, ſondern umgelchet de 
Rechte und Anſprüche der Kirche gegen den Staat vertreten und werfodten 
hatte. Der Schritt war ein äußerfi bebeutfamer: Preußen brach babur) 
—* entſchieden mit feiner jüngſten Vergangenheit. Daran ſchloß ſich wieder a 
geiey in Preußen ein anderer nicht minder energiſcher Schritt, indem Die Regierum 
Preafen. noch vor dem Schluſſe des Jahres 1871 dem Landtage eine Gefepeisodiag 
zugehen ließ, welche bie Aufficht über die Boltsichule ansichliehlich und zu 
bebingt für ben Staat in Anfprud) nahm, fo daß auch Geiflfiche, wenn fr 
damit betraut würden, biefelbe nur im Auftrage des Staates und nicht em 
in Vollmacht der Kirche zu führen Hätten. Dieſes Geſeß bildete, uns wi 
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vollen Recht, die Grundlage der geſammten Politit des Staates wider bie 
debergriffe der römifchen Kirche. Noch bevor es jedoch zur Berbandlung Etun 
am, erwies es fich als überaus bedeutiam für Preußen: der bisherige Cultus· ans 
ind Unterricätsminifter v. Mühler kam darüber endlich zu Falle. Derjelbe Müster. 
yatte das Minifterium ſeit dem Anfange der Conflictsperiode verwaltet und 
yabei, mehr ein Dann der Kirche als des Staateß, das Unterrichtsweſen 
‚öllig den Imtereffen nnd Wünſchen ber Kirche oder, richtiger ausgebrüdt, 
ver 3. 3. in Preußen an ber Spige der evangelifhen Kirche ftchenden und 
jiejelbe beherricdenden Richtung untergeorbnet. Die proteftantifche Orthodoxie 
vurde von dem Minifter mit allen Mitteln, welche ihm die beftehende Ge⸗ 
egebung und die Verwaltung nur immer an die Hand gaben, um jeben 
Preis aufrecht erhalten und in jeber Weile gefördert. Das Vollsſchulweſen 
vurde dadurch feit Jahren in Preußen ſchwer beeinträchtigt und geſchädigt. 
Jahr für Jahr war der Uebelſtand für die innere Entwidelung Preußens 
m Abgeorbnetenhaufe des Landtags bei Gelegenheit dei Budget3 zur Sprache 
jebracht worden, aber nod, jedesmal war es dem Minifter gelungen, ſich 
iözureden und feine Stellung zu behaupten. Ein allgemeines Unterrichts⸗ 
jeſe, wie es nachgerade dringend noihwendig geivorden, war von ihm ent⸗ 
veder überall nicht zu erwarten oder doch jedenfalls nicht eine Vorlage, wie 
ie das Bebürfniß der Zeit und mit der überwiegenden öffentlichen Meinung 
ie Majorität des Abgcorbnetenhaujes gebieterijch verlangten. Jetst bereitete 
ich ein allgemeiner Sturm gegen den Minifter vor: fämmtliche liberale Frac⸗ 
ionen des Abgeorönetenhaufes verftändigten fich über ein fürmliches Miß⸗ 
tauensbotum wider ihn und waren entichloffen, das Schulauffichtsgeick ihm 
ticht zu bewilligen. Diefer energifhen Demonftration konnte er nun aller 
ings nicht widerfiehen und gab feine Entlafjung, die auch angenommen 
vurde. An feine Stelle trat der geh. Juſtizrath Fall, nicht ein Liberaler 
m Sinne diefer oder jener Partei oder Fraction, aber auch nicht ein Con⸗ 
ervativer im Sinne ber Feudalen: genug, er ergriff die Zügel mit ziemlich 
iherer Hand und räumte in feinem Reſſort mit ben abfolut nicht mehr 
altbaren Ueberreſten einer früheren Zeit und ber einfeitigen Richtung feiner 
Borgänger rafch und durchgreifend ayf. Der Schulauffihtsvorlage ſtanden 
est im Abgeordnetenhaufe Teine allzu großen Schwierigkeiten mehr entgegen. 
Imfonft hatte der geſammte katholiſche Episcopat Dagegen petitionirt, umfonft 
yatte derſelbe namentlich aus ben polniſchen Landestheilen, hatten die prote= 
lantiſchen Ultras aus Hannover eine Maſſe von Petitionen dagegen beige. 
wacht, umjonft belämpften die Ultramontanen im Abgeordnnetenhaufe die Vor⸗ 
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lage mit allen Mitteln der Beredſamkeit und ber Sophiftit, fie ging un 
9. Februar mit‘ 197 gegen 179 Stimmen in zweiter unb am 18. Jebrner 
mit 207 gegen 155 Stimmen in dritter Leimg durch. Die Regierung, 
namentlich auch der Minifterpräfident Yürft Bismarck, trat dabei mit En 
ſchiedenheit wider bie Clericalen für fie ein. Aus feinen Erörterungen gim 
hervor, daß bie Vorlage einen boppelten Zwed im Auge batte. Im W. 
gemeinen galt es, ben Staat bezüglich dieſes Gebietes vollſtändig auf few 
eigenen Füße zu fiellen und von jeder Abhängigkeit von ber Kirche zu be 
freien, nicht in dem Sinne, daB er nicht nach wie vor bereit fei, mit be 
Kirche Für den Religionsunterricht und für bie ganze fittfiche Erziehung be 
Jugend Hand in Hand zu geben, wohl aber in bem Sinne, daß den 
Staate der Vorgang und die Leitung gebühre und daß er fich die Berfek 
gung feiner Aufgaben nicht durch bie Interefien der Geiſtlichkeit verfünmen 


laſſe. ber diefer allgemeine Gefihispuntt war nicht der allein maßgebene 


Zunächft handelte es fi darum, den Widerfland, den bie polniſche Rativus- 


tät in Oberſchleſien, Pofen und Weflpreußen und mit ihm verbünbe de 


katholiſche Kirche der freien Action des preußiſchen Staats namentlich and 
auf dem Gebiete der Schule entgegen fehten, zu bredien. Preußen beiradin 
feine polniſchen Landestheile ſelbſtwerſtändlich als für immer mit ihm mer 
einigt und wie die Dinge Tiegen, ift es aud in der That mehr als ummalr 
ſcheinlich, daB das polnifche Voll je wieder zur Einheit und Gelbfändigfei 
gelange. Die Bolen jagen fort und fort Utopien nad; und überfehen dabe 
das zunächft Liegende und Dringendſte. Es ruft ein wehmüfhiges Mitgefühl 
hervor, zu fehen, wie die Polen unermüblich für die Behauptung ihrer Re 
tionalität Tämpfen. Aus eigenen Kräften aber find fie offenbar außer Staute, 
je wieder fie zurüd zu erobern, und es erzeugt gerabezu Widerwillen, ben 


Mitteln nachzugehen, die fie dafür in’3 Werk fehen. Der an Preußen ge 


fallene Theil bes ehemaligen Königreichs befindet fi; ımlängbar in ber been 
focialen Lage unter feinen Rationsgenoffen: aber feine geordnete Berwaltung 
feine geregelte Juſtizpflege, feine im Ganzen höhere Bollsbilbung verbaef 
er ausjchließlih dem preußiſchen Staate und dem beutichen Exuftnrelemexk. 
Heben wirklichen Fortſchritt der allgemeinen ſocialen Entwidelung hat jedoqh 
bie preußifche Regierung ftets mit Gewalt erziningen müffen und muß 4 
noch. Wie Oefterreih im Allgemeinen bie Aufgabe hat, die dentſche Eutter 
nad) Dften zu tragen und bie Verbindung bes Orients mit dem europeiſche 
Weſten zu vermitteln, fo bat Preußen eine ähnliche Aufgabe zumädlt dem 
polnifchen Elemente gegenüber. Die Sprache bes Staais muß aber zu bien 
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nDde Hin aud in ben polnischen Lanbestheilen freie Bahn haben. Gerade 
a aber war es, wo bie katholiſche Kirche der Thätigleit de Staats hem⸗ 
lend entgegentrat und bie geſeßliche Stellung der beutiden Spradhe in ben 
oImiſchen Bollsfhulen dur taufend Mittel und Wege verfümmerte und 
eradezu illuforifh zu machen ſuchte. Die Eonnivenz der preußifchen Regie 
ung der katholiſchen Hierarchie gegenüber während langer Jahre hatte auch 
ier ihre ſchlimmen Früchte getragen: das deutſche Element war vielfach un⸗ 
iugbar zurüdgegangen und in großen, früber ſchon Halb deutſchen Land⸗ 
trichen war es gelungen, das Deutiche wieder ganz auszumerzen. Aber 
ndIich hatte die Geduld ber preußifchen Regierung doch ein Ende. Das 
Schulauffihtsgefeß war denn auch zunähft nicht gegen die katholiſche Kirche 
m Allgemeinen und ihre Anſprüche gegenüber der Schule gerichtet, fondern 
rn erjter Linie darauf, ben Widerftand des katholiſchen Elerus in den öſt⸗ 
ichen Provinzen und den polnifchen Theilen derfelben zu bredden, obwohl es 
er preußijchen Regierung gegenüber ben katholiſchen und proteftantifchen Ge⸗ 
ieten au in ben mittleren und weftliden Provinzen wünſchenswerth er- 
cheinen mochte, die Frage ein für allemal und für das ganze Königreich 
itſchieden zu willen, daß bie oberfte Aufficgt über die Vollsſchule nicht der 
rwirche, jondern dem Staate und zwar ausſchließlich dem Staate gebühre. 
Da bie preußifche Regierung nicht gemeint war, ben berechtigten Einfluß ber 
rirche überhaupt auf die Schule irgendwie verfümmern zu wollen, jo ging 
das Schulauffichtsgeſetz in Teiner Weife gegen die evangeliiche Kirche: das⸗ 
ſelbe wiberjpricht dem Princip bes Proteflantismus nicht, wen auch) allerdings 
in einzelnen Landestheilen bie hergebrachte Stellung der evangelifchen Kirche 
zur Schule durch dasjelbe thatſächlich alterirt wurde. Die gemäßigten Ele» 
mente der evangeliſchen Kirche Preußens berubigten ſich denn auch bezüglich 
Des Geſetzes leicht. Nicht fo dagegen die Ultras, namentlich in Hannover, 
wo fie, von dem früheren Regiment begünftigt, ſeit längerer Zeit theilweije 
geradezu Tatholifirende, dem BProteflantismus ganz fremde Anjchauungen ge 
nährt Hatten. Als aber das Geſeßz am 8. März im preußifchen Herren- 
Haufe zur Berathung kam, fchloffen ſich an die kirchlichen auch alle politiſchen 
Ultras an. Schulter an Schulter fämpften bier die Reactionäre aller Art, 
feudale Junker, proteftantifche Eiferer und ulttamontane Katholilen, gegen 
das Geſetz. Die Minifter Bismard und Falk traten auch bier energifch für 
die Rechte des Staates ein. Der Iehtere betonte namentlich, daß die Re= 
gierung mit ihrer Vorlage durchaus auf dem Boden ber Berfafjung ſtehe 
und durch den bisherigen Gang ber Angelegenheit faft wider ihre urjprüng- 
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ſiche Abficht dahin gedrängt worden fei, eine principielle Exntfcheitung zu 
fordern und auf dem Berlangen zu bebarren, während ber erflere die 
Nothivendigleit einer ſolchen principiellen Entſcheidung aus der allgemeiner 
europäiichen Lage entwickelte und dabei ein grelles Streiflicht auf bie Te 
denzen und Beftrebungen der ultramontanen Partei fallen ließ. Das Refulint 

ber Abftimmung im Herrenhaufe übertraf Die gehegten Erwartungen: mit 125 

gegen 76 Stimmen wurde die Vorlage, wie fie aus dem Abgeorbnetenhaurt 
berborgegangen war, zum Geſeß erhoben. Die Regierung ging fofort an di 
Ausführung deffelben und räumte nad) und nach energiſch mit ben wiberfpäufti- 

gen geiftl. Schulinjpeftoren zunächſt in Oberſchleſien, dann aber audy in Boten 

und Weilpreußen auf. In den übrigen Provinzen, ſowie gegenüber der evan- 
geliichen Bevölferung blieb thatſächlich vorerſt Alles fo ziemlid im Alten. €: 
genügte, daß das Princip nunmehr gefehlich ausgeiprocdhen und feftgefiellt war. 

Der Die vom 9.—11. April in Fulda verſammelten preußiſchen Biſchöfe 
ante, befchloffen , fih dem neuen Gejege zu fügen und „au zu Gunften ber m 

ya. Princip von der Kirche losgeriſſenen Vollsſchule ihre Pflichten tren zu er 

füllen“, und es bat faft den Anſchein, als ob die preußiſche Regierung fd 
damals nod der Hoffnung hingegeben habe, wenn aud nit mit ber ulin- 
montanen Partei und ihren Führern, die mehr und mehr in Das Fahr⸗ 
wafjer der ausgeſprochenſten Demagogie einlentten, fo fei e8 body vielleicht 
möglich, fi” mit dem Episcopate und vor allem aus mit dem Papfte felber 

über einen modus vivendi zu verftändigen, wofern es nur gelänge, alle be⸗ 
fangenen und übelwollenden Zwijchenträgereien abzufchneiden. Fürſt Bis⸗ 
mard hatte diefen Gedanken früher dur; die Annahme eines päpflficken 
Nuntius in Berlin zu verwirffichen gedacht, darauf aber, weil die öffentliche 
Meinung einem folden Schritt entſchieden twiderftrebte, wie er erſt wenige 
Wochen vorher im Abgeordnetenhaufe erflärt, verzichtet. Seht glaubte er 

eine andere, nad feiner Seite hin anflößige Yorm für denfelben Zweck ge- 

‚Die Gefunden zu haben. Die Stelle eines Gefandten bei der Eurie zu Rom mar 
ie dur die Berfegung des Grafen Arnim nad) Paris ſchon feit [ängerer Zeit 
vincrs erledigt und Fürſt Bismard ſchlug nun dem Kaiſer vor, den Pollen nicht 
Ba wieder mit einem weltlichen Träger, fondern mit cinem hoben Kirchenfürften, 
Borrsof. dem Cardinal Hohenlohe, zu bejeken. Der Gardinal, ein Bruder des gem. 
vr seimpaperijhen Minijterpräfidenten Fürſten Hohenlohe, hatte früher einen ftän- 
Erubfe. digen Wohnſitz in Rom gehabt, am Concil ſich betheiligt und jeine Stimme 
für die püpftliche Unfehlbarfeit abgegeben: man hätte wohl benfen follen, ein 
Mann von biefer Stellung müffe das Vertrauen bes Papfles und der römijchen 
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strie genießen und dieſe würden fi) nur freuen, die Vermittlung ber Bes 
ehungen zwiſchen ihnen und ber Regierung des beutfchen Reichs in ſolche Hände 
>fegt zu jehen. Auch der Kaifer meinte, in dem Cardinal das pafjendfle Organ 
ir feine redlichen und loyalen Abfichten gegenüber der latholiſchen Kirche, 
bald fie nur ſich entichließen Tönnte, ſich fireng auf ihr eigenftes (Gebiet, 
as religiöfe, zu bejchränten und fi an den Wühlereien ber politiſch⸗ultra⸗ 
ıontanen Partei, die weit Darüber hinausging, frei zu machen, gefunden 
ı Haben, ging auf den Vorſchlag ein und ernannte den Garbinal in aller 
sorm zu feinem Botſchafter beim HI. Stuhle. Nur ber Form wegen wurde 
er Sitte gemäß in Rom erft angefragt, ob die Wahl eine dem Papſt an⸗ 
ſenehme ſei. Hein der Kaiſer und Bismard irrten fi) in ihren Voraus⸗ 
egungen. In dem geſchäftigen Spiel der Intriguen, das in Rom um ben Bi. 
Bater unter ben Gardinälen und höchſten Prälaten fort und fort waltet, 
var der Garbinal, wie es ſcheint, augenblidiidh nicht persons grata: es 
ourde ihm verdacht, daß er nad) der Einnahme der ewigen Stabt durch 
ie Italiener fi dem päpftlichen Hofe entzogen und ſeither fern davon 
in Deutichland geblieben war; er gehörte ferner entſchieden nicht zu ber jeit 
dem Koncil allmädtigen Partei der Jeſuiten und ihrer Freunde umb hatte 
ſich endlich auch unter dem Purpur eine gut beutid-nationale Gefinnung ber 
wahrt. Der Bapft zögerte erft mit feiner Antwort und gab fie endlich, 
erft auf wiederholte Anfrage (am 2. Mai) dahin ab, daß er den Gardinal 
in jener Eigenfchaft nicht anzunehmen vermöge. Die jefuitiichen Einflüfle, 
in Deren Princip es Tiegt, Alles auf die Spige zu treiben, wo es beißt: 
biegen ober brechen, hatten beim Papfte auch jegt wieder die Oberhand ge⸗ 
wonnen und bie Antwort war um fo verleßender, als fie den Organen ber 
ultramontanen Partei in Deutfhland jogar früher als der Taif. Regierung felber 
mitgetheilt worden war. Yeht war es freilich Mar, daß Rom feinerjeits jede 
Arüde der Verfländigung Hinter ſich abzubrechen entichloffen fei und daß bie 
fteigenden Umtriebe der ulteamontanen Partei im Einverfländniffe mit Rom ge⸗ 
Tchähen und von Rom unterflägt würden. Die Motive dafür Tagen nahe genug. 
„Früher — ſagte Fürſt Bismard um biefe Zeit im Herrenhauſe — haben 
„wir in einem von ganz Europa beneidelen confeffionellen Frieden gelebt, 
„und zwar auch mit ber Eonfeffion, mit welcher e8 für eine evangeliſche 
„Dynaftie am fehwierigften ift, mit der römiſch⸗katholiſchen. Dieſer Triebe 
„fing an, minder fidher für uns zu werden von dem Augenblid, wo Preußen 
„und mit ihm die evangeliihe Dynaſtie eine flärfere Entwidelung nahm. - 
„Sp lange zwei katholiſche Großmächte in Europa waren, von benen jebe 
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„eine ſtärkere Grundlage für das katholiſche Bedürfniß bot als Prechen 
„haben wir den Frieden gehabt. Diejer Friede wurde ſchon bebenfüid as 
„gefeindet nach dem öfterreichiichen Krieg, als damals die Macht, de = 
„Deutichland fo lange das katholiſche Princip aufrecht erhalten hate, 1866 
„im Kriege unterlag und die Zukunft Deutjchlands in die Hand eines ac» 
„geliſchen Staates gelegt wurde. Aber man verlor die Ruhe auf ber ande 
„Seite vollftändig, als die zweite katholiſche Hauptmacht in Europa beuielbe 
„Weg ging, und uns eine Macht zufiel, die mit Gottes Hilfe im urjere 
„Hand bleiben wird. So ift wenigftens die Thatſache beftätigt, daß gieid- 
„zeitig mit Preußens Wachſthum ſich eine Verminderung bes coufefioneier 
„Sriedens berausgeftellt hat.” Die berührte Angelegenheit kam am 14. Ra 
im Reichsſtage birelt zur Sprache. Gelegenilih dei Budgets für 1873 
wurde aus ber ‘Mitte der nationalen Partei die Anregung gemadyt, die „Br 
leidigung des Raijers“ durch den Papſt mit der Streichung bes Poflmi 
für die Gefandtichaft beim heil. Stuhle zu beantworten, ähnlich, wie ma 
die Gefandten vor dem Ausbruche eines Krieges abzurufen pflegt. Fa 
Bismard ſprach fi dagegen aus: er wollte jeinerjeit die Brücke ber Ber 
fländigung nicht hinter fi abwerfen. „Die Regierung ſchuldet es unjerm 
„katholiſchen Mitbürgern, dab fie nicht müde werbe, die Wege aufzufnden, 
„auf denen die Regelung, deren die Zerwürfniſſe zwiſchen der geififichen ua 
„ber weltlihen Gewalt im Intereſſe des innern Friedens abfolut bebürfen, 
„in der fchonendften Weife gefunden werben mag.“ Aber er amerlamık 
gleichzeitig die ganze Schwere ber Lage und gab feiner lieberzeugung Aus 
drud, daB er eine Befeitigung der gegenwärtigen llebelflänbe, ber tiefen 
Differenz zwiſchen Staat und Kirche durch ein Eoncorbat, alfo durch gegen 
feitige Verftändigung, für ganz und gar unmöglich halte, und daß e8 „fchwer- 
li anders werde gefchehen können, als auf dem Wege ber Gejehgebung und 
zwar einer allgemeinen, zu welcher demnach bie Regierung auch die Thätig 
feit des Reichſstags werde in Anſpruch nehmen müſſen“. Dabei beioute er, 
daß dieß „in einer durchaus fchonenden, zurüdhaltenden, zart verfahrenben 
Weiſe geſchehen müſſe“, ſprach aber doch das geflügelte Wort aus: „befien 
feien Sie ſicher: nad) Ganofja gehen wir nicht, weder in kirchlicher, noch in 
politiicder Beziehung!“ und Inüpfte daran gegenüber dem Haupte der ulira- 
montanen Partei, dem Abgeordneten Windhorft, unter dem lauten Beifall de 
Haufes die feite Erklärung: „Das kann ich ihm verficdern, daß gegen 
„über ben Anſprüchen, weldye einzelne Unterthanen bes Kaiſers geiftlicen 
„Standes erheben, daß es Lanbeögejehe gebe, die für fie nicht verbindlich 
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feien, wir, die Regierung, allen ſolchen Anſprüchen gegenüber bie volle 
Einheit der Souveränetät des Staates mit allen uns zu Gebote ftehenden 
Dritteln aufrecht erhalten werden, und daB wir in dieſer Beziehung auch 
der vollen Unterflügung der großen Majorität beider Confeſſionen ficher 
find. Die Souveränetät fann nur eine einheitliche fein und fie muß eine ein» 
heitfiche bleiben. Und wer die Geſetze als für ihn nicht vorhanden anſieht, 
der ftellt fih außerhalb der Geſetze und fagt fich los vom Stante”. 

Die äffentlihe Meinung, die ultramontane Partei natürlich ausgenom«Die Je⸗ 
nen, war damit nicht nur einverjtanden, fondern verlangte, dem Ultramon- — 
anismus und den Biſchöfen gegenüber, die mit Luſt nach den Mitteln 
rüherer Jahrhunderte, den Excommunicationen in der verletzendſten Form, 
jegtiffen hatten und keine Zweifel darüber ließen, daß Rom entſchloſſen ſei, bie 
Kllgewalt des Papftes und feine Unfehlbarkeit, jo weit e8 von ihm abhänge, 
»en Gläubigen mit Gewalt aufzuzwingen, dringend nad) einer Mafregel, die 
ven feiten Willen der Nation bezeuge, fich das nicht gefallen zu laſſen. Wenn 
un jenes Dogma keine Erfindung unferer Zeit war, jo waren e8 die Je—⸗ 
uiten und die jefuitiihe Partei innerhalb der katholiſchen Kirche geweien, 
die es längſt gelehrt und verfündet, fie, Die e8 im vatikaniſchen Concil durd- 
zefeßt, fie, die den von den Ultramontanen geradezu vergötterten, in Wahrheit 
ſchwachen Papft feither in den Händen hatten. Gegen fie hatte ſich daher 
der allgemeine Unwille gelenkt und waren beim Reichstage zahlreiche Petilionen 
eingegangen. Dieſelben kamen am 15. uud 16. Mai im Reichstage zur 
Behandlung. Alle Fractionen, mit einziger Ausnahme ber Ultramontanen, 
waren darüber einig, daß es an der Zeit ſei, daß rüdfichtslofe Vorgehen 
des Gegners mit einem raſchen und energiichen Schlage gegen diefen Kern 
der „ftreitenden Kirche“ zu beantworten. Der Antrag der clerifalen Fraction, 
über jene Petitionen einfad zur Tagesordnung überzugeben, wurde mit ber 
erbrüdenden Majorität von 224 gegen 73 Stimmen abg:worjen und dagegen 
mit 205 gegen 84 Stimmen beſchloſſen: „die verbündeten Regierungen auf« 
„zufordern, baldmöglichſt einen Geſetzesentwurf vorzulegen, weicher auf Grund 
„des Eingangs und der Nro. 13 und 16 des Art. 4 der Reichsverfaffung 
„die rechtliche Stellung ber religiöfen Orden, Gongregationen und Genofien- 
„Tchaften, die Frage ihrer Zulafjung und deren Bedingungen regelt, jo 
„wie die ftantägefährliche Thätigkeit derſelben, namentlich der Geſellſchaft 
„Sein, unter Strafe ftellt". Die Debatte ſchien die Beruhigung zu gewähren, 
daß der Bundesrath nicht abgeneigt jei, auf einen ſolchen Antrag einzugehen. 
Dieb war denn auch wirklich der Yall; am 11. Juni genchmigte er einen 
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Gefepesentiuucf als Vorlage an ben Reichſtag, ber wenighens bie Autweilung 
einzelner Mitglieder bes Ordens burd die Lanbespolizeibehörben ermägficen 
follte. Diefer Antrag eutſprach indefſen dem erflen Beſchluſſe bes Srhäingi 
nur in fehr ungenügender Weiſe umb erſchien ber in biefer Frage compadın 
Majorität desfelben faft wie ein Schlag ins WWBaffer: dieſelbe wnerlangke em 
Maßregel nicht gegen biefen oder jenen einzelnen Sefuiten, ſondern gegen ben 
Orden als folden. Wieder traten ſämmtliche Fractionen zufamımen: werk 
berieth jede für fi, dann verfländigten fie fi durd) Delegirte über cm 
Beichlußfafjung, weldde den Antrag des Bundeßrathes dahin mobificirte, dei 
ber Orden der Jeſuiten aus dem deutſchen Reiche ganz ausgeſchloßen aus 
feine Niederlaffungen binnen einer beflimmten Frift aufgehoben werben folk; 
bie Bollzugsbeftimmungen follten dagegen bem WBundesratb unb bie Ans 
führung berfelben den Landespolizeibebörben überlafien bleiben. _ Dieſer Antrag 
wurde vom Reidstag am 17. Juni mit 188 gegen 101 Stimmen (bei 
clerifalen Gentrums und ber äufßerfien Linken) in zweiter und am 19. Juni 
mit 181 gegen 93 Stimmen in britter Lefung angenommen. Sugled 
erffärte fi der Reichſstag mit 150 gegen 100 Stimmen für Einführms 
der Eivilehe und für Ordnung der Eisilflanbsregifter, das heit für lieber 
tragung derfelben an bürgerlide Beamtete. Der Bunbesrafh genehmigte ben 
Beſchluß am 25. desfelben Monats, bis-auf bie Stimme eines ber Kleinen 
unter den Kleinen, Reuß &. 8., einftimmig unb verflänbigie fidh über eine Ber- 
orbnung betreffend jeine wirffame Bolljiefung. Am 5. Juli unterzeidimeie ber 
Kaifer im Bad Ems das Gefeh. Die zahlreichſten und wichtigſten Sieber 
lafjungen bes Ordens befanden fid) auf bem Gebiete Preußens, auferbem gab 
e8 nur noch ſolche in Heflen (Mainz) und in Bayern (Regensburg). Bit 
Anfang Auguft begann die preußifche Regierung ibrerfeits mit ber Ausführung 
des Geſetzes und zwar in ſehr durchgreifender Weile. Die Jeſniten und 
ihre Partei hatten gehofft, von ihrer bisherigen Giellung wenigſtens ſeviel 
zu retten, daß fie ihre Thätigleit etwas weniger offen und in anberer Weiſe, 
aber im Weſentlichen doch nad wie vor würden fortjegen Tüunen; ba und 
dort meinten fie, ſelbſt ihre Nieberlafiungen als angebliche Güfle biefes aber 
jenes ultramontanen Adeligen oder als angeblidhe Pfarrgeiftfidhleit biefer oder 
jener Kirche beibehalten, jedenfalls aber ihre priefterfiche Thatigkeit Fortfehen 
zu können, bis ber Sturm vorüber wäre unb alles wieder ins alte Geleiſe 
zurüdtehren könne. Wein die preußifcde Regierung war nicht gemeint, wur 
ber Yorm zu genügen unb ben eigentlidden Zwed bes Geſeßzes ſich wmier ber 
Hand entſchlüpfen zu laffen. Das Geſeß wurde, und darin felgien Helen 
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aasıd Bayern dem Borgange Preußens, vollfländig und unnachfichtig durch⸗ 
geführt; bis Ende des Jahres waren alle Jeſuitenniederlaſſungen gefchlofien 
zund aufgehoben und ber Thätigleit des Ordens in jeder Form und jeder 
Geſtalt innerhalb des deutſchen Reichs ein Ende gemacht: es blieb den Ordens⸗ 
zseritgliebern nichts anderes übrig, als den Wanderſtab zu ergreifen und ins Aus⸗ 
Land zu ziehen. Für die uliramontane Bartei war bie Ausweifung bes Ordens 
ein barter Schlag, traf er doch die eigentlihen Yührer und Die weitaus thätig- 
fien Förderer ihrer Doctrin, die feit dem Siege auf dem Vatikanum in ber 
römischen ſtirche und am päpfllicden Hofe unbedingt herrſchende Syraction. 
Aber aud von anderer Seite wurden gegen die Maßregel ſchwere Bebenten 
und mannigfaltiger Tadel laut. Die Jefuiten im Ordenskleide, hieß es, habt 
ihr ausgetrieben, bie viel zahlreicheren und ungleich gefährlichern im Frack und 
Rod dagegen find geblieben, und nichts Bindert fie, dieſelbe Thätigfeit in dem⸗ 
felben Geiſte nicht nur fortzufeßen, ſondern möglichft gu verboppeln, und dann 
war die Vertreibung jener doch in fehr vielen Tyällen eine Barte, graufame 
und perſonlich durch nichs gerechtfertigte. Beides kann und muß fogar un⸗ 
bebingt zugegeben werben. Viele der ausgetriebenen Jeſuiten mögen in der That 
perſonlich durchaus unbefcholtene, ja fogar in ihrer Art wirklich fromme Männer, 
es Lönnen dieß fogar alle ohne Ausnahme geweſen jein. Aber darum handelt 
es fich auch gar nid. Sie alle fammt und ſonders und ohne Ausnahme 
ftanden und fliehen unbedingt und felbft willenlos im Dienfte eines großen 
Drganismus, eines Syſtems, das durch die Maßregel allerdings nicht aus 
Dem deutfchen Reich und noch weniger aus der Welt überhaupt geichafft wurbe 
und werden Tonnte, das aber in feiner bervorragenbften äußeren Geftaltung, 
an feiner empfindlichfien und gefährlichiten Stelle getroffen werden follte und 
wohl aud) getroffen worden if. Das Verbot des Jeſuitenordens und bie 
Austreibung desjelben aus Deutfchland hat überall keinen Sinn, oder fie ift 
nichts anderes ala die Antwort des deutſchen Richs auf die weſentlich ver⸗ 
änderte Stellung, welche die römiſche Kirche feit dem vatikaniſchen Eoncil 
und in Folge feiner Neuerungen unter dem Antrieb und der Leitung bes 
Jeſuitenordens und feiner Partei gegenüber dem Staate einzunchmen mit 
allen Mitteln der Gewalt, die ihr nur immer zu Gebote ftehen, bemüht ift, 
eine „förmliche Kriegscrflärung wider das von ihr, bald verhüllt bald offen Krirger- 
aber immer confequent und beharrlich, zäh und rückſichtstos angeftrebte Zier "t""- 
einer völligen Beherrſchung des Staats. Eine ganz ähnliche Sri gserklär⸗ 
ung, nicht der Form abr dem Wejen nah, waren die Decret des vati- 
kanijchen Concils und bie Vertündigung derjeiben von Seite der Biſchöfe 
. 97* 
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ohne Erlaubniß und zum Theil wider das ausdrückſiche Verbot bes Glacks, 
ſowie das darauf erfolgte Vorgehen ber Bilchöfe mit Ercommunilationen 
und anderen Gewaltmitteln gegen Alle, Die wider jene Decrete ſich firäubien, 
gewefen und zwar war dieje Kriegserklärung der Kirche wider den Stau 
jener des Staates wider die Kirche vorangegangen. Doch foll darauf bein 
beſonderes Gewicht gelegt werden. Die Eigenthümlichfeit beider Krieg 
erflärungen und des ganzen zur Zeit unläugbar bin und her wogenden 
Kampfes zwifchen ben beiden Gewalten befteht darin, daß weder die ſeirche 
dem Staat überhaupt, no der Staat der Kirche jelber den Krieg erklärt 
bat und nicht erflären will. Die Kirche ift weit entfernt, den Staat zu 
negiren, fie verlangt nur den Umfang ihres Gebietes und ihrer Rechte jelbit 
zu beftimmen, auf diefem Gebiete völlig frei und ſelbſtändig fchalten und 
walten zu können, und daß der Staat ſich ihr bezüglich dieſes Gebietes, wie 
es ihr dasfelbe zu befiniren beliebt, füge und unterordne; und genau eben 
basjelbe nimmt der Staat für fi) in Anſpruch, ohne ins innere Gebiet der 
Kirche, joweit er es als folches anerkennt, irgendwie eingreifen zu wollen. 
Eine gegenfeitige Berftändigung, ein Ausgleich zwijchen Beiden über die fid 
bezüglich der Grenzgebiete geradezu biametral widerftreitenden Anjprüdhe durch 
das Mittel der jogen. Eoncordate bat fidh für den Staat ala völlig unpral- 
tiich erwiefen und hat von allen denjenigen Staaten, die fi ihrer Würde 
und ihrer Rechte flar bewußt geworden find, grundfäßlich aufgegeberr werben 
müflen. Da nun aber über ben beiden Gewalten auf biefer Welt feine 
höhere anerfannte Gewalt, aud fein anerfanntes Schiedsgericht, an das Beide 
Berufung einlegen könnten, befteht, jo bleibt der einen wie dem anderen im 
Falle einer unlösbaren Differenz nichts übrig, als die Selbfthülfe, der Appell an 
das Gottesgericht, was man auf rein weltlichem Gebiete unter ben verfchiedenen 
Staaten Krieg nennt und aud in diefem alle faum anders als Krieg wird 
genannt werden können, wenn auch die Art und Weife der Kriegsführung eine ganz 
andere ift als im Kriege zwifchen zwei Staaten. Die oben genannten Maßregeln 
der einen und der andern Gewalt können daher als Kriegserflärungen bezeichnet 
oder doch mit folchen verglichen werden. Die Yrage, wer zuerft den Krieg 
erklärt babe, ift, wie ſchon angedeutet, an fich ziemlich gleichgültig; der Aus⸗ 
bruch desjelben war früher oder ſpäter unaußweichlih, er mußte aus ber 
Entwidiung ber Dinge felber hervorgehen, daraus, daß die Kirche ihre in 
einer ganz andern Weltanfhauung ala der heutigen begründeten umb in 
ganz andern Zeiten gemachten Anfprüche fefthält und womdglid immer nod 
fteigert, der Staat aber fi) unter dem Einfluß der heutigen Weltanfchauung 
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feiner fittlihen Aufgaben bewußter geworden ift als zubor und immer be- 
wußter wird und daß er in ber Berfolgung derfelben, wobei er keine An⸗ 
firengung und feine Opfer ſcheut, ſich von der Kirche nicht hindern und 
hemmen lafien kann, ihren Widerfiand vielmehr brechen muß, wenn fie ſich 
nicht beugen will. Will man aber dennod fragen, wer ben Krieg zuerft 
erflärt habe, jo war e8 in Italien wohl der Staat durch feinen Anfprud 
auf den weltlichen Beſitz der Kirche, den Kirchenſtaat ſammt der ewigen 
Stabt, in Deutfchland aber die Kirche. Erklärt wurde derſelbe von ihr 
durch bie vatilanifchen Dekrete, ja eigentlich ſchon vorher durch den Syllabus 
und bie Encyclica, die den modernen Staat in feinen eigentlichften Grundlagen 
anfeindeten unb von ihm geradezu verlangten, daB er fich jelbft aufgebe und 
mit einem Sprung in die Weltanfhauung und in die Formen des Mittel- 
alters zurücklehre. Nur eine Eonjequenz dieſer Erklärung war es, daß die 
Kirche oder die Bifchöfe fich erdreifteten, die vatifanifchen Decrete ohne bie 
Erlaubniß, ja theilweife fogar wider das ausdrückliche Verbot des Staates, 
wie es Berfafjung und Geſeß verlangten, zu promulgiren; eine weitere ber 
Verſuch, jene Decrete, wo fie unter den Gläubigen felber auf Widerftand 
fließen, mit Gewalt durchzuſetzen, zunächſt mittelft ber förmlichen und feier- 
lichen Egcomunicationen. Jenes hatte ſich die bayerifche Regierung ſchließlich 
gefallen laſſen; über dieſen Verſuch dagegen geriet der Biſchof von Erme- 
Iand mit der preußiſchen Regierung in offenen Gonffict. 

Es ift außer Frage, dab die katholiſche Kirche berechtigt fein muß, Die Er⸗ 
ein Mitglied, daß fi ihren Geboten nit fügt, aus ihrer Gemeinſchaft nr. 
auszufchließen, da dieſes Recht in der Natur der Sache liegt und auch von ne. 
jebem anerfannten Vereine, ja fogar von jeder privaten Geſellſchaft in An- 
ſpruch genommen und geübt wird. Gegen eine einfache Ausfchliekung von 
Seite der römischen Kirche gegenüber einzelnen ihrer Glieder hätte auch der 
Staat nicht das mindefte eingewendet. Die Excomunicationen find aber 
ſolche einfache Ausſchließungen nicht: fie follen keineswegs blos die Thatfache 
des Austrittes aus ber Kirche conftatiren, fondern fie follen ihrem Weſen 
nad firafen und fchreden und zwar mit den äußerfien Mitteln, bie nur 
immer, vom Scheiterhaufen u. dgl. allerdings abgeſehen, der römifchen Kirche 
zu Gebote flehen; in ihrer Form aber entipredden fie den Anfchauungen, 
den Sitten und Gewohnheiten bes Mittelalters, die unfere Zeit nicht mehr 
theilt, theilweife nicht mehr Kennt, jedenfalls aber nicht mehr erträgt. Andere 
Biſchoſe erachteten es daher für geboten, das alte Kampfmittel wenig⸗ 
fiens nur mit einiger Vorſicht wieder bervorzubolen und neuerdings in An⸗ 
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zu bringen. Richt fo der Biſchof von Ermeland, ber bie Erum- 


di wendung 
re munication gegen einige geiſtliche Profefforen, bie als ſolche eben and Aux 


ftellte des Staates waren, mit allen ihren auch bürgerlichen Folgen, jo weit 
fie etwa zu erzielen fein möchten, fchleuberte, obwohl ihen micht mnbefamnt 
fein Ionnte, daß das Geſeß, d. h. das preußiſche Landrecht ˖ bie ansbrudin 
nicht erlaubte. Der preußifche Eultminifter nahm ſich nach Recht unb Pit 
der Betroffenen, feiner Angeftellten, an, machte den Biſchof fdhem wier 
bem 11. März darauf aufmerffam und verlangte Remebur, indem er ihn ja 
gleich an die ſchweren Folgen erinnerte, die ein Beharren auf feinem geſeſ⸗ 
widrigen Standtpunkte für ihn in feinem Berhäftnifie zum Gtiaate habez 
müßte. Der Biſchof fuchte allerlei Ausflühte und es entſpann ſich eim 
lange Eorrespondbenz zwiichen ihm und bem Miniſter, aus Der Tiar hervor⸗ 
ging, daß der Biſchof die flnatlicden Gefege überhaupt nur salvo jure ec- 
clesise anerienne, d. h. thatfächlich nur, foweit es ihm beliebe. Des fsuuk 
ſich nun freilich der Staat abjolut nicht gefallen lafien. Dem Saifer fiel es 
indeß lange ſchwer, zu ber Maßregel, die der Minifter bei ihm im Borfchlag 
brachte, feine Zuflimmung zu geben; Doch weigerte er fi, den Biſchof bei 
einer folennen Gelegenheit, der Jubelfeier ber Bereinigung Weſtpreußens mit 
der Monardie, zu empfangen, wofern er ſich nicht entſchließen Eöume, feine 


_ bebingungslofe Unterwerfung unter die Gefehe des Staates zu erfläree. 


Beier 
Rib- 
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Selbſt Bismard legte fi umfonft ins Mittel, und Ende September blieb 
nichts anderes übrig, ala dem Biſchof durch Beſchluß bes geſammten Gteatt- 
minifteriums die Temporalien zu jperren. 

Diefes Mittel iſt allerdings ein ſehr wirffamgs, um bie maßloſen 
Anfprüde der Hierarchie auf Macht und Herrlichkeit in Dingen biefer Belt 


Grenpenegit zügeln und eines von denjenigen, zu benen ber Staat jebenfalls volllem- 


men bereditigt if. Aber e8 kann naturgemäß nur ein Ichtes Mittel fein, 
zumal wenn ber Staat ſich gendthigt ſehen follte, es in größerer Ausbehn- 
ung in Anwendung zu bringen. lm feine Rechte gegenüber der Hierarchie 
wirffam zu wahren, bedurfte ber Staat zunächſt und bringenbft einer Ber- 
vollftändigung ber Gelehgebung, die überall in diefer Beziehung eine änferf 
mangelhafte war. Die preußifche Staatsregierung, die mit Recht Bebenfen 
terug, gleih zu den äußerfien Mitteln zu greifen und namentlich Finger 
Weiſe entfchloffen zu fein fcheint, den Gegnern den Gefallen nicht zu them, 
fie, wie fie jo jeher mwünfchen, zu Märtyrern zu machen, faßte biefe Aufgabe 
feit dem Sommer aufs ernfthaftelte ins Auge Auf Grund einer vom 


Cultusminifter Dr. Fall veranftalteten Gonferenz vom Kirchenrechisichrern und 
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arradern Fachmannern wurde eine Reihe von Geſehen vorbereitet und bierauf 
»om Gefammiftsatsminifterium burchberaiben und zur Borlage an den preu- 
Wilden Landtag fefigeftellt. Diefelben betrafen ben gejehliden Austritt aus 
Der Rirdye, die kirchlichen Strafe und Zuchtmüttel, die Borbilbung ber kirch⸗ 
Küchen Geelforger und die Errichtung eines oberfien Gerichtshofes für kirch⸗ 
Tüche Angelegenheiten. Außerdem wurde die Einführung der obligatorifchen 
Civilehe und ber weltlichen Führung der Standesregifter, jo wie endlich auch 
Die Bildung von Tatholifchen Kirchengemeinden und Gemeindebehörden mit be 
flimmten Rechten bezüglich der Verwaltung des Kirchengutes ins Auge gefaht. 
Fur einer dir Gefehentwärfe gelangte noch vor Ablauf bes Jahres zur 
wwirflicden Borloge an ben Landtag, die Vorlage von drei andern fällt erft 
im den Anfang des Jahres 1878. Alle vier find feither vom Abgeorbneten- 
Haufe fowohl, als vom Serrenhaufe mit farlen Majoritäten, wenn auch gegen 
Den heftigen Widerfland ber clericalen Partei, angenommen worden. Dieſe Ge⸗ 
ſetze, zumal biefenigen über bie Vorbildung ber Geiftlichen und den firchlichen 
Gerichtshof, find allerdings tiefgreifender Natur und ganz geeignet, ben bierar- 
chijchen Unjprüden ber Biſchoſe einen feflen Damm entgegenzujehen, und 
Diefe fowie bie geſammte ultramontane Preffe erhoben und erheben denn 
auch fortwährend gegen fie ein wahres Zeiergeichrei als gegen einen Eingriff 
in Das innerfie Weſen des Katholizismus. Das ift indeß in feiner Weiſe 
Der Fall: in den Glaubensinhalt ſowie in das Sittengefeh, wie fie von ber 
katholiſchen Kirche gelehrt werben, greifen fie durchaus nicht ein, fie wahren 
Lediglich die Rechte des Staates gegenüber ber Kirche. Dafür aber bilden 
fie allerdings eine fefte Grundlage und bie preußiſche Regierung fcheint 
entiälofien zu ſein, ſich in Ausführung derſelben durch nichts beirren 
zu laſſen. Und das iſt in der That durd die Sachlage felber geboten. 
Die preußiſche Regierung kann nicht mehr zurückweichen, ohne den Staat 
ber Hierarchie gerabezu zu üben legen. Bis jeht haben bie Biſchöfe ben 
Geiehen bloß einen paffiven Widerftanb angelündigt und auch bereitß auf der 
gangen Linie ins Werl gefeht. Sie werben damit ſchwerlich viel erreichen, 
im Gegentheil ihre Stellung nur verſchliumern. Ob fie dann zu activem 
MWiderfiand übergehen werben, wird die Zukunft lehren. Der Staat kann 
es xubig erwarten. 


Der Kampf zwiſchen Staat und Kirche iſt es, der fi) wie ein rother yrerte 
Gaben durch die Jahrhunderte ber erften Periode ber Geſchichte des Deutichen > >= 


Reiches hindurchzieht. Damals unterlag der Staat umb verfiel das deutſche 


Rampf 
wider 


Rei In ein Siechthum, His eb nur noch einem Schatten glich, dem ber gallijche *e"- 
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Eroberer ein nicht rühmliches Ende machte. Aber man Tann and mul 
fagen, daß damals die Kirche als Siegerin aus dem Kampfe berborgegangen 
fei: fie erwehrte fi ihres Gegners, nicht ohne ſchwere Wunden davon 
tragen unb ohne ihre Zwede voll und ganz durchgeſezt zu haben. Die Frage 
blieb thatfädhlich eine unentichiedene. Das Mittelalter ſank dahin und au 
feinen Trümmern entwidelte fi eine Waffe neuer Ideen, newer Imtereflen, 


neuer Möchte. Eine neue Weltanſchauung begann ſich emporzuringen md 
allmälig zu Hären, die Zeit ift eine ganz andere geworben, ber Horijem _ 


bat fih unendlich erweitert, Europa erfdheint als ein vollflänbig umgenas- 
deltes. Und dennoch, kaum ift Deutichland mit Macht wieder aufgeflanben, 
kaum fehen wir das deutſche Reich wieber hergeftellt, fo finben wir es andı 
ſchon im Kampfe mit den Anfprüden der römilchen Kirche, bricht auch ber 
alte Kampf zwiſchen Kaiſer und Papft wieder in helle Flammen aus. “Aber 
die ganze Unterlage befjelben ift eine andere geworden: Rom tft jo wenig 
dasfelbe, das es zur Zeit Gregor VII. oder Innocenz III. war, als de 


Das deutſche Reid) noch dasfelbe ift, wie zu den Zeiten Heinrich II. oder 


Friedrich Barbarofin’s. Der Norden von Deutichland Tpielte Damals verhält 
nigmäßig nur eine jehr untergeorbnete Rolle, Preußen eriflirte noch gar 


nicht. Erſt feither Hat es fih aus kleinen Anfängen unter unaufbörlicher 


Kämpfen mit Mühe und Roth emporgerungen, bis es, das ächte Kind feiner 


Zeit, getvorben, was es heute ift, der Kern des neuen deutſchen Reichs u | 


mit dieſem, durch biejeß die tonangebende Macht Europas. Geivaltig if, 
was es erſt durch Huge Politik, dann durch energijches Ergreifen günftiger 
Momente, endlich durch fein gutes Schwert errungen hat. Seine Stellum 
tönnte in Wahrheit eine glängendere und einflußreichere faum fein. Aber gro- 
ben Rechten entſprechen auch große Pflichten und glüclich ift es für Deutichland, 





daß Preußens Fürften wie fein Bolt ſich in harter Schule gewöhnt haben, ihre 


Pflichten jederzeit in erfte Linie zu flellen und fie mit Aufbieung aller 
Kräfte ganz und voll zu erfüllen. Sein Boll in Europa hat ein jo Ichen- 
diges und ausgebildete Staatsbetvußtfein wie das preußiſche, und das allen 
genügte, um Preußen, jobald es die Umftände jo fügten, mit ben weltlichen 
Anfprüden der römifchen Kirche faſt unausweichli in einen Eonflitt zu 
bringen, der auf bie Dauer unmöglich überfleiftert werden Tonnte und früher 
ober fpäter zu offenem Kampfe führen mußte. Ganz Deutſchland führt den 
Kampf wider Rom, das Reich hat ihn durch feinen Beſchluß wider die Je 
fuiten aufgenommen, aber in erfter Linie fteht doch immer und immer wieder 


Preußen, ift es Preußen, das den Verſuch madht, bie Frage auf dem Wege 
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‘der Geſetzgebung befinitiv zu lölen. Bon ber erprobten Entichlofienheit des 
preußiſchen Bolles und von der Energie feines leitenden Staatsmannes iſt 
auch zu hoffen, daß es damit zu Stande komme. Und faſt kann man fagen, 
Daß es damit um feine Exiſtenz kämpfe; denn in Wahrheit wie Italien Rom 
behaupten muß und bie weltliche Herrichaft des Papftes in feiner Weiſe 
wieder aufleben laffen Darf, ohne daß jeine Einheit und damit Italien als 
Italien wieder in Stüde ginge, fo darf Preußen in dem einmal aufgenom- 
menen Kampfe nidyt unterliegen, ohne daß Preußen nicht mehr Preußen 
wäre. Staaten, das ift ja eine alte Regel, werden nur Durch diejenigen 
Kräfte und Mittel erhalten, durch bie fie groß geworden find. 

Aber noch in einer anderen nicht minder tlefgreifenden Beziehung hat Innere 
Preußen erlannt, daß den Reiten, die es fich erworben, auch neue Pflichten er ne 
gegenüber fteben, die jene zum Mindeften aufwiegen. Als Preußen fich 
feit der Mitte des vorigen Jahrzehnts in gewaltigen Schritten mehr und 
mehr an die Spike Deutjchlands ſchwang, bis es ihm fchließfich gelang, 
das deutſche Reich als ſolches wieder aufzurichten, lag die frage nahe und 
wurde aud) vielfach erörtert, ob nunmehr Preußen in Deutfchland, oder Deutfch- 
land in Preußen aufgehen werde. Die Frage kann jebt ſchon als weient- 
lich entſchieden betrachtet werden. Bon einem eigentlichen Aufgehen bes 
einen im andern konnte vernünftiger Weife überall feine Rebe fein, nur 
von einer Ausgleihung, nur von einem Zuſammenſchluß in dem Streben 
gemeinfamer Weiterentwidiung. ind das ift denn auch nach ber einen wie 
nad der andern Seite bereits auf dem beften Wege. So meil Preußen 
den übrigen deutſchen Staaten unleugbar voraus war, wie in der durch Die 
Erfahrung bewährten Ausbildung alles deſſen, was auf das Kriegsweien Bezug 
hat und damit zufammenhängt, und ebenſo in der Entwidiung des Staats⸗ 
gedantens und in der ſtrammen Unterordnung unter denfelben, mußten Die üb- 
rigen deutſchen Staaten demfelben folgen und thun es auch nad Kräften und 
mit nicht allzugroßem Wiberftreben. Aber faft draftiicher noch triit ung bie 
Segenfeite vor Augen. Nicht in Allem war Preußen den übrigen deutſchen 
Staaten voran. In gewiffen und zwar vielfach geradezu maßgebenden Be⸗ 
ziehungen war es hinter benfelben zurüdgeblieben; der Rückſchlag Tonnte nicht 
zögern zu erfolgen. Nach Außen war Preußen längft feiner ganzen Geſchichte 
zufolge ein durch und durch moderner Staat, ein foldder war e8 auch durch 
bie Grundzüge feiner Staatsverfaſſung nad feinem allerdings faft plößlichen 
Webergange von der abfoluten Monardhie zum conftitutionellen Prinzipe. In 
feinem Innern war e8 dagegen noch vielfach das gerade Gegentheil, ruhten 
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feine Einrichtungen auf fenbalen Rechten und Auſchauungen, mie fie \e 
zufagen im ganzen übrigen Europa längft verſchuunden waren unb beren 
Ueberrefte, wo fie noch beftanden, überall mit Eifer abgetragen und bejcligt 
wurden. Die feubalen Elemente Hatten ſich in Preußen am bie Söreme ſeß 
angellammert und ihre Macht wie ihr Einfluß waren bier im mewehler Hei 
fogar gewachfen, als es ihnen eben wegen bes raſchen und fafl unwermilichen 
Uebergangs von der abfoluten zur conflitutionellen Monarchie der Zufall 
vergönnt hatte, der Krone ſchwerwiegende Dienfte zu leiften. 

zwar wieder ziemlich plotzlich und faft unvermitielt, hatte 
völlig verändert. Die Krone beburfte diefer Dienfte entſchieden nicht mehr, 
fie waren im Gegentheil für biefe und für ben Staat zu einem Gemmzih 
geworben, das um jeden Preis aus dem Wege geräumt werben mußte, weus 
Preußen feiner Aufgabe in und mit Deutilanb genügen wollte. Bie 
" Spige diefer ſich confervativ nennenden, richtiger aber als feubel zu bezeich⸗ 
nenden Oppoſition gegen die volllänbige Aus- und Imbilbung ber Tour 
hie im Sinne des modernen Staates bildete bie Majorität bes Gerreuhaufes, 
ihre Wurzeln aber rubten in der Provincialverfaffung und in ber Organ 
fation der Kreistage und ber Landgemeinden. Ihren Stern macthte ber 
namentlich in ben Öflliden Provinzen zahlreiche Kleinadel aus, beiten Xäd- 
tigfeit in mander Beziehung nicht gelenguet werben foll, der aber für few 
Intereſſen eine Bedeutung in Anſpruch nahm, bie fie längfi werionen halten 
und die zu ben realen Verbältnifien bes Staats vielfach in einem 
grellen Widerſpruche fanden. Seit Jahren flanb bafer bie Neform ber 
Kreisordnung mit Einfluß ber Organifation der Landgemeinden, a 
Grundlage für eine neue Organifation auch ber Prowinzalserkaffung, ie 





Die Preußen auf ber Tageborbnung. Die Regierung hatte bietfalls bem 
vr. tage wiederholte Vorſchlage zugehen Iaffen, ohne daß jedoch eine 
nunge- gung mit dem Abgeorbnetenhaufe zu Stande gelouımen wäre. Rur zu lange 
wrlese· qlaubte die Regierung bie feubalen Elemente, beren Organe es an Zähigfei, 
Eifer, ja Leidenſchaft wie an tönenden Phraſen von Künigsireue, Refigien, 
Sitte u. dgl. allerdings nicht fehlen Tießen, viel zu viel ſchonen zu 
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riffe und unter dem BDrude der Ichenbigen Einfidit, dab der preußiſche 
Staat, fo weit e8 nur immer möglidh fei, dem gefammien übrigen Deutſch⸗ 
and in allen feinen Inftitutionen als Beifpiel und Muſter voranleuchten 
nüffe, war man fi allmälig von beiden Seiten näher gelommen. In der 
Zanbtagsieffion von 1872 gelang es endlich der Regierung und dem Abge⸗ 
dnetenhauſe, fi über alle weſentlichen Punkte zu verfländign. Am 28. 
März wurde die Borlage einer neuen Kreisordnung zunähft für bie 
echs öfllichen Propinzen der Monardjie mit den Abänderungsanträgen ber 
Sommiffion, denen die Regierung nicht entgegentrat, mit der gewaltigen 
Majorität von 256 gegen bloß 61 Stimmen angenommen; bie lekteren 
schörten ausſchließlich ber äußerſten Rechten, und, begeichnend genug, dem 
ıltramontanen Centrum an. Damit wurde eine Reform eingeleitet, die dem 
xreußiſchen Bollsgeift erft feine volle Bethätigung und Beiheiligung an ber 
Entwidiung des Landes gewährt und filhert und eine Thatfache gefchaffen, 
yeren Bedeutung nicht bloß für den innern Ausbau des preußiſchen Staates, 
ondern aud für das geſammte Deutſchland nicht hoch genug angeſchlagen 
verben kann. Dieſelbe fußt auf brei großen durchſchlagenden Gedanken: 
inmal ſchafft fie in Vervollſtändigung der Reformen des Freiherrn v. Stein 
ind feiner Zeit, auf denen bie ganze Größe des Keutigen Preußens berubt, 
ie freie Landgemeinde, dann bahnt fie eine weitgreifende Decentralifation 
ver Verwaltung an, indem fie das gefammte Bolt zur Theilnahme an ber- 
enigen ber ihnen zunächft Tiegenden Angelegenheiten beruft, und drittens 
mdlid orgamifirt fie die Verwaltung im Gegenfag zur bisherigen bu⸗ 
reaufratiiden Willlür nad Gejegen ‘und in den überlieferten Formen der 
Rechtepflege, aber doch getrennt von ber eigentlichen Juſtizpflege. Geſichert 
var jedoch das große Werk dur die überwältigende Mehrheit des Abge⸗ 
yrbnetenbaufes noch feineswegg. Mit dem Abgeorbnetenhaufe galt es nur 
ich zu verfländigen und biefe Berfländigung war, fobald bie Regierung 
wollte, keineswegs ſchwer; mit dem Herrenhauſe war fie von vornherein fo 
viel als unmöglich, dominirten doch ſeit jeher dort gerade diejenigen feubalen 
Elemente, welche durch die neue Kreisordnuug in ihren ausfchließenden In⸗ 
terefien tödlich getroffen wurden. In Folge der ganz umverhäitnikmäßigen zes 
Vertretung, welche im preußifchen Herrenhaufe dem Kleinadel, dem fogen.Prrwiitte 
alten und befeftigten Grumdbefih, eingeräumt wurde, hat basfelbe ber Würde vase. 
eines Staates wie Preußen und feiner eigenen Aufgabe niemals entſprochen, 
fteht entichieden dem öflerreichiichen Herrenhauſe, wie fich dieſes allmäfig 
thatjähli gefaltet hat, weit nach und ift für Preußen nad allgemeiner 
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Vebergeugung geradezu ein Hemmſchuh geworden, währenb es in Deſterreih 
wirfli) eine Stüße unb zwar eine überaus wichtige und auch als folde 
anerfannte Stüße fietiger Entwidiung bildet, was ja doch bie voruchufe 
Aufgabe der ganzen Inftitution fein fol. Die Kreisorbunungsirage wurde 
denn auch zum Edflein, an dem das preußifche Herrenhaus eime unbeilber 
Wunde davon tragen mußte. Dab feine feudale Majorität im dieſer 
Frage, die für fie allerdings eine Lebensfrage war, ſich nicht biegen lafk 
fondern gebrochen werden müfje, zeigte ſich fofort und noch im Frühiek 
1872: die von ihr niedergefehte Commiſſion beſchloß ſchon am 31. Mai, 
auf die Ablehnung der ganzen Regierungsporlage, wie fie aus dem Ybge 
ordnetenhauſe hervorgegangen war, anzutragen. Die Entfdheibung verzögerk 
fich indeß bis zum Winter. Erſt am 22. Oftober fam bie Frage im Bleu 
bes Herrenhaufes zur Berathung. Umſonſt trat der Minifter des Innern, Graf 
Eulenburg, entichieben Tein Liberaler im Sinne der Partei, nach Kräften fir 
die Borlage ein: die compacte Dajorität des Heinen Feudaladels wollte von Sri» 
ben gar nichts hören, die kleinlichſten Interefien des Standes überwogen bir 
großen des Staates. Umſonſt erflärte fich der Kaifer und König ſelbſt aufs m 
zweibeutigfte und entichiebenfte für die Borlage: fie wurde mit Eifer und bim- 
der Leidenſchaft verworfen, in einzelnen entfcheidenden Punkten mit 72 gegen 
60, in der Schlußabſtimmung, da felbft die Freunde der Regierung neu 
dem gänzlich verflümmelten Werle nichts mehr willen wollten, wit 125 gegen 
18 Stimmen. Der Widerfland mußte gebrochen werben. Die Regienumg 
verftändigte fi rafch mit dem Abgeorbnetenhaufe über noch einige nicht elle 
ſchwerwiegende Modificationen und ging dagegen die moraliſche Berpflidtung 
ein, die Vorlage nunmehr unverändert im Herrenhauſe durchzuſehen. Ned 
einigem Zögern entfchloß fi der Raifer zu einem Pairsihub von 25 Mil 
gliedern. Nun war der Erfolg gefihert: am 7. Dezember wurbe bie Bor 
lage au vom Herrenhauſe mit 116 gegen 91 Stimmen angenommen. 
Die Majorität betrug alfo doch gerade nur 25 Stimmen. ber bie Rieder 
lage der feubalen Partei war immerhin eine töbliche, von der fie ſich xich 
mehr erholen wird, und eine Reform bes Herrenhaufes ift fräber ober fpäkr 
Die ganz unausweichlich geworden. Bon welcher Bebeutung aber biefe ganze Reike 
von Vorgängen für Preußen waren, zeigt ſich am deutlichſten darin, dei 
feine. in Folge derfelben das preußiſche Miniſterium einer Art Intenter Kriſis 
anbeimfiel, auß ber e8 feither nicht berausgelommen iſt. Ueber Die Natur 
biejer Krifis, die wohl auf fachlichen wie perfönlichen Gründen beruben 
bürfte, ift die öffentliche Meinung fortwährend im Unklaren, über be 
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TieBlihen Ausgang darf man ganz berubigt fein. Die Thatfadhen, welche 
e letzten zehn Jahre in die Geſchicke Preußens Bineingewoben haben, wirken 
et und fort durch ihre eigene Schwere und mit unmiberftehlicher Gewalt. 
Was im Laufe des Jahres in den andern beutfchen Staaten in bie 
cſcheinung trat, reiht an Bedeutung bei weitem nicht an die Vorgänge in 
reußen. In Bayern namentlih brachte das Gleichgewicht der Parteien Sa 
e Staatsmaſchine zu einer Art von Stillftand oder erlaubte ihr doch nur, 
ı bisherigen Geleife fortzuarbeiten, ohne viel von der Stelle zu rüden. 
och mußte e8 immerhin als ein Gewinn betrachtet werben, daß die jog. 
ıtriotifch »clericale Partei ſich umfonft abarbeitete, auch nur ein einziges 
rer Ziele zu erreihen. Als der gegenwärtige Landtag nad) den allgemei- 
rı Neuwahlen im Jahre 1869 zuerſt zufammentrat, verfügte diefe Partei 
kanntlich über eine Majorität von freilich nur wenigen Stimmen, aber 
re Führer gedachten von derjelben energifchen Gebraud zu machen. Der 
turz des Minifteriums Hohenlohe⸗Luß, die möglichite Loslöfung von Preußen 
id der Politik des norddeutfhen Bundes, die Wiederaufrihtung des flarriten 
sarticularismus mit ſtark katholiſcher Färbung, die Veſchränkung der Staats⸗ 
asgaben, namentlich des Milttäraufwandes, und die Wieberabfchaffung der 
beralen Errungenfchaften des abgelaufenen Jahrzehents, foweit e8 nur immer 
Öglich wäre, daS waren ihre Pläne, deren Duräführung zum mindeften 
urhaus im Bereiche der Möglichkeit zu Tiegen ſchien. Allein das einzige, 
a8 fie im erſten Anfturm wirklich durchſetzte, war nicht zwar der Sturz bes 
anzen Minifteriums, aber doch der Rüdtritt des Minifterpräfidenten Fürſten 
ohenlohe. Im Uebrigen erlitt die Partei dagegen Niederlage auf Nieder- 
ıge. Eben als fie am beiten daran war, das Budget in endlos gründ⸗ 
hen Debatten nad ihren Anſchauungen und ihren Zweden volljtändig um⸗ 
ıarbeiten und das Militärweſen in einer Weile zu beichränfen, die faft 
nausweihfi zu einem Conflict mit der Krone hätte führen müſſen, brad) 
er Sturm von Weiten los und zerriß alle ihre Pläne wie Spinneweben. 
Jochherzig und entſchloſſen trat der König in dieſem für Jahrhunderte hinaus 
ntfcheidenden Augenblide auf die Seite Preußens und Deutihlands und bie 
zartei erlitt mit ihrem Antrage auf Neutralität und Bruch des Schup- und 
irugbündniffes mit Preußen die erfle große Niederlage. Eine zweite nicht 
ainder ſchwere erfitt fie, als der Landtag den Verſailler Verträgen behufs 
Biederaufrichtung des deutſchen Reichs zuflimmte, nachdem es wieder ber 
tönig geweſen war, der jene Verträge abgeſchloſſen und zuerft den beutfchen 
Fürſten vorgeſchlagen hatte, den König von Preußen zum deutſchen Kaifer 
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zu erheben. Eine britte Niederlage war es, als fie im Januar 1872 be 
Begehren bes Biſchofs von Augsburg wiber den ultlatholiichen Pfarrer von 
Mering im Abgeorbnetenhaufe nicht burdgufegen vermochte und es Fler wur, 
daß es ihrerjeitß ein vergebliches Bemühen jei, den Staat zum geborjame 
Diener ber kath. Hierarchie zu erniebrigen. Die Rieberlage war injokrs 
principiell eine überaus wichtige, ja enticheidende, wenn auch ber Schub, deu 
die Regierung der altlatholifchen Bewegung angedeißen ließ, ein überaus b 
ſchraͤnkter und offenbar zaghafter war. Das Minifterium Luß, denn fo nıl 
es wohl genannt werden, obgleih es Hrn. v. Luß nicht gelang, Rh zum 
Minifterpräfidenten emporzuſchwingen, ift deßhalb vielfach amgegriffen unb 
ſcharf geindelt worden. Und doch geſchah und geſchieht es kaum mit Aedt. 
Das Land iſt unfäugbar in zwei faft gleich ſtarke Hälften zerfallen: auf ber 
einen Seite fteht bie latholiſche Hierardie mit dem gefammten Gierus ze 
der übergroßen Mehrheit des Tatholiichen Landvolls, umterftügt won einer 
ultramontanen Preſſe, die an leidenſchaftlichem Eifer, ja theilweiſe gerade 
an Frechheit alles bisher Dageweſene Hinter fi) zurüdiäßt, auf ber auberı 
ſehen wir bie gefammte proteftantifche Benöfferung und die latholiſche Stäbe 
bevölferung mit Allem, was nur in irgend einer Weiſe liberal fein umb ben 
gebieterijchen $orberungen der Seit gerecht werden will. Die Lanbieg> 
wablen von 1869 entſprachen dieſer Sachlage und Neuwahlen würben and 
in diefem Yugenblide Taum ein viel anderes Refultat ergeben — eime fieim 
Mojorität, fei es der ultramontanen, fei e& der liberalen Partei. De fcheint 
es nun doch in der That die Aufgabe der Krone zu fein, ben verhängeih- 
vollen Zufammenftoß ber beiden großen und faft gleich flarfen Parteien u 
verhüten und inzwifden — anders Tann man es allerdings nit nennen — 
zu laviren, bis die Entividelung der Dinge im Großen und Ganzen, im ber 
Bayern nur ein einzelnes Moment ift, der einen oder der andern, muomenten 
oder dauernd, ein unbeflrittenes lebergewicht wird gegeben haben. Beute 
man fi) nur einmal, die Verhältniſſe lägen ander. Wäre 3. B. Baperz 
eine Republit, fo bätte die clericale Partei im Jahre 1869 unmittelbar nad) 
dem Zufammentritte des Landtags fofort von ihrer WMajorität, fo klein fe 
auch war, den rüdfichtsiojeften Gebrauch gemacht, das ganze Minifterium 
befeitigt und ein andere aus ihren eigenen Reihen gewählt; bie Liberalen 
Beamten wären möglichſt von oben bis unten bejeitigt unb in Allbayern 
und allen Tatholifchen Gegenden durch eifrige Anhänger der Partei, in ber 
proteftantiihen Landestheilen durch möglichft gefügige Werkz uge erfekt wor» 
ben und bann wäre es an bie Arbeit gegangen, bie gejammien Grundlagen 


Hieberigt der Greigniffe des Bahrıs 1872. 591 


es Staates nad ultramontanen Anfchaumgen umzuformen. Bas obne 
Zweifel wahnfinnige Regiment hätte allerdings kaum ehr lange gedauert: 
ie proteſtantiſche Bevollerung bes Landes würde es nicht allzu lange ertra⸗ 
en baben, der ganze Geift ber Zeit hätte fi) dagegen aufgebäumt; es wäre, 
as ift freilich mehr als bloß mahrjcheinlih, mit Gewalt geſtürzt oder 
wi ben nädften Wahlen auf bemfelden Wege, auf bem es zur Gewalt 
ſekommen, auch wieder befeitigt worden. So ungefähr hätten ſich die Dinge 
n Batjern entwideln müflen, wenn biefe Entwidelung ausichließli in ber 
)and des Volles, des in Parteien ımb zwar in zwei große Parteien zer⸗ 
allenen Boltes gelegen hätte, und es ift nicht abzuſehen, wie es anders hätte 
chen können; denn eine Mittelpartei beftand 1869 bereits nicht mehr und 
ſibt es heute noch weniger als damals, trogdem das Miniftcrium Lu nad 
sichts fehnfüdhtiger verlangt, als nad) einer foldhen Mittelpartei und bereit 
päre, ihr alle nur denkbare Unterflüßung von Seite der Regierung ange- 
wiben zu laſſen. Was das Land davor bewahrt Bat, daß der Kampf ber 
Parteien ſich nicht zu einem Kampf um die Regierungsgewalt geftaltete und 
sicht ſchließlich gar in vollen Bürgerkrieg ausartete, war das Intereſſe ber 
?rone, bie fih, wenn auch nicht über, doch außerhalb der Parteien ftellte 
ınb ben Rampf berfelben auf das Gebiet der parlamentarifhen Debatte und 
ver Breffe beſchränkte. Zwiſchen bie Parteien geftellt, neigte ſich inzwiſchen 
as Minifterium Luß entjchieden nad) der linken Seite Bin: Hr. v. Luß hielt 
n der IL Sammer gegen bie forderungen und die gefammten Anſchauungen 
er ulttamontanen Partei wiederholt einläßfiche Neben, gegen deren Voraus⸗ 
egungen von liberaler Seite kaum etwas eingewendet werden konnte, bie 
enn auch vielfach von der linken Seite der Kammer mit Beifall überjchüttet 
vurben; aber feine jchönen Reden blieben praftifch gänzlich unfruchtbar, indem 
ver Minifter ſich überall, wo es nicht abjolut unausweichlich war, wohl bütete, 
araus die natürlichften Eonfequenzen zu ziehen, felbft wo fie logiſch noch fo 
wingend zu fein fchienen, aus dem einfachen runde, weil ihm bie Aufgabe 
jeftellt war, nicht die Krifis herbeizuführen, fondern vielmehr eine folde um 
eben Preis zu vermeiden. Ein ähnliche, aber mehr nad) rechts neigenbes 
Miniſterium Hätte es im Grunde nicht viel anders machen können unb ben 
ntſchiedenen Utramontanen jo wenig genügt, als das Miniſterium Luß ben 
ntfhiebenen Liberalen. Wirklich dachte der König im Sommer 1872 an 
inen ſolchen Verſuch. Als damals der Minifterpräfident und Minifter 
eh Auswärtigen, Graf Hegnenberg-Dug, unerwartet flarb, beabfidhtigte er, . 
yie Gielle mit dem bisherigen Gefandten in Stuttgart, Hrn. v. Gafler, 
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einem enifchiedenen Particulariften und Gegner der nationalen Girömung, 
zu bejegen, und ba die übrigen Miniſter ſich ihn als Gollegen verbaten, 
trug er demfelben auf, ihm Vorſchläge bezüglich der Bildung eines gemähigt 
clerical =» particulariftiihen Gabinets zu unterbreitn. Hr. vo. Gafler bemũhe 
ſich aud, dem Auftrage zu entiprechen, aber feine Verfuche nahmen nad 
langem vergeblichem Bemühen cin jchr Mägliches Ende, eine Thatjache, welde 
die Stärke der liberalen und nationafen und bie Schwäde der particalari- 
ſtiſchen Strömung vielleiht mehr ala Alles in's Licht jet. Hr. v. Gafler 
fand faft Niemanden, der geeignet gewejen wäre oder Luft gehabt hätte, mit 
ihm ein Minifterium der oben bezeichneten Art zu bilden; die Führer ber 
Nltramontanen aber oder überhaupt reine und entichiedene Ultramontane zum 
Regiment zu berufen, daran dadjte. die Krone nie und fonnte nad) der ganzen 
Sachlage in Bayern, in Deutfchland und in Europa gar nicht daran denfen. 
Die Bildung eines entjchieden ultramontanen Regiment? wäre unter alle: 
Umftänden ein gefährliches und für die Dauer fider vergebliches, augenblid- 
lich aber offenbar ein geradezu balsbrecheriiches Unternehmen. Ob dageya 
das Minifterium oder die Krone nicht einen Mißgriff gethan bat, daß es 
die II. Kammer nicht unmittelbar nach dem Kriege und unter dem unge 
beuren Eindrud der kriegeriſchen und der politifchen Ereigniffe aufgelöst und 
Neuwahlen angeorbnet hat, und ob es nicht vielleicht Do und zwar gerade 
vom Standpunkt der Krone aus wünſchbar wäre, dem Gleichgewicht ber 
Kräfte und dem daraus hervorgehenden Stillſtand in der politifchen Ext 
widelung des Landes durch die Berufung eines entſchieden liberalen Gabr 
nets, das vor den Conſequenzen feiner Weberzeugung in feiner Weiſe zuräd- 
fchredte, ein Ende zu.maden, und ob ſich nicht in und außer dem Land» 
tage Männer finden ließen, die, ebenjo Hug, umſichtig und vorurtheilsfrei 
als energifh, der allerdings jchwierigen und dornenvollen Aufgabe gewadhien 
wären, ift eine andere frage. So viel iſt wenigſens ſicher, daß Bayern 
unter dem gegenwärtigen Miniſterium diejenige Rolle im Reich nicht fpielt 
und nicht fpielen fann., auf die es Anſpruch machen zu dürfen glanbt. 
Um- Immerhin muß zugegeben werden, daß die Verhältniffe vielleicht nirgends 
Ara in Deutſchland fo ſchwierig liegen, wie in Bayern. Im Großherzogtäum 
A chien trat im Jahr 1872 ein totaler Umſchwung des Regiments eim, aber 
dort waren die Verbältniffe im Grunde fehr einfah. Nah dem ganzen 
Gange der deutjchen Entwidelung im Laufe des verflofienen Jahrzehents Last 
e8 fich leicht begreifen, wie der Frhr. v. Dalwigk lange Jahre im Gegen. 
fage gegen die weit überwiegende öffentliche Meinung dei Landes dad 


Heberfigt der Errigniſſe des Bahres 1872. 898 


‚ unbebingte Vertrauen feines Fürſten genießen konnte, weniger wie dieſer bie 
Connivenz feines Minifter8 gegenüber dem Bifchof Ketteler von Mainz gutheißen 
fonnte und deden mochte. Die Ereigniffe des Jahres 1866 erfchütterten bie 
Stellung Dalwigls und der große Umſchwung von 1870 zwang ihn zum Rück⸗ 
tritt. Aber fein Syflem und feine eifrigften und berporragendften Mitarbeiter 
bfieben nad wie vor am Ruder. Erft der Tod eines berfelben brachte das 
ganze Syſtem in’s Wanfen und führte eine Kriſis herbei, aus ber ein ent» 
ſchieden liberales und aufrichtig national gefinntes Miniſterium faft nothwendig 
hervorgehen mußte. Die große Mehrheit der Bevölkerung athmete darüber 
förmlich wieder auf: die Neuwahlen zur II. Kammer nad) einem den Anfchau« 
ungen ber Gegenwart endlich entjprechenden Wahlgefek legten die Schwäche 
der ultramontanen Partei und die Stärke der liberalen und nationalen fo» 
fort in einer alle Zweifel ausfchließenden Weiſe zu Tage. Nicht allzu ver- Gesten. 
fchieden von den heſſiſchen find auch die Verhältniffe im Königreich Sachſen. 
Seit der Reform des Wahlgefebes für die Kammer hat audh dort die libe⸗ 
tale Partei in ihren verjchiedenen Schattirungen, fobald fie zufammenhäft, 
das liebergewicht, obgleih daneben eine ftarfe particulariftiiche Partei, bie 
eine lebhafte, althergebradhte Abneigung gegen Preußen und alles, was aus 
Preußen kommt, nährt, und eine gleichfalls zahlreiche Demofratifch«focialiftifche 
Partei in den Tyabrikftädten des Landes exiſtirt. Ohne ein parlamentarifches 
zu fein, entipricht da8 gegenwärtige Minifterium diefer Sachlage. Dasfelbe 
brachte denn auch in der Sanbtagsfeifion von 1872 eine Reihe von Ge⸗ 
fehesentwürfen über das Unterrichtsmejen, eine Städte» und Landgemeinde- 
ordnung und eine Vertretung der Bevöllerung in der Berwaltung der Be 
zirte zur Vorlage. Alle diefe Entwürfe trugen ein entjchieden liberales Ge⸗ 
präge und doch führten fie zu einer Art Eonflict zwiſchen der Regierung 
und den Kammern. Die Iehteren Geſetze waren nämlich der I. Kammer 
allzu liberal, das Vollsſchulgeſeßz dagegen der II. Kammer nicht Tiberal 
genug. Diefe beihloß mit ziemlicher Majorität, den Confeffionalismus 
aus der Vollsſchule durchaus zu entfernen, ftieß aber darin auf ben 
Widerſtand nicht bloß ber Regierung, fondern auch der I. Kammer, und 
unterlag endlich beiden in Folge einer eigenthümlichen Beitimmung ber fäd- 
fiſchen Berfaffung, während die I. Kammer bezügli der anderen Gefehe 
Eonceifionen machte und jchließlich beide ſich darüber gütlich verftändigten. 
Seither ſcheint zwiſchen demjenigen Theile der dffentlihen Meinung, der in 
der Majorität der II. Kammer den Ausbrud feiner Anſchauungen und feiner 
Wünſche erfennt, und der Regierung eine gewiſſe Spannung eingetreten zu 
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fein, die indeß infofern kaum berechtigt erſcheint, als das nene Velhel- 
geieh immerhin einen ganz gewaltigen Fortſchritt bezeichnet, und ſich mar 
daraus erklärt, daB die Regierung ſeit Jahren in jeder Weiſe ein ſtreng 
orthodoxes Lutherthum begünſtigt und aufrecht erhält, wie es bem nüchtern 
verftändigen Weſen des ſächſiſchen Bolfsgeiftes kaum entſprechen bärfte — 
Noch bleibt zu erwähnen übrig, daß die Finanzlage der jämmtfichen bad- 
ſchen Mittelftanten troß der fehr bedeutenden Erbößung der Militärlaften und 
der Bebürfnifie des Reichs überhaupt, jowie der fort und fort fleigenben An⸗ 
iprüche aller Zweige ber Verwaltung fi) als eine jehr befriedigende, Diejenigen 
Preußens aber als eine geradezu glänzende darftellten und nur ein Theil ber 
Kleinftaaten ſich duch die Anſprüche bes Reichs in eine Lage gedrängt fickt, 
aus ber ein alle Interefien befriedigender Audweg kaum möglich fein mir 
und die daher unter Umftänden felbft die Exiſtenz dieſer fleinen Organismen: 
bedrohen Tönnte, 

Sieht man von den Wirren zwiſchen Staat und Kirche ab, fo lamı 
man fagen, daß fi Deutichland auf fefter Baſis ruhig und ſtetig emtiwidelt. 
Und fo ziemlich dasjelbe ift der Fall bezüglich Oeſterreichs. Es ſcheint bed, 
daß der unglückliche föderaliſtiſche Verſuch unter dem Minifterium Hobenwar 
Schäffle der Iehte feines Gefchledhtes war. Die Befriedigung ber berechtigter 
Anfprüde der mannigfaltigen Nationalitäten, die Achtung begründeter Un 
Sprüche der Kirche uub bie Anerlennung der Thatſache, daß in Oefterrei: 
ein hoher Abel befteht, der an Befig und Einfluß auf die VBenöflerung em 
ganz andere Rolle zu ſpielen berechtigt iſt als in WWefleuropa, find Dkomente, 
bie Defterreih nicht außer Augen laſſen darf, aber aud nicht leicht auher 
Augen laffen wird. Dagegen find biefelben Momente in ihrer eimfeitigen 
und falfegen Entwidelung als Nationalismus, Glericafismus und Fendaltäıuni 
feine gefährlichften Feinde, bie unabläffig an feiner Grundlage nagen nd 
die e8 mit ftarfer Hand barnieder halten muß, wenn es jeine Einheit ned 
innen wie feine Machtftellung nad) außen aufrecht erhalten will. Das bemtick 
Element, obgleih an fi nur eine Minorität, if der Kern, an welchen fid 
das ganze weite Neid) allmälig angefeht bat und welchem bie Wufgabe ge 
worden ift und ber es aud als feine Aufgabe erkennt, das Gange mt 
feiner Eultur zu umfaflen, zu durchdringen und zufammenzubalten. Dieß uf 
anerfannt, geſchützt und in jeder Weiſe gefördert werben, was um fo leichter if, 
als das deutſche Element überall nur fein gutes Recht, aber in feiner Weöe 
irgend eine Vergewaltigung auch nur ber Heinften unb ſchwächſten ber ver 
ſchiedenen Nationalitäten des Reichs fordert. Die Eigenartigleit des Weſen 
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dieſer Rationafitäten und die Entwidelung ihrer Sprache und ihrer Cultur 
darf nit nur nicht beeinträchtigt werben vom Gejammtfiaate, fondern Toll 
billiger Weiſe von bemfelben geachtet und nad) Möglichkeit gefördert werben. 
Bern aber diefe Heinen Rationalitäten, wie 3. B. die böhmifchen Czechen 
ihre Eigenart nicht ander& zur Geltung bringen zu können meinen, als durch 
Bergewaltigung der Deutichen, jo liegt biefem Unterfangen ein boppelter 
Irrthum zu Grunde. Einmal nämlich verfennen fie, daß bie czechiſche Eultnr 
im Bergleich mit ber deutſchen immer noch eine fehr primitive und für die 
Welt unter allen Umſtänden nur von ſehr untergeorbneter Bedeutung ift, 
und dann überjehen fie, daß die czechiſche Eultur, wie e8 ſchon bisher ber 
Yal war, nur unter dem Einfluß und mit Hilfe der beutfchen fich weiter 
entwideln und eine böbere Stufe wird erflimmen Tünnen. Vorderhand frei- 
lich bewegen ſich dieſe Heinen ſlaviſchen Nationalitäten Oefterreich noch alle 
in einer faljden Bahn und machen Anjprüde, die, jo berechtigt der Fern 
derſelben ift, von unbefangenem Standpunft aus als durchaus ungefundb 
und weit über das Ziel Hinausfchießend eradjtet werden müffen. Immerhin 
wären fie an fih zu ſchwach, um Oefſterreich gefährli zu fein, und wür⸗ 
den fi wohl auch ziemlich feicht in die richtige Bahn keiten laſſen, wenn 
nicht clerieale und feubale Intereſſen ſich mit ihnen verquickt hätten und 
fie fortwährend zu ihren eigenen Zweden zu mißbrauchen bemüht wären. 
Nur auf dem fehlen Boden der befteßenben Verfaffung und geftüht auf ben 
deutſchen Kern und die deutichen Elemente über das ganze Reich Hin unb 
nur im fehlen Anichluß an das neue deutſche Reich ift für Oeſterreich eine 
rubige und fletige Entwidelung denkbar. Bon unenblidder Bebeutung if 
Dabei und muß rühmend anerlannt werben, mit weldher Entichiebenbeit es 
mit feiner vielfundertjährigen Vergangenheit gegenüber Deutſchland ımd gegen- 
über Yalien gebrochen bat und Anfprüde, die von ber Entwidelung der 
curopäifchen Dinge weit überholt find, auch feinerjeits für immer zu ben 
Todten gelegt bat. Offenbar nicht ganz ebenfo ift e8 mit den Xrabitionen 
der innern Politik und doch find die Anſprüche, welche die Entwidelung ber 
Zeit an Deflerreih ftellt, ganz biefelben und von ebenjo zwingender Art. 
Defterreih ift in feiner Verfaffung, in den großen Zügen feiner gefammten 
inneren Entiwidelung, in dem Kern feiner deutſchen Provinzen ein moberner 
Staat geworden und wird es auch in denjenigen heilen des Reichs, Die 
diefer Umbilbung einen fpröderen Stoff entgegenfeßen, dennoch von Tage zu 
Tage mehr und mehr. Seit dem Anfange des 17. Jahrhunderts bis in 
Die neuefte Zeit hinein war Deiterreich eine ſpecifiſch latholiſche Macht: die 
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Interefien des Staates wurden den Intereſſen ber Kirche untergeorbnet, in- 
dem die Dynaſtie in Rom eine mächtige Stüße für ein gefichertes Regiment 
im Innern und einen gewaltigen Hebel für ihre Welifiellung zu finden 
glaubte und zum Theil auch wirflih fand. Dieſe Zeiten find unmieberbring- 
[ich vorbei. Defterreich als Eulturitaat muß fi) aus den Banden ber Kirche 
befreien und feine Zwecke tbeils ohne fie tbeild wohl mit ihr, nimmermeb: 
aber als ihr ergebener und gehorfamer Diener verfolgen. Der große Schnitt 
ift durch die Verfaffung, durch die fog. confeffionellen Sejege und durch die 
Kündigung des unfeligen Concordats von 1855 gejchehen. Aber Defterreid: 
Bevölferung gehört ganz überwiegend der katholiſchen Kirche an, die römijche 
Kirche wehrt fih wie eine Verzweifelte für ihren alten Befig, die Einheit 
und Machtſtellung des Reichs ift ihr fehr gleichgiltig, es ift nur ihre Einheit 
und ihre Machtſtellung, die jie im Auge hat, fie flieht, wo es ihr Intereſfe 
zu verlangen fcheint, feinen Augenblid an, fi) auf die Seite der ſchlimmſten 
Feinde der Monarchie zu ftellen und achtet es leichten Herzens gering, daB, 
wenn dieſe Bahn confequent verfolgt wird, das Reich nothwendig auseinander 
geiprengt werben muß. In den Mitteln find ihre Vorfämpfer ganz und gar 
nicht wähleriſch. Und doch fcheint e8 den maßgebenden Kreiſen in Oejter⸗ 
reich überaus ſchwer zu fallen, ſich auch in dieſer Beziehung von den alten 
Anſchauungen und Gewohnheiten definitiv loszumachen und jeden Augenblid 
taucht, und nicht ganz ohne Grund, die Beſorgniß auf, daß die Negierung 
wieder in eine Bahn einlenle, die nur zu neuen gefährlihen Experimenten 
führen könnte, was bie öffentliche Dleinung neuerdings einem Beilimismus 
anheim gibt, der als einer der gefährlichiten Feinde Oeſterreichs bezeichnet 
werben muß. Dieſer Peſſimismus ftand in voller Blüthe unter dem Regi- 
ment Hohenwart-Schäffle und wurde nur dadurch aufgewogen, daß die Deutjch- 
Oeſterreicher zugleid für ihre eigene Exiftenz, für alles, was dem Leben erft 
feinen Werth gibt, und für die Einheit des Reiches kämpften. AS die Ge 
fahr glücklich befeitigt war, das Minifterium Auersperg die Zügel ergriff 
und auf den Boden der Verfaſſung zurüdfeßrte, athmeten fie erft wieder 
auf. Die Stellung diefeg Miniſteriums war Anfangs eine ſchwierige nad) 
oben wie nad unten. Sein lebte Ziel konnte Tein anderes fein, als den 
föderaliftiiden Beftrebungen und Umtrieben fchließli den Boden gu eu 
ziehen und Die Berfafjung endlich zu allgemeiner Anertennung zu bringen. 
Der Weg dazu mußte indeß naturgemäß ein ziemlich langſamer fein. Im 
erjter Linie galt es, die jchon unter dem jog. Bürgerminijterium in Ausficht 
genommene Wahlreform des Reichsraths vorzubereiten und in's Leben zu 
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führen, d. 5. benfelben von den Landiagen Toszulöfen und aus direkten 
Wahlen der Benöfferungen hervorgehen zu laſſen. Dieſer Schritt fcheint 
längere Zeit ſchweren Bedenken von höchſier Stelle begegnet zu fein. ATS 
man ſich nad Befeitigung der Kremfierer Verfaffung und der Wiederherftel- 
Tung bes NAbfolutismus der Krone um die Mitte ber fünfziger Jahre doch 
wieder mit der Ydee einer Berfafjung befchäftigte, rannte man ſich in ben 
leitenden Streifen, um dem aus ber franzöfifchen Revolution hervorgegangenen 
Syfieme von Verfaſſungen nach ganz allgemeinen Principien, denen die doch 
zur linterlage dienenden realen Verhältniſſe und Zuftände oft auf's grellfte 
wiberjpradden und fie wie Kartenhäuſer erjcheinen ließen, die man bloß 
aufftellt, um fie im nädjften Augenblick ſchon wieder zujammen fallen zu 
fehen, in dem Gedanken feft, eine Verfaffung müſſe von unten aufgebaut 
werden. Der Grundfa ift an ſich richtig, aber fo wenig abfolut, als fein 
Gegentheil und indem man ihn zur Schablone werden Tieß und in Wahr- 
heit nur nad einem Mittel fuchte, um dem Einfluß und der Macht eines 
Reichsparlamentes zu entgehen, fiel man von der Scylla in die Charybdis. 
Die Ereigniffe Tießen den boctrinären Baukünſtlern die Zeit nicht, jeden 
Stein des Fundaments für fih und jo zu Tegen, wie fie ſich's ausgedacht 
hatten, einen neben ben andern; lange ebe fie damit fertig waren, mußte 
mit dem Oberbau begonnen und ehe auch dieſer vollendet war, ſchon das 
Dad darauf gejeht werden. Aber das Princip war als Ausgangspunft 
geblieben und fo kam es denn, daß der Schlußitein des Ganzen, der Reicht» 
rath, ſtatt auf fefter Baſis zu ruben, auf und mit feiner Unterlage, ben 
Landtagen und ihren vielfach widerftrebenden Tendenzen, vielmehr bin und 
ber ſchwankte. Der Schritt, ihn von diefer Unterlage Ioazulöfen und auf die 
breite Bafts direkter Bollswahlen zu ftellen, mußte gemacht werben; aber es 
widerjpradd dem angedeuteten Princip und erregte darum Bedenfen. Auch 
ein anderer Bunt war bisher ein Stein des Anitoßes geweſen. Es fland 
jo ziemlich feft, baß es geboten jei, die Zahl der Mitglieder des Abgeord⸗ 
netenhaujes wenigften® nabezu zu verboppeln. Nach der Verfaſſung aber war 
der Großgrunbbefit nicht nur im Herrenhaufe, ſondern auch im Abgeord- 
netenhaufe und zwar ſehr ſtark vertreten. Sollte derſelbe nunmehr auch ein- 
fach verdoppelt werden oder follte dieß nur auf die Vertretung der Städte 
und der Landbevölkerung Anwendung finden, oder welches Verhältniß follte 
dießfalls feftgeftellt werden? Die öffentliche Meinung war fi darüber 
durchaus Tange nicht im Klaren. Endli war e8 fraglich, ob Galizien in 
die Reform einbezogen werden folle oder aber, wie die Polen verlangten, 
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nit. Wille diefe Fragen "waren von bitaler Bedeutung und bag Minikerium 
Aueraperg hielt es daher füz nothwendig, mır fehr vorſichtis vorzugehen, ba 
ein falſcher oder vorzeitiger Schritt leicht das ganze Werl hätte gefährben 
Tonnen. Zunächſft legte es dem Abgeorbnetenhaufe am 9. Februar als erſte 
Maßregel gegen bie Föberaliften ein Noihwahlgeſeß vor; nad; ben bisherigen 
Geſeßen Eonnten birefte Wahlen nur angeorbnet werden, wenn ber betreffende 
Landtag die Reihsratkswahlen für ein ganzes Kronlanb verweigerte, ned 
diefer Borlage ſollte e8 auch gefchehen können, wenn von einem Landiage in 
den Reichsrath gewählte Vertreter, wie bie Czechen, im Reichsrath beharrfich 
nicht erfhienen. Die Vorlage wurde am 230. Februar mit 104 gegen 49 
Stimmen, alfo mit ber erforderlichen Zweibrittelsmajorität angenommen. Am 
18. März Idste dann bie Regierung buch ein Taiferl. Patent ben böhmiſchen 
Sanbtag, in dem bie Czechen noch feit ber Aera Hobenwart bie Mehrheit 
hatten, auf unb orbneie Neuwahlen an. Diele fielen, wie vom Großgrund- 
befife, der dort den Ausihlag gibt, unter einem liberalen WMinifterium zu 
erwarten fland, in verfaffungstreuem Sinne aus und der neue Laubiag be⸗ 
fiellte au die Wahlen zum Neichärathe in diefem Sinne. Dadurch erhielt 
die verfaflungstreue Partei im Reichsrath eine jehr anſehnliche Verſtärkung 
und das Miniflerium gebot nun für eine Wahlreform des Abgeorbneten- 
hauſes über eine fefte Zweibrittelsmajorität, fo daß der Plan Dafür geebuet 
wer. Inmzwiſchen waren, wie es fcheint, bie Bebenfen ber Krone gegen bie 
Reform geihwunden und auch darüber innerhalb der Berfaflungspartei all- 
mälig eine Einigung eingetreten, daß die Rechte bes Grokgrundbefikes durch 
die Reform nicht beeinträchtigt werben follten, um fie nur überhaupt zu er- 
möglichen. Dagegen trat nunmehr bie Frage in ben Borbergrund, ob bie 
Reform au auf Galizien ausgedehnt werden folle ober nicht, und welche 
Nechte in dieſem Iehteren Falle Galizien und dem galigiichen Landiage ein- 
zuräumen feien. Die Bolen brachten gleich bei Beginn ber Seſſion bes 
Reichsrathes ihre befannten Landtagsrefolutionen wieder ein, bie auf nichts Ge⸗ 
ringeres binzielten, als darauf, Galizien eine völlig autonome und innerhalb 
Cisleithaniens ungefähr diefelbe Stellung zu gewähren, deren Eroatien inner 
halb Xransleithaniens genießt, unb die Majorität bes Reichſraths war ge- 
neigt, ihnen wenigflens jo weit möglich zu entiprechen, weil dieß, wo nicht ber 
einzige, doch jedenfalls der Teichtefte Weg ſchien, um die Wahlreform glũclich 
zu Ende zu bringen. Es wurde ein eigener Berfafjungsausichuß nieder 
geſetzt, der jedoch nad langen Berathungen zu ber Weberzeugung gelangte, 
daß eine Einigung mit den Polen nicht möglich ſei. Dieſe behielten ihr 
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Igentliches und leßtes Ziel, die völlige Ausfcheibung aus dem Organismus 
»8 Bſterreichiſchen Staates und ſchließlich die Wiederherſtellung bes alten 
Solens unverrüdt im Auge, während der Ausſchuß in Uebereinſtimmung mit 
er Regierung und der Majorität des Reichtraths ihnen nur eine vielfach freiere 
nd abgefonderte Stellung innerhalb Defterreihs gewähren wollte und inſo⸗ 
ern Die Zügel feſt hielt, als der galiziihe Landtag fi vorher beftimmt 
arüber ausfpredden follte, daß er mit dem Ausgleich fich definitiv hefriedige 
nd nicht etwa, Darauf geftüßt, fofort neue und wieder weiter gehende For⸗ 
erungen erbebe, fowie daß eben darum die Frage der Wahlreform bezüglich 
Saliziens vorerſt noch vorbehalten werde. Die Polen gingen darauf nicht 
in und die ganze Angelegendeit blieb unentichieben. Immerhin war nun ber 
Boden für das große Werl der Wahlreform geebnet und konnte Die Regierung 
aran gehen, ihre Vorlage für die künftige Seffton des Reichsrathes feflzuitellen. 
Ray dem Schluß der Seffion des Reichſrathes fand diejenige der Delegatio- 
ven flatt. Das Nefultat derfelden war, daß bie nad) allen Seiten friedliche 
Bolitif der Regierung und ber entſchiedene Anſchluß des Kaiſerſtaats an das 
veitiche Reich die ausdrückliche Billigung beider Delegationen fanden und daß 
as Militärbubget ſehr erheblidh vergrößert wurde. Die ungariſche Delega- 
ion gab dazu äußerfi bereitwillig, die öfterreihiiche Dagegen aus finanziellen 
Sründen nur mit Widerfireben bie Hand. Im Herbſt traten die fiebzehn 
Bandtage der verfhiedenen Kronländer der Monarchie zufammen. Die Phy⸗ 
hognomie berfelben war bereitS eine ganz andere als im Borjahee unter dem 
Regiment Hohenwart-Schäffle.. Die Xendenz der fog. nationalen “Parteien 
und ber wit ihnen verbünbeten reactionären, feudalen und clericalen Ele⸗ 
mente, das Reich in feinen verfafiungsmäßigen Grundlagen aufzulöien und 
auf föderaler Grundlage ganz neu zu conftruiren, dieſe angeblich conſerva⸗ 
tive, in Wahrheit durch und durch revolutionäre Tendenz war überwunden 
und vorerft befeitigt. Die Landtage beichäftigten fi nur mit ihren eigenen 
inneren Angelegenheiten und in ziemlich. einträchtiger Weiſe. Eine Ausnahme 
machte bloß bie ulttamontane Mehrheit des Tyroler Landtags, die es wegen 
einer bie Jeſuiten beireffenden. Frage zum Bruche bringen wollte und auch 
wirklich die Regierung zwang, ben Landtag plöhlich zu fließen, wobei fie 
fich übrigens wie immer gegenüber biefer Partei allzu nachſichtig und fall 
gerabezu ſchwach erwies. Sehr zwedinähig benüßte die Regierung die Ge⸗ 
legenheit der Landtage, um ſich mit den einflußreichfien Männern ber ver⸗ 
fchiedenen Kronländer bezüglich der Wahlreform in’s Benehmen zu jegen und 
ihre. Borlage nach deren Wünfchen noch einigermaßen zu mobifiziren. Und 
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dasfelbe Berfahren beobachtete fie auch beim Wiederzufammentritt des Neichörafbs 
im Dezember. Die förmliche Einbringung der Vorlage im Reichsrath fall: 
erft in’s Jahr 1878, als die Regierung ihrer Sache nad allen Seiten ſicher 
zu fein glaubte. Nun beiobnie fi ihre mühenolle Umſicht. Die Borlage 
‚wurde vom Abgeordnetenhaufe nur unmefentlih modifiziert, die Debatte dar⸗ 
über war eine Turze, durchaus fachgemäße und die Annahme erfolgte mit met: 
als der erforderlichen Zweibrittelgmajorität. Ebendasſelbe war im herren 
hauſe der Fall, das in Oeſterreich, wie ſchon bemerkt, überhaupt ber Her 
ber Berfaflung, einer ftetigen und confequenten Entwidelung de8 Reichs un? 
eines befonnenen Fortſchritis auf den gegebenen Grundlagen if. Ber Aus 
gleih mit den Polen blieb unausgetragen, Galizien wurde in Die Reform 
einbegogen und ihnen fpäter nur Die Eonceffion gemacht, daß eimer ihre 
bervorragenbften Führer, aber der gemäßigifte von allen, zum Minifter ohne 
Bortefeuille, tbatfählih zum Minifter für die galiziſchen Angelegenheiten cı- 
nannt ward. Die Einführung bdiefer großen Maßregel ber Wahlreform des 
Reichsraths, welche der Einheit des Reichs eine fefte Grundlage gewährt, ii: 
ohne Zweifel für Oefterreih das bedeutfamite Ereigniß des Jahres 1872 
und gehört weſentlich biefem an, wenn aud) der formelle Abſchluß erfl in’ 
Jahr 1873 fällt. Die Landiage find dadurch auf ben eigentlichen Boden 
einer gebeihlichen Wirkſamleit zurüdgewieſen, den föderaliftifchen Beftrebungen, 
die Deſterreich auseinander zu reißen drobten, ift das dankbarſte Feld ihrer 
Thätigkeit und ihrer Wühlereien entzogen und bie bisher wiberfirebenben 
Elemente der Bevdllerung ſehen fich faft gezwungen, ihre Ziele fortan mur 
im Scooße bes gemeinfamen Reichsraths und auf dem Boden der gemein- 
famen Berfaflung zu verfolgen, wo bie verfdhiebenen Tendenzen ſich gegen- 
Ungarn. ſeitig corrigiren und ausgleichen müflen. Weniger befriedigend ift für 1872 
der NRüdblid auf Ungarn. Bei den Neuwahlen zum Unterhaufe, die in das 
Jahr fallen, ſiegte zwar neuerdings bie feit dem Ausgleiche von 1867 berr- 
chende Deakpartei und errang fogar noch eine Reihe neuer Sige; aber bide 
Partei blieb wie bisher aus ſehr heterogenen Elementen zufammengefekt, bie 
nicht ſowohl durch fefte PBrincipien als durch mannigfaltige Intereffen, zum 
Theil ſehr zweifelhafter Art, zufammengebalten werben. Ungarn möchte feit 
dem Ausgleich gern eine Rolle fpielen, zu der es allerdings mandje Elemente 
bereshtigen, ber jedoch andere in jenem Innern hemmend entgegenftehen. An 
politifher Bildung für den Kampf der Parteien fehlt e8 den Ungarn aller 
dings nicht und find fie darin jogar vielen andern voraus. Aber als Cultur⸗ 
flaat ift es vielfah und zwar in ben allerwejentlichften Beziehungen noch 


Heberiht der Ereigniſſe des Bahres 1872. 601 


veit zurüd und bedarf es noch jahrelanger energifcher Arbeit, bis es Das 
Sewicht in die europäifche Wagfchaale fegen Tann, auf welche es Anſpruch 
macht. Seine erften Verſuche als weientlich jelbitändiger Staat feit 1867 
jind nicht durdaus glüdlich geweien. Von den großen und jo dringenden, 
auch als ſolche anertannten Reformen auf allen Gebieten des politifchen Le⸗ 
bens wurden über dem Sampfe der Parteien und den großen Redejchlachten 
Des Unterbaufes nur wenige in Angriff genommen, noch mwenigere durchge⸗ 
führt; die Finanzen de8 Landes weiſen ein großes und allem Anfdhein nad 
wachjendes Defizit aus und der Verwaltung fehlt die nothwendige Solidität 
und weile Beſchränkung, die Rechte und Anfprücde der verjchiedenen Natio- 
nalitãten unter ſich entbehren einer billigen und gerechten Erledigung, ber 
Ausgleih mit Eroatien fieht fih, faum gefchloffen, jchon wieder in frage 
geftellt. Dagegen kann mit Befriedigung die Thatſache verzeichnet werden, 
DaB die Tendenz, Ungarn möglichſt von Oeſterreich abzulöfen und das Ver⸗ 
hältniß wenigfteng nah und nad auf dasjenige einer bloßen Perfonalunion 
zu beſchränken, fi im Laufe des Jahres 1872 entſchieden abgeſchwächt Hat. 
Die äußerfte Linfe hält zwar an dem Principe noch immer feft, aber bie 
gemäßigte Linte nähert fi allmälig der Deakpartei und es ift wenigftens 
einige Ausficht vorhanden, daß ſich die beiden mittleren Parteien fchließlich 
verfländigen, mobei e8 nur als Gewinn erachtet werben müßte, wenn bie 
äußerfte Rechte und die ultramontanen Elemente aus der Dealpartei aus⸗ 
ſcheiden würden. 

Bon einer ruhigen und ſtetigen Entwidelung, wie bei Deutichland und Erant- 
Defterreich, konnte bei Frankreich Leine Rebe fein. Mit dem Verluſt feines ve. 
bisherigen Uebergewichts in Europa war es zwar auch des bonapartiftifchen 
Regiments in Folge des Krieges entledigt worben, aber mit Wuth hatten 
fih neben Gen Republikanern auch die .alten Parteien der Legitimiften, ber 
Orleaniften und die Ueberreſte der Bonapartiften auf den freigewwordenen 
Plan geftürzt, um jenen bie Beute ftreitig zu maden. Zunächſt hatte ber 
Krieg ein wahres Chaos zurüdgelaffen, da die ganze Verwaltung aus Rand 
und Band gegangen war und vor allem aus handelte es ſich daher darum, 
die zerfahrenen Elemente wieder zu fammeln und in biefelben wenigftens nur 
wieder einige Ordnung zu bringen. Glücklicher Weile fand die Nation in 
Hrn. Thiers als dem Chef der vollziehenden Gewalt einen Yührer, der mit 
großer Erfahrung und Gefchäftskenntniß und mit einer eminenten Gewandtheit 
im Spiel der parfamentarifchen Parteikämpfe eine Iebhafte und uneigennüßige 
Vaterlandsliebe und eine nicht gewöhnliche Zähigfeit im Feſthalten und in ber 
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Verfolgung einmal gefaßter Ideen verband. Als die fonveräne Natieuel- 
verſammlung zuerft in Bordeaur zufammentrat, ſah fie ſich Thetfädtidh auf 
dem Boden der Republik und vorerfi keine Möglichkeit, biefe Sachlage zu 
ändern. Aber die Majorität hätte ber Republik Tieber beute als morgen 
gerabegu den Hals umgedreht. Darin entiprad) fie jebod ben Auſchauungen 
und Abſichten ihrer Wähler und der entſchiedenen Mebrbeit ber Ration jeben- 
falls nur theilweife. Es befteht zur Zeit in Frankreich wohl überhaupt feine 
Partei, die von fi rühmen Tönnte, daß fie fi) auf eine Wajorität ber 
Ration flüße. Die republifaniihe Partei bildete wie wohl zu jeber Zeit fo 
auch jegt wieder nur eine mehr oder minder flarfe Minorität: die Republil 
ift faum Die den Franzoſen homogenſte Staaisforn, wofern man wenigftens 
nicht in ber niveflivenden Tendenz ber allgemeinen Gleichheit das Kauptjäd- 
lichſte Kriterium derſelben ertennt, bie allerdings bem galliichen Bolfsgeif 
feit jeher innewohnt, die aber ihre Vefriebigung auch in ber allgemeinen 
Unterwerfung unter einen allein berechtigten Eäfar finde. Aber auch bie 
monarchiſchen Fractionen, ſelbſt wenn man fie alle zufanımen für Eine Partei 
nimmt, flüßen ſich nicht auf eine Mehrheit ber Nation. Ein großer Teil 
der Nation ift zumal bei. bem weitverbreiteien Mangel an ber elementarfien 
Schulbildung bezüglich biefer Frage wie aller höhern Imtereffen völlig gleic- 
gültig, begnügt ſich mit bem materiellen Eriverb und ben bergebradhten For⸗ 
men des Cultus, ohne babei viel zu benfen, umb gibt, wenn eine große Ext- 
ſcheidung an ihn Beraniritt, ben Ausfchlag je nach Zufall, nad der memen- 
tanen Strömung, nad) dem augenblicklichen Bedürfniß. Der Majorität ber 
Notionalverfammlung entſprach indeß im Fruhjahr 1871 eine eutjdgiebemere 
Majorität der Nation, bie aber nur zwei Dinge gebieterifäh verlangte: Frie⸗ 
den und Ruhe, und bie, eben weil fie dieß wollte, zu ihren Vertretern folde 
auswählte, von benen fie überzeugt war, daß fie von bem eben beſeitigten 
Regiment, das fie in all den Jammer geftürzt hatte, nie etwas hätten wiſſen 
wollen. Monarchiſch gefinut war biefe Majerität darum nicht umb Ju 
terefien ber Bourbons oder Orleans waren ihr fehr gleichgiltig. Im Gegen⸗ 
tbeil, wenn die Republif, bie num einmal beſtand, ige Frieden brachte umb 
die Rube zu verbürgen vermochte, fo war fie für biefelbe unb wenn bie 
Wieberberftellung einer Monarchie nicht möglich war, ohne Frieden und Ruhe 
zu gefäheden, fo war fie jedenfalls gegen ein ſolches Unternehmen. Und 
das war in der That der Fall. Auf dem feit einem Jahrhundert furchtbar 
umgewühlten Boben und nod mehr nad bem leßten zwanzigjährigen Regi- 
ment, das alle Ueberlieferungen außer ber napoleoniſchen Legende, fo viel 
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ur immer möglich, außzurotten bemüht geivefen, war bie Wieberberfiellung 
er Monarchie an ſich ſchwierig, aber fie war es doppelt, da fich fofort drei 
srätendenten neben einander meldeten, deren Anhänger nur in dem allge 
einen Princip übereinftimmten, ſobald e8 ſich aber um die praftifche Aus- 
ihrung handelte, fi) naturgemäß töbtlich haſſen mußten, da bie verfchiebenen 
zrätendenten fi) einer dem andern abjolut im Wege fanden. Bor ber 
yand blieb nichts amderes übrig, als die Frage umentfchieden der Zukunft 
» überlaffen, und das war der fog. Pact von VBordeaux. Zunächſt land 
van auf dem Boden der Republif, von ber Hr. Thiers meinte, taß fie 
ie Franzoſen noch am wenigften trenne, und auf biefem Boben war er als 
Yhef der Egecutive bemüht, wenigftens wieder einige Ordnung in das Chaos 
u bringen, wieder eine regelmäßige Verwaltung zu organifiren und die Par- 
eien, Die fi) gegenſeitig wüthend haßten und befämpften, daran zu verhin« 
ern, daB fie über einander herfielen und fich nad) Herzensluſt vergewaltigten. 
Das Wert ſchritt langſam vor, ba feine Zeit und feine Kräfte von der 
egteren Aufgabe nur allzufehr in Anfprucdh genommen wurden. Das Jahr 
1871 ging darüber hin, ben Frieden mit Deutfchland abzufchließen, bie 
Nutorität der Rationalverfammlung gegen die Parifer Commune aufrecht zu 
yalten, das Räderwerk der Verwaltung notbbürftig wieder in Gang zu fehen 
ind feine eigene Stellung mwenigftens foweit zu befeftligen, daß dieſelbe nicht 
eden YAugenblid in Frage geftellt werben konnte. Erſt im Jahre 1872 
‚onnte feine Regierung daran benfen, die Finanzen des Landes und bie 
Militärmacht deſſelben auf gejehliche Grundlagen zu ftellen und das Unter⸗ 
richtswefen neu zu organifiren. Nur in einer Beziehung, ber wirthichaft« 
ichen Wieberherftellung der früheren Berhältnifie, fam ihm das Sand ein⸗ 
rrächtig und entfchieden entgegen und auf diefem Boben errang er denn auch 
Zriumpbe, bie feinem Ramen ein bleibenbes Andenten filhern werden. Das 
Sand ift von Natur reich, der Franzoſe iſt faſt durchweg arbeitfam, anftellig 
und fparfam, Aderbau, Gewerbe und Handel wurben mehr als 50 Sabre 
früher als in Deutfchland von ben fie hemmenden Schranten befreit und 
gaben Frankreich einen Borfprung vor Deutſchland, den dieſes nur allmälig 
wird außgleihen können. Wenn man alles zujammen rechnet, fo beziffert 
e3 fi) auf eine ganz ungeheure Summe, um welche ber wahnfinnige und 
leichtfertige Krieg den franzöſiſchen Nationalreihtfum gefhäbigt Hat. Aber 
faum war ber Friede gefchloffen, jo ging das franzöfifche Bott wieder fri⸗ 
hen Muthes und mit zähem Eifer an bie Nrbeit und es ift gleichfalls 
faum glaublich, wie ſchnell es fich wirthſchaftlich erholte und die Spuren de$ 
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Krieges verwilhte. Um bie bisher umerhört große Kriegsſchuld an Deutih- 
Iond abtragen zu können und ber fremden Occupation fo fehnell wie möglich 
los zu werben, ſchloß Hr. Thiers zwei große Anichensoperationen ab, bie 
von Erfolgen begleitet waren, die alle Erwartungen übertrafen. Es lag ın 
der vielfachen Ueberzeichnung an fi fchon fo gewaltiger Summen, die er 
forderte, zwar viel Uebertreibung und viel Schwindel, aber mit Stolz tomzte 
fih das Land doch jagen, daß es immer noch ein reiches und felb be: 
höchften Anforderungen gewachſen fei und daß fein Eredit im Auslande aut 
nit im minbeften gelitten habe. Unftreitig verdankte e8 bie ber Ruhe mt 
der relativen Sicherheit, deren es ſich unter der Leitung bes Hrm. Thiers 
erfreute. Ihm gelang es au, freilich nur mit Hilfe neuer und ſchwere: 
Steuern, ſchon das Budget für 1873 nahezu in's Gleihgewicht zu bringen. 
Daß er übrigens in wirthichaftliden Dingen doch nicht ganz auf ber Höbe 
ber Zeit ftebe, zeigte fein Beftreben, eben behufs einer Herſtellung des Gleich⸗ 
gewicht der Finanzen wenigftens theilweife wieder zum alten Schußzolligiie: 
zurüdzufehren. Nur mit Mühe und nicht ohne feine Stellung wiederho!: 
aufs Außerfte zu gefährben, fegte er c$ gegenüber ber Rationalverfammlus; 
durch. Es war dieß ein entſchiedener Mißgriff, und jelbit feine Erfolge ı 
biefer Beziehung haben feinem Anfehen mehr geichadet als genügt. Kaum 
war er auch geftürzt, fo beeilten fich jeine Nachfolger, den früheren Zuflard 
wieder herzuftellen und ſelbſt die ſchon gefündigten Handeläverträge mit Eug- 
land und Belgien werden demnächſt wieder aufgerichtet werben. Doch das 
find Nebenfachen, die Wiederherftellung des franzöfifcden Finanzweſens if 
und bleibt wejentlich fein Werl. Weniger glüdlih war feine Hand im 
Militärweien und noch weniger im Vollsſchulweſen. Als Preußen nach dem 
Unglüd von 1806 in einer eigentlich noch viel traurigeren unb ſchwierigeren 
Sage war als Frankreich nah 1870, führte e8 die allgemeine Wehrpflich 
und die allgemeine Schulpflicht ein und biefes waren bie beiben Grundpfeiler, 
auf denen es fi bis zur tonangebenden Macht in Deutichlanb unb in E» 
ropa emporihwang. Ganz Europa ift darüber einverflanden und eine Reik 
von Staaten Hat ſich entichloffen, in+ feine Fußſtapfen zu treten und jene 
beiden Grundjähe entweder gerabezu zu aboptiren, ober fid) ihnen bod ſo 
weit möglich zu nähern. Frankreich hatte dazu den Muth nicht und Her 
Thiers ging ihm darin voran. Dem Ramen nad) wurde zwar im Jahre 
1872 aud in frankreich die allgemeine Wehrpfliht zum Geſeß erhoben, 
aber nur um die nominelle Zahl feiner Streitfräfte wenigftens auf den 
Papier in’ Ungemefjene zu fleigern und barin Deutſchland noch weit yı 
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iberholen: nad) wie vor wirb feine aktive Armee doch nur aus Berufs⸗ 
oldaten beftehen und werben fich die reicheren und gebildeteren Klaſſen vom 
Dienft im Heere befreien können. Die Verhandlungen ber Nationalverfamm- 
ung im vetfloflenen Jahre Haben überhaupt nur zu deutlich gezeigt, wie 
venig die fo viel angerufenen großen Grundjäße von 1789 gerade in Frank⸗ 
eih in Fleiſch und Blut eingebrungen find. Hr. Thiers wehrte fich ebenjo 
ehr dagegen, den höheren Klafien die allgemeine Wehrpflicht aufzulegen, wie 
r fi gegen die Einführung einer allgemeinen Einfommenfteuer im Inter 
fje eben biefer Klaſſen flemmte, und beide wurden denn auch mit größter 
Majorität verworfen. Noch fchlimmer ging es bezüglich des öffentlichen 
Interrichtswejens. Sein Cult» und Unterrichtsminifter Jules Simon brachte 
war eine Vorlage bezüglich des Schulweſens in der Nationalverfammlung 
in; allein obgleih die Kirche darin mehr als billig geſchont und ihr die 
reiefte Thätigfeit neben dem Staate geſichert werden follte, fo fand fein 
Borihlag bei der Majorität feine Gnade. Die Vorlage wurde an eine 
Sommiffion gewieſen und in dieſer unter den Aufpicien des Bischofs Du- 
anloup fo umgearbeitet, daß das Volksſchulweſen gänzlih unter ben Einfluß 
wer Kirche gefallen wäre. Ohne Zweifel wäre die Majorität der National 
erſammlung ganz damit einverjtanden geweſen und Hr. Thiers hielt e8 daher 
ür gerathener, bie Frage ganz ruhen zu laſſen. 

Die Stellung des Hrn. Thiers gegenüber der Nationalverſammlung 
var überhaupt eine äußerſt ſchwierige und erforderte von feiner Seite bie 
rößte Vorfiht. Aus den Wahlen zur Nationalverfammlung mar er, indem 
x allein mehr als zwanzig Mandate auf ſich vereinigte, al® ber Mann der 
Situation berporgegangen und nahezu einſtimmig zum Chef der Executive 
nit dem Recht, fich die Minifter ſelbſt auszufuchen, gewählt worden. ber 
nbem er ſich fofort auf bie Seite der Republik ftellte und diefe für bie 
venigftens augenblidlih für Frankreich allein mögliche Regierungsform er- 
(ärte, verfcherzte ex fofort das Zutrauen der Majorität. Der Mann irgend 
iner Partei war er übrigens nit. Er bemühte ſich, dem Lande redlich 
u bienen und mit ber fouveränen Nationalverfammlung beftmöglich auszu⸗ 
ommen, weßhalb er auch feine Minifter am liebften allerdings aus bem 
inten Centrum und ber gemäßigten Linfen, aber je nad Bedürfniß auch 
us dem rechten Eentrum und fogar der legitimiftiichen Rechten wählte. Das 
Sabinet war daher unter feinem Regiment immer aus ziemlich heterogenen 
Elementen zujammengejeßt und niemals ein einheitliches: im Grunde waren 
ie Minifter aber auch nur feine Unterflantsjefretäre, die nach feinen In⸗ 
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fiructionen zu arbeiten hatten. In ber Rationalverfaumlung gebei er im 
Grunde niemals und zu feiner Zeit über eine fihere Majorität: bei ent 
entfcheidenden frage lonnte er mehr oder weniger eigentlich nur auf bw 
gemäßigte Linke zählen, die republifaniiche Linke folgte ihm nur ans Roi 
wendigleit und foweit es geichehen konnte, ohne ihren Principien geradep 
untreu zu werden, das linfe Centrum ſchwankte und war faft immer ı- 
gewiß, obgleich gerade bier die wahren Gefinnungsgenofien bes PBräfiderie 
laßen, und nur bie und da traten auch Einzelne aus dem rechten Gentrız 
auf feine Seite. Seine Idee war die Gründung ber „conferbatisen Re 
publit“, um die fi alle gemäßigten Elemente ber verſchiedenen Parteier 
ſchaaren follten, um {Front zu maden gegen bie revolutionären Tenbenge 
der äußerfien Rechten wie der äußerften Linken. Es wäre das jebed zı 
möglich geweſen, wenn die beiden Gentren fi feſt an ihn angeſchloſſen un: 
ihm eine zuverläjjige Majorität bald mit Hilfe eines Theis der Linfen, baft 
mit derjenigen eines Theils der Rechten gewährt hätten. - Die Bereinigum 
der beiden Gentren war denn auch fein beftändiges Augenmerk, das er aber 
niemals zu erzielen vermochte. Das Iinle Gentrum war umb blieb em 
Bereinigung aus verichiedenartigen Elementen, halb aufridtig republilanid 
gefinnt, Halb aber doch auch wieder bereit, fi mit der Monarchie zu wr- 
tragen, wenn fie allenfalls . Doch möglich fein follte, immer auf bie Ext 
von Thiers neigend, aber doch nie zuverläffig für ihn. Das rechte Centrum, 
meift aus Orleaniſten beflehend, zählte eine ganze Menge von Ehrgeizigen 
in feinem Schooße, die fi für allein oder doch vorzugsweife regierung: 
fähig hielten, im Grunde und principiell monarchiſch gefinnt, aber doch auf 
bereit waren, ſich mit einer conjervativen Republil zu vertragen, jedoch unter 
der Bedingung, dab Hr. Thiers feine Miniſter ausſchließlich aus ihre⸗ 
Reiben nehme, und da er fi) dazu nicht verfichen wollte, blieb es ihm 
mebr oder weniger feindjelig und hütete ji), die Verbindung mit ber Rechter 
und ber äußerſten Rechten abzubredden oder aud nur zu lockern. Unkr 
biefen Umftänden mußte Thiers jedesmal, jo oft er eine wichtige Mafregd 
durchſetzen wollte, mit feiner Perjon, feiner Autorität und feiner Berebiem 
feit in die Discuffion eintreten und ſeßte feinen Willen auch damit im ber 
Regel nur mit einer nicht allzu großen Majorität durd. Geine gro 
pyarlamentarifhe Gewandtheit und feine alte Erfahrung im Imtrigmeniptel 
der parlamentarifhen Parteien famen ihm dabei jehr zu flatten, aber für 
den mehr als fiehzigjäßrigen Mann war es neben der Lat der eigentlicer 
Regierungsgeihäfte doch überaus anftrengend und aufreibend, zumal ihm 
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außer biejer offenfiven Taktif auch oblag, den wieberbolten Schachzügen der 
vereinigten Sractionen der Rechten bald durch Gegenzüge, bald dur Eon- 
ceffionen aller Art abwehrend zu begegnen. Dennoch barrte er aus. Was 
ihm ben Muth dazu gab, war feine feſte Ueberzeugung, daB die Repubfit 
der einzige Ausweg aus ben vorliegenden Schwierigfeiten, augenblidlich bie 
einzige Möglichkeit für Frankreich und daß dieß auch die Anficht der Ma⸗ 
jorität ber Nation fei. Alle Nachwahlen zur Nationalverfammlung fielen 
conftant zu Gunften ber republifanifhen Fractionen aus und nur in ganz 
wenigen Departements gelang es den Bandidaten der Rechten, durchzudringen. 
Hätten allgemeine Neuwahlen angeorbnet werben Tönnen, jo würde bie mo« 
narchiſche Rechte allem Anfchein nad alsbald zu einer entfchiebenen Mino⸗ 
rität zufammengejchmolzen fein. So ſah fie zwar ihre Majorität fi min- 
dern, aber fie behauptete fie doc immer no. Und gerade das war es, 
was fie auffſchredie und gegen Hrn. Thiers, ber ſich jeder Veeinfluffung der 
Wahlen enthielt, auf's äußerfte erbitterte. Die Frage wurde daher balb zum 
Hauptzanlapfel der Parteien: bie Linke drang auf baldige Selbftauflöfung 
der Nationalverfammliung und Neuwahlen, die Rechte wollte davon nichts 
wiſſen und arbeitete im Gegentheil für möglichfte Verlängerung der Gewalt, 
die fie in Händen hatte. Hr. Thiers ſtand biefer Frage machtlos gegen« 
über. Er Hatte das Recht nicht, die Verſammlung aufzuldfen, basfelbe ſtand 
nur diefer felber zu. Hätte ex es befeflen, fo würde er damit ohne Zweifel 
ſchon als Droßung einen hinreichenden Drud auf die Rechte haben ausüben 
können, um fie feinen Beſtrebungen willfäßriger zu maden und hätte jeben- 
falls manches Hinderniß aus dem Wege räumen Iönnen, wo nicht, fo würde 
er davon wirklich Gebrauch gemacht haben. Denn böchft wahrſcheinlich hätten 
Neuwahlen eine große Majorität für feine „confervative Republit” ergeben 
und diefe würbe ihn im Xriumpb wieder auf den Präfidentenſtuhl getragen 
haben; aber fidher war es allerdings nit und mieberholt fcheint ihn die 
ernfte Furcht beichlichen zu haben, die galliihe Natur feines Volles könnte 
möglier Weiſe die Majorität allzufehr nach links treiben und den Rotben 
von der Farbe Gambetta'ns wenn auch nicht das Uebergewicht, doch eine Be⸗ 
Deutung unb einen Einfluß verſchaffen, der ihm aufs äußerfie widerſtrebte. 
Er hielt ſich daher bezüglich dieſer Frage zurück, unterflüßte die bießfälligen 
Beſtrebungen der Linken und Gambetta’s nicht, trat ihr vielmehr officiell 
fogar entgegen. Die Rechte gewann er dadurch doch nicht, aber er war 
dabei immerhin infofern aufrichtig, als er eine Auflöfung der Nationalver- . 
fommlung für verfräßt hielt, bevor nicht die Kriegtſchuld völlig getilgt und 
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das Territorium von den Deutichen gänzlich geräumt fei, noch mehr aber, 
bevor nicht wenigſtens einige allgemeine Verfaffungsgeſetze vereinbart fein, 
die einen Uebergang bilbeten unb bie Gefahr abiwendeten, daß bie neue Ber- 
fammlung , ebenjo jouverän wie Die gegenwärtige, alles wieber von vorn 
anfange und das Land wiederum dem völlig Unbelaunten entgegengebe. Ra- 
mentlich wünjchte er, daB vorher bie Gewalt bes Präjidenten und die Dauer 
feiner Yunctionen etwas genauer definirt und daß eine Art erſter Sammer 
geſchaffen werde, welcher, aus möglichft conjernativen Elementen zujamme- 
gefeht, das Recht verlichen werde, die NRationalverfammlung zu vertagen un 
aufzulöfen. Die Executive hätte fo zwei Imftitutionen gehabt, auf bie ie 
fih eventuell abwechſelnd und auch gegen einander hätte ftüßen fönnen, fat 
nur don einer Verſummlung abjolut abhängig zu fein; und wenn biele 
erfte Kammer no vor der Auflöfung der Nationalverfammlung gewählt 
"worden wäre, jo würde das Land doch feinen Augenblid ohne legale Ber- 
tretung geblieben und der Uebergang jebenfalld ein weniger undermittelter wnb 
gefährlicher gemweien fein. Im Herbfte 1872 machte die Rationalverfammlung 
einige Donate Ferien. Am 11. Nov. trat fie wieder zufammen unb am 18. 
richtete Hr. Thiers eine Botjchaft an fie, in der er fi zum erflen Ma: 


entjehieden für die bleibende Anerfennung der Republil als Staatsform au 


fprah und auf jene grundlegenden Gejehe wenigſtens im Allgemeinen bin 
wies, nachdem fie von der Preſſe ſchon vorher vielfadh erörtert worben 
waren. Nachdem die Abtragung der Kriegsihulb dur) das Iehte große 
Anlehen gefichert worden, bielt er es offenbar für an der Zeit, endlich we 
nigftens einen beitimmten, wenn aud) nod nicht definitiv entidheibenben 
Schritt nad) links oder nad rechts, d. 5. auf die Seite der Republik ober 
ber Monarchie zu thun und hatte ih, wie nicht anders zu erivarten war, 
für da8 erftere entſchieden. Yür die Rechte war bie. Botihaft ein Bligichlag 
aus beiterem Himmel. Nicht daB fie nicht, der Nothwendigkeit weichend, 
unter Umſtänden geneigt geweſen wäre, ihm die Hand zu bieten ımb, is 
lange feinerlei Ausficht ‚war, irgend eine Monarchie herzuſtellen, prowiforiid 
fi) die Republit gefallen zu laſſen, jedenfalls für einen Uebergang nöthigen 
falls ſelbſt unter der ferneren Leitung des Hrn. Thiers beforgt zu fein; aber 
all das geftand fie nur unter Einer Bedingung zu: Hr. Thiers follte mehr 
zurüdtreten und nicht berechtigt fein, alle Augenbfide das Gewicht jener 
Verfönlichkeit in die Debatte hineingumerfen, bie Führung der Geſchäfte viel- 
mehr dem Dinifterium ganz überlaffen, wit anderen Worten: fie hätte fid 
die conjervative Republif allenfalls gefallen laſſen, vorauſsgeſezt, daß ſein 


Acherſicht der Ereigniſſe des Bahres 1872. 609 


Fithrer in derſelben das große, wo nicht das ausſchließliche Wort zu führen 
zätten. Die Botſchaft Thiers rief daher von Seite der Rechten einen wah- 
en Sturm der Entrüftung, des Unwillens, der Wuth hervor. Es ward 
ofort beichlofien, eine Commiffion niederzufeken, um die ganze Sadjlage zu 
prüfen, und dieſe Commiſſion wurde überwiegend aus Gegnern des Bräfi- 
>enten zufammengejeht. Am 26. November erftattete fie Bericht. Diefer 
Bericht (Batbie) ſpricht es ganz offen aus, daß die monarchiſche Majorität 
die Haupigefahr darin erkenne, daß die Nachwahlen zur Nationalverſammlung 
:onftant im Sinne der republifanifchen Minderheit ausfielen und daß daher 
Diefe die Ausſicht Habe, auf folhem Wege allmälig und zwar „auf völlig 
rechtmäßige Weile“ zur Majorität zu werden, und erflärt entſchieden, bie 
bisherige Majorität fei nicht geneigt, dieſem Proceſſe ihrerfeits unthätig zu⸗ 
sufehen. In erfter Linie verlangt fie daher eine „Tämpfende Regierung“, 
d. 5. eben eine Regierung aus ihren Reiben, deren Hauptaufgabe es wäre, 
bie Linfe nicht wie bisher gewähren zu laſſen, fondern zu befämpfen und 
zu Diefem Ende vor allem aus die Wahlen in diefem Sinne zu leiten und 
zu beeinfluffeen. Ausgeſprochen wurde ba8 freilich nicht, aber hinreichend 
angedeutet und überhaupt für Niemanden ein Geheimniß. Das ausdrüd- 
liche Verlangen der Commiſſion concentrirte fi dahin, daß das Hauptge⸗ 
brechen des ganzen gegenwärtigen Zuflandes in der perjönlichen Einmiſchung 
Des Chefs der egecutiven Gewalt in die Debatten der Nationalverfammlung 
liege und daß daher eine Gommilfton von 15 Dlitgliedern niedergefeht wer⸗ 
den folle, um ausſchließlich in kürzeſter Friſt einen Geſetzesenwwurf über bie 
Berantwortlichleit der Miniſter vorzulegen. Es war bieß ein direkter An« 
griff wider Hrn. Thiers. Diefer ſuchte ihın dadurch zu begegnen, daß er 
durch feinen Juſtizminiſter Dufaure den Gegenantrag ftellen ließ, die Com⸗ 
miffion flatt aus bloß 15 aus 30 Mitgliedern zufammenzufehen und durch 
fie nicht bloß die Minifterverantwortiichleit, jondern die Regelung der Be⸗ 
ziehung der Gewalten überhaupt erörtern zu laflen. Dieſe Mobdification war 
der Rechten gar nicht genehm, die Debatte barüber war eine ſehr heftige 
und bartnädige, aber ſchließlich fiegte Doch Thiers mit 872 gegen 885 
Stimmen. Die Majorität war eine Heine, und daß fie für Hrn. Thiers jehr 
wenig befriedigend war, zeigte ſchon ber folgende Tag, an weldem die Ma- 
jorität, die fid wieder gefunden hatte, mit 805 gegen 299 Stimmen dem ihr 
allzu entjchieben republifanifch gefinnten Dlinifter des Innern ein Mißtrauens⸗ 
votum ertheilte, das ihn zum Rüdtritt zwang und fo Hrn. Thiers auf feinen 
anjcheinenden Erfolg ſofort eine empfindliche Niederlage bereitete. Jener war 
39 
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in der That um fo mehr mur ein anfdheinenber geivefen, als bie 30er Com- 
miffion am 6. Dec. neuerdings wieder von der Majorität der Rotisual- 
verfammlung ganz überwiegend aus Gegnern des Bräfibenten zufammengefeht 
wurde, jo daß ihm für die Durdführung feiner Plane in der hat nur 
ſehr geringe Ausficht blieb. Bis Ende des Jahres kam es innerbafb ber 
Sommifjion zu keinem Beſchluſſe. Hr. Thiers unterhandelte wieberhoft per» 
iönfih mit ihr, ohne indeß viel zu erreihen. Die Beichränfung feines di⸗ 
recten Einfluffes auf bie Rationalverfammlung war und blieb ihr feftfießen- 
der Zielpunft, während Hr. Thiers fi diefen zwar bis auf einen gewiſſen 
Grab gefallen laſſen wollte, aber nur um ben Preis der ſog. comflikutie- 
nellen Geſeze. Der Entſcheid, der fchließfih mit dem Sturze bes Hr. 
Thiers, der Ernennung des Marſchalls Mac Mahon zum Bräfibenten ber 
Republif und der Beitellung bes Minifleriums aus der Goahtion der Dr- 
leaniften, Legitimiften und Bonapartiſten unter dem Bräfidium bes ehr⸗ 
geizigen Herzogs v. Broglie endigte, fällt erft ins folgende Jahr. 

Groß und unläugbar find die Berdienfte des Hrn. Thiers um $Franl- 
reich. Seiner Erfaßrung, feinem Anfehen, feiner trog ber Jahre unermüb- 
lien Arbeitsfraft verdankt Frankrei die Bezwingung ber Gommune mit 
ihren wilden Leidenichaften, die Wiederberftellung der Ordnung, bie Re 
organifirung der gegen Ende bes Kriegs völlig aufgelösten regelmäßigen 
Verwaltung, die erfte Formirung einer regulären Armee nadh der Rñcklehr 
der Hunderttaufende aus beuticher Gefangenſchaft, ihm voraus die Wieder⸗ 
herſtellung einer foliden Finanzwirthſchaft, welche dann bie großen Anlehes 
und bie regelmäßige Abtragung ber Kriegsſchuld an Deutfchland ermögfid- 
ten. Er war e8, ber aus dem Chaos die Iebendigen Traditionen der frau 
züſiſchen Regierungsfunft binüberrettete und zu neuer Anerlennung brachte 
Ihm verdantte es Frankreich, wenn e8 fi, und nicht ohne Grund, wieder 
zu fühlen anfing. Ohne Zweifel war er, wie alle Franzoſen, feſt über 
zeugt, daß das Reſultat des leßten Krieges noch leineswegs endgültig über 
das Berhältniß zwiſchen Frankreich und Deutfchlanb und ihre gegenfeitige 
Stellung in Europa entſchieden habe. Aber er ift zu viel Staatsmann uns 
bat doch in feinem langen Leben zu viel praktiſche Erfahrung geſammelt, zm 
das thörichte Revandhegelüfte fo Bieler zu theilen. Er weiß, dag Frankreich 
einer Erholung, einer Sammlung bedarf, um es neuerdings mit der geeinig- 
ten und ſtets wachſenden Kraft Deutfchlands aufnehmen zu löunen. De 
gegen wollte er wenigſtens nichts verfäumen, damit Frankreich jo balb wie 
mögli für den geeigneten Moment bereit ſei. Das zeigt vor allem am 
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e von ihm eingeleitete gejeglihe Reorganifation der Armee. Die Ein- 
ihrung der allgemeinen Wehrpflicht nad deutſchem Vorbilde hätte viel zu 
el Zeit erfordert, bis Frankreich den höchſten Punkt der SOrganifation 
iner Militärmacht erreicht hätte: er begnügte ſich daher, fie bloß für bie 
g. Xerritorialarmee zu benüßen, d. 5. für eine Art Landwehr, die freilich 
n Kriegktüchtigkeit ſich mit der deutſchen Landwehr niemals wird mefjen 
Innen, wenn fie diejelbe an Zahl au übertrifft. Die active Armee da- 
egen bleibt nad wie vor weſentlich aus Berufsjoldaten (bei fünfjähriger 
Jienftpfliht und beibehaltener Stellvertretung) zufammengefeßt, nur ftellte 
e bie höchſten Anforderungen an das Land, um fie an Zahl um einen er⸗ 
lecklichen Betrag flärker zu geflalten als die ftehende Armee Deutſchlands, 
m in einer verhältnißmäßig geringen Reihe von Jahren dieſem gewachſen, 
ielleicht überlegen zu fein. Inzwiſchen bob. er unzweifelhaft, voraus durch 
eine finanziellen Operationen, das Anfehen Frankreichs in Europa, obgleich 
8 vorerſt durchaus ifolirt blieb. Die Speculation ber Franzoſen auf Ruß⸗ 
anb erwies fich für einmal wenigftend und auf unbeftimmte Zeit binaus 
ils eine völlig müßige; Oeſterreich ſteht vorerft politiſch feft zu Deutſch⸗ 
and und der eventuelle Hebel, e8 von dieſem zu trennen, wurde zwar wohl 
rlannt, konnte aber vorerſt unmöglich eingefeht werden; Dänemarl, Schwe- 
ven und Norwegen fallen nicht ins Gewicht, Belgien und Holland haben alle 
Arſache, einen neuen Zujammenftoß der beiden Coloſſe an ihren Flanken 
rufs Außerfte zu fürchten und ficherlic) feine Neigung, einen ſolchen berbeis 
uwäünjchen ; die Schweiz wurde durch die Entwidiung ihrer innern Ange 
egenbeiten veranlaßt, ſich Deutjchland viel mehr zu nähern, als fi noch 
nehr von ihm abzufchließen und bat eher Urſache, von Frankreich Schwierig- 
teiten zu fürchten als förderung zu hoffen; England wurde durch die Schub 
jollvelleitäten des Hrn. Thiers mehr abgeitoßen als angezogen: felbft in ber 
Türkei und im Orient überhaupt find die römiſch⸗katholiſchen Intereſſen, die 
Frankreich als feine Domäne und den Haupthebel feines Einfluffes zu be. 
trachten gewohnt war, ins Gebränge gelommen und if feine Stellung, ganz 
abgefehen von dem unglüdlicden Ausgange feines Krieges wider Deutſch⸗ 
land, eine ungünftigere geworden. Es blieben nur die beiden romaniſchen 
Rationen, Italien und Spanien übrig. Lezteres iſt und bleibt ein aus⸗ 
wärtigen Einflüffen fehr unzugängliches Land und Frankreich reizte im Laufe 
des 3. 1872 .die Regierung in Madrid ohne erfichtlihen Gewinn dadurch 
nur, daß e8 die ſchon im April in den nördlichen Provinzen ausgebrochene 
tarliftiihe Inſurrection begünftigte und den Umtrieben der Garliften an ben 
" 99* 
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franz. Gränzen durch die Finger ſah. Noch ſchlimmer geftaltete ſich das 
Verhältniß zu Italien. Auch in diefer Beziehung flanden Hr. Thiers un) 
feine Politik entjchieden nicht auf der Höhe der Zeit. Es galt früher al: 
ein Artom franz. Staatskunft, daB, während Frankreich fi immer cinheit⸗ 
liher geftaftete, Deutfchland und Italien um jeden Preis in ihrer damaligen 
Zeriplitterung erhalten werben müßten, um das Uebergewidyt Frankreichs üb-: 
beide zu fidern. Hr. Thiers ift in diefen Ideen aufgewachſen und huldig:: 
ihnen lange Jahre als praltiiher Staatsmann. Aber die Zeiten haben ſich 
geändert, für Deutſchland und für Italien ift die neuerrungene Einh it nit! 
nur ein Gut von eminentem Werth, jondern ihre Behauptung für ba3 eine 
wie für das andere geradezu eine Trage der Eriftenz, von Sein oder Nicht⸗ 
fein. Frankreich muß mit beiden rechnen fo wie fie find und ift abſolut 
außer Stande, daß Geſchehene ungeichehen zu madhen. Hr. Thiers jah da: 
auch gar wohl ein, aber e8 wurmte ihn wie der großen Mebrheit der Yrar- 
zofen, mit eigenen Händen Jtalien aufgerichtet zu haben, um e8 nun meb: 
und mehr dem deutſchen Einfluffe bingegeben zu ſehen. Die Folge war 
eine fi gar nicht verbergende Abneigung gegen Italien und eine Reihe von 
Nergeleien, die, an fih ohne Bedeutung, doch in Italien einen tiefen Sta⸗ 
chel gegen Frankreich zurüdließen. 

Italien fühlte ſich verliebt und fogar mehr als verletzt. Frankreich 
zeigte eine entjchicdene Neigung, den Wiberftand ber römifhen Kurie gegen 
das einheitliche Italien zu unterflüßen. Die Organe der ultramontanen 
Partei in Frankreich verlangten mit großem Nahdrud die Wiedereinfegung 
des Papſtes in feine weltliche Herrſchaft, die cferical gefinnten Abgeordneten 
bradten die Frage ſogar in der Nationalverfammlung zur Spradde und Hr, 
Thiers wagte nicht, der Tendenz geradezu und entjchieden entgegen zu treten, 
hielt e8 vielmehr für angemeflen, ihr lediglich auszuweichen. Italien fühlte 
fi bedroht. Wenn bie clericale Partei in Frankreich je bie Oberbanb ge 
wann, fo war ein Krieg gegen Italien theils mit dem Zmed, theils unter 
dem Borwande, dem Papfte beizufpringen und ihn wieder in feine „gebe 
ligten Rechte“ einzufegen, ganz und gar kein Ding der Unmöglichkeit. Die 
nächſte Folge davon war, daß in Jtalien die Eventualität, feine Einheit und 
feine Unabhängigkeit früher oder fpäter gegen Frankreich mit den Waffen 
in ber Hand vertheibigen zu müſſen, ganz offen beſprochen wurbe, daß bie 
Ueberzeugung die Oberhand gewann, es jei durchaus an der Zeit, fich be 
reit zu machen, daß alle Parteicn bes italieniſchen Parlaments um die Wette 
geneigt waren, bem Kriegäminifter alle feine forderungen für Verſtärkung 


Stalien. 


Neberkigt der Ereignife des Bahtes 1872. 613 


Der Armee, Anſchaffung von Kriegsmateriol und Herftellung neuer Befeſti⸗ 
gungen zu bewilligen, ja ihm jogar mehr zu bewilligen, als er gefordert 
Hatte, daß endbli die Annäherung an Deutichland immer entfchiebener und 
offener bervortrat und die Frage einer fürmlihen Allianz mit demſelben 
durchaus nicht mehr ferne lag. Der König neigte zwar noch immer zu 
Frankreich, aber das bielt ihn doch nicht ab, das kronprinzliche Paar einen 
ſehr demonftrativen Beſuch in Berlin machen zu laſſen; die ſog. Conjorterie 
Hielt zwar noch immer feft an Frankreich, aber ihr Einfluß war augen- 
blicklich ein fehr geringer und die Regierung befchräntte ſich darauf, Frank⸗ 
reich zu beſchwichtigen und mit ibm die beftmöglichen Beziehungen zu pfle- 
gen, um feinen Argwohn auflommen zu laſſen. Das hielt fie aber doch 
nicht ab, dem immer dringenderen Berlangen der öffentlichen Meinung nach⸗ 
zugeben und endlich Die Klofterfrage für die römiſche Provinz in Angriff 
zu nehmen. Am 20. Nov. Iegte fie dem Parlamente ‚einen Ddiesfälligen 
Gefehesentwurf vor: die Klöfter in Rom und in der Provinz follten fammt 
und fonder8 wie im ganzen übrigen Italien aufgehoben und nur bie fog. 
Seneralate erhalten werben. Sie hatte fi überzeugt, daß fie das thun 
könne, obme einen foͤrmlichen Einfprud) von Seite irgend einer der Mächte 
befürdgten zu müſſen. Eben um das zu vermeiden, war ber Entwurf darauf 
berechnet, die Interefien des Auslandes und diejenigen der römischen Eurie 
möglichft zu ſchonen. In Italien mißfiel diefe Rückſichtnahme freilich viel- 
fach und es war zweifelhaft, ob das Parlament fich dazu herbeilaſſe. Bis 
zu Ende des Jahres kam es noch nicht zur Entſcheidung. Seither ift indeß 
das Gefeh, wenn auch in etwas verfchärfter Form von beiden Kammern 
angenommen worden. Wirklich erhob keine Macht dagegen Einſpruch, jelbit 
Frankreich begnügte fi, für die Zukunft feine Reſerven zu machen, obgleich 
- dort inzwiſchen die ultramontane Partei zum Regiment gelommen ift. 

Im ganz enigegengefeter Weile 309 im J. 1872 England die Augen angian. 
der Welt auf ſich durch feine Friedensliebe. Die feit dem Iehten nord⸗ 
amerifanifchen Bürgerkriege zwifchen ihm und ber norbamerilanifhen Union 
obwaltende Spannung, die am Ende leicht zu ‚einem Kriege hätte Führen 
Können, wurbe ſchiedsrichterlich in friedlicher Weiſe gelöst. Die fog. Ala- 

> Damafrage erledigte das in Genf zufammentretende Schiebsgericht, die jog. 
S. Juanfrage gleichfalls als Schiedsrichter der deutſche Kaifer. Beide 
Sprüde fielen zu Gunften der Union aus. England tröftete fi damit, 
daß feine Ehre dadurch in keiner Weiſe beeinträchtigt fei, und daß die Feine 
Schlappe, die es erlitten, gar nicht in Betracht kommen könne gegenüber ben 





614 Aeberſicht der Greigniffe des Zahtes 1872. 


ungebeuren Opfern und ben nicht minber großen Gefahren, bie eim Sriueg 
mit feinem Rivalen jenfeits des atlantiſchen Meeres unausweihlih im Ge 
folge gehabt Hätte. Im Innern konnte das Minifterium Glabfione ans ber 
ganzen Parlamenisfeffion feine irgend bebeutfame Reform für ſich anführen, 
als die Einführung der geheimen Abflimmung bei den ParlamenSwahlen 
und daſſelbe ging daher aus der Seilion eher ſchwächer als flärker hervor, 
Spanier. was ſich indeß erſt in der folgenden Seſſion far legen follte. Gpanien 
genoB während des Jahres einer verhältnikmäßigen Ruhe, ber Rube ver 
dem Sturme. Als der von den Cortes gewählte König Amadeo bie Züge 
der Regierung ergriff, mußte er zwar bes Rath und der Leitung Prims, 
ber, eben als er landete, ermordet ward, entbehren, aber er glaubte ſich doch 
auf bie gefammte progreffiitiide Partei flügen zu können. Der Ehrgceiz 
eines ihrer Führer, Sagafla, der ſich mit dem conferbatinen Theile der 
Partei von dem mehr radicalen unter Zortlla trennte, entzog ihm andy dick 
Stüge und Sagafta hat fi damit eine furditbare Verantwortlichkeit gegen- 
über feinem Lande aufgeladen. Der König anvertraute ſich ihm, durch dea 
conjervativen Anftri irre geführt, zumal er aud) die ſog. unioniftiiche Partrı 
Serrano an ſich herangezogen hatte und mit ihrer Hülfe über eine Majorit-: 
ber Cortes gebot. Allein in Folge eines ganz ſcandaldſen Borfalls muht 
Sagafta mit feinen Eollegen zurüdtreten. echt wandte fi) der König ar. 
die Partei der Unioniften: der Admiral Xopete bildete ein neues Gabime 
und Marſchall Serrano übernahm das Präfibium deſſelben. Inzwiſchen 
hatten die Garliften in den baslifchen Provinzen die Fahne des Aufruhr: 
erhoben, Serrano war ala Generaliffimus zu feiner Unterbrüdung abgejdidt 
worden und Hatte fich ſchwach bewiefen. Die öffentlihe Meinung war gegen 
ihn aufgebrat und er glaubte fih nit anders am Ruder erhalten zu 
önnen, als indem er vom König die Suspenfion der fog. conftitutionellen 
Rechte verlangte. Der König, verfaffungstreuct als der Marſchall, ver: 
weigerte feine Einwilligung, Serrano gab feine Entlaffung und der König 
kehrte zu einem Miniſterium Zorilla zurüd. Dieſes vertagte zuerft die Gor- 
tes, löste fie dann auf und ordnete Neuwahlen an, die, wie immer in Spe⸗ 
nien, eine große ihm ganz ergebene Mehrheit ergaben. Der König eröff- 
nete im September die Gortes mit einer Thronrebe, die noch volle Zuverfidt 
in die Zulunft Spaniens zu athmen ſchien. Allein entweder Hatte er ſich 
ſchon bisher überzeugt oder überzeugie fi um dieſe Zeit, daß durch Die m 
der progreffiftiichen Partei eingetretene Spaltung die Zerflüftung der Bar- 
teien in Spanien ihren Gipfelpunft erreicht habe und entſchieden feine ber: 
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ſelben auf eine nachhaltige Unterſtühung von Seite ber Majorität der Na⸗ 
tion zäßlen ünne Alles Löste ſich in ein allgemeines Intriguenſpiel auf, 
wobei e8 mit ben Mitteln zum Ziele von feiner Partei genau genommen 
wurde. Gegen Ende des Jahres kam dazu noch eine unerwartete und un⸗ 
gefuchte Schwierigkeit, die von verhängnißoollen folgen fein folltee Im No—⸗ 
vember ernannte die Regierung den General Hibalgo, ber ſich in einer ber 
Drilitäremeuten vor dem Sturze der Königin Iſabella compromittirt hatte, 
zum Generalcapitän ber baskiſchen Provinzen. Die Nrtillerieoffigiere pro- 
teflirten dagegen und da es nichts Balf, gaben fie in Maſſe ihre Entlafjung 
und zwar nicht nur in jenen Provinzen, fondern durch ganz Spanien Bin. 
Die Regierung glaubte, bebarren zu müflen und die folge war, daß bie 
ganze Waffengattung desorganifirt ward und das fchlimme Beiſpiel in ver- 
derblichſter Weile auf die gefammie Armee zurüdwirkte, nachdem jchon die 
Helrutenaushebung in einer ganzen Reihe von Städten Unorönungen hervor⸗ 
gerufen Hatte, die nur mit Waffengewalt unterbrüdt werden konnten. Im 
December warf bie Frage, ob die Sclaverei auf den Antillen, zunächſt in 
Portorico, eventuell aber natürlich au auf Cuba, nur nad) und nad) oder 
aber fofort und gänzlich aufgehoben werben follte, einen neuen Zanlapfel 
in Die Gortes und noch mehr ins Land ſelber. Die Zuftände geftalteten 
fi, zumal bei der feit jeher traurigen Finanzlage, nach jeder Richtung im- 
mer bebentliher. Der König verlor den Muth. Er wollte gewiſſenhaft 
conftitutionell regieren, während es offenbar einer entihloflenen, unter Um⸗ 
fländen rüdfichtslofen Hand bedurfte und als Werkzeug für Aufredhthaltung 
der Ruheund Ordnung einer unbedingt gehorfamen Armee. Die |panifche Armee 
war aber feit Jahrzehnten von jebem ebrgeizigen General mißbraucht worden 
und jeht drohte auch noch ber Iehte Faden der Disciplin zu reißen, wäh» 
rend ber carliſtiſche Aufftand im Norden feit der Mitte bes Jahres zwar 
feine irgenb erheblichen Tyortichritte gemacht oder Vortheile errungen, aber 
Doch auch nicht hatte bezwungen werben Tönnen. Raſch, wie es ſcheint, faßte 
ber König daher den Entichluß abzudanken. Die Ausführung derſelben fällt 
indeß nicht mehr ins 3. 1872, fo wenig als die Errichtung der Republil 
und bie in Folge davon ſich überflürzenden Ereigniffe, die Spanien in kurzer 
Zeit in die tieffle Verwirrung, ja in völlige Auflöfung geführt haben und 
dem Garlismus, d. h. ber wilbeften Reaction freien Plan zu gewähren 
feinen. Nur dem raſchen und immer rajcheren Gang ber Dinge in Spa=Wertugat. 
nien verdanlt es Portugal, daß es bis jeht von ber Umwälzung im Nachbar» 
ande unberäbrt blieb. 


GSqhwei 
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Auch für bie Heineren Staaten Europa’s war das 3. 1872 ein viel⸗ 
fach und theilweife bis auf ben tiefften Grund bewegte. Namentlich iſt das 
bezüglich der Schweiz der Fall. Die Bundesverfafiung von 1848, bie im 
weifer Beſchraͤnkung den damaligen Zuftänden und Berbältniffen entjprochen 
hatte, genügte den Anforderungen, die der Umſchwung ber Zeit, vorams bie 
fo unendlich gefteigerten und erleichterten Verkehrsverhältniſſe an das eib- 
genöffihe Gemeinweſen fell, in einzelnen Punkten entjdieden nicht mehr. 
Die Eidgenofienichaft ift aus den Bünbniffen der Cantone allmälig hervor⸗ 
gegangen und ruht auf ihrer individuellen Selbftändigfeit als auf ihrer feften 
Srundlage; ihrer ganzen Natur nad) kann fie fi) niemals zu einem Ein- 
heitsflante auswachſen. Sie würbe dabei ihre ganze innere Ruhe unb nad 
außen auch den größten Theil ihrer Bedeutung verlieren. Uber unmöglid 
kann verfannt werden, daß bie gemeinfamen Interefien im Wachſen begriffen, 
diejenigen ber Kantone dagegen in gewifien Beziehungen entichieden ſchwãcher 
geworden find und allmälig noch ſchwächer werden müflen. Den realen 
Berbältniffen aber muß früber oder jpäter ein Genüge gethan werden unb 
es hilft auf die Dauer nichts, ſich dagegen abfolut flelfen zu wollen. Eine 
Revifion der Bundesverfaſſung war daber ſchon jeit längerer Zeit in’: 
Auge gefaßt und von den beiden Räthen der Bunbesverfammliung bis 
Ende des Jahres 1871 durchberathen und auch von beiden mit fehr 
anſehnlichen Majoritäten beichloffen worden. Ein Xheil der damit beab- 
fiätigten Reformen war durchaus nothwendig und unausweichlich und 
wäre wohl auch ohne allzugroße Mühe bei den Benölferungen in allgemeiner 
Abſtimmung durchgegangen. Da aber eine Berfaflungsrevifion überhaupt 
nicht alle Augenblide vorgenommen werden darf und in der Schweiz mit 
beionderen Schwierigleiten verbunden ift, jo hatten bie Freunde der Revifion 
in biejelbe neben dem Nothwendigen und als ſolches ziemfich allgemein An⸗ 
erfannten auch einzelne Modificationen bineingebracht, die vielleicht wiünid- 
bar, jebenfalls aber nicht unerläßlih waren, von denen fie aber hofften, 
daß fie mit ben andern durchgehen wiürben, und eben zu diefem Ende Bin 
hatten fie au den Beſchluß durchgefeht, daß das Bolt über das Gange in 
globo, nicht getrennt und nach einzelnen Materien, abftimmen jollte. Für 
biefe Abflimmung wurde der 12. Mai anberaum. Schon an ben Ber: 
handlungen ber Räthe hatte die öffentliche Meinung lebhaften Antheil ge: 
nommen und wie nun das Reviſionswerk ala Ganzes vorlag, fteigerte fi 
ber Kampf der Parteien no. Zwei bedeutjame Elemente namentlich neben 
denjenigen Eonfervativen, die alle Neue ablehnen, nur weil es neu if, zeig. 
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tern ſich verlebt und bereiteten ſich zu einem energifchen Wiberfiande: Die 
inneren und überhaupt die fatholifhen und ferner die franzöfifchen oder 
wälſchen Kantone. Jenes find die alten Sonderbundcantone, in denen allen, 
zulekt au in Zug und Luzern, eben diejenigen Elemente wieder and Ruder 
gefommen waren, die im J. 1847 mit Waffengewalt hatten unterbrüdt 
werben müflen, und ihr Widerftand war vorauszujehen geweſen. Die Op⸗ 
pofition der franzöfifchen Schweiz dagegen war eine neue und fehr uns 
erfreulihe Erſcheinung: fie glaubte fih von dem Einfluſſe der deutſchen 
Schweiz, die allerdings die Majorität des Schweizervolles bildet, beeinträch⸗ 
tigt und geradezu bedroht und verſchanzte fich gegen dieſe in Wahrheit le⸗ 
Diglich eingebildete Gefahr, die weſentlich eine Folge des deutſch⸗franzöſiſchen 
Krieges zu fein fcheint, Hinter die abfolute Cantonalität. Schon in ber 
Bundesverfammlung war diefe Strömung energiſch zu Tage getreten und 
die Behauptung, daß die beabfihtigte Reviſion dem Föderalismus und damit 
dem Fundament ber Eidgenoffenfchaft zu nahe trete. Bon Seite der wäl⸗ 
fchen Rantone war dieſe Behauptung wenigftens begreiflich, nicht jo dagegen 
die hartnädige und heftige Oppofition, welche ein Mitglied der Bundes⸗ 
regierung felber, Bundesratd Dubs, der Revifion machte, wie er denn auch, 
nachdem fie beichloffen war, aus dem Bundesrath austrat und fi) an die 
Spiße aller oppofitionellen Elemente ftellen Tief. War doch derjelbe einer 
der eifrigfien Begründer und Förderer der Bundesperfaflung von 1848 ges 
wejen; dieſe aber mit Allem, was derſelben vorausging, war nicht eine Re⸗ 
vifion, fondern eine vollftändige Ummälzung geweien; damals wurde dem 
bis dahin verfaffungsmäßigen Föderalismus im Intereffe des Ganzen aller- 
Dings, aber immerhin unzweifelhaft Gewalt angethan, damals Tonnte man 
verſchiedener Anficht fein und in gutem Glauben Widerftand Teiften; damals 
aber wurde Die Frage grundfäglid und für immer entſchieden; das Revi⸗ 
fionswer! von 1872 war im Weientliden nur eine Weiterbildung nur Die 
einfache Conſequenz desjenigen von 1848 und was vielleicht darüber hinaus⸗ 
ging, war an fi nicht von allzugroßer Bedeutung und konnte jedenfalls 
gegenüber dem, was 1847—48 durchgeſetzt worden war, ganz und gar 
nit in Betracht fommen. Inzwiſchen wurde gegen die Reviſion lebhaft 
agitirt, zumal in den franzöfifchen und den katholiſchen Kantonen und das 
Refultat war, daß biefelbe verworfen wurde und auch die Abflimmung nad) 
Gantonen eine Majorität gegen fie auswies. Die Majorität für Verwer⸗ 
fung betrug jedoch bei mehr als 500,000 Abftimmenden nur Die winzige 
Zahl von 5511 Stimmen und es ift ſehr begreiflih, dak die Partei der 
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Revifion biefes Refultat als Tein definitives anfah und fofort den Entidhluh 
fahte, die Frage fo bald wie möglich wieder aufzunehmen. Wie fie dieß⸗ 
mal mit einigen Taufend Stimmen verworfen worben war, jo Eonnie fie 
leicht beim nächflen Anlauf mit ebenfoviel Stimmen angenommen werben 
Doch wäre ihnen damit nicht viel geholfen geweien unb war bes auch gar 
nicht ihre Berechnung. In den katholiſchen Kantonen war allerbings ein 
Umſchwung ber Stimmung nicht zu erwarten, wohl aber in ber Weſtſchwein 
Jene waren längfi gewohnt, ſich vor den Anſprüchen der Tath. Gierardue 
willenioß zu beugen und ihre Sadje zu ber eigenen zu machen umb bie Res 
vifionsfreunde bildeten in allen eine meift nur Kleine Minderheit. Bou ben 
wãlſchen Kantonen hatte bagegen in einigen bie Minderheit ber Mehrheit fait 
die Wage gehalten, wie in Neuenburg und Teffin, in Genf war fie wenig 
ſtens eine ſehr anjehnliche und nur in Waadt eine verſchwindend Tleine ge⸗ 
weien; in allen aber hatte bie momentane Aufregung ihren Uriprung mehr 
in unklaren Vorftellungen als in realen Intereffen. Die Revifion im ihren 
Grundzügen beabfichtigte leineswegs bie Rechte ber Bürger zu beeinträchtigen 
oder zu verfürzen, ſondern im Gegentheil von Bundeswegen beiler zu wah- 
ren, als e8 den cantonalen Gewalten möglich war. Ber Zufall wollte eb, 
daß bieß den wälſchen Kantonen wenigfiens in Einem Fall recht nahe ge- 
legt werben follte. Der Btichofsfig von Genf war ſeit der Reformatisu 
eingegangen und berjenige von Lauſanne nad) bem Tath. Freiburg verlegt 
worden; zu biefer Diöcefe gehörte nunmehr auch Genf. Seit " 
beiaß Genf wieber eine Anzahl Tat. Gemeinden unb biefe vermehrten ſich 
fortwährend ziemlich ſtark dur Zuzug aus dem benachbarten Gamoyen. 
Bon der Propaganda in Lyon wurden bie fath. Beſtrebungen aufs Ichhaf- 
tefte unterflügt und ſchon zu Anfang ber Vierzigerjahre ſprachen die Genfer 
Ratholiten laut die Hoffnung aus, dereinft werbe ganz Genf wieder Tatheliid 
und die Meſſe wieber vom Biſchof von Genf im Gt. Pierre cefebrirt wer- 
den. Mit ihrer Hilfe flürzte der radicale James Fazy das bis bafin com 
fervative Regiment und ſchwang fi für eine Reihe von Jahren zum 
thatſächlichen Dictator von Genf auf, wobei er feine rabicalen Auſchau⸗ 
ungen mit ben jehr realen Jutereſſen der Genfer Utramomanen vor⸗ 
trefflich zu verquiden verſtand. Beide heile dachten ſich gegenfeitig zu 
benüßen und auszunüßen, bis fi beide abgenügt hatten. James Fa 
verlor allmälig feinen Einfluß faft gänzlih und bie Regierung ſah ſich 
ihrerſeits genöthigt, den Umtrieben und Anfprüden ber llltramonianen en 
jhärferes Auge zuzuwenden. Inzwiſchen hatte nämlich, fon im J. 1864, 
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der Bilhof von Freiburg den kath. Pfarrer von Genf, Abbé Mermillod, 
zu feinem Generalvicar für Genf ernannt und fo thatſächlich dieſes von 
feiner Diöcefe abgetrennt. Thatfählih war Mermillod von. da an Biſchof 
won Genf, nur der Titel fehlte noch; der Papſt aber ernannte ihn wenig⸗ 
ſtens zum Bifchof von Hebron i. p. und Auziliar von Genf. Der da⸗ 
wmalige Staatsrath non Genf überfah die Bedeutung bes an ſich unſchein⸗ 
baren Schrittes. Nun, im Yuli 1872, braten plößlich alle Blätter Die 
Nachricht, Mermillod ſei vom Papſt in aller Yorm zum Biſchof von 
Genf ernannt worden, aus eigener Machtvolllommenheit und obne ſich 
um Die Regierung des Landes im minbeften zu kümmern. Das war 
den Genfern benn doch zu flarl. Die Regierung fragte beim Biſchof 
von Freiburg darüber an, erhielt aber nur eine ausweichende Ant⸗ 
wort. Ieht ging fie auf den Vorgang von 1864 zurüd und erflärte Mer⸗ 
millod, daß fie ihn nur als Pfarrer von Genf, aber nicht als Generalvicar 
des Diöcefanbifhofs für Genf anertenne, und unterfagte ihm die Ausübung 
aller und jeder bifchöflihen Competenz auf dem Gebiete des Kantons. Mer- 
millod widerſeßte ſich und erflärte feinerfeits, daß er feine Vollmachten vom 
hl. Stuhl Habe und daß er darauf gejtüht nach wie vor fortfahren werde, 
biſchofliche Yunctionen auszuüben truß des Verbotes des Staatsraths. Die 
Frage war damit principiell zwiſchen Staat und Kirche geftell. Der Staats- 
rath antiwortete mit einem Decret, das Mermillod feiner Stelle als Pfarrer 
von Genf entjeßte. Allein zunächft war dag ein reiner Schlag ins Wafler: 
Mermillod kümmerte ſich einſach nicht darum und ftühte dabei ſich auf feine 
Rechte als Genfer Bürger; die übrigen kath. Geiftlichen des Kantons aber traten 
fammt und fonder8 auf feine Seite. Das Anfehen der Regierung war dahin, 
wenn fie fi das gefallen ließ. Allein was thun? Das war die Tyrage. 
In dieſer ſchwierigen Lage fühlte Genf das Bebürfniß, ſich an eine höhere 
Autorität anzulehnen, an den Bund und die Bundesregierung. Das weitere 
fällt nicht mehr ins Jahr 1872; es genügt zu erwähnen, daß Diermillod 
Schließlich im Einverftändnig mit dem Bundesrath von der Genfer Regierung 
über die Grenze gebracht werden mußte, der Gr. Rath des Kantons aber 
e8 unternahm, die Verhältniffe und Rechte der kath. Gemeinden ganz neu 
zu ordnen, ohne nun auch feinerfeits fi um die Anſprüche Roms im min- 
beften zu befümmern. Der Conflict befchäftigte nicht nur Genf Iange Zeit 
faft ausjchließlich, er machte auch in der deutihen Schweiz das gewaltigfte 
Aufjehen und das um fo mehr, als bald darauf ein ähnlicher auch in dieſer 
ausbrach. Die ſchweiz. Biſchöfe hatten auf dem Baticanım in Rom größeren 
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Theils mit den deutfchen Bifchöfen nicht für die Infallibilität gefiimmt, aber ſich 
nachher ſämmtlich wie dieſe untertvorfen und allmälig begonnen, dieſelbe als 
bindenden Glaubensſaßz zu verfünden. Solange fie indeß Daraus feine praftifchen 
Gonfequenzen zogen, blieb es ziemlich unbeachtet, wenn auch zahlreiche ſchweiz 
Katholiken nicht gemeint waren, ſich jene Decrete einfach auflegen zu laſſen 
Die in Deutſchland ausgebrochene altkatholiſche Bewegung fand baber auch 
in der Schweiz Anklang, doch blieb die Theilnahme in der Schweiz eine auf⸗ 
fallend beſchräänkte und ſchwungloſe. Da fiel es dem Biſchof Ladhat von 
Soiothurn im Nov. ein, den Pfarrer Gſchwind in Starrlird wegen Richt⸗ 
anerfennung ber Infallibilität feiner Stelle zu entfegen und zu ercommuni- 
cieren, und fofort brach auch der Sturm und zwar fehr energiſch los. Die 
Gemeinde trat auf die Seite ihres Pfarrer und die Regierung von Gele 
thurn beſchloß, die Maßregel des Biſchofs für ungültig zu erflären und den 
Gemaßregelten zu fehügen. Eine allgemeine Bewegung machte ſich geltend: 
ganze Gemeinden, die Gemeinberäthe an ihrer Spike, erllärten ſich gegen 
bie Annahme des lnfehlbarfeitsbogmas und gegen den Bildof. Im Der. 
fand eine große Altkatholifenverfjammlung in Olten flott und ſeither hat ſich 
bereits eine ziemliche Reihe altkatholiſcher Gemeinden gebildet. Schon vor- 
ber aber war die fog. Didcefanconferenn d. h. Bevollmächtigte ber Regie- 
rungen der die Didcefe bildenden Kantone zufammengetreten und Dbatte be» 
ſchloſſen, in erfter Linie vom Biſchof die Zurüdnabme der von ihm aus⸗ 
gefprocdhenen Amtsentfegungen und Ercommunicationen zu verlangen, in zweiter 
aber den Bisthumsvertrag von 1828 felber einer Revifion zu unterwerfen. 
Der Biſchof lehnte das Anfinnen, wie zu erwarten ſtand, rund ab unb bie 
Regierungen antworteten mit der fürmlichen Amtsentſezung bes Bifchofs, 
einer Maßregel, die indeß nicht mehr ins Jahr 1872 füllt. Noch in dieſes 
Jahr fiel dagegen ein anderer Vorgang von weſentlicher Bedeutung. Ber 
große Rath des faft ausſchließlich Tatholiihen Kantons Solothurn beſchloß 
am 27. Nov. mit ber großen Mebrheit von 81 gegen 14 Stimmen em 
Geſetz, das die Geiftlihen wie alle andern Staatsbenmieten einer Wieder⸗ 
wahl unterwarf. PVerfaffungsmäßig mußte dieſes Geſez ber Genehmigung 
des Volles in allgemeiner Abflinmung unterftellt werden und e8 mußte ſich 
zeigen, ob das kath. Volk bes Kantons Solothurn gegen den Biſchof, ber 
dagegen proteftirt hatte, zu feiner Regierung ſtehe oder nit. Die Geifl- 
Yichleit und ihre Anhänger boten denn auch in ber That Alles auf, um bas 
Geſetz zu Fall zu bringen. Allein am 22. Dec. wurde e8 vom Bolle mit 
7584 gegen 6083 Stimmen angenommen und es ftand damit feft, daß die 
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Bewegung gegen bie Hierardie an Regierung und Voll des Kantons So⸗ 
lothurn einen feften Halt befige, an den fie ſich anſchließen könne. Dieſe 
Borgänge in der franzöfifgen und in der deutſchen Schweiz waren e8, melde 
der Frage ber Bunbesrevifion eine wejentlicde neue Unterlage bereiteten. Das 
Bebürfniß, die Nechte des Bundes gegenüber der Hierarchie auszubehnen, 
Hatte fi noch lebhafter als bisher geltend gemacht, und in der franzöfifchen 
Schweiz war jet eine nicht unbebeutende Partei, welche nicht mehr ganz un« 
geneigt war, zu der Revifion auch ihrerſeits Die Hand zu bieten. Beide Räthe 
der Bunbesverfjammlung befchloffen denn auch noch in den letzten Tagen des 
Jahres 1852, und zwar beide faft einftimmig, die Bundesperfafjungsfrage 
wieder aufzunehmen und den Bundesrath mit einer dießfälligen Vorlage zu 
beauftragen. 


Weniger ſtürmiſch, aber doch nad) ihrer Art lebhaft war das politische 


Belgien 


Leben in Belgien und Holland, in Dänemark, Schweden und Norwegen. Por 
Die Frage des Verhältniſſes zwifchen Staat und Kirche trat in feinem dieſer —— 


Staaten in den Vordergrund: in Belgien iſt die clericale Partei am Ruder 
und ſcheint nicht leicht von demjelben vertrieben werden zu können; in Hols 
land bilden die Katholiken nur eine Minderheit, aber allerbings eine fehr 
rührige und dadurch gefährliche, daß die proteftantifchen Ultras mit ihnen 
Hand in Hand geben: in ben ſcandinaviſchen Königreichen bilden fie nur 
einen verfchwindenden Bruchtheil der Bevöllerung. Die evangeliſche Kirche 
aber ift nicht in der Lage, dieſelben berrichfüchtigen Anſprüche gegenüber dem 
Staate zu machen, wie die katholiſche; doch wurde auch in Schweden bie 
Schulaufficht der Geiftlichleit abgenommen und ftaatlihen Behörden über- 
tragen. Dagegen geftaltete fi die Frage wegen Einführung der allgemeinen 
Mebrpflicht in allen dieſen Staaten um fo bebeutfamer und folgenfchiverer. 
In Belgien wünſcht der König eine Verſtärkung der Vertheidigungsfraft des 
Landes und bat fh eine dafür niedergelehte Commiſſion in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem gefammten Offiziercorpg für Einführung ber allgemeinen 
Wehrpflicht ausgeiprochen. Allein die Biichöfe, das Minifterium und bie 
clericale Partei wollen davon nichts wilfen und der Kriegsminiſter gab daher 
feine Entlaffung ein. Die Frage tft damit noch nicht erledigt, das Mini⸗ 
fterium lavirt und fucht die Sache Binauszufchieben, wird aber fchließlich 
body wohl zu Sonceffionen ſich genöthigt jehen. In Holland ftand die Frage 
ſchon feit längerer Zeit mit dem ganzen Vertheidigungsſyſtem auf der Tages» 
ordnung, gelangte jedod im Jahre 1872 nicht zur Entſcheidung; felther tft 
indeß die allgemeine Wehrpflicht von ber II. Kammer ber Generalitanten 
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verworfen worden, was zu einer Miniſterkriſis führte, die in dieſem Augen 
blick noch nicht entichieden iſt, leicht aber zu einem Rücktritt des ganzen Ir 
beralen Minifteriums führen könnte. In Schweden endlich if bie Befeiti- 
gung der Stellvertretung und damit die Einführung der allgemeinen Wehr⸗ 
pfliht von beiden Kammern des Reichstags beichloffen und der Beſchluß vom 
König janctionirt worden, womit freilich Die dort ion frit mehreren Jahren 
ſchwebende Trage der Militärorganifation noch leineswegs vollftändig gelöst 
ericheint. Nach außen hatte von allen biefen Staaten keiner im Laufe des 
Jahres Gelegenheit, fich irgendwie bemerffich zu maden. Die natürlide Au⸗ 
näberung der drei fcandinavifhen Reiche unter fi) macht nur jchr lang 
fame Fortſchritte: der Verfuh, ein gemeinfames Münzigftem für alle drei 
zu Stande zu bringen, ſcheiterte wenigftens theilweiſe an dem Widerſpruch 
Norwegens. 

Die Türkei bewegte ſich weientli in denfelben Bahnen wie feit dem 
Krimkriege überhaupt, d. 5. fie zeigt neben manchen Anläufen zur Reform 
conftant ein allmäliges, wenn auch allerdings nur langfames Sinken von 
Seite ber Dsmanen und dagegen ein allmäliges, aber ebenſo langjames 
Yortfchreiten der von ihr bis auf einen gewiflen Grad getrennten Gliedet 
wie der ihrer Direften Herrſchaft unterworfenen chriſtlichen Rajahs. In Ru 
mänien find die Zuftände freilich nichts weniger als befriedigende: das Boll 
ift für die Berfafjung, die das Land ſich gegeben bat, noch bei weiten nidt 
reif und für ein ſolches Bolt ift cine foldhe den Wefleuropäern nachgeüffte 
Berfafjung entjhieden mehr ein Hemmſchuh als ein Hebel für bie TFörderung 
allgemeiner Eultur; eine gewifjenlofe und verächtlihe Demagogie benüßt fie le⸗ 
diglich al8 Mittel, um fortwährend in den Eingeweiden des Staates zu wühlen 
und Fürft Karl hat bei den beſten Abfichten offenbar Mühe, ſich nur aufredt 
zu erhalten. Ganz andere Hoffnungen gewährt Serbien. Hier erreichte der 
nah der Ermordung des Fürften Michael auf den Thron geſeßte junge 
Milan im Laufe des Sommers 1872 das Alter der Bolljährigfeit und er- 
griff demgemäß die Zügel der Regierung. Das Land ſchreitet fangjem, 
aber ftetig nıb ficher vorwärts und wenn dercinft die Kataſtrophe eintritt, 
fo wird e8 jebenfalls berufen fein, ein entjcheidendes Gewicht in die Bang 
ſchaale zu werfen, ſchon weil fein Militärweſen und zwar jeit längerer Zei 
auf einem durchaus achtunggebietenden Fuße organifirt und das Boll ein 
anertannt tapfereß if. Selbſt das wilde Montenegro ift fihtli bemüht, 
wenigftens die erſten Efemente der Civilijation bei fich einzuführen. Alle 
biefe Glieder find mit der Xürkei nur noch durch ein ſchwaches und immer 
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ſchwächer werbenbes Band verbunden. Und im Grunde iſt das aud mit 
Aegypten der Fall, deſſen Khedive Längft den Schlüffel gefunden bat, fi 
mit dem Großherrn und mit den türfiichen &roßmwürdenträgern gut zu ftellen. 
In jüngfler Zeit bat er denn aud einen Ferman ermwirkt, der ihm das 
Recht gewährt, feine Militärmadht befiebig zu vermehren und ebenfo nad 
Belieben Schulden zu contrahiren, was ihm bisher noch fehlte, jo daß er 
dereinſt für die mohamedanifchen Theile bes gegenwärtigen Gebietes der Pforte 
ebenjo gefährlich werden könnte, wie es Serbien zc. für diejenigen find, in 
weichen bie chriſtlichen Rajahs überwiegen. Was den Sultan Aegypten und 
dem Khedive befonders günftig flimmt, tft der Umftand, daß dort die Direfte 
Erbfolge eingeführt ift, die er auch für die Türkei zu Gunften feines Sohnes 
Izzeddin und zum Nachtheil feines Neffen gern einführen möchte. Bis jeht 


bat der Sultan den Schritt noch nicht gewagt; aber die Frage hängt ge | 


witterſchwanger über der Türkei und Lönnte möglicher Weiſe die Kataſtrophe 
Schneller herbeiführen, als es ſonſt wahrſcheinlich iſt. Won nicht zu unter- 
fchägender Wichtigfeit war es auch, daß der Sultan zu Anfang 1872 fi 
endlich entſchloß, den Tangjährigen Wünſchen der Bulgaren zu entiprecdhen 
und ihnen troß alles Widerftandes des Patriarchen von Konflantinopel eine 
von diefem unabhängige Hierarchie mit einem Exarchen an der Spike zu 
gewähren. Es war bieß nicht nur ein kirchliches, ſondern zugleich auch ein 
politijches Ereigniß, der Anfang einer fünftigen Selbftänbigkeit der Bulgaren 
und es ift eben darum fehr die frage, ob die Pforte damit von ihrem 


Standpunft aus weiſe gehandelt hat. Das Ereigniß ift indeß zunächft fürRuslane. 


Rußland faft bedeutſamer als für Die Türke. Es mußte ſich dabei für bie 
Bulgaren oder für das griedhifche Patriarchat erflären und der Entjcheid fiel 
zu Gunſten der Bulgaren aus. Dadurch verlor aber Rußland mit Einem 
Schlage die Sympathie und die bisherige Unterftüßung des gefammten grie- 
hiſchen Elements im Oriente, was unter Umftänden fehr in’s Gewicht fallen 
önnte. Einen Augenblid [dien das Verhältniß zwiſchen Rußland und ber 
Pforte fi trüben zu müflen, als der Großvezier Mahmud Paſcha, der jeit 
vom Tode Aali Paſcha's eine Annäherung an Rußland gefucht und gepflegt 
yatte, plößlich geſtürzt wurde. Rußland mochte fih indeß damit tröften, 
ap feit der Zeit ein fo raſcher Wechſel in ber Beiegung ber höchſten Re= 
jerungsfiellen je nad) der angenblidiihen Laune bes Sultans ober den 
vechlelnden Einflüffen des Harems eingetreten iſt, ber eine georbnete und 
tetige Verwaltung abſolut unmöglihd madt. Es fann rubig zufehen, ruhiger 
ils andere, wenn bie Türkei mit eigenen Händen an ihrem Verderben ar« 
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beitet. Inzwiſchen lenkte e8 feine Blide ben mittelafiatiichen Verhälmiſſen 
zu und traf die Vorbereitungen zu eincr Expedition gegen das Chanat son 
Chiwa, der Iebten noch unabhängigen Macht in Turkeſtan. Bevor es indeß 
jur Ausführung fchritt, glaubte es ſich mit England verflänbigen und 
diefes über feine Abfichten beruhigen zu follen, welche Miſſion e8 dem Grafen 
Schuwaloff übertrug. Im Innern arbeitete es raſtlos an der Berbollftän- 
digung feines Eijenbahnjyftems, das für NRußland allerdings eine, namentlich 
auch militäriſch, noch viel größere Bedeutung bat, als für irgendein anderes 
Land, und zu Hebung jeiner Militärmaht an der Einführung der allge 
meinen Wehrpflicht, wie fie für Rußland paſſend und möglid) jein fellte. 
Die Bejreiung der Leibeigenen hatte dancben ihren allmäligen Fortgang wie 
bisher und chenjo blieb die Politil gegenüber Polen diefelbe wie im den 
Iekten Jahren und nicht ohne ſichtliche Erfolge, namentlich in den fog. jü- 
weſtlichen Gouvernements, in denen die Landbeböllerung dem rujfiichen Bolls- 
flamme angehört und nur der Adel und bie Stäbtebenöfferung polniſch find. 
Diefe wurden ftreng und hart Ddarniedergebalten, fo daß die Auffifigirung 
bes Landvolks ungehemmt fortichreiten konnte und wirflich politiich und fırd- 
lich immer entjchiedener Fuß zu faflen fcheint. Auch in der Politif der 
ruffiihen Regierung gegenüber den Oſtſeeprovinzen ift feinerlei Aenderung 
eingetreten. Die öffentlihe Meinung in denſelben jcheint ſich indeß cher 
etwas beruhigt zu baben. 

Hord- Die Vereinigten Staaten von NRordamerila traten im Lauf des Jahres 

amerifa.1 872 in keiner für Europa bedeutjamen Weiſe hervor, außer durch bie jchen 
erwähnte ſchiedsrichterliche Erledigung ihrer Differenzen mit England, die 
fonft allerdings für dieſes früher oder |päter Teicht verhängnißvoll hätten ge- 
ftalten können, was aud für das übrige Europa die nachtheiligfte Rüd- 
wirfung würbe geäußert haben. Im Mebrigen gingen die Dinge in den 
Südftaaten und deren neue Geſtaltung ihren bisherigen Weg fort, ohme vor- 
erft überall befriedigende Rejultate zu Tage zu fördern. Die Frage der Wir 
derwahl bes Präfidenten Grant führte zu einem jehr lebhaften innern Partei⸗ 
kampf. Der Verſuch, aus der bisher Dominirenden jogen. republifanijchen 
Partei heraus eine neue zu bilden mit genau befinirten Reformbeftrebungen, 
fcheiterte indeß an einem Mißgriff in der Wahl des Grant entgegenzufchen- 
den Gandidaten und Grant wurde mit großer Majorität wieder gewählt. 
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Wo es nötkig oder wünſchenswerth ſchien, iſt neben der Seitenzahl der Monat mit 
rönmijchen, der Monatstag mit arabiſchen Ziffern bezeichnet. 


Mitkatholiten: S. 35—249: IX 20 (Gongreß in Köln, Beſchluſſe) S. 186. 
Baden ©. 55 85-249: I 1, 8, 27, 28; II 10; III 2, 9, 10, 15, 20, 21; VII % 


Actenſtücke: In 21 (Thronrede) S. 107. 

Bayern: ©. 85—249: I 14, 19, 2, 80, 31; II 8, 23, 26; MI, 7, 8, 10, 20, 
26; IV 15, 19, 23, 25, 26; vıs 21, 31; 132, 5, 14, 19, 29; vo 2, 
30, 81; vll, 5, 12, 19, 28, 30; IX 6, 9, 19; X 2,3, 2, 31: XI 6, 
12, 14; XU 6, 12, 15. 

Wctenftäde u. del.: I 23—27 (II. Aommer: Debatte über die Beſchwerde des 
Biſchofs von Augsburg gegen die a rtatgoiten ) ©. 39—49; U 8 (H. Ram- 
mer: Debatte über die Rejervatrehte) ©. 69; VIII 30 (die ultramontane 
Prefie) ©. 173. 

Delgien: S. 492—495. 

Biſchöfe, deutihe: S. 35—249: IX 18 (Dentihrift) S. 184. 

Braunfgweig: S. 35—249: XI 6; XII 6 (Erbfolge) S. 236. 

Bremen: ©. 35—249: IV 24. 


Eoburg-Gotha: ©. 35—249: II 14; III 7, 20. 

Eurie päpftlie: ©. 454-465. 

Actenftüde u. dgl.: II 9 (Disputation mit den Proteftanten in Kom) ©. 454; 
VI ı3 (Deutichfeindliche Aniprade des Papflesı S. 455; VI 16 (Schreiben 
des Papftes an Untonelli über die Lage der Kirche und den Conflict zwiſchen 
den beiden Gewalten) S. 456; VI 24 (AUnſprache des Papftes an den deutichen 
Refeverein über das Steinden und den Eoloß) ©. 460; VII 2 (Der PBapft 
für Betheiligung an den Municipalwmahlen) S. 461; X 18 (Anſprache des 
Papfles wider den König dv. Jtalien) S. 462; XII 22 "(Alloeution des Papfies 

gen Deutſchland, Italien und die Schweiz) ©. 463; XI 2 (Anſprache des 
—** an die Offiziere des ehemaligen päpftlichen Here) S . 465. 


Mänemart: S. 503—505. 


@ifaß-Lothrinuen: S. 35—249: 129 91; II 27; III 1, 6, 7, 22: IV 29; 
V 1,29; VI 12,26: VOL? 21; IX 4. 28; X 1; Xl 5. 20; XII 30. 38. 

Actenftüde u. dgl.: III 7 u. 22 (Ovtionsfrage) S .92 u. 107; IV 9 (Stiftungs⸗ 
urkunde der Univerfität Straßburg) ©. 119; "x 90 (Entwurf eines Geſetzes 
über daß Unterrichtaweſen) ©. 246. 
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England: S. 325—852. 
Uctenfüde u. del: I 15 (Broteft der Regierung gegen die fog. indirekten Forde⸗ 
rungen der Union in der Alabamafrage) ©. 325; II 6 (Thromrete) ©. 326; 
II 11 (Tie neue Militärorganifation) ©. 328; IV 25 1Die irijche Uniser- 
fitätsreforın) ©. 334; V 13 u. VI 3 ı Der Gang des Genfer Schiedsgerichts) 
©. 885 u. 337; VI 15 (Erklärung des Präfidenten des Genfer Schiedsgerichtt) 
S. 339; VID 10 (Thronrede und Rüdbtid auf die Seffion) ©. 344; IX 15 
(Urtbeilsiprudg des Genfer Schiedsgerits) S. 346; X 21 (Die San Juan 
Frage) ©. 349. 
nkreich: S. 353—442. 
ctenfüde u. dal.: I 19 (Debatte über die Steuerfrage) ©. 354; I 19 (Pre⸗ 
gramm der bonapartiftiiden Partei) ©. 360; I 23 (Die Frage der Kündigung 
des engliſchen Sandelsvertrags) S. 362; I 23 (Debatte Über Die Haiti: 
abgaben zum Schuß der franzöfiihen Handelsmarine) S. 263; I 28 (Mani 
feft des Grafen Ehambord) ©. 365; II 2 (Debatte über die Wiederverlegung 
des WMegierungsfiges nad) Baris) S. 366; II 15 (Beleg beir. eventuelle Er: 
fegung der Rationalverjammlung durd die Generalräthe) S. 368; I 21 
(Vorlage der Regierung gegen die Prefſe) ©. 370; III 4 (Geſetz gegen die 


Dupam 
loup’s für ein Unterrichtsgeſetz) S. 409; VII 12 (Scandalöfe Debatte über 
den fog. Part von Bordeaux) S. 410; VII 18 (Hr. Thiers jet enblich feine 
Rohfloffbekteuerung dur) ©. 414; VII 29 (Der Finanzminiſter Aber des 
Reiultat der Drei-Milliarden-Anleihe) ©. 415; VII 19 (Uufruf zu natie⸗ 
nalen Walfahrten) ©. 419; IX 9 (Thiers gegen die Auflöfungs-Ngitetion 
Bambeita’s) S. 420 u. 422; X 25 (Reue Manifeftation Chambords) ©. 433; 
XI 13 (Botſchaft Thiers' an die Rationalverfamnlung und die Debatte dar- 
über) ©. 425; XI 18 (Debatte über die Interpellation Ghangarnier’g gegen 
Oambetta) S. 431; XI 21 (Erklärungen Thiers' in der Commiſſion) ©. 432; 
XI 26 (Bericht Batbie) S. 433; XI 28 (Erklärung und Untrag des Juſtiz⸗ 
minifters, Rede Thiers’) ©. 435. 

Freimaurerei, deutihe: S. 35—249: V 1. 


Generalverfammlung deutſcher katholiſcher Vereine: ©. 35—249: IX 9 (Wefelz- 
tionen) S. 180. 
Griedenland: S. 523—524. 
andeldtag, deutiher: &. 35—249: V 18. 
andwerfertag, deuticher: IX 25 (Debatten und Beſchlüſſe) S. 198. 
efele, Bilhof: S. 35—249: X 31 (Verdffentlihung feines Vriefes vom 11. Ro 
vember 1870 und Beurtheilungen) S. 216. 
Seflen: S. 35—249: I 2; II 27; UI 4; VIII 14, 28, 29; IX 3, 13, 30; X 14, 
22, 81; XI 7, 10, 17, 19, 21, 28. 
Actenſtücke: X 14 (Programm des neuen Minifteriums) S. 206; ZI 7 (Schluß 
des Sandtags, Müdblid des Miniflerpräfidenten) S. 221; XI 10 (Programm 
der Fortſchritispartei) ©. 222; XII 21 (Thronrede) S. 243. 
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Deolland: S. 496-502. 


—uternetionale: IX 2 (Berhanvlungen und Beſchluſſe des Eongrefies im Haag) 
©. 98: XH 30 (Beſchluſſe des neuen Centralcomite’s in Newyork) ©. 249. 

—talin: S . 443-453. 

a etenfüde u. dal.: I 12 (Sella über die wirthſchaftliche Entwidelung des Landes 
1861 —1870) e. 443; XI 3 (Militärvorlagen) ©. 450: XI 20 (Borlage 
betr. Aufhebung der Klöfter in Rom und der romiſchen Provinz) ©. 450; 
XI 23 (Erlaß betr. geiftliher Schulen) S. 451; XI 28 (Bisconti» Benofla 
über die nediehungen zum Ausland) ©. 452. 

—uriftentag. deutier: S. 35—249: VIII 29 (vBeſchluſſe) S. 173. 


—— Berſammlung in Eiſenach: X 6 ©. 205. 

Matholikenverein, Mainzer: S. 35—249: VII 8 (Aufruf und Statuten) €. 165 ; ; 
IX 80, X 6 (Reiotutionen) ©. 208. 

Mirchentag. evang. deutſcher: X 1 (Beſchluſſe) S. 196. 


Lippe-Detmolb: ©: 35—249: TI 20; IV 1; V 15; VII 24; IX 4. 
Zuremburg: ©. 35—249: II 29; HI 17; vi 10; vor ıl; IX 15; XI 5, 10. 


Medlenburg: S. 35—249: X 19; XI 1, 18; XII 9 (Berfaffiungsfrage) ©. 258; 
XI 9, 16, 21, 27. 


Pen ©. 35—249: XII 9 

eich-Ungarifche Monardie: & S. 250-295. 

Actenſtücke uw dgl.: I 13 (Worefle des Abg.-Haufes, Erflärung der Regierung, 
Antrag der Polen, Erflärungen der Slovenen und der ultramontanen Ty⸗ 
role) ©. 250; I 15 (Erklärung Undrafiy’s gegenüber einer ultramontanen 
Deputation über das Berbältnik gm Papſt) S. 252; II 10 u. 23 (Even⸗ 
tuelle Eonceifionen an die Polen) S. 254 u. 258; II 13 (Erklärung der Re 
ierung über die ana hizeform ©. 255: DI 16 (frage der zeitweiligen Ein- 
lan! der Jury) ©. 255; HI 20 u. 26, II 14, V 23 u. VI19 (Stellung 
der Regierung den Alttotholifen gegenüber) ©. 256, 258, 262, 268, 272; 
I 21 und X 26 (frage der Rationalbanf bez. Ungarn) ©. 257 und 285: 
IV 16 Ungariſche Throntede) ©. 264; V 2 (Dentiärift der Biſchöfe) ©. 265; 
VI 4 (Erklarung der Regierung betr. Handelßvertrag mit Frankreich) ©. 270; 
VI 23 (Cizechiſche Enthüfungen) S. 273; VII 7 (Die Frage der Reform 
der kath.⸗heolog. Sacultäten) S. 274; VIE 24 (Berlangen der Rutbenen Ga⸗ 
ligiens) S. 275; IX 4 (Ungarijde Thronrede) S. 275; IX 24 (Undrafiy über 
die auswärtige Politit) ©. 277; IX 26 u. 30, X 9 (Die Brage der Erhöhung 
des Militäretats) S. 279, 280 u. 282; X 8 (Programm der foͤderaliſtiſchen 
Bartei) ©. 281; XU 7 (Rejultate der Sejfion der Sendie) ©. 289; XII 20 
(Die Bedeutung. der Wahlreform für Defterreih) ©. 293. 


Portugal: * 200 -800. 

Preußen: 85—249: I 9, 10, 11, 12, 18, 14, 15, 17, 22, 26, 28, 30, 81; 
168911. 12, 13, 18, 14, 16, 16, 20, 21, 21, 28, 24, 26, 
28, 28, 29, 2 29; HI, 8, 4, 6, 8, 9, 11, 11, 11, 18, 12, 12, 18, 14, 15, 


16, 17, 19, 20, 38, 38, 25: IV 1, 1,4, 9, 20; 7 2, 3, 10, 18, 20, 21, 
21, 2, 23, 8, 80, 31; vi 1,8, 8, 10, 10, 11, 11, 12, 14, 15, 15, 15, 
15, 15. 27; VII 8, 4, 8, 30, 30, 31; VII 1, 2, 10, 11, 16, 22, 24, 26, 


28:1IX 1,1,2,4, 5, 5, 9, 10, 11, 11, 11, 11, 12, 16, 25, 29,80; X 1, 

1, 1, 1, 4, 10, 10, 14, 15, 15, 17, 18, 20, 22, 25, 29, 81; XI 1,4, 5, 

6, 9, 10, 12, 18, 14, 16, 20, 21, 22, 26, 27, 29, 80, 30; XI 1, 2, 5, 

6,6, 8, 18, 14, 14, 15, 16, 18, 18, 19, 19, 21, 21, 27, 29, 29, 30, 80, 
0. 


30, 
Actenſt üde: 114 (Eventuelle Miftrauensrefolution des Abg. baue gegen Mühler) 
©. 37; 1 30 (Rede Bismards über die Gentrumspartei) ©. 50, I 8 u. 13 
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(Abg.Haus: Debatte Über das Schulaufſichts⸗Geſetz) S. 54 und 77; II 20 
(Erlaß betr. Religionsunterricht an Gymnaſien) S. 84; III 6 ( haus⸗ 
Debatte über das Schulauffichts⸗Geſetz“ S. 88; IIT 11 (Minifer Fall an der 
Biſchof von Ermeland (S. 95; IH 15 (isinanzlage) S. 98; IU 16 (Tie 
Kreisorbnungs-Borlage) S. 100; IV 4 (Biſchof von Ermeland und Rinifer 
Halt) S. 110; IV 9 (Hirtendrief der Biſchöfe bez. Schulauffichtsgeieg) ©. 114: 
V 21 (Ball an Biſchof von Ermeland) E. 133; V 28 (Angelegenheit des 
Armeebiſchofs) S. 139; VI 15 (Bilhof von Ermelend an Fall) ©. 15°; 
VI 15 (Erlaß gegen die Thätigleit der Orden in der Bollsichule) ©. 158: 
VIII 28 (Erlaß bez. deutſche Sprade in polniſchen Schulen) ©. 171, I 2 
Der Raifer an den Riſchof von Ermeland) ©. 177; IX 5 (Der Biſchos ven 
rmeland an den Raijer) ©. 178; IX 9 (Bismard an den Biſchof von Er- 
meland) &. 180; IX 16 (Bismard an den Biſchof von Ermeland) ©. 183: 
IX 25 (Zemporalieniperre gegen den Biſchof von Ermeland) ©. 195; X 22 
(Debatte über die Kreisordnung) S. 210; XI 12 (Thronreie) ©. 222; U 
16 (Totation der Provinzen) S. 224; XI 27 (Debatte über bie ciericalen 
Unträge NReicheniperger und Mallinfrodt) &. 230; XU 21 (Ef. Sanbidsreiben 
an Bismard) S. 242; XII 30 (Project eineß Geſetzes beir. kath. Gemeinte- 
vertretungen und Kichenvorflände; Proteſt des Biſchoſs d. Paderborn) ©. 247. 
Proteſtantentag, deuiſcher: X 2 (Beichläffe) S. 200. 
u) © Innere Kämpfe: ©. 85—249: V 13 (Erflärung für Syden m 
isco) ©. 128. . 


Reli, deuties: S. 85—249: 12, 8, 9; I 8, 18, 14, 14, 28; II 2, 5, 7, 
9, 13, 17, 21, 22; IV 8, 9, 14, 14, 16, 18, 23, 25, 25, 27, 29, 30; V 
1, 2, 7, 8, 11, 13, 14, 15, 22, 25, 25, 25, 27, 28, 28, 29, 30, 30; VI 
4, 5, 6, 6, 7, 8, 10, 10, 11, 12, 13, 13,.14, 15, 17, 19, 19, 25, 28, 
22. 2; ul 2, 5, 24, 28, 80; IX 3, 4, 5; XI 11, 18, 18, 19, 21, 

’ ’ . 

Üctenfüde u. dgl.: IV 8 (Thronrede) S. 111; IV 9 (Bundesrat ber den 
trag Laster) ©. 118, IV 16 u. VI 5 (Öberfier Rechnungshof) ©. 11 
149; IV 14 (Rebe Bismards über die Angelegenheit Hohenlohe) ©. 1 
153; V 15 (Anträge in der Jeſuitenfrage) S. 131; V 25 m. VI 
Bertheilung der franzoſiſchen Kriegsentihärigung) S. 136; V 27 (Deufidriit 
über die Marine) ©. 137; V 29 (Antrag Lasler) S. 139; VI 14 (Jeſuiten 
geſetz) S. 154; V 29 (Vertrag mit Granfreih bez. Räumung (S. 162; 
VO 5 (3euitengeieg) S. 164; XII 30 (Eivilprozeßentiourf) ©. 244. 

Außland: S. 512—517. 

AUctenftüde u. dgl.: 1 15 (Der Staatshaushalt) ©. 512; II 6 (Fuiſche Thros⸗ 
rede) S. 513; VI 25 (Der Iivländifhe Landtag) ©. 515; Vi 12 (Wenberung 
im Preßregime) ©. 515. 


Sachſen: S. 35—249: 19; 116, 14, 3; II 12, 15, 25, 26; IV 30; X 4; 
X1 5, 13, 15. 17, 19, 25, 28; XI 14, 17, 20. 

Altenttüde: I 9 (Volksſchulgeſetzvorlage) ©. 86; IH 12 (Dief. in der IL Kammer) 
©. 96; XI 17 (Gonfiftorialgefeg) &. 226. 

Schweden und Norwegen: S. 506-511. 

Actenſtücke uw dgl: I 17 (Schwediſche Thronrede) S. 506; 11 2 (Rorivegiide 
Thronrede) ©. 506; III 3 (Weltliche Schulauffiht in Schweden) S. 507; 
11 15 (Berfaffungsveränderung in Schweden) S. 507; V 18 (Rormwegikhe 
ahronrebe) ©. 509; XI 1 (Einführung der allgem. Wehrpflicht im 


S. 510. 
ide le 14 (Berwerfun Unterrichtögefeges in Zarih 
ctenftüde u. dgl.: erw des neuen i in Sr: 
©. 467; IV 20 (Ueberfiät des Entwurfs einer Reviflon a ee 
©. 467; V 123 (Refultat der Bollsabflimmung über die Bundesreuifien nad 
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Kantonen und im Ganzen) ©. 475; VI 29 (Genfer Dejeg, beit. die religidfen 
Gorporationen) ©. 476; VIII 11 (Unterhandlungen der Regierung von Genf 
mit dem Biſchof von Freibur 9) ©. 477; IX 20 (Dekrete der Regierung von 
vl gegen Biſchof —— ©. 478; IX 28 (BProteft Mermillod’s) S. 480; 

X 16 (Schreiben des Bilchufs von Freiburg an die Renierung von Genf) 
©. 481; X 22 (Manifeft der Genfer Regierung an das Bolt betr. die kirch⸗ 
lichen Wirren) ©. 482: X 23 (Der Bilhof von Freiburg verzichtet auf dag 
Bisthum Genf) S. 483; X 23 (Refolutionen der proteftantifch- kirchlichen 
Reformpereine E 483; XT 8 (Beſchluß der Regierung von Solothurn wider 
Biſchof Lachat) € , 484: XI 16 (Beſchluß der Gemeinde Solothurn gegen die 
Unfehlbarkeit) ©. 486: XI 17 (Beihluß der Gemeinde Olten gegen die Un» 
fehlbarteit) ©. 486; xt 19 (Beiglüffe der Solothurner Didcefanconferenz 
wider Biſchof Ladjat) ©. 486; XII 1 (Beihlüffe der Altkatholikenverſamm⸗ 
ung in Olten) €. 488; XII 18 (Biſchof Lachat lehnt die Forderungen ber 
€ Berjanconfereng ab) €. 490; XII 20 (Wiederaufnahme der Bundesrevifton) 

Spain: € 8301-34. 

Actenſtücke u. dgl: IV 15 (Manifet des Don Carlos) S. 303; IV 17 (Erflä- 
rung ers) ©. 304; IV 21 — des carliniſchen Obergenerals) 
€. 804; « 24 (Throntebe) e. 305; V 2 (Weitere Proclamationen des Don 
Garlos) © 306; V 15 (Manifeft ve Infanten Wlpbons e: 807; M 24 
Convention Gerrano’s zu Amorevieta mit den Garliften 309; V 25 
Manifeſt des Garlifiengenerals Tristany in Gatalonien) €. 310; vi 16 (Er⸗ 

ae der Eegeftiniichen Mehrheit der Eortes) €. 312; VI 27 (Brogrammı 

Zorilla) S. 318; VII 16 (Erllärung des Don Garlog für Foderalismus) 

S. 314; VII 19 (Brogramm der zalicalen Bartei) ©. 316; vi 22 (Ma⸗ 

nifeft der Republilaner) E. 817; 15 (Beite ronrede des Königs) ©. 
818; X 12 (Traurige Lage des —— S. 8 


Zürkei: S. 518— 522. 


Vereinigte Staaten von NRordamerika: S. 527—538. 

Actenſtücke u. dgl.: IT 29 und V 3 (Bunbfäreiben und Programm der neu- 
republitaniſchen Partei) ©. 528 u. 529; VI 6 (Programm I der alterepubli- 
kaniſchen Partei) E. 530; XII 4 (Botichaft Grant’s) €. 53 


Walde: S. 35—249: VI 13. 

Weimar: €. 85 U: 125; V 15. 

Raürttemberg: © . 85—249: 1 15, 28; 11 8, 3, 26; III 8, 15, 18, 19, 24; 
VI 28; vn 15; IX 27; x 31: X 20; au, 11, 18, 18. 

Actenſtücke: n8 (Frage der Reiervatreihte) © 














